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Ausbau der Windkraft in Baden-Württemberg 
1 Einleitung 
„Explosion in japanischem Atomkraftwerk“1 – so titelte die „Zeit online“ am 
12. März 2011. Ein von einem schweren Erdbeben ausgelöster Tsunami 
hatte die Anlage, ebenso wie die Notstromversorgung, beschädigt und zu 
einem Ausfall des Kühlsystems geführt. Es folgten Explosionen und 
Kernschmelzen in den Reaktoren 1 bis 3, wodurch Radioaktivität frei 
wurde. Auch heute, über ein Jahr nach der Katastrophe, sind die 
weltweiten Folgen für die Umwelt noch nicht eindeutig absehbar.  
In Deutschland rückte mit dieser Katastrophe die Diskussion über die 
Nutzung der Kernenergie und die damit verbundenen unkalkulierbaren 
Risiken in den Mittelpunkt, sodass der Bundestag am 30. Mai 2011 der 
Novelle des Atomgesetzes zustimmte und damit den Ausstieg aus der 
Kernenergie bis 20222  festlegte. Um diesen Beschluss durchführen zu 
können und trotzdem die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands 
zu erhalten, muss die drohende Energielücke geschlossen werden. Die 
erneuerbaren Energien, darunter auch die Windenergie, sollen dabei eine 
wichtige Rolle spielen. Welche das ist, und wie insbesondere mit 
rechtlichen Mitteln versucht wird, die vorgegebenen Ziele zu erreichen, soll 
diese Arbeit zeigen. 
 
Dazu soll zunächst, nach der Klärung einiger Grundlagen, auf die 
Möglichkeiten der planerischen Steuerung von Windenergieanlagen 
eingegangen werden. Dabei soll auch die Lage in Baden-Württemberg vor 
der Änderung des Landesplanungsgesetzes Baden-Württemberg 
beschrieben werden und anschließend die mit der Gesetzesnovelle 
herbeigeführte neue Rechtslage betrachtet werden. Den Abschluss der 
Arbeit wird eine kurze Darstellung des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens an Hand der Anfang 2011 genehmigten 
Windkraftanlage in Ingersheim im Landkreis Ludwigsburg bilden. 
 
                                               
1
 Vgl. Anlage 38: Explosion in japanischem Atomkraftwerk. 
2
 Vgl. § 7 Abs. 1a Atomgesetz. 
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2 Grundlagen 
Bevor auf die planungsrechtlichen Steuerungsmöglichkeiten bei 
Windenergieanlagen eingegangen werden kann, ist es notwendig, 
verschiedene Grundlagen, die mit der Nutzung der Windenergie 
zusammenhängen,  näher zu betrachten. Dazu zählen die Energiewende 
als Motor für den Ausbau der erneuerbaren Energien, deren momentaner 
Ausbau- und Entwicklungsstand bei der Energieerzeugung und ein kurzer 
Abriss über die Funktionsweise moderner Windenergieanlagen.      
 
2.1 Energiewende und erneuerbare Energien 
Als Energiewende wird der grundlegende Umbau der 
Energieversorgungssysteme hin zu einer nachhaltigen Energieerzeugung 
und einer effizienteren Nutzung der Energie bezeichnet.3 Nachhaltigkeit 
kann dabei nur mit einer Abkehr von fossilen Energieträgern und dem 
Ausstieg aus der Kernenergie erreicht werden. Die Abkehr von fossilen 
Energieträgern ist notwendig, da fossile Brennstoffe nur begrenzt zur 
Verfügung stehen und durch die bei ihrer Verbrennung entstehenden 
Treibhausgase nachteilige Auswirkungen auf das Klima haben. Auch die 
Kernenergie kann nicht als nachhaltig eingestuft werden, wie der Unfall in 
Fukushima und die daraus resultierende Umweltkatastrophe zeigt. Um 
den Wegfall dieser Energiequellen und den vermutlich weiter 
ansteigenden Energiebedarf zu kompensieren, muss unser momentanes 
Energieversorgungssystem deshalb von Grund auf verändert werden.  
Ein erster Schritt auf dem Weg zur grundlegenden Änderung des 
Energieversorgungssystems ist die Steigerung der Energieeffizienz. Das 
bedeutet, dass für das Erreichen eines bestimmten Ziels eine geringere 
Energiemenge als bisher aufgewendet werden muss, für einen 
bestimmten Vorgang in der Theorie also Energie eingespart werden kann. 
                                               
3
 Vgl. Anlage 5: Notwendigkeit der Energiewende. 
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Eine Steigerung der Energieeffizienz senkt den Strom- und den 
Gesamtenergieverbrauch, solange es nicht zu einem sogenannten 
„Rebound-Effekt“ kommt. Dieser bewirkt, dass entweder das eingesparte 
Geld sofort wieder für andere Güter ausgegeben wird, für deren 
Herstellung Energie aufgewendet werden muss, oder dass die Preise auf 
Grund des Effizienzgewinns sinken, was wiederum zu einer steigenden 
Nachfrage führt.4  Der Energiebedarf kann sich auf diese Weise sogar 
vergrößern, obwohl die Effizienzsteigerung eigentlich zu einem geringeren 
Energieverbrauch führen müsste.5 Die Energiewende braucht also nicht 
nur eine Steigerung der Energieeffizienz, sondern gleichzeitig auch 
Maßnahmen um einen „Rebound-Effekt“ zu verhindern oder zumindest 
einzuschränken.  
Weiter muss der Ausbau der Leitungsnetze vorangetrieben werden. Statt 
der zentralen Energieerzeugung in großen Kraftwerken mit hoher, 
gleichmäßiger Leistung werden die erneuerbaren Energien dezentral 
produziert,6 was zu einem höheren Flächenverbrauch führt. So kann z.B. 
eine einzelne Windkraftanlage mit einer Nennleistung von 2 bis 3 MW nur 
einen Bruchteil der Energie erzeugen, die ein Atomkraftwerk liefert.7 Es 
müssen also viel mehr Anlagen gebaut werden, um gleich viel Energie zu 
produzieren. Diese dezentral erzeugte Energie muss aber auch an die 
Verbraucher verteilt werden, die die Energie benötigen. So wird vor allem 
im Osten Deutschlands zum Teil so viel Energie aus erneuerbaren 
Energieträgern, insbesondere aus der Windenergienutzung, erzeugt, dass 
die Anlagen abgeschaltet werden müssen, um die Netze nicht zu 
gefährden.8 Diese Energie wird auch in Baden-Württemberg auf Grund der 
hier ansässigen Industrieunternehmen benötigt. Dazu müssen allerdings 
die Hochspannungsnetze eine Verteilung der im Osten erzeugten Energie 
bis hinunter in den Süden Deutschlands ermöglichen.  
                                               
4
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.17. 
5
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.17. 
6
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.12. 
7
 Vgl. Anlage 12: Kernkraftwerke in Deutschland: Leistung der noch in Betrieb 
befindlichen Kernkraftwerke liegt bei 1.300 MW und mehr pro Anlage. 
8
 Vgl. Anlage 30: Stromnetzüberlastung. 
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Gleichzeitig ist der Ausbau der regionalen Netze notwendig, um die 
dezentral erzeugte Energie über kurze Wege in die nahe gelegenen 
Städte und Gemeinden zu transportieren und dort die Erzeugungs- mit der 
Verbrauchsmenge in Einklang zu bringen.9 
Die zentrale Rolle bei der Energiewende spielen aber die erneuerbaren 
Energieformen, auf deren Fundament die künftige Energieversorgung 
aufgebaut werden soll. Dabei versteht man unter erneuerbaren Energien 
Energieträger, die nach dem menschlichen Verständnis unendlich sind 
und deren potentielles Angebot den Weltenergiebedarf um ein Vielfaches 
übersteigt.10 Hinzu kommt, dass ihre Nutzung sowohl klimafreundlich und 
sicher, als auch umwelt- und ressourcenschonend11 ist. Das Grundprinzip 
ihrer Nutzung beruht auf der Erzeugung von Strom, Wärme und 
Kraftstoffen aus nachwachsenden Rohstoffen und aus den in der Natur 
stattfindenden Prozessen. 12  Eine, nicht abschließende13 , Definition der 
erneuerbaren Energien enthält das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). 
Dieses zählt Windenergie, Wasserkraft, solare Strahlungsenergie, 
Biomasse und Geothermie zu den erneuerbaren Energien.14 Das größte 
Problem ihrer Nutzung ist ihre Speicherung. Da Sonne und Wind nur 
temporär vorhanden sind, muss für die Zeit vorgesorgt werden, in der es 
an der Energieerzeugung fehlt, zum Beispiel in der Nacht. Nur mit 
hochleistungsfähigen Speichertechnologien können die erneuerbaren 
Energien irgendwann zu einer Ablösung der konventionellen Energieträger 
gelangen.15  Welche Position die erneuerbaren Energien momentan bei 
der Energieversorgung einnehmen und welche Ausbauziele sich die 
Regierung auf dem Weg zur Energiewende gesetzt hat, soll im Folgenden 
geklärt werden.  
 
                                               
9
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.31. 
10
 Vgl. Anlage 4: Fragen und Antworten zur Energiewende. 
11
 Vgl. Anlage 10: Kurzinfo Erneuerbare Energien. 
12
 Vgl. Anlage 3: Erneuerbare Energien – Überblick. 
13
  Vgl. Anlage 13: Erneuerbare Energien und das EEG, S.14. 
14
 Vgl. § 3 Nr. 3 EEG. 
15
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.30. 
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2.2 Zahlen und Ausbauziele 
Im Jahr 2011 betrug der Anteil der erneuerbaren Energien am 
Endenergieverbrauch mit 294,6 TWh (Terawattstunden) etwa 12,2 %.16 
Davon wiederum dienten 41,4 % zur Strom-, 47 % zur Wärme- und 11,6 % 
zur Kraftstoffbereitstellung. Das ergab jeweils einen Anteil der 
erneuerbaren Energien von 20 % am gesamten Stromverbrauch, von 10,4 
% an der Wärmebereitstellung und von 5,6 % am Kraftstoffverbrauch17. 
Ziel sollen nach dem im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
festgeschriebenen Willen der Bundesregierung ein Anteil von 18 % am 
Bruttoendenergieverbrauch 18  und ein Anteil von 35 % bei der 
Stromversorgung19 bis zum Jahr 2020 sein. Bis zum Jahr 2050 soll sogar 
80 % der Strommenge aus erneuerbaren Energien bereit gestellt 
werden.20  
Da die Windenergienutzung allerdings nur zur Strombereitstellung dient, 
soll auf diese nun näher eingegangen werden. 
 
                                               
16
 Vgl. Anlage 1: Entwicklung der erneuerbaren Energien, S.2, S.4. 
17
 Vgl. Anlage 2: Erneuerbare Energien 2011, S.4; Anlage 1: Entwicklung der 
erneuerbaren Energien, S.4. 
18
 Vgl. § 1 Abs. 3 EEG. 
19
 Vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 1 EEG. 
20
 Vgl. § 1 Abs. 2 Nr.4 EEG. 
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Abb. 1: Struktur der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in 
Deutschland im Jahr 201121 
 
Die oben dargestellte Grafik zeigt die Zusammensetzung der 
erneuerbaren Energien im Verbrauchssektor Strom im Jahr 2011. Die 
erneuerbaren Stromlieferanten sind dabei Photovoltaik, Wasserkraft, 
Windkraft und Biomasse. Letztere umfasst alle biogenen Energieträger, 
also sowohl den biogenen Anteil des Abfalls, die biogenen flüssigen 
Brennstoffe und die biogenen Festbrennstoffe, als auch Deponie-, Klär-  
und Biogas. Mit 46,5 TWh und somit einem Anteil von 38,1 % an der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien ist die Windenergie der 
größte Stromlieferant unter den Erneuerbaren. Diese 46,5 TWh 
entsprechen dabei einem Anteil der Windenergie von 7,6 % am gesamten 
deutschen Stromverbrauch 22  und einem Anteil von 1,9 % am 
Endenergieverbrauch.23 
                                               
21
 Vgl. Anlage 2: Erneuerbare Energien 2011, S.8. 
22
 Vgl. Anlage 2: Erneuerbare Energien 2011, S.7. 
23
 Vgl. Anlage 2: Erneuerbare Energien 2011, S.5. 
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Der Windstromertrag basiert unter anderem auf dem Zubau von 895 
neuerrichteten Anlagen, die zu einem Nettoleistungszubau von 1.885 MW 
führten. 24  Damit waren im Jahr 2011 22.297 Anlagen 25  mit einer 
installierten Leistung von rund 29 GW26 in Deutschland am Netz. Davon 
stammen allerdings nur etwa 1,7 % aus Baden-Württemberg. 27  Denn 
obwohl der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromversorgung 
2010 mit rund 17 % in etwa dem Anteil der Erneuerbaren in ganz 
Deutschland entsprach,28 wurden vor allem Wasserkraft und Biomasse zur 
Stromerzeugung genutzt. Die Windenergie mit weniger als 1 % rangierte 
dabei nur an vierter Stelle, wie die nachfolgende Grafik verdeutlicht. 
 
 
Abb.2: Struktur der Bruttostromerzeugung 2010 in Baden-Württemberg29 
 
Aufgrund des momentan geringen Anteils an der Stromerzeugung wird in 
der Windenergie das größte Ausbaupotential gesehen.30  
                                               
24
 Vgl. Anlage 2: Erneuerbare Energien 2011, S.6. 
25
 Vgl. Anlage 15: Anzahl der Windenergieanlagen in Deutschland. 
26
 Vgl. Anlage 19: Installierte Windenergieleistung in Deutschland: installierte Leistung, 
kumuliert 29.060 MW. 
27
 Vgl.  Anlage 19: Installierte Windenergieleistung in Deutschland: installierte Leistung 
insgesamt 486 MW; Anlage 7: Kraftwerke und Windleistung in Deutschland. 
28
 Vgl. Anlage 29: Bruttostromerzeugung in Baden-Württemberg; Anlage 9: Strommix in 
Deutschland; Anlage 28: Energie in Baden-Württemberg. 
29
 Vgl. Anlage 28: Energie in Baden-Württemberg. 
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Das Ziel der Landesregierung bis zum Jahr 2020 ist der Ausbau der 
erneuerbaren Energien im Stromsektor auf 38 %. 31  Dazu soll die 
Bruttostromerzeugung aus heimischer Windkraft auf rund 10 % 
anwachsen, was den Bau von etwa 1.200 Windenergieanlagen mit einer 
Leistung von 3 MW notwendig macht. 32  Dadurch soll mit den bereits 
errichteten Anlagen eine Strombereitstellung von rund 7 TWh pro Jahr 
ermöglicht werden. 33 Ein solches Wachstum soll durch die Änderung des 
Landesplanungsgesetzes erreicht werden.  
                                                                                                                                
30
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S. 5; Anlage 32: Träger der Energiewende; Anlage 
26: Energiegutachten 2012, S.15; Anlage 8: Kurzinfo Windenergie. 
31
 Vgl. Anlage 32: Träger der Energiewende. 
32
 Vgl. Anlage 25: Neuer Schub für Windkraft; Anlage 33: Windenergieerlass S.5. 
33
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.5. 
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2.3 Funktionsweise 
Die Nutzung der Windenergie als Unterstützung für die menschliche 
Arbeitskraft reicht weit in die Vergangenheit bis in die vorchristliche Zeit 
zurück. 34  Bis zum Ende des 19. Jahrhunderts wurden die 
Windkraftanlagen in vielfältiger Weise genutzt, um mechanische Energie 
zu erzeugen, bevor sie von Dampfmaschinen und preiswerten fossilen 
Energieträgern ersetzt wurden. 35  Erst mit der Möglichkeit die 
Bewegungsenergie des Windes in elektrische Energie, also Strom, 
umzuwandeln, stieg das Interesse an der Nutzung von 
Windenergieanlagen zur Stromerzeugung. 36  Die knapper werdenden 
Ressourcen, die Diskussion über die Sicherheit der Kernenergie und das 
steigende Klimabewusstsein förderten dieses Interesse noch.37  
Moderne Windenergieanlagen besitzen in der Regel drei Rotorblätter, 
welche sich um eine horizontale Achse drehen. 38  Abzüglich der 
Generator- und Getriebeverluste besitzen sie einen Wirkungsgrad von 
rund 50 %, welcher der rein physikalisch möglichen Entnahme von 59 % 
schon recht nahe kommt. 39  In Deutschland werden Windkraftanlagen 
heute ausschließlich zur netzgekoppelten Erzeugung von Elektrizität 
benutzt.40 Aus diesem Grund steht nicht die maximale Leistung, sondern 
der optimale Energieertrag im Vordergrund.41 Dieser wird dann erreicht, 
wenn die Anlage bei möglichst allen Windbedingungen auch Strom 
produzieren kann. Genutzt wird dabei das Prinzip des aerodynamischen 
Auftriebs.42  
                                               
34
 Vgl. Anlage 34: Windkraft. 
35
 Vgl. Anlage 31: BINE Windenergie, S.1.  
36
 Vgl. Anlage 34: Windkraft. 
37
 Vgl. Anlage 34: Windkraft; Anlage 31: BINE Windenergie, S.1. 
38
 Vgl. Anlage 14: Anlagenkonzepte. 
39
 Vgl. Anlage 34: Windkraft; Anlage 17: Energiewandlung; Anlage 31: BINE 
Windenergie. 
40
 Vgl. Anlage 8: Kurzinfo Windenergie. 
41
 Vgl. Anlage 18: Funktionsweise. 
42
 Vgl. Anlage 16: Auftriebsläufer. 
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Die so entstehende Auftriebskraft wird über eine Antriebswelle zuerst in 
mechanische Energie und mit einem Generator schließlich in elektrische 
Energie umgewandelt.43  
Die Leistung einer Anlage hängt von verschiedenen Faktoren, unter 
anderem von der Fläche der Rotoren und der Luftdichte, ab. Den größten 
Einfluss auf die Menge der erzeugten Energie hat jedoch die 
Windgeschwindigkeit, da sie in der dritten Potenz in die 
Leistungsberechnung mit einfließt.44 Um überhaupt Strom produzieren zu 
können, muss die Windgeschwindigkeit, je nach Anlagentyp und –
hersteller, 3 bis 4 m/s betragen. 45   Die Nennleistung oder installierte 
Leistung, also die maximal mögliche Leistung einer Anlage, wird allerdings 
meist erst bei einer Windgeschwindigkeit in einem Bereich von etwa 12 
m/s bis zur festgelegten Abschaltgeschwindigkeit erreicht.46 Das bedeutet, 
erst wenn der Wind eine Stunde hindurch mindestens mit dieser 
Geschwindigkeit weht, produziert eine Windenergieanlage mit einer 
Nennleistung von 2 MW auch tatsächlich 2 MW Strom pro Stunde.47 Im 
langjährigen Durchschnitt werden deshalb nur etwa 18 % der 
theoretischen Maximalleistung genutzt.48  
Die Windgeschwindigkeit selbst hängt unter anderem von der 
Geländebeschaffenheit, der Erwärmung der Erdoberfläche und von der 
Höhe eines bestimmten Standortes und seiner Umgebung ab.49 So weht 
z.B. in Norddeutschland mit 6 m/s im Jahresmittel der Wind mit einer 
höheren Geschwindigkeit als in Baden-Württemberg.50  
Da die Windgeschwindigkeit auch mit zunehmender Höhe ansteigt, 
werden die Anlagen für windschwächere Gebiete mit höheren Türmen und 
größeren Rotoren ausgestattet.  
                                               
43
 Vgl. Anlage 18: Funktionsweise; Anlage 34: Windkraft. 
44
 Vgl. Anlage 31: BINE Windenergie. 
45
 Vgl. Anlage 20: Leistungsbegrenzung und –regelung; Anlage 31: BINE Windenergie; 
Anlage 22: Nennleistung einer Windenergieanlage. 
46
 Vgl. Anlage 22: Nennleistung einer Windenergieanlage. 
47
 Vgl. Anlage 22: Nennleistung einer Windenergieanlage. 
48
 Vgl. Anlage 26: Energiegutachten 2012, S.27. 
49
 Vgl. Anlage 34: Windkraft; Anlage 31: BINE Windenergie. 
50
 Vgl. Anlage 35: Klimaatlas Verband Region Stuttgart, S.22. 
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So haben Windenergieanlagen mit einer Leistung von 2 MW in Baden-
Württemberg Rotordurchmesser von mehr als 80 m und Nabenhöhen von 
über 100 m 51  und die von der Landesregierung geforderten 3-MW-
Anlagen werden diese Höhen noch überschreiten. Als wirtschaftlich wird 
der Betrieb von Windkraftanlagen an Standorten eingestuft, bei welchen in 
100 m Höhe eine Windgeschwindigkeit von mindestens 5,3 m/s herrscht.52 
Die heute geplanten modernen Windenergieanlagen bewegen sich also im 
Multimegawatt-Bereich. Sie erreichen dabei regelmäßig eine Gesamthöhe 
(Nabenhöhe plus die Hälfte des Rotordurchmessers) von mehr als 50 m.53 
Damit unterfallen sie der Nr. 1.6 des Anhangs zur 4. BImSchV und 
bedürfen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung.54  
Für Kleinwindanlagen mit einer Gesamthöhe von unter 50 m ist nach        
§ 49 Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) ein 
Baugenehmigungsverfahren ausreichend. Anlagen bis zu einer Höhe von 
10 m sind gemäß der Nr. 3 c) des Anhangs zu § 50 Abs. 1 LBO sogar 
verfahrensfrei gestellt. Da die Nennleistung dieser Kleinwindanlagen aber 
bei rund 100 kW liegt, ist ihre Bedeutung für die Stromerzeugung nur 
marginal.55 Im folgenden Verlauf der Arbeit wird deshalb nicht weiter auf 
Anlagen dieser Größe eingegangen, ebenso wie auf die im Meer 
betriebenen Offshore-Windanlagen, da deren Ansiedlung nicht oder nur 
schwer von Baden-Württemberg aus gesteuert werden kann.  
 
                                               
51
 Vgl. Anlage 23: Immissionsschutzrechtliche Genehmigung Ingersheim; Ruf, Dietmar 
BWGZ 2011, S.1006, 1027: Referenzanlagen E82, E101 von Enercon oder Nordex 100. 
52
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.14; Ruf, Dietmar BWGZ_2011, S.1006, 1022. 
53
 Vgl. Anlage 6: BMU-Windkraft-Studie, S.15. 
54
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.23. 
55
 Vgl. Anlage 36: Liste der Windkraftanlagen in BW. 
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Mit dem technischen Fortschritt stehen auch große Teile Baden-
Württembergs einer wirtschaftlichen Windkraftnutzung offen. Damit der 
gewünschte Ausbau der Windenergienutzung aber in einem 
umweltverträglichen Maß voranschreitet und nicht überall, wo eine 
Nutzung wirtschaftlich möglich ist, zu Lasten anderer öffentlicher Belange 
bevorzugt wird, ist die planerische Steuerung unerlässlich. Der Hauptteil 
der Arbeit beschäftigt sich deshalb nun mit den planungsrechtlichen 
Steuerungsmöglichkeiten von Windenergieanlagen. 
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3 Planerische Steuerung 
Planerische Steuerung kann durch Gesamtplanungen grundsätzlich auf 
verschiedenen Ebenen stattfinden - auf örtlicher Ebene durch die 
Regelungen des Städtebaus und auf überörtlicher Ebene durch das 
Raumordnungsrecht.56  
Raumordnung ist nach der Auslegung des Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) die zusammenfassende, übergeordnete, weil überfachliche und 
überörtliche, Planung und Ordnung des Raumes. 57  Als 
Raumordnungsrecht können also die Rechtsvorschriften bezeichnet 
werden, die besondere staatliche Träger dazu ermächtigen, den 
Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilräume durch 
zusammenfassende übergeordnete Raumordnungspläne und durch 
Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu 
entwickeln, zu ordnen und zu sichern.58  
Inhalt des Raumordnungsrechts sind also ausschließlich raumbedeutsame 
Planungen und Maßnahmen.59 Das umfasst nach der Legaldefinition in § 
3 Nr. 6 ROG Planungen einschließlich Raumordnungspläne, Vorhaben 
und sonstige Maßnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder 
die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebiets beeinflusst wird. 
Die Aufnahme des Vorhabenbegriffs dient dabei der Klarstellung seitens 
des Gesetzgebers, dass raumbedeutsame Vorhaben im Sinne des § 35 
Abs. 3 Satz 2 BauGB mit raumbedeutsamen Maßnahmen im Sinne des 
Raumordnungsgesetzes übereinstimmen.60  
Bei der Beurteilung, ob eine einzelne Windenergieanlage in diesem Sinne 
raumbedeutsam ist, kommt es auf die tatsächlichen Umstände des 
Einzelfalls an.  
                                               
56
 Vgl. Scheidler, Alfred LKRZ 2010, Heft 2. 
57
 Vgl. BVerfG, 16.06.1954, AZ: 1 PBvV 2/52, Rn. 79, juris. 
58
 Vgl. Battis, Ulrich S.20. 
59
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rdnr.12, S.35. 
60
 Vgl. Anlage 39: Bundestags-Drucksache 13/6392, S. 81. 
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Maßgeblich sind neben der Dimension der Anlage, also ihre Höhe und ihr 
Rotordurchmesser, auch ihr Standort und ihre Ausstrahlung auf die 
Umgebung.61 Damit kann bei der Beurteilung nicht nur auf eine bestimmte 
Höhenangabe abgestellt werden. Jedoch kristallisiert sich durch 
verschiedene Gerichtsurteile eine gewisse Größenordnung heraus.  
So hat das Bundesverwaltungsgericht die Raumbedeutsamkeit einer 
Windenergieanlage mit einer Gesamthöhe von 97,5 m in seinem Urteil 
vom 17.12.2002 auf Grund ihrer Höhe und ihrer auf den Raum und seine 
Landschaft erheblich einwirkenden Fernsicht bestätigt.62  Ebenso wurde 
eine Anlage von knapp über 100 m wegen ihrer vertikalen Ausdehnung 
und ihrer Wirkung auf die weitere Umgebung als raumbedeutsam 
angesehen.63 Daneben hat das OVG Lüneburg für das (norddeutsche) 
Flachland die Einordnung von Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe 
ab 100 m als raumbedeutsam bekräftigt, da Anlagen ab dieser Höhe 
außerhalb von Städten und anderen dicht besiedelten Gebieten aus 
Gründen der Flugsicherheit eine Hinderniskennzeichnung benötigen, die 
deren optische Dominanz noch verstärkt.64 
Das spricht dafür, dass Anlagen, die zusätzlich noch auf einem erhöhten 
Standort errichtet werden, wie es auf Grund der topografischen 
Gegebenheiten in Baden-Württemberg vermutlich der Fall sein wird, erst 
recht raumbedeutsam sind. Zusammen mit den momentan gebräuchlichen 
Nabenhöhen von über 100 m ergibt sich daraus heute regelmäßig die 
Raumbedeutsamkeit von modernen Windenergieanlagen.  
                                               
61
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.11, juris. 
62
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.11, juris. 
63
 Vgl. BVerwG, 02.08.2002, AZ: 4 B 36/02, Rn.6, juris. 
64
 Vgl. OVG Lüneburg, 28.03.2006, AZ: 9 LC 226/03, Rn.26, juris. 
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Das Städtebaurecht, auch Bauplanungsrecht, als dem Bodenrecht 
zugehörige Rechtsmaterie regelt dagegen die unmittelbare Beziehung des 
Menschen zum Grund und Boden65 und bezieht sich auf die Gestaltung 
des lokalen Raumes unter überfachlichen und örtlichen 
Gesichtspunkten.66 Verankert ist es im Baugesetzbuch und den darauf 
gestützten Rechtsverordnungen.  
                                               
65
 Vgl. BVerfG, 16.06.1954, AZ: 1 PBvV 2/52, Rn.75ff, juris. 
66
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rdnr.10, S.34. 
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3.1 Der Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 
Vorhaben, die der Nutzung der Windenergie dienen, sind gemäß                
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im Außenbereich zulässig, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung 
gesichert ist.  
Windenergieanlagen sind damit im Außenbereich, der grundsätzlich von 
Bebauung frei bleiben soll67, bevorzugt zulässig und werden deshalb zu 
den privilegierten Vorhaben des § 35 Abs. 1 BauGB gezählt.68   
Zum Außenbereich gehören dabei diejenigen Gebiete, die weder 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs eines Bebauungsplans nach  
§ 30 Abs. 1 oder 2 BauGB liegen, noch innerhalb der im Zusammenhang 
bebauten Ortsteile nach § 34 BauGB.69 An der Zuordnung einer Fläche 
zum Außenbereich ändert auch ein einfacher Bebauungsplan nach § 30 
Abs. 3 BauGB nichts.70 Allerdings darf ein geplantes Verfahren seinen 
Festsetzungen nicht widersprechen.71 
Zulässigkeitsvoraussetzung für Vorhaben des § 35 Abs. 1 BauGB ist, dass 
keine öffentlichen Belange, wie sie sich aus der beispielhaften Aufzählung 
in Abs. 3 Satz 1  ergeben, entgegenstehen dürfen. 72  Bei 
Windenergieanlagen können besonders öffentliche Belange, wie 
Naturschutz und Landschaftspflege, der Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen in Form von Lärm oder Lichtimmissionen und der 
Schutz vor der Verunstaltung des Landschaftsbildes, betroffen sein. 73  
Diese berührten öffentlichen Belange sind dann im Wege der Abwägung 
dem Vorhaben gegenüber zu stellen, wobei zu Gunsten des Vorhabens 
dessen Privilegierung ins Gewicht fällt.74  
                                               
67
 Vgl. Ferner, Hilmar in Ferner/Kröninger/Aschke § 35 Rn.1, S.259. 
68
 Vgl. Rieger, Wolfgang in Schrödter § 35 Rn.7, S.720. 
69
 Vgl. Krautzberger, Michael in Battis/Krautzberger/Löhr § 35 Rn. 2. 
70
 Vgl. Rieger, Wolfgang in Schrödter § 35 Rn.6, S.720. 
71
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 35 Rn.62. 
72
 Vgl. Rieger, Wolfgang in Schrödter § 35 Rn.7, S.720, Rn. 9, S.721. 
73
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 35 Rn. 58c. 
74
 Vgl. BVerwG, 25.10.1967, AZ: 4 C 86/66, juris; Krautzberger, Michael in 
Battis/Krautzberger/Löhr § 35 Rn.45. 
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Weitere Zulässigkeitsvoraussetzungen sind die ausreichende 
Erschließung75 und die Rückbauverpflichtung76 nach § 35 Abs. 5 Satz 2 
BauGB. Die Erschließung soll dabei die beabsichtigte Nutzung des 
Grundstücks angemessen ermöglichen und muss vorhabenbezogen 
geklärt werden.77 Das bedeutet für Windkraftanlagen vor allem, dass eine 
ausreichende Zuwegung erforderlich ist, die die Errichtung und Wartung 
der Anlage ermöglicht. 78  Der Anschluss einer Windkraftanlage an das 
Verbundnetz zum Zweck der Stromeinspeisung gehört jedoch nach 
Meinung des Bundesverwaltungsgerichts nicht zum 
bauplanungsrechtlichen Inhalt der Erschließung.79 
 
                                               
75
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 35 Rn.58b. 
76
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 35 Rn.58. 
77
 BVerwG, 05.01.1996, AZ: 4 B 306/95 , Rn. 5,6, juris. 
78
 Vgl.  Stick, Rudolf GewA 2003, S.8 – 18, juris S.7. 
79
 BVerwG, 05.01.1996, AZ: 4 B 306/95 , Rn. 5,6, juris. 
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3.2 Der Planvorbehalt als Korrektiv der Privilegierung 
Gleichzeitig mit dem Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB, oder auch wegen diesem, wurde mit Gesetz vom 30.07.1996 der 
sogenannte Planvorbehalt des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB als Korrektiv 
eingeführt. 80  Ziel dieses Planvorbehalts ist die Gewährung des 
Außenbereichsschutzes und die gleichzeitige Möglichkeit einer Bündelung 
von Anlagen.81 Danach können sowohl planende Gemeinden als auch die 
Träger der Regionalplanung durch die Zuweisung privilegierter Nutzungen 
an einer oder mehreren Stellen innerhalb des Plangebiets den übrigen 
Planungsraum von Vorhaben dieser Art freihalten.82  
Besonders Windenergieanlagen können so planerisch gesteuert werden, 
indem Standorte für ihre Errichtung festgelegt und andere potenziell 
geeignete Standorte für die Windenergienutzung ausgeschlossen 
werden. 83  Damit sollte die „Verspargelung der Landschaft“ verhindert 
werden.84 
Voraussetzung dafür ist die gebietsbezogene Festlegung des Plangebers 
über die Konzentration von Windenergieanlagen an bestimmten 
Standorten mit dem gleichzeitigen Ziel, den Ausschluss der Anlagen an 
anderen Stellen im Plangebiet zu erreichen. 85  Es entstehen also 
Konzentrationszonen, außerhalb derer den Windenergieanlagen in der 
Regel öffentliche Belange entgegenstehen, die zur Unzulässigkeit 
führen. 86  Nach dem Grundsatzurteil des BVerwG vom 13.03.2003 
bedingen sich dabei die negative und die positive Komponente der 
festgelegten Konzentrationszonen, weil nur dadurch, dass sich die 
betroffenen Vorhaben in den Konzentrationszonen gegenüber 
konkurrierenden Nutzungen durchsetzen, der Ausschluss der Anlagen auf 
Teilen des Plangebiets gerechtfertigt ist.87  
                                               
80
 Vgl. Krautzberger, Michael in Battis/Krautzberger/Löhr § 35 Rn.74. 
81
 Vgl. Anlage 11: Bundestags-Drucksache 13/4978, S.7. 
82
 Vgl. Krautzberger, Michael in Battis/Krautzberger/Löhr § 35 Rn.74. 
83
 Vgl. Köck, Wolfgang ZUR 2010, S.507, 508. 
84
 Vgl. Ehlers, Angela NuR 2011, S.323, 325. 
85
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.14, juris. 
86
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.14, juris. 
87
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.15, juris. 
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Aus diesem Grund verlangt das Bundesverwaltungsgericht weiter, dass 
dem Plan ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept zugrunde 
liegt, welches wiederum den allgemeinen Anforderungen des 
planungsrechtlichen Abwägungsgebots gerecht wird. 88  
Beachtet werden muss dabei auch, dass zwar keine spezielle 
Förderungspflicht der Windenergienutzung existiert, eine gezielte 
„Verhinderungsplanung“ aber dennoch nicht gestattet ist.89 Die Planung 
muss der Windenergienutzung in substantieller Weise Raum im 
Plangebiet schaffen und damit der Entscheidung des Gesetzgebers, 
Windenergieanlagen im Außenbereich zu privilegieren, Rechnung 
tragen.90 
 
Nachdem diese Möglichkeit sowohl Gemeinden durch Darstellungen im 
Flächennutzungsplan, als auch Trägern der Regionalplanung durch Ziele 
der Raumordnung offen steht, macht das den Planvorbehalt zum 
zentralen Instrument bei der Steuerung von Windenergieanlagen im 
Außenbereich.91 Nachfolgend soll nun auf die bauplanungsrechtlichen und 
die raumordnerischen Steuerungsmöglichkeiten eingegangen werden, die 
dann zur Verwirklichung des Planungsvorbehalts nach § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB im Genehmigungsverfahren führen.  
                                               
88
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.15, juris. 
89
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.15, juris. 
90
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.15, juris. 
91
 Vgl. Köck, Wolfgang ZUR 2010, S.507, 508. 
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3.3 Die Bauleitplanung und ihre Instrument 
Steuerung auf örtlicher Ebene findet, wie unter Punkt drei beschrieben, 
vor allem durch das im Baugesetzbuch verankerte Städtebaurecht statt. 
Dessen zentrales Instrument ist die Bauleitplanung.92  
Die Aufgaben der Bauleitplanung sind in § 1 Abs. 1 BauGB geregelt und 
umfassen die Vorbereitung und Leitung der baulichen und sonstigen 
Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach der Maßgabe des 
Baugesetzbuchs. Damit werden die Grundprinzipien der städtebaulichen 
Ordnung und Entwicklung definiert. 93 Die Bauleitplanung innerhalb des 
Gemeindegebiets unterliegt dabei der Planungshoheit der Gemeinde, die, 
unabhängig von ihrer Größe, Struktur und Verwaltungskraft, 94  dieser 
Aufgabe durch die Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 2 Abs. 1 BauGB 
in eigener Verantwortung nachkommt. 
Da sich die gemeindliche Planungshoheit aber nur auf das 
Gemeindegebiet bezieht, ist für eine einheitliche Gesamtplanung innerhalb 
des Landes oder des Bundes die Abstimmung mit anderen 
Planungsträgern notwendig. Deshalb hat § 1 Abs. 4 BauGB eine 
Anpassungspflicht der Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung verfügt. 
Bei der Aufstellung eines Bauleitplans sind die örtlichen Planungsträger 
dadurch an die Ziele der übergeordneten Planungen, wie zum Beispiel 
den Regionalplan gebunden. Sie dürfen diese Ziele zwar weiter 
konkretisieren, können sich aber nicht darüber hinwegsetzen.95 
                                               
92
 Vgl. Krautzberger, Michael in Battis/Krautzberger/Löhr § 1 Rn.1. 
93
 Vgl. Krautzberger, Michael in Battis/Krautzberger/Löhr § 1 Rn.2. 
94
 Vgl. Schrödter, Wolfgang in Schröter § 1 Rn.15. 
95
 Vgl. BVerwG, 20.08.1992, AZ: 4 NB 20/91, juris. 
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Der Inhalt der Bauleitplanung selbst wird erst in den nachfolgenden 
Paragrafen näher bestimmt.96  So erfolgt die Bauleitplanung zum einen 
durch den Flächennutzungsplan als vorbereitenden Bauleitplan nach § 5 ff 
BauGB und zum anderen durch den Bebauungsplan als verbindlichen 
Bauleitplan nach § 9 ff BauGB (§ 1 Abs. 2 BauGB).  
Diese beiden Planarten sollen nach § 1 Abs. 5 eine nachhaltige 
städtebauliche Entwicklung gewährleisten, die ihrerseits die sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang 
bringt und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte 
Bodennutzung gewährleistet.97 Außerdem sollen sie dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu schützen und zu entwickeln, sowie die städtebauliche Gestalt und das 
Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.98  
Eine Konkretisierung der Leitsätze des Abs. 5 findet sich mit der 
beispielhaften, aber unvollständigen Aufzählung von Planungsleitlinien 
und städtebaulichen Belangen in Absatz 6. 99   Diese unterliegen als 
unbestimmte Rechtsbegriffe sowohl in ihrer Auslegung als auch in ihrer 
Anwendung einer uneingeschränkten Kontrolle der übergeordneten 
Verwaltungsbehörde und der Verwaltungsgerichte.100  
                                               
96
 Vgl. Söfker in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 1 Rn. 11. 
97
 Vgl. Zeiler, Horst NuR 2009, S.526, 528. 
98
 Vgl. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB. 
99
 Vgl. Zeiler, Horst NuR 2009, S.526, 528. 
100
 Vgl. BVerwG, 12.12.1969, AZ: 4 C 105/66, Rn. 28, 29, juris; Krautzberger, Michael in 
Battis/Krautzberger/Löhr § 1 Rn. 50, Rn. 48: „Die entsprechende Regelung in § 1 Abs. 4 
und 5 BBauG 1960 enthielt […]nur einen Ausschnitt der im geltenden Recht aufgeführten 
Belange. Wegen der in Abs. 5 vorgeschalteten Generalklauseln und der beispielhaften 
Aufzählung der Belange stellen die jeweiligen Fassungen gleichwohl keine 
grundsätzliche sachliche Änderung, sondern eine Präzisierung und Aktualisierung der 
städtebaulichen Programmatik dar.“ 
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Im Gegensatz dazu ist, nach Meinung des Bundesverwaltungsgerichts, die 
Frage, ob der jeweiligen Planung eine gerechte Interessenabwägung 
zugrunde liegt, der Kontrolle durch die Aufsichtsbehörde und die 
Verwaltungsgerichte nicht uneingeschränkt zugänglich.101  So gesteht das 
Gericht der Gemeinde einen planerischen Ermessensbereich bezüglich 
der  Gewichtung einzelner Belange bei der Abwägung nach § 1 Abs. 7 
BauGB zu.102  
Da sich verschiedene, in die Planung einzustellende, Belange zum Teil 
widersprechen, zieht notwendigerweise die Entscheidung für einen 
bestimmten Belang die Zurücksetzung eines, diesem entgegenstehenden 
Belanges, nach sich.103 Jedoch ist dieses Ermessen  eng durch das Gebot 
gerechter Abwägung begrenzt. Dieses verlangt, dass eine (sachgerechte) 
Abwägung überhaupt stattfindet, alle von der Planung berührten 
öffentlichen und privaten Belange in die Abwägung einbezogen werden 
und es zu einem, dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz genügenden, 
gerechten Ausgleich der Belange kommt. 104  Wird einer dieser 
vorgenannten Punkte durch einen Abwägungsfehler verletzt, kann das zur 
Unwirksamkeit des Bauleitplans führen.105  
Allerdings unterliegt die Bauleitplanung der Schranke der Erforderlichkeit 
nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB, die eine Pflicht zur Aufstellung begründet, 
sobald und soweit diese für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist. An der Erforderlichkeit fehlt es, wenn der Vollzugsfähigkeit 
der Planung auf unabsehbare Zeit unüberwindbare rechtliche oder 
tatsächliche Hindernisse im Wege stehen.106 Das ist immer dann der Fall, 
wenn die für die vorgesehene Nutzung  zur Verfügung stehende Fläche 
für diesen Zweck schlechthin ungeeignet ist.107 
                                               
101
 Vgl. BVerwG, 12.12.1969, AZ: 4 C 105/66, Rn. 29, juris. 
102
 Vgl. BVerwG, 12.12.1969, AZ: 4 C 105/66, Rn. 29, juris. 
103
 Vgl. BVerwG, 12.12.1969, AZ: 4 C 105/66, Rn. 29, juris. 
104
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 1 Rn.185. 
105
 Vgl. Zeiler, Horst NuR 2009, S.526, 528; Söfker, Wilhelm in 
Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a. § 1 Rn.185, 188. 
106
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.17, juris. 
107
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.17, juris. 
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3.3.1 Die Flächennutzungsplanung 
Der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan wird von der 
Gemeinde nach der Maßgabe  der §§ 5ff BauGB aufgestellt.108 Er stellt 
eine Willensäußerung eigener Art (sui generis)109 dar und bildet nach § 8 
Abs. 2 Satz 1 BauGB grundsätzlich die Grundlage für den aus ihm zu 
entwickelnden Bebauungsplan. Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist seine 
Aufgabe, für das ganze Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den 
voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen 
darzustellen. Obwohl ein Flächennutzungsplan im Rahmen des § 7 
BauGB zu einer Anpassungspflicht der öffentlichen Planungsträger führen 
kann, entwickelt er keine unmittelbare Außenwirkung gegenüber Dritten.110 
Jedoch kann über die Steuerungsfunktion des § 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 1, S. 3 
BauGB eine Außenwirkung erzeugt werden, indem durch die Ausweisung 
von Konzentrationsflächen den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
die Bedeutung eines öffentlichen Belangs zuerkannt wird. Die Darstellung 
der Konzentrationszonen im Flächennutzungsplan kann dabei entweder 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB als Versorgungsfläche oder als 
Sonderbaufläche für Anlagen, die der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung erneuerbarer Energien, wie Wind- und Sonnenenergie, dienen 
nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 Satz 2 BauNVO erfolgen. 
Auch kann über § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 1 BauNVO eine 
Höhenbegrenzung der Windenergieanlagen vorgenommen werden, um so 
den Belangen des Landschaftsbildes, den Belangen des 
Immissionsschutzes oder den Belangen des Richtfunkverkehrs Rechnung 
zu tragen. 111  Damit der Planvorbehalt aber durch den 
Flächennutzungsplan verwirklicht wird, muss dieser gewisse 
Anforderungen erfüllen. 
 
                                               
108
 Vgl. Schrödter, Wolfgang in Schrödter § 1 Rn.12, S.9. 
109
 Vgl. Schrödter, Wolfgang in Schrödter § 1 Rn.12, S.9. 
110
 Vgl. Finkeldei, Jörg in Koppitz/Schwarting/Finkeldei Rn.2, S.19. 
111
 Vgl. Söfker, Wilhelm in Ernst/Zinkahn/Bielenberg/u.a.  § 16 Rn.22. 
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Der Flächennutzungsplan muss, wie unter Punkt 3.2 bereits thematisiert, 
erforderlich sein, darf also nicht auf Grund von auf unabsehbare Zeit 
unüberwindbaren rechtlichen oder tatsächlichen Hindernissen 
vollzugsunfähig sein. 
Ein solches tatsächliches Hindernis liegt dann vor, wenn die 
Voraussetzungen für eine dem Zweck angemessene Nutzung nicht 
vorliegen, sich die als Konzentrationszone ausgewiesene Fläche also 
nicht für die Windenergienutzung eignet.112  Das ist immer dann der Fall, 
wenn eine wirtschaftliche Nutzung nicht möglich ist. Basis für die 
Wirtschaftlichkeit der Windenergienutzung ist die Windhöffigkeit, die das 
durchschnittliche Windaufkommen an einem Standort angibt. Der 
Windenergieerlass Baden-Württemberg schlägt als Richtwert für die 
minimale Windhöffigkeit eines Standorts einen Jahresertrag an diesem 
Standort in Höhe von 60 % des Referenzertrags113 nach dem EEG vor.114 
Um diesen Mindestertrag zu erreichen, wird eine durchschnittliche 
Jahresgeschwindigkeit ab etwa 5,3 m/s in 100 m über Grund notwendig 
sein. 115  Eine Pflicht, eine Konzentrationszone an der Stelle im 
Planungsgebiet auszuweisen, die die größte Windhöffigkeit und damit die 
bestmögliche Ausnutzung gewährleistet, sowie die höchsten Erträge 
verspricht, besteht aber nicht. 116  Es dürfen aber auch keine 
Konzentrationszonen festgesetzt werden, wenn im gesamten 
Gemeindegebiet keine geeigneten Flächen vorhanden sind.117 
Ein rechtliches Hindernis könnte dann vorliegen, wenn auf Grund eines 
naturschutzrechtlichen Verbots die Errichtung von Windenergieanlagen in 
der ausgewiesenen Konzentrationszone untersagt oder nicht genehmigt 
und die Verbotswirkung nicht gleichzeitig durch eine 
Abweichungsmöglichkeit eingeschränkt werden würde.  
                                               
112
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.17, Rn.18, juris. 
113
 Vgl. Anlage 3 zum EEG 2009, BGBl. I 2008, 2098. 
114
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.14. 
115
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.14. 
116
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.18, juris. 
117
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.11. 
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Werden die Voraussetzungen für eine Befreiungslage objektiv erfüllt und 
steht einer Überwindung der Verbotsregelung auch sonst nichts im Wege, 
sodass sich für die Zukunft die Erteilung einer Befreiung abzeichnet, liegt 
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts kein 
unüberwindbares rechtliches Hindernis im Sinne der zu § 1 Abs. 3 BauGB 
vor.118  
Neben der Schranke der Erforderlichkeit der Planung muss dem 
Flächennutzungsplan ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept 
zu Grunde liegen. Dieses muss den allgemeinen Anforderungen an das 
Abwägungsgebot gerecht werden und sowohl die Gründe für die positive 
Standortzuweisung, als auch die Gründe beinhalten, die für die 
Freihaltung des übrigen Planungsraumes sprechen. 119  Der 
Planungsvorbehalt rechtfertigt einen Ausschluss von Windenergieanlagen 
nur dann, wenn sichergestellt ist, dass sich die Windenergienutzung an 
einer anderen Stelle des Planungsgebiets gegenüber konkurrierenden 
Nutzungen durchsetzt. Dazu werden Konzentrationszonen als 
Positivstandorte für die Windenergienutzung ausgewiesen, die dieser 
substanziell Raum schaffen sollen. Welche Anforderungen dabei an die 
Anzahl und Größe der Konzentrationszonen gestellt werden, lässt sich 
nicht abstrakt bestimmen.120 Es kommt aber neben dem Verhältnis zur 
Gemeindegröße, auch auf das Verhältnis zu den ungeeigneten 
Gebietsteilen an.121 In jedem Fall darf es dabei nicht zu einer sogenannten 
„Feigenblatt“-Planung kommen, mit der versucht wird, durch Ausweisung 
möglichst kleiner Flächen den gesamten Planungsraum von 
Windenergieanlagen freizuhalten.122  
                                               
118
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.20, juris. 
119
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.36, juris. 
120
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.29, juris. 
121
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.29, juris. 
122
 Vgl. BVerwG, 21.10.2004, AZ: 4 C 2.04, Rn.13, juris. 
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Eine Verhinderungsplanung liegt allerdings nicht schon dann vor, wenn 
die Festlegung von Konzentrationsflächen im Ergebnis zu einer Art 
Kontingentierung der Anlagenstandorte führt.123 Ebenso ist es erlaubt, 
gewisse „Tabu-Zonen“ aus städtebaulichen, naturschutz- oder 
immissionsschutzrechtlichen Gesichtspunkten von vorneherein 
auszuschließen, z. B. wenn bereits feststeht, in welcher Richtung sich 
später Baugebiete ergeben sollen, oder um den bestmöglichen Schutz der 
bereits bestehende Wohnbebauung vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
wie Lärm zu gewährleisten. 124  Kommt es tatsächlich zu einer 
unverhältnismäßigen Aufteilung zwischen Positiv- und Negativflächen, 
kann die mit dem Planungsvorbehalt bezweckte Ausschlusswirkung nicht 
greifen, da § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB die Ausweisung von Positivflächen 
voraussetzt.125 Damit fehlt die bezweckte Steuerungswirkung und das 
damit verbundene schlüssige gesamträumliche Planungskonzept. 126 
Dazu kann es im Übrigen auch bei der Änderung eines 
Flächennutzungsplanes kommen. Die Folge ist die Nichtigkeit der 
gesamten Konzentrationsplanung im Flächennutzungsplan und das 
Offenstehen des gesamten Planungsraums. 
                                               
123
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.28, juris. 
124
 Vgl. BVerwG, 17.12.2002, AZ: 4 C 15.0, Rn.39, Rn.44, juris. 
125
 Vgl. BVerwG, 21.10.2004, AZ: 4 C 2.04, Rn.18, juris. 
126
 Vgl. BVerwG, 21.10.2004, AZ: 4 C 2.04, Rn.18, juris. 
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3.3.2 Der Bebauungsplan 
Neben dem Flächennutzungsplan kann die Steuerung von 
Windkraftanlagen auch über das zweite Instrument der Bauleitplanung 
erfolgen – den Bebauungsplan (§ 9 BauGB). Diese Art des Bauleitplans ist 
nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB grundsätzlich aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickeln, enthält rechtsverbindliche 
Festsetzungen nach § 8 Abs. 1 BauGB und wird nach § 10 Abs. 1 BauGB 
von der Gemeinde als Satzung beschlossen. Im Gegensatz zu der 
grobmaschigen Flächennutzungsplanung kommt dem parzellenscharfen 
Bebauungsplan mit der konkreten Ausgestaltung des 
Flächennutzungsplans die  Feinsteuerung der Windenergienutzung 
innerhalb der Konzentrationszone zu.127 Dazu kann ein Bebauungsplan 
nach § 9 Abs. 1 Nr.12 BauGB eine Versorgungsfläche oder nach § 9 Abs. 
1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 11 II BauNVO ein Sondergebiet „Windkraft“ 
festsetzen. Über den Bebauungsplan kann dann z.B. eine 
Höhenbegrenzung oder eine Festlegung der einzelnen Anlagenstandorte 
mit Hilfe von Baugrenzen oder Baufenstern erfolgen, womit gleichzeitig die 
Anzahl und der Abstand zwischen den Anlagen festgelegt wird. 128 
Baugrenzen können dabei sowohl für Fundament und Turm festgesetzt 
werden, als auch für die Fläche, die von den Rotorblättern überstrichen 
wird, solange hinreichend bestimmt wird, worauf sich die Baugrenzen 
beziehen. 129  Auch für die Bebauungsplänen gilt das zu schlüssigem 
gesamträumlichen Planungskonzept und Verhinderungsplanung beim 
Punkt Flächennutzungsplanung Beschriebene.   
                                               
127
 Vgl. BVerwG, 25.11.2003, AZ: 4 BN 60/03, Rn.8, juris. 
128
 Vgl. Jung, Silke in Schrödter § 5 Rn.76. 
129
 Vgl. BVerwG, 21.10.2004, AZ: 4 C 3/04, Rn.41, juris. 
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3.4 Die Raumordnungsplanung und ihre Instrumente 
Eines der Handlungsinstrumente der Raumordnung ist die 
Raumordnungsplanung.130 Diese spielt sich dabei vor allem auf Länder- 
und Regionalebene ab 131  und gehört, wie die als Bauleitplanung 
ausgestaltete städtebauliche Planung, zur räumlichen Gesamtplanung.132  
So verpflichtet § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Raumordnungsgesetz (ROG) die 
Bundesländer, landesweite Raumordnungspläne aufzustellen, während § 
8 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 ROG zusätzlich Raumordnungspläne für die 
Teilräume der Länder, sogenannte Regionalpläne, fordert, die wiederum 
aus dem Raumordnungsplan des Landes zu entwickeln sind. 133 
Gleichzeitig sind dabei aber die Flächennutzungspläne und die 
Ergebnisse der von Gemeinden beschlossenen sonstigen städtebaulichen 
Planungen nach dem Gegenstromprinzip (Legaldefinition § 1 Abs. 3 ROG) 
in der Abwägung zu berücksichtigen.134 
Als Instrument der Raumordnung müssen die Raumordnungspläne der 
Leitvorstellung der nachhaltigen Raumentwicklung nach § 1 Abs. 2 Satz 1 
ROG genügen. Diese sollen die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche 
an den Raum mit dessen ökologischen Funktionen in Einklang bringen 
und so zu einer dauerhaften, großräumig ausgewogenen Ordnung mit 
gleichwertigen Lebensverhältnissen in den Teilräumen führen. 135  Die 
Leitvorstellung der nachhaltigen Raumentwicklung spiegelt sich auch in 
den Erfordernissen der Raumordnung wieder, zu welchen nach § 3 Nr. 1 
ROG, einerseits die Ziele und andererseits die Grundsätze und sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung gehören.136   
                                               
130
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rn. 19, S.37. 
131
 Vgl. Battis, Ulrich S.20; Koch, Hans-Joachim Rn.8, S.28. 
132
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rn. 24, S.37. 
133
 Vgl. § 8 Abs. 2 ROG. 
134
 Vgl. § 8 Abs. 2 ROG. 
135
 Vgl. § 1 Abs. 2 ROG. 
136
 Vgl. Battis, Ulrich S.21. 
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Die Ziele der Raumordnung sind dabei gemäß § 3 Nr. 2 ROG verbindliche 
Vorgaben, die nach einer abschließenden Abwägung in den 
Raumordnungsplänen festgelegt wurden, während die Grundsätze und 
sonstige Erfordernisse  der Raumordnung nur nach § 4 Abs. 1 Satz 1, 2. 
Halbsatz ROG bei Abwägungs- und Ermessensentscheidungen 
berücksichtigt werden müssen. Die Zielbeachtungspflicht lässt dem 
Beachtenspflichtigen zwar einen Ausfüllungs- oder 
Ausgestaltungsspielraum, jedoch nur im Bereich einer zielinternen 
Konkretisierung.137 Ansonsten sind diese Ziele strikt einzuhalten. 
Grundsätze der Raumordnung hingegen sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 
Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als 
Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen. 
Eine nicht abschließende Aufzählung der Grundsätze der Raumordnung 
findet sich in § 2 Abs. 2 ROG, wohingegen die Ziele der Raumordnung, als 
Konkretisierung dieser Grundsätze, nur in Raumordnungsplänen enthalten 
sind.138 
Welche Inhalte Raumordnungspläne besitzen, regelt § 8 Abs. 5 – 7 
ROG. 139  Neben den Vorgaben über Festlegungen zur Siedlungs-, 
Freiraum- oder Infrastruktur ist dort eine Kategorisierung 
festlegungsfähiger Raumordnungsgebiete enthalten. 140  Das sind 
Vorranggebiete, Vorbehaltsgebiete oder Eignungsgebiete. Weiter können 
gemäß § 8 Abs. 7 Satz 2 ROG Vorranggebiete mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten festgelegt werden. Die vier unterschiedlichen 
Gebietstypen sollen im Folgenden kurz erläutert werden, denn nur wenn 
es sich dabei um Ziele der Raumordnung handelt, unterfallen sie dem 
Planvorbehalt des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB und entfalten eine 
Steuerungswirkung, der die Windenergieanlagen unterfallen. 
 
                                               
137
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rdnr.30, S.51. 
138
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rdnr.18, S.48. 
139
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rdnr. 20, S.48. 
140
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rdnr. 24, S.49. 
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3.4.1 Vorranggebiete 
Vorranggebiete nach § 8 Abs. 7 Nr. 1 ROG sind für bestimmte 
raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen und schließen 
andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus, soweit diese 
mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. 
Vorranggebieten wird wegen ihrer Qualifizierung der vorrangigen Nutzung 
als unüberwindbare Letztentscheidung eine Zielfunktion zuerkannt. 141 
Allerdings beschränkt sich ihre Steuerungswirkung auf das Innere des 
Gebiets, während es ihnen an einer außergebietlichen Ausschlusswirkung 
der vorrangigen Nutzung im weiteren Plangebiet fehlt.142 
 
3.4.2 Vorbehaltsgebiete 
Vorbehaltsgebiete bezeichnen gemäß § 8 Abs. 7 Nr. 2 ROG Gebiete, in 
welchen bestimmten raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen bei 
der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen 
besonderes Gewicht beizumessen ist. Da sie nach Auffassung des 
BVerwG nur als Gewichtungsvorgaben auf nachfolgende Abwägungs- 
oder Ermessensentscheidungen einwirken, werden sie nicht den Zielen, 
sondern den Grundsätzen der Raumordnung zugewiesen. Ihre 
Steuerungswirkung ist also geringer einzuschätzen als die der 
Vorranggebiete.143  
Eine andere Ansicht vertritt die Meinung, dass die besondere Gewichtung 
einer bestimmten raumbedeutsamen Nutzung oder Funktion eine 
abschließend abgewogene Festlegung, und damit ein Ziel der 
Raumordnung, bedeutet. Diese ist nicht mehr ab- oder wegwägbar, 
sondern nur noch von einem größeren Gewicht überwindbar und somit 
höherrangig als die konkurrierenden Belange.144 
 
                                               
141
 Vgl. Köck, Wolfgang/Bovet, Jana NuR 2008, S.529, 532. 
142
 Vgl. Köck, Wolfgang/Bovet, Jana NuR 2008, S.529, 532. 
143
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.43, juris. 
144
 Vgl. Goppel, Konrad in Spannowsky/Runkel/Goppel § 8 ROG Rn. 82. 
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3.4.3 Eignungsgebiete 
Dritter Gebietstyp sind die Eignungsgebiete nach § 8 Abs. 7 Nr. 3 ROG. 
Wie die Benennung „Eignungsgebiet“ schon nahelegt, sind diese Gebiete 
für bestimmte raumbedeutsame Maßnahmen oder Nutzungen geeignet, 
die städtebaulich nach § 35 BauGB zu beurteilen sind. Gleichzeitig sind 
diese Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum 
ausgeschlossen. 145  Eignungsgebiete haben auf Grund der strikten 
Ausschlusswirkung in Bezug auf außengebietliche Flächen in dieser 
Hinsicht Zielqualität.146  
Bezüglich der innengebietliche Flächen ist diese Zielqualität aber 
umstritten. 147  Jedoch kann festgehalten werden, dass mit größer 
werdender Ausschlusswirkung des Eignungsgebiets für 
grundrechtsgeschützte Nutzungen das Gewicht  der ausgeschlossenen 
Nutzungen auf den Binnenflächen wächst. 148  Damit kommt den 
Binnenflächen, ohne ausdrückliche Festlegung, die Rechtswirkung eines 
Vorbehaltsgebietes zu. 149  Teilt man nun die Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts, dass Vorbehaltsgebiete nur Grundsätze der 
Raumordnung darstellen, ergibt sich eine Zielqualität für die 
außergebietlichen Flächen der Eignungsgebiete, während innergebietliche 
Flächen nur Grundsatzcharakter erhalten.150 
 
                                               
145
 Vgl. Köck, Wolfgang/Bovet, Jana NuR 2008, S.529, 532. 
146
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rn.27, S.50. 
147
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rn.27, S.50; Köck, Wolfgang/Bovet, Jana NuR 2008, 
S.529, 532. 
148
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rn.27, S.50. 
149
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rn.27, S.50. 
150
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 3 Rn.27, S.50f. 
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3.4.4 Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten 
Um nun Gebiete mit einer unstrittigen Zielqualität, sowohl für die Flächen 
innerhalb, als auch außerhalb, zu erhalten, eröffnet § 8 Abs. 7 Satz 2 ROG 
die Möglichkeit, Vorranggebiete für raumbedeutsame Nutzungen mit der 
gleichzeitigen Wirkung von Eignungsgebieten für dieselben 
raumbedeutsamen Nutzungen festzulegen. Binnenflächen eines 
Eignungsgebiets erhalten bei dieser Variante die Zielqualität eines 
Vorranggebiets, sodass ein einheitliches Raumordnungsziel vorliegt.151 
 
Um nun eine Ausschlusswirkung, wie sie aus § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
resultiert, auf raumordnungsplanerischer Ebene zu erhalten, muss also ein 
Vorranggebiet mit der Wirkung eines Eignungsgebiets festgelegt werden. 
Denn nur dieser Gebietstyp entwickelt Zielqualitäten bezüglich des 
Außenbereichs und des Innenbereichs, indem er positiv bestimmt, wo 
Windkraftanlagen errichtet werden dürfen, und dadurch gleichzeitig 
negativ bestimmt, welche Räume für die Windenergienutzung 
ausgeschlossen sind.152 
Neben der richtigen Gebietsfestlegung kommt es auch bei 
Raumordnungsplänen, wie bei den Flächennutzungsplänen, auf ein 
schlüssiges gesamträumliches  Planungskonzept an, ohne das eine 
Ausschlusswirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB nicht erreicht werden 
kann. 153  Ebenso ist auch hier eine Verhinderungsplanung nicht 
zulässig.154 Jedoch kann es durch die Festlegung eines Vorranggebiets 
und der gleichzeitigen Ausschlusswirkung für das restliche Gebiet dazu 
kommen, dass die Außenbereichsflächen einzelner Gemeinden komplett 
für die Windenergienutzung ausgeschlossen sind.155  
 
                                               
151
 Vgl. Koch Hans-Joachim § 3 Rn.28, S.51. 
152
 Vgl. Köck, Wolfgang ZUR 2010, S.507, 510.  
153
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 3/02; BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, juris. 
154
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 3/02, Rn.20, juris. 
155
 Vgl. BVerwG, 13.03.2003, AZ: 4 C 4.02, Rn.42, juris. 
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3.5 Situation in Baden-Württemberg 
Wie bereits unter 3.1 erwähnt, spielt sich die Raumordnungsplanung 
hauptsächlich auf Länder- und Regionalebene ab, auch weil bisher keine 
gesetzlichen Regelungen zu einer das gesamte deutsche Staatsgebiet 
umfassenden verbindlichen Raumordnungsplanung des Bundes ergangen 
ist. 156  Dazu haben die Länder die Möglichkeit, eigene 
raumordnungsrechtliche Gesetze zu erlassen.157  In Baden-Württemberg 
ist das durch das Landesplanungsgesetz Baden-Württemberg (LplG) 
geschehen.  
Auf der Ebene der Landesplanung sieht das Landesplanungsgesetz, 
neben fachlichen Entwicklungsplänen, den Landesentwicklungsplan nach 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 LplG für das gesamte Bundesland vor. Gemäß § 7 Abs. 1 
LplG enthält er die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die 
räumliche Entwicklung und Ordnung des Landes. Weiter enthält der 
Landesentwicklungsplan Ziele für einzelne raumbedeutsame Vorhaben 
und konkretisiert die Grundsätze nach § 2 ROG.  Er wird nach § 9 Abs. 1 
LplG von der oberster Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde 
aufgestellt. Der momentan gültige Landesentwicklungsplan ist seit dem 
21.08.2002 rechtsverbindlich158 und wurde vom Wirtschaftsministerium als 
ehemals oberster Raumordnungs- und Landesplanungsbehörde 159 
aufgestellt. Im Bezug auf die Windenergienutzung ist in diesem die 
Ausweisung von Vorranggebieten und von Gebieten, in denen 
regionalbedeutsame Windkraftanlagen unzulässig sind, zur Steuerung auf 
der Ebene der Regionalplanung als Ziel festgeschrieben. Als begleitender 
Grundsatz wird die Rücksichtnahme bei der Standortwahl auf benachbarte 
Siedlungen, den Luftverkehr, das Landschaftsbild und ökologische 
Belange hinzugefügt.160 Eine Steuerung der Windkraft soll nach Aussage 
des Landesentwicklungsplans also auf regionaler Ebene stattfinden. 
                                               
156
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rn.4, S.32. 
157
 Vgl. Koch, Hans-Joachim § 1 Rn.6, S.33. 
158
 Vgl. Anlage 24: Landesentwicklungsplan; Anlage 37: Landesentwicklungsplan BW 
2002 Wirtschaftsministerium, S.6. 
159
 Vgl. § 5 Abs. 1 i.V.m § 21 Abs. 1 LplG in der Fassung vom 08. April 1992. 
160
 Vgl. Anlage 37: Landesentwicklungsplan BW 2002 Wirtschaftsministerium, S.33. 
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Diese Regionalpläne bilden neben dem Landesentwicklungsplan nach § 8 
Abs. 1 Nr. 2 ROG den zweiten Bestandteil der Raumordnungsplanung auf 
Landesebene. Ihre Form und ihr Inhalt werden in § 11 LplG näher 
erläutert. Sie legen die anzustrebende räumlich Entwicklung und Ordnung 
der Region in beschreibender und zeichnerischer Darstellung als Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung fest. Weiter erfolgt durch die sachliche und 
räumliche Ausformung der Raumordnungsgrundsätze nach § 2 Abs. 2 
ROG sowie der im Landesentwicklungsplan enthaltenen Ziele und 
Grundsätze, eine weitere Konkretisierung für die nachrangige 
Planungsebene.161  Träger der Regionalplanung sind dabei die in § 31 
LplG aufgeführten neun Regionalverbände, der Verband Region Stuttgart 
und die beiden staatsvertraglich gegründeten, grenzüberschreitenden 
Verbände, der Regionalverband Donau-Iller und der Verband Region 
Rhein-Neckar. 
Auch das Landesplanungsgesetz enthält für die Regionalpläne die 
Möglichkeit, gewisse Strukturfestlegungen in Form von bestimmten 
Gebietstypen zu treffen. Differenziert wird zwischen Vorrang-, Vorbehalts- 
und Ausschlussgebieten, wobei Vorrang- und Vorbehaltsgebiete der 
Definition des Raumordnungsgesetzes entsprechen. Als 
Ausschlussgebiete werden Gebiete bezeichnet, in welchen bestimmte 
raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen sind, für die gleichzeitig 
Vorranggebiete festgelegt wurden. Sie entsprechen also der Definition des 
§ 8 Abs. 7 Satz 2 ROG. Für die Festlegung von Eignungsgebieten, wie 
unter 3.1.3 beschrieben, lässt § 11 Abs. 7 LplG dagegen keinen Raum. 
Auch sind die Gebietstypen nur für bestimmte Festlegungen des 
Regionalplans zulässig. 
                                               
161
 Vgl. § 11 Abs. 2 LplG. 
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Standorte für regionalbedeutsame Windenergieanlagen müssen nach § 11 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 11 LplG im Regionalplan festgelegt werden. Auch wenn 
das Landesplanungsgesetz den Regionalplanern eigentlich verschiedene 
Gebietsformen für die Festlegungen nach § 11 Abs. 3 LplG zur Verfügung 
stellt, schränkt der Gesetzgeber diese für die Festlegungen von 
Standorten für die Windenergienutzung auf eine Form ein. Die Standorte 
für regionalbedeutsame Windkraftanlagen im Sinne des Absatzes 3 Satz 2 
Nr. 11 haben nach § 11 Abs. 7 Satz 1 Halbsatz 2 LplG als Vorranggebiete 
festgelegt zu werden, während die übrigen Gebiete der Region 
Ausschlussgebiete für die Windenergienutzung darstellen. Damit erfolgt 
eine flächendeckende Planung der Windenergienutzung auf regionaler 
Ebene, die über § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB Außenwirkung entfaltet. Den 
Gemeinden bleibt durch diese sogenannte „Schwarz-weiß-Planung“ auf 
Grund des Anpassungsgebotes an die überörtlichen Planungen nur noch 
die Möglichkeit der Feinsteuerung innerhalb der Vorranggebiete, z. B. 
durch Höhenbegrenzungen oder genaue Standortfestlegungen, nicht aber 
die Chance weitere Standorte auszuweisen oder die vorgegebenen zu 
begrenzen. 162  Die Hauptsteuerungswirkung liegt in Baden-Württemberg 
deshalb bei den Trägern der Regionalplanung. 
                                               
162
 Vgl. Edelbluth, Markus BWGZ 2011, S.1000, 1001. 
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3.6 Die Änderung des Landesplanungsgesetzes und ihre Wirkung 
Wie bereits zu Beginn der Arbeit beschrieben, beträgt die Stromerzeugung 
aus Windenergie in Baden-Württemberg weniger als 1 % an der 
Gesamtstromerzeugung. Die neu-gewählte grün-rote Landesregierung 
möchte diesen Anteil auf 10 % erhöhen, wozu ein erheblicher Ausbau der 
Windenergieanlagen nötig ist. 163  Die bisher in den Regionalplänen 
festgelegten Vorranggebiete reichen nicht aus, um einen solchen Ausbau 
der Windenergie in nächster Zeit zu gewährleisten.164 Deshalb wurde mit 
dem Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes vom 22. Mai 
2012165 die Grundlage für die Steuerung der Windenergienutzung mit dem 
Ziel geändert, möglichst schnell neue Standorte dafür zu eröffnen.166   
 
Die maßgeblichen Änderungen wurden in § 11 des 
Landesplanungsgesetzes vorgenommen, genauer in § 11 Abs. 2 und § 11 
Abs. 7 Satz 1 Halbsatz 2 LplG. So wurde zum einen die räumliche und 
sachliche Ausformung der Ziele des Landesentwicklungsplans 2002 zum 
Thema Windkraft aufgehoben, zum anderen wurde die Beschränkung, die 
alle Flächen außerhalb der Vorranggebiete für Windenergienutzung als 
Ausschlussgebiete auswies, geändert. Standorte für regionalbedeutsame 
Windkraftanlagen können jetzt nur noch als Vorranggebiete festgelegt 
werden. 167 Aus den Vorranggebieten mit der Wirkung von 
Eignungsgebieten werden also wieder „normale“ Vorranggebiete im Sinne 
des § 8 Abs. 7 Nr. 1 ROG. Ergänzend wurde die Aufhebung aller 
Regionalpläne beschlossen, die bis zum 31.12.2012 noch Festlegungen 
für regionalbedeutsame Windkraftanlagen nach § 11 Abs. 3 Satz 2 Nr.11 
LplG in der bis zum 25. Mai 2012 gültigen Fassung enthalten.168 
 
                                               
163
 Vgl. Kapitel 2.2 „Zahlen und Daten“. 
164
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass S.9. 
165
 Veröffentlicht in GBl. Baden-Württemberg 8/2012, 285. 
166
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass, S.9. 
167
 Vgl. Artikel 1 Nr.1, Nr.2 des Gesetzes zu Änderung des Landeplanungsgesetzes vom 
22.05.2012, GBl. Baden-Württemberg 8/2012, 285. 
168
 Vgl. Artikel 2 Gesetz  zu Änderung des Landesplanungsgesetzes (Fn.167). 
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Mit dem Wegfall der Ausschlussgebiete entfällt auch die negative 
Komponente, die Voraussetzung für den Planungsvorbehalt nach § 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB ist. Damit entfällt auch dessen Steuerungswirkung 
für das gesamte Plangebiet auf der Ebene der Regionalplanung. Die 
Steuerungswirkung für die im Vorranggebiet liegenden Flächen bleibt 
jedoch erhalten. Wurde also bei der Ausweisung der Vorranggebiete eine 
abschließende Abwägung öffentlicher Belange vorgenommen, können der 
Errichtung von Windenergieanlagen innerhalb dieser Gebiete nach § 35 
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB keine öffentlichen Belange mehr 
entgegengehalten werden, weil ihnen die Qualität von Zielen der 
Raumordnung zukommt. Windenergieanlagen sind dort also bevorzugt 
zulässig, da in diesen Gebieten andere, der Windenergienutzung 
entgegenstehende, raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen wurden. 
Außerhalb der Vorranggebiete wird auf regionalplanerischer Ebene keine 
Steuerung der Windenergienutzung mehr vorgenommen, das heißt, die 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit richtet sich allein nach dem Ergebnis 
der Einzelfallprüfung innerhalb des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens.169 Eine Windkraftanlage ist also zulässig, wenn 
ihr keine öffentlichen Belange entgegenstehen und die Erschließung 
gesichert ist.  
Dafür stehen diese Flächen jetzt der planerischen Steuerung der 
Kommunen offen. Ist eine Steuerung der Windenergienutzung gewünscht, 
muss diese nun über die Ausweisung von Konzentrationszonen in 
Flächennutzungsplänen nach den oben angeführten Kriterien erfolgen. 
Eine reine Positivplanung reicht dazu nicht aus.170 Entscheidet sich die 
Gemeinde gegen den Einstieg in die Flächennutzungsplanung, sodass es 
weder durch die Raumordnungsplanung noch durch die Bauleitplanung zu 
einer planerischen Steuerung kommt, regelt sich die planungsrechtliche 
Zulässigkeit von Windenergieanlagen ausschließlich nach § 35 BauGB.  
 
                                               
169
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass S.9. 
170
 Vgl. Edelbluth, Markus BWGZ 2011, S.1000, 1003. 
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Will eine Gemeinde es aber nicht auf das immissionsschutzrechtliche 
Verfahren ankommen lassen, bleibt ihr kein anderer Weg, als in die 
Flächennutzungsplanung einzusteigen. Diese ist sowohl zeitaufwändig, 
als auch kostenintensiv, was besonders der Gemeindetag bemängelt.171 
Auch die relativ kurze Frist bis zur Aufhebung der Wind-Regionalpläne 
wird kritisiert.172  
 
                                               
171
 Vgl. Ruf, Dietmar BWGZ 2011, S.1006, 1009. 
172
 Vgl. Ruf, Dietmar BWGZ 2011, S.1006, 1010. 
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4 Immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren 
am Beispiel der Gemeinde Ingersheim 
Zum Abschluss dieser Arbeit soll noch kurz auf das 
immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren eingegangen 
werden. Beispielhaft soll das an Hand der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung für eine 2-MW-Anlage mit einer Nabenhöhe von 138,38 m 
und einem Rotordurchmesser von 82 m auf der Gemarkung der Gemeinde 
Ingersheim im Landkreis Ludwigsburg geschehen. 
Windenergieanlagen sind Anlagen im Sinne von § 3 Abs. 5 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG)173 und unterfallen gemäß Ziffer 1.6 
Spalte 2 des Anhangs zur Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV ) ab einer Höhe von 50 m der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht nach § 4 Abs. 1 
BImSchG.  
Das BImSchG sieht zwei Möglichkeiten der Genehmigung vor, entweder in 
einem förmlichen Verfahren nach § 10 BImSchG oder in einem 
vereinfachten Verfahren nach § 19 BImSchG. Welches Verfahren für 
welche Anlage durchgeführt werden muss ergibt sich aus § 2 4. BImSchV. 
Windkraftanlagen werden in Spalte 2 des Anhangs zur 4. BImSchV 
aufgeführt und unterfallen damit entweder § 2 Abs. 1 Nr. 1 c) 4. BImSchV 
i.V.m. § 10 BImSchG oder § 2 Abs. 1 Nr. 2 4. BImSchV i.V.m. § 19 
BImSchG. Im Fall der Windkraftanlage Ingersheim handelte es sich um 
eine Einzelanlage, für die keine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz durchgeführt werden muss und die 
auf Grund dessen im vereinfachten Verfahren nach § 19 BImSchG 
genehmigt werden konnte.  
Während bei der Durchführung des vereinfachten Verfahrens die 
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 10 Abs. 3 BImSchG nicht vorgesehen 
ist, müssen die Träger öffentlicher Belange nach § 10 Abs. 5 BImSchG 
auch in diesem Verfahren um Stellungnahme gebeten werden. 
                                               
173
 Vgl. Anlage 33: Windenergieerlass S.23. 
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Als Träger öffentlicher Belange wurden im Fall Ingersheim die betroffene 
Gemeinde und ihre Nachbarkommunen, das Regierungspräsidium 
Stuttgart als Raumordnungs-, Verkehrs- und zivile Luftfahrtbehörde, die 
Wehrbereichsverwaltung Süd als militärische Luftfahrtbehörde, der 
Verband Region Stuttgart als Träger der Regionalplanung, die 
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-
Württemberg (LUBW), die Stadtverwaltung Bietigheim-Bissingen als 
Baurechtsbehörde, und die EnBW Regional AG als Träger des 
Versorgungsnetzes, sowie die verschiedenen Fachbereiche des 
Landratsamts als Genehmigungsbehörde beteiligt. Weiter wurden die in 
der Nachbarschaft befindliche Flugsportvereinigung und die Bewohner der 
Aussiedlerhöfe beteiligt. Obwohl also keine Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt wurde, war das Bemühen groß, mögliche Konflikte bereits im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens zu lösen. 
Nach § 6 Abs. 1 BImSchG ist die Genehmigung dann zu erteilen, wenn 
sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 und einer auf Grund des § 7 
erlassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden, und 
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes 
der Errichtung und dem Betrieb der Anlage 
nicht entgegenstehen. Im Bezug auf die nach § 7 erlassenen 
Rechtsverordnungen ist bei Windenergieanlagen vor allem die Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA-Lärm) von Bedeutung, aber auch 
Lichtimmissionen, Schattenwurf und Eiswurf.  Die sich aus § 5 BImSchG 
ergebenden Pflichten sind Schutz- und Abwehrpflichten, 
Vorsorgepflichten, Abfallpflichten und die Pflicht der sparsamen und 
effizienten Verwendung von Energie.  
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Daneben verlangt § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG, dass keine anderen 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Auf Grund dessen 
erfolgt eine Prüfung der baurechtlichen Belange. An dieser Stelle wird 
dann insbesondere geprüft, ob § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB eine 
Ausschlusswirkung für Windenergieanlagen am beantragten Standort 
vorsieht. Im Zuge dieses Prüfungsschritts werden auch die von der 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nach § 13 BImSchG 
umfassten weiteren Genehmigungen, wie zum Beispiel die erforderliche 
Baugenehmigung eingeholt, häufig verbunden mit Auflagen, die einen 
ordnungsgemäßen Vollzug sicherstellen sollen. Im 
Genehmigungsverfahren der Windkraftanlage in Ingersheim wurden dabei 
immissionsschutzrechtliche, naturschutzrechtliche, bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche Vorschriften und veterinärrechtliche 
Gesichtspunkte, auf Grund der landwirtschaftlichen Betriebe in der 
näheren Umgebung, geprüft und die Zustimmung der Luftfahrtbehörde  
eingeholt.  
Werden alle diese Voraussetzungen erfüllt, wird die Genehmigung erteilt. 
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5 Fazit 
Mit dem Unglück von Fukushima und dem Beschluss der 
Bundesregierung zum Ausstieg aus der Atomenergie rückten die 
erneuerbaren Energien in den Fokus der Öffentlichkeit. Die Politik nahm 
die Anregungen der Bevölkerung auf, und verabschiedete verschiedene 
Gesetze, um einen rechtlichen Rahmen für die Energiewende zu schaffen.  
Mit dem Wechsel der Landesregierung in Baden-Württemberg wurden die 
Potenziale für den Ausbau der erneuerbaren Energien untersucht und 
ehrgeizigere Ziele für ihren Ausbau formuliert. Mit einem Anteil der 
Atomenergie von fast 50 % ist Baden-Württemberg besonders vom 
Ausstieg aus der Kernenergie betroffen. Demgegenüber sieht die 
Landesregierung im Ausbau der bisher eher vernachlässigten 
Windenergie eine tragende Säule für die Energiewende. Um einen 
Ausbau der Windkraft zu erreichen und mehr Standorte für diese Art der 
Nutzung zu gewinnen, wurde am 12.05.2012 das Landesplanungsgesetz 
Baden-Württemberg geändert, mit dem Ziel bis 2020 10 % des 
Strombedarfs aus heimischer Windkraft zu decken. Die bisherige 
Schwarz-weiß-Planung auf regionaler Ebene, die flächendeckend über die 
Ausweisung von Vorranggebieten und dem gleichzeitigen Ausschluss von 
Windenergieanlagen auf allen anderen Flächen die Windenergienutzung 
steuerte, wurde aufgehoben. Die Möglichkeit, auch weiterhin 
Vorranggebiete in den Regionalplänen auszuweisen, bleibt zwar 
bestehen, eine Ausschlusswirkung kann damit aber nicht mehr erzielt 
werden. Die Verwirklichung des Planvorbehalts, als Korrektiv vom 
Gesetzgeber eingeführt, um den „Wildwuchs“ der im Außenbereich 
privilegierten Windenergienutzung zu unterbinden, liegt nun bei den 
Kommunen als Träger der Bauleitplanung. Wollen diese es nicht allein auf 
das immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren, dem die 
modernen Windkraftanlagen unterliegen, ankommen lassen, müssen sie 
in die Flächennutzungsplanung einsteigen. Denn insbesondere in den 
bisher eher wenig beachteten, weil windstillen, Gebieten kann mit den 
hochtechnischen Anlagen heute die Windkraftnutzung wirtschaftlich sein. 
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Ob nun um finanziell am Boom der Windenergie teilzuhaben oder um die 
Interessen der Bürger an einem ungestörten Landschaftsbild und 
gesunden Wohnverhältnissen zu wahren, werden die meisten Gemeinden 
in die Flächennutzungsplanung einsteigen. Jedoch können diese 
Planungen viel Zeit und Geld in Anspruch nehmen und letztendlich doch 
vor Gericht enden, vor allem, wenn die rechtlichen Auswirkungen, die das 
neue Landesplanungsgesetz noch mit sich bringen wird, noch nicht 
vollständig geklärt sind. Deshalb wird wohl noch einige Zeit vergehen bis 
sich die Änderung des Landesplanungsgesetzes wirklich deutlich auf die 
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Anteil erneuerbarer Energien am 
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fossile Energieträger 
(Steinkohle, Braunkohle, 




o ar erm e, 
Geothermie:
0,5 %
1) Quelle: Energy Environment Forecast Analysis (EEFA) GmbH & Co KG; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls, Biokraftstoffe;
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ue e: -    nac  r e sgruppe rneuer are nerg en- a s  - a  un  , un er erwen ung von nga en er r e sgeme nsc a  nerg e anzen e. . ; 
 EE: Erneuerbare Energien; 1 PJ = 1015 Joule; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
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Anteile EE am gesamten
Stromverbrauch
Anteile EE an der
gesamten
Wärmebereitstellung
Anteile EE am gesamten
Kraftstoffverbrauch (2)
Anteile EE am gesamten
Endenergieverbrauch
(Strom, Wärme, Kraftstoffe)
Anteile EE am gesamten
Primärenergieverbrauch (3)
BV
1) Quellen: Ziele der Bundesregierung; Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG); Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), EU-Richtlinie 2009/28/EG;
) f ff ) Q f ( G )
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2  Der gesamte Verbrauch an Motorkra tsto , ohne Flugbenzin; 3  Berechnet nach Wirkungsgradmethode - uelle: Arbeitsgemeinscha t Energiebilanzen e.V. A EB ;
EE: Erneuerbare Energien; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Beitrag der erneuerbaren Energien zur 
Endenergiebereitstellung in Deutschland im Jahr 2011    
20 0









an der gesamten Wärmebereitstellung
10,9am gesamten Primärenergieverbrauch2)           
Vermiedene Emissionen durch erneuerbare Energien
Vermiedene THG-Emissionen rd. 129
allein durch die nach EEG vergütete 
Stromeinspeisung





1) Der gesamte Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin; 
2) Quelle: Berechnet nach Wirkungsgradmethode; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e V (AGEB);
allein durch die nach EEG vergütete 
Stromeinspeisung rd. 66
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        . . 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) und Umweltbundesamt (UBA); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Beitrag der erneuerbaren Energien zur     
Endenergiebereitstellung in Deutschland im Jahr 2011    
Wasserkraft
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Klärgas
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biogener Anteil des Abfalls
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Pflanzenöl (rd. 0,02 Mio.t)
Bioethanol (rd. 1,2 Mio. t)
Summe biogene Kraftstoffe




S E d i b E i 294 6
 ,
Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
umme n energ e aus erneuer aren nerg en: ,
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in Deutschland im Jahr 2011
[Mio. t] [Mio. t]
Stromerzeugung 82,1 87,3
davon EEG-vergütet rd. 66 rd. 70
Wärmebereitstellung 37,3 37,2
Abweichungen in den Summen durch Rundungen;
Kraftstoffbereitstellung 6,9 4,8
Summe 126,3 129,3
     
THG: Treibhausgas; EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) und Umweltbundesamt (UBA); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
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Anteile erneuerbarer Energien an der Energiebereitstellung in Deutschland
1990 1995 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
Endenergieverbrauch (EEV)
Stromerzeugung 
(b f t 3 1 4 5 6 4 6 7 7 8 7 5 9 2 10 1 11 6 14 3 15 1 16 4 17 1 20 0
[%]
ezogen au  gesam en 
Bruttostromverbrauch)
, , , , , , , , , , , , , ,
Wärmebereitstellung 
(bezogen auf gesamte 
Wärmebereitstellung)




0,0 0,06 0,4 0,6 0,9 1,4 1,8 3,7 6,3 7,4 6,0 5,4 5,8 5,6
Anteil EE am gesamten EEV 1,9 2,2 3,8 4,1 4,5 5,0 5,8 6,8 8,0 9,5 9,3 10,2 11,3 12,2
Primärenergieverbrauch (PEV)
Anteil EE am gesamten PEV2) 1,3 1,9 2,9 2,9 3,2 3,8 4,5 5,3 6,3 7,9 8,1 8,9 9,7 10,9
[%]
1) Bis 2002 Bezugsgröße Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr; ab 2003 der gesamte Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin;
2) Berechnet nach Wirkungsgradmethode; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB);
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
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Anteile erneuerbarer Energien am gesamten 





































2010 (17,1 %) 2011 (20,0 %) 2010 (10,2 %) 2011 (10,4 %) 2010 (5,8 %) 2011 (5,6 %)
Strom * Wärme * Kraftstoff 
* Bi F t d flü i Bi Bi D i d Klä bi A t il d Abf ll f d i St i t di Ti f th i i ht d t llt Ab i h i d
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 omasse: es e un  ss ge omasse, ogas, epon e- un  rgas, ogener n e  es a s; au grun ger nger rommengen s  e e engeo erm e n c  arges e ; we c ungen n en 
Summen durch Rundungen; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Dieter Böhme; Stand: März 2012; Angaben vorläufig




Kraftstoffbereitstellung 2011: 34.259 GWh
Wärmebereitstellung 2011: 138.390 GWh
Strombereitstellung 2011: 121 939 GWh
200.000











1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
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1 GWh = 1 Mio. kWh; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Bernd Müller; Stand: März 2012; Angaben vorläufig    
Struktur der Endenergiebereitstellung aus erneuerbaren 



















12,5 % gesamte Biomasse*, 
einschl. biogene Kraftstoffe: 67 % 
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* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 TWh = 1 Mrd. kWh; Abweichungen in den Summen durch Rundungen;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Beitrag erneuerbarer Energien zur Strombereitstellung














[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%]
1990 15 580 71 221 1 213 0 6 0 17 086 3 1
        
. . , . ,
1991 15.402 100 260 1.211 1,6 0 16.974 3,1
1992 18.091 275 296 1.262 3,2 0 19.927 3,7
1993 18.526 600 433 1.203 5,8 0 20.768 3,9
1994 19.501 909 569 1.306 8,0 0 22.293 4,2
1995 20.747 1.500 665 1.348 11 0 24.271 4,5
1996 18.340 2.032 759 1.343 16 0 22.490 4,1
1997 18.453 2.966 880 1.397 26 0 23.722 4,3
1998 18.452 4.489 1.642 1.618 32 0 26.233 4,7
1999 20.686 5.528 1.849 1.740 42 0 29.845 5,4
2000 24.867 7.550 2.893 1.844 64 0 37.218 6,4
2001 23.241 10.509 3.348 1.859 76 0 39.033 6,7
2002 23.662 15.786 4.089 1.949 162 0 45.648 7,8
2003 17.722 18.713 6.086 2.161 313 0 44.995 7,5
2004 19.910 25.509 7.960 2.117 556 0,2 56.052 9,2
2005 19.576 27.229 10.978 3.047 1.282 0,2 62.112 10,1
2006 20.042 30.710 14.841 3.844 2.220 0,4 71.657 11,6
2007 21.169 39.713 19.760 4.521 3.075 0,4 88.238 14,3
2008 20.446 40.574 22.872 4.659 4.420 17,6 92.989 15,1
2009 19.036 38.639 25.989 4.352 6.583 18,8 94.618 16,4
Anmerkung: bis einschließlich 1999 (Klärgas: 1997) beinhalten die Angaben zur Stromerzeugung aus Biomasse nur die Stromerzeugung der Kraftwerke der allgemeinen 
Versorgung sowie die Einspeisung privater Erzeuger; der eigen genutzte Strom der Industrie wurde nicht erfasst;
1) Bei Pumpspeicherkraftwerken nur Stromerzeugung aus natürlichem Zufluss; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas; 
2010 20.956 37.793 29.085 4.781 11.683 27,7 104.326 17,1
2011 19.500 46.500 31.920 5.000 19.000 18,8 121.939 20,0
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3) Anteil des biogenen Abfalls zu 50 % angesetzt;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig






des Abfalls Photovoltaik Geothermie
Gesamte 
Leistung 
ns a er e e s ung zur rom ere s e ung aus erneuer aren 
Energien in Deutschland in den Jahren 1990 bis 2011
[MW] [MW] [MW] [MW] [MWp] [MW] [MW]
1990 3.429 55 85 499 0,6 0 4.069
1991 3.394 106 96 499 2,0 0 4.097
1992 3.550 174 105 499 3,0 0 4.331
1993 3.509 326 144 499 5,0 0 4.483
1994 3.563 618 178 499 6,0 0 4.865
1995 3.595 1.121 215 525 8,0 0 5.464
1996 3.510 1.549 253 551 11 0 5.874
Anmerkungen: Bis einschließlich 
1999 beinhalten die Angaben zur 
installierten elektrischen Leistung 
der Biomassenanlagen nur die 
1997 3.525 2.089 318 527 18 0 6.476
1998 3.601 2.877 432 540 23 0 7.473
1999 3.523 4.435 467 555 32 0 9.012
2000 3.538 6.097 579 585 76 0 10.875
2001 3 538 8 750 696 585 186 0 13 755
„Kraftwerke der allgemeinen 
Versorgung“ sowie die „sonstigen 
EE-Einspeiser“;
Die Angaben zur instaliierten 
Leistung beziehen sich jeweils auf 
den Stand zum Jahresende, 
kumuliert;
. . .
2002 3.785 11.989 843 585 296 0 17.498
2003 3.934 14.604 1.091 847 435 0 20.911
2004 3.819 16.623 1.444 1.016 1.105 0,2 24.007
2005 4.115 18.390 1.964 1.210 2.056 0,2 27.735
* feste und flüssige Biomasse, 
Biogas, Deponie- und Klärgas;
Quelle: BMU-KI III 1 nach 
Arbeitsgruppe Erneuerbare 
Energien-Statistik (AGEE-Stat); 
2006 4.083 20.579 2.620 1.250 2.899 0,2 31.431
2007 4.169 22.194 3.434 1.330 4.170 3,2 35.300
2008 4.138 23.826 3.969 1.440 6.120 3,2 39.497
2009 4.151 25.703 4.519 1.550 9.914 7,5 45.845
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Stand: März 2012; Angaben 
vorläufig
2010 4.395 27.191 5.014 1.650 17.320 7,5 55.578
2011 4.401 29.075 5.479 1.700 24.820 7,5 65.483


























40.000   -  
0
1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 GWh = 1 Mio. kWh;
A fgr nd geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt StromEinspG Stromeinspeis ngsgeset Ba GB Ba geset b ch EEG Erne erbare Energien Geset
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u u        ; : u z; u : u z u ; : u - - z; 
 Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Christoph Edelhoff; Stand: März 2012; Angaben vorläufig    
Struktur der Strombereitstellung aus erneuerbaren 























Biomasseanteil 2): 30 %
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1) Inklusive Pflanzenöl; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt; 
1 TWh = 1 Mrd. kWh; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Struktur der Strombereitstellung aus Biomasse in 
Deutschland im Jahr 2011
biogene flüssige 
B t ff *biogene
Gesamt: 36,9 TWh
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*) Inklusive Pflanzenöl; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 1 TWh = 1 Mrd. kWh; 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
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Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 1 GWh = 1 Mio. kWh; 1 MW = 1 Mio. Watt; 
Hintergrundbild: BMU / Bernd Müller; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der Strombereitstellung und installierten 
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0
Quellen: J.P. Molly: "Status der Windenergienutzung in Deutschland, Stand: 31.12.2011"; Deutsches Windenergie-Institut (DEWI) und Bundesverband WindEnergie (BWE); Stromerzeugung 2011 auf 
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rundlage 50Hertz Transmission, Amprion, TenneT T , EnBW Transportnetze; tromEinsp : tromeinspeisungsgesetz; EE : Erneuerbare-Energien- esetz; Bau B: Baugesetzbuch; 1 MW =       
1 Mio. Watt; 1 GWh = 1 Mio. kWh; BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Christoph Edelhoff; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
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Quellen: J.P. Molly: "Status der Windenergienutzung in Deutschland, Stand: 31.12.2011"; Deutsches Windenergie-Institut (DEWI) und Bundesverband WindEnergie (BWE); 1 GWh = 1 Mio. kWh; 
1 MW = 1 Mio. Watt; StromEinspG: Stromeinspeisungsgesetz; EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz; BauGB: Baugesetzbuch; Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Angaben vorläufig
Entwicklung der Strombereitstellung aus Windenergie in 
den Jahren 2007 bis 2011
2011 46 500 GWh
2007: 39.713 GWh
2008: 40.574 GWh















































Σ ÜNetzB 2007 (Monate kumuliert)
Σ ÜNetzB 2008 (Monate kumuliert)
Σ ÜNetzB 2009 (Monate kumuliert)
0
5
Januar Februar März April Mai Juni Juli August September Oktober November Dezember
Σ ÜNetzB 2010 (Monate kumuliert)
Σ ÜNetzB 2011 (Monate kumuliert)
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 1 GWh = 1 Mio. kWh; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) auf Basis der Daten 
der Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz Transmission, Amprion, TenneT TSO, EnBW Transportnetze; Hintergrundbild: BMU / Udo Paschedag; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Regionale Verteilung der installierten Windenergieleistung 




























Installierte Leistung:  29.075 MW
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Quellen: J.P. Molly: "Status der Windenergienutzung in Deutschland, Stand: 31.12.2011"; Deutsches Windenergie-Institut (DEWI) und Bundesverband WindEnergie (BWE); 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen; 1 MW = 1 Mio. Watt; Hintergrundbild: BMU / Thomas Härtrich; Angaben vorläufig
Anteile der Anbieter von Windenergieanlagen an der im 
Jahr 2011 in Deutschland neu installierten Leistung
Enercon:







2,1 % N d ,   or ex:
3,9 % REpower Systems:
9,7 %
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Quellen: J.P. Molly: "Status der Windenergienutzung in Deutschland, Stand: 31.12.2011"; Deutsches Windenergie-Institut (DEWI) und Bundesverband WindEnergie (BWE);
1 MW = 1 Mio. Watt; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Angaben vorläufig
Vergleich der Leistungsklassen von Windenergieanlagen in 
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Quellen: J.P. Molly: "Status der Windenergienutzung in Deutschland, Stand: 31.12.2011"; Deutsches Windenergie-Institut (DEWI) und Bundesverband WindEnergie (BWE);
1 MW = 1 Mio. Watt; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Hintergrundbild: H.-G.Oed; Angaben vorläufig
Entwicklung der Strombereitstellung und installierten 
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Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 1 GWh = 1 Mio. kWh; 1 MW = 1 Mio. Watt; 
Hintergrundbild: BMU / Bernd Müller; Stand: März 2012; Angaben vorläufig















































































































































1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
BMU – KI III 1 Erneuerbare Energien in Deutschland 
2011
24
* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 GWh = 1 Mio. kWh; 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Biomasse 1)
biogener Anteil 








Beitrag der erneuerbaren Energien zur Wärmebereitstellung in 
Deutschland in den Jahren 1990 bis 2011
[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%]
1990 28.265 2.308 107 1.515 32.195 2,1
1991 28.360 2.308 169 1.517 32.354 2,1
1992 28.362 2.308 221 1.522 32.413 2,1
1) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie-
und Klärgas; Erhebungsmethode 1996/1997 
geändert; abweichend zu den Vorjahren ab 2003 
1993 28.368 2.308 280 1.530 32.486 2,1
1994 28.375 2.308 355 1.537 32.575 2,2
1995 28.387 2.308 440 1.540 32.675 2,1
1996 28.277 2.538 549 1.551 32.915 2,0
Angaben nach §§ 3, 5 (Heizkraft- und Heizwerke) 
und § 8 (Industrie) des Energiestatistikgesetzes von 
2003 sowie Direktnutzung von Klärgas;
2) Angaben 1990 bis 1994 gleichgesetzt mit 1995, 
Angaben 2000 bis 2002 geschätzt mit Orientierung 
an Werten 1999 und 2003; Anteil des biogenen 
Abfalls zu 50 % angesetzt; Steigerung bei Wärme
1997 45.591 2.290 690 1.569 50.140 3,2
1998 49.740 3.405 848 1.604 55.597 3,6
1999 50.858 3.674 1.026 1.645 57.203 3,8
2000 51.419 3.548 1.261 1.694 57.922 3,9
2001 58.220 3 421 1.587 1.765 64.993 4,2         
2009 gegenüber dem Vorjahr durch erstmalige 
Berücksichtigung neu verfügbarer Daten. Es 
handelt sich um eine statistische Anpassung, die 
keine Aussage über den tatsächlichen 
Nutzungsausbau zulässt;
3) Nutzenergie; Abbau von Altanlagen ist 
.
2002 57.242 3.295 1.884 1.855 64.276 4,3
2003 69.182 3.169 2.144 1.956 76.451 5,0
2004 75.376 3.690 2.443 2.086 83.595 5,5
2005 79.746 4.692 2.778 2.294 89.510 6,0
berücksichtigt;
4) einschließlich Wärme aus Tiefengeothermie 
sowie aus Luft/Wasser-, Wasser/Wasser- und 
Sole/Wasser-Wärmepumpen;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe 
Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 
2006 83.023 4.911 3.218 2.762 93.914 6,2
2007 86.670 4.783 3.638 3.415 98.506 7,4
2008 93.133 5.020 4.134 4.168 106.455 7,6
2009 102.403 6.832 4.733 4.931 118.899 8,9
2010 126 339 7 566 5 200 5 585 144 690 10 2
BMU – KI III 1 Erneuerbare Energien in Deutschland 
2011
25
Stand: März 2012; Angaben vorläufig
. . . . . ,
2011 118.570 7.900 5.600 6.320 138.390 10,4
Beitrag der erneuerbaren Energien zur Wärme-
bereitstellung in Deutschland in den Jahren 1997 bis 2011
140.000
160.000
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* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 GWh = 1 Mio. kWh; EE: Erneuerbare Energien;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Struktur der Wärmebereitstellung aus erneuerbaren 
Energien in Deutschland im Jahr 2011
biogene 
Festbrennstoffe 
(H h l )
Gesamt: 138,4 TWh
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1) Inklusive Pflanzenöl; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 TWh = 1 Mrd. kWh; 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Struktur der Wärmebereitstellung aus Biomasse in 
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*) Inklusive Pflanzenöl; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 1 TWh = 1 Mrd. kWh; 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der Biomassenutzung* zur Wärme-
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* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas; 1 GWh = 1 Mio. kWh; 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der Pelletheizungen in Deutschland in den 
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ue e: eu sc es e e ns u   au  as s er a en es un esam es r r sc a  un  us u r on ro e  
sowie des Bundesindustrieverbandes Deutschland Haus-, Energie- und Umwelttechnik e.V. (BDH); Hintergrundbild: BMU / Bernd Müller; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der bedarfsabhängigen Pelletproduktion in 
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Quelle: Deutsches Pelletinstitut (DEPI) nach Deutscher Energieholz- und Pellet-Verband e.V. (DEPV); Hintergrundbild: BMU / Bernd Müller; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der Kollektorfläche und Wärmebereitstellung 
aus solarthermischen Anlagen in Deutschland
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1 GWh = 1 Mio. kWh; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) und ZSW; Hintergrundbild: ZSW / Ulrike Zimmer; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung der oberflächennahen Geothermienutzung* zur 










































































































1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
BMU – KI III 1 Erneuerbare Energien in Deutschland 
2011
33
* Inkl. Luft/Wasser-, Wasser/Wasser- und Sole/Wasser-Wärmepumpen; 1 GWh = 1 Mio. kWh; 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) und ZSW; Hintergrundbild: ZSW / Ulrike Zimmer; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Entwicklung des Wärmepumpenmarktes in Deutschland in 
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Quellen: Jahre 2000 bis 2008: GeothermieZentrum Bochum (GZB): "Studie: Analyse des deutschen Wärmepumpenmarktes, Bestandsaufnheme und Trends", Stand November 2009; 
Jahre 2009 bis 2011: Bundesverband Wärmepumpe e.V. (BWP), Pressemitteilungen zur "Branchenstatistik", Stand: März 2012; Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Angaben vorläufig
Beitrag erneuerbarer Energien zum Kraftstoffver-
Biodiesel Pflanzenöl Bioethanol SummeBiokraftstoffe
Anteil am Kraftstoff-
verbrauch
brauch in Deutschland in den Jahren 1990 bis 2011
[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%]
1990 0 k.A. 0 0 0
1991 2,1 k.A. 0 2,1 0
1992 52 21 0 73 0,01
1993 52 31 0 83 0,01
1994 258 31 0 289 0,05
1995 310 53 0 363 0,06
1996 516 53 0 569 0,09
1997 825 104 0 929 0,1
1) In der Biodieselmenge 2006 ist auch Pflanzenöl enthalten, da 
1998 1.032 115 0 1.147 0,2
1999 1.341 146 0 1.487 0,2
2000 2.579 167 0 2.746 0,4
2001 3.611 209 0 3.820 0,6
2002 5 674 251 0 5 925 0 9 bis August 2006 Biodiesel und Pflanzenöl gemeinsam erhoben 
wurden;
2) Biokraftstoffmengen 2011:
Biodiesel: 2.426.000 Tonnen, 2.747 Mio. Liter,
Pflanzenöl: 20.000 Tonnen, 21 Mio. Liter,
. . ,
2003 8.253 292 0 8.545 1,4
2004 10.493 345 481 11.319 1,8
2005 18.570 2.047 1.763 22.380 3,7
2006 1) 29.062 7.426 3.792 40.280 6,3 Bioethanol: 1.239.000 Tonnen, 1.562 Mio. Liter;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-
Statistik (AGEE-Stat) nach Angaben des Bundesamtes für 
Wirtschaft- und Ausfuhrkontrolle (BAFA);
k.A. = keine Angabe;
Stand: März 2012; Angaben vorläufig
 
2007 34.242 8.749 3.438 46.429 7,4
2008 27.812 4.192 4.673 36.677 6,0
2009 25.088 1.044 6.673 32.805 5,4
2010 26.097 636 8.714 35.447 5,8
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2011 2) 24.918 205 9.136 34.259 5,6
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Keine Biokraftstoffe im Jahr 1990; Pflanzenöl bereits seit 1992 für biogene Kraftstoffe verwendet, Bioethanol seit 2004; 1 GWh = 1 Mio. kWh; 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Dieter Böhme; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Struktur der biogenen Kraftstoffe
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Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 1 TWh = 1 Mrd. kWh; 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Vermiedene Treibhausgas-Emissionen durch die Nutzung 
erneuerbarer Energien in Deutschland im Jahr 2011









Gesamt: rd. 129 Mio. t CO2-Äq.,
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EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz; THG: Treibhausgas; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt;
Quelle: Umweltbundesamt (UBA) nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: H. G. Oed; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Struktur der Treibhausgas-Emissionsvermeidung in 
Deutschland im Jahr 2011
Wind:
26 5 %














BMU – KI III 1 Erneuerbare Energien in Deutschland 
2011
39
Quelle: Umweltbundesamt (UBA) nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Investitionen in die Errichtung von Erneuerbare-
Energien-Anlagen in Deutschland im Jahr 2011
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           ro an agen un  rmepumpen; we c ungen n en ummen urc  un ungen;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Investitionen in die Errichtung von Erneuerbare-Energien-
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Quelle: BMU-KI III 1 nach Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW); Jahre 2004 und 2005 geschätzt; 
Hintergrundbild: BMU / Dieter Böhme, Stand: März 2012; Angaben vorläufig 
Umsätze aus dem Betrieb von Erneuerbare-
Energien-Anlagen in Deutschland im Jahr 2011
230 Mio. EuroSolarthermie



















Abweichungen in den Summen durch Rundungen;
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I f ti dn orma onen un  
Daten rund um die 
erneuerbaren 
Energien und die 
AGEE-Stat




Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) Institut für neue Energien (IfnE, Teltow) 
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Institut für Solare Energieversorgungstechnik (ISET Kassel) 
Baden-Württemberg (ZSW)  Öko-Institut e.V. (Institute for Applied Ecology) 
Umweltbundesamt (UBA) Bundesverband Solarwirtschaft e.V. (BSW) 
Statistisches Bundesamt (StBA) Bundesverband Wärmepumpe e.V. (BWP) 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) Bundesverband Windenergie e.V. (BWE) 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB) Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW)
D t h Bi F h Z t G bH (DBFZ) D t h E i P ll t V b d V (DEPV)eu sc es omasse orsc ungs en rum g m   eu sc er nerg e- e e - er an  e. .  
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e.V. Berlin (DIW Berlin) Deutsches Pelletinstitut GmbH (DEPI)
Deutsches Windenergie-Institut GmbH (DEWI) Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR)
Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung (ISI) Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt e.V. (DLR) 
Gesellschaft für wirtschaftliche Strukturforschung mbH (GWS) Global Wind Energy Council (GWEC)          
Impressum:
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Erneuerbare Energien 2011 
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Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2011 
 auf der Grundlage der Angaben der 
Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) 
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 3
1 Entwicklung des Ausbaus erneuerbarer Energien und deren 
Anteile an der Energiebereitstellung 
Bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien war im Jahr 2011 ein sprunghafter 
Anstieg zu verzeichnen, die gegenüber dem Vorjahr um 17 % zunahm und mit knapp 
122 Mrd. Kilowattstunden (2010: 104 Mrd. kWh; 1 Mrd. kWh = 1 TWh) einen Anteil von 
20,0 % am gesamten Stromverbrauch erreichte (2010: 17,1 %). Den größten Anteil an der 
Steigerung hatten die Windenergie und die Photovoltaik.  
Der Wärmebereich war im Jahr 2011 insbesondere von einer ungewöhnlich milden 
Witterung geprägt, die einen Rückgang des gesamten Wärmeverbrauchs um rund 6 % 
gegenüber dem Vorjahr bewirkte. Witterungsbedingt verringerte sich insbesondere auch 
die Verwendung von Holz als Wärmeenergieträger in privaten Haushalten, so dass die 
Wärmebereitstellung aus erneuerbaren Energien im Jahr 2011 gut 138 Mrd. kWh betrug 
(2010: 145 Mrd. kWh). Der Anteil der erneuerbaren Energien am gesamten 
Endenergieverbrauch für Wärme ist dennoch auch im Jahr 2011 weiter angestiegen – auf 
10,4 % (2010: 10,2 %). 
Nachdem der Anteil der Biokraftstoffe am gesamten Kraftstoffverbrauch im Jahr 2010 
nach zwei rückläufigen Jahren wieder leicht angestiegen war, sank er im Jahr 2011 erneut 
auf 5,6 % (2010: 5,8 %). Mit fast 34,3 TWh wurden insgesamt 3,4 % weniger Biokraftstoffe 
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1) Quellen: Ziele der Bundesregierung, Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG); Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), EU-Richtlinie 2009/28/EG;
 2) Der gesamte Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin; 3) Berechnet nach Wirkungsgradmethode; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB);
EE: Erneuerbare Energien; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
 
Abb. 1: Anteile erneuerbarer Energien an der Energiebereitstellung in Deutschland 
 
 4
Insgesamt konnten die erneuerbaren Energien (EE) ihren Beitrag zur Energieversorgung 
in Deutschland auch im Jahr 2011 weiter kräftig steigern. Ihr Anteil am gesamten 
Endenergieverbrauch (Strom, Wärme und Kraftstoffe) stieg auf nunmehr 12,2 % an 
(2010: 11,3 %). Insgesamt stellten die erneuerbaren Energien knapp 295 Mrd. kWh 
Endenergie bereit und konnten in nahezu allen Bereichen mit Ausnahme der Biokraftstoffe 
den Trend kontinuierlich steigender Anteile auch im vergangenen Jahr fortsetzen. 
Insgesamt zeigt damit auch die Entwicklung im Jahr 2011, dass Deutschland auf gutem 
Wege ist, seine im Rahmen der Energiewende bekräftigten anspruchsvollen Ziele für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien bis zum Jahr 2020 zu erreichen. 
In Tabelle 1 sind die wichtigsten Daten zur Entwicklung der erneuerbaren Energien im 
Jahr 2011 (gegenüber dem Jahr 2010) tabellarisch zusammengefasst. 
Tab. 1: Eckdaten erneuerbare Energien in Deutschland 2010/2011 (vorläufig) 
 2010 2011 Veränderungen 2010 / 2011 
Anteil EE-Strom am gesamten Stromverbrauch1) 17,1 % 20,0 % + 17,0 % 
Endenergie Strom aus erneuerbaren Energien 104 Mrd. kWh 122 Mrd. kWh + 17,3 % 
Anteil EE-Wärme am gesamten Endenergieverbrauch für Wärme2) 10,2 % 10,4 % + 2,0 % 
Anteil EE am gesamten Kraftstoffverbrauch3) 5,8 % 5,6 % - 3,4 % 
Anteil EE am gesamten Endenergieverbrauch4) 11,3 % 12,2 % + 8,0 % 
Anteil EE am gesamten Primärenergieverbrauch5) 9,7 % 10,9 % + 12,4 % 
Endenergie gesamt aus erneuerbaren Energien 284 Mrd. kWh 295 Mrd. kWh + 3,9 % 
durch EE vermiedene Treibhausgas-Emissionen  120 Mio. t  129 Mio. t + 7,5 % 
Investitionen in die Errichtung von EE-Anlagen 27,8 Mrd. € 22,9 Mrd. € - 17,6 % 
Umsätze aus dem EE-Anlagenbetrieb 11,6 Mrd. € 13,1 Mrd. € + 12,9 % 
Daten gerundet und vorläufig, Stand: 08. März 2012, Daten können sich im Laufe des Jahres noch ändern 
1) Brutto-Stromverbrauch 2011: 608,5 TWh; nach Angaben der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB), 
„Energieverbrauch in Deutschland im Jahr 2011“; Stand März 2012 
2) Endenergieverbrauch Raumwärme, Warmwasser und Prozesswärme 2011: 4.780 PJ; Schätzung ZSW auf Basis Energy 
Environment Forecast Analysis (EEFA) GmbH & Co. KG 
3) Kraftstoffverbrauch (2011: 2.218 PJ) und Biokraftstoffdaten 2011 nach Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
4) Endenergieverbrauch 2011: 8.685 PJ; nach EEFA 
5) Primärenergieverbrauch 2011: 13.374 PJ; berechnet nach Wirkungsgradmethode; nach AGEB, „Energieverbrauch in 




8,2 % fossile Energieträger 
(Steinkohle, Braunkohle, 












Anteile EE 2011: 
12,2 % 
EEV gesamt: 8.685 PJ1) 
1) Quelle: Energy Environment Forecast Analysis (EEFA) GmbH & Co KG; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls, Biokraftstoffe;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) und ZSW, unter Verwendung von Angaben der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB); 
 EE: Erneuerbare Energien; 1 PJ = 1015 Joule; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Stand: März 2012; Angaben vorläufig  
Abb. 2: Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch in Deutschland im Jahr 
2011 (vorläufig) 
1.1 Erneuerbare Energien sichern Klimaschutzziel 
Der Ausbau erneuerbarer Energien trägt wesentlich zur Erreichung der Klimaschutzziele 
bei. In allen Verbrauchssektoren (Strom, Wärme, Verkehr) werden fossile Energieträger 
durch erneuerbare Energien ersetzt. Die energiebedingten Treibhausgasemissionen 
sinken entsprechend. (Übersichten zu energiebedingten Emissionen in Deutschland stellt 
das Umweltbundesamt im Internet unter www.umweltbundesamt.de bereit.) 
Insgesamt resultierte daraus im Jahr 2011 eine Treibhausgasvermeidung von rund 
129 Mio. t CO2-Äquivalenten. Davon entfielen auf den Stromsektor allein 87 Mio. t 
vermiedene Treibhausgase, wovon wiederum allein rund 70 Mio. t auf die EEG-vergütete 
Strommenge zurückgeführt werden können. Durch die Nutzung von Wärme aus 
erneuerbaren Energien wurden etwa 37 Mio. t CO2-Äquivalente und durch Biokraftstoffe 
ca. 5 Mio. t CO2-Äquivalente vermieden. Betrachtet man nur das Treibhausgas 
Kohlenstoffdioxid (CO2), so betrug die Vermeidung im Jahr 2011 insgesamt rund 
126 Mio. t. 
Bei der Bilanzierung der vermiedenen Emissionen werden grundsätzlich die vorgelagerten 
Prozessketten zur Gewinnung und Bereitstellung der Energieträger sowie der Herstellung 
der Anlagen berücksichtigt („Vorketten“). In einer Netto-Bilanzierung werden die 
Emissionen der durch erneuerbare Energien ersetzten fossilen Primärenergieträger 
denjenigen Emissionen gegenübergestellt, die aus den Vorketten und dem Betrieb der 
regenerativen Energieerzeugungsanlagen resultieren. 
Die Treibhausgasvermeidung durch Bioenergieträger ist sowohl von der 
Emissionsintensität der verdrängten Energieträger als auch von Art und Herkunft der 
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eingesetzten Rohstoffe abhängig. Sofern es sich nicht um Reststoffe und Abfälle handelt, 
haben Landnutzungsänderungen als Folge des Energiepflanzenanbaus einen relevanten 
Einfluss auf die Höhe der Treibhausgasvermeidung. Der gegenwärtige Kenntnisstand zu 
den tatsächlichen Auswirkungen ist jedoch noch unzureichend und belastbare methodi-
sche Ansätze müssen erst entwickelt werden, bevor Emissionen aus Änderungen der 











THG-Vermeidung [Mio. t CO2-Äq.]
Wasser Wind Biomasse Photovoltaik Geothermie Solarthermie Biokraftstoffe
87,3 Mio. t
37,2 Mio. t
4,8 Mio. t 
EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz; THG: Treibhausgas; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt;
Quelle: Umweltbundesamt (UBA) nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: H. G. Oed; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Gesamt: rd. 129 Mio. t CO2-Äq.,
davon rd. 70 Mio. t CO2-Äq. 
durch EEG-vergüteten Strom 
vermieden
 
Abb. 3: Vermiedene Treibhausgas-Emissionen durch die Nutzung erneuerbarer 
Energien in Deutschland im Jahr 2011 (in CO2-Äquivalenten; vorläufig) 
2 Beiträge der einzelnen Sparten der erneuerbaren Energien 
2.1 Strom aus erneuerbaren Energien 
Auf dem deutschen Windenergiemarkt konnten im Jahr 2011 die Ausbauzahlen des 
Vorjahres deutlich übertroffen werden. 895 Windkraftanlagen mit einer Gesamtleistung 
von 2.007 MW wurden im Jahresverlauf neu errichtet. Abzüglich der im Zuge von 
Repoweringmaßnahmen abgebauten Leistung resultierte für 2011 ein Nettoleistungszubau 
von 1.885 MW und damit gut ein Viertel mehr als im Vorjahr. Ende 2011 waren damit 
insgesamt 22.297 Anlagen mit einer installierten Leistung von 29.075 MW am Netz2. Von 
der neu ans Netz genommenen Leistung entfielen 108 MW auf Offshore-Windparks.  
Nachdem 2010 ein ungewöhnlich windschwaches Jahr war, herrschten 2011 wieder dem 
Durchschnitt entsprechende Windverhältnisse. In der Folge ist der Windstromertrag im 
Jahr 2011 gegenüber dem Vorjahr von 37,8 Mrd. kWh auf 46,5 Mrd. kWh angestiegen. Die 
                                            
1  Umweltbundesamt (UBA): Emissionsbilanz erneuerbarer Energieträger. Durch Einsatz erneuerbarer Energien vermiedene 
Emissionen im Jahr 2007. Climate Change 12/2009, Dessau-Roßlau, 2009. 
2  Bundesverband WindEnergie (BWE) und Deutsches Windenergie Institut (DEWI GmbH), Januar/Februar 2012 
 7
Windenergie konnte damit ihre Spitzenposition unter den Erneuerbaren im Strombereich 
ausbauen und deckte allein 7,6 % des gesamten deutschen Stromverbrauchs. 
Die Stromerzeugung aus Wasserkraft lag im Jahr 2011 mit rund 19,5 Mrd. kWh unter 
dem Niveau des Vorjahres (21,0 Mrd. kWh), was vor allem auf die trockenen 
Frühjahrsmonate zurückzuführen ist. Nachdem sich die insgesamt installierte 
Wasserkraftleistung im Jahr 2010, unter anderem durch den Neubau des Rheinkraftwerks 
Rheinfelden, auf 4.395 MW erhöht hatte, war der Zubau 2011 wie schon in den Vorjahren 
vergleichsweise unbedeutend. 
Tab. 2: Anteil der erneuerbaren Energien am gesamten Endenergieverbrauch in den 
Jahren 2010 und 2011 in Deutschland (vorläufig) 
 Strom Wärme Kraftstoff Gesamt Veränderungen 
 2010 2011 2010 2011 2010 2011 2010 2011 2010/2011 
 [Mrd. kWh] [%] 
Wasserkraft 21,0 19,5 - - - - 21,0 19,5 - 7,1 
Windenergie 37,8 46,5 - - - - 37,8 46,5 + 23,0 
Biomasse1) 33,9 36,9 133,9 126,5 35,4 34,3 203,2 197,7 - 2,7 
Photovoltaik 11,7 19,0 - - - - 11,7 19,0 + 62,4 
Solarthermie - - 5,2 5,6 - - 5,2 5,6 + 7,7 
Geothermie < 0,1 < 0,1 5,6 6,3 - - 5,6 6,3 + 12,5 
Gesamt 104,3 121,9 144,7 138,4 35,4 34,3 284,5 294,6 + 3,6 
1) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls 
Angaben gerundet und vorläufig; Stand: 08. März 2012; Abweichungen in den Summen durch Rundungen 
Die Stromerzeugung aus Biomasse lag auch im Jahr 2011 insgesamt weiter im 
Aufwärtstrend. Insbesondere die Stromerzeugung aus Biogas konnte weiter deutlich auf 
rund 17,5 Mrd. kWh gesteigert werden (2010: 14,5 Mrd. kWh). Rückläufig hingegen war 
die Verstromung von Pflanzenöl. Alle biogenen Energieträger zusammen – feste und 
flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas sowie der biogene Anteil des Abfalls – 
konnten 2011 mit 36,9 Mrd. kWh rund 9 % mehr Strom als im Vorjahr (33,9 Mrd. kWh) 
bereitstellen. Ihr Anteil am Stromverbrauch lag damit bei 6,1 % (2010: 5,5 %). 
Die rasante Entwicklung am deutschen Photovoltaikmarkt hat sich auch im Jahr 2011 
fortgesetzt. Mit 7.500 MW neu installierter Leistung war der Zubau etwa genauso hoch wie 
schon im Vorjahr. Ende 2011 waren damit Photovoltaikanlagen mit einer Gesamtleistung 
von mehr als 24,8 GW installiert. Mit rund 19 Mrd. kWh erreichte Photovoltaikstrom bereits 
























Januar 1991 - März 2000
 EEG:
 Januar 2009 
Novelle BauGB: 
November 1997 
* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 GWh = 1 Mio. kWh;
Aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt; StromEinspG: Stromeinspeisungsgesetz; BauGB: Baugesetzbuch; EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz; 
 Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Christoph Edelhoff; Stand: März 2012; Angaben vorläufig    
Abb. 4: Strombereitstellung durch erneuerbare Energien in Deutschland in den Jahren 




0,9 % Biogas: 
14,4 % biogene Festbrennstoffe: 
9,3 %










 Biomasseanteil 2): 30 %
Stromerzeugung aus EE: 121,9 TWh 
1) Inklusive Pflanzenöl; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt; 
1 TWh = 1 Mrd. kWh; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Abb. 5: Struktur der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in Deutschland im 
Jahr 2011 (vorläufig) 
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2.2 Wärme aus erneuerbaren Energien 
Mit einem Anteil von rund 91 % war die gesamte Biomasse3 auch im Jahr 2011 die 
dominierende Größe im Bereich der Wärmebereitstellung aus erneuerbaren Energien. Mit 
insgesamt rund 126,5 Mrd. kWh stellte sie jedoch gut 6 % weniger Wärme bereit als noch 
im Jahr 2010 (133,9 Mrd. kWh). Dies ist darauf zurückzuführen, dass der Holzverbrauch in 
den privaten Haushalten den größten Anteil ausmacht, dieser jedoch witterungsbedingt 
schwankt. In Folge der gegenüber dem Vorjahr milden Witterung in den Heizperioden des 
Jahres 2011 ging der Holzverbrauch zurück. Steigerungen konnten hingegen bei der 
Wärmebereitstellung aus Biogas sowie aus Solarthermieanlagen und Wärmepumpen 
verzeichnet werden.  
Neben dem klassischen Scheitholz, das im Bereich der biogenen Festbrennstoffe noch 
immer den überwiegenden Anteil ausmacht, spielt der Einsatz von Holzpellets in  
modernen Heizungsanlagen eine zunehmend bedeutende Rolle. Der Absatz von 
Holzpellets erreichte 2011 einen neuen Rekordwert von rund 1,4 Mio. t (2010: 1,2 Mio. t). 
Der Zubau von Pelletheizungen lag 2011 mit 15.000 Stück auf dem Niveau des Vorjahres, 















Biomasse * Solarthermie Geothermie 
* Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 GWh = 1 Mio. kWh; EE: Erneuerbare Energien;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Brigitte Hiss; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Anteil der Biomasse an der EE-Wärme 2010: 91 %
Abb. 6: Wärmebereitstellung durch erneuerbare Energien in Deutschland in den Jahren 
1997 bis 2011 (vorläufig) 
Der Ausbau der Solarthermieanlagen hat im Jahr 2011 mit rund 1,3 Mio. m2 ebenfalls 
wieder das Vorjahresniveau erreicht. Damit lag die insgesamt installierte Kollektorfläche 
Ende 2011 bei rund 15,2 Mio. m2. Rund 5,6 Mrd. kWh Wärme (2010: 5,2 Mrd. kWh) 
wurden aus Solarthermie bereitgestellt, das entspricht gut 0,4 % des gesamten 
                                            
3  Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls 
4  Deutscher Energieholz- und Pellet-Verband e.V. (DEPV), Pressemitteilung vom 28.01.2011 
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Wärmeverbrauchs in Deutschland. Auch der Zubau neuer Wärmepumpenanlagen lag 
2011 mit ca. 49.100 (netto, d.h. abgebaute Altanlagen bereits eingerechnet) nur leicht über 
dem Vorjahresniveau. Abzüglich abgebauter Altanlagen kletterte der Bestand damit bis 





























Wärmebereitstellung aus EE: 138,4 TWh
 Biomasseanteil 2): 91 %
1) Inklusive Pflanzenöl; 2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; 1 TWh = 1 Mrd. kWh; 




Abb. 7: Struktur der Wärmebereitstellung aus erneuerbaren Energien in Deutschland im 
Jahr 2011 (vorläufig) 
2.3 Biokraftstoffe 
Nachdem sich der Absatz von Biokraftstoffen nach zwei rückläufigen Jahren im Jahr 2010 
wieder stabilisiert hatte, ging er 2011 nach Angaben des Bundesamts für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA)6 erneut leicht zurück. Insgesamt wurden im Jahr 2011 gut 
3,7 Mio. t Biokraftstoffe abgesetzt (2010: 3,8 Mio. t). Mit 2,43 Mio. t wurden rund 4 % 
weniger Biodiesel als im Vorjahr abgesetzt. Der Absatz von Bioethanol erhöhte sich 
hingegen um 6,4 % auf 1,24 Mio. t. Reines Pflanzenöl spielt mit einem Absatz von rund 
20.000 t nur noch eine marginale Rolle.  
                                            
5  Bundesverband Wärmepumpe e.V. (BWP) 
6  BAFA, Veröffentlichung im Internet unter 
http://www.bafa.de/bafa/de/energie/mineraloel_rohoel/amtliche_mineraloeldaten/index.html 
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Keine Biokraftstoffe im Jahr 1990; Pflanzenöl bereits seit 1992 für biogene Kraftstoffe verwendet, Bioethanol seit 2004; 1 GWh = 1 Mio. kWh;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Dieter Böhme; Stand: März 2012; Angaben vorläufig  
Abb. 8: Beitrag erneuerbarer Energien zum Kraftstoffverbrauch in Deutschland in den 
Jahren 1991 bis 2011 (vorläufig) 
3 Investitionen in Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
und Umsätze aus deren Betrieb 
Die erneuerbaren Energien sind in den vergangenen Jahren zu einem bedeutenden 
Wirtschaftsfaktor herangewachsen. Trotz eines weiterhin kräftigen Ausbaus von Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien waren jedoch die im Jahr 2011 ausgelösten 
Investitionen mit rund 22,9 Mrd. Euro erstmals seit Jahren rückläufig, nachdem 2010 noch 
ein Rekordwert von 27,8 Mrd. Euro erreicht worden war. Der Grund hierfür lag im 
Preisverfall bei Photovoltaikanlagen: Trotz ebenso hoher neu installierter Leistung wie im 
Vorjahr waren die Investitionen in Photovoltaikanlagen rund ein Viertel niedriger, machten 
aber mit rund 15 Mrd. Euro weiterhin den größten Anteil aus. Steigerungen bei den 
Investitionssummen waren hingegen bei der Windenergie zu verzeichnen.  
Die Umsätze aus dem Betrieb der Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien stiegen 





















           * Großanlagen und Wärmepumpen; Abweichungen in den Summen durch Rundungen;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Investitionen in EE-Anlagen: 22,9 Mrd. Euro
 
Abb. 9: Investitionen in die Errichtung von Erneuerbare-Energien-Anlagen in 



















[Mio. EUR]Abweichungen in den Summen durch Rundungen;
Quelle: BMU-KI III 1 nach Zentrum für Sonnenenergie-und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW); Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Umsätze aus dem EE-Anlagenbetrieb: 13,1 Mrd. Euro
 
Abb. 10: Umsätze aus dem Betrieb von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien in 
Deutschland im Jahr 2011 (vorläufig) 
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Quellen: 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 
Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat) 
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie (BMWi) 
Umweltbundesamt (UBA) 
Statistisches Bundesamt (StBA) 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
Bundesnetzagentur (BNetzA) 
Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (FNR) 
Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB) 
Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) 
Bundesverband Solarwirtschaft e.V. (BSW-Solar) 
Bundesindustrieverband Deutschland Haus-, Energie- und Umwelttechnik e.V. (BDH) 
Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE) 
Bundesverband Wärmepumpe e.V. (BWP) 
Bundesverband Geothermie e.V. (GtV) 
Deutsches BiomasseForschungsZentrum gGmbH (DBFZ) 
Deutscher Energieholz- und Pellet-Verband e.V. (DEPV) 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e.V. Berlin (DIW Berlin) 
Deutsches Windenergie-Institut (DEWI GmbH) 
Hinweis: 
Die hier veröffentlichten Daten sind vorläufig und können sich im Laufe des Jahres 
noch ändern. Differenzen zwischen den Werten in den Tabellen und den 
entsprechenden Spalten- bzw. Zeilensummen ergeben sich durch Rundungen. 
Die nächste Datenaktualisierung ist mit der Veröffentlichung der BMU-Fachpubli-
kation „Erneuerbare Energien in Zahlen – nationale und internationale Entwicklung“ 
im August 2012 vorgesehen. 
Weitere Informationen zu den erneuerbaren Energien und zur AGEE-Stat auf der 
BMU-Themenseite unter www.erneuerbare-energien.de. 
Aktuelle Grafiken und Tabellen sowie Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren 




Grafiken und Tabellen zur 
Entwicklung der erneuerbaren Energien 
in Deutschland im Jahr 2011  





























































Biomasse (gesamt) 36,9 
davon:  
    feste Biomasse 11,3 
    flüssige Biomasse, inklusive Pflanzenöl 1,4 
Biogas 17,5 
    Deponie- und Klärgas 1,7 











    feste Biomasse 93,0 
    flüssige Biomasse, inklusive Pflanzenöl 7,7 
Biogas 16,5 
    Deponie- und Klärgas 1,4
    biogener Anteil des Abfalls 7,9 
Solarthermie 5,6 
tiefe Geothermie 0,3 
oberflächennahe Geothermie 6,0 
Summe Wärme 138,4
biogene Kraftstoffe





Pflanzenöl (rd. 0,02 Mio. t) 0,2 
Bioethanol (rd. 1,2 Mio. t) 9,1 
Summe biogene Kraftstoffe 34,3 









an der gesamten Wärmebereitstellung 10,4 
am gesamten Kraftstoffverbrauch1) 5,6 
am gesamten Endenergieverbrauch 12,2 
am gesamten Primärenergieverbrauch2) 10,9 
Minderung der THG Emissionen durch
erneuerbare Energien
alle erneuerbaren Energien 
[Mio. t] 
rd. 129
allein durch die nach EEG 
vergütete Stromeinspeisung rd. 70
1) Der gesamte Verbrauch an Motorkraftstoff, ohne Flugbenzin 

2) Berechnet nach Wirkungsgradmethode; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB)
 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); 

Stand: 08. März 2012; Angaben vorläufig
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Tab. 4: Anteile der erneuerbaren Energien an der Energiebereitstellung in Deutschland 
(vorläufig) 
 1990 1995 2000 2002 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 
Endenergieverbrauch (EEV) [%] 
Stromerzeugung  
(bezogen auf den gesamten   
Stromverbrauch) 
3,1 4,5 6,4 7,8 9,2 10,1 11,6 14,3 15,1 16,4 17,1 20,0 
Wärmebereitstellung  
(bezogen auf die gesamte  
Wärmebereitstellung) 
2,1 2,1 3,9 4,3 5,5 6,0 6,2 7,4 7,6 8,9 10,2 10,4 
Kraftstoffverbrauch1) 
(bezogen auf den g samten  e
Kraftstoffverbrauch) 
0,0 0,06 0,4 0,9 1,8 3,7 6,3 7,4 6,0 5,4 5,8 5,6 
Anteil EE am gesamten EEV 1,9 2,2 3,8 4,5 5,8 6,8 8,0 9,5 9,3 10,2 11,3 12,2 
Primärenergieverbrauch (PEV) [%] 
Anteil EE am gesamten PEV2) 1,3 1,9 2,9 3,2 4,5 5,3 6,3 7,9 8,1 8,9 9,9 10,9 
1)  Bis 2002: Bezugsgröße Kraftstoffverbrauch im Straßenverkehr; ab 2003: gesamter Verbrauch an Motorkraftstoff ohne Flugbenzin 
2) Berechnet nach Wirkungsgradmethode; Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. (AGEB) 

















2010 (17,1 %) 2011 (20,0 %) 2010 (10,2 %) 2011 (10,4 %) 2010 (5,8 %) 2011 (5,6 %)












* Biomasse: Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas, biogener Anteil des Abfalls; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt; Abweichungen in den  
Summen durch Rundungen; Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: BMU / Dieter Böhme; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
 
Abb. 11:  Anteile erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch in den Jahren 2010 
und 2011 (vorläufig) 
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Tab. 5: Beitrag der erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung in Deutschland in den 



















[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%] 
1990 15.580 71 221 1.213 1 0 17.086 3,1 
1992 18.091 275 296 1.262 3 0 19.927 3,7 
1994 19.501 909 569 1.306 8 0 22.293 4,2 
1996 18.340 2.032 759 1.343 16 0 22.490 4,1 
1998 18.452 4.489 1.642 1.618 32 0 26.233 4,7 
2000 24.867 7.550 2.893 1.844 64 0 37.218 6,4 
2001 23.241 10.509 3.348 1.859 76 0 39.033 6,7 
2002 23.662 15.786 4.089 1.949 162 0 45.648 7,8 
2003 17.722 18.713 6.086 2.161 313 0 44.995 7,5 
2004 19.910 25.509 7.960 2.117 556 0,2 56.052 9,2 
2005 19.576 27.229 10.978 3.047 1.282 0,2 62.112 10,1 
2006 20.042 30.710 14.841 3.844 2.220 0,4 71.657 11,6 
2007 21.169 39.713 19.760 4.521 3.075 0,4 88.238 14,3 
2008 20.446 40.574 22.872 4.659 4.420 17,6 92.989 15,1 
2009 19.036 38.639 25.989 4.352 6.583 18,8 94.618 16,4 
2010 20.956 37.793 29.085 4.781 11.683 27,7 104.326 17,1 
2011 19.500 46.500 31.920 5.000 19.000 18,8 121.939 20,0 
1) Bei Pumpspeicherkraftwerken nur Stromerzeugung aus natürlichem Zufluss 
2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas; bis 1998 nur Einspeisung in das Netz der allgemeinen Versorger 
3) Anteil des biogenen Abfalls in Abfallverbrennungsanlagen zu 50 % angesetzt  
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: 08. März 2012; Angaben vorläufig 
Tab. 6: Installierte Leistung zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in 
Deutschland in den Jahren 1990 bis 2011 
 




Photovoltaik Geothermie gesamte Leistung 
[MW] [MW] [MW] [MW] [MWp] [MW] [MW] 
1990 3.429 55 85 499 1 0 4.069 
1992 3.550 174 105 499 3 0 4.331 
1994 3.563 618 178 499 6 0 4.865 
1996 3.510 1.549 253 551 11 0 5.874 
1998 3.601 2.877 432 540 23 0 7.473 
2000 3.538 6.097 579 585 76 0 10.875 
2001 3.538 8.750 696 585 186 0 13.755 
2002 3.785 11.989 843 585 296 0 17.498 
2003 3.934 14.604 1.091 847 435 0 20.911 
2004 3.819 16.623 1.444 1.016 1.105 0,2 24.007 
2005 4.115 18.390 1.964 1.210 2.056 0,2 27.735 
2006 4.083 20.579 2.620 1.250 2.899 0,2 31.431 
2007 4.169 22.194 3.434 1.330 4.170 3,2 35.300 
2008 4.138 23.826 3.969 1.440 6.120 3,2 39.497 
2009 4.151 25.703 4.519 1.550 9.914 7,5 45.845 
2010 4.395 27.191 5.014 1.650 17.320 7,5 55.578 
2011 4.401 29.075 5.479 1.700 24.820 7,5 65.483 
1) Quelle: DEWI GmbH 
2) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas 
3) Anteil des biogenen Abfalls in Abfallverbrennungsanlagen zu 50 % angesetzt  
Quelle: BMU-KI III1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: 08. März 2012; Angaben vorläufig 
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Tab. 7: Beitrag der erneuerbaren Energien zur Wärmebereitstellung in Deutschland in 
den Jahren 1990 bis 2011 
 







[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%] 
1990 28.265 2.308 107 1.515 32.195 2,1 
1992 28.362 2.308 221 1.522 32.413 2,1 
1994 28.375 2.308 355 1.537 32.575 2,2 
1996 28.277 2.538 549 1.551 32.915 2,0 
1998 49.740 3.405 848 1.604 55.597 3,6 
2000 51.419 3.548 1.261 1.694 57.922 3,9 
2001 58.220 3.421 1.587 1.765 64.993 4,2 
2002 57.242 3.295 1.884 1.855 64.276 4,3 
2003 69.182 3.169 2.144 1.956 76.451 5,0 
2004 75.376 3.690 2.443 2.086 83.595 5,5 
2005 79.746 4.692 2.778 2.294 89.510 6,0 
2006 83.023 4.911 3.218 2.762 93.914 6,2 
2007 86.670 4.783 3.638 3.415 98.506 7,4 
2008 93.133 5.020 4.134 4.168 106.455 7,6 
2009 102.403 6.832 4.733 4.931 118.899 8,9 
2010 126.339 7.566 5.200 5.585 144.690 10,2 
2011 118.570 7.900 5.600 6.320 138.390 10,4 
1) Feste und flüssige Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas 
2) Anteil des biogenen Abfalls in Abfallverbrennungsanlagen zu 50 % angesetzt, Steigerung 2009 gegenüber dem Vorjahr durch 
 erstmalige Berücksichtigung neu verfügbarer Daten. Es handelt sich um eine statistische Anpassung, die keine Aussage über 
 den tatsächlichen Nutzungsausbau zulässt. 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Stand: 08. März 2012, Angaben vorläufig 
Tab. 8: Beitrag erneuerbarer Energien zum Kraftstoffverbrauch in Deutschland in den 
Jahren 1990 bis 2011 
 
Biodiesel Pflanzenöl Bioethanol Summe Biokraftstoffe 
Anteil am  
Kraftstoff- 
verbrauch 
[GWh] [GWh] [GWh] [GWh] [%] 
1990 0 k.A. 0 0 0,0 
1992 52 21 0 73 0,01 
1994 258 31 0 289 0,05 
1996 516 53 0 569 0,09 
1998 1.032 115 0 1.147 0,2 
2000 2.579 167 0 2.746 0,4 
2001 3.611 209 0 3.820 0,6 
2002 5.674 251 0 5.925 0,9 
2003 8.253 292 0 8.545 1,4 
2004 10.493 345 481 11.319 1,8 
2005 18.570 2.047 1.673 22.380 3,7 
2006 29.062 7.426 3.792 40.280 6,3 
2007 34.242 8.749 3.438 46.429 7,4 
2008 27.812 4.192 4.673 36.677 6,0 
2009 25.088 1.044 6.673 32.805 5,4 
2010 26.097 636 8.714 35.447 5,8 
2011 24.918 205 9.136 34.259 5,6 
Quelle: BMU-KI III 1 nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat), BMF, BAFA, StBA und FNR; 












CO2-Vermeidung  [Mio. t]
Wasser Wind Biomasse Photovoltaik Geothermie Solarthermie Biokraftstoffe
82,1 Mio. t
37,3 Mio. t
6,9 Mio. t 
EEG: Erneuerbare-Energien-Gesetz; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; aufgrund geringer Strommengen ist die Tiefengeothermie nicht dargestellt;
Quelle: Umweltbundesamt (UBA) nach Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat); Hintergrundbild: H. G. Oed; Stand: März 2012; Angaben vorläufig
Gesamt: rd. 126 Mio. t CO2, 
davon rd. 66 Mio. t CO2 
durch EEG-vergüteten Strom 
vermieden
 
Abb. 12: Vermiedene CO2-Emissionen durch die Nutzung erneuerbarer Energien im Jahr 
2011 (vorläufig) 
Tab. 9:  Investitionen in Erneuerbare-Energien-Anlagen und Umsätze aus deren Betrieb 
in Deutschland im Jahr 2011 
Investitionen in  
Erneuerbare-Energien-Anlagen im Jahr 2011 
Umsätze 
aus dem Anlagenbetrieb im Jahr 2011 
Wasserkraft 70 Mio. € 0,3 % Wasserkraft 340 Mio. € 2,6 %
Windenergie 2.950 Mio. € 12,9 % Windenergie 1.400 Mio. € 10,7 %
Photovoltaik 15.000 Mio. € 65,5 % Photovoltaik 1.000 Mio. € 7,7 %
Solarthermie 1.050 Mio. € 4,6 % Solarthermie 230 Mio. € 1,8 %
Geothermie 960 Mio. € 4,2 % Geothermie, Umweltwärme 700 Mio. € 5,4 %
Biomasse Strom 2.000 Mio. € 8,7 % Biomasse  (Strom & Wärme) 5.750 Mio. € 44,0 %
Biomasse Wärme 880 Mio. € 3,8 % Biomasse (Kraftstoffe) 3.650 Mio. € 27,9 %
Summe 22.910 Mio. € 100 % Summe 13.070 Mio. € 100 %
Quelle: BMU-KI III 1 nach Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW); 
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Wie groß ist der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromproduktion? Was ist zu beachten, wenn man Holz in Kaminen
und Öfen verbrennt? Wie kann man Biomasse nachhaltig nutzen? Wie wirken die europäischen Fördermechanismen für
erneuerbare Stromerzeugung?
Erneuerbare Energien sind Wind- und Sonnenenergie, Biomasse, Geothermie und Wasserkraft. Erneuerbare Energien
können einen erheblichen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Außerdem tragen sie zur Versorgungssicherheit und zur
Vermeidung von Rohstoffkonflikten bei. Das Grundprinzip einer Nutzung erneuerbarer Energien besteht darin, dass sowohl
aus den in der Natur stattfindenden Prozessen als auch durch die Nutzung nachwachsender Rohstoffe Strom, Wärme und
Kraftstoffe erzeugt werden.
Wir begleiten und bewerten die Entwicklung innovativer und umweltverträglicher Techniken. Wir setzen uns für die Nutzung
erneuerbarer Energien ein, indem wir geeignete Instrumente sowie Maßnahmen vorschlagen, die eine Integration der
erneuerbaren Energien vereinfachen und ihren umweltverträglichen Ausbau unterstützen. Für die Förderung erneuerbaren
Stroms spielt das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) eine große Rolle. Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz
(EEWärmeG) und das Marktanreizprogramm (MAP) verfolgen das Ziel, den Anteil erneuerbarer Wärme zu erhöhen. 
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Erneuerbare Energien in Zahlen
Wieviel Erneuerbare Energien nutzen wir?
Energie - Erneuerbare Energien http://www.umweltbundesamt.de/energie/erneuerbare.htm#1
1 von 6 16.08.2012 10:58
Quelle: Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2010, BMU 2011, S. 5
Erneuerbare Energien haben einen rasanten Zuwachs. Ihr Anteil am gesamten Endenergieverbrauch hat sich seit Anfang
dieses Jahrtausends mehr als verdoppelt und lag im Jahr 2010 bei 11 %. Die Arbeitsgemeinschaft Erneuerbare-Energien-
Statistik ermittelt als unabhängiges Fachgremium jährlich den Stand der Entwicklung Erneuerbarer Energien in Deutschland,
in der EU und weltweit. Mehr Informationen finden Sie hier:
Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2010
Erneuerbare Energien in Zahlen
Schaubilder und Grafiken
Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland
Wieviel CO2 vermeiden Erneuerbare Energien?
Durch den Einsatz erneuerbarer Energien wurden 2010 in Deutschland Treibhausgase in Höhe von 110 Mio. Tonnen
CO2-Äquivalenten vermieden. Diese Zahl ermittelte das Umweltbundesamt für die BMU-Veröffentlichung „Entwicklung der
erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2010“. Grundlage für die Berechnung ist die Studie „Emissionsbilanz
erneuerbarer Energieträger“, in der das Umweltbundesamt die Emissionsbilanz erneuerbarer Energien für Strom, Wärme
und Kraftstoffbereitstellung mit optimierten Methoden neu berechnet hat. Vorketten (z.B. Herstellung und Wartung der
Anlagen oder Gewinnung von Brennstoffen) wurden in die Netto-Bilanz mit einbezogen. Landnutzungsänderungen als Folge
des Energiepflanzenanbaus können aufgrund fehlender belastbarer methodischer Ansätze bisher noch nicht berücksichtigt
werden, obgleich sie einen relevanten Einfluss auf die Höhe der tatsächlichen Treibhausgasvermeidung haben. Die
vermiedenen Emissionen durch erneuerbare Energien werden regelmäßig berechnet und mit der Broschüre „Erneuerbare
Energien in Zahlen“ veröffentlicht. Die aktualisierten Datensätze zur Studie sind in dem aktualisierten Anhangteil PDF / 589 KB
 zusammengestellt
Wieviel kostet die Förderung erneuerbarer Stromerzeugung die Verbraucher?
Die Analyse Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zeigt: Rund 85 Prozent der Preissteigerungen
zwischen 2000 und 2010 sind auf andere Faktoren als die so genannte EEG-Umlage zurückzuführen.
Der Erhöhung der EEG-Umlage stehen erhebliche Kostensenkungen bei der Strombeschaffung
gegenüber. Zu verdanken ist dies auch dem Ausbau der erneuerbaren Energien, der zu einem
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Internationale Förderung der erneuerbaren Energien
Was unternehmen die EU-Mitgliedsstaaten, um mehr Strom aus erneuerbaren Energien zu erzeugen?
Um das europäische Ziel zu erreichen, bis zum Jahr 2020 mindestens 21 % des Bruttostromverbrauchs aus erneuerbaren
Energien zu erzeugen, bedarf es effektiver und effizienter Instrumente. In einer Studie im Auftrag des Umweltbundesamtes
wurden die wesentlichen in Europa eingesetzten Instrumente analysiert, verglichen und ihr Potenzial als Beitrag zum
europäischen Ausbauziel untersucht. Von der englischsprachigen Studie ist auch eine deutsche Kurzfassung verfügbar.
Wie unterstützt der Emissionshandel die Verbreitung erneuerbarer Energien?
Viele weniger entwickelte Länder verfügen über beachtliche, bislang jedoch noch nicht
ausgeschöpfte Potenziale zur Nutzung erneuerbarer Energien. Der im Kyoto-Protokoll
vorgesehene Clean Development Mechanism (CDM) erlaubt es Industrieländern,
Treibhausgasemissionen, die über ihr Reduktionsziel hinausgehen, über Reduktionsmaßnahmen
in Entwicklungsländern auszugleichen. Eine englischsprachige Studie des Umweltbundesamtes
untersucht die Rolle des Clean Development Mechanism bei der Förderung erneuerbarer
Energien in Entwicklungsländern. Ein ebenfalls englischsprachiger Leitfaden fasst die
Ergebnisse zusammen.
zurück zum Seitenanfang
Wie Sie erneuerbare Energien selber nutzen können
Wollen auch Sie erneuerbare Energien nutzen und damit Umwelt und Klima schützen?
Mit dem Online-Ökostrom-Tarifrechner können Sie sich Rat für einen Wechsel zu einem Ökostromanbieter holen. In der
Datenbank energiefoerderung.info oder in den Fördermittel-Ratgebern können Sie online nach Fördermitteln suchen.
Der Förderratgeber von co2online bietet aktuelle Informationen über die zahlreichen bundesweiten und lokalen
Förderprogramme für Energieeffizienz und erneuerbare Energien.
zurück zum Seitenanfang
Wozu dient das Herkunftsnachweisregister für erneuerbare Energien?
Der Marktanteil an Ökostromprodukten ist in den letzten Jahren enorm gestiegen. Verbraucherinnen und Verbraucher
müssen darauf vertrauen dürfen, dass der erworbene Ökostrom tatsächlich aus erneuerbaren Energien gewonnen wurde.
Herkunftsnachweise machen die Herkunft des Stroms aus erneuerbaren Energien transparent und bieten damit für
Verbraucherinnen und Verbraucher eine hohe Verlässlichkeit.
Die verpflichtende Stromkennzeichnung des Energieversorgers (nach § 42 EnWG) liefert den Endkundinnen und
Endkunden wichtige Informationen zu ihrem Strombezug. Mit Inbetriebnahme des Herkunftsnachweisregisters darf ein
Energieversorger Strom nur dann als solchen aus erneuerbaren Energien kennzeichnen und auf der Stromrechnung
ausweisen, soweit dieser für die gelieferte Menge EE-Strom auch Herkunftsnachweise entwertete. Damit wird die
Stromkennzeichnung verlässlicher, und eine Doppelvermarktung wird ausgeschlossen.
Die Möglichkeit, vom UBA Herkunftsnachweise zu erhalten, besteht erst dann, wenn das Herkunftsnachweisregister beim
Umweltbundesamt oder der beliehenen Stelle in Betrieb geht. Diesen Termin wird das BMU im elektronischen
Bundesanzeiger bekanntmachen. Im Jahr 2011 wird das Register voraussichtlich noch nicht in Betrieb gehen.
Energetische Nutzung von Biomasse
Wird Biomasse energetisch genutzt, müssen die Emissionen von CO2 und anderen klimawirksamen Gasen aus
Landnutzungsänderungen, Anbau, Ernte, Verarbeitung und energetischer Verwertung der Biomasse berücksichtigt werden.
Sind diese Emissionen geringer als die der fossilen Energieträger, kann die Verwendung der Biomasse klimaschützend sein.
Verschiedene Studien und Publikationen des Umweltbundesamtes befassen sich mit den ökologischen, ökonomischen und
sozialen Auswirkungen der Nutzung und Förderung der Biomasse unter den Gesichtspunkten der Nachhaltigkeit und der
Vermeidung negativer Effekte.
UBA legt Strategie für nachhaltige Bioenergienutzung vor
Das Forschungsprojekt Bio-global zeigt eine langfristige Strategie für nachhaltige Bioenergie auf.
Dafür wurden Nachhaltigkeitsanforderungen für den Anbau und die energetische Nutzung von
Biomasse definiert. Denn Bioenergie ist nur dann ökologisch sinnvoll, wenn weniger
Treibhausgase ausgestoßen und Boden, Wasser und die biologische Vielfalt nicht beeinträchtigt
werden.
Was sind Kriterien, um Bioenergie nachhaltig zu nutzen
Energie - Erneuerbare Energien http://www.umweltbundesamt.de/energie/erneuerbare.htm#1
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Bioenergie spielt innerhalb der erneuerbaren Energien eine wesentliche Rolle. Wegen der
Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion sowie dem möglichen Einfluss auf die Rodung von
Regenwäldern ist jedoch eine nachhaltige Produktion und Nutzung sicherzustellen. Wie dies
erreicht werden kann und welche Kriterien dabei angelegt werden müssten, untersucht im
Auftrag des Umweltbundesamtes die Studie Criteria for a Sustainable Use of Bioenergy on a
Global Scale, von der auch eine deutsche Zusammenfassung PDF / 240 KB vorliegt.
Erneuerbare Energien im Bäckereibetrieb
Der wirtschaftliche Erfolg von Bäckereien hängt zunehmend vom Energieverbrauch ab. In der Ökobäckerei Schwarzmaier in
Oberbayern konnte mit Unterstützung des Umweltbundesamtes ein umweltfreundliches und innovatives Energiekonzept
verwirklicht werden, das durch vielfältige Energieeinsparmaßnahmen sowie den Einsatz des CO2- neutralen und somit
klimafreundlichen Energieträgers "Holzpellets" gekennzeichnet ist: Studie Einrichtung einer Öko-Bäckerei mit ganzheitlichem
Konzept.
Umweltfreundlich Heizen mit Holz
Immer mehr private Haushalte heizen mit Holz. Das ist gut fürs Klima, denn Holz setzt bei seiner
Verbrennung nur soviel klimaschädliches Kohlendioxid frei, wie vorher beim Pflanzenwachstum
im Holz gebunden wurde. Aber: Holzfeuerungsanlagen stoßen auch gesundheitsschädlichen
Feinstaub aus. Das Umweltbundesamt meint daher: Kleine Holzfeuerungsanlagen müssen
sauberer werden. Es gibt auf dem Markt bereits moderne Holzfeuerungsanlagen, die relativ
wenig Feinstaub emittieren. Seit 22. März 2010 gelten für Holzheizungen, Kaminöfen und andere
kleine Kleinfeuerungsanlagen für feste Brennstoffe neue Umweltauflagen. Die Novellierung der
1. Bundesimmissionsschutzverordnung passt die Verordnung an die technischen
Weiterentwicklungen zum Verringern der Schadstoffemissionen an. Die wichtigsten Änderungen
erläutert ein Hintergrundpapier zur 1. BImSchV.
Das Umweltzeichen „Blauer Engel” kennzeichnet Pelletöfen und Pelletheizkessel, die deutlich weniger Feinstaub und
andere Emissionen als herkömmliche Produkte ausstoßen.
Mehr Informationen zum umweltfreundlichen Heizen mit Holz bieten der Ratgeber zum richtigen und sauberen Heizen das
Hintergrundpapier „Feinstaub aus Kamin und Holzofen”.
Stand der Technik bei Biogasanlagen
Die Biogasbranche kann einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz und zum Umweltschutz
insgesamt liefern. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass die Anlagen nach dem Stand
der Technik gebaut und betrieben werden. Der vom Deutschen
BiomasseForschungsZentrum (DBFZ) mit fachlicher Begleitung des UBA erstellte Bericht
ist eine Bestandsaufnahme der in der Biogasbranche eingesetzten Technik. Schwerpunkte
liegen im Bereich Immissionsschutz und Anlagensicherheit
zurück zum Seitenanfang
Windenergie
Die Windenergienutzung an Land und auf See stellt ein wesentliches Element einer nachhaltigen
Energieversorgung dar. Die Gründe für die seit dem Jahr 2003 schleppende Entwicklung wurden 2007
im Rahmen der Studie Entwicklung einer Umweltstrategie für die Windenergienutzung an Land und auf
See untersucht und Vorschläge für eine Bewältigung der Hemmnisse gemacht. Die Studie ist auch in
einer Kurzfassung erschienen.
Eine Übersicht über die 2008 in den einzelnen deutschen Bundesländern installierte Megawatt-Leistung
aller Windanlagen bietet die Karte „Kraftwerke und Windleistung in Deutschland PDF / 2,90 MB”. In der
Liste Kraftwerke in Deutschland XLS / 119 KB sind unter anderem Windkraftwerke ab einer elektrischen
Bruttoleistung von 100 MW aufgeführt.
zurück zum Seitenanfang
Geothermie: Wärme aus der Erde
Erdwärme ist eine nachhaltige und erneuerbare Energiequelle. Sie kann zum Heizen oder zur Stromerzeugung genutzt
werden.
Elektrische Wärmepumpen - eine erneuerbare Energie?
Seit Anfang des 2008 gelten die neuen Förderkonditionen des Marktanreizprogramms für erneuerbare
Energien im Wärmemarkt. Elektrische Wärmepumpen werden immer beliebter und ihre Absatzzahlen
Energie - Erneuerbare Energien http://www.umweltbundesamt.de/energie/erneuerbare.htm#1
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steigen. Doch wie sind Umwelt- und Energiebilanz elektrischer Wärmepumpen? Zu diesen Fragen hat
das UBA das Positionspapier: Wie ist die Umweltbilanz elektrischer Wärmepumpen im Vergleich zu
anderen Heizungssystemen? verfasst.
Geothermie im Schulunterricht
Wie man Erdwärme zum Heizen, Kühlen und zur Stromerzeugung erschließt,
können Schülerinnen und Schüler jetzt von der Schülergruppe aus einer Broschüre
für die Jahrgangsstufen 7 bis 10 erfahren. Für ein Referat machen sie sich






UBA empfiehlt ökologische Leitplanken für Wasserkraft
Jahrhundertelang schon wird die Wasserkraft genutzt. Aktuell gibt es in Deutschland ca. 7.400 Wasserkraftanlagen (Quelle:
BMU. Sie leisten ihren wichtigen Beitrag zur Stromversorgung ganz ohne Teibhausgasemissionen und Schadstoffe. Ihr
technisch-wirtschaftliches und ökologisch sinnvoll nutzbares Potential ist zum größten Teil erschlossen. Aber die
energetische Nutzung unserer Gewässer ist mit erheblichen Eingriffen in Natur und Landschaft verbunden, die
Veränderungen und Verluste von fließgewässer- und auetypischen Biogeozönosen zur Folge haben. Deshalb ist der Neubau
von Wasserkraftanlagen kritisch zu bewerten und die Modernisierung und Leistungserhöhung an vorhandenen Standorten
zu favorisieren.
Die Stromproduktion aus Wasserkraft ist umso effizienter,  je mehr Wasser möglichst gleichmäßig über das Jahr verteilt zur
Verfügung steht und desto größer die Fallhöhe des Wassers ist. Da naturbelassene Flüsse diese Voraussetzungen nicht
bieten, muss ein Fluss für die moderne Wasserkraftnutzung durch den Bau eines Querbauwerkes aufgestaut werden, bevor
die erste Kilowattstunde Strom produziert werden kann. Mit diesem und anderen notwendigen Eingriffen in Natur und
Landschaft sind folgende, als besonders gravierend erachtete ökologische Beeinträchtigungen verbunden, die oftmals zur
Verfehlung der Umweltziele im Gewässerschutz führen:
Die Unterbrechung der biologischen und morphodynamischen Durchgängigkeit der Fließgewässer.
Die direkte Schädigung von Organismen durch den Turbinenbetrieb und am Kraftwerksrechen bei der flussabwärts
gerichteten Wanderung, die in aufeinanderfolgenden Anlagen kumulativ wirken und zur Gefährdung von
Populationen führen kann.
Die Lebensraumveränderung durch den Gewässeraufstau und durch ungenügende Mindestwasserabflüsse im
verbleibenden Gewässerbett, wenn das Wasser aus dem Fluss zum Wasserkraftwerk ausgeleitet wird.
Die Flüsse in Deutschland sind in ihrer Gesamtheit stark durch die verschiedensten Nutzungen überprägt. Nur 12 %
erreichen derzeit das angestrebte EU Ziel im Gewässerschutz - den guten ökologischen Zustand. Auf der anderen Seite
sind die Wasserkraftpotenziale in Deutschland bereits sehr gut erschlossen, so dass die Stromerzeugung aus Wasserkraft
zwar eine wichtige Basis im erneuerbaren Energienmix darstellt. Ihr Anteil an den noch zu erschließenden Potenzialen aus
den erneuerbaren Energien jedoch gering ist. Eine Abwägung der Ziele des Gewässerschutzes und des Klimaschutzes ist
demzufolge dringend geboten.
Das UBA empfiehlt daher Leitplanken für die Stromerzeugung aus Wasserkraft:
Entwicklung und Anwendung strategischer Konzepte, die Auskunft über erschließungswürdige Wasserkraftpotenziale
geben und gewässerökologisch sensible Gebiete und wichtige Entwicklungskorridore ausweisen, die für das
Erreichen der Gewässerschutzziele ausschlaggebend sind. Aus der Verschneidung dieser Informationen sind die
politischen und verwaltungstechnischen Schlussfolgerungen zu ziehen, ob und in welchen Flussgebieten ein Ausbau,
ein weiterer Erhalt oder der Rückbau der Wasserkraftnutzung konfliktarm möglich und für das Erreichen des
jeweiligen Umweltziels effektiv ist.
Berücksichtigung der kumulativen Effekte der Wasserkraftstandorte in einem Flussgebiet auf die biologische und
morphodynamische Durchgängigkeit bei der Festlegung von Maßnahmen am Einzelstandort.
Umsetzung aller geeigneten Maßnahmen zur Minderung der o.g. Umweltauswirkungen in Abhängigkeit von den
naturräumlichen Voraussetzungen und der individuellen Gestaltung der Wasserkraftanlage. Zu beachten ist, dass
nicht alle Umweltwirkungen in gleichem Umfang und Intensität an jedem Standort auftreten. Zu den wichtigsten
Minderungsmaßnahmen zählen die Herstellung von Anlagen zum Fischaufstieg, zum Fischschutz und zum
Fischabstieg, morphologische Verbesserungsmaßnahmen und die Abgabe eines ökologisch wirksamen
Mindestwasserabflusses.
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Energieeffizienz
Energieeffizienz ist die größte Energiequelle. Die Steigerung der Energieeffizienz ist für eine vollständige Umstellung auf
erneuerbare Energien unverzichtbar. Sie lässt sich auch am einfachsten und am schnellsten erschließen. Energieeffizienz
ist nicht nur für die Umwelt gut, sondern auch für den Geldbeutel. Ein großer Teil der vermiedenen Energiekosten
übersteigt die Investitionskosten innerhalb weniger Monate oder maximal nach fünf Jahren.
Hier geht es zur Presseinformation: : Die Energiewende braucht mehr Energieeffizienz
Erneuerbare Energien
Die tragende Säule der zukünftigen, energieeffizienten Energieversorgung bilden die erneuerbaren Energien. Diese
Energiequellen speisen sich aus der Energie, die uns Sonne, Gravitation und Erdwärme bieten. Sie sind, im Gegensatz
zu den fossilen Energieträgern und Uran, im menschlichen Ermessen unendlich verfügbar und das potentielle Angebot
übersteigt den Weltenergiebedarf um ein Vielfaches. Doch auch diese Ressourcen können nur in Verbindung mit einer
effizienten Nutzung und Erzeugung nachhaltig genutzt werden. Wenn Energie effizienter genutzt wird, müssen
beispielsweise auch weniger Windräder aufgestellt werden.
Graphik zum Beitrag der erneuerbaren Energien zum Endenergieverbrauch in Deutschland
vergrößerte Darstellung JPG / 570 KB
Quelle: Bundesumweltministerium: Erneuerbare Energien in Zahlen. Nationale und internationale Entwicklungen, Berlin, Stand Juli 2011, sowie Internet-
Update Dezember 2011
Netzausbau und intelligente Netze
Der Strom aus erneuerbaren Energien wird in Zukunft zunehmend dezentral erzeugt werden. Die weit verzweigten
Erzeugungsanlagen – vom Kleinwasserkraftwerkt in den Alpen bis zu den Offshore-Windparks in der Nord- und Ostsee –
müssen intelligent miteinander vernetzt werden. Deshalb muss der Ausbau der erneuerbaren Energien mit dem
Netzausbau Hand in Hand gehen.
Energiespeicher
Ein weiterer wesentlicher Baustein sind die Energiespeicher. Wenn aus Wind und Sonne mehr Energie erzeugt als
gebraucht wird, muss die überschüssige Energie für die Zeit, in der kein Wind weht und die Sonne nicht scheint,
gespeichert werden.
Sie sind hier: Startseite > Energie - Aktuelles > Fragen und Antworten zur Energiewende
Energie
Fragen und Antworten zur Energiewende
Letzte Änderung: 30.05.2012
Ziele, Wege und Instrumente
Warum brauchen wir die Energiewende?
Was sind die zentralen Handlungsfelder der Energiewende?
Was ist bisher passiert, um die Energiewende einzuleiten?
Wie können wir feststellen, ob wir mit der Energiewende auf einem guten Weg sind?
Wie kann ich selbst zur Energiewende beitragen?
Wie viel wird die Energiewende kosten?
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Energieeffizienz im Fokus
Was bedeutet „Energieeffizienz“?
Wie trägt Energieeffizienz zur Energiewende bei?
Was könnte alles energieeffizienter sein?
Wo gibt es das größte Einsparpotential?
Wo liegen die größten Hebel beim Energiesparen?
Energiewende und Umweltschutz
Schützt die Energiewende nicht nur das Klima, sondern auch die Umwelt?
Wie sind Umweltschutz und Windenergie an Land vereinbar?
Wie sind Umweltschutz und Windenergie auf See vereinbar?
Wie hängen Umweltschutz und Geothermie zusammen?
Gibt es Konflikte zwischen Umweltschutz und Sonnenenergie?
Ist Wasserkraft ökologisch?
Wie muss bei der Nutzung von Energie aus Biomasse auf den Umweltschutz geachtet werden?
Klimaschutz und Versorgungssicherheit
Wann wird der Atomausstieg vollzogen sein?
Kann Deutschland trotz Atomausstieg die Klimaziele erreichen?
Steigen die CO2-Emissionen durch die Energiewende?
Ist Atomstrom wirklich CO2-frei?
Importiert Deutschland nach dem Atomausstieg nun Atomstrom aus dem Ausland?
Begibt sich Deutschland mit dem Atomausstieg auf einen „Sonderweg“, während in anderen Ländern neue
Atomkraftwerke gebaut werden sollen?
Bleibt die Energieversorgung trotz Atomausstieg sichergestellt?
Wo befinden sich Kraftwerksreserven in Deutschland?
Werden nach dem Atomausstieg nun fossile Energieträger wieder eine größere Rolle für die Energieversorgung spielen?
Welchen Beitrag sollen Offshore-Windparks leisten?
Wie viel Potenzial steckt in der Geothermie?
Wie kann Strom aus erneuerbaren Energien gespeichert werden?
Wie wichtig sind Energiespeicher für die Energiewende?
Eine Komplettversorgung mit Strom aus erneuerbaren Energien – ist das möglich?
Netzausbau und intelligente Netze
Wieso brauchen wir neue Stromnetze?
Was ist ein „Smart-Grid“?
Kann ich „Smart-Meter“ zuhause nutzen?
Energie - Fragen und Antworten zur Energiewende http://www.umweltbundesamt.de/energie/faq-energiewende.htm
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Ökostrom
Soll ich zu einem Ökostromanbieter wechseln?
Kommt Ökostrom auch wirklich aus der Steckdose, wenn ich Ökostrom bestelle?
Kann ich mit einem Wechsel zu einem Ökostromanbieter zur Energiewende beitragen?
Können wir unseren Ökostrom auch selbst produzieren? Wie geht das?
Welchen Beitrag kann die Photovoltaik in Deutschland denn leisten?
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Die Art und Weise wie wir gegenwärtig Energie erzeugen und nutzen ist nicht nachhaltig. Die
dabei entstehenden Treibhausgasemissionen und der immense Ressourcenverbrauch
gefährden unsere natürlichen Lebensgrundlagen. Deshalb müssen wir unseren
Lebensstandard vom Energieverbrauch entkoppeln.
Darüber hinaus hat die Katastrophe in Fukushima wieder einmal gezeigt, dass auch die
Atomkraft zu viele Risiken in sich birgt.
Wir brauchen einen grundlegenden Umbau der Energieversorgungssysteme auf eine
nachhaltige Energieerzeugung und eine effizientere Energienutzung. Die Energiewende bietet darüber hinaus die große
Chance einer grundlegenden wirtschaftlichen Modernisierung. So rüstet sich Deutschland vor steigenden Preisen für
fossile Energien, schafft neue Arbeitsplätze und wird zur führenden Exportnation umweltschonender Technologien.
Sie sind hier: Startseite > Energie - Aktuelles > Fragen und Antworten zur Energiewende
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Letzte Änderung: 30.05.2012
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Wie können wir feststellen, ob wir mit der Energiewende auf einem guten Weg sind?
Wie kann ich selbst zur Energiewende beitragen?
Wie viel wird die Energiewende kosten?
Energieeffizienz im Fokus
Was bedeutet „Energieeffizienz“?
Wie trägt Energieeffizienz zur Energiewende bei?
Was könnte alles energieeffizienter sein?
Wo gibt es das größte Einsparpotential?
Wo liegen die größten Hebel beim Energiesparen?
Energiewende und Umweltschutz
Schützt die Energiewende nicht nur das Klima, sondern auch die Umwelt?
Wie sind Umweltschutz und Windenergie an Land vereinbar?
Wie sind Umweltschutz und Windenergie auf See vereinbar?
Wie hängen Umweltschutz und Geothermie zusammen?
Gibt es Konflikte zwischen Umweltschutz und Sonnenenergie?
Ist Wasserkraft ökologisch?
Wie muss bei der Nutzung von Energie aus Biomasse auf den Umweltschutz geachtet werden?
Klimaschutz und Versorgungssicherheit
Wann wird der Atomausstieg vollzogen sein?
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Kann Deutschland trotz Atomausstieg die Klimaziele erreichen?
Steigen die CO2-Emissionen durch die Energiewende?
Ist Atomstrom wirklich CO2-frei?
Importiert Deutschland nach dem Atomausstieg nun Atomstrom aus dem Ausland?
Begibt sich Deutschland mit dem Atomausstieg auf einen „Sonderweg“, während in anderen Ländern neue
Atomkraftwerke gebaut werden sollen?
Bleibt die Energieversorgung trotz Atomausstieg sichergestellt?
Wo befinden sich Kraftwerksreserven in Deutschland?
Werden nach dem Atomausstieg nun fossile Energieträger wieder eine größere Rolle für die Energieversorgung spielen?
Welchen Beitrag sollen Offshore-Windparks leisten?
Wie viel Potenzial steckt in der Geothermie?
Wie kann Strom aus erneuerbaren Energien gespeichert werden?
Wie wichtig sind Energiespeicher für die Energiewende?
Eine Komplettversorgung mit Strom aus erneuerbaren Energien – ist das möglich?
Netzausbau und intelligente Netze
Wieso brauchen wir neue Stromnetze?
Was ist ein „Smart-Grid“?
Kann ich „Smart-Meter“ zuhause nutzen?
Ökostrom
Soll ich zu einem Ökostromanbieter wechseln?
Kommt Ökostrom auch wirklich aus der Steckdose, wenn ich Ökostrom bestelle?
Kann ich mit einem Wechsel zu einem Ökostromanbieter zur Energiewende beitragen?
Können wir unseren Ökostrom auch selbst produzieren? Wie geht das?
Welchen Beitrag kann die Photovoltaik in Deutschland denn leisten?
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1 Einleitung und Aufgabenstellung
Die Bundesrepublik Deutschland verfolgt anspruchsvolle Ziele im Hinblick auf die weitere 
Fortentwicklung der Windenergienutzung. 
Die Koalitionsparteien der Bundesregierung stufen den „ökologisch und ökonomisch vernünf-
tigen Ausbau der erneuerbaren Energien“ in ihrer Koalitionsvereinbarung ausdrücklich als ein 
wichtiges Element ihrer Klimaschutz- und Energiepolitik ein. Konkret zum Bereich Windener-
gie heißt es dort, die Regierung konzentriere sich auf die Erneuerung alter Anlagen (Repowe-
ring), auf die Offshore-Windstromerzeugung sowie auf die Aufgabe, die Rahmenbedingungen 
hierfür zu verbessern.1
Nachdem in den vergangenen Jahren ein zeitweise rasanter Anstieg der Stromerzeugung 
durch Windenergieanlagen an Land verzeichnet werden konnte – der allerdings mittlerweile 
etwas verflacht ist – geht es nunmehr darum, im nächsten Schritt auch die Windenergie auf 
See („Offshore-Windenergie“) in großem Stile nutzbar zu machen. Mit diesem Ziel knüpft die 
Regierung an die im Jahr 2002 erreichte Verständigung der (damaligen) Bundesregierung auf 
eine „Strategie der Windenergienutzung auf See“ an, die für diese Aufgabe ein konkretes 
(mittlerweile aber jedenfalls in den ersten Stufen nicht mehr realisierbares) zeitliches Ausbau-
programm vorsah.2
Mit der Aufgabe des Repowering – d.h. des Ersatzes alter durch neue, leistungsstärkere An-
lagen – ist für die Fortentwicklung der Windenergienutzung an Land ein strategisches Haupt-
ziel benannt. Außerhalb des Repowering kann an Land zwar nach wie vor mit einem gewis-
sen Zuwachs der Anlagenzahlen gerechnet werden. Die Spielräume für die Zunahme von 
windgünstig gelegenen (und damit wirtschaftlichen) Nutzflächen für die Windenergie sind je-
doch begrenzt. Die ausgewiesenen Standorte in Vorrang- und Eignungsgebieten sind über-
wiegend „ausgebucht“, so dass zusätzliche Flächenpotenziale in größerem Umfang nur bei 
Ausweisung weiterer Positivgebiete erschlossen werden können. Quantitative Aussagen zum 
Umfang des angestrebten weiteren Ausbaus der Windenergienutzung an Land hat die Bun-
desregierung nicht aufgestellt. 
Der weitere Ausbau der Windenergienutzung soll einerseits möglichst wirksam vorangetrie-
ben werden, andererseits möglichst umwelt- und naturverträglich erfolgen, volkswirtschaftlich 
sinnvoll gestaltet werden und von einem hohen Maß an Akzeptanz in der Gesellschaft insge-
samt wie auch in den betroffenen Regionen geprägt sein. Dies zu erreichen, erfordert eine 
überlegte Umweltstrategie, in der nicht nur weitreichende Ausbauziele verfolgt und vorhan-
dene Hemmnisse rechtlicher, technischer oder politischer Natur beseitigt werden, sondern die 
zugleich von dem konsequenten Bemühen gekennzeichnet ist, ausgewogene räumlich-
planerische Lösungen zu entwickeln, negative Einwirkungen auf Natur und Landschaft auf ein 
vertretbares Minimum zu beschränken, konkurrierende Schutz- und Nutzungsinteressen Drit-
ter angemessen zu berücksichtigen und Gefahren nach Möglichkeit zu vermeiden. 
1 Gemeinsam für Deutschland – mit Mut und Menschlichkeit, Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vom 11.11.2005, Pkt. 5.2.
2 BMU (Hg.): Strategie der Bundesregierung zur Windenergienutzung auf See, Berlin 2002.
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Aufgabe dieses FuE-Vorhabens ist es, die Defizite und Handlungserfordernisse für die Ent-
wicklung einer in diesem Sinne umweltverträglichen Ausbaustrategie der Windenergienut-
zung auf See zusammenzutragen, auszuwerten und daraus konkrete strategische Hand-
lungsempfehlungen abzuleiten. Zu diesem Zweck wurden im Rahmen des FuE-Vorhabens 
verschiedene Blickwinkel eingenommen, die ihren Ausdruck in mehreren Fachgutachten zu 
den Bereichen Naturschutz, Raumordnung und Energiewirtschaft/ Technik und Recht/ Rege-
lungsinstrumentarien gefunden haben. Der vorliegende Endbericht führt die Ergebnisse der 
einzelnen Gutachten auf kompakte Weise zusammen. 
Die Ergebnisse des Vorhabens beruhen (außer im instrumentellen Teil) ganz überwiegend 
nicht auf eigenen Untersuchungen, sondern werten die vorhandenen wissenschaftlichen Er-
kenntnisse aus, um hieraus Strategie- und Handlungsempfehlungen ableiten zu können. 
Die nachfolgende Darstellung gliedert sich in die drei Hauptkapitel „Windenergienutzung an 
Land“, „Windenergienutzung auf See“ und „Querschnittsthema Übertragungsnetze an Land“. 
Das letztgenannte Kapitel rechtfertigt sich als eigenständiges Kapitel aufbautechnisch daraus, 
dass es für beide Entwicklungsbereiche – an Land und auf See – gleichermaßen von Bedeu-
tung ist. Inhaltlich liegt ihm die immer deutlicher werdende Erkenntnis zugrunde, dass die                
Übertragungskapazitäten an Land dringend einer Ausweitung bedürfen, wenn es gelingen 
soll, die zunehmenden Erzeugungskapazitäten im Norden Deutschlands und auf See in die 
Elektrizitätsnetze zu integrieren – sprich: den Windenergiestrom dorthin zu transportieren, wo 
er benötigt wird.  
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2 Windenergienutzung an Land 
2.1 Ausgangssituation und Perspektiven
2.1.1 Bisherige Entwicklung des Windenergieausbaus an Land
Bis 2002 verzeichnete man in Deutschland jährlich ständig steigende Zubauraten an Wind-
energieleistung. Basis dieser Entwicklung war die Einführung des Stromeinspeisungsgeset-
zes (StrEG), das am 1.1.1991 in Kraft trat. Das Stromeinspeisungsgesetz verpflichtete die 
damaligen Energieversorgungsunternehmen zur Abnahme und Vergütung von Strom aus 
Windenergie. Hierbei wurden 90 % des durchschnittlichen Endverbraucherpreises für eine 
kWh aus Windenergie vergütet. Zusätzlich gab es seitens des Bundes und einiger Bundes-
länder Programme, durch die Entwicklung und Einführung der Windtechnologie in Deutsch-
land gefördert wurden. 
Durch die Einführung einer bauplanungsrechtlichen Privilegierung für Windenergieanlagen im 
sog. Außenbereich und nachfolgend eingeführte Anreize zur Ausweisung von besonders ge-
eigneten Flächen durch die Gemeinden (siehe dazu sogleich, Kap. 2.2) entstanden erhebli-
che weitere Ansiedlungsimpulse.
Im Jahr 2000 wurde das Stromeinspeisungsgesetz durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) ersetzt. Das Gesetz verbesserte und verfeinerte die wirtschaftlichen Anreizbedingun-
gen noch einmal deutlich. Im Mittelpunkt stand die Einführung eines von der Strompreisent-
wicklung unabhängigen Vergütungsanspruches für in der Regel 20 Jahre. Hinsichtlich der 
Höhe des Vergütungssatzes erfolgten Differenzierungen in Abhängigkeit von den Standort-
bedingungen (niedrigere Vergütung an sehr windgünstigen Standorten) sowie hinsichtlich des 
Inbetriebnahmezeitpunktes (Degression), um unangemessen hohe Renditen an windstarken 
Standorten zu vermeiden und einen Anreiz zur Technologieverbesserung zu setzen, ohne 
dabei den Ausbau im Binnenland zu gefährden.
Durch das Zusammenspiel zwischen dem Vergütungssystem des EEG den bauplanungs-
rechtlichen Anreizregelungen wurde der Ausbau der Windenergie an Land noch einmal inten-
siviert und zunehmend auf Binnenlandlagen ausgedehnt (namentlich auf Brandenburg, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen sowie auf bestimmte Regionen in Nordrhein-Westfalen und Hessen). 
Die Hersteller von Windenergieanlagen begannen, spezielle Technologien für den Einsatz in 
windschwächeren Regionen zu entwickeln und anzubieten. 
Seit 2003 verzeichnet der deutsche Windenergiemarkt wieder einen rückläufigen Trend. Die 
neu installierte Windenergieleistung betrug im Jahr 2005 nur noch ca. 1.800 MW gegenüber 
3.200 MW im Jahr 2002. Im Jahr 2006 lagen die Installationszahlen zwar mit 2.233 wieder er-
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kennbar höher.3 Generell ist auf Grund der vorgefundenen Rahmenbedingungen jedoch mit 
einer Fortsetzung einer eher rückläufigen Tendenz zu rechnen. 
































































Abb. 1: Jährlicher Zuwachs an installierter Leistung aus Windenergieanlagen in Deutschland 
(blaue Balkenblöcke) und kumulierte Leistung (rote Kurve) von 1992 bis 2006
Die Gründe für den rückläufigen Trend liegen in der fast zum Erliegen gekommenen planeri-
schen Ausweisung von Eignungsflächen für Windenergienalgen sowie in dem auf Grund zahl-
reicher genehmigungsrechtliche Hindernisse nur langsam entstehenden Markt des Repowe-
ring. Mit dem Begriff „Repowering“ wird dabei der Ersatz einer größeren Anzahl alter Wind-
energieanlagen durch wenige neue, stärkere Windenergieanlagen bezeichnet. 
Im Rahmen der 2004 erfolgten grundlegenden Novellierung des EEG im Jahr 2004 wurde 
versucht, besondere wirtschaftliche Anreize für das Repowering zu setzen: § 10 Abs. 2 EEG 
sieht vor, dass Strom aus neuen Windenergieanlagen für einen längeren Zeitraum in Höhe 
der besonders attraktiven Anfangsvergütung abzugelten ist, wenn durch die Anlage im selben 
Landkreis eine bis 1995 errichtete Altanlage ersetzt wird und hierdurch die installierte Stro-
merzeugungskapazität „mindestens um das Dreifache“4 erhöht wird.
3 Bundesverband WindEnergie (BWE): Pressemitteilung vom 16. Januar 2007 [Download: 
http://www.wind-energie.de (Zugriff 17.01.2007)].
4 Sprachlich ist das an sich gleichbedeutend mit „auf das Vierfache“. Gemeint war jedoch, wie sich 
aus der Begründung des Gesetzentwurfs ergibt, „auf das Dreifache“. Dort ist nämlich von einer 
„Verdreifachung der Leistung“ die Rede (vgl. BT-Drs. 15/2864, S. 42). Es ist aus Gründen der 
Rechtssicherheit dringend zu empfehlen, diesen redaktionellen Fehler des Gesetzgebers bei der 
nächsten Novelle des EEG zu korrigieren.
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Im Jahre 2004 gab Deutschland den langjährigen Spitzenplatz in der jährlich installierten 
Neuleistung an Spanien ab und rangierte nun auf Platz zwei. Im Jahre 2005 war die jährlich 
installierte Leistung aus Windenergie in den Vereinigten Staaten von Amerika (2.431 MW) 
größer als in Deutschland (1.808 MW). Spanien rangierte im selben Jahr mit 1.764 MW neu 
installierter Leistung auf Platz 3. In Deutschland ist jedoch die weltweit größte Windenergie-
leistung installiert. Allerdings ist zu erwarten, dass Länder wie Spanien und die Vereinigten 
Staaten von Amerika mit ihrer installierten Gesamtleistung aus Windenergie in wenigen Jah-
ren vor Deutschland rangieren werden.5
2.1.2 Weitere Ausbauperspektive
Die weitere Ausbauperspektive der Onshore-Windenergienutzung hängt entscheidend davon 
ab, in welchem Umfang es gelingt, auf eine aus der Sicht des Umweltschutzes verträgliche 
Weise einerseits zusätzliche Flächenpotenziale für neue Standorte zu erschließen und ande-
rerseits wesentliche Leistungssteigerungen im Rahmen des sog. Repowering zu erreichen.
Die Entwicklung der letzten Jahre ist ein Anzeichen dafür, dass die Quantität der neu zur Ver-
fügung stehenden windgünstigen Flächen abnimmt. Es ist damit zu rechnen, dass der Zubau 
von Anlagen an neuen Standorten Jahr für Jahr zurückgeht. Die jährliche Zubauleistung an 
neuen Standorten wird voraussichtlich nicht einmal mehr ein volles Jahrzehnt über der aus 
Altersgründen deinstallierten Leistung liegen. Mit anderen Worten: Ohne Berücksichtigung 
des Repowering wird die kumulierte Leistung noch bis ca. 2015 anwachsen und danach ab-
nehmen. Diesem Trend lässt sich nur begegnen, wenn es gelingt, die Anlagenbetreiber in 
bedeutendem Umfang zum Ersatz leistungsschwächerer Altanlagen durch leistungsstärkere 
Neuanlagen zu bewegen. Das setzt aber voraus, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen 
die Errichtung größerer Anlagen (mit größerer Nabenhöhe) in beträchtlichem Umfang ermög-
lichen.
Erste Repowering-Projekte und Studien zeigen, dass bei einem optimiertem Repowering der 
Ertrag auf der gleichen Fläche gegenüber den ersetzen Windpark verdreifacht werden kann. 
Allein eine Steigerung der Nabenhöhe durch den Einsatz moderner Maschinen führt pro Me-
ter zu rund einem Prozent mehr Ertrag. Das Repowering von Windenergienanlagen ist daher 
ein entscheidender Weg, um eine politisch gewünschte Strommenge aus erneuerbaren Ener-
giequellen mit deutlich geringerer Inanspruchnahme von Flächen zu erreichen.
Zwar ist, wie die im Rahmen der sog. Netzstudie der Deutschen Energieagentur (dena)6 2005 
veröffentlichten Szenarien des Deutschen Windenergieinstituts (DEWI)7 und des dena-
Fachbeirats8 zeigen, das Flächenpotenzial für die Ausweisung und Nutzung weiterer Standor-
te an sich noch relativ groß. Berücksichtigt man aber (anders als die Szenarien des DEWI 
5 Vgl. BTM Consult ApS (Hg.): International Wind Energy Development – World Market Update 
2005; Ringkøbing, S. 4 ff.
6 DEWI/EON Netz/EWI/RWE Net/VE Transmission: Energiewirtschaftliche Planung für die Netzin-
tegration von Windenergie in Deutschland an Land und Offshore bis zum Jahr 2020. Hg.: Deut-
sche Energie-Agentur (dena), Köln 2005 (im Folgenden: dena-Netzstudie 2005).
7 Dena-Netzstudie, S. 40 ff.
8 Dena-Netzstudie, S. 46 ff.
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und des dena-Fachbeirats) die mittlerweile recht starke politische Tendenz, im Rahmen der 
Regionalplanung und der kommunalen Bauleitplanung relativ strenge Abstandsforderungen 
aufzustellen (bis zu 1000 m und mehr zur Wohnbebauung) und Höhenbegrenzungen (in der 
Größenordnung von 100 Metern) festzulegen, so reduziert sich das zur Verfügung stehende 
Flächenpotenzial ganz erheblich. In der im Juli 2005 für das BMU erstellten Studie der Deut-
schen WindGuard9 wurde deshalb versucht, ein Szenario zu entwickeln, bei dem diese Ten-
denz mit berücksichtigt wird. Unter der daraus resultierenden Annahme einer tendenziell nicht 
mehr zunehmenden Nabenhöhe ergibt sich ein weitaus weniger günstiges Gesamtbild (Sze-
nario 1 in der nachfolgenden Tab. 1 und Abb. 2). Nur unter der Annahme einer weiter anstei-
genden durchschnittlichen Nabenhöhe (Szenario 2 in der Tab. 1 und Abb. 2) ergibt sich auch 
nach 2015 noch ein Zuwachs an insgesamt installierter Anlagenleistung. 








[MW] [MW] [MW] [MW]
2007 22.388 21.768 20.660 20.750
2010 26.043 24.347 23.235 23.755
2015 30.145 26.188 23.730 25.890
2020 33.600 27.854 22.270 27.270






































































9 Rehfeldt, K.; Wallasch, J. (Deutsche WindGuard): Kurzgutachten zum Ausbau der Windenergie-
nutzung bis 2020. Hg.: BMU, Berlin, Juli 2005.
10 Ebenda.
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Abb. 2: Vergleich der prognostizierten kumulierten Leistungen der verschiedenen Szenarien für 
die Windenergienutzung an Land11
Trotz aller für Prognosen typischen Unsicherheiten wird daran deutlich, dass die planungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen für die Ausweisung von Windpark-Standorten und im Spe-
ziellen zur Steuerung des Repowering von entscheidender Bedeutung sind. Kann die Menge 
der erzeugten Kilowattstunden nicht deutlich gesteigert werden, so ist – bei fallender EEG-
Vergütung – eine Neuverschuldung des Betreibers für die Investition in neue Anlagen wirt-
schaftlich unattraktiv. Er wird dann den Betrieb der Altanlagen bei minimalen Instandhaltungs-
investitionen vorziehen.
2.2 Der planungs- und zulassungsrechtliche Rahmen der 
Ausbauentwicklung
Die Grundstrukturen der gegenwärtigen planungsrechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Ausbau der Windenergie an Land (und im Küstenmeer) bildeten sich in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre heraus. Das Fundament dieser Rahmenbedingungen ist in einigen wenigen 
speziellen Bestimmungen des Bauplanungsrechts angelegt, deren Ziel es ist, den örtlichen 
Planungsträgern einen Anreiz zur gebietsbezogenen Steuerung der Standortplanung für 
Windenergieanlagen zu bieten, mit dem die politisch angestrebten Förderziele für die Wind-
energienutzung auf eine städtebaulich, räumlich und umwelt-/naturschutzpolitisch verträgliche 
Weise erreicht werden sollen. Planungsrechtlich besteht somit vom Ansatz her eine sehr gute 
Grundlage für eine „Umweltstrategie“ der Windenergienutzung an Land.
Im Mittelpunkt der bauplanungsrechtlichen Bestimmungen zur Förderung des Ausbaus der 
Windenergie steht § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB (bis 2004: § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB12). Nach der 
im Jahr 199613 geschaffenen Regelung gelten Windkraftanlagen im bauplanungsrechtlichen 
„Außenbereich“ (also außerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen) als „privilegierte 
Vorhaben“. Das bedeutet, dass für sie dort grundsätzlich von der bauplanungsrechtlichen Zu-
lässigkeit auszugehen ist, sofern nicht im Einzelfall öffentliche Belange entgegenstehen. Die 
Privilegierungsvorschrift kann als der planungsrechtliche Schlüssel zur Windenergienutzung 
betrachtet werden.14
Der Gesetzgeber erkannte jedoch relativ schnell, dass eine allzu pauschale Privilegierung 
von Windenergieanlagen im Außenbereich erhebliches städtebauliches Konfliktpotenzial in 
sich trägt. Daher räumte er den jeweiligen Planungsträgern im Jahr 199815 als Korrektiv die 
Befugnis ein, die Ansiedlung von Windkraftanlagen durch Ausweisung von Eignungsflächen 
im Flächennutzungsplan oder von flächenbezogenen „Zielen der Raumordnung“ im Rahmen 
11 Rehfeldt/Wallasch a.a.O, S. 47.
12 Die Vorschrift wurde im Jahr 2004 durch das Gesetz zur Anpassung des Baugesetzbuches an 
EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau –, BGBl. I 2004 S. 1359) von 
§ 35 Abs. 1 Nr. 6 in § 35 Abs. 1 Nr. 5 verschoben (ohne inhaltliche Änderung).
13 Gesetz v. 30. Juli 1996, BGBl. I S. 1189.
14 Vgl. zum Ganzen Klinski: Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen (2005), S. 35 ff. 
15 Gesetz v. 18. August 1997, BGBl. I S. 2081 (in Kraft getreten am 1. Januar 1998).
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von Raumordnungsplänen (konkret in der Regel: Regionalplänen) auf bestimmte Gebiete zu 
konzentrieren und damit für andere Flächen auszuschließen (§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB). 
In dem Zusammenspiel der verschiedenen Vorschriften des § 35 BauGB ist angelegt, dass 
die Standortentscheidungen heute in aller Regel durch (raumordnungsrechtliche) Regional-
pläne oder durch gemeindliche Flächennutzungspläne vorgezeichnet werden. Die baupla-
nungsrechtliche Privilegierung im Außenbereich spielt nur noch in denjenigen (Ausnahme-) 
Fällen eine Rolle, in denen es an planartigen Vorentscheidungen über die Standorte zur An-
siedlung von Windenergievorhaben fehlt.
Die zweite tragende Komponente des Zulassungssystems für Windenergieanlagen ist die ei-
gentliche Anlagengenehmigung. Seit dem 1. Juli 2005 erfolgt die Zulassung ganz überwie-
gend auf Grundlage des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). Nach der zu diesem 
Zeitpunkt in Kraft getretenen Änderung der für die verfahrensrechtliche Zuordnung maßge-
benden Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) kommt es darauf 
an, ob die (einzelne) Windkraftanlage eine Gesamthöhe von mehr als 50 Metern aufweist o-
der nicht.16 Nur kleinere Anlagen unterfallen noch dem Baugenehmigungsrecht der Länder.
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist grundsätzlich im vereinfachten Genehmi-
gungsverfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung einzuholen. Etwas anderes gilt, wenn nach 
den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt werden muss (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 c) der 
4. BImSchV). Davon ist stets auszugehen, wenn die „Windfarm“ (so der im UVPG verwendete 
Rechtsbegriff) 20 oder mehr Einzelanlagen aufweist. Bei Windfarmen mit sechs bis 19 Anla-
gen findet eine allgemeine Vorprüfung der UVP-Bedürftigkeit statt, bei drei bis fünf Anlagen 
eine standortbezogene Vorprüfung.17 Stellt sich im Rahmen der jeweiligen Vorprüfung heraus, 
dass eine UVP durchzuführen ist, so tritt auch hier anstelle des vereinfachten Verfahrens das 
reguläre immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Zu den wichtigsten Charakteristika der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung gehört ih-
re Konzentrationswirkung (§ 13 BImSchG). Darunter ist zu verstehen, dass es für die Zulas-
sung des Vorhabens grundsätzlich keiner weiteren behördlichen Zulassungsakte bzw. Zulas-
sungsverfahren bedarf.18 Sofern das materielle Recht solche an sich für erforderlich hält (z.B. 
Baugenehmigungen, Befreiungen von Naturschutzvorschriften, forstrechtliche Rodungser-
laubnisse), wird die Zulassung auch hierfür durch den immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsbescheid ausgesprochen (oder versagt).19 Die in ihren Aufgabenbereichen berührten 
Behörden werden in das Verfahren über fachliche Stellungnahmen einbezogen (vgl. § 10 
Abs. 5 BImSchG). Weitere Verwaltungsverfahren finden nicht statt. 
16 Vgl. Art. 1 der Verordnung über die Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen und zur Änderung der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 
20. Juni 2005, BGBl. I S. 1687.
17 Siehe das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), Anlage 1 Nr. 1.6.1 bis 1.6.3.
18 Eingehend Jarass, BImSchG, § 13 Rdnr. 1 m.w.N.; Seibert, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht 
Bd. I, § 13 BImSchG Rdnr. 13 f. m.w.N.
19 Eine gewisse Einschränkung erfährt die immissionsschutzrechtliche Konzentrationswirkung da-
durch, dass sie sich nicht auch auf wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen erstreckt (vgl. 
§ 13 BImSchG).
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Durch die Konzentrationswirkung wird unter anderem auch die regionalplanerische bzw. bau-
planungsrechtliche Vorentscheidung über die Zulässigkeit des Standorts für Windkraftanlagen 
mit dem Genehmigungsverfahren verknüpft. Das Vorhaben darf nur genehmigt werden, wenn 
es (auch) mit den bauplanungsrechtlichen Vorgaben im Einklang steht (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 
BImSchG).20 Eine zusätzliche Absicherung erfahren die planerischen Vorfestlegungen zur 
Standorteignung dadurch, dass die Genehmigung nur erteilt werden darf, wenn die Standort-
gemeinde ihre bauplanungsrechtliche Zustimmung erteilt hat (vgl. § 36 des Baugesetzbuches 
– BauGB). Die Vorschrift findet auch im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
ren Anwendung.21 Die Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG bewirkt keinen Übergang 
der Kompetenz zur Entscheidung über das Einvernehmen auf die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsbehörde.22 Die Gemeinde darf insoweit allerdings nur die bauplanungsrechtli-
che Zulässigkeit des gewählten Standorts prüfen.23 Eine darüber hinausgehende Mitentschei-
dungsbefugnis eröffnet sich ihr dadurch nicht.24
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 100 Metern bedürfen gemäß § 14 
Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) darüber hinaus einer – ebenfalls im Zuge des im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens zu bearbeitenden – speziellen Zustim-
mung der zuständigen Luftfahrtbehörde im Hinblick auf Fragen der Sicherheit für die Luftfahrt. 
Die Luftfahrtbehörde hat die Zustimmung zu erteilen, wenn keine luftsicherheitsrechtlichen 
Bedenken bestehen. Insofern ist zu beachten, dass die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV Luftfahrtkennzeichnung)25 bestimmte Kenn-
zeichnungen für solche Anlagen verlangt. 
Außerhalb der besonderen Zustimmungserfordernisse aus § 36 BauGB und § 14 LuftVG ste-
hen den am Genehmigungsverfahren beteiligten sonstigen Behörden keine Mitentschei-
dungsbefugnisse zu. Die Letztentscheidungskompetenz liegt hinsichtlich der übrigen Rechts-
bereiche (allein) bei der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbehörde, die sich im 
Zweifelsfall auch über die Stellungnahmen der anderen Behörden hinwegsetzen kann.
Materiellrechtlich von Bedeutung sind für die Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung im Übrigen insbesondere die Vorschriften des Immissionsschutzrechts zum 
Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor von den Anlagen ausgehenden Umwelt-
einwirkungen (z. B. zu Lärm- und Lichteinwirkungen), die in den Bauordnungen der Länder 
verankerten Vorgaben zur Sicherheit von Bauvorhaben (etwa zur Standsicherheit, zu Min-
destabständen aus Sicherheitsgründen) sowie die Bestimmungen des Bundesnaturschutzge-
setze (BNatSchG) sowie der Landesnaturschutzgesetze zum Schutz von Natur und Land-
schaft. Auch die Aussagen der insofern einschlägigen Rechtsvorschriften werden über die 
Konzentrationswirkung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens mit in das 
Zulassungsverfahren einbezogen, ohne dass zusätzlich weitere eigenständige Verfahren 
durchgeführt werden müssten.
20 Vgl. Jarass, BImSchG, § 6 Rdnr. 17 ff. m.w.N.
21 Vgl. Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 36 Rdnr. 3 m.w.N.
22 Vgl. Seibert, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht Bd. I, § 13 BImSchG Rdnr. 109 m.w.N.
23 BVerwG DÖV 1970, S. 349.
24 Vgl. Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 36 Rdnr. 6.
25 Derzeit anwendbar in der Fassung vom 02.09.2004, BAnz. Nr. 168 vom 07.09.2004 S. 19937.
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Im Hinblick auf das Naturschutzrecht finden auf die Außenbereichsvorhaben grundsätzlich die 
Vorschriften der Länder zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung Anwendung (vgl. § 18 
BNatSchG). Das bedeutet, dass in der Regel eine Kompensation der mit dem Vorhaben ver-
bundenen Eingriffswirkungen durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, in einigen Ländern 
auch in Geld, erforderlich ist. Zumeist wird die Ansiedlung von Windkraftanlagen nach den 
allgemeinen Bestimmungen des Naturschutzrechts jedoch an sich möglich sein. Etwas ande-
res gilt, falls das Vorhaben mit einer speziellen Schutzvorschrift aus einer gebietsbezogenen 
Schutzverordnung (vgl. §§ 22 ff. BNatSchG) kollidiert oder in einem nach europäischem 
Recht als „faktisches Vogelschutzgebiet“ oder als „potenzielles FFH-Gebiet“ zu betrachten-
den Gebiet liegt (ggf. auch in dessen relevanter Nähe).
2.3 Herausforderungen, Konfliktbereiche und Hemmnisse
2.3.1 Technische Entwicklungen und Herausforderungen
Die Entwicklung in den letzten Jahren ist stark von der Tendenz zum Bau größerer Anlagen 
geprägt. Der immense Zuwachs an installierter Leistung ist ganz wesentlich auf Fortschritte in 
der Bau- und Betriebstechnik zurückzuführen, die es erlauben, Anlagen mit größeren Bauhö-
hen und größeren Rotoren einzusetzen, die einen deutlich höheren Stromertrag erbringen. 
Während Anfang der neunziger Jahre Windenergieanlagen mit einer Leistung von 300 kW, 
einem Rotordurchmesser von 30 m und Nabenhöhen bis 40 m am Markt zur Verfügung stan-
den, existieren heute Prototypen von Windenergieanlagen der so genannten Multimegawatt-
Klasse mit Rotordurchmessern bis 120 m und Nabenhöhen von über 120 m sowie einer Leis-
tung bis 6000 kW. 
Abbildung 3 verdeutlicht die Entwicklung der vergangenen Jahre:
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Abb. 3: Entwicklung der durchschnittlichen Nabenhöhe [H], der installierten Leistung [P] und des 
Rotordurchmessers [R] von Windenergieanlagen26
Maßgebender Einflussfaktor des Stromertrags sind auf Basis der derzeit vorherrschenden 
technischen Grundtypen die Bauhöhe und der Rotordurchmesser. Zwischen den Anlagen der 
verschiedenen Hersteller bestehen insoweit eher graduelle Unterschiede. Die Entwicklung 
grundlegend neuer Bauarten und Betriebstechniken mit einem bei vergleichsweise niedriger 
Turmhöhe und geringerem Rotordurchmesser wesentlich höheren Stromertrag ist gegenwär-
tig nicht absehbar. Insofern ist ein bedeutender technologischer Forschungsbedarf zu konsta-
tieren. 
Die in den vergangenen Jahren zu beobachtende rasante Fortentwicklung der Anlagenleis-
tung macht nicht nur den weiteren Ausbau der Windenergienutzung als solchen interessant, 
sondern insbesondere das Repowering: den Ersatz älterer, leistungsschwächerer Anlagen 
durch neue, moderne Anlagentypen mit größerer Leistung und deutlich größeren baulichen 
Maßen – was sich landschaftlich und städtebaulich als Herausforderung darstellt, zugleich 
aber bedeutende Chancen zur Verbesserung der landschaftlichen Gesamtsituation mit sich 
bringt (siehe hierzu unten, Kap. 2.4.2.1, 2.4.3.1 und 2.4.3.2).
Ein Repowering ist umso leichter umzusetzen, je älter die zu ersetzenden Altanlagen sind, da 
der Kompensationswert der alten Anlagen, der durch das neue Projekt erwirtschaftet werden 
muss, mit zunehmenden Anlagenalter immer geringer ausfällt. Auf Grund des mit höherem 
Alter anwachsenden Reparaturaufwands kann unter Berücksichtigung standortspezifisch un-
terschiedlicher Windbedingungen unter den durch das EEG geprägten wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen im Durchschnitt davon ausgegangen werden, dass sich ein Repowering be-
26 Deutsche WindGuard, eigene Darstellung nach BWE.
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 17
triebswirtschaftlich lohnt, wenn die zu ersetzenden Altanlagen eine Lebensdauer von ca. 12 
Jahren erreicht haben. 
Die folgende Abbildung präsentiert die Anzahl der in Deutschland errichteten WEA in Abhän-
gigkeit von ihrer Betriebsdauer. Ende 1995 waren ca. 3540 WEA mit einer kumulierten Leis-
tung von ca. 1.120 MW in Betrieb. Von daher kann angenommen werden, dass ein großer 




















Abb. 4: Volle Betriebsjahre von in Deutschland errichteten WEA mit Stand zum 31.12.2006 (Quel-
le: Rehfeldt/Jansen/ Gerdes 2005; ergänzt/aktualisiert).27
Trotz der durch das EEG im Jahr 2004 geschaffenen verbesserten Bedingungen zeichnet 
sich allerdings bislang kein umfängliches Interesse am Repowering ab. Eine systematische 
Auswertung auf verlässlicher Datenbasis ist zwar noch nicht erfolgt. Eine erste Vergleichsbe-
trachtung für die Jahre 2002 bis 2005 ergab jedoch das ernüchternde Resultat, dass Repo-
wering-Projekte eher vereinzelt als in der größerer Anzahl realisiert werden.28
Hintergrund dessen sind in erster Linie die sehr ungünstigen bauplanungsrechtlichen Bedin-
gungen für die Errichtung von größeren Neuanlagen am Standort und in der Nähe der Altan-
lagen (siehe dazu auch unten, Kap. 2.3.5.2 sowie 2.3.5.4). Da grundsätzlich davon auszuge-
hen ist, dass die Ersatzanlagen baurechtlich wie Neuanlagen zu behandeln sind, fehlt es an 
geeigneten Standorten. Besondere Schwierigkeiten bestehen dort, wo die Gemeinden bzw. 
die Zulassungsbehörden für die Repowering-typischen Großanlagen die Einhaltung weitrei-
chender Abstandsforderungen verlangen und/oder Höhenbegrenzungen aufstellen, wie dies 
27 K. Rehfeldt; A. Jansen; G. Gerdes: Potenzialanalyse „Repowering in Deutschland“ - Endbericht, 
Hg.: Windenergieagentur Bremen/Bremerhaven, Februar 2005.
28 Ender, C.: Windenergienutzung in Deutschland – Stand 31.12.2005 -. Dewi-Magazin Nr. 28, 
Februar 2005, S. 10 ff.
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namentlich durch einige Windkrafterlasse der Länder empfohlen wird (siehe dazu unten, Kap. 
2.3.5.4 und 2.4.3.4). 
Um die Bedeutung von Forderungen nach großzügig bemessenen Abständen zur Wohnbe-
bauung ermessen zu können, führte die Deutsche WindGuard Beispielsberechnungen für die 
Auswirkungen verschiedener Abstandsforderungen auf die tatsächliche Flächenverfügbarkeit 
innerhalb der bestehenden Vorranggebiete des Landkreises Stade durch:
[ha] [ha] [%]
Balje-Hörne 58,40 0,00 0,00
Wetterdeich 16,03 0,00 0,00
Oederquart 393,39 36,86 9,37
Drochtersen 83,09 29,80 35,86
Drochtersen Hüll 8,94 0,00 0,00
Stade Nord 25,36 0,00 0,00
Kuhla 18,61 0,00 0,00
Oldendorf 95,32 1,14 1,20
Brest 40,40 20,10 49,75
Kutenholz 182,30 171,90 94,30
Ottendorf 226,30 77,97 34,45
Ahrenswohlde 72,80 31,80 43,68
Apensen 246,70 184,10 74,63
Altes Land 90,40 87,10 96,35
Deinste 88,40 1,28 1,45
SUMME 1646,44 642,05 39,00
verbleibender Flächeanteil
bei 1000 m Abstand
Fläche 500 m Abstand
zur Wohnbebauung
Windpark
Fläche 1000 m Abstand
zur Wohnbebauung
Tab. 2: Veränderungen der Flächengrößen der Vorranggebiete zur Nutzung der Windenergie des 
Landkreises Stade durch eine Abstandsempfehlung von 1000 Metern.29
Die Berechnung vermittelt einen Eindruck davon, wie sehr in die Potenziale zur Realisierung 
leistungsstarker Anlagen durch pauschal festgelegte – also nicht durch die spezifische örtli-
che Situation gerechtfertigte – Abstandsforderungen eingegriffen würde. Durch Erhöhung der 
Abstandsforderung von 500 auf 1000 Meter reduzierte sich in den betrachteten Vorranggebie-
ten die für die Windenergieanlagen real verfügbare Fläche auf unter 40 %. Vergleichbar ein-
schneidende Wirkungen ergäben sich auch für Bauhöhenbegrenzungen. Bei einer Begren-
zung auf 100 Meter Gesamthöhe ergäbe sich praktisch eine generelle Leistungsbegrenzung 
auf ca. 2 MW je Einzelanlage.30
Würde den (rechtlich allerdings nicht verbindlichen – siehe dazu unten, Kap. 2.3.5.4) Empfeh-
lungen einiger Bundesländer zur Forderung von Mindestabständen in der Größenordnung 
von 1000 oder gar 1500 Metern zur Wohnbebauung in der Praxis weitgehend gefolgt, so 
stünde deshalb zu befürchten, dass die von der Bundesregierung angestrebte Entwicklung 
einer umfassenden Repowering-Strategie mit dem Ziel einer wesentlichen Steigerung der 
insgesamt installierten Leistung wesentlich behindert, wenn nicht gar gänzlich unmöglich ge-
macht würde. 
29 Rehfeldt, K.; Wallasch, J. (Deutsche WindGuard): Auswirkungen neuer Abstandsempfehlungen 
auf das Potenzial des Repowering am Beispiel ausgesuchter Landkreise und Gemeinden. Hg. 
Windenergieagentur Bremen/Bremerhaven, November 2005, S. 27.
30 Ebenda.
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2.3.2 Natur- und Landschaftsschutz
2.3.2.1 Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
Windenergieanlagen bewirken – wie andere größere bauliche Anlagen auch – spezifische 
Veränderungen im Landschaftsbild. Ungeachtet der individuellen ästhetischen Beurteilung 
kann nicht bestritten werden, dass sie einen erheblichen Eingriff in das vorgefundene Land-
schaftsbild darstellen. Je nach örtlicher Situation wird diese Einflusswirkung größer oder klei-
ner sein, in Einzelfällen sogar unter Umständen als eine Bereicherung empfunden werden 
können. Man wird insbesondere die größeren modernen Anlagen aber landschaftlich nicht 
„verstecken“ können. Deshalb ist es wichtig, ihre Standorte sorgsam auszuwählen und sie 
auch unter landschaftsästhetischen Gesichtspunkten baulich möglichst ansprechend zu ges-
talten.
Aus städtebaulicher und landschaftsästhetischer Sicht stellt es sich als ein bedeutsamer 
Missstand dar, dass der landschaftliche Eindruck in vielen Gegenden noch immer stark durch 
verstreut errichtete Windkraftanlagen beeinträchtigt ist, deren Ansiedlung nicht in einem plan-
vollen gebietsbezogenen Programm erfolgte. Praktisch betrifft das ganz überwiegend in den 
1990er Jahren errichtete kleinere Anlagen, die für die angestrebte nachhaltige Energiewirt-
schaft und die sichere Energieversorgung verhältnismäßig geringfügige Beiträge leisten, von 
denen auf der anderen Seite aber oft nicht unerhebliche Störwirkungen auf das Landschafts-
bild und die Nachbarschaft mit entsprechend negativen Folgen für die Akzeptanz der Wind-
energie insgesamt ausgehen. 
Zwar sind die Gemeinden (als Träger der örtlichen Bauleitplanung) bzw. die regionalen Pla-
nungsbehörden (als Träger der Regionalplanung) auf Grundlage der Bestimmungen des § 35 
BauGB mehr und mehr dazu übergegangen, spezielle Vorrang- oder Eignungsgebiete für 
Windenergieanlagen auszuweisen und neue Anlagen dadurch auf bestimmte geeignete Ge-
biete zu konzentrieren. Praktisch ist diese Verbesserung aber in vielen Regionen kaum wahr-
nehmbar, weil es noch immer eine Vielzahl von verstreut liegenden Einzelanlagen gibt, auf 
deren Existenz die geänderten Planungsbestimmungen für neue Anlagen ohne Einfluss 
geblieben sind. Dieser Missstand wirkt sich auch auf das Image der Windenergie negativ aus 
(Schlagwort: „Verspargelung der Landschaft“).
Die Problemdimension lässt sich schlaglichtartig – wenn auch mangels repräsentativen quan-
titativen Vergleichs nicht exemplarisch – durch die nachfolgende Abbildung ermessen, in der 
die derzeitige Standortverteilung der Windkraftanlagen im Kreis Wangerland kartiert ist:
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Abb. 5: Standorte von Windenergieanlagen im Kreis Wangerland (Stand 2005); eigene Darstellung 
(Buchholz) auf Kartengrundlage des KommunalVerlages Hans Tacken (KV-Verlag ©)31.
Die Karte veranschaulicht (trotz ihrer der starken Verkleinerung geschuldeten Undeutlichkeit) 
neben der Streulage als solcher, dass sich der Eindruck eines „flächendeckenden Überall“ 
von Windenergieanlagen deutlich relativieren lässt, wenn es gelingt, die vorhandenen Anla-
gen zugunsten der Errichtung neuer Anlagen in konzentrierten Gebieten abzubauen. Da es 
sich überwiegend um leistungsschwächere Anlagen aus den 1990er Jahren handelt, ließe 
sich damit im Rahmen des Repowering zugleich ein bedeutender Zuwachs an Stromerzeu-
gungsleistung verbinden, allerdings zu dem „Preis“ der Errichtung höherer Anlagen. Städte-
baulich kann sich dieser „Preis“ in manchen Einzelfällen sicher als zu hoch darstellen. In aller 
Regel dürfte aber von der Korrektur des Eindrucks flächendeckender Landschaftsbelastung 
eine wesentlich stärkere positive Wirkung ausgehen. Dies auf den konkreten Fall hin abwä-
gend zu beurteilen, wäre gegebenenfalls Aufgabe der zuständigen Planungsträger auf ge-
meindlicher oder regionaler Ebene, die es damit auch in der Hand hätten, abgestufte Konzep-
te zu realisieren (indem sie beispielsweise in der Bauleitplanung – sofern für erforderlich er-
achtet – Höhenbeschränkungen aussprechen oder Spezifizierungen im Hinblick auf die Ab-
stände festlegen können). 
31 © KommunalVerlag Hans Tacken (Hrsg.): KV-Plan "Wangerland" (1 : 25.000), 3. Auflage, Es-
sen 2005, ISBN 3-89641-169-1.
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2.3.2.2 Beeinträchtigungswirkungen auf Vögel und Fledermäuse
Mit dem Ausbau der Windenergienutzung an Land sind vielfältige Eingriffe in Natur und Land-
schaft verbunden. Während der direkte Flächenbedarf durch die überbaute Fläche und den 
mit der Errichtung von Windparks verbundenen Wegebau meist gering ist und als ausrei-
chend geregelt angesehen werden kann, ist die Wirkung auf Vögel und Fledermäuse häufig 
Gegenstand kontroverser Diskussionen. Als Konflikte mit der Windenergie stehen die Stör-
wirkung auf Brut- und Rastvögel, sowie Kollisionen von Vögeln und Fledermäusen im Vorder-
grund. 
Die Störwirkung auf Brutvögel ist in den weitaus meisten Fällen als gering einzustufen. Bei 
Rastvögeln ist eine Störwirkung dagegen für einige Arten abgesichert. Die höchsten Störwir-
kungen reichen bis etwa 600 m Entfernung. Die durch die Störwirkung entstehenden Konflikte 
sind lokal begrenzt und können bei der weiteren Planung der Windenergie einfach berück-
sichtigt werden. 
Die Kollisionsrate von Vögeln an Windenergieanlagen ist in der Regel gering und liegt bei 
einzelnen Vögeln pro Anlage und Jahr, der Mittelwert nach 31 europäischen Studien liegt bei 
9 Vögeln pro Anlage und Jahr. Kollisionen von Vögeln mit Windkraftanlagen sind für die 
meisten Arten zahlenmäßig unbedeutend im Vergleich zu anderen anthropogenen To-
desursachen, wie dem Anflug an Gebäude, Straßenverkehr oder Anflügen an Freileitun-
gen. Die bisher vorliegenden Untersuchungen weisen darauf hin, dass ein hoher Anteil der 
Kollisionsopfer auf Brut- und Rastvögeln entfällt, die in den Windparks selbst vorkommen, 
wogegen der Anteil von Zugvögeln, insbesondere Nachtziehern, gering ist. Der Anteil von 
Greifvögeln bei den Kollisionsopfern ist als hoch zu bewerten, was im Einklang mit Untersu-
chungen in anderen Ländern steht (siehe unten, Abb. 1, Tab. 3). Eine akute Gefährdung von 
Beständen ist derzeit nicht erkennbar, jedoch werden weitergehende Untersuchungen an den 
bedrohten Arten Rotmilan, Seeadler und Wiesenweihe empfohlen, um weitere Konflikte zu 
vermeiden. Die Untersuchungen weisen zugleich auf einen hohen Anteil von Möwen und 
Watvögeln bei Kollisionsopfern im Küstenbereich hin. Bei den Watvögeln ist der Goldregen-
pfeifer besonders zu beachten, da es sich um eine geschützte Art handelt, deren Rastgebiete 
sich weitgehend mit Schwerpunkten der Windenergienutzung decken. Bezüglich möglicher 
Kollisionen im nächtlichen Vogelzug ist eine abschließende Bewertung nicht möglich, da die 
Kollisionsrate vermutlich sehr variabel ist und in Abhängigkeit von den Wetterbedingungen zu 
den Zugzeiten schwankt.
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Abb. 6: Verteilung der Kollisionsopfer an Windenergieanlagen in Deutschland auf Artengruppen. 


















Tab. 3: Rangliste der häufigsten Kollisionsopfern an Windenergieanlagen in Deutschland. Ange-
geben ist die Anzahl der bisherigen Funde je Art. Quelle: Zentrale Funddatei der Staatlichen Vo-
gelschutzwarte Brandenburg. Stand: November 2006.
Ein Zusammenhang mit den Dimensionen der Anlagen und dem Kollisionsrisiko ist nicht ab-
gesichert, aber als wahrscheinlich anzunehmen. Mit zunehmender Höhe der Anlagen steigt 
die Störwirkung auf empfindliche Rastvögel an, bezüglich des Kollisionsrisikos gibt es keine 
Hinweise auf einen Einfluss der Anlagenhöhe. Es wird in Übereinstimmung mit weiteren Stu-
dien angenommen, dass die Wirkung von Windenergieanlagen auf Vögel sinkt, wenn beste-
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Die Kollisionsrate von Fledermäusen an Windenergieanlagen scheint nach Studien in den 
USA und dem europäischen Ausland in ähnlichen Größenordnungen wie die Kollisionsraten
von Vögeln zu liegen. Die meisten Studien ergaben nur wenige Kollisionen pro Anlage und 
Jahr, der Mittelwert der wenigen systematischen Erfassungen liegt bei 14 Kollisionsopfern pro 
Anlage und Jahr. Neuere Untersuchungen in Deutschland ergaben jedoch teilweise sehr ho-
he Anzahlen von Kollisionen bei Anlagen in Waldstandorten und in der Nähe von Gehölzen. 
Eine abschließende Bewertung ist derzeit nicht möglich, da es sehr schwierig ist, die Kollisio-
nen von Fledermäusen in Bezug zur Höhe der betroffenen Bestände zu setzen. In welchem 
Maß ein Bezug zwischen der Kollisionsrate von Fledermäusen und den Dimensionen der An-
lagen besteht, ist nicht bekannt. Die bisherigen Untersuchungen weisen auf eine deutliche 
Häufung der Kollisionen im Spätsommer hin (vgl. Abb. 8), was mit der dann hohen 
Flugaktivität sowohl von Insekten wie auch von Fledermäusen übereinstimmt. Die Ergebnisse
lassen den kritischen Zeitraum, in dem ggf. Vorsorgemaßnahmen ergriffen werden müssen, 
recht gut eingrenzen. Es werden jedoch weitere Untersuchungen insbesondere während des 
Frühjahrszugs empfohlen, um die Aussagekraft der bisherigen Ergebnisse zu überprüfen.
Abb. 7: Artenzusammensetzung der Fledermaus-Kollisionsopfer in Deutschland (n=552). (Quelle: 
Zentrale Funddatei der Staatlichen Vogelschutzwarte Brandenburg).
















Großer Abendsegler Kleiner Abendsegler Breitflügelfledermaus Nordfledermaus
Zweifarbfledermaus Teichfledermaus Wasserfledermaus Große Bartfledermaus
Zwergfledermaus Rauhautfledermaus Mückenfledermaus Pipistrellus spez.
Graues Langohr Braunes Langohr Fledermaus spez.
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Abb. 8: Zeitlicher Verlauf der Funde von Fledermäusen als Kollisionsopfern an Windenergieanla-
gen (Quelle: Zentrale Funddatei der Staatlichen Vogelschutzwarte Brandenburg).
2.3.3 Immissionsschutz- und Nachbarinteressen, Akzeptanz
Auf der lokalen Ebene stehen Windenergieanlagen häufig im Widerstreit der Interessen: 
 Auf der einen Seite besteht oft ein relativ großes Interesse der Gemeinden an der Ansied-
lung von Windparkprojekten. In unterschiedlichem Umfang beruft man sich insoweit auf 
gemeindewirtschaftliche Motive (Erwartung von Gewerbesteuereinnahmen), auf regional-
wirtschaftliche Gründe (Schaffung von Arbeitsplätzen auf regionaler Ebene) oder auf ü-
bergeordnete umwelt- und energiepolitische Erwägungen (Klimaschutz, Versorgungssi-
cherheit). 
 Auf der anderen Seite begegnen die Projekte in der unmittelbaren Nachbarschaft zum 
Teil einer kritischen bis ablehnenden Haltung in der Bevölkerung. Im Mittelpunkt der Kritik 
stehen neben landschaftsästhetischen Gesichtspunkten insbesondere die im Nahbereich 
der Anlagen befürchteten Immissionen in Form von Schalleinwirkungen (Schlagen der 
Rotorblätter, in geringerem Umfang sonstige Geräusche) sowie von als unangenehm 
empfundenen Lichteinwirkungen (Schattenwurf im Rhythmus der Rotoren, abendliche und 
nächtliche Warnbeleuchtung).
Den Untersuchungen von Meinungsforschungsinstituten lässt sich eine überwiegend positive 
Haltung in der Bevölkerung gegenüber der Windenergienutzung entnehmen.32 In einer Unter-
suchung des Instituts Forsa aus dem Jahr 2004 sprachen sich rund 66 % der Befragten für 
eine weitere Förderung der Windenergie aus. Etwas schwächer fiel die Zustimmung in den 
neuen Bundesländern aus (59 % gegenüber 68 % in den alten Bundesländern). Sehr groß 
war die Zustimmung in der Gruppe der Befragten mit einem Lebensalter von unter 30 Jahren 
32 Vgl. Institut Demoskopie Allensbach: „Umwelt 2004 – Repräsentative Bevölkerungsumfragen 
zur Umweltsituation heute sowie zu ausgewählten Fragen der Umwelt- und Energiepolitik“, S. 50 
ff.; sowie FORSA (Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen): „Meinungen zur 
Windenergie“; 2004 S. 1 ff.
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(83 %). Auch unter den über 60-jährigen Befragten ergab sich noch eine 60-prozentige Zu-
stimmungsquote. Nur unwesentlich geringer war erstaunlicherweise die Zustimmung hinsicht-
lich der Errichtung von Windenergieanlagen in der eigenen Region der Befragten. Im Durch-
schnitt sprachen sich immerhin noch 60 % der Befragten befürwortend aus. Erneut fiel die 
Zustimmung in den neuen Bundesländern kleiner aus (52 %). Allerdings ergab sich unter den 
älteren Befragten (mehr als 60 Jahre) eine nur noch zu 42 % positive Einstellung.33
Die Zahlen dürften jedoch die Situation in der unmittelbaren Nähe von Windparkprojekten (vor 
allem auch in der Vorphase der Errichtung) nicht adäquat widerspiegeln. Die Zahl der unmit-
telbar Betroffenen ist sehr klein und dürfte sich selbst bei regional angelegten Befragungen 
kaum signifikant auswirken. Von daher relativiert sich die Aussagekraft derartiger Umfrageer-
gebnisse auf der lokalen Ebene. Sie können nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Kritik in 
der Bevölkerung vor Ort und in der lokalen bzw. regionalen Politik – wie sich auch an den 
zahlreichen sog. Verhinderungsplanungen zeigt (dazu sogleich) – häufig überwiegt.  
2.3.4 „Verhinderungsplanungen“
Der Umgang mit dem 1998 für Windenergieanlagen geschaffenen bauplanungsrechtlichen 
Förderinstrumentarium gestaltet sich nicht immer konfliktfrei und reibungslos. Es treten immer 
wieder – zum Teil auch regional gehäuft – Fälle auf, in denen Planungsträger versuchen, die 
gesetzlichen Intentionen zur Erleichterung der Ansiedlung von Windenergieanlagen gezielt zu 
unterlaufen, indem sie entweder nur zum Schein Absichten einer umfassenden Planung von 
Vorrang- und Eignungsflächen bekunden oder bewusst keine, unzureichende oder der Sache 
nach ungeeignete Flächen ausweisen (sog. Verhinderungsplanungen).34
Entscheidender Ansatzpunkt für „Verhinderungsplanungen“ ist die an sich der positiven 
Standortsteuerung dienende Bestimmung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, nach der die Privi-
legierung im Außenbereich in der Regel entfällt, wenn im Flächennutzungsplan oder in einem 
regionalen Raumordnungsplan bestimmte Flächen für Windenergieanlagen mit Ausschluss-
wirkung für andere Standorte ausgewiesen worden sind. Auf Grund des den Planungsträgern
zustehenden erheblichen Beurteilungs- und Gestaltungsspielraumes ergibt sich ein relativ 
großer und nur schwer kontrollierbarer Handlungsspielraum für die Aufnahme von Planungen, 
mit denen in Wahrheit nicht die Förderung, sondern die Verhinderung der Ansiedlung von 
Windenergieanlagen bezweckt wird.
Inzwischen wurde durch das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) geklärt, dass § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB keinen Raum für derartige „Verhinderungsplanungen“ lässt. Ausdrücklich hat 
das BVerwG in einer Grundsatzentscheidung aus dem Jahr 2002 festgehalten, dass es den 
Gemeinden verwehrt ist, für Windkraftanlagen „das gesamte Gemeindegebiet (...) zu sperren“ 
oder diese „durch die Darstellung von Flächen, die für die vorgesehene Nutzung objektiv un-
geeignet sind oder sich in einer Alibifunktion erschöpfen (...) unter dem Deckmantel der Steu-
erung in Wahrheit zu verhindern“.35 Auch in der Regionalplanung gilt Entsprechendes. Der 
33 FORSA, a.a.O. S. 1 ff.
34 Eingehend zur Problematik Klinski, Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen, S. 35.
35 BVerwG, Urt. v. 17.12. 2002 (4 C 15.01), NVwZ 2003, S. 733, 735; vgl. dazu die eingehende 
Überblicksdarstellung mit Stand der Rechtsprechung bis 2006 durch Wustlich, ZUR 2007, S. 16 ff.; 
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jeweilige Plangeber ist rechtlich nicht darin frei, seine Planung so auszugestalten, dass das 
gesetzliche Förderungsziel unterlaufen wird (etwa durch weitreichende Ausweisung von sog. 
Tabuzonen in an sich städtebaulich in Betracht kommenden Gebieten), sondern „muss die 
Entscheidung des Gesetzgebers, Windenergieanlagen im Außenbereich zu privilegieren, be-
achten und für die Windenergienutzung im Plangebiet in substantieller Weise Raum schaf-
fen“36. Im Unterschied zur Flächennutzungplanung ist der Plangeber bei Regionalplänen al-
lerdings nicht grundsätzlich daran gehindert, die Errichtung von Windenergieanlagen für ein-
zelne Gemeinden vollständig auszuschließen.37
Ein relativ großes Problem kann sich für die Praxis aus der Frage ergeben, ob bzw. inwieweit 
eine Planung zur unzulässigen Verhinderungsplanung wird, wenn Eignungs- und Vorrangge-
biete in Schutzgebieten (Natur- oder Landschaftsschutzgebieten) vorgesehen werden. Die 
Rechtsprechung sieht hier die Grenze zur Verhinderungsplanung erst überschritten, wenn 
Flächen als Vorrang- oder Eignungsgebiete für Windenergieanlagen ausgewiesen werden, in 
denen eine Genehmigung für Windenergieanlagen rechtlich von vornherein ausgeschlossen 
ist.38 Dieser Ansatz greift jedoch meist ins Leere, wie auch der Fall zeigt, der zu der eben zi-
tierten Grundsatzentscheidung des BVerwG geführt hat: Hier war es rechtlich – über eine Be-
freiungsmöglichkeit – nicht von vornherein ausgeschlossen, dass Windenergieanlagen in dem 
streitbefindlichen Gebiet hätten errichtet werden können, und auch die für die Befreiung zu-
ständige Naturschutzbehörde hatte im Gerichtsverfahren ihre Bereitschaft zur Befreiung be-
kundet. Nach Abschluss des Verfahrens verweigerte sie jedoch die Befreiung.39
In der Übergangszeit der Privilegierungsregelung bis Ende 1998 war es den Gemeinden aus-
drücklich gestattet, einzelne Antragsverfahren für Windenergievorhaben bereits aussetzen, 
wenn sie lediglich einen Beschluss gefasst hatten, einen diesbezüglichen Plan aufzustellen 
und die Festlegung von Konzentrationszonen zu prüfen (vgl. § 245b BauGB 1998). Die Lage 
hatte sich zwischenzeitlich dann etwas entschärft, weil die Übergangsbestimmung des § 245b 
BauGB Ende 1998 auslief. In der Folgezeit war jedoch auch zu beobachten, dass einzelne 
Gemeinden dazu übergingen, eine vergleichbare Aussetzungswirkung zu erlangen, indem sie 
dazu Beschlüsse zur Aufstellung von Bebauungsplänen im Außenbereich fassten und zur 
Verhinderung von Windenergieanlagen sogleich hierauf bezogene Veränderungssperren 
(§ 14 BauGB) erließen, ohne hierbei ausreichend tragfähige positive Planungsziele zu verfol-
gen. Derartigen Versuchen tritt die Rechtsprechung des BVerwG allerdings ebenfalls entge-
gen.40
mit Auswertung der Rechtsprechung bis Anfang 2004 durch Stüer/Stüer, NuR 2004, S. 341 ff; fer-
ner die Auseinandersetzung mit den Konsequenzen bei von Nicolai, ZUR 2004, S. 74 ff.; die 
Rechtsprechung zieht hieraus in Einzelfällen zum Teil unterschiedlich akzentuierte Konsequenzen 
– vgl. insb. OVG Bautzen, Urt. v. 07.04.2005, ZNER 2005, S. 183; VGH Mannheim, Urt. v. 
09.06.2005, ZUR 2006, S. 152; VGH München, Urt. v. 02.12.2005, ZNER 2006, S. 93 (Ls.); OVG 
NW, Urt. v. 28.01.2005, ZNER 2005, S. 100 (Ls.).
36 BVerwG, Urteile v. 13.03.2003 (4 C 03.02 sowie 4 C 04.02), ZNER 2003, S. 241. 
37 Vgl. BVerwG, Urt. v. 13.03.2003 (4 C 04.02), ZNER 2003, S. 241 (Ls.). 
38 So bereits BVerwG, Urt. v. 17.12.2002, NVwZ 2003, S. 733, 735.
39 Siehe zum Ganzen Wustlich, ZUR 2007, S. 16 ff..
40 Vgl. BVerwG, Urteile v. 19.02.2004 in den Sachen 4 CN 13.03, NVwZ 2004, S. 984 und 4 CN 
16.03, NVwZ 2004, S. 858.
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Die Rechtsprechung des BVerwG zur Rechtswidrigkeit von „Verhinderungsplanungen“ spricht 
zwar für sich genommen eine recht klare Sprache. Im Einzelfall ist aber schwer fassbar, wo 
die konkrete Grenze zwischen einer nicht mehr zulässigen „Verhinderungsplanung“ und einer 
noch zulässigen Planung besteht, nach der in der konkreten örtlichen Situation aus belastba-
ren städtebaulichen Gründen anderen Belangen der Vorrang eingeräumt wird. Die Recht-
sprechung des BVerwG bleibt insofern recht vage, als das Gericht zugleich (aus dem Kontext 
des Städtebaurechts heraus konsequent) betont, den Zielen der Förderung der Windenergie 
komme kein Vorrang gegenüber anderen städtebaulich erheblichen Zielen der Gemeinde 
zu.41
Den Investoren nützt im Übrigen der Verweis auf den möglichen Rechtsweg wenig, wenn die 
Verhinderungsintentionen bereits unbeanstandet „in Planform gegossen“ wurden. Denn von 
diesem Zeitpunkt an wird den potenziellen Investoren durch ein fertiges Planwerk signalisiert, 
dass die betreffenden Vorhaben allenfalls unter Inkaufnahme erheblicher Rechtsunsicherhei-
ten begonnen werden können. Die Investoren werden die problembehafteten Flächen also 
tunlichst meiden. Auf die Durchsetzung des objektiven Rechts in üblicherweise recht langwie-
rigen (mehrjährigen) Rechtsschutzverfahren werden sie sich oft nicht einlassen.42 Die Plan-
geber haben also – ungeachtet der objektiven Rechtswidrigkeit ihrer Planung – praktisch er-
reicht, was sie wollten.43
2.3.5 Rechtliche Problemstellungen
2.3.5.1 Überblick
Als strategisch bedeutsame Herausforderungen für die Fortentwicklung des rechtlichen In-
strumentariums lassen sich auf Grundlage der vorliegenden Erkenntnisse folgende Aufgaben-
und Problemstellungen betrachten: 
1. die Schaffung eines geeigneten rechtlichen Rahmens, um Windenergieanlagen, die sich 
in ungeordneter Streulage über die Landschaft verteilen und an ihren Standorten als 
städtebaulicher Störfaktor wirken, von dort wieder entfernen zu können, 
2. die planungsrechtliche Flankierung und Steuerung der im EEG angelegten Strategie des 
Repowering,
3. die Schaffung rechtsverbindlicher Maßstäbe für die Bewältigung von Fragender Emissi-
onsminderung und des Immissionsschutzes,
4. die Beseitigung unangemessener Hemmnisse durch überzogene Abstandsforderungen 
aus sog. Windkrafterlassen einiger Bundesländer,
41 BVerwG, Urt. v. 17.12.2002, NVwZ 2003, S. 733, 735.
42 Immerhin hat das BVerwG zwischenzeitlich den Weg dafür aufgezeigt, gegen Festsetzungen in 
Regional- und Flächennutzungsplan mit Normenkontrollanträgen unmittelbar gerichtlich vorzuge-
hen. Vgl. Vgl. BVerwG, NVwZ 2004, S. 614, 616 f.; NVwZ 2004, S. 858; NVwZ 2004, S. 984.; in-
struktiv zum Ganzen Kment, in: NVwZ 2003, S. 1047 ff.
43 Kritisch Klinski, Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen, S. 37.
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5. die Eindämmung gemeindlicher und regionaler „Verhinderungsplanungen“ (siehe dazu 
bereits soeben, Kap. 2.3.4),
6. und die umfassendere Inanspruchnahme bisher ungenutzter Flächenpotenziale (siehe 
dazu unten, Kap. 2.4.2.2).
Die ersten vier Gesichtspunkte sollen im Folgenden aus rechtlicher Sicht etwas näher be-
leuchtet werden (siehe Kap, 2.3.5.2 bis 2.3.5.4). 
Ergänzend ist zu betonen, dass die fachlichen Untersuchungen keinen grundlegenden Ände-
rungsbedarf der Vorgaben zum Natur- und Landschaftsschutz erkennen lassen. Die Be-
lange des Natur- und Landschaftsschutzes kommen innerhalb des Systems der Planung und 
Zulassung von Windkraftanlagen grundsätzlich gut zum Tragen (siehe zu diesem System o-
ben, unter 2.2). Die Handhabung in der Praxis mag an der einen oder anderen Stelle Proble-
me aufwerfen oder Konfliktstoff bergen. Es ist jedoch nicht ersichtlich, dass den Belangen des 
Natur- und Landschaftsschutzes im Planungs- und Zulassungsrecht für Windenergieanlagen 
allgemein ein zu geringes (oder umgekehrt ein zu großes) Gewicht beigemessen würde. An-
zusprechen sind die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes daher lediglich im Zu-
sammenhang mit den hierauf bezogenen Aussagen der Windenergieerlasse.
Keine besondere Bedeutung wird im vorliegenden Bericht des Weiteren den verfahrens-
rechtlichen Problemen im Zusammenhang mit der Zulassung von Windenergieanlagen bei-
gemessen. In der Genehmigungspraxis der vergangenen Jahre spielte insbesondere eine 
Frage verfahrensrechtlicher Natur lange Zeit eine entscheidende Rolle: Die maßgebenden 
immissionsschutzrechtlichen Vorschriften zur Zuordnung von Windenergievorhaben zum im-
missionsschutzrechtlichen oder zum baurechtlichen Genehmigungsverfahren wurden in der 
Praxis uneinheitlich interpretiert. Bis 2004 war es in den meisten Bundesländern weithin üb-
lich, in einem räumlichen Zusammenhang mit anderen Anlagen betriebene Einzelanlagen 
verfahrensrechtlich als eigenständige Anlagen zu behandeln, wenn sie durch unterschiedliche 
Rechtspersonen errichtet bzw. betrieben werden sollten. Diese behördliche Vorgehensweise, 
die einen Anreiz bot, wirtschaftlich im Zusammenhang geplante Windparks eigentumsrecht-
lich in Einzelanlagen aufzuspalten, um so die Verpflichtung zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) oder einer Vorprüfung zur UVP-Bedürftigkeit zu umgehen, wur-
de jedoch 2004 durch das Bundesverwaltungsgericht für rechtswidrig erklärt.44
Hierauf wurde Mitte 2005 auf der Ebene der Rechtsvorschriften mit einer Änderung der ver-
fahrensrechtlichen Zuordnung reagiert, so dass nunmehr sämtliche (Einzel-) Anlagen mit ei-
ner Gesamthöhe von mehr als 50 Metern stets immissionsschutzrechtlich genehmigt werden 
müssen.45 Hinsichtlich der UVP-Verpflichtungen ist nunmehr vorgesehen, dass stets eine 
UVP durchzuführen ist, wenn die Anlage räumlich als Teil einer „Windfarm“ (so der dort ver-
wandte Rechtsbegriff) mit 20 oder mehr Einzelanlagen zu betrachten ist. Bei Windfarmen mit 
sechs bis 19 Anlagen findet eine allgemeine Vorprüfung der UVP-Bedürftigkeit statt, bei drei 
bis fünf Anlagen eine standortbezogene Vorprüfung.46 Aus dem Blickwinkel des Forschungs-
vorhabens sind diese Änderungen ohne Abstriche zu begrüßen, weil sie einerseits sicherstel-
44 BVerwG, Urt. vom 30.06.2004 – 4 C 9.03 –, NVwZ 2004, 1235 (1235 f.).
45 BGBl. I S. 1687. Eingehend zum Ganzen Wustlich, NVwZ 2005, S. 996 ff.
46 Siehe das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), Anlage 1 Nr. 1.6.1 bis 1.6.3.
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len, dass die Behörden bundesweit einheitlich verfahren, und andererseits dazu führen, dass 
für (größenmäßig relevante) Windparks in jedem Falle zumindest vorab überprüft wird, ob 
und inwieweit im konkreten Einzelfall eine umfassende Umweltverträglichkeitsprüfung gebo-
ten ist. Die eingetretenen rechtlichen Änderungen werden von daher als ausgewogene Lö-
sung hinsichtlich der Umweltverträglichkeitsprüfung betrachtet, so dass sich eine weiterge-
hende Auseinandersetzung mit der verfahrensrechtlichen Zuordnung von Windenergieanla-
gen im Rahmen des vorliegenden Forschungsvorhabens erübrigt. 
Seitens der Projektierer und Betreiber bieten auch einzelne andere verfahrensrechtliche Fra-
gen zur Zulassung von Windenergieanlagen gelegentlich Anlass zur Kritik, vor allem was die 
Dauer der Genehmigungsverfahren betrifft. Die immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren zeichnen sich dadurch aus, dass es zu einer umfassenden Beteiligung ande-
rer Behörden, im Falle einer UVP-Pflicht auch zu einer Öffentlichkeitsbeteiligung kommt. 
Wenngleich es in der Praxis vorkommen kann, dass sich die Zulassungsverfahren deshalb in 
die Länge ziehen oder wegen ihrer Komplexität dazu benutzt werden können, Verhinderungs-
oder Verzögerungstaktiken aufzubauen, sehen die Verfasser keinen Anlass, generell einen 
Wechsel zu wesentlich anders gestalteten Genehmigungsverfahren zu befürworten. Die im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren haben sich auch für die Zulassung ande-
rer Betriebsanlagen bewährt, weil sie eine gute Basis dafür bieten, angemessene Gesamtlö-
sungen für die betreffenden Vorhaben zu finden, ohne einen übertriebenen verfahrensrechtli-
chen Aufwand mit sich zu bringen. Zu bedenken ist insofern auch, dass die Verfahrensdauer 
wesentlich damit zusammenhängt, dass ein einziges konzentriertes Verwaltungsverfahren für 
die Zulassung stattfindet, so dass sich für die Antragsteller der Vorteil ergibt, nicht nebenein-
ander mehrere Zulassungsverfahren nach verschiedenen Fachgesetzen durchführen zu 
müssen (sog. Konzentrationswirkung). Es ist nicht ersichtlich, dass es für Windenergieanla-
gen angebracht wäre, einen hiervon abweichenden Sonderweg vorzusehen. Von daher be-
darf es an dieser Stelle keiner gesonderten Aufarbeitung der verfahrensrechtlichen Aspekte. 
Das schließt es nicht aus, einzelne verfahrensbezogene Gesichtspunkte innerhalb der Ausei-
nandersetzung mit anderweitigen relevanten Fragestellungen mit anzusprechen. 
2.3.5.2 Insbesondere: „Aufräumen der Landschaft“ und Repowering
Die als besonderer Anreiz für den Ersatz älterer durch leistungsstärkere neue Anlagen („Re-
powering“) fungierende Regelung des § 10 Abs. 2 EEG findet in den bauplanungsrechtlichen 
Bestimmungen keine Unterstützung. Das BauGB bietet gegenwärtig keine brauchbare plane-
rische Grundlage zur Verwirklichung einer umfassend angelegten Strategie des Repowering 
von Altanlagen. Auch die oben (siehe Kap. 2.3.2.1) angesprochenen möglichen positiven Ef-
fekte des Ersatzes von städtebaulich unerwünschten verstreuten Einzelanlagen im Hinblick 
auf das Landschaftsbild („Aufräumen der Landschaft“) bleiben daher unausgeschöpft.
Bauplanungsrechtlich werden im Zuge des Repowering verfolgte Vorhaben des Baus von Er-
satzanlagen grundsätzlich wie Neubauvorhaben behandelt. Vom Bestandsschutz der Ge-
nehmigung für die zu ersetzende Altanlage werden sie nicht erfasst. Die bauplanungsrechtli-
che Bestandsschutzwirkung vorhandener Genehmigungen erstreckt sich nur auf das vorhan-
dene Bauwerk, in den durch § 35 Abs. 4 BauGB geregelten Fällen auch auf geringfügige Än-
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derungen, Erneuerungen oder Erweiterungen.47 Der vollständige Ersatzbau – erst Recht ein 
solcher an anderer Stelle in der Nähe – wird demgegenüber allgemein als rechtlich eigen-
ständiges Vorhaben angesehen.48
Das hat zur Folge, dass für die Zulassung der Ersatzanlagen die gleichen bauplanungsrecht-
lichen Voraussetzungen gelten wie für Neuanlagen.49 Sie sind dadurch, dass sie eine ältere 
Anlage ersetzen, bauplanungsrechtlich grundsätzlich nicht besser gestellt als entsprechende 
Neubauvorhaben. Eine leistungsstärkere Ersatzanlage wird daher an gleicher Stelle oder in 
unmittelbarer Nachbarschaft in der Regel nur zulässig sein, wenn sich die Anlage entweder 
innerhalb eines Gebiets mit planerischer Positivausweisung befindet und dort genügend Platz 
für eine größere Anlage vorhanden ist oder wenn die jeweilige Gemeinde bzw. die Regional-
planungsbehörde nicht von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, Vorrang- oder Eignungs-
flächen für Windenergieanlagen an anderer Stelle festzulegen. 
Unter Umständen kommt auch eine Zulassung der Ersatzanlage am Standort der Altanlage 
im Außenbereich auf Grundlage des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB in frage. Gemäß § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB stehen öffentliche Belange einem an sich im Außenbereich privilegiert zulässi-
gen Vorhaben (nur) „in der Regel“ entgegen, soweit für entsprechende Anlagen in einem Flä-
chennutzungsplan oder in einem Raumordnungsplan eine Ausweisung an anderer Stelle er-
folgt ist. Die Klausel „in der Regel“ eröffnet die Möglichkeit, unter bestimmten – im Gesetz 
nicht näher definierten – Ausnahmefällen trotz Vorhandenseins von planerischen Positivaus-
weisungen an anderer Stelle die Privilegierung nicht entfallen zu lassen. 
Fraglich ist, unter welchen Voraussetzungen ein solcher Ausnahmefall von der „Regel“ anzu-
nehmen ist. In Rechtsprechung und Literatur werden Regelfallklauseln wie diejenige des § 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB üblicherweise dahin interpretiert, dass die Regelvermutung entfällt, 
wenn besondere, atypische Umstände vorliegen, die bei Schaffung der betreffenden Rege-
lung nicht berücksichtigt worden sind.50 Von einem atypischen Fall dürfte daher auszugehen 
sein, wenn mit dem Ersatzvorhaben die vorgegebene städtebauliche Situation entgegen der 
prospektiven Annahme des Plangebers nicht oder nur unwesentlich negativ verändert wird.51
Das wird man in manchen Fällen annehmen können, z.B. wenn im konkreten Fall lediglich 
landschaftsbezogene Aspekte im Vordergrund stehen (etwa wenn eine größere Neuanlage 
mit geringerer Drehgeschwindigkeit an einen bereits „vorbelasteten“ Standort gesetzt werden 
47 Eingehend Krautzberger, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 35 Rdnr. 80 ff, 126 ff. m.w.N.
48 So auch Ketteler/Beckmann, Aktuelle Rechtsfragen, S. 31; Jarass, BImSchG, § 16 Rdnr. 26. 
49 Klinski, Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen, S. 43 f. 
50 OVG Münster, NVwZ 2002, S. 1135, 1139; grundlegend BVerwGE 42, S. 26, 29.
51 Maslaton/Kupke entwickeln vor diesem Hintergrund den Standpunkt, dass Repowering-
Vorhaben die Annahme eines atypischen Falles begründen, wenn der Plangeber bei der Positiv-
ausweisung von Windenergiestandorten die Möglichkeit des Repowering nicht in seine Erwägun-
gen einbezogen hatte (vgl. Maslaton/ Kupke, Rechtliche Rahmenbedingungen des Repowerings 
von Windenergieanlagen, 2005, S. 60 ff, 63). Da das häufig der Fall gewesen sein dürfte, würde 
sich auf dieser Argumentationsgrundlage ein relativ breiter Anwendungsrahmen für die Berufung 
auf eine Ausnahmesituation ergeben. Zu bedenken ist, dass der jeweilige Plangeber die vorhan-
denen Standorte von Altanlagen ungeachtet einer Thematisierung des Repowering ohne weiteres 
in seine Positiv-Festsetzungen für Windenergiestandorte hätte einbeziehen können, wenn er diese 
als städtebaulich tragfähige Standorte angesehen und daher langfristig hätte sichern wollen.
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soll52), nicht aber, wenn der Standort zu nah an benachbarten Wohngebieten liegt, um eine 
wesentlich höhere Anlage zu realisieren.
Daher wird es für die betreffenden Anlagenbetreiber oft nicht möglich sein, eine Baugenehmi-
gung für die Repowering-Anlage zu erhalten, sofern sie nicht über einen anderen geeigneten 
Standort innerhalb einer Vorrang- oder Eignungsfläche verfügen. Damit ergibt sich, dass sich 
die Anlagenbetreiber bzw. Investoren in einer relativ ungünstigen rechtlichen Ausgangssitua-
tion befinden, weil sie sich in die Konkurrenz um Standorte in den Vorrang- und Eignungsge-
bieten begeben müssen. Da diese aber mittlerweile ganz überwiegend „ausgebucht“ sind, 
stehen ihnen häufig überhaupt keine geeigneten Ersatzflächen zur Verfügung – mit der Kon-
sequenz, dass die Betreiber ihre Anlagen an den Altstandorten unter Verwendung relativ inef-
fizienter Technik weiter betreiben werden, das Repowering also ausbleibt, ebenso wie die 
Beseitigung der städtebaulich störenden Altanlagen.
2.3.5.3 Insbesondere: Das Fehlen konkreter Immissionsschutzvorgaben
Derzeit fehlt es an ausdrücklichen verbindlichen immissionsschutzrechtlichen Vorgaben über 
die Bewertung des Schattenwurfs, der Höhenbefeuerung und der Geräusche von Windener-
gieanlagen. Zwar finden die immissionsschutzrechtlichen Grundpflichten aus § 5 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 BImSchG (Schutzpflicht und Pflicht zur Vorsorge nach dem Stand der Technik) im 
Rahmen der Genehmigung von Windenergieanlagen nach § 6 BImSchG an sich uneinge-
schränkte Anwendung. Soweit die betreffenden Grundpflichten aber nicht durch speziell auf 
die jeweilige Anlagenart zugeschnittene Anforderungen in untergesetzlichen Vorschriften 
konkretisiert sind – wie das hier der Fall ist – stehen die Vollzugsbehörden regelmäßig vor 
schwierig zu lösenden Bewertungsfragen. Das wirkt sich auf die Genehmigungspraxis belas-
tend aus. Die behördliche Praxis ist in der Folge bundesweit nicht einheitlich und in manchen 
Ländern stark durch die restriktiven Abstandsempfehlungen aus an sich unverbindlichen Lan-
deserlassen geprägt (siehe dazu auch sogleich, Kap. 2.3.5.4). 
Die immissionsschutzrechtliche Rechtslage stellt sich daher insbesondere aus der Perspekti-
ve der Rechtssicherheit als nicht befriedigend dar: 
 Für die Geräusche bilden zwar die Vorgaben der TA Lärm53 eine in der Rechtsprechung 
als solche anerkannte verbindliche Beurteilungsgrundlage. Hinsichtlich der schalltechni-
schen Einzelheiten bestehen jedoch Bewertungsunsicherheiten, weil die TA Lärm nicht 
auf das spezifische Geräuschverhalten von Windenergieanlagen zugeschnitten ist.54 Hin-
tergrund dessen ist, dass die TA Lärm lediglich den Schutz vor Immissionen zum Ge-
genstand hat. Sie richtet ihr Augenmerk mit ihren Immissionsrichtwerten allein auf den Ort 
der Belastung – widmet sich jedoch nicht der Frage, auf welche Weise die anlagenspezi-
fischen Emissionen (an der Quelle der Geräuschentstehung) zu vermindern sind. Diese 
Frage ist rechtlich nicht klar geregelt. Im Übrigen wird die TA Lärm in der Praxis zum Teil 
52 In diesem Sinne VG Freiburg, ZUR 2006, S. 232 ff.; in die Gegenrichtung OVG Bautzen, 
SächsVBl. 2005, S. 225, 232.
53 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26. August 1998 (GMBl. S. 503). 
54 Vgl. zuletzt die Entscheidungen OVG Magdeburg, ZNER 2005, S. 339 und OVG Münster, ZNER 
2005, S. 342.
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(rechtswidrig) durch Anwendung weitergehender Abstandsforderungen auf Grund von 
Windenergieerlassen in den Hintergrund gedrängt. 
 Hinsichtlich des Schattenwurfs behilft man sich in der Genehmigungspraxis zumeist mit 
der sog. Schattenwurf-Richtlinie des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI)55. 
Die Richtlinie trägt aber nicht den Charakter einer verbindlichen Vorschrift. Auch die Aus-
sagen der Schattenwurf-Richtlinie werden im Übrigen durch die Anwendung pauschalier-
ter Abstandsempfehlungen zum Teil überlagert. Fragen des Schattenwurfs sind ange-
sichts fehlender verbindlicher rechtlicher Vorgaben häufig Gegenstand gerichtlicher Aus-
einandersetzungen. Das OVG Lüneburg betont in einem grundlegenden Beschluss vom 
15. März 2004, der Schattenwurf-Richtlinie komme nicht der Rang eines Rechtssatzes, 
sondern einer „sehr behutsamen, `konservativen` Faustformel“ zu, für die im Einzelfall zu 
prüfen ist, ob der in einiger Entfernung auftretende Schattenwurf eine Anwendung über-
haupt rechtfertige.56
 Vergleichsweise größere Schwierigkeiten bei der Bewertung ergeben sich im Hinblick auf 
Lichteinwirkungen durch die Befeuerung. An dieser Stelle stehen die Anforderungen 
des Immissionsschutzrechts und der Sicherung der Luftfahrt in einem Zielkonflikt. Das 
Luftfahrtrecht fordert ab einer Bauhöhe von 100 Metern formell eine Zustimmung der Luft-
fahrtbehörde (vgl. § 14 Abs. 1 des Luftfahrtgesetzes (LuftVG) und materiell aus Gründen 
der Luftfahrtsicherheit eine Höhenbefeuerung.57 Die Einzelheiten der notwendigen Hö-
henbefeuerung sind in der AVV Luftfahrtkennzeichnung58 geregelt. Von der immissions-
schutzrechtlichen Seite her fehlt es demgegenüber an einer verbindlichen Bewertung der 
durch die Höhenbefeuerung hervorgerufenen Lichteffekte. Die AVV Luftfahrtkennzeich-
nung wird gegenwärtig von den zuständigen Stellen überarbeitet, auch um besser auf die 
Windenergienutzung zugeschnittene technische Lösungen zu ermöglichen
2.3.5.4 Insbesondere: Die Restriktionen der „Windkrafterlasse“
In den besonders windstarken Bundesländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Mecklen-
burg und Nordrhein-Westfalen versuchen die Landesregierungen, mit Hilfe so genannter 
Windkrafterlasse den für die jeweils zu treffenden Planungs- und Zulassungsentscheidungen 
zuständigen Stellen Hilfestellungen zu geben und (zumindest zum Teil) hierdurch auch inhalt-
lichen Einfluss auf die Planungs- und Genehmigungsentscheidungen zu gewinnen. Dabei 
kann in den letzten drei Jahren eine Tendenz in Richtung restriktiverer Aussagen beobachtet 
55 Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI): Hinweise zur Ermittlung und Beurteilung der opti-
schen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Hinweise), 13.03.2002.
56 OVG Lüneburg, ZNER 2004, S. 311. Vgl. zur Problematik auch die Entscheidungsanmerkung 
von Hinsch/Meier-Evers, ZNER 2004, S. 312 ff.
57 Zur Bedeutung der luftfahrtrechtlichen Vorschriften in Genehmigungsverfahren für Windenergie-
anlagen vgl. OVG Koblenz, ZNER 2004, S. 82, 84.
58 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV Luftfahrt-
kennzeichnung) vom 02.09.2004, BAnz. Nr. 168 vom 07.09.2004 S. 19937.
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werden. Besonders ausgeprägt ist die windkraftkritische Grundtendenz bei dem Ende 2005 
überarbeiteten Windkrafterlass des Landes Nordrhein-Westfalen59. 
Die im Zentrum der Windkrafterlasse stehenden Abstandsforderungen sind, wie oben aufge-
zeigt (Kap. 2.3.1), von substanzieller Bedeutung für die weitere Entwicklung der Windener-
gienutzung, insbesondere auch des Repowering. 
Zwar lässt sich den „Erlassen“ bei näherem Hinsehen entnehmen, dass ihnen nur ein Hin-
weis- bzw. Empfehlungscharakter zukommen soll. Das ändert aber nichts daran, dass sie 
faktisch eine sehr große Steuerungswirkung entfalten, weil die zuständigen Stellen ihre Ent-
scheidungspraxis dennoch oft nach ihnen ausrichten. 
Inhaltliche Aussagen der sog. Windkrafterlasse
Mittelpunkt der „Erlasse“ ist zumeist die Vorgabe von Abstandsempfehlungen, insbesonde-
re zu besiedelten/bewohnten Gebieten, zum Teil auch zu Natur- und Landschaftsschutzge-
bieten und zu Verkehrswegen:
Der schleswig-holsteinische Erlass aus dem Jahr 200360 ist relativ stark ausdifferenziert. Er 
enthält u. a. folgende Abstandsempfehlungen:
- zu städtischen Siedlungen, Ferienhaus-/Wochenendgebieten und Campingplätzen 
bei Anlagen bis 100 m Gesamthöhe 1000 m, bei Anlagen über 100 Meter das 10-
fache der Anlagenhöhe,
- zu ländlichen Siedlungen bei Anlagen bis zu 100 m Gesamthöhe 500 m, bei grö-
ßeren Anlagen das 5-fache der Anlagenhöhe,
- zu Bundesautobahnen und hochbelasteten Schienenstrecken: ca. 100 m,
- zu Landschaftsschutzgebieten: Prüfung im Einzelfall,
- zu Nationalparken, Naturschutzgebieten und anderen besonders schutzwürdigen 
Gebieten: bei Anlagen bis 100 m Gesamthöhe mindestens 200, im Einzelfall bis 
500 m, bei größeren Anlagen die 4-fache Gesamthöhe abzüglich 200 m.61
Der im Oktober 2004 ergangene Erlass Mecklenburg-Vorpommerns enthält ausschließlich 
konkrete Aussagen zum Abstand zur Wohnbebauung. Er wendet dabei zugleich zurückhal-
tendere Maßstäbe als der schleswig-holsteinische Erlass an, indem er für Windenergieanla-
gen unter 100 m Gesamthöhe eine Abstandsempfehlung von 800 m und für höhere Anlagen 
von 1000 m zu reinen und allgemeinen Wohngebieten, Mischgebieten und Campingplätzen 
ausspricht.62
59 Landesregierung Nordrhein-Westfalen: Grundsätze für Planung und Genehmigung von Wind-
kraftanlagen (WKA-Erl.) vom 21 Oktober 2005, Gemeinsamer Runderlass der Ministerien für Bau-
en und Verkehr Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und des Ministe-
riums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie, MBl. Nr. 49 vom 21.10.2005 S. 1288.
60 Landesregierung Schleswig-Holstein: Grundsätze zur Planung von Windkraftanlagen (Ergän-
zung des Gemeinsamen Runderlasses vom 4. Juli 1995), Gemeinsamer Runderlass des Innenmi-
nisteriums, des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft und des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr vom 25.11.2003, ABl. S-H 2003, S. 893.
61 Siehe dazu die Übersicht in Anlage 2 des Windkrafterlasses Schleswig-Holstein (S. 17 f.).
62 Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern: Hinweise für die Planung und Genehmigung von 
Windkraftanlagen in Mecklenburg-Vorpommern vom 20.10.2004, Gemeinsame Bekanntmachung 
des Ministeriums für Arbeit, Bau und Landesentwicklung und des Umweltministeriums, ABl. M-V 
Nr. 44 vom 01.11.2004 S. 966. 
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 34
Der vom Januar 2004 datierende niedersächsische Erlass, bei dem es sich lediglich um ein 
ministerielles Rundschreiben63 handelt, bleibt demgegenüber sehr allgemein. Er spricht ledig-
lich eine nicht weiter ausdifferenzierte Empfehlung dafür aus, bei der Entscheidungsfindung 
im Rahmen des Abwägungsvorganges der Regionalplanung zu Gebieten mit Wohnbebauung 
von einem Mindestabstand von 1000 m auszugehen und von 5000 m zwischen einzelnen 
Vorrang- und Eignungsgebieten.64
Der Ende 2005 neu gefasste Windkrafterlass Nordrhein-Westfalens, der in seinen Erläute-
rungen der maßgebenden Vorschriften außerordentlich detailliert ist, verzichtet im Hinblick 
auf die Abstandsproblematik auf differenzierte Aussagen. Stattdessen finden sich dort ver-
streut einzelne Textpassagen, aus denen sich eine allgemeine Abstandsempfehlung von 
1500 m zu Wohngebieten herauslesen lässt. Unter der Überschrift „Vorbeugender Immissi-
onsschutz in der Planung“ heißt es: 
„Bei der Ausweisung von Flächen für die Windenergienutzung sollten die Planungs-
träger Abstände in ihrer Größenordnung daran orientieren, dass sie im Hinblick auf 
den Immissionsschutz "auf der sicheren Seite" liegen. Die Abstände können in Ab-
hängigkeit von der Anlagenart, der Anlagenzahl und der Schutzwürdigkeit der betrof-
fenen Gebiete (Richtwerte nach der TA Lärm) variieren. 
So ergibt sich unter Berücksichtigung der Prognoseunsicherheit für Windkraftanlagen 
z.B. ein typischer Abstand von 1500 m für ein Windfeld bestehend aus 7 Windkraftan-
lagen der Zwei-Megawatt-Klasse zu einem reinen Wohngebiet (Richtwert 35 dB(A)). 
Ein derartiger Abstand kann auch bei allgemeinen Wohngebieten erforderlich werden, 
wenn größere Anlagenfelder und weitere Vorbelastungen vorliegen.“65
Zur Einordnung dieser Aussage ist wichtig zu wissen, dass Windenergieanlagen der 2-
Megawatt-Klasse eine Gesamthöhe von deutlich über 100 m aufweisen. Hiervon ausgehend, 
lässt sich die Abstandsforderung in der Größenordnung mit derjenigen Schleswig-Holsteins 
vergleichen. Allerdings spricht der NRW-Erlass einen Mindestabstand von 1500 m noch in 
zwei anderen Zusammenhängen an: Zum einen enthält die einleitende Textpassage des ge-
samten Erlasses die allgemeine Empfehlung für die Regionalplanung und die Bauleitplanung, 
einen Mindestabstand von 1500 Metern zu Wohngebieten vorzusehen.66 Zum anderen heißt 
es in den Erläuterungen zu den immissionsschutzrechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen:67
„Bei einem Abstand von 1500 Metern werden in der Regel keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen vorliegen. Bei geringeren Abständen muss das Vorliegen schädlicher 
Umwelteinwirkungen im Einzelfall geprüft werden.“
Ergänzend ist zu betonen, dass keiner der vier Erlasse selbständige Empfehlungen dazu 
ausspricht, welche Bauhöhen im Höchstfalle zulässig sein sollen.68 Die Bauhöhe zählt bau-
63 Niedersächsisches Ministerium für den ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, Empfehlungen zur Festlegung von Vorrang- oder Eignungsgebieten für die 
Windenergienutzung, Rundschreiben an die Träger der Regionalplanung vom 26.01.2004. 
64 Ebenda, S. 1.
65 Windkrafterlass NRW, dort unter Nr. 8.1.
66 Windkrafterlass NRW, dort unter Nr. 1
67 Windkrafterlass NRW, dort unter Nr. 5.1.
68 Den gegenteiligen Eindruck vermittelt auf den ersten Blick der schleswig-holsteinische Erlass. 
Dieser enthält ein Kapitel mit der Überschrift „Höhenbeschränkungen“. In der Sache erschöpft sich 
dieses jedoch darin, einerseits auf Grund von luftfahrtrechtlichen Bestimmungen bzw. aus militäri-
schen Gründen bestehende Bauhöhenbegrenzungen quasi nachrichtlich wiederzugeben, anderer-
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planungsrechtlich zu den Parametern des zulässigen Maßes der Bebauung. Das Maß der 
Bebauung wird typischerweise auf der unteren (konkreten) Ebene der Bauleitplanung festge-
legt, nämlich in den Bebauungsplänen (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB). Auch in den Flächen-
nutzungsplänen (und damit im Zusammenhang mit den Regelungen über Konzentrationsge-
biete für Windenergieanlagen) können Höhenfestlegungen erfolgen (vgl. § 16 Abs. 2 Nr. 4 
und § 18 der Baunutzungsverordnung – BauNVO). Solcherart Höhenbegrenzungen müssen 
jedoch im Einzelfall auf Grund der örtlichen Situation städtebaulich erforderlich sein (vgl. die 
Einleitungsformel des § 9 Abs. 1 BauGB).69 Eine allgemeine Empfehlung zur Höhenbegren-
zung in einem Windkrafterlass begegnete daher von vornherein juristischen Bedenken. Mit 
einer solchen würde die Empfehlung über die konkreten städtebaulichen Belange hinwegge-
hen. Da der Bundesgesetzgeber in § 35 BauGB nicht zum Ausdruck bringt, dass sich die 
Förderwirkung des § 35 BauGB für Windenergieanlagen ausschließlich auf Anlagen bis zu 
einer bestimmten Größe beschränkt, würde die jeweilige Landesregierung mit einer derarti-
gen Empfehlung Gefahr laufen, sich in direkten Zielkonflikt mit dem Bundesgesetz zu bege-
ben.
Allerdings sprechen die Regionalplane in Schleswig-Holstein üblicherweise Bauhöhenbe-
grenzungen von 100 Metern in Form eines raumplanungsrechtlichen Grundsatzes aus.70 Hin-
tergrund dessen ist, dass man bei Erarbeitung der Pläne gegen Ende der 1990er Jahre nicht 
mit einer Steigerung der Bauhöhen über 100 Metern rechnete. Deshalb wurden die Abwä-
gungsprozesse auf dieses Höchstmaß hin ausgerichtet.71 Die Aussagen der betreffenden Re-
gionalpläne zur Höhenbegrenzung drücken demnach nicht den raumplanerischen Willen aus, 
höhere Anlagen sollten generell unzulässig sein. Entsprechend werden die Aussagen der 
Regionalpläne durch den schleswig-holsteinischen Windenergieerlass denn auch interpre-
tiert.72 Aus juristischer Sicht ist insoweit noch zweierlei zu beachten: Zum einen sind raumpla-
nerische „Grundsätze“ im Gegensatz zu „Zielen der Raumordnung“ weder für die Aufstellung 
von Bauleitplänen (vgl. § 1 Abs. 4 BauGB)73 noch für einzelne Genehmigungsentscheidungen 
(vgl. § 35 Abs. 3 Satz 2 und 3 BauGB) verbindlich, so dass die zuständigen Stellen an sie 
nicht gebunden sind. Zum anderen wäre eine generelle, nicht aus der konkreten regionalen 
Raumsituation abgeleitete Höhenbegrenzung wegen Verstoßes gegen die gemeindliche Pla-
nungshoheit rechtswidrig.74 Vor diesem Hintergrund dürfte der schleswig-holsteinische Lan-
deserlass richtig liegen, wenn er die Rechtslage dahin interpretiert, dass die Gemeinden bei 
Entscheidung über den Erlass neuer Bauleitpläne von der raumordnerischen Zulässigkeit hö-
herer Windenergieanlagen ausgehen dürfen und die Höhenbegrenzung der Regionalpläne in 
seits bei Überschreitung von 100 Metern Bauhöhe innerhalb von Vogelzugkorridoren Einzelfallprü-
fungen zu fordern (vgl. Änderungserlass zum Windkrafterlass Schleswig-Holstein 2003, dort unter 
Pkt. 4).
69 Zum Kriterium der städtebaulichen Erforderlichkeit vgl. Löhr, in: Battis/Krautzberger/Löhr, 
BauGB, § 9 Rdnr. 4a ff.; speziell zur Höhenbegrenzung vgl. König, in: König, Roeser/Stock, 
BauNVO, § 16 Rdnr. 1 ff. sowie Fickert/Fieseler, BauNVO, § 16 Rdnr. 1 ff.
70 So die Aussage des Windkrafterlasses S-H, dort unter Nr. 1 (S. 2). 
71 Vgl. Windkrafterlass S-H, Nr. 2.1.1 (S. 5).
72 Vgl. Windkrafterlass S-H, Nr. 2.1.1 (S. 5) sowie Nr. 3.2 und 3.3 (S. 8 ff.).
73 Vgl. nur Krautzberger, in: Battis/ Krautzberger/ Löhr, BauGB, § 1 Rdnr. 32 ff. m.w.N.
74 Zutreffend Ketteler/Beckmann, Aktuelle Fragen, S. 28 f.
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den einzelnen Genehmigungsverfahren keine Rolle spielt, sofern diese nicht in eine konkrete 
Festsetzung eines Bauleitplans überführt wurde. 
Im Hinblick auf den Naturschutz finden sich in den beiden Erlassen aus Schleswig-Holstein 
und Nordrhein-Westfalen eigenständige Ausführungen. Dabei geht es insbesondere um die 
Anwendung der (landesrechtlichen) Bestimmungen des Naturschutzrechts über Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft. Den Abstandsempfehlungen 
der Erlasse kommt insofern die Funktion zu, die Eingriffswirkungen auf Schutzgüter von Natur 
und Landschaft zu vermindern.
Die beiden Erlasse enthalten darüber hinaus auch einzelne Aussagen über die Zulässigkeit 
von Windenergieanlagen innerhalb von naturschutzrechtlichen Schutzgebieten. In diesem 
Punkt gibt der schleswig-holsteinische Erlass die Rechtslage nicht ganz zutreffend wieder, 
wenn es dort heißt, in „Nationalparks, bestehenden und geplanten Naturschutzgebieten, in 
gesetzlich geschützten Biotopen, geschützten flächenhaften Landschaftsbestandteilen oder 
vergleichbaren Schutzgebieten (Artenschutzgebiete, EU-Vogelschutzgebiete u. a.) ist die Er-
richtung von Windenergieanlagen ausgeschlossen“.75 Richtig ist, dass die Errichtung von 
Windenergieanlagen in den genannten Gebieten ausgeschlossen ist, soweit sich aus der je-
weiligen konkreten Schutzregelung Entsprechendes ergibt (was in der Regel der Fall ist) und 
nach den einschlägigen Bestimmungen des Naturschutzrechts auch keine Ausnahme oder 
Befreiung in Betracht kommt (was ebenfalls in der Regel so sein dürfte). In dieser Hinsicht ist 
die nordrhein-westfälische Formulierung korrekter, in der insofern zwar plakativ von „Tabuflä-
chen“ gesprochen wird, jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen wird, dass „gesetzliche Aus-
nahmetatbestände unberührt“ bleiben.76
Rechtliche Würdigung der Abstandserlasse
Das Rechtskonstrukt der Windkrafterlasse ist nicht nur im Hinblick auf die von den zum Teil 
sehr restriktiven Abstandsempfehlungen ausgehenden Hemmniswirkungen für den weiteren 
Ausbau der Windenergie problematisch, sondern stellt sich auch aus verfassungsrechtli-
cher Sicht als außerordentlich bedenklich dar. Die im Rahmen des FuE-Vorhabens vorge-
nommene eingehende juristische Analyse77 zeigt mehrere gravierende rechtliche Problem-
punkte auf, in deren Konsequenz darüber nachgedacht werden sollte, wie den „unlauteren“ 
Beeinflussungen der zuständigen Behörden durch die Windkrafterlasse begegnet werden 
kann:
 Soweit die Windkrafterlasse den Gemeinden Empfehlungen für die Bauleitplanung ertei-
len, beeinflussen sie die Gemeinden materiellrechtlich in einem Rechtsbereich, in dem ih-
nen weder Regelungs- noch Gestaltungsbefugnisse zustehen. Die Aufgabe der Bauleit-
75 So der Wortlaut des Gemeinsamen Runderlasses der Ministerin für Natur und Umwelt, des In-
nenministers, des Ministers für Finanzen und Energie und der Ministerpräsidentin – Landespla-
nungsbehörde – vom 4. Juli 1995 (ABl. S-H S. 478, dort unter IV), der durch die Ergänzung aus 
dem Jahr 2003 (ABl. S-H 2003 S. 893) insoweit nicht modifiziert wurde.
76 Windkrafterlass NRW, dort unter Nr. 8.2.1.2.
77 Klinski, S./ Schulte, M.: Rechtlicher Handlungsbedarf und Regelungsoptionen zur Verbesserung 
des Zulassungsinstrumentariums für Windparks im Onshore-Bereich (Ergebnisbericht zum Ar-
beitskomplex „Onshore“: Rechtliche Fragen), November 2006
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planung liegt als unmittelbarer Ausfluss der durch Art. 28 Abs. 2 GG geschützten78 ge-
meindlichen Planungshoheit bei den Kommunen. Die Kommunen genießen im Rahmen 
der Bauleitplanung nach Maßgabe des insoweit abschließenden BauGB einen weitge-
henden planerischen Gestaltungsspielraum. Das BauGB respektiert die auf Art. 28 Abs. 2 
GG zurück zu führende verfassungsrechtliche gemeindliche Planungskompetenz, indem 
es die Aufgabe der Bauleitplanung ausschließlich den Gemeinden zuordnet. Landesbe-
hörden üben hinsichtlich der gemeindlichen Bauleitplanung deshalb nur die Aufgabe der 
Rechtsaufsicht (nicht der Fachaufsicht) aus (vgl. § 6 Abs. 1 und 2, § 10 Abs. 2 BauGB). 
Es ist Landesbehörden somit nicht gestattet, über die Rechtsaufsicht hinausgehend in-
haltlichen Einfluss auf die Aussagen der örtlichen Bauleitplanung zu nehmen.79 Folglich 
ist es Landesbehörden untersagt, die Kommunen im Rahmen der Bauleitplanung an be-
stimmte materiellrechtliche Vorgaben zu binden.80
 Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen im Einzelfall liegt es so, dass die zu-
ständigen Landesbehörden als abschließend konzipiertes Bundesrecht (Immissions-
schutzrecht) vollziehen. Von daher ist es den Ländern insoweit anders als hinsichtlich der 
Bauleitplanung grundsätzlich möglich, den behördlichen Vollzug durch (auch verbindliche) 
Verwaltungsvorschriften zu beeinflussen. In der Sache ist allerdings zu beachten, dass 
die für die Zulassung von Windenergieanlagen maßgebende Genehmigungsvorschrift des 
§ 6 Abs. 1 BImSchG eine Verpflichtung der Genehmigungsbehörde zur Erteilung der Ge-
nehmigung vorsieht, wenn alle Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind (sog. gebun-
dene Anlagenerlaubnis).81 Die Vorschrift räumt der Genehmigungsbehörde hinsichtlich 
der Genehmigungsvoraussetzungen keinen Beurteilungsspielraum und kein Ermes-
sen ein82, so dass übergeordnete Landesbehörden inhaltlich weder Anweisungen noch 
Empfehlungen aussprechen dürfen, die darauf hinaus laufen, eigene Maßstäbe aufzustel-
len oder einen Beurteilungs-, Gestaltungs- oder Ermessensspielraum unterstellen.
 Die maßgebenden Vorschriften des BImSchG gestatten es den zuständigen Genehmi-
gungsbehörden nicht, pauschalierte Abstandsempfehlungen zur Wohnbebauung zur 
Grundlage der Genehmigungsentscheidung zu machen. Das BImSchG enthält für die ge-
nehmigungsbedürftigen Anlagen abschließende Vorschriften über die Vermeidung unzu-
mutbarer Immissionen und die Verminderung der Emissionen nach dem Stand der Tech-
78 Grundlegend BVerfGE 36, S. 298, 310, 317 f.; dem folgend BVerwGE 81, S. 95, 106; Löhr, in: 
Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 6 Rdnr. 1; Pieroth, in: Jarass/Pieroth, GG, Art. 28 Rdnr. 13.
79 Löhr, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, § 6 Rdnr. 2 m.w.N.
80 Das übersehen Ketteler/Beckmann in ihrer für den Parlamentarischen Beratungs- und Gutach-
terdienstes des Landtages NRW erstellen Stellungnahme „Aktuelle Rechtsfragen im Zusammen-
hang mit der Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen“ vom November 2005. Sie kom-
men dort auch zu der nicht haltbaren Einstufung des Windkrafterlasses als behördenintern ver-
bindliche Verwaltungsvorschrift (S. 6). Das kann schon deshalb nicht sein, weil der Erlass selbst 
nur Empfehlungen ausspricht, keine verbindlichen Vorgaben. Im Hinblick auf die Bauleitplanung ist 
zudem zu beachten, dass die insoweit angesprochenen Kommunen im Bereich der Bauleitplanung 
nicht in einem Unterordnungsverhältnis zu den Landesbehörden stehen. Für Verwaltungsvorschrif-
ten ist jedoch prägend, dass sie von übergeordneten Verwaltungsinstanzen oder Vorgesetzten an 
nachgeordnete Behörden oder untergeordnete Dienststellen gerichtet werden (vgl. nur Ossenbühl, 
in: Isensee/Kirchhof (Hg.): Handbuch des Staatsrechts (1988), Bd. III, S. 425, 427; entsprechend 
Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 24 Rdnr. 1.).
81 Vgl. nur Jarass, BImSchG, § 6 Rdnr. 25 m.w.N. 
82 Klarstellend BVerwGE 97, S. 143, 148.
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nik (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG). Das bedeutet: Die Behörde ist gesetzlich verpflich-
tet, hinsichtlich der von Windenergieanlagen ausgehenden Störwirkungen auf die Nach-
barschaft (Geräusche, Schattenwurf, Licht), die Einhaltung des Standes der Technik zu 
fordern. Auf dieser Grundlage ist zu beurteilen, in welcher Entfernung von der Anlage 
gleichwohl noch unzumutbar hohe Immissionsbelastungen der Nachbarschaft auftreten. 
Es ist der Genehmigungsbehörde also immissionsschutzrechtlich untersagt, größere Ab-
stände als die danach im Einzelfall gebotenen zu fordern. Da nach dem Stand der Tech-
nik sehr weitreichende Minderungen der Geräusche sowie der Licht-/Schattenemissionen 
möglich sind (siehe dazu unten, Kap. 2.4.1), kann davon ausgegangen werden, dass eine 
Abstandsforderung von 1000 oder gar 1500 Metern immissionsschutzrechtlich sogar bei 
150 Meter hohen Anlagen aus Gründen des Immissionsschutzrechts meist unzulässig 
sein dürfte, weil damit eine über das Anforderungsniveau des § 5 BImSchG hinausge-
hende Forderung aufgestellt würde. Um eine genaue Einzelfallprüfung kommt die Be-
hörde immissionsschutzrechtlich folglich nicht umhin. Anderenfalls handelte sie rechtswid-
rig und setzte sich dadurch unter Umständen hohen Schadensersatzforderungen des An-
tragstellers aus. Vor diesem Hintergrund wäre es ein rechtswidriges Fehlverständnis, aus 
den Aussagen des NRW-Erlasses abzuleiten, es dürfe generell ein Abstand von 1500 
Metern gefordert werden, auch wenn der Erlass vom Duktus her einen solchen Eindruck 
vermittelt.
 Bei der Erstellung von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen müssen die Gemein-
den davon ausgehen, dass die immissionsschutzrechtlichen Anforderungen eingehalten 
werden. Sie können also höhere Abstandsforderungen als die unmittelbar immissions-
schutzrechtlich gebotenen nicht auf das Argument stützen, es müsse immissionsschutz-
rechtliche Vorsorge oder „vorbeugender Immissionsschutz“ getroffen werden.83 Zu beto-
nen ist aber auch, dass das Städtebaurecht den Gemeinden im Rahmen ihres planeri-
schen Gestaltungsspielraumes die Befugnis einräumt, bei ihren Planungsüberlegungen 
eigene städtebauliche Ziele zu verfolgen.84 Damit hat die jeweilige Gemeinde zum Bei-
spiel die Möglichkeit, in ihren Abstandsempfehlungen Rücksicht zu nehmen auf konkrete 
Überlegungen, die vorhandene Wohnbebauung in Richtung der Windenergieanlagen spä-
ter noch weiter auszudehnen. Auch etwa aus Gründen der Erhaltung eines bestimmten 
83 Missverständlich wirkt insofern das Urteil des OVG Münster vom 30.11.2001 (NVwZ 2002, 
S. 1135, 1138 f.), in dem es heißt, in Bauleitplänen geforderte Abstände könnten „ihrer Größen-
ordnung nach daran orientiert sein, dass problematische Immissionssituationen bei der Ansiedlung 
der emissionsträchtigen Anlagen generell ausgeschlossen sind, so dass man im Hinblick auf den 
gebotenen Immissionsschutz von vornherein `auf der sicheren Seite` liegt“. Das Urteil gibt damit 
(entgegen Ketteler/Beckmann, Aktuelle Rechtsfragen, S. 16 f.) nicht zu erkennen, dass in der Bau-
leitplanung andere oder strengere Maßstäbe an den Immissionsschutz angelegt werden könnten 
als die vom Immissionsschutzrecht vorgegebenen, um immissionsschutzrechtlich „auf der siche-
ren Seite“ zu liegen. Mit der Formel „auf der sicheren Seite“ beschreibt das Gericht lediglich den 
Umstand, dass Pauschalierungen vorgenommen werden dürfen, um eine dem relativ groben Plan-
raster der Flächennutzungsplanung angemessenen Maßstab zu finden und absehbare Entwick-
lungen der vorgesehenen Ansiedlungen mit zu berücksichtigen. Konsequenterweise erklärte das 
OVG Münster denn auch in einer 2005 gefällten Entscheidung die Festlegung von mit dem ge-
genüber den Anforderungen aus dem BImSchG weiterreichenden Gedanken des „vorbeugenden 
Immissionsschutzes“ begründeten Mindestabständen für rechtswidrig, weil diese nicht erforderlich 
seien, um den betreffenden Bereich ausreichend zu schützen (OVG Münster, Beschluss v. 
22.09.2005 (7 D 21/04), ZNER 2005, S. 249, 250 f., Rz. 56).
84 BVerwG, Urt. v. 17.12.2002, NVwZ 2003, S. 733, 735. Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.12.2002, NVwZ 
2003, S. 733, 735; ferner OVG NW, NVwZ 2002, S. 1135, 1138 f.
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Orts- und Landschaftsbildes, zum Schutze von Naturgütern (etwa bestimmter gefährdeter 
Arten oder Habitate) oder auf Grund von Erwägungen des Fremdenverkehrs kann sie ei-
ne entsprechende Herangehensweise wählen und größere Abstände fordern als diejeni-
gen, die sich unmittelbar aus dem Immissionsschutzrecht (oder auch dem Naturschutz-
recht) als Mindestabstände ergeben.85 Bei alledem ist die Gemeinde allerdings gehalten, 
ein in sich schlüssiges Plankonzept zu erarbeiten und dieses den entsprechenden Fest-
setzungen zugrunde zu legen.86 Sie darf folglich bei der Festlegung von Windenergie-
Konzentrationszonen einerseits und von Flächen für andere Gebietsnutzungen anderer-
seits nicht ohne konkreten Bezug pauschal von der Notwendigkeit künftiger Gebietserwei-
terungen ausgehen, sondern muss die betreffenden Festsetzungen aus konkreten städ-
tebaulichen Überlegungen herleiten. Allein die Berufung auf eine Abstandsempfehlung 
aus einem Windenergieerlass reicht hierfür nicht aus. Erst recht ist er ihr verwehrt, bei e-
xistierenden Bauleitplänen mit geringeren Abstandsfestlegungen auf Grund von Empfeh-
lungen in Windenergieerlassen die Einhaltung höherer Abstandsforderungen zu verlan-
gen.
 Für die Ebene der Regionalplanung gilt im Ergebnis das Gleiche wie für die Bauleitpla-
nung. Auch auf dieser Ebene steht den jeweiligen Planungsträgern ein relativ weiter pla-
nerischer Gestaltungsspielraum zu, der es ihnen ermöglicht, auf Basis von konkreten 
gestalterischen Überlegungen zur Raumnutzung Abstände zwischen Windenergieanlagen 
und anderen Raumnutzungen vorzusehen, die über das aktuell immissionsschutzrechtlich 
erforderliche Maß hinausgehen.87 Voraussetzung ist aber auch hier ein schlüssiges pla-
nerisches Konzept (in diesem Falle zur regionalen Raumnutzung), bei dem zu berücksich-
tigen ist, dass der Gesetzgeber die Erwartung ausgesprochen hat, dass der Windener-
gienutzung substanziell Raum zu schaffen ist.88 Im Unterschied zur Flächennutzungpla-
nung ist der Plangeber bei Regionalplänen aber nicht grundsätzlich daran gehindert, die 
Errichtung von Windenergieanlagen für einzelne Gemeinden vollständig auszuschlie-
ßen.89 Die Planungsträger dürfen auch im Rahmen der Regionalplanung nicht unter Beru-
fung auf die Empfehlungen aus Windkrafterlassen schlicht davon ausgehen, dass gene-
rell die dort genannten Abstände festgelegt werden müssten oder dürften.
2.3.6 Finanzielle Ansiedlungsanreize der Kommunen 
Zu den wesentlichen Antriebsfaktoren für die Ansiedlung von Windenergieanlagen auf der lo-
kalen Ebene zählt die Aussicht auf Einnahmen der Gemeinde aus der Gewerbesteuer. Ohne 
diese wäre die Entwicklung in den letzten Jahren vermutlich mancherorts anders verlaufen. 
Einer Untersuchung der Prognos AG zufolge betrugen die auf den Betrieb von Windenergie-
anlagen (ohne Herstellung und Zulieferung) zurückzuführenden Gewerbesteuereinnahmen 
85 Zutreffend Windenergieerlass S-H, Pkt. 3.2 (S. 8). Im gleichen Sinne, aber etwas missverständ-
lich formuliert OVG NW, NVwZ 2002, S. 1135, 1138 f.
86 Vgl. BVerwG, Urt. v. 17.12.2002, NVwZ 2003, S. 733, 735. Vgl. zum Ganzen auch Stüer/Stüer, 
NuR 2004, S. 341, 341 ff. 
87 Ausdrücklich in diesem Sinne OVG Lüneburg, Urt. v. 28.10.2004, ZUR 2005, S. 156, 160.
88 Vgl. BVerwG, Urteile v. 13.03.2003 (4 C 03.02 sowie 4 C 04.02), ZNER 2003, S. 241. 
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der Gemeinden in den norddeutschen Bundesländern (Niedersachsen, Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Bremen) im Jahr 2004 etwa 16 Mio. €. Für 2009 
wird eine Verdoppelung auf ca. 32Mio. € erwartet.90 Für die norddeutschen Kommunen ma-
chen die Gewerbesteuerzahlungen der Windanlagenbetreiber etwa 5 % der gesamten Ge-
werbesteuereinnahmen aus. In einzelnen Gemeinden, die durch besonders hohe Aktivitäten 
der Windenergieindustrie (dies schließt Windparks, Serviceunternehmer, Hersteller und Pla-
ner ein) gekennzeichnet sind, betragen die Gewerbesteuereinnahmen bis zu 45 % der insge-
samt an die Kommune abgeführten Gewerbesteuerzahlungen.91
Aus gemeindlicher Sicht stellt sich die Gewerbesteuer dennoch nicht in jeder Hinsicht als ein 
attraktives Anreizinstrument für die Ansiedlung von Windenergieanlagen im Gemeindegebiet 
dar. Denn die strukturell in Abhängigkeit von der Einkommens- bzw. Kapitalertragsbesteue-
rung stehenden Gewerbesteuereinnahmen fließen typischerweise erst, wenn die Anlagen in 
die Gewinnzone gelangen. Die ersten Betriebsjahre bringen der Gemeinde in der Regel da-
her keine zusätzlichen Gewerbesteuereinnahmen. Besonders deutlich sind die zeitlichen Ver-
schiebungen auf Grund verschiedener steuerlicher Regelungen bei Windkraftfonds (siehe da-
zu beispielhaft die nachfolgende Abbildung). während es bei Anlagen in Einzelbetreiberschaft 
und sog. Bürgerwindparks typischerweise schon recht früh (nach 2 bis 3 Jahren) zu Gewer-
besteuereinnahmen kommt. Erheblich größer dürfte die Anreizwirkung sein, wenn es zu einer 
gleichmäßigeren Aufkommensverteilung über die Jahre käme. 
Abb. 9: Typische Entwicklung der Gewerbesteuerzahlung eines Windparks bei Fondsfinanzierung 
(Quelle: Prognos)92
89 Vgl. BVerwG, Urt. v. 13.03.2003 (4 C 04.02), ZNER 2003, S. 241 (Ls.). 
90 Prognos AG: Windenergienutzung in Norddeutschland – Abschätzung der Gewerbesteuerein-
nahmen, Berlin 2006, S. 43.
91 Prognos, a.a.O. S. 43.
92 Prognos, a.a.O. S. 44.
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Das Repowering von Altanlagen dürfte vielen Gemeinden aus gewerbesteuerlicher Sicht we-
nig interessant erscheinen, da es so dazu kommen kann, dass die Gemeinde wegen der 
neuerlichen Aufnahme einer Investition ihre für die Altanlage erwarteten Steuereinnahmen 
nicht mehr realisieren kann. Noch ungünstiger stellt sich dies dar, wenn das Repowering-
Vorhaben anderenorts verwirklicht wird. 
Die Vereinnahmung weiterer Mittel auf Grund vertraglicher Vereinbarungen mit den Investo-
ren ist den Gemeinden nur unter sehr engen Bedingungen möglich. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts sind Abreden über Geldzahlungen an die Gemeinde 
im Zusammenhang mit städtebaulichen Verträgen zur Ansiedlung von gewerblichen Anlagen 
nur zulässig, soweit die Einnahmen für Zwecke verwendet werden, die mit den Aufwendun-
gen der Gemeinde für die Ansiedlung des Vorhabens im Zusammenhang stehen.93 Diese 
Rechtsprechung schränkt die Möglichkeiten zum Abschluss von Vereinbarungen über Geld-
zahlungen an die Gemeinde aus Anlass der Ansiedlung von Windenergieanlagen in weitem 
Umfang ein. Insofern ist auch zu bedenken, dass die an Vereinbarungen über Geldzahlungen 
verantwortlich beteiligten Personen (im Falle eines nicht hinreichenden Sachzusammenhangs 
mit der öffentlichen Leistung) ein strafrechtliches Risiko zu gewärtigen haben, da die Straftat-
bestände der sog. Amtsdelikte (Bestechlichkeit/ Bestechung, Vorteilsannahme/ Vorteilsge-
währung, vgl. §§ 330 ff. StGB) nach der jüngsten Strafrechtsreform grundsätzlich auch grei-
fen können, wenn die eingenommenen Gelder Dritten (z.B. der Gemeinde) zugute kommen. 
In der Rechtsprechung wird der Anwendungskreis der betreffenden Regelungen mitunter 
recht weit ausgelegt.94
93 Grundlegend BVerwG, Urt. v. 16.05.2000 (4 C 4/99 ), NVwZ 2000, S. 1285.
94 Vgl. den Beschluss des LG Stade v. 28.01.2005 (12 Qs 153/04), der die Strafbarkeit in einem 
solchen Fall nur verneinte, weil die betreffenden Personen etwa ein Jahr nach der Strafrechtsre-
form noch im Verbotsirrtum gehandelt hatten.
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2.4 Ansätze zur Problemlösung und Strategiegestaltung
2.4.1 Technische Problembewältigungsbeiträge
2.4.1.1 Minderung von Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes
Die visuelle Beeinflussung des Landschaftsbildes steht häufig im Vordergrund von Akzep-
tanzproblemen. Die Weiterentwicklung der Technik hin zu leistungsstarken Großanlagen führt 
angesichts der Höhe der Anlagen und der damit verbundenen größeren Fernsichtbarkeit zwar 
einerseits zu neuen Herausforderungen, bringt aber zugleich auch die Möglichkeit mit sich, 
die Anzahl der Anlagen wesentlich zu vermindern und dadurch auch die in Anspruch genom-
menen Flächen insgesamt zu reduzieren. Bei sorgfältiger Standortauswahl und landschafts-
gerechter Konfiguration kann erwartet werden, dass sich die wahrzunehmenden landschaftli-
chen Beeinträchtigungen in der Summe trotz größerer Energieausbeute verringern, wenn es 
zu einem Abbau von Einzelanlagen und kleineren Windparks in Streulagen kommt.
Die wahrgenommene Störwirkung moderner Windenergieanlagen ist auch deshalb weniger 
groß als die älterer Bautypen, weil die technische Entwicklung zu einer Reduzierung der Ro-
tordrehzahl geführt hat. Während Windenergieanlagen der 500 kW-Klasse noch Rotordreh-
zahlen von bis zu 40 U/min aufwiesen, liegen die Rotordrehzahlen moderner Anlagen mit ei-
ner installierten Leistung zwischen 2 und 3 MW nur noch zwischen maximal 15 und 20 U/min. 
Moderne WEA werden zudem üblicherweise drehzahlvariabel betrieben, so dass die Dreh-
zahl von der Höhe der Windgeschwindigkeit abhängt und das Drehzahlmaximum nur bei er-
reichter Nennleistung der Anlagen auftritt. Bei eher niedrigen Windgeschwindigkeiten liegen 
die Drehzahlen moderner Anlagen zwischen gemäßigten 6 und 10 U/min. Bei Anlagen der 
5 MW-Klasse liegen sogar die maximalen Drehzahlen lediglich zwischen 10 und 12 U/min.
Ob und inwieweit die Errichtung von größeren Anlagen im Falle des Repowering tatsächlich 
im Ergebnis zu einer Minderung von Störwirkungen auf das Landschaftsbild führen, hängt von 
den situativen Bedingungen des Einzelfalls ab. Ein Austausch von kleineren Altanlagen durch 
moderne Aggregate führt nicht zwangsläufig zu Verbesserungen des visuellen Gesamtbildes, 
sondern kann in Einzelfällen durchaus auch mit weiterreichenden Störwirkungen verbunden 
sein. Deshalb ist es wichtig, im Rahmen der Planung gründliche Recherchen anzustellen, um 
die zu erwartenden visuellen Wirkungen im Vorhinein zutreffend beurteilen und auf dieser 
Grundlage zu landschaftsästhetisch und städtebaulich adäquaten Einzelfalllösungen kommen 
zu können. Besonders gut eignet sich hierfür der Einsatz von computertechnischen Visuali-
sierungsmodulen, die es erlauben, die Auswirkungen verschiedener Anlagentypen und Konfi-
gurationen optisch zu simulieren.
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Ein Beispiel hierfür zeigt die nachstehende Bildfolge:
Abb. 10 (Bild 1): Bestehender Windpark mit 23 Anlagen (im sichtbaren Bereich: 16 Anlagen) vom 
Typ Enercon E-40 mit folgenden Daten: Anlagenhöhe 79 Meter, Leistung jeweils 0,6 MW, kumu-
lierte Leistung 13,8 MW.
Abb. 11 (Bild 2): Repowerter Windpark an gleicher Stelle mit 11 Anlagen vom Typ Enercon E-70: 
Anlagenhöhe 100 Meter, Leistung jeweils 2 MW, kumulierte Leistung 22 MW.
Abb. 12 (Bild 3): Repowerter Windpark mit 7 Anlagen vom Typ Vestas V-90: Anlagenhöhe 150 
Meter, Leistung jeweils 3 MW, kumulierte Gesamtleistung 21 MW.  
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2.4.1.2 Minderung der Auswirkungen auf Vögel und Fledermäuse
Die technischen Möglichkeiten zur Minderung der Eingriffe bei Bau und Betrieb von Wind-
energieanlagen sind begrenzt. Der Wahl der Standorte kommt insofern die weit größere Be-
deutung zu. 
Bei der Untersuchung der Auswirkungen einer Windenergieplanung auf Natur und Landschaft 
sollte insbesondere geprüft werden, ob der Standort eine besondere Bedeutung für empfindli-
che Vogelarten oder Fledermäuse hat. Bei Vögeln kann dies der Fall sein, wenn ein Standort 
in der Nähe bedeutender Rastgewässer oder auf Bergrücken geplant wird. Bei Fledermäusen 
ist insbesondere auf die Nähe zu Wäldern und Gehölzen zu achten. Beim Bau größerer 
Windparks kann die Ausrichtung der Parks zur Hauptrichtung des Vogelzugs oder zu anderen 
Flugrouten berücksichtigt werden. Bei der Hindernisbefeuerung der Windparks ist es sinnvoll, 
die geringstmögliche Befeuerung zu wählen und diese möglichst nur im Bedarfsfall über 
Transponder einzuschalten. Über die Wirkung der Beleuchtung auf den nächtlichen Vogelzug 
an Land ist zwar wenig bekannt, jedoch lassen die vorliegenden Untersuchungen es als mög-
lich erscheinen, dass dies den Vogelschlag bei bestimmten Bedingungen verstärken kann. 
Insbesondere von hellen und isolierten Lichtquellen kann bei bestimmten Wetterlagen eine 
anziehende Wirkung auf nachtziehende Vögel ausgehen, wie zahlreiche Studien an beleuch-
teten Einrichtungen insbesondere in den USA gezeigt haben. Amerikanische Studien wiesen 
weiterhin auf eine besondere Gefährdung von Greifvögeln bei Gittermasten hin, die als An-
sitzwarte genutzt werden. Da Gittermasten in Deutschland bislang nur vereinzelt errichtet 
wurden, besteht hier bislang kein genereller Handlungsbedarf bezüglich der Möglichkeiten zur 
Eingriffsminderung.
Technische Möglichkeiten zur Vermeidung von Kollisionen von Vögeln sind bereits verschie-
dentlich ohne großen Erfolg erprobt worden95. Insbesondere hinsichtlich der Kollisionen von 
Greifvögeln und anderen Rastvögeln in den Windparks erscheinen jedoch weitere experimen-
telle Untersuchungen sinnvoll, in denen die Wahrnehmbarkeit der Anlagen für Vögel durch 
verschiedenartige Kennzeichnungen der Rotorblätter näher betrachtet wird.
Zur Vermeidung von Kollisionen besteht weiterhin die Möglichkeit, die Attraktivität der Wind-
parkfläche für gefährdete Vogelarten hinsichtlich der Vegetationsstruktur u. a. zu verändern. 
Dies kann vor allem hinsichtlich von Greifvögeln wie dem Roten Milan von Bedeutung sein, 
für den angenommen wird, dass die Kollisionen erfolgen, wenn die Vögel auf Beuteflug in die 
Windparks gelangen. Hier sollte insbesondere auf die Anlage von Ausgleichsflächen inner-
halb von Windparks vermieden werden, die ein höheres Nahrungsangebot versprechen und 
damit eine anziehende Wirkung auf Greifvögel ausüben können.
Weitere technische Möglichkeiten zur Eingriffsminderung bestehen bei weiteren mit der Er-
richtung von Windenergieanlagen verbundenen Installationen, vor allem der Netzanbindung 
der Windparks. Hier ist Erdkabeln eindeutig der Vorzug gegenüber Freileitungen zu geben. 
Kollisionen von Vögeln an Freileitungen erfolgen weit häufiger als an Windenergieanlagen, so 
dass der Ersatz von Freileitungen durch Erdkabel aus fachlicher Sicht sogar als geeignete 
Kompensation zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und Landschaft durch die Errichtung von 
Windenergieanlagen begriffen werden kann. Insbesondere an kritischen Stellen wie der Que-
95 Vgl. Hötker et al. 2004.
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rung von Flüssen, die als Leitlinie im Vogelzug dienen, oder in der Nähe bedeutender Rast-
plätze kann der Vogelschlag mit der Verkabelung von Freileitungen reduziert werden. Es wird 
empfohlen, insbesondere bei dem anstehenden Ausbau der Stromnetze zur Ableitung von 
Windstrom aus den Küstenregionen, Erdkabel zu verwenden und bestehende Freileitungen, 
wo dies möglich und naturschutzfachlich bedeutsam ist, in Erdkabel umzubauen.
Zur Vermeidung von Kollisionen von Fledermäusen erscheint die Abschaltung von Windener-
gieanlagen zu Zeiten, in denen eine erhöhte Kollisionsgefahr besteht, als ein Erfolg verspre-
chender Weg, um Problemstandorte zu entschärfen. Da die Kollisionsgefahren tages- und 
jahreszeitlich recht gut eingrenzbar und zudem in erster Linie auf Zeiten mit niedrigen Wind-
geschwindigkeiten beschränkt sind, sollten die diesbezüglichen Möglichkeiten weiter unter-
sucht und fortentwickelt werden. Insofern ist weiterer Forschungsbedarf zu konstatieren, um 
eine möglichst hohe Effizienz von Minderungsmaßnahmen zu erreichen.
2.4.1.3 Minderung der Immissionen in der Nachbarschaft 
Schattenwurf
Um die Belästigungswirkungen des Rhythmischen Schattenwurfs in der unmittelbaren Umge-
bung der Anlagen auf ein zumutbares Maß zu reduzieren, werden Anlagen an empfindlichen 
Standorten heute mit technisch ausgereiften so genannten Abschaltmodulen ausgerüstet. Die 
elektronischen Module reagieren windrichtungsabhängig und in Abhängigkeit vom Son-
nenstand und schalten die Windenergieanlagen ab, sobald die nach der üblicherweise heran-
gezogenen sog. Schattenwurf-Richtlinie des LAI einzuhaltenden Schattenwurfzeiten an den 
benachbarten Wohngebäuden überschritten werden (siehe dazu bereits oben, Kap. 2.3.5.3). 
Derartige Schattenwurfmodule werden heutzutage praktisch von allen Windenergieanlagen-
herstellern angeboten und arbeiten sehr zuverlässig. Sie können als Stand der Technik be-
trachtet werden. Ihr Einsatz ist allerdings nicht in jedem Falle notwendig, sondern nur dort, wo 
sich bestimmte Sensibilitäten der Nachbarschaftssituation ergeben. Zur Feststellung bedarf 
es im Rahmen der Genehmigungsverfahren genauerer Simulationsuntersuchungen. 
Für die Planung der Windparks muss der Einsatz von Schattenwurfmodulen auch in Bezug 
auf die Wirtschaftlichkeit berücksichtigt werden. Nach internen Abschätzungen der deutschen 
WindGuard kann davon ausgegangen werden, dass die Verwendung von Abschaltmodulen 
für den Anlagenbetreiber zu einer Einbuße von bis zu ca. 1 % des jährlichen Energieertrages 
führen kann. 
Schallimmissionen
Im Bereich der Reduzierung der Schallemissionen konnten in den vergangenen Jahren auf-
grund intensiver Forschungs- und Entwicklungsarbeit deutliche Fortschritte erzielt werden. 
Neben Maßnahmen zur akustischen Entkopplung des Triebstrangs der Anlagen vom Maschi-
nenträger wurden insbesondere bei der Rotorblattentwicklung wesentliche akustische Opti-
mierungen erreicht; mit weiteren Optimierungen ist in den kommenden Jahren zu rechnen. 
Komponenten wie Getriebe und Generatoren weisen inzwischen nur noch eine vergleichs-
weise geringe Tonhaltigkeit auf.
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Im Gegensatz zu anderen industriellen Anlagen sind die Schallemissionen von Windenergie-
anlagen nicht zu jedem Zeitpunkt des Betriebs identisch, da sie stark von der jeweiligen 
Windgeschwindigkeit und der Windrichtung abhängig sind. Vor diesem Hintergrund gab es in 
den vergangenen Jahren intensive – und erfolgreiche – Bemühungen um die Entwicklung von 
Techniken, mit denen es möglich ist, den Betrieb so auszurichten, dass hohe Schallleistungs-
kurven in geräuschempfindlichen Nahbereichen und zu geräuschempfindlichen Zeiten ver-
mieden werden können. 
Durch eine Reduzierung der Drehzahl einer Windenergieanlage ist es möglich, den Schall-
leistungspegel der Anlage insgesamt zu senken. Diese – insbesondere für den Nachtbetrieb 
wichtige – Möglichkeit besteht allerdings nur bei so genannten drehzahlvariablen Anlagen, bei 
denen der Rotor der Anlage nicht direkt gekoppelt zur Netzfrequenz betrieben wird. Beson-
ders bei Anlagen früherer Generationen ist es nicht möglich, eine entsprechende Absenkung 
des Schallleistungspegels durch die Reduzierung der Rotordrehzahl zu erreichen. Die heute 
und zukünftig eingesetzten Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 1,5 MW sind 
jedoch üblicherweise mit der notwendigen Technik ausgestattet. 
Modernere Windenergieanlagen verfügen darüber hinaus über die Möglichkeit, den Einsatz 
reduzierter Schallleistungskurven nach der Windrichtung zu variieren. So kann erreicht wer-
den, dass die Schallimmissionen in bestimmten Siedlungsgebieten, in denen erhöhte Anfor-
derungen bestehen, auch dann unterhalb der geforderten Grenzwerten gehalten werden, 
wenn aufgrund der aktuellen Windrichtung eine Schallausbreitung an sich genau in Richtung 
des betreffenden Siedlungsgebietes erfolgt. Kommt der Wind jedoch aus der Richtung des 
„kritischen“ Siedlungsgebietes, erfolgt die größte Schallausbreitung der Windenergieanlagen 
in die entgegen gesetzte Richtung, so dass ein Betrieb mit reduzierter Schallleistungskurve 
nicht erforderlich ist. 
Ähnlich wie bei dem Einsatz von Schattenwurfmodulen muss der Betreiber allerdings gewisse 
Einbußen im Energieertrag der Anlagen hinnehmen. 
Höhenbefeuerung
Die negativen Wirkungen der aus Gründen der Sicherheit der Luftfahrt bei Anlagen mit einer 
Gesamthöhe von 100 oder mehr Metern generell vorgeschriebenen Befeuerung von Wind-
energieanlagen auf die Nachbarschaft lassen sich durch technische Hilfsmittel deutlich redu-
zieren, aber nicht völlig vermeiden. Technisch bieten sich mehrere Optionen an:96
 Eine wichtige, in der Praxis bereits teilweise übliche Methode zur Minimierung der Ein-
flüsse einer Anlagenbefeuerung ist die Reduzierung der Lichtstärke. So kann die Licht-
stärke der Befeuerungsanlagen am Tage sowie in der Nacht um 70 % bzw. 90 % redu-
ziert werden, wenn die Sichtweite mehr als 5 bzw. 10 km beträgt. 
 Die möglicherweise einfachste Reduktionsmaßnahme ist die Abschirmung der Befeue-
rung nach unten. Durch diese Methode wird eine Ausbreitung des Lichts nach unten ver-
hindert (siehe hierzu auch Kap. 2.4.1.2). Solcherart Abschirmungselemente sind am 
Markt verfügbar und können ohne großen Aufwand eingesetzt werden. Die Abschirmung 
96 Siehe zum Ganzen Helfenrath, Klaus: Kennzeichnung von Windenergieanlagen [Download un-
ter http://www.honeywell.de/airportsystems/download/Fachbeitrag.pdf].
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nach unten ist als isolierte Maßnahme zwar aus der Perspektive des Vogelschutzes we-
nig nützlich. Andererseits bietet sie aus dem Blickwinkel der Luftfahrtsicherheit den be-
sonderen Vorteil, dass durch die Reflektoren in der Befeuerungsanlage die gesamte 
Lichtausbeute für die Wahrnehmung des Piloten eines betroffenen Luftfahrzeuges zur 
Verfügung steht. Die Abschirmung der Leuchtmittel stellt bei alledem an die Qualität der 
Produkte hohe Anforderungen, da Konstruktion und Betrieb solcher Befeuerungsanlagen 
hohen Haltbarkeits- und Zuverlässigkeitsansprüchen genügen müssen. 
 Landschaftsbild und Anwohner werden zudem weniger belastet, wenn die Befeuerung 
mehrerer nahe beieinander stehenden Anlagen synchronisiert betrieben wird (d.h. die Blit-
ze der Feuerung finden im gesamten Bereich mit einem einheitlichen Taktschlag statt). 
Für den Betrachter wird hierdurch ein einheitlicheres Bild geschaffen, wodurch das Stör-
empfinden entlastet wird. 
Die letztgenannten zwei Lösungswege sind auf Grundlage der AVV Luftfahrtkennzeichnung 
ohne weiteres realisierbar, die erste (Reduzierung der Lichtstärke) nur im Wege der luftfahrt-
rechtlichen Ausnahmegenehmigung. Offenbar neigt man jedoch mancherorts in der Geneh-
migungspraxis dazu, statt eine konsequente Ausschöpfung der technischen Möglichkeiten zur 
Belästigungsminderung zu fordern – wie es immissionsschutzrechtlich geboten ist (siehe da-
zu oben, Kap. 2.3.5.4) – eine pauschale Höhenbegrenzung vorzusehen. 
Technisch möglich ist außerdem der Einsatz von so genannten Transpondern, welche selbst 
über Radareinrichtungen die Signale sich nähernder Luftfahrzeugen empfangen und dadurch 
die Befeuerung der Windenergieanlagen lediglich bei Bedarf einschalten. Auf diese technisch 
sehr elegante Weise werden die Einschaltdauern der Befeuerungsanlagen auf ein Minimum 
reduziert. Speziell für den Schutz von Vögel und Fledermäusen erscheint der Einsatz von 
Transpondern zumindest in sensiblen Gebieten gleichwohl bevorzugenswert, Aus dem Blick-
winkel der Luftfahrtsicherheit stellt sich insofern jedoch als nachteilig dar, dass nicht sämtliche 
Luftfahrzeuge mit dem entsprechenden Equipment ausgestattet sind. Insbesondere Hub-
schraubern, welche typischerweise eher in niedrigeren Höhen fliegen, fehlt die Ausrüstung 
häufig.97
2.4.2 Planerische Problembewältigungsbeiträge
2.4.2.1 „Aufräumen der Landschaft“ und Förderung des Repowering durch 
Wahrnehmung vorhandener Spielräume des Planungsrechts
Eine breiter angelegte Strategie des Aufräumens der Landschaft und des Repowering setzt, 
sofern in den jeweiligen Planungsräumen keine ausreichenden Flächen innerhalb von Kon-
zentrationsgebieten mehr verfügbar sind, die Inanspruchnahme zusätzlicher geeigneter Flä-
chen voraus. Hierzu stehen den Gemeinden die üblichen Planungsinstrumente des BauGB 
zur Verfügung, wobei ggf. die (unter Umständen einschränkenden) Zielfestlegungen des je-
97 Vgl. Helfenrath, ebenda; ferner Enova Energiesysteme GmbH & Co KG: Politik in Wartestellung: 
Kommt das ‚RROP’? Pressemeldung vom 3. Februar 2006 [Siehe unter 
http://www.enova.de/ccms/index.php3?hid=036 (Zugriff: 31.08.2006)].
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weils einschlägigen Regionalplans zu beachten sind. Auf der Regionalplanungsebene ist den 
jeweils zuständigen Institutionen ein entsprechendes Vorgehen möglich. 
Soweit der örtliche bzw. regionale Plangeber über die bisherige Flächenplanung hinausge-
hend Gebiete für die Windenergie reservieren möchte, ist er darin unter Beachtung vorrangi-
ger Planvorgaben grundsätzlich frei. Dabei steht den Gemeinden unterhalb der Regionalpla-
nungsebene auch die Aufnahme gemeinsamer übergemeindlicher Planungen in interkom-
munaler Zusammenarbeit offen (vgl. §§ 203-205 BauGB). 
Für die regionale Steuerung der Standortplanung von Repowering-Vorhaben stellen die viel-
fältigen denkbaren Formen der interkommunalen Zusammenarbeit für sich genommen einen 
gut brauchbaren Rahmen zur Verfügung, mit dem es möglich ist, insbesondere für Windparks 
mit sehr großen Anlagen den kleinteiligen Bezugsraum der Einzelgemeinde zu überwinden. 
Allerdings werden die Spielräume freiwilliger Formen der interkommunalen Zusammenarbeit 
in der Praxis eher zurückhaltend genutzt.98 Abgesehen von allgemeinen Hemmnissen ver-
schiedener Art99 dürfte im Bereich der Standortplanung von Windenergieanlagen eine we-
sentliche Rolle spielen, dass die Einnahmen aus der Gewerbesteuer mit im Zentrum des 
gemeindlichen Motivationsbündels zur Ansiedlung von Windenergieanlagen stehen. Eine ü-
bergemeindliche Festlegung bestimmter Standorte für Windenergieanlagen setzt deshalb die 
Bereitschaft zum Abschluss von ergänzenden Vereinbarungen über den zwischengemeindli-
chen Finanzausgleich voraus. 
Das Problem der Aufteilung der Gewerbesteuereinnahmen stellt sich allerdings auch im 
Rahmen der Regionalplanung. Da weder das Gewerbesteuerrecht noch die Gesetze des 
Landesplanungsrechts einen steuerlichen Einnahmeausgleich für Fälle der übergemeindli-
chen Standortfestlegung kennen, entsteht im Hinblick auf regionalplanerische Festlegungen 
eine Konkurrenzlage zwischen den Gemeinden, die der Wahrnehmung regionalplanerischer 
Instrumente hinderlich sein kann – jedenfalls wenn es nicht gelingt, die betroffenen Gemein-
den zu einer interkommunalen Absprache über die Aufteilung der Gewerbesteuereinnahmen 
zu bewegen. 
Eine weitergehende Frage ist, wie es denjenigen Gemeinden100, die von sich aus beabsichti-
gen, allein oder im interkommunalen Zusammenwirken zusätzliche Standorte für Repowering-
Vorhaben auszuweisen, gelingen kann, die Nutzung der neu ausgewiesenen Standorte ge-
zielt für Vorhaben des Ersatzes alter durch neue Anlagen zu sichern. Allein durch Festlegun-
gen in Flächennutzungsplänen oder in „normalen“ Bebauungsplänen ist das nicht möglich. 
Denn hinsichtlich der Festsetzungsmöglichkeiten in Bebauungsplänen sind die Gemeinden 
an den als abschließend konzipierten Katalog des § 9 Abs. 1 BauGB sowie an die ergänzen-
den Bestimmungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO)101 gebunden,102 die für entspre-
98 Vgl. Schmidt-Eichstaedt, Gerd: Regionaler Flächennutzungsplan, in: ARL: Regionaler Flächen-
nutzungsplan, Hannover 2000 S. 8 f. 
99 Vgl. Gawron, Thomas: Reduzierte Flächeninanspruchnahme durch interkommunale Kooperati-
on, UFZ-Bericht 25/2004, S. 57 ff.
100 Auf der Ebene der Regionalplanung scheidet eine Knüpfung von Standortausweisungen an das 
Repowering nach bestehender Rechtslage generell aus. 
101 Diese geben u. a. die Möglichkeit, Sondergebiete (SO) für Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien festzusetzen (vgl. § 11 Abs. 2 BauNVO). Vgl. zur Sondergebietsfestsetzung Fickert/ Fie-
seler: BauNVO, § 11 Rdnr. 1 ff.
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chende Planinhalte keinen Raum geben. Demgegenüber trägt der Katalog der Auswei-
sungsmöglichkeiten aus § 5 Abs. 2 BauGB für Flächennutzungspläne zwar nur beispielhaften 
Charakter; jedoch ist es der Gemeinde verwehrt, dort etwas darzustellen, das auf der unteren 
Ebene der konkreten Bauleitplanung nicht ebenfalls darstellbar ist.103
Den Gemeinden und Gemeindeverbänden stehen jedoch auf Grundlage der §§ 11 und 12 
BauGB sowie im Rahmen privatrechtlicher Grundstücksverträge einige zusätzliche Steue-
rungsinstrumente zur Verfügung, die ihnen gewisse Spielräume dafür bieten, im Planungs-
prozess mit bestimmten Investoren zu kooperieren und auf diese Weise eine vertragliche 
Verknüpfung zwischen der Aufgabe alter und der ermöglichten Nutzung neuer Standorte 
durch die betreffenden Investoren herzustellen:104
 Mit Hilfe von städtebaulichen Verträgen können Investoren nach Maßgabe von § 11 
BauGB daran gebunden werden, als Gegenleistung für die planungsrechtliche Einräu-
mung von Möglichkeiten der Grundstücksnutzung bestimmte Aufgaben und Kosten der 
Planung und Durchführung städtebaulicher Maßnahmen zu übernehmen. Auf diesem 
„Umweg“ besteht die Möglichkeit, im Speziellen auch die Aufnahme von Repowering-
Vorhaben zu steuern. Voraussetzung ist, dass es der Gemeinde oder dem gemeindlichen 
Zusammenschluss gelingt, entsprechende Vereinbarungen mit den Betreibern der betref-
fenden Altanlagen auf den Weg zu bringen. Diese müssten sich in dem städtebaulichen 
Vertrag unter anderem zur Aufgabe bestimmter bestehender Standorte bzw. zum Rück-
bau der betreffenden Anlagen verpflichten.105
 Noch enger können gemeindliche und private Kooperation über den Weg vorhabenbezo-
gener Bebauungspläne miteinander verzahnt werden.106 Nach Maßgabe des § 12 BauGB 
(„Vorhaben- und Erschließungsplan“) können die Gemeinden durch einen vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben regeln, wenn der Vorhabenträger 
(Investor) sich zur Durchführung der betreffenden Vorhaben und zur Tragung von Pla-
nungs- und Erschließungskosten verpflichtet. Interessant ist diese Variante vor allem 
deshalb, weil die Gemeinde hinsichtlich der näheren Bestimmungen über die Zulässigkeit 
von Vorhaben in diesem Falle ausnahmsweise nicht an die engen Festsetzungskatego-
rien des § 9 BauGB und der BauNVO gebunden sind (ausdrücklich § 12 Abs. 1 Satz 2 
BauGB)107. Es lässt sich mittels vorhabenbezogener Bebauungspläne somit in Planform 
absichern, dass die Grundstücksnutzung an die Aufgabe bestimmter Altstandorte gebun-
den ist. 
102 BVerwG NVwZ 1995, S. 696, 697.
103 Vgl. Löhr, in: Battis / Krautzberger/ Löhr: BauGB, § 5 Rdnr. 11.
104 Einen umfassenden Überblick über die verschiedenen Arten und Inhalte städtebaulicher Ver-
träge gibt Birk: Städtebauliche Verträge, 4. Aufl. 2002.
105 Vgl. zu den verschiedenartigen Regelungsmöglichkeiten in städtebaulichen Verträgen Löhr, in: 
Battis / Krautzberger/ Löhr: BauGB, § 11 Rdnrn. 5 ff..
106 Einen Überblick über die einzelnen Charakteristika des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
gibt der Muster-Einführungserlass der Fachkommission Städtebau der ARGEBAU zur Neurege-
lung des Vorhabens- und Erschließungsplans 1998, abgedruckt bei Krautzberger, in: Ernst/ Zink-
ahn/ Bielenberg/ Krautzberger, BauGB, § 12 Rdnr. 21. Umfassend zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Schliepkorte: Der Vorhaben- und Erschließungsplan, 2. Aufl. Bonn 1998. 
107 Vgl. nur Löhr, in: Battis / Krautzberger/ Löhr: BauGB, § 12 Rdnrn. 3 und 23 ff.
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 Auf privatrechtlicher Ebene ist es den Gemeinden nicht verwehrt, den Verkauf oder die 
Verpachtung gemeindeeigner Grundstücke an bestimmte Bebauungsprojekte zu koppeln. 
Die Gemeinden können für die Nutzung gemeindeeigener Grundstücke Verträge ab-
schließen, die speziell auf die Nutzung für Repowering-Vorhaben zugeschnitten und an 
die Aufgabe von Altstandorten gebunden sind. Im Rahmen ihrer Grundstückspolitik kön-
nen sie geeignete Grundstücke auch selbst erwerben und später an die Windparkbetrei-
ber weiter veräußern bzw. entsprechende Nutzungsverträge abschließen.
Die praktische Wahrnehmung dieser Möglichkeiten hängt jedoch in allen (auch kombinierba-
ren) Varianten davon ab, dass sowohl auf Seiten der Gemeinde als auch bei den Betreibern 
der Altstandorte ein hinreichend tragfähiger Wille zur Kooperation besteht. Auf Betreiberseite 
erfordert dieser Weg außerdem, dass es gelingt, intern (d.h. unter den Einzelbetreibern der 
Altstandorte) die Voraussetzungen für die gemeinsame praktische Durchführung des vertrag-
lich zu Vereinbarenden zu schaffen. 
2.4.2.2 Ambitionierte Wahrnehmung übergemeindlicher Planungsspielräume
Konzentrationszonen, die als Grundlage ihrer Bemessung nur die Möglichkeiten einer einzi-
gen Gemeinde nutzen, sind häufig zu klein, um für den weiteren Ausbau der Windenergienut-
zung im Sinne einer „Bereinigung der Streustandorte“ und einer umfassenden Strategie der 
Kapazitätssteigerung durch Repowering ausreichende Entwicklungspotenziale zu eröffnen. 
Unter Gesichtspunkten der räumlichen Ordnung im Sinne einer „Umweltstrategie“ erscheint 
es demgegenüber sinnvoll, verstärkt von den übergemeindlichen Steuerungsmöglichkeiten 
Gebrauch zu machen, um auf regionaler Ebene das räumliche Prinzip der „dezentralen Kon-
zentration auf hohem Niveau“ zum Tragen zu bringen. Hierzu stehen grundsätzlich zwei 
Wege zur Verfügung: Die Festlegung übergemeindlicher Konzentrationszonen durch inter-
kommunale Kooperation (also vertragliche Vereinbarungen mehrerer Gemeinden über eine 
gemeinsame Standortplanung, siehe dazu bereits soeben) sowie die Aufstellung landespla-
nerischer Vorgaben für Konzentrationszonen im Rahmen der Regionalplanung.
Die Möglichkeiten der übergemeindlichen Planung größerer Konzentrationszonen (und insbe-
sondere von Konzentrationszonen für besonders große Anlagen) werden bislang im Allge-
meinen in zu geringem Umfang wahrgenommen. Je nach Situation kann dabei sowohl die in-
terkommunale Kooperation oder die Regionalplanung vorteilhaft sein. Geht die Initiative von 
den einzelnen Gemeinden aus, so bietet sich eine kooperative Planung an. Beabsichtigt das 
(Bundes-) Land die Aufnahme einer breiter angelegten Strategie der Standortsteuerung in 
Bereichen, in denen die Bereitschaft der einzelnen Gemeinden zur kooperativen Planung ge-
ringer ist, so kann sie von den Mitteln der Regionalplanung Gebrauch machen. 
Die Regionalplanung kann dafür sorgen, dass nicht jede einzelne Gemeinde Konzentrations-
zonen ausweisen muss und trotzdem eine angemessene Steigerung der Stromerzeugungs-
kapazität aufgebaut wird. In abgestimmter Kooperation mit den Gemeinden lassen sich auf 
der Ebene der Regionalplanung am ehesten die für größere Konzentrationszonen geeigneten 
Areale finden. In guter Zusammenarbeit mit den Gemeinden kann die Regionalplanung im 
Einzelfall ohne Rücksicht auf Gemeindegrenzen entscheiden, wo und wie „transkommunale 
Konzentrationszonen“ ausgewiesen werden sollen. Diese kann auf dem Gebiet mehrerer 
Gemeinden oder auch nur einer Gemeinde liegen. Da die Regionalplanung mit ihren perso-
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nellen und technischen Möglichkeiten zumeist bessere Voraussetzungen besitzt als die ein-
zelnen Gemeinden, um die relevanten Kriterien bei der Definition der Gebiete in einer Ge-
samtabwägung angemessen zum Tragen zu bringen, ist davon auszugehen, dass sich auf 
der Ebene der Regionalplanung in der Regel leichter gesamträumlich abgestimmte Lösungen 
entwickeln lassen als im Wege der interkommunalen Zusammenarbeit. 
Die interkommunale Zusammenarbeit dürfte den einzelnen Gemeinden andererseits oft inte-
ressanter erscheinen, da sie die Möglichkeit bietet, das Eigeninteresse der einzelnen Ge-
meinden an den zu erwartenden Gewerbesteuereinnahmen zum Trage zu bringen, ohne 
hierbei von der Regionalplanung beeinflusst zu werden. Qualitativ muss ein solches Vorge-
hen gleichwohl nicht zu räumlich, landschaftlich oder städtebaulich weniger ansprechenden 
Lösungen führen, wenn die beteiligten Gemeinden Wert auf eine wohl abgewogene Gesamt-
planung legen. 
Als besondere Aufgabe in diesem Zusammenhang stellt sich die Nutzung von in der Raum-
planung bisher nicht berücksichtigten Flächen in siedlungsfernen Lagen für die Windenergie 
dar, die sich insbesondere für besonders große Windenergieanlagen/Windparks eignen kön-
nen. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und in dem Bewusstsein, dass eine Positivauswei-
sung eine sorgfältige Prüfung der Geeignetheit im konkreten Fall voraussetzt, die in vielen 
Einzelfällen auch zu einem negativen Ergebnis kommen kann, seien hierfür beispielhaft fol-
gende Gebietsarten aufgeführt:
 Ausgeräumte landwirtschaftlich genutzte Flächen
Große, von zusammenhängender Vegetation weitgehend freigeräumte landwirtschaftlich ge-
nutzte Gebiete stellen einen bereits für den Bau von Windkraftanlagen genutzten Land-
schaftstyp dar. Sie sind zumeist durch intensiven Ackerbau oder durch Weidenutzung ge-
kennzeichnet. Siedlungsferne Bereiche dieser Flächen könnten als Standorte für Windparks 
mit modernen hohen Windenergieanlagen genutzt werden. Dezentral konzentriert und in ges-
talteter Formation würden sie zu einer geringen Beeinträchtigung, unter Umständen sogar zu 
einer interessanten Belebung der Landschaftscharakteristik führen. Entsprechend sollten 
auch hier bisher entstandene Streulagen, die sich teilweise zu flächenhaften Störungen ent-
wickelt haben, in gestalteten Konzentrationszonen zusammengefasst werden.
 Gemeindefreie Gebiete: Staatsforsten
In den Flächen-Bundesländern gibt es in unterschiedlichem Umfang „gemeindefreie Gebiete“, 
die nicht bewohnt sind. Ihre Verwaltung, einschließlich der räumlichen Planung, wird übli-
cherweise auf Kreisebene wahrgenommen. Die Ausdehnung dieser Gebiete und ihre erhebli-
che Abseitslage lassen sie an sich als geeignet für den Bau von Windenergieanlagen er-
scheinen. Allerdings wird eine Nutzung für Windparks hier eher in Ausnahmefällen in Betracht 
kommen, da es sich zumeist um Waldgebiete handelt, in denen die Errichtung von Windkraft-
anlagen unter Gesichtspunkten des Schutzes von Vögeln und Fledermäusen in der Regel 
problematisch sein dürfte. Dieser Aspekt wäre ggf. einer näheren Überprüfung zu unterzie-
hen.108
 Gemeindefreie Gebiete: Truppenübungsplätze
108 Nicht haltbar erscheint insofern die generelle (d.h. ausnahmslose) Einstufung als „Tabuflä-
chen“, wie sie sich mitunter in den Windkrafterlassen der Bundesländer wiederfindet.
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Truppenübungsplätze könnten zumindest in ausgewählten Einzelfällen bzw. Teilbereichen zur 
Aufstellung von Windenergieanlagen genutzt werden. Sie stellen vergleichsweise große, zu-
sammenhängende Flächen fast ohne Besiedlung dar. Allein in Niedersachsen umfassen sie 
eine Fläche von ca. 50.000 ha, wobei die größeren unter ihnen zudem gemeindefrei sind. Die 
Überlegungen der Bundeswehr, Teile dieser Areale der Windkraftnutzung anzubieten, lassen 
Truppenübungsplätze als ein zusätzliches Flächenpotential erscheinen, wobei neben den An-
forderungen aus militärischer Sicht selbstverständlich Naturschutzbelange zu berücksichtigen 
sind. Sicherlich sind etwa Schießplätze oder Luftwaffenübungsbereiche auszuschließen, aber 
der „normale“ Übungsbetrieb in Form von Manövern der Bodentruppen würde durch Wind-
energieanlagen nicht ernstlich gestört. Allerdings sollte man auch hier zu konzentrierten und 
gestalteten Anlagengruppen kommen, die der Übersichtlichkeit dienen und den Flächen-
verbrauch minimieren. Die Entfernung zu Siedlungen böte sich für die Aufstellung auch gro-
ßer Anlagen an, die in bestehenden Konzentrationsgebieten aufgrund der notwendigen Ab-
stände kaum eingesetzt werden können. 
Sofern auf derartigen Flächen die militärische Nutzung aufgegeben worden ist, bietet sich die 
Nutzung durch Windenergieanlagen erst recht an. Sie sind fast immer von breiten trennenden 
Waldgürteln umgeben und durch Straßen erschlossen. Vielfach wurde allerdings die Nach-
nutzung stillgelegter Truppenübungsplätze als Naturschutzgebiete bereits festgelegt. In sol-
chen Fällen wäre zu prüfen, inwieweit die Schutzgüter durch Windenergieanlagen beeinträch-
tigt werden können und inwieweit gegebenenfalls eine Umwidmung oder eine Kombination 
von Naturschutz- und Windenergiefunktionen in Betracht kommen kann.
 Gebiete mit Vorbelastungen
Geeignete Nutzungsareale lassen sich vermutlich in größerem Umfang als bisher auch in lo-
kalen Situationen mit größeren Vorbelastungen (wie Autobahnen und früheren bzw. „auslau-
fenden“ Industriegebieten) finden. 
Als praktische Schwierigkeit dürfte sich bei der Festlegung transkommunaler Konzentrations-
zonen der Umgang mit dem gemeindlichen Eigeninteresse an den durch Ansiedlung von 
Windkraftanlagen zu erlangenden Einnahmen aus der Gewerbesteuer darstellen. Diesem 
(bereits oben, Kap. 2.4.2.1 angesprochenen) Problem dürfte auf Basis des geltenden Rechts 
(nur) durch interkommunale Verträge über die Aufteilung der Einnahmen begegnet werden 
können (zu den rechtlichen Konsequenzen siehe unten, Kap. 2.4.3.6).
2.4.2.3 Umgang mit Beeinträchtigungswirkungen auf Vögel und Fledermäuse
Die bisherigen Lösungsansätze zur Vermeidung von Konflikten zwischen Windenergienut-
zung und Naturschutz beruhen nach den Erlassen der Länder insbesondere auf Ausschluss-
und Abstandsregelungen zu Schutzgebieten sowie auf der Konzentration der Windenergie-
nutzung in Eignungs- oder Vorranggebieten. Die Regelungen werden als generell ausrei-
chend eingestuft, gehen in einigen Fällen aber über ein fachlich begründbares Maß hinaus. 
Grundsätzlich ist kein Bedarf für pauschale Abstandsregelungen zu erkennen, da mögliche 
Beeinträchtigungen im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung hinreichend erfasst und 
bewertet werden können. Eine generelle Höhenbegrenzung von Windenergieanlagen ist aus 
Gründen des Naturschutzes nicht notwendig, insbesondere weil zwischen dem Kollisionsrisi-
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ko von Vögeln und der Dimensionierung der Anlagen kein Zusammenhang abgesichert ist. Es 
erscheint aus Naturschutzsicht daher im Allgemeinen günstiger, eine bestimmte Leistung 
stets in möglichst wenigen großen und damit auch höheren Anlagen zu installieren als in ei-
ner größeren Anzahl kleinerer.
Für eine umfassende Bewertung ist der Wissensstand in einigen Bereich derzeit noch nicht 
ausreichend, so dass weitere Untersuchungen und Betrachtungen der kumulativen Wirkun-
gen notwendig sind. In den letzten Jahren sind die Untersuchungsstandards für Genehmi-
gungsverfahren von Windenergieanlagen erheblich angehoben und verbessert worden. Die 
Bewertung von Voruntersuchungen ist jedoch oftmals schwierig, da allein aus der Anwesen-
heit von Vögeln und Fledermäusen nur schwer auf eine Gefährdung geschlossen werden 
kann, da Vergleichs- und vor allem Folgeuntersuchungen fehlen. Die Bewertung von Einzel-
projekten ist vor dem Hintergrund des bereits erfolgten Baus von 17.500 Windenergieanlagen 
in Deutschland schwierig. Für einen weiteren Ausbau der Windenergienutzung sollten daher 
großräumige Planungen die Grundlage bilden. 
Zur Verbesserung der Bewertungsgrundlagen sind vor allem Nachuntersuchungen im Betrieb 
der Windparks notwendig. Untersuchungsbedarf besteht insbesondere hinsichtlich der Kolli-
sionen von Greifvögeln und Küstenvögeln sowie von Fledermäusen. Für diese Artengruppen 
werden Untersuchungen empfohlen, die zugleich Erkenntnisse über Kollisionen von Zugvö-
geln liefern können.
Als in problematischer Form zu weitgehend sind die (unverbindlichen) Hinweise des zustän-
digen Ministeriums in Brandenburg (MLUV)109 und des Niedersächsischen Landkreistages110
zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Planung der 
Windenergienutzung zu betrachten. Für bedrohte Brutvogelarten werden darin sehr weitrei-
chende Abstände zu Brutplätzen und Nahrungsgebieten empfohlen, die sich aus der vorhan-
denen Datenlage heraus nicht begründen lassen, wenn man an Windenergieanlagen ver-
gleichbare naturschutzbezogene Maßstäbe anlegen will wie an andere gewerbliche, indus-
trielle oder infrastrukturelle Anlagen. So wird vom Niedersächsischen Landkreistag die Frei-
haltung der Umgebung um den Brutplatz ein Abstand von 1 bis 3 km vorgeschlagen, für die 
Freihaltung von Nahrungsgebieten in bestimmten Fällen (Wiesenweihe, Schwarzstorch) gar 
bis zu 12,5 km Entfernung. Auch wenn sich diese Vorschläge teilweise auf Arten beziehen, 
deren Bestände so niedrig sind, dass die Regelung nur in wenigen Einzelfällen wirksam wür-
de, so bleibt doch festzustellen, dass die Liste der aufgeführten Arten so lang und die emp-
fohlenen Mindestabstände so hoch liegen, dass sie zum Ausschluss sehr großer Flächen aus 
der künftigen Windparkplanung führen oder das Repowering mit Errichtung größerer Anlagen 
innerhalb von bestehenden Eignungsgebieten unmöglich machen würde. Dies lässt sich mit 
den vorhandenen Erkenntnissen nicht rechtfertigen. 
109 Land Brandenburg (MLUV): Tierökologische Abstandskriterien für die Errichtung von Wind-
energieanlagen in Brandenburg, Stand: 01.06.2003, Potsdam 2003.
110 Vgl. Niedersächsischer Landkreistag: Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege sowie zur Durchführung der Umweltprüfung und Umweltverträglichkeitsprü-
fung bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Mai 2005).
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2.4.2.4 Umgang mit Beeinträchtigungswirkungen auf die Nachbarschaft
Wie oben aufgezeigt (siehe Kap. 2.4.1.3), lassen sich die konkreten Beeinträchtigungswir-
kungen auf die Nachbarschaft durch technische Mittel zumindest großenteils reduzieren. 
Zwar ist nicht zu bestreiten, dass die Abstandsanforderungen bei größeren Anlagen in der 
Regel höher sein müssen als bei kleineren oder mittleren Anlagengrößen. Auf Grund der er-
heblichen technischen Verbesserungen steigen die akustischen und optischen Beeinträchti-
gungswirkungen auf die Umgebung mit der Anlagengröße jedoch nicht linear an. Im Vergleich 
zu Altanlagen mit aus technischen Gründen zum Teil weit ungünstigerem Emissionsverhalten 
erscheinen oftmals sogar Verbesserungen der örtlichen Immissionssituation denkbar. 
Ein Bedarf für restriktiv angelegte pauschale Abstandsregelungen oder Höhenbegrenzungen 
ist weder aus übergeordneten Vorsorgeerwägungen im Sinne eine „Umweltstrategie“ noch 
aus städtebaulichem oder immissionsschutzrechtlichem Blickwinkel festzustellen. Wichtiger 
und angemessener erscheint es, in der Planung eine wohl sorgfältige Einzelfallbetrachtung 
anzustellen, durch die die verschiedenen öffentlichen und privaten Belange in der Abwägung 
besser zum Tragen gebracht werden können als durch pauschale Vorfestlegungen.
Im Rahmen der einzuschlagenden Umweltstrategien sollte im Übrigen besonderer Wert dar-
auf gelegt werden, die gesellschaftliche Akzeptanz der Windenergienutzung auch und gerade 
am Standort der Baumaßnahmen zu vergrößern bzw. überhaupt erst einmal umfassend zu 
erreichen. Dazu gehört einerseits eine ästhetische, möglicherweise sogar künstlerische Ges-
taltung sowohl der einzelnen Windenergieanlagen als auch größerer Formationen von Wind-
energieanlagen. Andererseits sollten die „eigentlichen“ öko-politischen Ziele der Nutzung Er-
neuerbarer Energien wieder in den Mittelpunkt der Diskussion gerückt und im Rahmen einer 
verstärkten Partizipation der betroffenen Bevölkerung vermittelt werden.
2.4.3 Verbesserungen der rechtlichen Rahmenbedingungen
2.4.3.1 „Aufräumen der Landschaft“ durch Rückbauverpflichtungen? 
Die wünschenswerte Bereinigung der Landschaft von städtebaulich und landschaftsplane-
risch als störend empfundenen Anlagen lässt sich auf direktem Wege aus rechtlichen Grün-
den nicht erreichen. 
Der nahe liegende Vorschlag, die Betreiber zum Rückbau zu verpflichten, scheitert an ver-
fassungsrechtlichen Hindernissen: Die Anlagen verfügen über zeitlich nicht befristete Ge-
nehmigungen (in der Regel Baugenehmigungen), für die das geltende Recht keine Möglich-
keit vorsieht, sie einseitig gegen den Willen ihrer Inhaber nachträglich aufzuheben. Die Ge-
nehmigungen lassen sich auch nicht durch entsprechende nachträgliche gesetzliche Rege-
lungen zu einem vorzeitigen Ende führen, weil dem der eigentumskräftige (d.h. von Art. 14 
Abs. 1 GG mit umfasste) Bestandsschutz111 der Anlagengenehmigungen entgegensteht.112
111 Grundlegend zu dem durch öffentlich-rechtliche Genehmigungen begründeten eigentumsrecht-
lichen Bestandsschutz BVerfGE 50, S. 49, 55 ff.; siehe ferner BVerfGE 58, S. 300, 351 und BVerf-
GE 70, S. 101, 114.
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Um eine nachträgliche Aufhebung von Anlagengenehmigungen zu rechtfertigen, müsste das 
öffentliche Interesse an der Änderung so groß sein, dass es das grundrechtlich geschützte 
Vertrauen in die Möglichkeit der Ausnutzung der Genehmigung überwiegt. Derart gravierende 
Gründe sind nicht ersichtlich.113
Denkbar ist allerdings die nachträgliche Schaffung einer Bestimmung, nach der die bauliche 
Anlage nach aufgegebener Nutzung wieder zurückzubauen ist. Derartige Klauseln sind mitt-
lerweile üblich (vgl. § 35 Abs. 5 Satz 2 und 3 BauGB). Verfassungsrechtlich dürfte eine solche 
nachträgliche Verpflichtung auch vor den soeben angesprochenen Maßstäben des Bundes-
verfassungsgerichts Stand halten, da es den Inhabern der Genehmigung zugemutet werden 
kann, ihre Anlage nach Abschluss der betreffenden wirtschaftlichen Nutzung des Standorts 
wieder zu beseitigen und die betreffenden Lasten nicht der Allgemeinheit aufzubürden.114
Zur Verfolgung des Ziels, die Inhaber von Bestandsgenehmigungen zur vorzeitigen Aufgabe 
städtebaulich unerwünschter Standorte zu bewegen, bleibt dem Gesetzgeber indessen nur 
der Weg, an Stelle verpflichtender Regelungen wirksame Anreize zur Aufgabe der betref-
fenden Standorte zu schaffen, um die Landschaft „aufzuräumen“. Praktisch bietet es sich da-
für an, im Zusammenhang mit besonderen Regelungen für das Repowering geeignete In-
strumente zu schaffen. Mit Hilfe besonderer Anreize für den Ersatz älterer durch neue leis-
tungsstärkere Anlagen könnte es gelingen, zumindest für einen großen Teil der älteren Anla-
gen den Rückbau attraktiv zu machen und so zugleich einen gewissen städtebaulichen „Auf-
räumeffekt“ zu erzielen. Das setzt aber voraus, dass – wie sogleich näher zu erörtern ist –
nicht nur besondere wirtschaftliche Vorteile für das Repowering in Aussicht gestellt werden 
(wie es ansatzweise im EEG vorgesehen ist), sondern auch auf der Ebene des Planungs-
rechts angemessene Bedingungen geschaffen werden, die den Ersatz älterer durch leis-
tungsstärkere Anlagen praktisch möglich machen. 
2.4.3.2 Doppelstrategie: „Aufräumen der Landschaft“ durch Repowering
In den Überlegungen zur Schaffung von verbesserten planungsrechtlichen Ausgangsbedin-
gungen für das Repowering lässt sich zunächst an eine besondere Bestandsschutzbestim-
mung denken, nach der neue Windkraftanlagen, die eine Altanlage in der Nähe (in der Ge-
meinde oder im Landkreis) ersetzen, ggf. unter bestimmten (näher zu umreißenden) Voraus-
setzungen im bauplanungsrechtlichen Außenbereich als unbedenklich gelten. Derartiges 
würde aber zum einen der Intention, die Standorte für Windenergieanlagen planerisch zu 
ordnen, entgegenlaufen. Zum anderen würde dies auf eine für das Bauplanungsrecht system-
fremde Besserstellung einer einzelnen besonderen Art von Ersatzbauvorhaben hinzuführen, 
deren Verwirklichung ohnehin politisch unrealistisch erscheint. In der Sache ist ferner zu be-
denken, dass eine solche Regelung der Komplexität städtebaulicher Entscheidungsvorgänge 
nicht gerecht würde, weil sie einer differenzierten Beurteilung der Einzelfallsituation aus städ-
tebaulicher Sicht entgegenstehen würde. 
112 Vgl. zum Ganzen BVerfGE 58, S. 300, 351 und BVerfGE 70, S. 101, 114.
113 Zu den Gründen der Durchbrechung des Bestandsschutzes vgl. BVerfGE 68, S. 387, 307.
114 Eine „Enteignung“ im Sinne von Art. 14 Abs. 3 Satz 1 GG liegt ohnehin nicht vor, da es sich 
nicht um den staatlichen Zugriff auf privates Eigentum handelt (grundlegend zum Ganzen BVerf-
GE 58, S. 300, 331).
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Spezielle Privilegierung für Repowering-Vorhaben 
Überzeugender erscheint deshalb der Ansatz, den Bestimmungen aus § 35 Abs. 1 Nr. 5 und 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB eine spezielle Privilegierungsregelung für Repowering-Anlagen 
nachzubilden. Praktisch hieße das, eine Privilegierung von Ersatzanlagen im Außenbereich 
vorzusehen, die ihrerseits entfällt, wenn durch einen Bauleitplan oder einen raumordneri-
schen Plan an anderer Stelle im Plangebiet ausreichend Flächen ausgewiesen sind, die spe-
ziell (d.h. ausschließlich) für den Ersatz von Altanlagen reserviert sind. Die jeweiligen Pla-
nungsträger müssten im Zuge dessen durch die maßgebenden gesetzlichen Bestimmungen 
dazu ermächtigt werden, Vorrang- und Eignungsgebiete oder Teile von dieser speziell für den 
Ersatz von Altanlagen festzulegen.115
Eine solche Regelung böte eine tragfähige Grundlage für die bauplanungsrechtliche Bewälti-
gung der von der Bundesregierung angestrebten Repowering-Strategie. Sie ermöglichte die 
Installation zusätzlicher Windenergiekapazitäten bei gleichzeitiger Bereinigung der Land-
schaft von städtebaulich/landschaftlich unerwünschten Einzelanlagen. Sie könnte gegebe-
nenfalls auch verknüpft werden mit bestimmten Differenzierungen, um die städtebaulich er-
wünschten Wirkungen zu schärfen (etwa durch Beschränkung der Wirkung auf den Ersatz 
von außerhalb von Plangebieten befindlichen Altanlagen, durch genauere Bestimmung des 
Verhältnisses von ersetzter und neuer Kapazität/Anlagenzahl oder durch zeitliche Befristung 
der Wirkung). 
Allerdings liefe eine solche Lösung in jedem Falle darauf hinaus, die Errichtung einer gewis-
sen Anzahl von größeren Neuanlagen als politisch gewollt städtebaurechtlich zu initiieren und 
von den jeweiligen Planungsträgern eine konkrete Umsetzung zu erwarten. Die damit ver-
bundenen Belastungswirkungen für die Landschaft müssten durch ausgewogene Stand-
ortsteuerung und durch technische Maßnahmen so weit als möglich in Grenzen gehalten 
werden. Um dies sicherzustellen, erscheint es sinnvoll und wichtig, die Privilegierung von Re-
powering-Projekten ggf. zusätzlich an die Forderung zu knüpfen, dass durch den Ersatz der 
Altanlagen eine Verbesserung der vorhandenen städtebaulichen Situation erreicht oder (al-
ternativ) dass ein städtebaulicher Misstand beseitigt wird. Die beiden genannten Maßstäbe
wirken auf den ersten Blick ungenau, eröffnen aber andererseits die Möglichkeit, eine einzel-
fallgerechte Betrachtung anzustellen, bei der sämtliche städtebaulichen Aspekte (zu denen 
insb. das Landschaftsbild, die Planungsabsichten der Gemeinde sowie Fragen des Nachbar-
schutzes zählen) angemessen berücksichtigt werden. Ansätze, stattdessen quantitativ mess-
bare Parameter zugrunde zu legen, würden genau diese – aus dem Blickwinkel des Baupla-
nungsrechts zentrale – Möglichkeit nicht bieten und daher im Kontext des BauGB system-
fremd wirken. 
Im politischen Raum dürfte ein derartiger Regelungsvorschlag jedoch mit dem nicht unbe-
deutsamen Nachteil verbunden sein, dass er denjenigen, die der Auffassung sind, die Privile-
gierung der Windenergie im Städtebaurecht habe schon jetzt ein problematisches Ausmaß 
erreicht, eher schwer zu vermitteln sein dürfte. 
115 In diese Richtung bereits die nur intern dem Umweltbundesamt und dem BMU zur Kenntnis 
gegebenen konkreten Formulierungsvorschläge des Forschungskonsortiums zu Änderungen des 
BauGB im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum EAG Bau vom März 2004. 
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Ausweisung von an den Anlagenrückbau gebundenen Repowering-Flächen
Als gegenüber der Einführung einer speziellen Privilegierung „mildere“ Maßnahme kommt in 
Betracht, in das BauGB oder in die Baunutzungsverordnung (BauNVO)116 Bestimmungen auf-
zunehmen, die den Gemeinden ausdrücklich gestatten, in ihren Bauleitplänen bestimmte Ge-
biete auszuweisen, in denen ausschließlich Windenergieanlagen errichtet werden dürfen, mit 
denen (ggf. auch bestimmte) bestehende Anlagen im Außenbereich ersetzt werden – die also 
allein der „Unterbringung“ von Ersatzanlagen für im Gegenzug aufzugebende Außenbereichs-
Standorte dienen. Verknüpft werden könnte dies einerseits mit einem bestimmten 
quantitativen Maß an reduzierter Flächeninanspruchnahme, andererseits mit einem Mindest-
maß an gesteigertem Energieertrag. Für den Bereich des ROG sollten ggf. parallele Rege-
lungen geschaffen werden.
Auf diese Weise wäre es zwar nicht möglich, einen dem Modell von § 35 Abs. 1 und 3 BauGB 
vergleichbar kräftigen Steuerungs- und Fördermechanismus für die Onshore-
Windenergienutzung in Gang zu setzen. Die realen Ausweisungsmöglichkeiten für neue Eig-
nungsflächen würden quantitativ nicht ausgeweitet, sondern nur dahin modifiziert, dass es 
den Gemeinden gestattet wird, die Inanspruchnahme von positiv ausgewiesenen Flächen an 
die Aufgabe bestimmter Altstandorte zu koppeln. Den Gemeinden würde damit aber immerhin 
erstmals ein konkretes Werkzeug in die Hand gegeben, mit dem sie den angestrebten Pro-
zess des „Aufräumens der Landschaft“ aktiv planerisch steuern können, ohne im Planungs-
prozess – wie bei Wahrnehmung der Spielräume aus §§ 11 und 12 BauGB – auf die Initiative 
bestimmter privater Investoren angewiesen zu sein.
Mit dieser originär städtebaulichen Zielsetzung würde sich die Regelung in das Gesamtsys-
tem des Bauplanungsrechts (und des Raumordnungsrechts) sehr gut einpassen – verbunden 
mit einem nicht unbedeutenden zweiten Haupteffekt zugunsten des Repowering. Die Pla-
nungsträger würden auf diese Weise veranlasst, sich gezielt darüber Gedanken zu machen, 
wie die Landschaft von störenden älteren Windenergieanlagen im Außenbereich planvoll be-
reinigt werden kann. Wahrnehmen müssten sie die sich daraus ergebenden Möglichkeiten 
nicht, wenn aus ihrer Sicht die Vorteile nicht überwiegen sollten. Von daher würde die Rege-
lung in das städtebauliche bzw. raumplanerische Interessengefüge nicht in belastender Wei-
se hineinwirken. Die Planungsträger erhielten zusätzliche Steuerungsmöglichkeiten, würden 
aber nicht mit neuen „von oben“ kommenden „Auflagen“ konfrontiert. 
Ausweitung des Repowering-Anreizes im EEG auf weitere Anlagen 
Ergänzt sei an dieser Stelle, dass die bestehende wirtschaftliche Anreizregelung des EEG für 
das Repowering noch nicht weit genug greift, um die von verstreut platzierten Anlagen aus-
gehenden landschaftlichen Störwirkungen in ausreichender Weise zu verringern. Das 2004 
novellierte EEG sieht in § 10 Abs. 2 Nr. 1 und 2 einen erhöhten Vergütungssatz für den Strom 
aus Windenergieanlagen vor, die „im selben Landkreis bestehende Anlagen, die bis zum 31. 
Dezember 1995 in Betrieb genommen worden sind, ersetzen oder erneuern“, wenn damit die 
installierte Leistung um mindestens das Dreifache erhöht wird („Repowering“). Die zeitliche 
Begrenzung auf Anlagen, die bis 1995 in Betrieb genommen wurden, greift aus städtebauli-
cher Sicht zu kurz. Problematische Streulagen sind auch für Anlagen typisch, die in der ers-
116 Z.B. in Gestalt einer entsprechenden Änderung des § 11 Abs. 2 letzter Spiegelstrich BauNVO.
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ten Zeit nach Einführung der Außenbereichsprivilegierung im Jahr 1996 errichtet wurden. Von 
daher wird hier empfohlen, die Regelung des § 10 Abs. 2 Nr. 1 EEG zumindest auch auf die-
jenigen Anlagen auszuweiten, die vor dem Inkrafttreten des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (am 1. 
Januar 1998) in Betrieb genommen wurden. 
Verbesserung der Steuerungswirkung des Repowering-Anreizes im EEG
Problematisch erscheint der Wortlaut des Repowering-Anreizes im EEG insoweit, als die er-
höhte Vergütung für Repowering-Vorhaben in § 10 Abs. 2 EEG davon abhängig gemacht 
wird, dass im selben Landkreis eine bis 1995 errichtete Altanlage ersetzt wird und hierdurch 
die installierte Stromerzeugungskapazität „mindestens um das Dreifache“ erhöht wird. 
Abgesehen von dem bereits oben (Fußnote 4) erwähnten Umstand, dass mit der Formel 
„mindestens um das Dreifache“ eigentlich „mindestens auf das Dreifache“ gemeint sein dürf-
te117 – so dass sich bei nächster Gelegenheit eine Klarstellung empfiehlt – stellt es sich aus 
der Perspektive des Landschaftsschutzes als unzuträglich dar, dass nicht zugleich eine Be-
grenzung der in Bezug genommenen Leistungserhöhung (etwa auf das fünf- oder sechsfa-
che) ausgesprochen wird. Aus diesem Grund ist es möglich, dass Investoren, die eine sehr 
große Anlage (beispielsweise mit 3 oder gar 5 MW) zu errichten beabsichtigen, sich eine sehr 
kleine bestehende Anlage als zu ersetzende Altanlage „suchen“ und so für ein an sich ohne-
hin geplantes Neubauvorhaben in den Genuss der Repowering-Vergütung kommen, obwohl 
dies im Resultat sogar zu einer zusätzlichen Belastung des Landschaftsbildes führt. 
Um die landschaftsschützende Wirkung des Repowering-Anreizes zu effektuieren, sollte dar-
über hinausgehend über die Schaffung einer gesetzlichen Formel nachgedacht werden, 
durch die der Anreiz nicht nur an einen Maßstab der Leistungserhöhung gekoppelt wird, son-
dern zugleich auch an eine Minderung der Anlagenanzahl. 
2.4.3.3 Konkrete Vorgaben zur Minderung von Emissionen / Immissionen
Aus der Sicht des Forschungskonsortiums bietet es sich an, die technischen Anforderungen 
an die gebotene Emissionsminderung von Windenergieanlagen im Rahmen einer speziellen 
immissionsschutzrechtlichen Verordnung (BImSchV) ausdrücklich zu regeln. Damit ließe 
sich besser als durch das bestehende Recht sicherstellen, dass der Stand der Technik zur 
Minderung der Schatten- und Lichteinwirkungen sowie zur Geräuschminderung tatsächlich 
ausgeschöpft wird. Der Bund hätte so die Möglichkeit, bestimmte Grenzwerte für einzelne 
problematische Emissionen und/oder Immissionen aufzustellen. Er könnte bestimmte techni-
sche Lösungen als Mindeststandards im Einzelnen vorgeben. Auf diese Weise ließen sich 
auch schwierige Wertungsfragen einer rechtlich eindeutigen Lösung zuzuführen. Im Bereich 
des Lärmschutzes wäre es möglich, die spezifischen Lärmwirkungen von Windkraftanlagen 
auf geeignete Weise in den Blick zu nehmen. Hinsichtlich des Schattenwurfs könnten – da 
sich diese in der Sache bewährt haben – die Empfehlungen der LAI-Schattenwurfrichtinie 
förmlich verrechtlicht werden. Möglich wäre es auch, klare immissionsschutzrechtliche Wer-
tungen der Lichteinwirkungen durch Höhenbefeuerungen einzuführen. Zugleich würde immis-
117 Sprachlich ist „um das Dreifache“ gleichbedeutend mit „auf das Vierfache“. Gemeint war je-
doch, wie sich aus der Begründung des Gesetzentwurfs ergibt, „auf das Dreifache“. Dort ist näm-
lich von einer „Verdreifachung der Leistung“ die Rede (vgl. BT-Drs. 15/2864, S. 42).
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sionsschutzrechtlich begründeten pauschalen Abstandsempfehlungen argumentativ der Bo-
den entzogen, weil mit einer solchen Verordnung eindeutig geklärt wäre, welche immissions-
schutzrechtlichen Maßstäbe anzulegen sind. In der Konsequenz ließe sich durch eine 
„BImSchV Windenergieanlagen“ in erheblichem Umfang Rechtssicherheit gewinnen.
Der Bund hätte im Rahmen einer immissionsschutzrechtlichen Verordnung sogar die Mög-
lichkeit, selbst pauschalierte Abstandsregelungen aufzustellen und auf diese Weise die ange-
sprochenen Bewertungsfragen quasi überflüssig zu machen. Zu beachten ist allerdings, dass 
er mit solch pauschalierten Abstandsregelungen keinen maßgebenden Einfluss auf (mögli-
cherweise weitergehende) Abstandsvorgaben der Bauleitplanung, der Regionalplanung oder 
des Natur- und Landschaftsschutzes gewinnen würde. 
Wichtig erscheint neben der Schaffung einer immissionsschutzrechtlichen Verordnung für 
Windenergieanlagen eine Überarbeitung der AVV Luftfahrtkennzeichnung. Die bisherigen 
Regelungen sind relativ starr. Sie erlauben die Anwendung moderner Befeuerungstechniken, 
die eine Reduzierung der Intensität der Befeuerungsstärke je nach Sichtweite auf bis zu 10 % 
ermöglichen, nur im Ausnahmefall. Durch eine Anpassung der Vorgaben an die technische 
Entwicklung ließe sich die durch Höhenbefeuerung verursachte Störwirkung maßgeblich re-
duzieren. Entsprechende Änderungen der AVV Luftfahrtkennzeichnung werden vom zustän-
digen Bundesverkehrministerium derzeit bereits geprüft.118
2.4.3.4 Überwindung der Hemmniswirkungen aus „Windkrafterlassen“ 
Wie oben aufgezeigt wurde, entfalten die Windenergieerlasse auf Grund ihres reinen Empfeh-
lungscharakters an sich ohnehin keinerlei Bindungswirkung (siehe oben, 2.3.5.4). Ihre prak-
tisch dennoch vorhandene Steuerungskraft beruht darauf, dass ihnen einzelne Planungsträ-
ger und Genehmigungsbehörden bei ihren Entscheidungen gleichwohl ein (mit-) entschei-
dendes Gewicht beimessen. 
Um den Hemmniswirkungen der Windkrafterlasse zu begegnen, wäre es denkbar, in das 
BauGB eine Klausel aufzunehmen, die es den Ländern ausdrücklich untersagt, außerhalb ih-
nen besonders zugewiesener Befugnisse an die Gemeinden Empfehlungen zur Bauleitpla-
nung zu richten. In der Sache wäre eine solche Lösung konsequent. Ob eine solche Klausel –
bei der es sich allerdings an sich ohnehin nur um eine ausdrückliche Klarstellung der beste-
henden Rechtslage handeln würde – politisch sinnvoll und erfolgreich realisierbar sein würde, 
ist jedoch zweifelhaft, weil allein die Thematisierung einer solchen Forderung eine kooperati-
ve Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiete des Baurechts eher er-
schweren dürfte. 
Das Raumordnungsrecht entzieht sich demgegenüber zumindest praktisch gänzlich einer
entsprechenden bundesrechtlichen Einflussnahme. Zwar steht dem Bund nach der kürzlich 
beschlossenen Föderalismusreform119 das Recht zu, die Raumordnung über die konkurrie-
118 Vgl. Bundesverband Windenergie, Schreiben an das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen vom 18.11.2005 mit konkreten Vorschlägen zur Änderung der AVV Luftfahrt-
kennzeichnung. 
119 Vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG i.d.F. des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. 
August 2006, BGBl. I S. 2034. Siehe dazu auch den Entwurf des Gesetzes in BT-Drs. 16/813 so-
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rende Gesetzgebungskompetenz bundesrechtlich „durchzuregeln“. Den Ländern kommt in-
soweit jedoch ein Abweichungsrecht zu120. Von daher dürften Versuche, im Bundesraumord-
nungsrecht ein wesentlich dichteres Regelungsgerüst für die Festlegung bestimmter Inhalte in 
den Raum- und Regionalplänen zu schaffen (z.B. in Gestalt quantitativ messbarer Verpflich-
tungen zur Ausweisung von speziellen Repowering-Gebieten), nur wenig Chancen haben. Es 
wäre auch systemfremd, mit strikten bundesrechtlichen Vorgaben direkt in die Regionalpla-
nung hineinzuwirken. Empfehlenswert erscheint es eher, die in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
angelegte Vorgehensweise, raumordungsrechtliche Festlegungen auf indirekte Weise attrak-
tiv zu machen, fortzuführen und ggf. – so z.B. zum Zwecke der planerischen Bewältigung des 
Repowering – hieran anknüpfende weitere Regelungen zu schaffen (siehe dazu bereits oben, 
unter 2.4.3.2). 
Im Recht der Zulassung von immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen
gilt bereits, dass den Ländern keine Mitgestaltungsspielräume bei der Formulierung materiell-
rechtlicher Vorgaben zustehen. Das BImSchG bringt dies eindeutig zum Ausdruck. Zulässig 
wäre es auch auf diesem Rechtsgebiet, den Ländern ausdrücklich die Einflussnahme auf das 
materielle Genehmigungsrecht im Wege der Empfehlungen zu untersagen. Eine solche –
wiederum rein deklaratorische – Regelung würde jedoch nicht viel weiterhelfen, da sie den 
nach praktisch handhabbaren Entscheidungsgrundlagen suchenden Planungs- und Vollzugs-
behörden keine Lösungen anbieten würde. 
Sinnvoller erscheint es daher, im Wege der immissionsschutzrechtlichen Rechtsverord-
nung eben diese „Regelungslücke“ zu füllen – also einheitliche, verbindliche und insbesonde-
re hinreichend konkrete Maßstäbe für die Beurteilung der Umwelteinwirkungen von Wind-
kraftanlagen zu schaffen. In diesem Zusammenhang könnten auch auf den Komplex des Im-
missionsschutzrechts bezogene bundesweit verbindliche Abstandsregelungen aufgestellt 
werden (siehe bereits oben, 2.4.3.3).
Mit Hilfe bundesweiter immissionsschutzrechtlicher Abstandsregelungen ließe sich zwar nicht 
regeln, welche Abstände die Planungsträger im Rahmen der Bauleitplanung und der Regio-
nalplanung vorzugeben oder zu akzeptieren haben. Immerhin ließe sich jedoch dem verbrei-
teten Eindruck entgegen wirken, die Abstandsempfehlungen aus den Windenergieerlassen 
seien für die einzelnen Anlagegenehmigungsverfahren bedeutsam. Im Übrigen ließe sich 
durch ein solches Vorgehen die Rechtssicherheit in den einzelnen Genehmigungsverfahren 
wesentlich erhöhen.
2.4.3.5 Verbesserung der finanziellen Ansiedlungsanreize für die Kommunen
Abkopplung der Gewerbesteuer von der Gewinn- und Verlustsituation?
Der gemeindewirtschaftliche Ansiedlungsanreiz wäre sicher größer, wenn es gelänge, die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer (insb. auch beim Repowering) über die Jahre zu versteti-
wie die Beschlussempfehlung des Bundestages in BT-Drs. 16/2010 und den Beschluss des Bun-
desrates in BR-Drs. 462/06. 
120 Vgl. Art. 72 Abs. 3 Nr. 4 GG i.d.F. des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. Au-
gust 2006, BGBl. I S. 2034. Zur Abweichungsbefugnis siehe Schulte: Problematik „Abweichungs-
gesetzgebung“, Stellungnahme i. R. d. Forschungsvorhabens, Dresden 2006. 
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gen, so dass die Gemeinden in den Genuss der Einnahme nicht erst mehrere Jahre nach der 
Aufnahme des Betriebs der Windparks kommen. Dies setzte jedoch politisch die Bereitschaft 
zu einem tief greifenden Eingriff in das Gewerbesteuerrecht voraus, der als Einzelmaßnahme 
der Gesetzesänderung unter den gegebenen politischen Verhältnissen nicht realistisch er-
scheint. Diskutierbar wäre ein entsprechender Ansatz – für den ggf. noch weitere konzeptio-
nelle Überlegungen anzustellen wären – gegebenenfalls im Rahmen einer umfassenderen 
Reform des Gewerbesteuerrechts.
Erhebung gemeindlicher „Windenergiesteuern“?
Als alternative Möglichkeit zur Verbesserung der gemeindlichen Einnahmen im Zuge der An-
siedlung von Windenergievorhaben kann vom Ansatz her die Einführung spezieller gemeind-
licher Steuern für den Betrieb von Windenergieanlagen im Gemeindegebiet in Betracht kom-
men. Hierzu wären ggf. vertiefte konzeptionelle Vorüberlegungen anzustellen.  
Die Gemeinden sind nach näherer Maßgabe des in dem einzelnen Land bestehenden Kom-
munalabgabengesetzes (KAG) grundsätzlich befugt, in ihrem Gebiet eigene kommunale 
Steuern zu erheben.121 Daraus kann allerdings nicht geschlossen werden, dass die Gemein-
den beliebig neue Steuern „erfinden“ dürften. Zulässig ist die „Steuererfindung“ durch die 
Gemeinden nur in den Grenzen des Art. 105 Abs. 2a GG. Diese Vorschrift des Grundgeset-
zes weist den Ländern die Befugnis zur Gesetzgebung über die „örtlichen Verbrauch- und 
Aufwandsteuern“ zu, „solange und soweit sie bundesgesetzlich geregelten Steuern nicht 
gleichartig sind“. Dementsprechend sind die Kommunalabgabengesetze der Länder dahin zu 
interpretieren, dass sie die Befugnis zur Erhebung von Steuern auf kommunaler Ebene in den 
Grenzen des Art. 105 Abs. 2a GG an die Gemeinden weitergeben.  
Der Spielraum zur Wahrnehmung der Steuererhebungskompetenz ist einerseits durch die 
Beschränkung auf „örtliche Verbrauch- und Aufwandsteuern“ und andererseits durch das 
Gleichartigkeitsverbot determiniert. Erwägenswert erscheint auf dieser Grundlage die Einfüh-
rung einer speziellen Steuer, die an den Betrieb von Windenergieanlagen im Gemeindegebiet 
anknüpft. Denkbar wäre die Erhebung einer derartigen Steuer auch für andere spezielle An-
lagenarten. 
Eine solche Steuer wäre der Kategorie der „Aufwandsteuern“ zuzuordnen, weil sie an das 
Halten bzw. den Gebrauch eines Gegenstandes anknüpfen, der es gestattet, von der ausrei-
chenden finanziellen Leistungsfähigkeit des Steuerschuldners auszugehen.122 Sie wäre auch 
„örtlich“, weil sie an eine im Gemeindegebiet gelegene Sache anknüpfte.123
Fraglich ist jedoch, ob eine solche Steuer mit dem Gleichartigkeitsverbot zu vereinbaren wä-
re. Diese Frage lässt sich ohne eine – hier nicht mögliche – intensive Auseinandersetzung mit 
der finanzverfassungsrechtlichen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts nicht mit 
der nötigen Sicherheit klären. Das BVerfG hat die Frage, an welchen Kriterien das Gleichar-
121 Vgl. z.B. § 3 KAG NW.
122 Zur Kategorie der Aufwandsteuern vgl. Kirchhof, in: HdStR, Bd. IV, 2. Aufl. 1999, § 88 Rdnr. 154 
m.w.N.; Jachmann, in: v. Mangoldt/ Klein/ Starck, GG III, 4. Aufl. 2001, Art. 105 Rdnr. 51; ferner 
BVerwGE 98, S. 272, 281 (Kommunale Verpackungssteuern) sowie BVerfG NVwZ 1989, S. 1152 
(Jagdsteuern) und BVerfGE NJW 1984, 785 (Vergnügungssteuern).
123 Vgl. BVerfGE 65, S. 325, 349; BVerfGE 98, S. 106, 124.
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tigkeitsverbot des Art. 105 Abs. 2a GG zu messen ist, in seiner bisherigen Rechtsprechung 
noch nicht eindeutig beantwortet. Es ist unsicher, ob von einer Gleichartigkeit im Falle des 
Art. 105 Abs. 2a GG bereits dann auszugehen ist, wenn dieselbe Quelle der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit ausgeschöpft wird wie bei einer existierenden Bundessteuer, oder ob in-
soweit ein engerer Gleichartigkeitsmaßstab anzulegen ist.124 Vor diesem Hintergrund ist zu 
empfehlen, der Frage an anderer Stelle vertieft nachzugehen. 
Anzunehmen sein dürfte eine Gleichartigkeit jedenfalls, wenn mit der Steuer der Höhe nach 
an die Einnahmen des Betreibers angeknüpft oder ein der Gewerbesteuer ähnlicher Erhe-
bungstatbestand eingeführt würde. Riskant dürfte es auch sein, die Steuer regelungstech-
nisch derart mit der Gewerbesteuer zu verkoppeln, dass sie allein oder primär als Möglichkeit 
zur vorzeitigen Vereinnahmung der Gewerbesteuer diente. 
Unzulässig wäre es aus allgemeinen finanzverfassungsrechtlichen Gründen in jedem Falle, 
eine solche Steuer derart auszugestalten, dass sie als Instrument zur Verhinderung der An-
siedlung von Windkraftanlagen eingesetzt würde. In diesem Falle kollidierte sie mit dem all-
gemein unumstrittenen Verbot von „Erdrosselungssteuern“125 und mit dem Verbot, Abgaben 
zu erheben, mit denen sachgesetzliche Regelungen des Bundes (hier in Gestalt des EEG) 
unterlaufen werden126.
Aufteilung der Gewerbesteuereinnahmen bei übergemeindlichen Gebietsausweisungen
Übergemeindliche Festlegungen für Windenergie-Konzentrationszonen stellen sich aus dem 
individuellen Blickwinkel der Gemeinden tendenziell als unattraktiv dar, weil eine Errichtung 
der Anlagen auf dem Gebiet anderer Gemeinden zum Verlust der Einnahmen aus der Ge-
werbesteuer führen würde (vgl. § 4 des Gewerbesteuergesetzes – GewerbeStG). Dem lässt 
sich auf Basis des geltenden Rechts mit interkommunalen Verträgen über den zwischenge-
meindlichen Ausgleich abhelfen – ein Weg, der die Bereitschaft aller betroffenen Gemeinden 
zu einer einvernehmlichen Lösung voraussetzt. Zur Überwindung dieses strukturellen rechtli-
chen Hemmnisses bietet es sich an, den Gemeinden informatorische Hilfestellungen über die 
Konzeption entsprechender vertraglicher Regelungen zur Verfügung zu stellen.
Fraglich ist, ob darüber hinaus angestrebt werden sollte, eine spezielle gesetzliche Regelung 
zu schaffen, die für Fälle der übergemeindlichen Standortfestlegung verbindliche Vorgaben 
zur Aufteilung der Gewerbesteuereinnahmen aufstellt. Auf den ersten Blick erscheint dies na-
he liegend. Zu bedenken ist jedoch, dass die Aufgabe, hierfür einen allgemeinen tragfähigen 
Modus zu entwerfen, außerordentlich komplex ist, weil die Regelung für verschiedene, sehr 
heterogene Fallgestaltungen und divergente Interessenlagen geeignet sein muss und sich 
schwierige Fragen der Bemessung stellen. Eine einheitliche Festlegung könnte bei einer für 
die Standortortgemeinden wenig attraktiven Ausgestaltung zu einer Blockadehaltung im 
Rahmen der Regionalplanung führen, die sich im Ergebnis sogar kontraproduktiv auswirkt. 
Möglicherweise lassen sich zwischengemeindlich eher angemessene und allseits akzeptierte 
Lösungen finden. 
124 Eingehend, mit ausdrücklich offen gelassenem Ergebnis BVerfGE 65, S. 325, 350 f. m.w.N.
125 Vgl. BVerfGE 38, S. 61, 81.
126 Grundlegend BVerfGE 98, S. 106, 117 ff., 125 ff. (Kommunale Verpackungssteuern).
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2.4.3.6 Weitere Verbesserungen auf rechtlicher Ebene
Schärfungen im (Bundes-) Raumordnungsrecht?
Weitergehende Schärfungen im Raumordnungsrecht des Bundes sind neuerdings grundsätz-
lich nicht mehr nur in Gestalt von Rahmenvorgaben möglich, denn der Bund verfügt – wie be-
reits erwähnt – nach Abschluss der sog. Föderalismusreform127 über die konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz auch auf dem Gebiet der Raumordnung (Art 74 Abs. 1 Nr. 31 GG). 
Allerdings besitzen die Länder zugleich die Befugnis, hiervon abweichende Regelungen zu 
treffen (Art. 72 Abs. 3 Nr. 4 GG). Das erschwert es, den Ländern auf dem Wege des Raum-
ordnungsrechts weitergehende Aktivitäten zugunsten einer aktiven Steuerung der Windener-
gieansiedlung mit dem Ziel weiterer Kapazitätssteigerungen abzuringen – auch wenn damit 
Verbesserungen hinsichtlich des Landschaftsschutzes und der städtebaulichen Ordnung er-
reichbar wären. Die seitens der Bundesländer deutlich wahrnehmbare Tendenz, bundesrecht-
liche Einflussnahmen auf ihre Kern-Kompetenzbereiche abzuwehren, spricht jedenfalls ge-
genwärtig nicht dafür, das Bundes-Raumordnungsrecht nutzbar zu machen, um weiterrei-
chende und damit die Spielräume der Landes- und Regionalplanung einengende Verpflich-
tungen der Länder im Hinblick auf den Windenergieausbau auszusprechen.  
Generelle gesetzliche Eindämmung von „Verhinderungsplanungen“?
Eine einfache bundesrechtliche Lösung zur „Verhinderung von Verhinderungsplanungen“ bie-
tet sich nicht an. Im Rahmen des bauplanungsrechtlichen Regelungsgerüsts, das tragend auf 
die gemeindliche Planungshoheit gestützt ist, lässt es sich nicht vermeiden, dass einzelne 
Gemeinden ihren Planungs- und Gestaltungsfreiraum dazu nutzen, die im BauGB angelegten 
Förderintentionen für die Windenergie zu unterlaufen. Mit der wesentlich auf kommunalen 
Gestaltungsfreiheiten basierenden Planungskultur in Deutschland würde es sich nicht vertra-
gen, dem eine Regelung entgegen zu setzen, nach der bestimmten Einzelzielen der Ge-
meinwohlentwicklung wie der Windenergieförderung eine durchgreifende Sonderstellung un-
ter den städtebaulichen Belangen zugesprochen würde. Zudem ist nicht ersichtlich, dass die 
Situation ein solches Handeln erfordern würde. Die so genannten Verhinderungsplanungen 
stellen zwar ein quantitativ keineswegs unbedeutendes Phänomen dar, die bisherige Entwick-
lung lässt aber nicht erkennen, dass die bundesrechtlichen Förderziele durch gezielte „Ver-
hinderungsaktivitäten“ auf kommunaler oder regionaler Ebene ernstlich gefährdet würden.
In der Sache erschiene ein solches Vorgehen aus der Perspektive des Forschungsvorhabens 
auch nicht vertretbar. Der gemeindliche Gestaltungsspielraum in der Bauleitplanung ist von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung für die städtebauliche Gesamtentwicklung. Ein mit strik-
teren planungsrechtlichen Verpflichtungen für die Gewährleistung des Windenergieausbaus
notwendigerweise verbundenes einseitiges Zurückdrängen der Belange des Landschafts-, 
Natur- und Nachbarschutzes ließe sich mit dem Ziel, die Windenergie auf raum- und umwelt-
verträgliche Weise zu fördern, nicht vereinbaren.  
127 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. August 2006, BGBl. I S. 2034. 
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 64
Eindämmung missbräuchlicher Anwendungen des § 15 Abs. 3 BauGB
Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens für das EAG Bau128 im Jahr 2004 stattete der Ge-
setzgeber die Genehmigungsbehörden mit der Verpflichtung aus, Baugesuchen für im Au-
ßenbereich privilegierte Vorhaben unter bestimmten Voraussetzungen zurückzustellen, wenn 
die Gemeinde dies beantragt (§ 15 Abs. 3 BauGB 2004). Die Vorschrift folgt weitgehend dem 
Vorbild der auf das Jahr 1998 befristeten Zurückstellungsregelung des § 245b BauGB 
1998.129
Gemäß § 15 Abs. 3 Satz 1 BauGB hat die Baugenehmigungsbehörde die Entscheidung über 
die Zulassung von im Außenbereich privilegierten Vorhaben auf Antrag der Gemeinde „bis 
längstens ein Jahr nach der Zurückstellung auszusetzen, wenn die Gemeinde beschlossen 
hat, einen Flächennutzungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu ergänzen, mit dem die 
Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erreicht werden, und zu befürchten ist, dass 
die Durchführung der Planung durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich er-
schwert würde“. Nach Ablauf des Zurückstellungszeitraumes kann der Bauantrag dann auf 
Basis einer weiter verfestigten Planung ggf. endgültig abgelehnt oder nach Maßgabe des 
§ 14 BauGB eine Veränderungssperre erlassen werden. 
In der Sache erscheint die Neuregelung durchaus sinnvoll, weil die Planungsträger so die 
Möglichkeit erhalten, die von ihnen selbst verfolgte planvolle Steuerung der Ansiedlung von 
Windenergie gegenüber zwischenzeitlich gestellten Genehmigungsanträgen auch praktisch 
durchzusetzen. Auf der anderen Seite bietet die Aussetzungsmöglichkeit in dieser Gestalt ei-
ne allzu einfach zu handhabende Möglichkeit dazu, die gesetzlich intendierte Privilegierung 
von Windenergieanlagen zu umgehen, weil sie Raum dafür gibt, Bauanträge aus rein politi-
schen Gründen, also ohne damit wirkliche Planungsabsichten zu verfolgen, für einen nicht 
unerheblichen Zeitraum zurückzustellen.
Diese negative Nebenwirkung sollte sinnvollerweise relativiert werden, indem die Zurückstel-
lungsvoraussetzungen erweitert werden (z.B. durch die ergänzende Vorgabe, dass die Ge-
meinde die Planungsabsicht ernsthaft verfolgen muss) und zugleich ausdrücklich bestimmt 
wird, dass die Zurückstellung auf Antrag des Vorhabenträgers aufzuheben ist, wenn die Vor-
aussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen. 
Klarstellung zur bauplanungsrechtlichen Rückbauverpflichtung
Gemäß § 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB haben die Bauherrn bei nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 privi-
legierten Bauvorhaben „als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung 
abzugeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzubauen 
und Bodenversiegelungen zu beseitigen“. Satz 3 der Vorschrift bestimmt, dass die Bauge-
nehmigungsbehörde „durch nach Landesrecht vorgesehene Baulast oder in anderer Weise 
die Einhaltung der Verpflichtung nach Satz 2 sicherstellen“ soll.
Die ebenfalls im Zuge des EAG Bau 2004130 eingeführte Regelung dient dem Schutz des Au-
ßenbereichs. Sie wird getragen durch das städtebauliche Ziel, Beeinträchtigungen des Au-
128 Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau), BGBl. I 2004 S. 1359 / BGBl. I 2004 S. 2414.
129 Gesetz v. 18.08.1997, BGBl. I S. 2081.
130 BGBl. I 2004 S. 1359.
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ßenbereichs durch Anlagen zu vermeiden, die nicht mehr entsprechend dem gesetzlichen 
Privilegierungszweck genutzt werden. Die inhaltliche Berechtigung der Rückbauverpflichtung 
lässt sich aus städtebaulichem Blickwinkel nicht ernstlich bestreiten.131 Allerdings deutet eini-
ges darauf hin, dass die recht undeutlich formulierte ergänzende Klausel, die Einhaltung der 
Verpflichtung solle „durch nach Landesrecht vorgesehene Baulast oder in anderer Weise“ si-
chergestellt werden, zu einem Einfallstor für (zu) weitreichende Forderungen nach kosten-
trächtigen finanziellen Absicherungen werden könnte.132 Deutliche Hinweise auf die Entwick-
lung einer möglicherweise überzogen restriktiven Handhabung finden sich in den Einfüh-
rungshinweisen der Fachkommission Städtebau133, in den Einführungshinweisen des Landes 
Nordrhein-Westfalen zum EAG Bau134 sowie (inzwischen) auch im Windenergieerlass 
NRW135. Dort wird davon ausgegangen, dass es ohne weiteres zulässig sei, den Antragstel-
lern finanzielle Sicherheitsleistungen (wie z.B. Bankbürgschaften) in Höhe der Beseitigungs-
kosten abzuverlangen. Im Windenergieerlass NRW ist von einer Sicherheitsleistung in Höhe 
von „zumindest 6,5 % der Investitionskosten“ die Rede.136
Aus verfassungsrechtlicher Perspektive begegnet dies nicht unerheblichen Bedenken.137
 Das Verhältnismäßigkeitsprinzip gebietet es, die spezielle Sicherung für die Einhaltung 
der Rückbauverpflichtung im Einzelfall nicht schärfer auszugestalten, als es konkret erfor-
derlich und angemessen ist. Dabei ist zu beachten, dass das in den meisten Bundeslän-
dern existierende Rechtsinstitut der Baulast, welches durch § 35 Abs. 5 Satz 3 BauGB als 
die typische Sicherungsform benannt wird, nicht mit einer finanziellen (Sicherheits-) Leis-
tung verknüpft ist. 
 Indem er die Baulast als typische Sicherungsform erwähnt, bringt der Gesetzgeber zum 
Ausdruck, dass es ihm zur Erreichung des gesetzlichen Zwecks zumindest im Regelfall 
genügt, wenn sichergestellt wird, dass die Verpflichtung – wie es für die Baulast charakte-
ristisch ist – auch gegenüber Rechtsnachfolgern gilt (also insb. bei der Veräußerung, aber 
auch im Falle der Insolvenz). Es erscheint ihm also vom Grundsatz her ausreichend, eine 
Sicherungsart zu wählen, die nicht in spezifischer Weise finanziell abgesichert ist. 
131 Zweifelnd Maslaton/ Zschiegner, Rechtliche Rahmenbedingungen der Errichtung und des Be-
triebs von Biomasseanlagen, S. 39 f.
132 So auch Maslaton/ Zschiegner, Rechtliche Rahmenbedingungen der Errichtung und des Be-
triebs von Biomasseanlagen, S. 41 f.; vgl. auch Hammon: Ein Jahr Praxis mit dem EAG Bau (Stel-
lungnahme des Fachverbands Biogas), Freising 2005.
133 Vgl. Fachkommission Bau, Muster-Einführungserlass zum Gesetz zur Anpassung des Bauge-
setzbuchs an EU-Richtlinien (EAG Bau) vom 1. Juli 2005, S. 70 f. Dort wird undifferenziert von den 
beiden Möglichkeiten einer Bauslast und einer „Sicherheitsleistung“ gesprochen.
134 Vgl. den Einführungserlass zum Europarechtsanpassungsgesetz Bau (EAG Bau), Runderlass 
des Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport v. 30.01.2005 – II A 1 - 901.12 –, 
4.3.1.5). Dort heißt es, zwischen beiden Varianten (der Baulast und der Sicherung auf andere 
Weise) bestehe kein Rangverhältnis, es könnten daher auch andere Sicherungsformen gewählt 
werden. Erwähnt werden hierfür die beschränkte persönliche Dienstbarkeit, die Sicherungsgrund-
schuld und die Bankbürgschaft.
135 Vgl. Windkrafterlass NRW, Pkt. 5.2.3.
136 Windkrafterlass NRW, Pkt. 5.2.3 (S. 27).
137 Eingehend zum Ganzen Klinski, Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen, S. 40 f.
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In besonderem Maße erscheinen unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismäßigkeit solche fi-
nanziellen Sicherungsmittel problematisch, die den Adressaten mit einer Zinsbelastung über-
ziehen. Zinsgetragene Sicherungsformen können die Wirtschaftlichkeit der Anlagen stark be-
einflussen und in Einzelfällen sogar in Frage stellen. Als gegenüber Sicherungsarten wie der 
Bankbürgschaft mildere finanzielle Sicherungsmittel kommen insbesondere Verpflichtungen 
zur Bildung von Rückstellungen in Betracht. 
Angesichts der gleichwohl verbreiteten Ansicht, die Genehmigungsbehörde könne ohne wei-
teres finanzielle Sicherheitsleistungen wie Bankbürgschaften – nach den Veröffentlichungen 
der nordrhein-westfälischen Landesregierung sogar in Höhe von „zumindest“ 6.5 % der Inves-
titionskosten – verlangen, liegt es inhaltlich nahe, dass der Bundesgesetzgeber unter Beach-
tung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes klarstellend eingreift, sei es durch Bestimmung ei-
nes eindeutigen Vorrangs der Baulast oder durch genauere Bezeichnung von Art und Maß 
der finanziellen Absicherung. 
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3 Windenergienutzung auf See 
3.1 Ausgangssituation und Perspektiven 
3.1.1 Bisherige Entwicklung des Windenergieausbaus auf See
Offshore-Windparks wurden innerhalb Europas bisher in den Ländern Dänemark, Großbri-
tannien, Schweden, Irland, den Niederlanden und Deutschland realisiert. Für die nächsten 
Jahre ist in all diesen Ländern ein erheblicher Ausbau geplant. 
Die weltweit installierte Leistung von Offshore-Windenergieanlagen beträgt derzeit ca. 
930 MW. Die größten Windparks mit 160 bzw. 166 MW wurden an den Standorten Horns Rev 
und Rødsand/Nysted in Dänemark errichtet. Dänemark ist auch das Land, das über die 
längsten Erfahrungen im Bereich der Offshore-Windenergienutzung verfügt. Bereits 1991 
wurde dort der erste Offshore-Windpark vor der Insel Lolland in der Ostsee errichtet. Die ers-
ten großen Offshore-Windparks außerhalb Dänemarks befinden sich in Großbritannien am 
Standort North Hoyle mit 60 MW, Kentish Flats und Barrow mit jeweils 90 MW. Die derzeit 
größte errichtete Offshore-Anlage wurde im Rahmen des schottischen „Beatrice“-Projekts in-
stalliert. Hierbei handelt es sich um eine Anlage des Typs Repower 5M mit einer Nennleis-
tung von 5 MW. In den Niederlanden befindet sich derzeit ein weiterer Offshore-Windpark vor 
Egmond aan Zee mit 36 WEA vom Typ Vestas V90/3MW im Bau.138 Auch zukünftig wird der 
Bau von Offshore-Windparks im europäischen Ausland weiter voranschreiten. Allein in Groß-
britannien sind Offshore-Windparks mit einer installierten Leistung von über 10.000 MW in der 
Planung.139
In Deutschland sind bisher lediglich zwei Einzelanlagen direkt vor der Küste bzw. im Hafen-
gebiet von Rostock und Emden errichtet worden. Der Bau eines Offshore-Testfeldes vor Bor-
kum ist für 2008 vorgesehen. Genehmigungen des zuständigen Bundesamts für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie (BSH) liegen demgegenüber mittlerweile für den Bau von 13 Pilotvor-
haben in der AWZ der Nordsee sowie von einem Pilotvorhaben in der AWZ der Ostsee vor. 
Insgesamt sind damit 937 Windenergieanlagen mit einer installierten Leistung von 4.227 MW 
in der AWZ der Nordsee und 160 Windenergieanlagen mit 800 MW in der AWZ der Ostsee 
rechtlich gestattet worden – ohne dass für diese ein Termin für die Aufnahme der Bauarbeiten 
absehbar wäre. Weitere 1500 MW befinden sich für die AWZ der Nord- und der Ostsee im 
Antragsverfahren. Außerdem sind innerhalb der 12-Seemeilen-Zone (d.h. des Küstenmeeres) 
zwei kleinere Offshore-Windparks in der Nordsee und ein kleinerer Offshore-Windpark in der 
Ostsee geplant, bei denen die Raumordnungsverfahren entweder bereits abgeschlossen sind 
oder sich in Bearbeitung befinden. Ein weiteres in der 12-Seemeilen-Zone der Ostsee liegen-
138 Vgl. Rehfeldt, K.; Gerdes, G.: Internationale Aktivitäten und Erfahrungen im Bereich der Offsho-
re-Windenergienutzung. Hg.: BMU, Berlin, 2002; ferner die dena-Netzstudie, 2005. 
139 Vgl. iwr-Ticker [unter: http://www.iwr.de (Zugriff: 18.08.06)].
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des Projekt hat im Jahr 2006 die Bau- und Betriebsgenehmigung für die Windenergieanlagen 
sowie im August 2006 die Genehmigung für die Verlegung des Seekabels erhalten. Das Pro-
jekt besteht aus 21 Windenergieanlagen mit einer Leistung von ca. 53 MW. 
Im zweiten Halbjahr 2006 wurden keine weiteren Genehmigungen für Offshore Windparks in 
Nord- oder Ostsee erteilt. Über die in diesem Zeitraum eingereichten weiteren Genehmi-
gungsanträge veröffentlichte das BSH bislang noch keine Übersicht. 
Nach anfänglicher Planungseuphorie kommt die tatsächliche Ausbauentwicklung in Deutsch-
land gegenwärtig nur noch langsam voran. Hinter der eingetretenen praktischen Zurückhal-
tung der Investoren stehen verschiedene – im Einzelnen noch zu diskutierende – Hemmnis-
faktoren, die ganz überwiegend damit zusammenhängen, dass sich die Planungen weitge-
hend auf Gebiete in relativ großer Küstenentfernung (30 bis 120 km) mit tiefen Wasserstän-
den (25 bis über 40 Meter) konzentrieren, in denen sehr raue Wetterbedingungen vorherr-
schen. Die Errichtung der betreffenden Windparks begegnet daher sowohl in technischer als 
auch – in der Folge – in wirtschaftlicher Hinsicht besonderen Herausforderungen. Die Kon-
zentration auf küstenferne, in der deutschen „ausschließlichen Wirtschaftszone“ (AWZ) gele-
gene Standorte, ist darauf zurückzuführen, dass der Errichtung von Windparks in küstennä-
heren Bereichen der Nord- und Ostsee praktisch-politische Grenzen gesetzt sind, vor allem 
aus Gründen des Naturschutzes (insbesondere: Schutz der Wattenmeer-Nationalparks in der 
Nordsee) und der Schifffahrt, aber auch aus Gründen der Akzeptanz in den Küstenregionen.
Die Bedingungen in Deutschland unterscheiden sich damit wesentlich von der Ausgangssitu-
ation in denjenigen Staaten, die auf dem Wege der praktischen Nutzung von Offshore-
Windenergie bereits weiter sind. Namentlich die Aktivitäten Dänemarks richteten sich bislang 
ausschließlich auf küstennahe Standorte. Interessant für deutsche Planungen dürften die Er-
fahrungen mit den beiden im Bau befindlichen Projekten „Egmond aan Zee“ (Niederlande) 
und „Beatrice“ (vor der schottischen Küste) werden, da die betreffenden Standorte Wassertie-
fen von 30 bzw. 44m aufweisen und damit insofern – nicht allerdings im Hinblick auf die Küs-
tenentfernung – mit den Verhältnissen in der deutschen AWZ vergleichbar sind. 
Die nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht über den Stand der Verfahren:
Genehmigte Windparks                       
(Pilotphasen)

















AWZ Nordsee 13 937 4.227 3 274 1.260
AWZ Ostsee 2 160 800 1 80 240
Summe AWZ 15 1.097 5.027 4 324 1.410
12 sm-Zone Nordsee 2 2 10,5 2 69 352,5
12 sm-Zone Ostsee 1 21 53 1 50 100
Summe 12 sm-Zone 3 23 63,5 3 119 452,5
Gesamtsumme 18 1.120 5.090,5 7 443 1.862,5
Tab. 4: Verfahrensstand zur Genehmigung von Windparks in der AWZ der Nordsee (Küstenent-
fernung der konkreten Projekte 22-100 km, Wassertiefen 19-45 m), der AWZ der Ostsee (Küsten-
entfernung 15-35 km, Wassertiefen 15-40 m), im Küstenmeer der Nordsee sowie im Küstenmeer 
der Ostsee (Stand: August 2006; Zusammenstellung: Deutsche WindGuard)
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Die folgende Abbildung gibt beispielhaft für die Nordsee eine Übersicht über die geografische 
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Abb. 13: Planung von Offshore-Windparks in der Nordsee (Stand August 2006). Grün: genehmigte 
Projekte in der AWZ; Orange: Projekte im laufenden Verfahren; Gelb: Projekte innerhalb der 
12 sm Zone (Quelle: BSH)140
3.1.2 Weitere Ausbauperspektive
Die Bundesregierung markierte in ihrer im Jahr 2002 veröffentlichten „Strategie zur Wind-
energienutzung auf See“ erstmals konkrete Ziele für den Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung. Gedacht war an einen stufenweisen Ausbau mit der Zielsetzung, die 
ersten Baustufen in der „Startphase“ mit einer installierten Gesamtleistung von ca. 500 MW 
bis 2006 abzuschließen. Dem sollten zunächst eine erste Ausbauphase mit 2000 bis 3000 
MW installierter Leistung bis 2010 und anschließend weitere Ausbauphasen mit einer Leis-
tung von 20.000 bis 25.000 MW bis ca. 2030 folgen:141
140 Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH): Aktuelle Planungen von Offshore-
Windparks in der Nordsee. [http://www.bsh.de (Zugriff: 19.08.06)]. Eine neuere Karte wurde sei-
tens des BSH noch nicht veröffentlicht.
141 BMU (Hg.): Strategie zur Windenergienutzung auf See (2002), S. 8.
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Tab. 5: Gestufte Strategie der Windenergienutzung auf See (Quelle: BMU 2002)
Bezogen auf den Stromverbrauch des Jahres 1998 entspräche der Zielwert für 2030 einem 
Anteil der Offshore-Windenergie an der gesamten Stromversorgung in der Größenordnung 
von etwa 15 %.142
Die in der Strategie zur Windenergienutzung auf See niedergelegten programmatischen Vor-
stellungen können heute jedoch nicht mehr als realistisch angesehen werden. Der Zeitraum 
der „Startphase“ ist abgeschlossen, ohne dass auch nur ein einziger Offshore-Windpark in 
der für diesen Zeitraum ins Auge gefassten typischen Größenklasse von bis zu 80 Einzelan-
lagen143 (sog. Pilotphase) im Bau wäre. 
Für den Bereich der AWZ in der Nordsee hat das BSH mittlerweile Genehmigungen für den 
Bau und Betrieb von insgesamt 13 Pilotwindparks mit 937 WEA und einer installierten Leis-
tung von 4.227 MW erteilt. Hinzu kommt eine genehmigte Kapazität von 800 MW für den 
AWZ-Bereich der Ostsee. Die Verfahren für eine Reihe weiterer Projekte sind weit fortge-
schritten. Bis einschließlich 2006 zeichnete sich jedoch nicht ab, dass von den Genehmigun-
gen auf kürzere Sicht tatsächlich in größerem Umfang Gebrauch gemacht würde. 
Aus dem derzeitigen Stand aller vorliegenden Planungen ergibt sich insgesamt eine Gesamt-
Einspeiseleistung von ca. 6.950 MW für die Pilotwindparks in der Nord- und Ostsee, die auf-
grund verfügbarer Kapazitäten der Windenergieanlagentechnik, der Kabelproduktion als auch 
der Offshore-Installationstechnik nicht alle bis 2010 realisiert werden können. Hier wäre si-
cherlich ein Zeitraum zwischen 2014 bis 2016 wahrscheinlicher. Die politische Zielvorstellung, 
3.000 MW bis 2010 im Offshore-Bereich zu installieren, wird nicht mehr zu erreichen sein. 
Untersuchungen zum zukünftigen Ausbau der Windenergienutzung sowohl an Land als auch 
im Offshore-Bereich wurden insbesondere im Rahmen der dena-Studie144 (Szenario Fachbei-
rat sowie Szenario DEWI) durchgeführt als auch im Rahmen einer Marktuntersuchung der 
Deutschen WindGuard (Szenarien „Optimistischer Ausbau“ und „Verhalten optimistischer 
142 BMU (Hg.): Strategie zur Windenergienutzung auf See (2002), S. 7.
143 Vgl. BSH, Standarduntersuchungskonzept – Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen 
auf die Meeresumwelt, 1. Fortschreibung, Hamburg 2003.
144 Dena-Netzstudie, S. 40 ff. und S. 46 ff.
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Szenario                
“Optimisti-
scher Ausbauû




[MW] [MW] [MW] [MW]
2007 651 476 150 11
2010 5.439 4.382 2.050 1.100
2015 9.793 9.793 7.200 5.000
2020 20.358 20.358 15.000 12.000
Tab. 6: Vergleich der prognostizierten kumulierten installierten Leistung der verschiedenen Szena-
rien für den Ausbau der Windenergienutzung auf See (Quelle: Deutsche WindGuard)
Der Vergleich der im Rahmen der Marktuntersuchungen entwickelten Szenarien für den Aus-
bau der Windenergienutzung auf See mit den in der dena-Studie erarbeiteten Szenarien weist 
große Unterschiede auf. Bereits die Erwartungen der installierten Leistung von Offshore-
Windparks bis 2010 fallen in den beiden Szenarien der dena-Studie deutlich höher aus. Wäh-
rend das DEWI-Szenario von 4.382 MW bis 2010 ausgeht und das Szenario des dena-
Fachbeirats sogar auf 5.439 MW bis 2010 kommt, geht das optimistische Szenario der Deut-
schen WindGuard nur von 2.050 MW bis 2010 aus. Bei verhalten optimistischem Ausbau lie-
gen die Erwartungen nur bei 1.100 MW bis 2010. Auch die Entwicklung bis 2020 wird in den 
Szenarien der dena-Studie und den Untersuchungen der WindGuard-Studie deutlich anders 
eingeschätzt. Während in beiden Szenarien der dena-Studie eine kumulierte installierte Leis-
tung bis 2020 von 20.358 MW prognostiziert wird, ergibt sich aus der Marktuntersuchung eine 
kumulierte installierte Leistung von 15.000 MW bzw. 12.000 MW im verhalten optimistischen 
Szenario.
Die Gründe für die mittlerweile deutlich relativierten Ausbauerwartungen sind darin zu finden, 
dass sich die Ausgangsbedingungen heute weit weniger günstig darstellen als in der Strate-
gie zur Windenergienutzung auf See (und auch zu Beginn des vorliegenden Vorhabens 2003) 
angenommen. Die tatsächliche Aufnahme der Bauarbeiten zu den projektierten Pilotphasen 
wird durch einige schwerwiegende Probleme gehemmt:
 Erstens macht sich das Fehlen praktischer Erfahrungen mit in Wassertiefen von 20 bis 
über 40 Metern weitab von der Küste stehenden Anlagen negativ bemerkbar. Das gilt so-
wohl für die technische Entwicklung als auch für die Bewertung von Sicherheitsaspekten. 
 Zweitens sind mit den hohen technischen Herausforderungen besonders große Investi-
tionsrisiken verbunden.  
 Drittens erweist sich die Kabelanbindung als „Nadelöhr“ der Offshore-Strategie: Jeder 
Windparkbetreiber plante bislang für sich allein, da es an den rechtlichen und wirtschaftli-
chen Voraussetzungen für eine planvolle netztechnische Erschließung der AWZ fehlte. 
145 Rehfeldt, Dr. K., Wallasch, J. (Deutsche WindGuard): Kurzgutachten zum Ausbau der Wind-
energienutzung bis 2020. Endbericht. September 2005. 
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Dieser Umstand ist nicht zuletzt deshalb besonders misslich, weil er sowohl aus betrieb-
wirtschaftlicher als auch aus ökologischer Sicht von Nachteil ist: Durch die fehlende Bün-
delung der Anschlusskabel entstehen vermeidbare Umweltbelastungen, und es fallen bei 
den Windparkbetreibern hohe Anschlusskosten an. Zugleich bergen die nebeneinander 
bei verschiedenen Behörden durchzuführenden Genehmigungsverfahren für die Kabel 
nicht unerhebliche rechtliche Unsicherheiten. 
 Viertens droht spätestens für die Ausbauphasen der Offshore-Windparks eine Situation, 
in der die Kapazität der Übertragungsnetze an Land nicht ausreicht, weil die Betreiber 
der Übertragungsnetze die nötigen Optimierungs-, Netzausbau- und Verstärkungsmaß-
nahmen nicht rechtzeitig realisiert haben.  
 Fünftens fehlt es in Ansehung dieses Bündels von zu bewältigenden Problemen in der 
Kredit- und Versicherungsbranche an der Bereitschaft, die Offshore-Projekte durch 
günstige Vergabekonditionen wirtschaftlich abzusichern. Aus diesem Grunde erhöhen 
sich die Gesamtkosten der Vorhaben noch einmal deutlich. 
Eine belastbare Anpassung der strategischen Ausbauziele an diese zumindest in Teilen 
wesentlich veränderte Ausgangssituation gestaltet sich schwierig, da die weitere Ausbauent-
wicklung entscheidend davon abhängt, ob und innerhalb welcher Zeiträume es gelingt, die re-
levanten Probleme zu bewältigen und die erforderlichen wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zu schaffen. Wichtiger als die erneute Formulierung quantitativ bemessener Zielmarken 
für bestimmte Jahre erscheint es aus der Perspektive des Forschungsvorhabens, die Bewäl-
tigung der zentralen Probleme und Aufgaben unverzüglich anzugehen. Hierfür werden in den 
nachfolgenden Kapiteln einige konkrete Ansatzpunkte herausgearbeitet. Sollte das gelingen, 
so können die in der 2002 entwickelten Strategie gesetzten Ziele für die Startphase und die 
erste Ausbauphase mit einer Verzögerung um einige Jahre erreicht werden, so dass es nach 
wie vor nicht unrealistisch erscheint, die (ohnehin relativ vage) Größenordnung der bislang 
formulierten Zielsetzungen für 2030 weiter im Auge zu behalten. 
Keine Veranlassung besteht aus der Sicht des Forschungsvorhabens demnach dazu, den 
längerfristigen Zielhorizont für die Offshore-Windenergienutzung als solchen in Frage zu 
stellen und stattdessen auf einen geringeren Anteil der Offshore-Windenergienutzung für die 
Stromversorgung zu orientieren. Die derzeit festzustellenden Probleme erscheinen – soweit 
dies aus heutiger Sicht beurteilt werden kann – prinzipiell überwindbar. Ein Abrücken von den 
anspruchsvollen längerfristigen Ausbauzielen würde die deutschen Klimaschutzbemühungen, 
in denen die Offshore-Windenergienutzung einen wichtigen Platz einnimmt, erschweren und 
zugleich einen bedeutenden Rückschlag auf dem Weg zu mehr nationaler Versorgungssi-
cherheit bringen. 
Festgehalten werden sollte auch an dem in der Strategie der Bundesregierung angelegten 
gestuften Konzept der Strategie zur Windenergienutzung auf See. Zwar dürften sich die 
Grenzen zwischen der Startphase und den ersten Ausbauphasen etwas verschieben, weil 
schon jetzt erheblich höhere Stromerzeugungskapazitäten genehmigt sind als ursprünglich 
für die Startphase vorgesehen waren. Damit dehnt sich für sich genommen aber nur die 
quantitative Breite der Startphase aus. Es erscheint jedoch unerlässlich, die Erfahrungen der 
zuerst realisierten Pilotvorhaben zunächst umfassend auszuwerten, bevor auf den dadurch 
erweiterten Erkenntnisgrundlagen die späteren Ausbauphasen ins Werk gesetzt werden. Das 
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gilt nicht nur im Hinblick auf die Fortentwicklung der Technik, sondern auch und insbesondere 
aus dem Blickwinkel des Umweltschutzes und der Sicherheit. Denn es ist nach wie vor richtig, 
dass es sich bei der Windenergienutzung auf See um einen „großflächigen und langfristigen 
Eingriff in die Meeresumwelt handelt und die anlagenbezogenen Auswirkungen der Offshore-
Windparks auf die Meeresumwelt mangels praktischer Erfahrungen nur mit Unsicherheiten 
prognostiziert werden können (z.B. zur Barrierewirkung für Zugvögel, Vogelschlag oder Habi-
tatverlust für Meeressäugetiere)“ 146, so dass es im Sinne des Vorsorgeprinzips wichtig ist, die 
Realisierung der Ausbaustufen von positiv belastbaren Erkenntnissen über die Verträglichkeit 
von Offshore-Windparks mit den Belangen des Meeresumweltschutzes und der Sicherheit 
abhängig zu machen.147
Eine relativ geringe strategische Bedeutung kommt in den bisherigen Planungen bislang der 
küstennahen Nutzung der Windenergie zu. Das Forschungskonsortium sieht hier durchaus 
gewisse zusätzliche Potenziale, die sich jedoch einesteils wegen naturschutzbezogener Be-
denken insbesondere im Hinblick auf die Inanspruchnahme von Wattenmeer-Gebieten und 
anderenteils in Anbetracht der vorhandenen Interessenkonstellationen in den Küstenregionen 
realistischerweise allenfalls in Einzelfällen wahrnehmen lassen dürften. Von daher sollte an 
der schwerpunktmäßigen Orientierung auf die Nutzung der AWZ festgehalten werden, wenn-
gleich zu betonen ist, dass es sinnvoll erscheint, einzelne weitere Standorte innerhalb des 
Küstenmeeres zusätzlich in Betracht zu ziehen und genauer auf ihre Geeignetheit zu prüfen. 
Allerdings kann nicht übersehen werden, dass die weitgehende Konzentration auf küstenfer-
ne Standorte ihren Preis hat. Die Errichtung von Windparks in küstenfernen Regionen der 
AWZ verteuert die Windenergienutzung vornehmlich in den Anfangsjahren nicht unerheblich, 
einerseits wegen der langen (und daher teuren) Übertragungswege hin zum Land, anderer-
seits aber auch wegen der mit den dortigen Wasser- und Wetterverhältnissen einhergehen-
den besonderen technischen und betriebslogistischen Erfordernisse. Will Deutschland der 
Offshore-Windenergienutzung aus Gründen des Klimaschutzes und der Versorgungssicher-
heit gleichwohl weiterhin einen zentralen Platz in der weiteren Entwicklung der erneuerbaren 
Energien einräumen und mit in Deutschland ansässigen Unternehmen auf diesem Gebiet 
zum Kreis der Technologie exportierenden Nationen gehören, so wird dies nur möglich sein, 
wenn für die (küstenferne) Offshore-Windenergienutzung angemessene politische und wirt-
schaftliche Entwicklungsbedingungen bereitet werden. 
Eine erste strategisch bedeutsame Maßnahme zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen wurde Ende November 2006 (und damit nach dem Abschluss der Arbeits-
phase „Offshore“ zu diesem FuE-Vorhaben) mit der Einfügung des neuen § 17a in das Ener-
giewirtschaftsgesetz (EnWG) ergriffen, der die Aufgaben der Errichtung und des Betriebes 
der Anschlusskabel für die Offshore-Windparks auf die Netzbetreiber überträgt. Hierauf wird 
an anderer Stelle noch einzugehen sein (siehe unten, Kap. 3.4.3.3 und 3.4.4).
146 Strategie zur Windenergienutzung auf See (2002), S. 7.
147 Aus diesem Grund versieht das BSH die Genehmigungen üblicherweise mit einem Widerrufs-
vorbehalt, von dem u. U. Gebrauch gemacht werden kann, falls sich auf Grund neuerer Erkennt-
nisse herausstellt, dass die Schutzgüter des § 2 SeeAnlV stärker gefährdet werden als ursprüng-
lich angenommen.
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3.2 Der planungs- und zulassungsrechtliche Rahmen der 
Ausbauentwicklung
Im Zentrum der bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen für die Planung von Wind-
energieanlagen im Offshore-Bereich stehen die Genehmigungsvorschriften der Seeanlagen-
verordnung (SeeAnlV). Die auf Grundlage des Seeaufgabengesetzes (SeeAufgG) geschaffe-
ne Verordnung regelt seit 1997 die Zulässigkeit der Errichtung von Anlagen in der deutschen 
„ausschließlichen Wirtschaftszone“ (AWZ). Die AWZ ist dem Küstenmeer vorgelagert und er-
streckt sich von dort aus bis zu 200 Seemeilen ins Meer. Im Küstenmeer findet – anders als
in der AWZ – grundsätzlich das an Land geltende Zulassungsinstrumentarium für Windener-
gieanlagen Anwendung. 
Die Seeanlagenverordnung füllt das den Küstenstaaten durch das Seerechtsabkommen der 
Vereinten Nationen (SRÜ) verliehene ausschließliche Recht aus, für die dem Küstenstaat zu-
geordnete AWZ Regelungen über die Errichtung und die Genehmigung von Anlagen und 
Bauwerken zu schaffen.148 Völkerrechtlich ist zu beachten, dass die AWZ nach dem Konzept 
des SRÜ nicht zum deutschen Hoheitsgebiet zählt, sondern lediglich einen Raum mit be-
stimmten exklusiven hoheitlichen Befugnissen des jeweiligen Küstenstaates bildet. 
Die maßgebenden Genehmigungsvorschriften ergeben sich aus den §§ 2 bis 6 SeeAnlV. 
Wichtigste Vorschrift ist § 3 SeeAnlV. § 3 Abs. 1 Satz 1 SeeAnlV bestimmt, dass die Geneh-
migung für die erfassten Seeanlagen „zu versagen ist, wenn die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs beeinträchtigt oder die Meeresumwelt gefährdet wird, ohne dass dies durch ei-
ne Befristung, durch Bedingungen oder Auflagen verhütet oder ausgeglichen werden kann“. 
Die beiden Kriterien der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs einerseits und der Gefähr-
dung der Meeresumwelt andererseits werden nachfolgend in Satz 2 der Vorschrift durch eini-
ge Regelbeispiele konkretisiert. Satz 3 bestimmt, dass die Genehmigung nicht versagt wer-
den darf, wenn keine Versagungsgründe im Sinne des Satzes 1 vorliegen. 
In die Genehmigungsverfahren ist typischerweise (außer bei ungewöhnlich klein dimensio-
nierten Windparks) eine UVP (mit Öffentlichkeitsbeteiligung) integriert. Die hierfür maßgeben-
de Vorschrift des § 2a SeeAnlV verweist insoweit auf die Bestimmungen des UVPG, so dass 
sich die gleichen Schwellenwerte zur Auslösung der UVP-Pflicht bzw. der jeweiligen Vorprü-
fungspflichten ergeben, die auch für Anlagen an Land gelten. 
Zuständig für die Erteilung von Genehmigungen ist das dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bauwesen und Städtebau (BMVBS) als Bundesoberbehörde nachgeordnete Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH). Innerhalb des Genehmigungsverfahrens holt das 
BSH die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Stellen ein, die in ihren Aufgabenbe-
reichen berührt sind (§ 5 Abs. 3 SeeAnlV). Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn 
die örtlich zuständige Wasser- und Schifffahrtsdirektion ihre Zustimmung erteilt hat (§ 6 
SeeAnlV); deren Prüfungsbefugnis bezieht sich allein auf die Belange des Schiffsverkehrs.
Zu beachten ist, dass die betreffenden Vorhaben nur realisiert werden können, wenn auch die 
(über die Anlagengenehmigung nach der Seeanlagenverordnung hinaus erforderlichen) Ge-
nehmigungen für die Herstellung der Trassen zur An- und Abfuhr des Stroms bis zum Netz-
verknüpfungspunkt an Land erteilt sind. Das BSH sieht sich zur Entscheidung hierüber auf 
148 Siehe Art. 60 des SRÜ (BGBl. 1994 II S. 1799).
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Grundlage der Seeanlagenverordnung zwar befugt, soweit es um die Inanspruchnahme der 
AWZ geht. Sein Kompetenzbereich endet aber vor dem Küstenmeer. Für die Querung des 
Küstenmeeres bedarf es einer Reihe von behördlichen Einzelentscheidungen nach unter-
schiedlichen Gesetzen. Besonders bedeutsam ist die für die Inanspruchnahme des Watten-
meeres in der Nordsee erforderliche Befreiung von den Verboten der betreffenden (Landes-) 
Nationalparkgesetze. Eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung nach dem Bun-
des-Wasserstraßengesetz (WaStrG) muss eingeholt werden, wenn Kabel unter einer Bun-
deswasserstraße verlegt werden sollen (siehe § 31 Abs. 1 Nr. 2 WaStrG). Die Kabelverle-
gung bedarf außerdem einer wasserrechtlichen Genehmigung für Anlagen im Küstenmeer. 
Da die Kabelverlegung als Eingriff in Natur und Landschaft einzustufen ist, hat zudem (ggf. in-
tegriert in ein anderes Zulassungsverfahren) eine naturschutzrechtliche Eingriffsprüfung statt-
zufinden (vgl. §§ 18 ff. BNatSchG). Landseitig bedarf es je nach örtlicher Situation unter Um-
ständen weiterer Genehmigungsakte.
Sowohl (und insbesondere) für die Standortwahl der Windparks in der AWZ als auch für die 
Trassenwahl sind die Anforderungen der Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG149 und der sog. 
FFH-Richtlinie 92/43/EWG150 von großer Bedeutung. Dies fand in den Texten der Seeanla-
genverordnung 1997 und des Bundesnaturschutzgesetzes in der Fassung von 1998 ur-
sprünglich keinen adäquaten Ausdruck. Durch die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes 
Anfang 2002 wurden insofern erstmals klare Rechtsgrundlagen geschaffen, indem ausdrück-
lich die Möglichkeit zur Ausweisung von Meeresschutzgebieten in der AWZ eröffnet wurde.151
Um die Rechtslage leichter handhabbar zu machen, wurde mit der besagten Novelle zusätz-
lich eine neue Regelung in die SeeAnlV aufgenommen, nach der – als Pendant zu den Mee-
resschutzgebieten – Eignungsgebiete in der AWZ ausgewiesen werden sollen, in denen in 
der Regel davon ausgegangen werden können soll, dass Versagungsgründe im Sinne des 
§ 3 SeeAnlV nicht vorliegen (vgl. § 3a SeeAnlV). Die Festlegung eines besonderen Eig-
nungsgebiets hat im Genehmigungsverfahren im Hinblick auf die Wahl des Standortes von 
Anlagen die Wirkung eines Sachverständigengutachtens. Das BMU meldete Anfang Juni 
2004 nach rund zweijährigen Vorarbeiten insgesamt 10 Meeresschutzgebiete in Nord- und 
Ostsee bei der EU-Kommission und wies im Herbst 2005 zwei Vogelschutzgebiete förmlich 
als Meeresschutzgebiete aus. Die übrigen Schutzausweisungen können erst nach weiteren 
Verfahrensschritten seitens der EU-Kommission erfolgen. Ebenfalls im Jahr 2005 erfolgte die 
Ausweisung der ersten beiden seeanlagenrechtlichen Eignungsgebiete.
Das BSH als Genehmigungsbehörde hat eine einheitliche Verfahrensstrategie entwickelt, in 
deren Zentrum ein „Standard-Untersuchungskonzept“ für die Prüfung der Umweltverträglich-
keit steht.152 Die Verfahrensstrategie ist insbesondere davon gekennzeichnet, dass aus Grün-
den der Vorsorge Genehmigungen zunächst nur für Windparks in der Größenordnung von bis 
zu 80 Anlagen (sog. Pilotvorhaben oder Pilotphasen) ausgesprochen werden, und dass das 
149 Richtlinie 79/409/EWG des Rates v. 2. April 1979 über die Erhaltung wildlebender Vogelarten, 
ABl. Nr. L 206, S. 42. 
150 Richtlinie 92/43/EWG des Rates v. 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206, S. 7.
151 Siehe das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz –
BNatSchG) in der Neufassung vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), dort insb. § 38.
152 BSH, Standarduntersuchungskonzept – Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen auf 
die Meeresumwelt, 1. Fortschreibung, Hamburg 2003.
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 76
Bundesamt den Betreibern der Pilotparks umfangreiche Beobachtungen der Umweltauswir-
kungen auferlegt, um hieraus für spätere Ausbauphasen neue Erkenntnisse gewinnen zu 
können.
Zu Beginn des vorliegenden FuE-Vorhabens (Ende 2003) fehlte es an einer Rechtsgrundlage 
für die Schaffung einer positivrechtlichen Planungsordnung für den geografischen Raum der 
AWZ. Dies änderte sich im Jahr 2004 durch den im Zuge des „Europarechtsanpassungsge-
setzes Bau“ (EAG Bau) geschaffenen § 18a des Raumordnungsgesetzes (ROG).153 Die Auf-
tragnehmer hatten hierzu im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens bereits kurzfristig Stel-
lung bezogen und einige Vorschläge unterbreitet.154
§ 18a Abs. 1 ROG verleiht dem für das Verkehrswesen zuständigen Bundesministerium die 
Aufgabe, Ziele und Grundsätze der Raumordnung in der AWZ im Sinne von § 3 Nr. 2 und 3 
ROG aufzustellen, die sich (u. a.) auch auf die wirtschaftliche Nutzung der AWZ beziehen 
(§ 18 a Abs. 1 ROG). § 18a Abs. 3 Satz 2 ROG enthält eine spezifische Übergangsregelung 
in Bezug auf die seeanlagenrechtlichen Eignungsgebiete für Windenergieanlagen. Danach 
sind die bis Ende 2005 festgelegten besonderen Eignungsgebiete nach § 3a SeeAnlV als Zie-
le der Raumordnung zu übernehmen und als Vorranggebiete festzulegen. 
Mit den neuen Bestimmungen des ROG ist ein räumliches Steuerungsinstrumentarium ent-
standen, das als Arbeitsgrundlage für eine ausgewogene Standort- und Trassenplanung un-
ter Berücksichtigung aller planerisch relevanten Belange – und hierbei insbesondere solchen 
des Umwelt- und Naturschutzes – gut brauchbar ist. Im Detail erscheinen Verbesserungen 
bzw. rechtliche Ergänzungen wünschenswert, insbesondere was die Feinsteuerung der 
Standortfragen sowie die Abstimmung zwischen der Raumordnung in der AWZ und im Küs-
tenbereich betrifft. Im nächsten Schritt sind die dadurch gewonnenen Gestaltungsspielräume 
überlegt auszufüllen. Aus der Sicht des FuE-Vorhabens erscheint hierbei eine möglichst weit-
gehende Planungstiefe wünschenswert. Das zuständige Bundesministerium für Verkehr, Bau-
und Siedlungswesen (BMVBS) hat die Arbeiten hierzu aufgenommen. Einzelheiten dazu wur-
den allerdings bislang noch nicht öffentlich zugänglich gemacht. Angesichts der Komplexität 
der Aufgabe wird es voraussichtlich erst auf längere Sicht gelingen, umfassende raumordne-
rische Vorgaben der gewünschten Steuerungsintensität aufzustellen. Bis auf weiteres findet 
das Genehmigungsinstrumentarium für Anlagen in der AWZ daher – wie bereits bisher – An-
wendung, ohne dass insoweit übergeordnete Planungsgrundlagen der Raumordnung vor-
handen sind. Eine mittelbare Steuerungsfunktion, allerdings nur im Sinne einer Schaffung von 
Anreizen, kommt lediglich den seeanlagenrechtlichen Eignungsgebieten zu.
153 Siehe Art. 2 Nr. 7 des EAG Bau, BGBl. I 2004 S. 1359 (1380). Beachte auch die Erwägungen in 
der Gesetzesbegründung, BT-Drs. 15/2250 S. 71 ff.
154 Schulte/Klinski: Die im Entwurf zum EAG Bau vorgesehenen Regelungen zur Windenergie: 
Problemanalyse und Lösungsvorschläge aus rechtlicher Sicht (April 2004), Manuskript.
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3.3 Herausforderungen, Konfliktbereiche und Hemmnisse
3.3.1 Technische Entwicklungen und Herausforderungen 
Im Gegensatz zu den bereits realisierten Offshore-Windparks in anderen europäischen Län-
dern zeichnen sich die deutschen Planungen für die Offshore-Windenergienutzung durch 
deutlich größere Küstenentfernungen und Wassertiefen aus. Aus diesem Grund werden in 
der Mehrzahl der geplanten Pilotwindparks Windenergieanlagen der 3 bis 5 MW-Klasse vor-
gesehen, da nur entsprechend große Anlagen eine wirtschaftliche Nutzung unter den Rand-
bedingungen in der AWZ zu lassen. Die hierfür zur Verfügung stehende Technik ist aber we-
der in der Breite erprobt noch in größerer Produktzahl verfügbar. Die Entwicklung solcher An-
lagen ist über die Prototypenphase noch nicht hinausgekommen. Ein Einsatz unter mit den 
küstenfernen Regionen der deutschen Nordsee vergleichbaren Verhältnissen hat in dieser 
Leistungsklasse bis heute nicht stattgefunden. 
In der folgenden Tabelle werden für die Offshore-Windenergienutzung entwickelten Wind-









Vestas V90 3.000 kW 90 m ca. 96 2002
Siemens 3,6 MW 3.600 kW 107 m 2 2004
GE 3.6sl 3.600 kW 111 m 8 2002
Enercon E112 6.000 kW 114 m ca. 10 2002
Multibrid M5000 5.000 kW 116 m 2 2004
Repower 5M 5.000 kW 126 m 4 (1 im Bau) 2004
Tab. 7: WEA der 3 bis 5 MW-Klasse für den Einsatz auf dem Meer (Stand 31.12.2006); eigene 
Darstellung (Deutsche WindGuard)
Besondere Anforderungen ergeben sich für den Einsatz von WEA unter den für die deutsche 
AWZ typischen Bedingungen vor allem hinsichtlich folgender Aspekte:
 Offshore-Windenergieanlagen für die Nord- und Ostsee müssen für sehr raue Umweltbe-
dingungen ausgelegt werden, die einerseits besondere Anforderungen an die verwandten 
Materialien bedingen (insbesondere auf Grund der korrosiven Einwirkungen durch Salz-
wasser, Gischt und salzhaltige Luft) und andererseits außerordentlich hohe Belastungen 
durch Extremwindgeschwindigkeiten und Wellenhöhen mit sich bringen. In bautechni-
scher Hinsicht müssen die aus starken Windböen und energiereichem Wellenschlag her-
rührenden dynamischen Belastungen der gesamten Struktur der Bauwerke, sowohl des 
Turmes als auch des Unterwassertragwerks, sicher beherrscht werden. Aufgrund der 
großen Wassertiefen (bis über 40 Metern) bedarf es hierfür des Einsatzes neuartiger bzw. 
weiterentwickelter Fundamenttechnologien. Die bislang für Offshore-Parks überwiegend 
angewandte Technologie der Monopiles (Einpfahlgründungen) ist nach dem bisherigen 
Stand nur bis zu einer Wassertiefe von ca. 25 Metern ausgelegt. Relativ viele Erfahrun-
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gen bestehen im Einsatzbereich geringer Wassertiefen auch für Schwerkraftfundamente. 
Vielversprechende alternative Technologien sind die Tripod- und die Jacket-Konstruktion
sowie das Bucket-Fundament. Die genannten alternativen Technologien lassen – groß-
technische Einsatzfähigkeit an den betreffenden Standorten vorausgesetzt – sowohl im 
Hinblick auf die technische Belastbarkeit als auch hinsichtlich der Kosten zum Teil deutli-
che Vorteile erwarten, insbesondere weil sie ganz oder großenteils an Land vorkonstruiert 
werden können. Bislang werden jedoch lediglich einzelne Exemplare erprobt.
Abb. 14: Schematische Darstellung verschiedener Fundamentvarianten (von links nach rechts): 
Monopile, Schwerkraftfundament, Tripod (Dreibein), Jacket-Konstruktion und Bucket.
 Die Steuerung und Überwachung von Offshore-Windparks unter Bedingungen größerer 
Entfernungen vom Land und größerer Wassertiefen gestaltet sich schwierig. Es muss da-
von ausgegangen werden, dass die Anlagen über längere Zeiten bei schlechtem Wetter 
(insb. im Winter) nicht oder nur schwer zugänglich sein werden. Größere Reparaturen 
sind in diesen Zeiten ausgeschlossen. Untersuchungen für den dänischen Windpark 
Horns Rev haben gezeigt, dass unter dortigen Bedingungen im Sommer in 20 % und im 
Winter in 50 % der Zeit mit einer Unzugänglichkeit der Anlagen gerechnet werden 
muss.155 Unter den Bedingungen der Nordsee-AWZ dürften diese Zeiträume zum Teil 
deutlich größer ausfallen. In der Ostsee sind demgegenüber zwar die Wellenbedingungen 
moderater, doch muss dort im Winter auch mit Eis gerechnet werden. Der Betrieb der An-
lagen erfordert daher den Einsatz von Zustands- bzw. Schadensfrüherkennungssystemen 
mit hoher Analysegenauigkeit, die den Ausfall von Komponenten erkennen und somit de-
ren frühzeitiger Austausch ermöglichen. Steuerung und Überwachung werden überwie-
gend vom Land aus erfolgen müssen, bei großen Windparks wahrscheinlich zusätzlich 
mit einer ständig besetzten Arbeitsplattform vor Ort. Der Zugang zu den Anlagen wird bei 
Wartungen und kleinen Reparaturen über Boote und Hubschrauber erfolgen, bei größe-
ren Maßnahmen mit Schiffen und Hubplattformen. Die Betriebssysteme der Windenergie-
anlagen werden, soweit es Technik und Wirtschaftlichkeit zulassen, über redundante Sys-
teme verfügen müssen, die eine ferngesteuerte Behebung von Fehlern ermöglichen. 
 Windenergieanlagen entziehen der Strömung des Windes Energie um diese in elektrische 
Energie zu wandeln. Die Nachlaufströmung des Windrotors einer Windenergieanlage ist 
155 Grastrup, H.: Planning of the First Danish Offshore Wind Park in the North Sea. Workshop Off-
shore-Windenergienutzung, Technik, Naturschutz, Planung. Wilhelmshaven 27. Juni 2000.
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somit energieärmer und deutlich turbulenter als die freie Windströmung vor dem Windro-
tor. Windenergieanlagen in größeren Windparks beeinflussen sich durch derartige Ab-
schattungseffekte (WAKE-Effekte) gegenseitig erheblich. Die WAKE-Effekte führen zu 
schwankenden Windlasten, reduziertem Energieertrag und vibrationsbedingt starker Be-
anspruchung der Rotoren. Sie hängen von einer Vielzahl verschiedener Parameter ab, 
wie etwa Rotorblatt-Ausgestaltung, Neigungswinkel, Rotorgeschwindigkeit, Windverwirbe-
lung sowie in der jeweiligen Landschaft aufkommende Turbulenz und bestehender Wind-
profile. Die große Anzahl an Beeinflussungsfaktoren bedingt, dass eine individuelle Ein-
schätzung der Auswirkungen im jeweiligen Windpark schwierig ist.156 Es gibt bisher keine 
Verfahren, die in ausreichender Weise Aussagen über den Nachlauf von Rotoren und die 
daraus resultierende Beanspruchung von Nachbaranlagen liefern. Auch gibt es bisher nur 
sehr wenig Datenmaterial über die Turbulenzintensität in der Umgebung von Windener-
gieanlagen. Die bisher benutzten Modelle zur Vorhersage von Turbulenzintensitäten ar-
beiten mit Durchschnittswerten, die im Vergleich verschiedener Modelle voneinander ab-
weichen. Sie können deshalb nicht für begründete Prognosen herangezogen werden. Die 
Entwicklung eines adäquaten Modellverfahren zur Bestimmung und Vorhersage von 
WAKE-Effekten in Windparks steht bisher noch aus. Weitergehende Forschung sind in 
diesem Bereich notwendig. 
 Entwicklungsbedarf ist auch hinsichtlich der Technik der Stromübertragung an das land-
seitige Übertragungsnetz zu konstatieren. Die Planungen erster Offshore-Windparks grei-
fen zur Energieübertragung an Land auf die herkömmliche Technik der Hochspannungs-
drehstromübertragung mit einer Spannungsebene zwischen 110 kV und 220 kV zurück. 
Bei Kabellängen bis ca. 140 km ist der Einsatz dieser erprobten Technologie auf wirt-
schaftliche Weise möglich, wobei die Übertragungsleistung pro Kabelsystem bislang je-
doch auf ca. 250 MW begrenzt ist. Sowohl die Planungen von Offshore-Windparks in grö-
ßerer Entfernung zur Küste als auch die hohen Leistungskapazitäten machen es notwen-
dig, Lösungen auf dem Gebiet der Hochspannungsgleichstromübertragung (HGÜ) zu su-
chen und zu erproben. Nur durch den Einsatz dieser Technologie kann die Energieüber-
tragung unter akzeptablen Wirkungsgraden mit großer Kapazität pro Kabelsystem erfol-
gen. Die notwendige Optimierung der Energieübertragung mit dem Ziel eine möglichst ge-
ringe Anzahl von Kabelsystemen zur Energieübertragung der auf dem Meer erzeugten e-
lektrischen Energie zu erreichen, kann nur durch den Einsatz von HGÜ-Systemen erreicht 
werden.
3.3.2 Netzinfrastrukturelle Erschließung (Kabelanbindung)
Erhebliche Hemmnisse für die Verwirklichung der Offshore-Ausbaustrategie ergeben sich aus 
den unzureichenden planerischen Grundlagen für die netztechnische Erschließung des Mee-
resraums und dem Fehlen eines zusammenfassenden Zulassungsverfahrens für die Anbin-
dungskabel. Auf Grund des Fehlens vorgegebener Netzinfrastrukturen sahen sich bisher alle 
156 Vgl. Hahm, Th./ Kröning, J.: In the wake of a wind turbine, FLUENT news spring 2002, S. 5-7; 
ferner W. Zielke, P. Schaumann, W. Gerasch, W. Richwien, K. Mittendorf , P. Kleineidam und A. 
Uhl (Forschungszentrum Küste Kolloquium), Projekt GIGAWIND: Bau und umwelttechnische As-
pekte von Offshore-Windenergieanlagen. Hannover 2001, S. 79 ff.
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Windparkbetreiber gehalten, ein eigenes Anschlusskabel von der AWZ bis an Land zu planen 
und zum Gegenstand individueller Genehmigungsverfahren zu machen. Angesichts der Zer-
splitterung der Rechtsvorschriften für die Kabelzulassung in der AWZ, im Küstenmeer und an 
Land ist dies ein rechtlich verhältnismäßig unsicheres Unterfangen. 
Innerhalb der AWZ ist eine räumliche Planung der netztechnischen Strukturen auf Grundlage 
des § 18a ROG mittlerweile möglich. Allerdings wird es noch einige Jahre in Anspruch neh-
men, bis entsprechende Vorgaben erarbeitet, abgestimmt und in Kraft gesetzt worden sind.
Außerhalb der AWZ fällt die Festlegung der räumlichen Lage von Anbindungstrassen in den 
Kompetenzbereich der nach Maßgabe der Landesplanungsgesetze (Landesraumordnungs-
gesetze) zuständigen Landesplanungsbehörden. Insoweit gilt das allgemeine Raumord-
nungsrecht. Praktisch fällt auf, dass die Landesplanungsbehörden die Aufgabe der vorsor-
genden raumordnerischen Sicherung ausreichender Trassenkorridore bislang noch nicht in 
der nötigen Breite angenommen haben. Unbefriedigend sind die raumordnerischen Festle-
gungen bzw. Vorarbeiten insbesondere für den Bereich der Nordsee: 
 In Schleswig-Holstein sind noch keine Vorplanungen für eine raumordnerische Trassen-
freihaltung im Gange. Gegenwärtig versucht man dort, wie sich dem Raumordnungsbe-
richt 2005 entnehmen lässt, für die praktisch „startbereiten“ ersten Pilotprojekte unterhalb 
der Raumordnungsebene durch Absprachen zwischen den zuständigen Behörden und 
den verschiedenen Windparkinvestoren eine Konzentration der Kabelführung auf zwei 
Trassen erreichen zu können.157 Verbindliche raumordnerische Aussagen zur Trassen-
bündelung lassen sich daraus nicht herleiten. Im Kapitel „Handlungsbedarf“ des Raum-
ordnungsberichts heißt es lediglich, dass zu überprüfen sei, ob kartenmäßige Festlegun-
gen im Landesraumordnungsplan und/oder auf Regionalplanebene erfolgen sollten.158
Wie ein Hinweis auf die Absicht, eine systematische raumordnerische Trassenplanung für 
die Anbindung der Offshore-Windparks in der AWZ vor Schleswig-Holstein entwickeln zu 
wollen, klingt das nicht. 
 Auf der niedersächsischen Seite hat man sich bisher ausschließlich der Frage gewid-
met, wie der kurzfristige Bedarf an Anbindungsleitungen für die ersten Pilotparks bewältigt 
werden kann. So erfolgte in dem soeben (2006) fortgeschriebenen Landesraumord-
nungsplan die erste ausdrückliche raumplanerische Ausweisung einer Kabeltrasse über 
Norderney, mit der allerdings ausschließlich die Pilotphasen der vor der ostfriesischen 
Küste geplanten Offshore-Windparks versorgt werden sollen.159 Von einer vorsorgenden 
Trassenfreihaltung für den längerfristig zu erwartenden Bedarf kann angesichts dieser 
Einschränkung nach wie vor keine Rede sein, zumal die festgelegte Trasse diesen Bedarf 
nicht annähernd decken könnte.
Äußerst unbefriedigend ist auch die bereits oben (siehe Kap. 3.2) erwähnte genehmigungs-
rechtliche Ausgangssituation für die Kabelanbindung, welche die Antragsteller dazu 
zwingt, nebeneinander mehrere Zulassungsverfahren mit nicht immer klar kalkulierbarem Er-
gebnis zu führen. Wichtigste Engstelle ist dabei die im behördlichen Ermessen stehende Er-
157 Vgl. Raumordnungsbericht Schleswig-Holstein, Kiel 2005, S. 23.
158 Ebenda, S. 58.
159 Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Landesraumordnungsprogramm Nieder-
sachsen – Teil II – vom 27. Juni 2006, Art. I Nr. 2 b) aa) Satz 12 und 13.
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teilung einer Befreiung von den nationalparkgesetzlichen Verboten der Inanspruchnahme des 
niedersächsischen und schleswig-holsteinischen Wattenmeeres.  
Eine nationalparkrechtliche Befreiung dürfte unproblematisch zu erlangen sein, wo die ge-
wählte Trasse im Einklang mit raumplanerischen Vorgaben steht. Außerhalb dessen dürften 
zwar ebenfalls gute Aussichten bestehen, wenn raumplanerische Vorgaben nicht entgegen-
stehen, sich der Eingriff im Hinblick auf die Schutzbelange des Nationalparkgesetzes als nicht 
erheblich darstellt und auch ein Verstoß gegen die Vorgaben der FFH- und Vogelschutzricht-
linie nicht vorliegt. Aus naturschutzfachlichem Blickwinkel erscheint dies grundsätzlich mög-
lich, da die Beeinträchtigungen durch die Kabelverlegung temporärer Natur sind und mit einer 
Regeneration der betroffenen Gebiete in kurzen Zeiträumen zu rechnen ist. Soweit dies im 
Einzelfall so ist, dürfte davon auszugehen sein, dass eine Befreiung von den Verboten der 
Nationalparkgesetze für das Wattenmeer erlangt werden kann, weil mit der anderenfalls ab-
lehnenden Entscheidung die Verwirklichung des im öffentlichen Interesse des Klimaschutzes 
liegenden Vorhabens insgesamt vereitelt würde.160 Ungeachtet dessen kann aber jedenfalls 
von einer hinreichend rechtssicheren Ausgangslage in derartigen Fallgestaltungen nicht die 
Rede sein.
Das Nebeneinander der einzelnen Kabelplanungen führt einerseits in der Summe zu hohen 
Anbindungskosten, andererseits zu unnötigen Umweltbelastungen. Durch Nutzung gemein-
samer Kabel (nicht nur gemeinsamer Trassen) ließe sich sowohl für die Umwelt als auch für 
die Wirtschaftlichkeit der Anlagen viel gewinnen. Um das erreichen zu können, ist es notwen-
dig, raumordnerische Vorfestlegungen über die Trassenführung zu treffen, die allerdings –
entgegen den sich bisher abzeichnenden Tendenzen – als vorsorgende Trassenfreihaltungen 
und nicht als restriktive Einengungen konzipiert werden müssten. Sinnvoll ist darüber hinaus-
gehend die Schaffung eines räumlich abgestimmten Gesamtkonzepts für das Netzgebilde im 
Meeresgebiet („vorgelagertes Netz“), das seinerseits durch ein rechtlich abgesichertes 
Betreibermodell ergänzt wird, auf dessen Grundlage sich die Verbindungsleitungen zu wirt-
schaftlich angemessenen Konditionen errichten und betreiben lassen (siehe dazu unten Kap. 
3.4.3.3).
Die kürzlich (nach Abschluss der Untersuchungsphasen des vorliegenden FuE-Vorhabens) 
im Rahmen der Gesetzesinitiative zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastruk-
turvorhaben beschlossenen und bereits in Kraft getretenen Änderungen des Energiewirt-
160 Einleuchtend Brandt/ Dreher, Die Genehmigung von Kabeln zur Ableitung von Strom aus     
Offshore-Erzeugung, NordÖR 2003, S. 138, 142. Gegen die Erteilung einer Befreiung von den 
Verboten der Nationalparkgesetze dürfte auch nicht einzuwenden sein, dass die Kabelverlegung 
geradezu ein typischer Fall der Inanspruchnahme des Nationalparks sei, so dass eine Befreiung 
schon aus grundsätzlichen Erwägungen eigentlich nicht sein dürfe. Eine solche Betrachtung über-
sieht, dass die Landesgesetzgeber zum Zeitpunkt des Erlasses der Nationalparkgesetze die durch 
das Seeaufgabengesetz und das EEG unterlegte Absicht der Erschließung von Teilen der AWZ für 
die Windenergienutzung noch nicht gekannt haben. Bedenkt man diese besonderen historischen 
Umstände, so unterscheidet sich der Fall eines Befreiungsantrages im Zusammenhang mit einem 
Offshore-Windenergievorhaben durchaus vom gesetzlichen „Normalfall“ der Inanspruchnahme 
des Nationalparks für die Kabelverlegung. 
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schaftsgesetzes (EnWG)161 bringen im Hinblick auf die Thematik der Netzanbindung von Offs-
hore-Anlagen zwei Neuerungen:
 Zum einen ist in dem geänderten § 43 EnWG nunmehr vorgesehen, dass auch für Erdka-
bel landseitig – nicht jedoch im Küstenmeer – eine Zulassung über ein (mit Konzentrati-
onswirkung ausgestattetes) Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden kann. 
 Zum anderen werden nach dem neuen § 17 Abs. 2a EnWG die Betreiber der in der jewei-
ligen Küstenregion befindlichen Übertragungsnetze dazu verpflichtet, die Anschlusslei-
tungen „von dem Umspannwerk der Offshore-Anlagen bis zu dem technisch und wirt-
schaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt des nächsten Übertragungs- oder Verteilernet-
zes zu errichten und zu betreiben“.
Die Bedeutung und die Auswirkungen dieser beiden Regelungen werden an anderer Stelle 
noch zu diskutieren sein (siehe unten, Kap. 3.4.3.3 und 3.4.4).
3.3.3 Meeresumweltschutz
3.3.3.1 Umwelteinwirkungen der Windenergieanlagen
Die potenziellen Auswirkungen von Offshore-Windparks auf die Meeresumwelt sind in den 
letzten Jahren vielfach aufgelistet und diskutiert worden. Sie reichen von möglichen positiven 
Effekten als fischereifreie Zonen auf Benthos und Fische über Scheuch- und Barrierewirkun-
gen für Vögel und Störwirkungen durch Bau und Betrieb auf Meeressäuger bis hin zu direkter 
Mortalität bei Kollisionsopfern.162
Bereits in der Bauphase der Windparks ergeben sich spezifische Auswirkungen auf die Mee-
resumwelt durch erhöhtes Verkehrsaufkommen von Baufahrzeugen sowie durch Ramm- und 
Gründungsarbeiten mit insbesondere erheblichen Geräuschemissionen. In der späteren Be-
triebsphase ist mit diversen Auswirkungen der Anlagen auf die Umwelt zu rechnen: 
- Visuelle Belastungen und Geräuschbelastungen in der Luft durch den Betrieb der 
Windenergieanlagen,
- Vibrationen und dadurch bedingte Schallemissionen unter Wasser, dadurch mögliche 
Schädigung von Organismen (Fische, Meeressäuger) beim Bau, mögliche Störung im 
Betrieb
- zusätzliche elektrische und magnetische Felder, 
- Inanspruchnahme der benötigten Flächen durch die Infrastruktur (Fundamente, Ka-
bel),
- Möglichkeit des Austretens von Schadstoffen (Öle, Fette),
- Veränderung von Sedimentverteilung, -dynamik (Kolk-Bildung),
- Einbringung von Hartsubstrat
161 Art. 7 des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben vom 
9. November 2006, BGBl. I 2006 S. 2833. Zum Vorlauf des Gesetzgebungsverfahrens siehe BT-
Drs. 16/54 und BT-Drs. 16/3158.
162 Schomerus et al. 2006.
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- Veränderung von vorhandenen Strömungsverhältnissen,
- Auswirkungen auf die Qualität der Wasserbeschaffenheit,
- Kollisionen mit Windenergieanlagen (Vogelschlag) bei Flugbewegungen,
- Barrierewirkung für die Tierwelt (z.B. bei Vögeln Barrierewirkung auf "Zugstraßen" 
oder "Zerschneidung" der Verbindungen zwischen verschiedenen Rast- und/oder 
Nahrungsgebieten),
- Scheuchwirkungen (z.B. bei Vögeln langfristiger Verlust von Rast- und Nahrungsge-
bieten),
- Belastungen durch Wartungs- und Reparaturmaßnahmen,
- Kollisionsgefahr von Schiffen und daraus resultierende Schadstoffaustritte.163
Erkenntnisse über die Auswirkungen von Errichtung und Betrieb von Offshore-Windparks lie-
gen aus umfangreichen Untersuchungen in den dänischen Windparks Horns Rev und 
Nysted164, sowie aus schwedischen und britischen Windparks vor. 
Die wesentlichen Ergebnisse der bisherigen Untersuchungen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen:
 Es wurden keine Veränderungen in den benthischen Lebensgemeinschaften der Wind-
parks erkannt, die auf einen Einfluss der Anlagen oder des Ausschlusses der Fischerei 
zurückzuführen wären. Die Gründungen der Anlagen werden von einer sehr produktiven 
und artenreichen Lebensgemeinschaft besiedelt, die von der Miesmuschel geprägt wird. 
Die Ergebnisse weisen diesbezüglich auf einen ausgeprägten Riffeffekt hin, von dem je-
doch über den Nahbereich der Anlagen hinaus bislang keine Auswirkungen auf die Wind-
parkfläche erkannt wurden.
 In den dänischen Windparks Horns Rev und Nysted wurden Untersuchungen mit Ra-
dar (Horns Rev) und Infrarotkameras (Nysted) durchgeführt. Die Untersuchungen 
zeigten, dass Vögel tags und nachts auf den Windpark reagieren und ihm auswei-
chen. Bei ziehenden Seetauchern, Basstölpeln und Trauerenten wurden deutliche 
Meidungsreaktionen mit Ausweichbewegungen nach Westen oder Osten festgestellt.
Das Kollisionsrisiko wird für die untersuchten Arten generell als niedrig eingestuft. Die 
Ergebnisse weisen darauf hin, dass diese Seevogelarten etwa 400 m vor dem Wind-
park reagieren und die Flugrichtung ändern. Die Untersuchungen im Windpark 
Nysted zeigten, dass die Windparkfläche seit Errichtung der Anlagen von deutlich 
weniger Vögeln durchquert wird und die Zugvögel vor allem seitlich ausweichen, um
den Windpark zu umfliegen. Die Vögel, die den Windpark durchqueren, passen ihre 
Flugrichtung den sichtbaren Korridoren der Anlagenreihen an. Reaktionen ziehender 
Wasservögel, die den Bereich in sehr großer Zahl passieren, werden am Tage ab ei-
ner Entfernung von 3000 Metern erkennbar, in der Nacht dagegen ab 1000 Metern. 
Dies stimmt auch mit den schwedischen Untersuchungen überein und bestätigt die 
Erwartung, dass eine Reaktion nachts aufgrund der geringeren Sichtbarkeit später als 
163 BSH: Standarduntersuchungskonzept für die Untersuchung und Überwachung der Auswirkun-
gen von Offshore-Windenergieanlagen (WEA) auf die Meeresumwelt, 1. Fortschreibung, Ham-
burg/ Rostock 2003, S. 41 ff.
164 [http://www.ens.dk/sw42149.asp].
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am Tage erfolgt. Die Untersuchungen weisen für küstennahe Windparks auf ähnliche 
Verhältnisse wie bei Onshore-Windparks mit einem geringen Kollisionsrisiko für Vögel 
hin. 
 Reaktionen von Rastvögeln wurden vor allem im Windpark Horns Rev untersucht. Eine 
deutliche Meidung der Windparkfläche im Umkreis von 2-4 km nach Errichtung der 
Anlagen wird für Seetaucher, Basstölpel, Trauerente, Tordalk und Trottellumme be-
schrieben. Heringsmöwen zeigten eine abnehmende Meidungsreaktion und wurden 
im Verlauf der Untersuchungen zunehmend häufig im Bereich des Windparks gese-
hen. Mantelmöwen, Zwergmöwen, Fluss- und Küstenseeschwalben waren im Bereich 
des Windparks nach Errichtung der Anlagen häufiger als vorher. Ein Teil der Arten, 
bei denen eine Meidungsreaktion auftrat, war im Bereich der späteren Windparkflä-
che, die nur einen kleinen Teil des Untersuchungsgebietes umfasst, jedoch auch vor 
Errichtung der Anlagen nicht in bedeutenden Zahlen anwesend.
 Schweinswale zeigten deutliche Verhaltensänderungen auf die Rammarbeiten am Wind-
park Horns Rev bis in 15 km Entfernung, jedoch nur eine kurzzeitige Meidung des Wind-
parks. Im Betrieb des Windparks wurde keine Meidung erkannt. Im Windpark Nysted sind 
die Schweinswalbestände seit der Errichtung stark zurückgegangen und haben das frühe-
re Niveau bislang nicht wieder erreicht. Untersuchungen im direkten Bereich des Wind-
parks konnten bisher jedoch keinen kausalen Zusammenhang zwischen dem Betrieb des 
Windpark und der Anwesenheit von Schweinswalen erkennen.
Die Bundesrepublik hat die Bedeutung der möglichen Gefährdungen von Einwirkungen auf 
die Lebensräume gefährdeter Arten frühzeitig erkannt und Anfang 2002 mit einer naturschutz-
rechtlichen Ermächtigung zur Ausweisung von Meeresschutzgebieten in der AWZ reagiert. 
Die Vorschrift dient der Umsetzung der Vorgaben aus der EG-Vogelschutzrichtlinie 
79/409/EWG165 und der sog. FFH-Richtlinie 92/43/EWG166 zur Schaffung eines kohärenten 
Systems zur Sicherung bestimmter Arten und Lebensräume („NATURA 2000“). 
Am 26. Mai 2004 erfolgte auf Vorschlag des Bundesamtes für Naturschutz (BfN) die Benen-
nung von zehn Teilgebieten der deutschen AWZ an die EU-Kommission zur Unterschutzstel-
lung als NATURA-2000-Gebiete im Sinne der FFH-Richtlinie. Deutschland ist damit der erste 
Mitgliedsstaat der EU, der für Gebiete außerhalb seiner Hoheitsgewässer in der AWZ von 
Nord- und Ostsee als FFH-Gebiete gegenüber der Kommission benannt hat. Insgesamt wur-
den 31,5 % der deutschen AWZ als Meeresschutzgebiete benannt und an die EU-
Kommission gemeldet. Die Schutzgebiete bedecken 18% der deutschen Meeresgebiete (be-
zogen auf das Gesamtgebiet aus AWZ und Küstenmeer), weitere Meeresschutzgebiete be-
finden sich in den Hoheitsgewässern innerhalb der 12 sm-Zone, so dass in der Summe etwa 
ein Drittel der deutschen Meeresgewässer unter Schutz gestellt ist.167
165 Richtlinie 79/409/EWG über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten, ABl. EG 1979 Nr. L 
103, S. 1; zuletzt geändert durch Richtlinie 97/49/EWG v. 29.07.1997, ABl. EG Nr. L 223, S. 9.
166 Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen, ABl. EG 1992 Nr. L 206, S. 7; zuletzt geändert durch Richtlinie 97/92/EWG v. 
27.10.1997, ABL. EG 1997 Nr. L 305, S. 42.
167 Zum aktuellen Stand siehe [http://www.habitatmarenatura2000.de].
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Die zwei Vogelschutzgebiete konnten durch den Bund im Herbst 2005 durch Rechtsverord-
nung förmlich als Meeresschutzgebiete im Sinne von § 38 BNatSchG ausgewiesen werden, 
ohne insoweit weitere Entscheidungen der EU-Kommission abzuwarten.168 Die Ausweisung 
der übrigen Gebiete bedarf zunächst einer noch ausstehenden Abstimmungsentscheidung 
durch die EU-Kommission (vgl. zum Verfahren Art. 4 der Richtlinie 92/43/EWG).
Gleichwohl kann auch für die bei der EU-Kommission bislang lediglich gemeldeten, aber noch 
nicht förmlich unter Schutz gestellten FFH-Gebiete praktisch von einer uneingeschränkten 
Schutzwirkung ausgegangen werden, da ein Erhalt der EEG-Vergütung gemäß § 10 Abs. 7 
Satz 1 und 2 EEG ausgeschlossen ist, wenn sich die Anlage in einem förmlich ausgewiese-
nen NATURA-2000-Schutzgebiet oder (bis zur förmlichen Unterschutzstellung) wenn sie sich 
in einem zum Zwecke der Schutzausweisung gegenüber der EU-Kommission benannten Ge-
biet befindet. 
Auf dieser Grundlage kann davon ausgegangen werden, dass die wesentlichen Konfliktlagen 
zwischen der Offshore-Windenergienutzung einerseits und den Schutzansprüchen auf Grund 
der FFH-Richtlinie und der Vogelschutzrichtlinie relativ sicher vermieden werden können. 
Wenn man davon ausgeht, dass für Bund und Länder keine getrennten Meldeverpflichtungen 
zum Netz NATURA 2000 bestehen169, so werden die deutschen Meldeverpflichtungen für den 
marinen Bereich insgesamt sehr weitgehend abgedeckt. Im Sinne der Zielsetzung, den Aus-
bau der Windenergie an Land und auf See auf möglichst umweltverträgliche und konfliktver-
meidende Weise zu realisieren, kommt es daher künftig darauf an, räumlich weniger ein-
grenzbare Schutzgüter in den Blick zu nehmen. In erster Linie handelt es sich dabei um groß-
räumige Phänomene wie den Vogelzug und die Vorkommen der eigentlichen Seevögel, aber 
auch einen Teil der in den Schutzgebieten erfassten Arten, wie Seetaucher, Zwergmöwe oder 
Schweinswal, sowie Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie. Für eine Berücksichtigung dieser 
Schutzgüter bei der weiteren Planung der Offshore-Windenergienutzung gilt es geeignete Kri-
terien und Maßstäbe zu entwickeln. 
Keine wesentliche Schutzwirkung entfalten die ausgewiesenen bzw. gemeldeten Schutzge-
biete insbesondere für Arten mit einer großflächigen Verbreitung wie die eigentlichen Seevö-
gel (Basstölpel, Alke) sowie generell für den räumlich kaum eingrenzbaren Vogelzug über 
Seegebiet und die Flugbewegungen zwischen Rastplätzen. Darüber hinaus besteht aufgrund 
der Mobilität der im Meer lebenden Arten und ihrer teilweise großflächigen Verbreitung auch 
für außerhalb der Schutzgebiete gelegene Gebiete die Möglichkeit, hier bedeutende Bestän-
de von Schweinswalen, Seetauchern und einigen anderen, teilweise geschützten Arten anzu-
treffen. Diese können durchaus Höhen wie in den Schutzgebieten selbst erreichen, so dass 
eine Prüfung möglicher Beeinträchtigungen der belebten Umwelt auch außerhalb der Schutz-
gebiete wichtig ist. 
Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die auf See auch außerhalb der Schutz-
gebiete in bedeutenden Anzahlen vorkommenden Arten und eine erste Einschätzung des 
verbliebenen Konfliktpotenzials. Bei den Rastvögeln handelt es sich überwiegend um häufige 
Arten, wie die Möwen, für die nur eine geringe Störwirkung durch die Windenergieanlagen zu 
erwarten ist. Diese Arten werden eher durch den Ausschluss der Fischerei in den Parks als 
168 Festgesetzt durch Verordnung vom 15. September 2005, BGBl. I S. 2778, 2782.
169 Gellermann et al. 2003.
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durch die Windmühlen selbst betroffen. Bei den Meeressäugern wird nur der Schweinswal 
berücksichtigt, da die beiden Robbenarten küstennäher vorkommen und zu sehr hohen Antei-
len in den Schutzgebieten enthalten sind. Für die Robbenarten ist jedoch anzumerken, dass 
sie auch in den Offshore-Bereichen außerhalb der Schutzgebiete angetroffen werden können. 








Seetaucher (3) 2 3 hoch Störwirkung
Eissturmvogel 1 unklar Störwkg./Kollision
Basstölpel 2 unklar Störwkg./Kollision
Heringsmöwe 3 3 1 unklar Kollision
Zwergmöwe 3 3 1 unklar Kollision
Sturmmöwe 3 3 1 unklar Kollision
Silbermöwe 3 3 unklar Kollision
Dreizehenmöwe unklar Kollision
Mantelmöwe 2 1 unklar Kollision
Trottellumme 3 hoch Störwirkung
Tordalk 3 hoch Störwirkung
Gryllteiste 1 3 unklar Störwirkung
Schweinswal 3 3 3 (gering) Störwirkung
LRT Sandbank gering
LRT Riff gering
Tab. 8: Übersicht über Bedeutung (1 = niedrig, 3 = hoch, Gefährdung ebenso, nach Gellermann et 
al. 2003, tlw. verändert, siehe Text) und potenzielle Konfliktpotenziale mit der Offshore-
Windenergienutzung für einzelne Arten, die in den Seegebieten der deutschen Nord- und Ostsee 
außerhalb der Schutzgebiete in bedeutenden Anzahlen vorkommen können. (Quelle: Eigene/ 
Nehls)
Für einen großen Teil der Arten, die auch außerhalb der Schutzgebiete in bedeutenden Be-
ständen auftreten können, lässt sich das Konfliktpotenzial mit der Offshore-Windenergie 
mangels Erfahrungen noch nicht klar abschätzen. Bei Arten, die sich vorwiegend fliegend 
fortbewegen (wie Basstölpel, Eissturmvogel und Möwen) besteht neben einer möglichen 
Störwirkung ein Kollisionsrisiko mit den Rotoren. Während die Störwirkung auf Möwen eher 
als gering einzustufen sein dürfte (häufig können rastende Möwen auf den Umläufen von 
Windkraftanlagen beobachtet werden), weisen erste Untersuchungen im Küstenbereich auf 
ein möglicherweise größeres Kollisionsrisiko hin170. Bei gefährdeten Arten, wie der Zwergmö-
we, gilt dies besonders zu beachten. Das Konfliktpotenzial für die Möwen ist derzeit insge-
samt als unklar einzustufen und bedarf weiterer Untersuchungen, insbesondere des Kollisi-
onsrisikos, wenngleich auf Grund der sehr großen ungefährdeten Bestände der meisten Mö-
wenarten eine Gefährdung der betreffenden Arten als solcher nicht sehr nahe liegt. 
170 Everaert 2003, Grünkorn et al. 2005.
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Als hoch wird das Konfliktpotenzial bei Seetauchern und den Alken eingestuft, da aufgrund 
der vorliegenden Untersuchungsergebnisse eine Meidung der Windparks anzunehmen ist. 
Seetaucher werden jedoch nur noch in einem Teil der weiteren Planungen in Nord- und Ost-
see zu berücksichtigen sein, da sie nicht flächendeckend verbreitet sind. Alken sind großflä-
chig in den küstenfernen Gebieten der Nordsee verbreitet, so dass nur ein kleiner Teil ihres 
Lebensraums durch Offshore-Windenergienutzung in Anspruch genommen wird. 
Grundsätzlich ist bezüglich der Einschätzung des Konfliktpotenzials bei Rastvögeln anzumer-
ken, dass dieses auf oftmals noch nicht abgesicherten Annahmen beruht. Bei verschiedenen 
Studien an Land wurden beispielsweise Gewöhnungseffekte und sinkende Meideabstände 
deutlich171, die dann jedoch zu einem ansteigenden Kollisionsrisiko führen können172. Auch 
der Einschätzung, dass Arten mit schlechter Manövrierfähigkeit besonders gefährdet sind, 
wird durch die Tatsache, dass an Land vor allem Kollisionen von Greifvögeln Anlass zur Sor-
ge geben, nicht entsprochen. Garthe & Hüppop stufen Seetaucher in ihrem windfarm-
sensitivity index (WSI) als sensitivste Seevögel ein, Möwen dagegen als wenig empfindlich.173
Dies beruht wesentlich auf der Einschätzung, dass eine geringe Manövrierfähigkeit automa-
tisch zu einer hohen Gefährdung führt. Unterstellt man, dass dies nicht der Fall ist und Arten 
mit hoher Manövrierfähigkeit einem höheren Kollisionsrisiko ausgesetzt sind, sofern sie die 
Windparks nicht meiden, so verschiebt sich das Bild. Bereits eine andere Berücksichtigung 
der Flugeigenschaften dieser Arten führt dazu, dass sich der WSI für die Seetaucher halbiert 
und etwa die Zwergmöwe höher eingestuft wird als der Sterntaucher. Das Beispiel verdeut-
licht, dass bei den Rastvögeln vor allem bezüglich der Bewertung der gegenläufigen Konflikt-
potenziale Störwirkung/Kollisionsrisiko noch hohe Unsicherheiten bestehen, die nur durch Er-
fahrungen in bestehenden Windparks geklärt werden können.
Eine belastbare Bewertung des Konfliktpotenzials zum Vogelzug ist derzeit nicht möglich. 
Während die Untersuchungen an Land, im Küstenbereich und bei Nearshore-Windparks eher 
auf eine geringe Gefährdung des Vogelzugs hinweisen, kann für den eigentlichen Offshore-
Bereich aufgrund negativer Erfahrungen insbesondere im Zusammenhang mit der Beleuch-
tung der Anlagen nicht ausgeschlossen werden, dass es zumindest zeitweise zu höheren 
Kollisionsraten kommt. Die bisherigen Erfahrungen beziehen sich zudem allein auf den 
küstennahen Bereich. Bezüglich der weit vor der Küste und abseits jeglicher anderer 
Lichtquellen geplanten Anlagen ist weiterhin darauf zu verweisen, dass Offshore-
Installationen auch auf Hochseevögel wie Sturmschwalben und Sturmtaucher durch ihre 
Beleuchtung anziehend wirken und damit ein Kollisionsrisiko darstellen können. Da für 
den nächtlichen Vogelzug bislang für die Nordsee kein Gradient der Vogelzugintensität in 
Bezug zur Entfernung zur Küstenlinie nachgewiesen worden ist und dieser für die Ostsee 
aufgrund ihrer geografischen Lage grundsätzlich nicht zu erwarten ist, ist es derzeit somit 
unklar, ob das Kollisionsrisiko von Zug- und Seevögeln bei küstenfernen Standorten an-
ders einzuschätzen ist als für küstennahe Standorte.
Das Konfliktpotenzial bei Schweinswalen wird aufgrund der Erfahrungen der dänischen 
Windparks zunächst als gering eingestuft. Es gilt hier jedoch zu bedenken, dass die Auswir-
171 Hötker et al. 2004.
172 Vgl. Grünkorn et al. 2005.
173 Garthe/ Hüppop 2004.
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kungen der Baumaßnahmen von den jeweiligen technischen Verfahren abhängen werden 
und hier noch keine abschließende Beurteilung möglich ist. Es wird hier von hoher Bedeutung 
sein, bei den künftig zu bauenden Windparks sowohl die Verfahrensweise mit ihren Schall-
immissionen und die Reaktionen der Schweinswale zu beobachten und die Verfahren wenn 
nötig so zu verändern, dass Störungen vermieden werden. . Es ist jedoch darauf hinzuwei-
sen, dass sich die bisherigen Erkenntnisse auf den Bau von lediglich zwei Offshore-
Windparks stützen und die Untersuchungen aus dem Windpark Nysted eine anhaltende Mei-
dung des Windparks zeigen. Auch wenn hier kein kausaler Zusammenhang belegt werden 
konnte, ist auf bestehende Wissensunsicherheiten hinzuweisen.
Das Konfliktpotenzial für die Lebensraumtypen Sandbank und Riff ist als sehr gering 
einzustufen, da zum einen relativ hohe Anteile in den Schutzgebieten aufgenommen worden 
sind und zum anderen der negative Einfluss von Offshore-Windparks auf diese Lebensräume 
ohnehin nur als relativ geringfügig einzuschätzen ist. Durch den Ausschluss der Fischerei 
dürften in diesem Fall positive Effekte überwiegen.
Die verbliebenen Konfliktpotenziale sind nur teilweise durch raumbezogene Regelungen zu 
vermeiden oder zu vermindern. In einigen Fällen, wie den Schallimmissionen der Bauarbei-
ten, sind verfahrensbezogene Lösungen zu entwickeln, um Störungen auf ein Minimum zu 
reduzieren.174 Das gleiche gilt für die Berücksichtigung des Vogelzugs. Das Vogelschlagrisiko 
lässt sich zwar in einigen Fällen durch die Standortwahl minimieren, etwa durch die Meidung 
konzentrierter Zugwege. Da diese jedoch nur bei sehr wenigen Arten in den in Frage kom-
menden Gebieten eine Rolle spielen, sind auch hier technische Lösungen für die Optimierung 
der Offshore-Windenergienutzung (z.B. Modifikationen der Beleuchtung) zu suchen. 
Bei raumbezogenen Planungen, wie etwa der Abgrenzung von Eignungsgebieten für die 
Windenergienutzung, sollte künftig der Schiffsverkehr zur Wartung der Windparks stärker be-
rücksichtigt werden. Die Erfahrungen aus den dänischen Windparks zeigen, dass zumindest 
in den ersten Betriebsjahren laufend mit intensivem Schiffsverkehr in den Windparks zu rech-
nen ist. Bei einigen Arten kann der Schiffsverkehr eine bedeutende Störwirkung entfalten, so 
fliegen Seetaucher in bis zu 2 km Entfernung vor annähernden Schiffen auf. Legt man einen 
Störabstand von nur 1 km zu beiden Seiten eines Schiffes zugrunde, so wird bei der Anfahrt 
zu den weit vor der Küste gelegenen Windparks eine nicht unerhebliche Fläche betroffen. Je 
nach Intensität des Schiffsverkehrs können die Störungen, auch wenn sie zeitlich befristet 
sind, damit ein bedeutender Faktor werden.
Zu erwähnen ist weiterhin, dass Windparks in dem Nahbereich der Anlagen eine bedeutsame 
Veränderung der Bodenverhältnisse sowie der Zusammensetzung der Bodenlebewesen und 
der Meeresfauna bewirken können, die sich aus fachlicher Sicht unterschiedlich bewerten 
lässt. Eine positive Bedeutung kann insoweit insbesondere dem Umstand zukommen, dass 
die Fischerei aus den Windparks abgedrängt wird, so dass sich Schutzräume für bestimmte 
Fischarten und die Bodenlebensgemeinschaften ergeben können. Das Einbringen fester Ma-
terialien erzeugt Lebensräume für in den betreffenden Gebieten an sich nicht ansässige Arten 
(Stichwort: „künstliche Riffe“). Aufgrund des starken Aufwuchses mit Miesmuscheln an den 
Gründungsstrukturen ist ein deutlicher Riffeffekt als Folge der hohen Anhäufung benthischer 
Biomasse zu erwarten. In dieser Hinsicht besteht allerdings noch viel Forschungsbedarf.
174 Vgl. Schultz von Glahn et al. 2006.
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Sind demnach hinsichtlich der konkreten Auswirkungen von Offshore-Windenergieanlagen 
auf einzelne Schutzgüter der Meeresumwelt teilweise noch deutliche Kenntnislücken zu kons-
tatieren, so ist zugleich festzuhalten, dass diese weitenteils nur durch die Auswertung von Er-
fahrungen mit bestehenden Windparks zuverlässig geschlossen werden können. Deshalb ist 
es für die Fortsetzung der Ausbaustrategie von elementarer Bedeutung, die Erkenntnisgrund-
lagen weiter zu verbreitern, insbesondere indem die Auswirkungen der ersten realisierten Pi-
lotparks intensiv ausgewertet werden. Auch die Erfahrungen mit bestehenden Offshore-
Windparks in angrenzenden Seegebieten sollten intensiv genutzt werden. Offshore-
Windparks in Dänemark, Schweden und den Niederlanden befinden sich in angrenzenden 
Gewässern zur deutschen AWZ bzw. den deutschen Hoheitsgewässern, so dass hier Er-
kenntnisse gewonnen werden können, die zumindest teilweise direkt für die deutschen Pla-
nungen verwertbar sind. 
In diesem Interesse ist es wichtig, an einem stufenweisen Aufbau der Ausbaustrategie für die 
Offshore-Windenergienutzung festzuhalten, der es ermöglicht, die Erfahrungen mit den Pilot-
projekten in spätere Genehmigungen für Ausbauphasen einfließen zu lassen. Nachteilig wirkt 
sich insofern aus, dass es entgegen der ursprünglichen Ausbaustrategie nicht möglich war, 
die ersten Pilotparks bereits in den Jahren 2004 bis 2006 zu verwirklichen und dadurch früh-
zeitig zumindest einzelne Erkenntnislücken schließen zu können. Mit der Erteilung einer in-
zwischen sehr großen Anzahl von Genehmigungen für Pilotvorhaben wurden Rechtsansprü-
che begründet, in die auf Grundlage späterer Erkenntnisse nur in begrenztem Umfang modifi-
zierend eingewirkt werden kann, auch wenn das BSH den Genehmigungsinhabern üblicher-
weise weitreichende Beobachtungspflichten auferlegt und sich die Erteilung nachträglicher 
Auflagen vorbehält. 
3.3.3.2 Umwelteinwirkungen im Zusammenhang der Kabelanbindung 
Mit dem Bau und dem Betrieb von Seekabeln und der Durchquerung von Inseln und Küsten 
ist eine Reihe von Eingriffen verbunden, deren Bedeutung Gegenstand durchaus kontrover-
ser Diskussionen ist, insbesondere soweit sie die Nationalparke an der deutschen Watten-
meerküste betreffen. Über die ökologischen Auswirkungen der Verlegung von stromabfüh-
renden Kabeln von Offshore-Windparks liegen mittlerweile verschiedene Gutachten175 sowie 
Antragsunterlagen mit ökologischen Fachgutachten aus 36 Verfahren zur Genehmigung von 
Offshore Windparks inklusive parkinterner Verkabelung und 18 Anträgen von stromabführen-
den Kabeltrassen vor. Aus den derzeit realisierten Offshore-Windparks im europäischen Aus-
land liegen nur wenige Erkenntnisse vor, da Verlegung und Betrieb der parkinternen Verkabe-
lung und der stromabführenden Kabeltrassen bislang kaum Gegenstand von Untersuchungen 
waren. Im dänischen Windpark Nysted wurden die Reaktion von Fischen auf die Kabeltrasse 
untersucht,176 weitere Untersuchungen sind noch nicht im Gange177. In Großbritannien wur-
den mögliche Auswirkungen elektromagnetischer Felder umfassend betrachtet178. Zur Zeit 
laufen empirische Untersuchungen über die potentiellen Reaktionen von empfindlichen 
175 Vgl. Schreiber et al. 2004, WWF 2006.
176 Vgl. Hvidt et al. 2004.
177 Meißner 2006.
178 Gill et al. 2005.
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 90
Fischarten unter Freilandbedingungen. Diese sind aber noch nicht publiziert. Weitere Informa-
tionen finden sich zudem in den Unterlagen zweier von der Deutschen Energie-Agentur 
durchgeführter Workshops179.
In der Gesamtschau lässt sich zusammenfassen, dass sich die wesentlichen Beeinträchti-
gungen der Meeresumwelt ganz überwiegend auf die Bauphase beschränken. Die Verlegung 
und Betrieb von Seekabeln in AWZ, Küstenmeer und auch den Küstennationalparken stellen 
eine vielfach praktizierte, im Allgemeinen als unproblematisch erachtete Nutzung des Mee-
resbodens auch in unter Naturschutzgesichtspunkten sensiblen Bereichen dar. Auch in den 
Wattenmeernationalparken sind eine Vielzahl von Kabeln und anderen Versorgungsgleitun-
gen verlegt; weitere kommen mehr oder weniger regelmäßig hinzu. In den meisten Fällen 
werden derartige Projekte unter Naturschutzgesichtspunkten nicht in Frage gestellt, da die 
Eingriffe kleinräumig erfolgen und keine dauerhaften Negativwirkungen auftreten. Bislang 
wurden weder aus Deutschland noch aus anderen Ländern konkrete Hinweise auf nachhalti-
ge negative Auswirkungen auf die Umwelt bekannt oder Studien dazu vorgelegt.
Bei der Anbindung der geplanten Offshore-Windparks mit Seekabeln an das Stromnetz kön-
nen erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt somit vermieden werden, indem folgende Punk-
te berücksichtigt werden:
 Die temporären Negativwirkungen in der Bauphase (optische und akustische Störwirkun-
gen der Verlegeschiffe) auf Vögel und Meeressäuger lassen sich durch eine bewusste 
Wahl geeigneter Zeiträume und die Meidung sensibler Bereiche auf ein unproblemati-
sches Minimum begrenzen. 
 Die Bedeutung der durch Aufwirbelungen und Umschichtungen während der Verlegepha-
se eintretenden Beeinträchtigungen benthischen Lebensgemeinschaften wird in den 
meisten betroffenen Bereichen durch sehr kurze Regenerationszeiten wesentlich relati-
viert; sensiblere Bereiche sind räumlich klar abgrenzbar und können gemieden werden. 
Das gilt namentlich auch für Seegraswiesen, Muschelbänke, Salzwiesen und Schlickwat-
ten im Wattenmeer.
 Längerfristige betriebsbedingte Einwirkungen auf benthische Lebensgemeinschaften sind 
grundsätzlich auf Grund von Erwärmungseffekten im unmittelbaren Nahbereich der Kabel 
denkbar. Sie lassen sich jedoch, wie bereits durch die Genehmigungsbehörde praktiziert, 
durch Vorgabe von Mindestverlegetiefen hinreichend sicher vermeiden. 
 Bedeutende Auswirkungen elektromagnetischer Art sind bei Verwendung geeigneter 
Übertragungstechniken nicht zu erwarten.
Neben den mit Verlegung und Betrieb verbundenen Eingriffen, wird für die Nationalparke teil-
weise ein Konflikt mit den ideellen Zwecken und dem grundsätzlichen Schutzgedanken dieser 
Schutzgebiete hervorgehoben, da Kabel als industrielle Fremdkörper Gebiete zerschneiden, 
die „Wildnis“ sein sollten180.Diese Sichtweise spiegelt sich zum Teil auch in den rechtlichen 
179 Vorträge des Fachgesprächs der dena vom 21./22. März 2006 „Verlegung von Seekabeln zum 
Netzanschluss von Offshore Windparks in Bundeswasserstraßen“ [http://www.offshore-
wind.de/page/index.php?id=2609]; Vorträge des Fachgespräch der dena vom 20./21. Juni 2006 
"Verlegung von Seekabeln zum Netzanschluss von Offshore Windparks in Schutzgebieten im 
Meer" [http://www.offshore-wind.de/page/index.php?id=2608].
180 WWF 2006.
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 91
Maßgaben der Nationalparkgesetze wider, nach denen Kabelverlegungen, sofern sie nicht 
der Versorgung der Inseln und Halligen im Nationalpark dienen, unbeachtet ihrer möglichen 
Auswirkungen grundsätzlich nicht zulässig sind und nur auf dem Wege einer Befreiung ge-
nehmigt werden könnten181. Eine Querung der Nationalparke im Wattenmeer der Nordsee 
bzw. der Bodden in der Ostsee oder anderer Meeresschutzgebiete ist jedoch mit einer Aus-
nahme in der Ostsee für alle derzeit vorliegenden Kabelplanungen vorgesehen. 
In der Sache erscheinen derartige Bedenken unter der Voraussetzung, dass besonders sen-
sible Bereiche konsequent gemieden werden, in Anbetracht der örtlich, vor allem aber auch 
zeitlich äußerst begrenzten negativen Eingriffswirkungen unbegründet. Für die Wattenmeer-
nationalparke wird oftmals alternativ vorgeschlagen, die Kabeltrassen durch die Flussmün-
dungen von Elbe, Jade oder Weser zu führen, da diese nicht in die Nationalparke einge-
schlossen worden sind. Dazu sind zwei Punkte von Belang: zum einen wird aufgrund der 
Nutzung der Flussmündungen als Wasserstraßen der Verlegung der Kabel oftmals nicht zu-
gestimmt, da diese bei Baggerarbeiten oder Notankerungen beschädigt werden könnten und 
Unterhaltungsarbeiten an Kabeln erschwert werden. Weiterhin ist durch Verlagerungen der 
Ströme die Gefahr der Freilegung der Kabel größer als in anderen Bereichen. Die Möglichkei-
ten zur Verlegung von Kabeln in den Ästuaren sind dadurch stark eingeschränkt, wenn auch 
nicht völlig unmöglich. Zum anderen ist aus naturschutzfachlicher Sicht darauf hinzuweisen, 
dass in den Ästuaren nicht grundsätzlich andere und weniger schützenswerte benthische Le-
bensgemeinschaften vorkommen und auch ein Großteil der Ästuaren ist als NATURA 2000 
Gebiet geschützt, bzw. von Naturschutzverbänden als NATURA 2000 Schutzgebiet und so-
gar zur Aufnahme in die Nationalparke vorgeschlagen sind. Die Meidung der Nationalparke 
würde in den meisten Fällen zudem längere Trassen erfordern, wodurch der Eingriff größer 
wird. Auch wenn die Ästuare einen anderen formellen Schutzstatus als die angrenzenden 
Watten haben, ist durch die Verlagerung von Trassen in der Sache eine Eingriffsminimierung 
nicht automatisch zu erreichen.
Ungeachtet dessen sollte im Rahmen einer an der Minimierung von negativen Einwirkungen 
auf die natürliche Umwelt ausgerichteten Strategie Wert darauf gelegt werden, von der bisher 
geübte Praxis abzukehren, jeden Windpark einzeln an das landseitige Übertragungsnetz an-
zuschließen. Durch die Bündelung von Kabeltrassen für eine möglichst große Anzahl von 
Windkraftanlagen und die Reduzierung der Anzahl der Kabelsysteme würde sich eine erheb-
liche Reduzierung der Eingriffe erreichen lassen. Das Land Schleswig-Holstein hat sich dies-
bezüglich im Raumordnungsbericht für die Küsten auf maximal zwei das Wattenmeer durch-
querende Trassen festgelegt, das Land Niedersachsen will neben der Trasse über Norderney 
keine weiteren Trassen durch das Wattenmeer genehmigen. Damit ist die Vorteilhaftigkeit ei-
ner Bündelung der Kabeltrassen von den für die Landesraumordnung zuständigen Stellen in 
SH und Nds. erkannt worden, wenngleich nicht übersehen werden kann, dass die nieder-
sächsische Seite insofern eine vergleichsweise restriktive Haltung einnimmt und es für 
Schleswig-Holstein an einer rechtsverbindlichen Sicherung der Trassenbündelung fehlt. Fest-
zuhalten bleibt allerdings auch, dass damit nur ein erster Ansatz einer umfassenden Raum-
ordnungsstrategie für die Kabelanbindung für Offshore-Windparks in der AWZ gewonnen ist, 
181 Vgl. Prall 2006.
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da es an über die Pilotphasen der ersten Windparks in der AWZ hinausreichenden vorsor-
genden planerischen Überlegungen fehlt.
3.3.4 Verkehrssicherheit 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens des Bundesamts für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH) ist hinsichtlich der Auswirkung des geplanten Offshore-Windparks auf die Schiffs-
sicherheit eine technische Risikoanalyse durchzuführen. Der Germanische Lloyd (GL) hat 
hierzu eine Richtlinie zur Erstellung von technischen Risikoanalysen für Offshore-Windparks 
entwickelt, um das Risiko von Kollisionen von manövrierfähigen sowie manövrierunfähigen 
Schiffen mit dem geplanten Offshore-Windpark zu quantifizieren.182 Das BSH hat auf dieser 
Grundlage ein Schutz- und Sicherheitskonzept für Offshore-Windparkanlagen entworfen, das 
als Grundlage für die Erteilung von Genehmigung und die Formulierung von Auflagen zur 
Minderung des Kollisionsrisikos sowie zur Beherrschung von Notfällen dienen soll.183
Die Genehmigungsbehörde verlangt danach von den Antragstellern umfangreiche Risikoana-
lysen. Beträgt die auf dieser Basis berechnete Kollisionswiederholungsfrequenz, also der sta-
tistische Zeitraum zwischen zwei Kollisionen zwischen OWEA und Schiff, weniger als 50 Jah-
re, so wird der Standort als nicht genehmigungsfähig erachtet. Liegt die Kollisionswiederho-
lungsfrequenz zwischen 50 und 100 Jahren, so ist vor der Aussprache der Genehmigung ei-
ne intensivere Einzelfallprüfung durchzuführen. Fällt diese positiv aus, so kann die Genehmi-
gung erteilt werden. Beträgt die Kollisionswiederholungsfrequenz zwischen 100 und 150 Jah-
ren so wird das Risiko in Ansehung der (insoweit undeutlich formulierten) Seeanlagenverord-
nung grundsätzlich als hinnehmbar angenommen. Nicht desto trotz muss in jedem Einzelfall 
ein Vorsorge- und Sicherheitskonzept vorgelegt werden.184
Die Bedeutung der Verkehrssicherheit liegt vor allem in den möglicherweise außerordentlich 
schwerwiegenden Folgen von denkbaren Schiffskollisionen für Menschen und Umwelt. Zwar 
sind etwaige besonders schwerwiegende Umweltfolgen wie z.B. bei Tankerunglücken an sich 
meist primär auf die unzureichenden technischen Standards der verwendeten Schiffe zurück-
zuführen – so dass sich argumentieren lässt, die Gefahrenursache werde in erster Linie durch 
die Schiffe und nicht durch die Bauwerke gesetzt. Unabhängig davon lässt sich aber nicht 
bestreiten, dass jedes Hindernis auf dem Meer das Risiko von Schiffskollisionen in sich trägt 
und quantitativ zur Erhöhung der Kollisionsgefahren auf dem Meer insgesamt beiträgt. Des-
halb ist es unverzichtbar, die möglichen Risiken sowohl bei der Standortwahl als auch bei der 
baulichen Ausführung und bei den betriebstechnischen Sicherheitskonzepten unter Anwen-
dung anspruchsvoller Maßstäbe zu berücksichtigen. Restrisiken bleiben unvermeidbar, müs-
sen aber auf ein in Ansehung der möglichen Folgen von Kollisionen hinnehmbares Minimum 
begrenzt werden.
182 Germanischer Lloyd: Richtlinie zur Erstellung von technischen Risikoanalysen für Offshore-
Windparks. Hamburg, August 2002. 
183 Vgl. BSH, Schutz- und Sicherheitskonzept für Offshore-Windparkanlagen, (Entwurf), Ham-
burg 2006.
184 BSH, a.a.O. S. 11.
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Die wichtigste Konsequenz dessen ist, die Errichtung von Windparks nur außerhalb von be-
sonders befahrenen Schifffahrtsrouten zuzulassen. Hierfür bietet das Konzept des BSH eine 
brauchbare Grundlage. Außerhalb dessen muss es darum gehen, den Betreibern sachge-
rechte Auflagen hinsichtlich der Konstruktionsweise, der Warn- und Sicherheitseinrichtungen 
und der Überwachung zu machen. Soweit ersichtlich, legt die Genehmigungsbehörde hierauf 
in der Genehmigungspraxis ebenfalls großes Gewicht. 
3.3.5 Konkurrierende Interessen und Akzeptanz
3.3.5.1 Nutzungs- und Schutzinteressen in der AWZ
Hinsichtlich der gebietsbezogenen Nutzungs- und Schutzinteressen im Meer ergibt sich eine 
differenzierte, jedoch insgesamt überschaubare Gemengelage der Interessen:
 Als unangefochten wird gemeinhin die Nutzbarkeit der betroffenen Seegebiete für den 
Schiffsverkehr und das grundsätzliche Überflugrecht betrachtet. Diese beiden Nutzungs-
arten stehen nach den Regelungen des SRÜ unter einem besonderen Schutz. Die Küs-
tenstaaten können sie nicht zielgerichtet einschränken. 
 Art. 60 SRÜ bringt jedoch auf der anderen Seite zum Ausdruck, dass die Küstenstaaten in 
der AWZ die Befugnis haben, Regelungen für Anlagen und Bauwerke zu schaffen, sofern 
sie dabei die Nutzbarkeit der internationalen Schifffahrtsrouten nicht einschränken. Unter 
Beachtung dieser Maßgabe können Windparks in der AWZ folglich zugelassen werden, 
auch wenn damit Beeinträchtigungen für die Schiffbarkeit der Gebiete verbunden sind. 
 In Konkurrenz zur Nutzung zur Stromerzeugung aus Windenergie stehen unter Umstän-
den bergbauliche Nutzungen. Für diese steht dem Küstenstaat ebenfalls völkerrechtlich 
die Befugnis zu, eigenständig Regelungen zu treffen. Praktisch betrifft das einerseits die 
Ausbeutung von Erdöl- und Erdgasvorkommen, andererseits den Abbau von Kiesen und 
Sanden. Während hinsichtlich des Abbaus von Sedimenten wegen der Notwendigkeit flä-
chenhafter Bodenentnahme eine „harte“ Interessenkonkurrenz festzustellen ist, lassen 
sich die Interessen der Öl- und Gasförderung einerseits und der Windenergienutzung an-
dererseits auf gleichem Grund grundsätzlich durchaus vereinbaren, wenn die Anlagen 
entsprechend konfiguriert werden.
 Eine echte Nutzungskonkurrenz besteht darüber hinaus im Verhältnis zum Fischfang. Im 
Nahbereich von Windenergieanlagen ist der Fischfang nicht möglich. Die Bewirtschaftung 
der Fischressourcen und die Regulierung des Zugangs zu Gewässern sind nach der Ver-
ordnung (EG) Nr. 2371/2002 „über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der Fischerei-
ressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik“185 grundsätzlich eine Angele-
genheit der hierfür zuständigen Gemeinschaftsorgane und nicht der Mitgliedstaaten. Un-
benommen davon ist jedoch dass Recht der Mitgliedstaaten, Regelungen zu anderen 
Zwecken aufzustellen, die sich lediglich faktisch negativ auf den Fischfang auswirken. 
185 ABl. EG 2002 Nr. L 358, S. 59.
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Beispiel dafür ist die Festlegung der Nutzbarkeit eines Gebiets für einen Windpark inner-
halb eines an sich zum Fischfang freigegebenen Gebiets. 
 Keine Berücksichtigung können in der AWZ gebietsbezogene Nutzungsinteressen des Mi-
litärs für sich beanspruchen, da das SRÜ den Küstenstaaten insofern keine ausschließli-
chen Rechte zuweist. 
 Das Interesse am Schutz der Meeresumwelt stellt sich als ein Querschnittsinteresse des 
Allgemeinwohls dar, das allen Nutzungsinteressen gegenüber zu wahren ist. Besondere 
Schutzwirkungen kommen insoweit den bereits angesprochenen Festlegungen von 
Schutzgebieten für gefährdete Arten und Lebensräume zu (siehe dazu bereits oben, Kap. 
3.3.3.1). 
3.3.5.2 Akzeptanz in den Küstenregionen
In Verbindung mit den geplanten Offshore-Windparks erhebt sich relativ häufig Kritik aus der 
Bevölkerung und von Seiten touristischer Akteure im unmittelbar benachbarten Küstenbe-
reich, die sich vor allem aus der Befürchtung speist, es komme zu visuell-ästhetischen Beein-
trächtigungen des Horizontbildes. Angesichts der in der Regel großen Entfernung der geplan-
ten Windparks sind die zu erwartenden visuellen Beeinträchtigungswirkungen der AWZ-
Vorhaben aber relativ gering. Dementsprechend halten sich auch die Proteste in einem über-
schaubaren Rahmen. Wesentlich küstennähere Vorhaben dürften sich aber angesichts land-
schaftsästhetischer Kritik und konkurrierender touristischer Interessen seitens der Küstenge-
meinden nur schwer durchsetzen lassen. 
Bedeutender ist die Protesthaltung nach den ersten Erfahrungen dort, wo bauliche Maßnah-
men im unmittelbaren Küstenbereich stattfinden sollen (so namentlich auf Norderney im Zu-
sammenhang mit den Bauarbeiten für die Kabeltrasse zu den ersten der Küste vorgelagerten 
Pilot-Windparks). Die Befürchtungen stützen sich insofern vor allem auf während der Bauar-
beiten auftretende Belästigungen der Nachbarschaft und auf Mutmaßungen über dauerhafte 
bzw. gravierende Belastungswirkungen auf Mensch und Natur durch die Kabel. Während sich 
Letztere mit sachlichen Argumenten ausräumen lassen (siehe dazu auch oben, Kap. 3.3.3.2), 
erscheinen gewisse Belästigungswirkungen der Nachbarschaft und vorübergehende Beein-
trächtigungen der Nutzbarkeit der betroffenen Küstenstellen während der Bauphase unver-
meidbar. Insofern unterscheidet sich die Situation aber nicht von anderen lokalen Konflikten 
um Störwirkungen von baulichen Arbeiten. 
3.3.6 Rechtliche Problemstellungen
3.3.6.1 Planung und Zulassung der Anbindungskabel
Die vorstehenden Ausführungen (insb. in Kap. 3.3.2 und 3.3.3.2) lassen bereits einige we-
sentliche, durch im bestehenden Recht nicht adäquat abgebildete rechtliche Regelungsauf-
gaben erkennen. Dazu gehört insbesondere die Verbesserung des rechtlichen Rahmens für 
die Zulassung der Anbindungskabel (in Richtung einer einheitlichen Zulassungsentscheidung) 
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und die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von vorgelagerten 
Netzen im Meeresbereich. Geboten erscheint auch eine ausdrückliche Berücksichtigung der 
Anbindungskabel in den Nationalparkgesetzen der Länder Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen. 
Die Möglichkeiten hierzu wurden im Rahmen des Vorhabens einer eingehenden Prüfung un-
terzogen. Die Ergebnisse werden in Kap. 3.4.3.2 und 3.4.3.3 erörtert.
3.3.6.2 Das Zulassungsinstrumentarium der Seeanlagenverordnung
Unterhalb dieser zusätzlichen Regelungsaufgaben ist zu erörtern, ob und inwieweit das vor-
handene Zulassungsinstrumentarium der Seeanlagenverordnung aus sich heraus seinen 
komplexen Aufgaben gerecht werden kann. Zwar hat das BSH als Genehmigungsbehörde 
eine im Großen und Ganzen offenbar recht gut tragfähige Genehmigungsstrategie entwickelt. 
Das kann jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass das in der Seeanlagenverordnung nie-
dergelegte Genehmigungsrecht eine Reihe von Schwachpunkten aufweist, die noch nicht 
Gegenstand gerichtlicher Klärungen waren und für die deshalb nicht sicher angenommen 
werden kann, dass sie sich nicht früher oder später als Hemmnisse für die Ausbaustrategie 
erweisen. 
Zu nennen sind in diesem Zusammenhang mehrere Probleme:186
 Begriffliche Unsauberkeiten in der Formulierung der Versagungsgründe von § 3 SeeAnlV 
hinsichtlich des Schutzes der Meeresumwelt und der Belange des Verkehrs (Gefahren-
/Besorgnisbegriff),
 die fehlende Konzentrationswirkung der Genehmigung,
 Meinungsverschiedenheiten zwischen der Genehmigungsbehörde und in der Rechtslite-
ratur geäußerten Auffassungen, ob und inwieweit die Seeanlagenverordnung auch auf die 
in der AWZ befindlichen Anbindungskabel anwendbar oder hierfür eine bergrechtliche Zu-
lassung erforderlich ist, 
 die fehlende ausdrückliche Verankerung des Vorsorgegrundsatzes als Maßstab für An-
forderungen zur Minimierung von Umweltauswirkungen, 
 das Fehlen einer Bindung der Genehmigung an die Vereinbarkeit mit raumordnungsrecht-
lichen Vorgaben (Raumordnungsklausel),
 das Fehlen der Möglichkeit, gestufte Genehmigungsverfahren durchzuführen (mit Teilge-
nehmigungen für bestimmte Bau-/Ausbaustufen),
 streitanfällige Regelungen zur Behandlung konkurrierender Anträge.
In der Rechtsliteratur wird darüber hinaus zum Teil gefordert, sich von einem gebundenen 
Genehmigungstatbestand zu trennen und stattdessen der Genehmigungsbehörde ein Pla-
186 Vgl. zum Ganzen nur Klinski: Rechtliche Probleme der Zulassung von Windkraftanlagen in der 
AWZ (UBA-Texte 62/01), S. 51 ff.; ders.: Überblick über die Zulassung von EE-Anlagen, S. 55 ff.; 
Koch, Hans-J. / Wiesenthal, Tobias: Windenergienutzung in der AWZ, ZUR 2003, S. 350 ff; Brandt/ 
Gaßner, SeeAnlV, § 3 Rn. 1 ff.; Dahlke, Christian: Genehmigungsverfahren von Offshore-
Windenergieanlagen in der AWZ, NuR 2002, S. 472 ff.
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nungsermessen einzuräumen.187 Diese und die übrigen aufgeführten Fragen werden noch zu 
erörtern sein (siehe unten, Kap. 3.4.3.4).
Fraglich ist schließlich, ob der Genehmigungstatbestand nicht auf die für derartig wesentliche 
Fragen geeignetere gesetzliche Ebene gehoben werden sollte.
3.3.6.3 Raumordnungsrecht
Die Entscheidung zur Schaffung von ausdrücklichen Rechtsgrundlagen für eine Raumord-
nung in der AWZ ist aus der Sicht der Forschungsnehmer sowohl inhaltlich als auch rechtlich 
positiv zu beurteilen. Die neue Rechtsvorschrift des § 18a ROG füllt auf regelungstechnisch 
recht einfache Art eine bedeutsame Regelungslücke, die auf mittlere Sicht zu gravierenden 
Problemen im Hinblick auf raumbedeutsame Vorhaben in der AWZ hätte führen können, weil 
das frühere Recht eine Möglichkeit zur räumlichen Steuerung unter Abwägung verschiedener 
Schutz- und Nutzungsinteressen nicht vorsah.
§ 18a Abs. 1 ROG lässt als Kernvorschrift der Regelung erkennen, dass es bei der „Raum-
ordnung in der AWZ“ nicht darum gehen soll, das Gesamtgebilde der an Land üblichen 
Raumordnung „eins zu eins“ auf die AWZ auszudehnen. Ziel ist es nicht, eine „umfassende“ 
Raumordnung in der AWZ zu schaffen, sondern – wie § 1 Abs. 1 Satz 3 ROG es ausdrückt –
lediglich „einzelne Funktionen“ im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Na-
tionen (SRÜ) durch Raumordnung zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern“. Diese Funktio-
nen sind gemäß § 18a Abs. 1 ROG die „wirtschaftliche und wissenschaftliche Nutzung“, die 
„Sicherheit und Leichtigkeit der Seeschifffahrt“ und der „Schutz der Meeresumwelt“. Ander-
weitige Nutzungsinteressen (etwa solche militärischer Art) können demnach nicht selbst Ge-
genstand der Raumordnung in der AWZ sein, wenngleich es nicht ausgeschlossen ist, dass 
die konkreten Aussagen der Raumordnung – quasi als Reflex – durchaus Auswirkungen auch 
auf andere Nutzungen entfalten können. 
Die Zurückhaltung des § 18a ROG im Hinblick auf den Anspruch, eine Gesamtsteuerung der 
Raumordnung in der AWZ vorzunehmen, erklärt sich aus den teils dem SRÜ, teils anderen in-
ternationalen Abkommen zu entnehmenden völkerrechtlichen Eingrenzungen der nationa-
len Regelungskompetenzen. Besonders bedeutsam sind diese im Bereich der Seeschifffahrt, 
für den die einschlägigen völkerrechtlichen Vereinbarungen vorsehen, dass die (positive) 
Festlegung von Schifffahrtsrouten ausschließlich den Organen der International Maritime Or-
ganization (IMO) obliegt. Sind der deutschen Raumordnung im Hinblick auf ausdrückliche 
Routenfestlegungen für die Schifffahrt durch internationale Abkommen die Hände gebunden, 
so gilt Entsprechendes für den Bereich der Fischerei auf Grund der fischereirechtlichen Vor-
schriften des EG-Rechts, welche die Festlegung von Fischereifangzonen allein der europäi-
schen Regelungsebene zuweist. Somit ist es zwar nicht zulässig, im Wege der Raumordnung 
eine gezielte räumliche Steuerung der Fischereiwirtschaft und der Schifffahrt in der AWZ zu 
betreiben. Abgesehen von diesen (völker- bzw. europarechtlich bedingten) Einschränkungen 
187 Vgl. Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU): Stellungnahme zur Windenergienut-
zung auf See, Berlin 2003, S. 13 ff.; Koch, Hans-J. / Wiesenthal, Tobias: Windenergienutzung in 
der AWZ, ZUR 2003, S. 350, 354 f.; Erbguth, Wilfried: Wahrung der Belange der Bundesraumord-
nung in der Ausschließlichen Wirtschaftszone der Bundesrepublik Deutschland – Raumordnung im 
Küstenmeer –, Rechtsgutachten im Auftrag des BMVBW, Rostock 2002.
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ist Deutschland jedoch eine weitreichende räumliche Steuerung der Nutzungsansprüche in 
der AWZ auf nationaler Rechtsebene durchaus möglich.
Wesentlich mit beeinflusst wird der Prozess der Raumordnung auf See des Weiteren durch 
verschiedene internationale Abkommen, insbesondere zum Schutz der Nordsee (OSPAR-
Abkommen) und der Ostsee (HELCOM), durch die europarechtlichen Vorgaben des gemein-
schaftlichen Naturschutzrechts (Vogelschutz-Richtlinie, FFH-Richtlinie) und die auf einer eu-
roparechtlichen Empfehlung beruhenden Bestrebungen des Integrierten Küstenzonenmana-
gements (IKZM).188
Sind die Spielräume der nationalen Raumordnung für den Bereich der AWZ von der sachli-
chen Breite der möglichen Regelungen her von vornherein begrenzt, so bilden sie doch im 
Übrigen eine grundsätzlich brauchbare Grundlage für die Ordnung der verschiedenen Nut-
zungsinteressen im Meer. Insbesondere können sie verwandt werden, um wesentliche Vor-
festlegungen zur Standortsteuerung für Windenergieanlagen und bergbauliche Nutzungen 
sowie für Trassierungsentscheidungen bei Leitungsanlagen in der AWZ zu treffen. Hierfür 
steht den zuständigen Stellen grundsätzlich das gleiche Festsetzungsinstrumentarium wie an 
Land zur Verfügung. Auch in der AWZ gilt also die grundlegende Unterscheidung zwischen 
verbindlichen „Zielen“ und nicht als zwingend zu verstehenden, abwägungsoffenen 
„Grundsätzen“ der Raumordnung. Wesentlich zu unterscheiden ist unter den gebietsbezo-
genen Zielen der Raumordnung wiederum zwischen den „Vorranggebieten“, in denen sich 
die betreffende Nutzung gegenüber konkurrierenden Nutzungsinteressen durchsetzt, und 
„Eignungsgebieten“, deren Festesetzung mit einer Ausschlusswirkung für die betreffende 
Nutzung an anderer Stelle verbunden ist. Damit steht ein den jeweiligen Erfordernissen relativ 
flexibel anpassbares Gerüst an Festsetzungsmöglichkeiten zur Verfügung.
Verbessern ließe sich das Instrumentarium durch eine Erhöhung der Verbindlichkeit raum-
ordnerischer Festlegungen in den anlagenbezogenen Zulassungsverfahren sowie durch klare 
Regeln für die Abstimmung der Raumordnung innerhalb der AWZ und im Küsten-
meer/Küstenbereich. Sinnvoll erscheint es ferner, für die fachgesetzliche Ebene (also für die 
Anlagen- und Trassenzulassung) ergänzend festzulegen, dass es den zuständigen Stellen 
gestattet ist, für die Konfiguration der Anlagen und Trassen im Einzelfall auch im Detail kon-
krete Vorgaben zu machen, da eine untere Planungsebene, vergleichbar der Bauleitplanung, 
in der AWZ fehlt.
3.3.6.4 Naturschutzrecht
Die Vorschriften und Systeme zur Berücksichtigung von Natur- und Umweltschutzbelangen 
im Rahmen der räumlichen Steuerung und der Anlagenzulassung werden den fachlich an sie 
zu stellenden Anforderungen insgesamt gerecht und bedürfen keiner bedeutsamen Änderun-
gen. 
188 Vgl. BMU (Hg.): Integriertes Küstenzonenmanagement in Deutschland. Nationale Strategie für 
ein integriertes Küstenzonenmanagement, Berlin 2006. Ferner Cicin-Saint, B.: Sustainable Devel-
opment and Integrated Coastal Zone Management, in: Ocean and Coastal Management, 21, 
1993, Nr. 1-3, S. 11-44; EU-Kommission: Grünbuch „Die künftige Meerespolitik der EU: Eine euro-
päische Vision für Ozeane und Meere“, Brüssel 2006 (SEK(2006)689).
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Positiv zu beurteilen sind insbesondere die 2002 ausdrücklich im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) verankerten Rechtsgrundlagen für die Festsetzung von Meeresschutzgebieten. 
Die Bundesrepublik hat von den zur Umsetzung der EG-rechtlichen Anforderungen des Vo-
gelschutzes und des Schutzes von Habitaten und Lebensräumen geschaffenen Regelungs-
möglichkeiten aktiv (und inhaltlich vergleichsweise weitreichend) Gebrauch gemacht und die 
nötigen förmlichen Maßnahmen hierzu im Bereich der AWZ ergriffen (Meldung von FFH-
Gebieten, Festsetzung von Vogelschutzgebieten). 
Die Genehmigungsvorschriften für Seeanlagen sprechen den Belangen des Umwelt- und Na-
turschutzes im Meer einen hohen Stellenwert zu. Klarere rechtsverbindliche Vorgaben wären 
allerdings in mancherlei Hinsicht hilfreich, um die verschiedenen Umwelt- und Naturschutzbe-
lange eindeutiger zu sichern und zugleich ein höheres Maß an Rechtssicherheit für die Inves-
toren zu schaffen (insbesondere durch Anpassung des Genehmigungstatbestands für Seean-
lagen an die im sonstigen Umwelt- /Anlagenzulassungsrecht übliche Terminologie und durch 
Vorgabe von technischen Standards). Aus fachlicher Sicht ist im Übrigen zu betonen, dass 
sich die Auswirkungen großer Windparks auf Umwelt- und Natur in die Zukunft hinein man-
gels praktischer Erfahrungen nur teilweise sicher abschätzen lassen, so dass sichergestellt 
werden muss, dass die Auswirkungen weiter intensiv ausgewertet werden und neuere Er-
kenntnisse in den weiteren Planungen angemessen Berücksichtigung finden können. 
3.3.7 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die Kostenausgangslage für Investitionen in Offshore-Windparks stellt sich auf Grundlage der 
heutigen Erkenntnisse wesentlich ungünstiger dar, als dies noch vor wenigen Jahren ange-
nommen wurde. Hintergrund dessen ist insbesondere das relativ zurückhaltende Engage-
ment der Banken und Versicherungsunternehmen, die das Projektrisiko aufgrund der fehlen-
den Erfahrungen mit der Errichtung und dem Betrieb von Windenergieanlagen in Bereichen 
mit relativ großen Wassertiefen als sehr hoch einschätzen. In der Konsequenz führt dies zu 
einer deutlichen Erhöhung der Finanzierungskosten für die ersten Offshore-Pilotvorhaben. 
Entsprechendes gilt für Kosten der Lieferanten der Windenergieanlagen und der Fundamen-
te. Deutlich über den ursprünglichen Annahmen liegen außerdem auch die Kosten für die Ka-
belanbindung der AWZ-Standorte (siehe zum Ganzen bereits oben, Kap. 3.1.2). 
Auf Grund der eingetretenen Entwicklung muss mittlerweile konstatiert werden, dass das erst 
im Jahr 2004 für Offshore-Windenergieanlagen verbesserte Förderungsgerüst des EEG keine 
hinreichend attraktiven wirtschaftlichen Bedingungen schafft, um die potenziellen Investoren 
zur tatsächlichen Aufnahme der Investitionsrisiken für die (im Planungs- und Genehmigungs-
prozess an sich bereits weit vorangeschrittenen) Pilotprojekte zu bewegen. 
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Das in der Förderung der Windenergienutzung an Land außerordentlich erfolgreiche189 EEG 
reflektiert die Sondersituation der Offshore-Windenergienutzung zwar durch höhere Mindest-
vergütungen (vgl. § 10 Abs. 3 EEG), bildet darin aber nur einen Teil der Offshore-bedingten 
Mehrkosten ab. Trotz der Verbesserung der Vergütungsregelungen im Jahr 2004 liegen För-
dersätze des EEG bis zu 40 % unter den in anderen Ländern zu erlangenden Mindestvergü-
tungen bzw. finanziellen Unterstützungsleistungen. So stehen den in Deutschland gezahlten 
9,1 Cent/kWh 15,75-16,05 Cent/kWh in den Niederlanden, 16,87 Cent/kWh in Belgien, 9,48 
Cent/kWh in Schweden sowie 14,78-16,26 Cent/kWh in Großbritannien und 13 Cent/kWh in 
Frankreich gegenüber. Nur in Dänemark liegt die Vergütung für neue Offshore-Windparks le-
diglich bei 6,7 Cent/kWh und damit unter der deutschen Mindestvergütung. Jedoch werden 
die Netzanschlusskosten in Dänemark vollständig vom Netzbetreiber übernommen und be-
lasten somit nicht die Wirtschaftlichkeit der Offshore-Projekte. Auch in Belgien gibt es Vorga-
ben zur Finanzierung der Netzanschlusskosten durch den Netzbetreiber. Im Projekt Thornton 
Bank werden 30 % der Netzanschlusskosten maximal jedoch 25 Mio. Euro als Zuschuss ge-
währt.
Das dänische Beispiel und das belgische Bespiel weisen darauf hin, dass zumindest ein we-
sentlicher Teil der Lösung darin zu suchen ist, die Windparkinvestoren von den Kosten für 
den netztechnischen Anschluss der Anlagen an das landseitige Übertragungsnetz zu entlas-
ten. 
Ein zweites, hiervon unabhängig zu betrachtendes Problem liegt in der besonders risikobe-
hafteten Sondersituation der „Pioniervorhaben“, die selbst die ersten Schritte der Praxiserfah-
rung gehen und deren Projekte deshalb von den Banken und Versicherungsunternehmen mit 
besonderer „Vorsicht“ behandelt werden. Diesem Problem kann mit einer generellen Vergü-
tungsregelung, wie sie im EEG vorgesehen ist, strukturell nicht adäquat begegnet werden. 
3.4 Ansätze zur Problemlösung und Strategiegestaltung
3.4.1 Technische Problembewältigungsbeiträge
3.4.1.1 Überblick
Die wesentlichen technischen Herausforderungen an die Konstruktion der Windenergiean-
lagen selbst sind bereits oben beschrieben und diskutiert worden (siehe Kap. 3.3.1). Es er-
gab sich hinsichtlich mehrerer Fragen ein erheblicher technikspezifischer Forschungsbedarf, 
der sich nicht auf der Theorieebene erfüllen lässt, sondern nur auf Basis einer umfassenden 
189 Vgl. nur den Bericht der EU-Kommission „Förderung von Strom aus erneuerbaren Energiequel-
len“, Drs. KOM(2005) 627 endgültig. Ferner die eingehende Studien von Lehmann/Peter (Institute 
for Sustainable Solutions and Innovations – ISUSI): Analyse der Vor- und Nachteile verschiedener 
Modelle zur Förderung des Ausbaus von Offshore-Windenergie in Deutschland“, Berlin 2005; so-
wie die europäische Vergleichsstudie von Ragwitz et. al. (Fraunhofer ISI / Energy Economic 
Group): Monitoring and Evaluation of Policy Instruments to Support Renewable Electricity in EU 
Member States, Karlsruhe 2006.
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Auswertung praktischer Erfahrungen klare Ergebnisse erhoffen lässt. Das betrifft namentlich 
folgende Aspekte:
 die Konstruktionsweise und Materialwahl für die Anlagen,
 die Steuerung und Überwachung der Anlagen,
 die Erforschung der sog. WAKE-Effekte,
 die Eignung der verschiedenen Techniken zur Stromübertragung an Land. 
Die Auswirkungen auf Natur und Umwelt sind in ihrer räumlichen Dimension durch techni-
sche Maßnahmen nur bedingt beeinflussbar. Die meisten Konfliktstellungen erfordern eine
Berücksichtigung bei der Standortwahl.190 Im Rahmen der Projektplanung und der Auswei-
sung der Eignungsgebiete fanden bzw. finden insoweit üblicherweise umfangreiche Prüfun-
gen statt. Technische Lösungen kommen in erster Linie zum Zwecke der Minderung negati-
ver lokaler Umwelteinwirkungen in Betracht. Entsprechendes gilt für die Verkehrssicherheit 
auf See.
Die im Rahmen des Vorhabens durchgeführte zusammenfassende Auswertung der vorhan-
denen fachlichen Erkenntnisquellen ergab, dass eine klare Beurteilungsgrundlage für die Er-
fordernisse und Möglichkeiten zur (technischen) Problemlösung nur für einen Teil der zu be-
wältigenden Problemstellungen vorliegt. Auch in dieser Hinsicht stellt es sich das Problem, 
dass bisher nur sehr wenige Erfahrungen vorhanden sind, auf Grund derer die konkreten 
Auswirkungen genau eingeschätzt und insbesondere beurteilt werden könnte, welche techni-
schen Gegen- oder Minderungsmaßnahmen geeignet oder geboten sind. Es ist deshalb au-
ßerordentlich wichtig, die Begleitforschung über die Auswirkungen der Windparks im Rahmen 
der Pilotphasen intensiv fortzuführen, um hieraus für die Ausbauphasen eine bessere Beurtei-
lungsgrundlage zu gewinnen und erforderlichenfalls auch gegenüber bestehenden Anlagen 
nachträgliche Verbesserungsaßnahmen ergreifen zu können. Forschungs- bzw. Untersu-
chungsbedarf besteht im Übrigen nicht nur hinsichtlich der Bau- und Betriebsphase, sondern 
auch im Hinblick auf den späteren Rückbau der Anlagen. 
Nicht unerhebliche Beiträge zur Problemlösung durch technische Maßnahmen sind insbe-
sondere hinsichtlich folgender Problemstellungen vorstellbar:
 die von den Gründungsarbeiten ausgehenden Schallimmissionen, 
 die Abmilderung der Beleuchtungswirkungen auf Vögel, 
 die Reduzierung der Umweltbelastungen aus der Verwendung von Betriebsölen,
 die konstruktionstechnische Minderung der Kollisionsfolgen bei Schiffsunfällen.
Die Erkenntnisstände in diesen Bereichen stellen sich im Einzelnen als sehr unterschiedlich 
dar. Überwiegend lassen sich aus den vorhandenen Studien und Erfahrungen keine Aussa-
gen entnehmen, aus denen sich verallgemeinerbare technische Anforderungen im Sinne ei-
nes „Standes der Technik“ ableiten ließen. In den nachfolgenden Unterkapiteln wird die Er-
kenntnislage zu diesen wesentlichen Problembereichen zusammenfassend beschrieben. 
190 Vgl. auch IÖR / IfAÖ: Anforderungen des Umweltschutzes an die Raumordnung in der deut-
schen Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ), Entwurf des Endberichts, April 2006, S. 90 ff.
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Eine Betrachtung weiterer spezieller Themen (z.B. Verlegetechniken für die Anbindungska-
bel, Erwärmungswirkungen und elektromagnetische Auswirkungen verschiedener Kabelsys-
teme, Veränderungen von Strömungsverhältnissen, Abschattungswirkungen) soll an dieser 
Stelle unterbleiben. Hierzu wurden im Zuge des Vorhabens zwar ebenfalls einzelne Erkennt-
nisse zusammengetragen. Die ökologische Bedeutung erscheint aber vergleichsweise gering 
(siehe dazu auch oben, Kap. 3.3.3.2) 
3.4.1.2 Minderung der Schallimmissionen 
Über die Schallimmissionen von Windenergieanlagen an Land liegen zahlreiche Untersu-
chungsergebnisse und Standards vor, die jedoch noch nicht ohne weiteres auf Offshore-
Windenergieanlagen übertragen werden können. Während der Bauphase und des Betriebs 
entstehen dynamische Kräfte auf die Konstruktion, die zu Schwingungen des Stahlmantels 
und des Meeresbodens führen können. Insbesondere in der Bauphase können Schalldrücke 
verursacht werden, die die Hörschwelle von Meeressäugern, wie Schweinswalen und See-
hunden im Nahbereich, dauerhaft verschieben.191
Im Unterschied zur Situation an Land ist die Bauphase für die akustische Belastung von we-
sentlicher Bedeutung. Bei gerammten Fundamenten (Monopile, Tripod etc.) treten während 
der Bauphase hohe Geräuschemissionen auf, die für die unterschiedlichen Fundamentstruk-
turen unterschiedlich zu bewerten sind. Durch die Impulserregung wird ein breites Spektrum 
angeregt. Die Antwort des Rammgutes ist ebenfalls sehr breitbandig und führt auf dem Man-
tel des Rammgutes zu hohen Beschleunigungsamplituden.192
Um derartige Auswirkungen zu kontrollieren, müssen Standards und Grenzwerte für die An-
lagenkonstruktion sowie für die Bau- und Betriebsweise entwickelt werden. Nur partiell liegen 
dazu belastbare Erkenntnisse und klare Lösungen vor. Erste Untersuchungen zeigten, dass 
sich die Schalleinträge bei Rammarbeiten durchaus mindern lassen193, jedoch sind weitere 
Untersuchungen und die Entwicklung von Offshore-tauglichen Verfahren noch Gegenstand 
laufender Forschung. Zur Minderung möglicher negativer Einflüsse auf Meeressäuger kann 
es in diesem Zusammenhang wichtig werden, die Bautätigkeiten von benachbarten Planun-
gen zu koordinieren, damit es hier nicht zu einer Überlagerung und Erhöhung der Störwirkung 
kommt. Die bisherige Entwicklung hat dazu geführt, dass eine relativ hohe Anzahl von Ge-
nehmigungen zwar nacheinander erteilt worden ist, die Projekte aber möglicherweise in ei-
nem engeren zeitlichen Rahmen realisiert werden könnten, so dass eine Abstimmung der 
Bautätigkeit benachbarter Windparks bedeutsam sein kann. 
191 BINE Informationsdienst, Projektinfo 07/04: Ökologische Begleitforschung zur Offshore Wind-
energienutzung. Bonn, Juli 2004.
192 Vgl. Zettler, Michael / Pollehne, Falk: Ergebnisse aus dem Projekt "BeoFINO" (Ökologische 
Begleitforschung zur Windenergienutzung im Offshore Bereich der Nord- und Ostsee). Arbeitspa-
ket 2: Prozesse im Nahbereich der Piles – Ostsee, Leibniz-Institut für Ostseefor-
schung Warnemünde, Januar 2006.
193 Vgl. Schultz von Glahn et al., 2006.
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3.4.1.3 Abmilderung der Beleuchtungswirkungen auf Vögel 
Aus Gründen der Flug- und Schiffssicherheit bestehen für Windenergieanlagen auf See gene-
rell die Beleuchtungsanforderungen der IALA (International Association of Lighthouse Authori-
ties194). 
Studien zum Vogelzug in der Nordsee und potentiellen Kollisionsrisiken zeigen, dass Vögel 
vor allem unter bestimmten Wetterbedingungen mit schlechten Sichtverhältnissen von be-
leuchteten Offshore Anlagen angezogen werden. Einem erhöhten Risiko dürften nachtzie-
hende Arten ausgesetzt sein.195 Bei einigen Arten können Kollisionen in relativ großer Anzahl 
erwartet werden.196 Die Beleuchtung der Windkraftanlagen könnte insbesondere die in breiter 
Front über die Nordsee ziehenden Singvögel anziehen, wobei durch Kollisionen eine insge-
samt bedeutende Zahl von Vögeln getötet werden könnte.197
Auf der Plattform FINO 1 konnte beobachtet werden, dass 50 % der Kollisionen allein in zwei 
Nächten stattfanden, in denen sehr schlechte Sichtverhältnisse mit Nebel und Sprühregen 
herrschten. Daraus ergab sich eine erhöhte Anziehungskraft und Desorientierung der Vögel 
durch die erleuchtete Plattform.198 Es gibt jedoch keine genaueren Erkenntnisse darüber, wie 
häufig die gefährdungserhöhenden Umstände (schlechte Sicht, niedrige Flughöhe, Rotoren 
aufgrund Windrichtung quer zur Zugrichtung, etc.) in Kombination auftreten.199
Die vorhandenen Studien weisen darauf hin, dass es von zentraler Bedeutung ist, die Auswir-
kungen der Beleuchtung auf die Vogelwelt auf See gezielt zu beobachten und auszuwerten. 
Niederländische Untersuchungen zeigten, dass die Intensität und die Farbwahl der Beleuch-
tung von Bauwerken im Meeresbereich für die Reaktionen von Vögeln sehr bedeutsam sein 
können. In anderen Bereichen der wirtschaftlichen Offshore-Nutzung (z.B. auf Ölplattformen)
werden bereits gezielte Minderungsmaßnahmen zur Vermeidung einer anziehenden oder irri-
tierenden Wirkung auf Seevögel und Zugvögel umgesetzt200. Weitergehende Forschungen 
speziell auch für Windparks unter Einbeziehung von Kriterien wie der Helligkeit und der 
Farbwahl sind notwendig. 
Unterlassen werden sollte in jedem Falle eine groß angelegte kontinuierliche Beleuchtung. 
Als möglicherweise beste Lösung wird eine den Wetterbedingungen individuell anpassbare 
Beleuchtung vermutet, die bei Nebel und/oder Sprühregen Blinklicht oder Blitzlicht anstatt des 
kontinuierlichen Lichtes einsetzt.201 Unter Berücksichtigung der für die Windenergienutzung 
194 [http://www.iala-aism.org].
195 Vgl. BSH, Genehmigungsbescheid Sandbank24 vom 23.08.04. [Download unter: 
http://www.bsh.de/de/Meeresnutzung/Wirtschaft/Windparks/Genehmigungstext%20Sandbank%20
24.pdf].
196 Vgl. Hüppop, O./ Dierschke, J./ Exo, K.-M./ Friedrich, E./ Hill, R.: Bird Migration Studies and Po-
tential Collision Risk with Offshore Wind Turbines, Helgoland.
197 So Macht-Baumgarten, S., Marquardt, M.: Offshore-Windpark Butendiek widerspricht europäi-
schem Naturschutzrecht. BUNDmagazin Schleswig-Holstein 1/2003 [Download unter: 
http://www.bund-sh.de/Envolution/upload/dl/BUNDMagazin/1-2003.pdf].
198 Vgl. Hüppop/ Dierschke et. al., a.a.O.
199 Vgl. BSH, Genehmigungsbescheid Sandbank 24.
200 Vgl. Marquenie & Laar 2004, Shell E&P-Newsletter v. 16.01.2004.
201 Vgl. Hüppop/ Dierschke et. al., a.a.O.
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an Land vorliegenden Erkenntnisse erscheinen derzeit Transponderlösungen als die beste Al-
ternative (siehe dazu bereits die Ausführungen zum Onshore-Bereich, oben Kap. 2.4.1.1). 
Nachteil dieser Lösung ist, dass solche Systeme nur funktionieren, wenn sämtliche Fluggerä-
te und Wasserfahrzeuge mit entsprechenden Empfangsgeräten ausgerüstet sind. 
3.4.1.4 Änderungen bei der Verwendung von Betriebsölen
In den bislang am meisten verwendeten Typen von Windenergieanlagen befinden sich be-
triebstechnisch bedingt relativ große Mengen von Ölen, insbesondere Getriebe- und Hydrau-
likölen (in der Regel jeweils mehrere hundert Liter). Getriebefreie Arten von Aggregaten sind 
zwar ebenfalls bereits entwickelt worden, haben aber noch keine große Verbreitung gebun-
den. Die für Offshore-Windkraftanlagen benötigten Schmierstoffmengen sind zwar um ein 
Vielfaches geringer als beispielsweise im Schiffsverkehr. Gleichwohl muss Sorge dafür getra-
gen werden, dass das Risiko des Austritts ins Meer sowohl im Normalbetrieb als auch bei 
Störfällen minimiert wird. 
Die verwendeten Getriebe- und Hydrauliköle treten unter normalen Betriebsbedingungen 
nicht aus. Zur Verhinderung des Austritts werden Kapselungen von Lagern und Auffangwan-
nen innerhalb der Maschinengehäuse bzw. in Trafostationen eingesetzt. Dies ist Stand der 
Technik und wird innerhalb der Genehmigungsverfahren von Offshore-Windparks als Voraus-
setzung verlangt.202 Die Genehmigungsbehörde verlangt darüber hinaus logistische Notfall-
maßnahmen zur Begrenzung der Umweltfolgen für den Fall eines dennoch auftretenden 
Schadensereignisses.203
Weitere Verbesserungen können durch den Einsatz von sog. Bioschmierstoffen erreicht wer-
den.204 Bioschmierstoffe haben den Vorteil, dass sie nicht oder nur schwach wassergefähr-
dend und schnell biologisch abbaubar sind. Bioschmierstoffe der neuesten Generation genü-
gen technisch höchsten Ansprüchen. Die umweltfreundlichen und leistungsfähigen Öle wer-
den mittlerweile auch in Getrieben erfolgreich eingesetzt. Möglich ist die biogene Schmierung 
auch in den Anwendungsbereichen der Rotorblattverstellung und des Windnachführsystems. 
Die Betreiber von Windenergieanlagen an Land beginnen, diese vermehrt zu nutzen. Sie gel-
ten als „erste Wahl“ für Standorte, an denen die Umwelt als besonders sensibel einzustufen 
ist.205
3.4.1.5 Konstruktionstechnische Minderung von Kollisionsfolgen
Im Hinblick auf die Beherrschung der Kollisionsfolgen von Schiffsunfällen kann es zu einem 
Zielkonflikt mit dem Interesse an der Entwicklung von bautechnisch besonders leistungsfähi-
gen Fundamentkonstruktionen kommen. Für die oben (Kap. 3.3.1) vorgestellten verschiede-
202 Vgl. Deutscher Naturschutzring (DNR): Grundlagenarbeit für eine Informationskampagne „Um-
welt- und naturverträgliche Windenergienutzung in Deutschland (onshore)“. Lehrte, März 2005.
203 Vgl. Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (Hrsg.); „Schutz- und Sicherheitskonzept 
für Offshore-Windparkanlagen“ (Entwurf); Hamburg; 2006.
204 Vgl. SRU: Stellungnahme zur Windenergienutzung auf See, April 2003. S.7
205 Vgl. Nachrichten-Portal für Nachwachsende Rohstoffe [Siehe unter: 
http://www.nachwachsende-rohstoffe.info/nachrichten.php]
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nen Konstruktionsarten fehlt es nicht nur hinsichtlich der Beurteilung ihrer Vor- und Nachteile 
in Bezug auf die Beherrschung der rauen Umweltbedingungen im küstenfernen Offshore-
Bereich an Praxiserfahrung. Weitgehend unerforscht ist auch ihr unterschiedliches Verhalten 
im Kollisionsfall. Konkrete Optimierungsmöglichkeiten für das Kollisionsverhalten („kollisions-
freundliche Konstruktion“) der einzelnen Konstruktionstypen müssen noch entwickelt werden. 
Eine erste theoretische Untersuchung dieser Fragestellung auf Basis einer Gegenüberstel-
lung verschiedener Szenarien hat für die drei Grundtypen Jacket, Tripod und Schwerkraftfun-
dament erhebliche Unterschiede deutlich werden lassen:
Monopile
Jacket (√) (√) (√) (√)
Tripod √ √ - -









√ Bei diesen Fundament- und Schiffstypen wiesen die Kollisionsszenarien keine größeren Schäden auf. Die Kombination kann als kollisionsfreundlich bezeichnet werden.
(√) Zum Teil traten größere Schäden auf. Die Kombination kann als bedingt kollisionsfreundlich be-zeichnet werden.
- Massive Schäden traten während der Simulationen auf. Die Kombination kann als kollision-sunfreundlich bezeichnet werden.
Hierfür liegen noch keine ausreichenden Informationen vor.
Tab. 9: Schiffskollisionsrisiken (eigene Darstellung: Deutsche WindGuard)206
Auf dieser Grundlage stellen sich Schwerkraftfundamente als die kollisionsfreundlichste und 
Tripod-Konstruktionen als die gefahrenträchtigste der betrachteten Varianten dar. Monopiles 
wurden in die Szenarienbetrachtung nicht einbezogen, können jedoch aus allgemeinen Er-
kenntnissen heraus ebenfalls als grundsätzlich relativ kollisionsfreundlich erachtet werden, da 
sie im Kollisionsfalle bautechnisch bedingt vom Schiff wegfallen und – im Gegensatz zu Ja-
cket- und Tripod-Konstruktionen – das kollidierende Schiff an der Kontaktstelle deutlich weni-
ger stark beschädigen. 
Monopiles und Schwerkraftfundamente werden von den Entwicklern bislang jedoch als für die 
küstenfernen Standorte in der AWZ vergleichsweise ungünstige Konstruktionen angesehen. 
Die Hersteller sehen zurzeit keine Planungen im Bereich großer Wassertiefen mit leistungs-
starken Anlagen auf Basis des Monopiles oder des Schwerkraftfundaments vor. Der Offsho-
re-Anlagen Hersteller Multibrid konzentriert sich auf die Verwendung von Tripods, wohinge-
gen der Hersteller Repower derzeit Jacket-Strukturen vor der schottischen Küste (Beatrice 
Projekt) verwendet.
Das Entwicklungspotenzial der Jacket- und Tripod-Strukturen sollte jedoch in sicherheitstech-
nischer Hinsicht nicht unterschätzt werden. Durch die Entwicklung und Verwendung von Kraft 
übertragenden Elementen an problematischen Stellen können die Strukturen möglicherweise 
206 Unter Verwendung von Dalhoff, P. / Biehl, F.: Ship Collision Risk analysis – Emergency systems 
– Collision dynamics, Hamburg.
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ebenfalls so konstruiert werden, dass der Turm Im Falle einer Kollision vom Schiff wegkippt 
und weniger Schäden an den Kontaktstellen zum Schiff verursacht werden. Umgekehrt kann 
für die Monopiles nicht von vornherein ausgeschlossen werden, dass sie für den Einsatz in 
küstenfernen Bereichen durchaus noch entwicklungsfähig sind.
Eine weitergehende Förderung der Forschungs- und Entwicklungsarbeit zur Entwicklung von 
kollisionsfreundlichen Gründungsstrukturen ist dringend zu empfehlen.
3.4.2 Planerische Problembewältigungsbeiträge
3.4.2.1 Raumordnung in der AWZ
Die von der Raumordnung zu entwickelnden Umweltstrategien haben grundsätzlich zu ge-
wärtigen, dass die Windenergienutzungen nur eine von zahlreichen gegenwärtigen und erst 
recht von zahlreichen zukünftigen Meeresnutzungen ist. Das Ziel, den Ausstoß so genannter 
Treibhausgase zu verringern und die Elektrizitätserzeugung verstärkt auf erneuerbare Pri-
märenergien zu stützen, kann „an sich“ schon als eine „Umweltstrategie“ bezeichnet werden. 
Gleichwohl steht dieses Ziel nicht isoliert oder mit absoluter Priorität im Raume. Es kommt 
vielmehr darauf an, dieses Ziel so zu verwirklichen, dass andere Gemeinwohlinteressen –
und hierbei insbesondere solche des Umwelt- und Naturschutzes – nicht in erheblicher Weise 
beeinträchtigt werden.
Zur Lösung der umfassenden Raumordnungsaufgaben in der AWZ ist es nötig, sowohl „ge-
bietsungebundene Sach- und Zielformulierungen“ aufzustellen als auch, darüber hinausge-
hend und hiervon ausgehend, konkrete Vorgaben für bestimmte Gebiete zu formulieren.207
Für eine umweltgerechte Meeresraumordnung wird grundsätzlich empfohlen, Prioritäten der 
räumlichen Ausweisung zu setzen: 
 Die Raumordnung im Meeresgebiet muss generell dem Ziel unterstellt werden, größtmög-
liche Sicherheit für den Schiffsverkehr zu gewährleisten, auch weil Unfälle auf See 
ganz erhebliche Umweltgefährdungen mit sich bringen. Deshalb muss die Ordnung des 
Meeresraumes auf der räumlichen Grundstruktur und Verteilung des Seeverkehrs auf-
bauen und mit den Meeresnachbarstaaten abgesprochen werden. 
 Als ebenso strategisch bedeutsam wie zeitlich dringlich stellt sich die Aufgabe dar, über-
geordnete Festlegungen hinsichtlich der auf die Nutzung des Meeresgebiets angewiese-
nen Leitungsinfrastrukturen zu treffen, um sicherzustellen, dass dem Gemeinwohlinte-
resse an einer infrastrukturellen Erschließung auf eine möglichst ökologisch verträgliche 
und volkswirtschaftlich sinnvolle Weise Genüge tun zu können. Angesprochen ist damit
konkret insbesondere die Verlegung neuer Kabel und ggf. auch Rohrleitungen auf See. 
Aus umweltbezogener, aber auch aus ökonomischer Sicht sollte diese Aufgabe so gelöst 
werden, dass die Belastungen der Meeresumwelt und die Kosten der Leitungsnetze durch 
weitgehende Trassenbündelung („Stichwort: „vorgelagerte Netze“) so gering wie möglich 
207 So auch IÖR / IfAÖ: Anforderungen des Umweltschutzes an die Raumordnung in der deut-
schen Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ), Entwurf des Endberichts, April 2006, S. 328.
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gehalten werden. Das bereits bestehende Kabel- und Rohrleitungsnetz sollte in das an-
zustrebende Trassensystem integriert werden. Aufgelassene Kabel sollten möglichst be-
seitigt werden, da sie eine latente Unfallgefahr darstellen. Die Netzplanung der Leitungs-
trassen für Kabel sollte möglichst vordringlich begonnen werden, weil dann verhindert 
werden könnte, dass andere Meeresnutzungen die in möglichst gerader Richtung führen-
de Ideallinie der Trasse verbauen. Nach Abschluss systematischer Vorüberlegungen dürf-
te es möglich sein, die den vorgelagerten Netzen zuzuordnenden Trassen raumordne-
risch zwingend vorzugeben. Die konkrete Festlegung vollständiger Trassenverläufe er-
scheint aus diesem Blickwinkel vom Ansatz her bevorzugenswert gegenüber dem eben-
falls denkbaren Ansatz, raumordnerische Vorgaben über Leitungstrassen lediglich auf be-
stimmte End-, Ziel und Verknüpfungspunkte zu beschränken. Inwieweit dies im Einzelfall 
sinnvoll und geboten ist, hängt aber letztlich von der konkret vorgefundenen Situation ab.
 Um die Potenziale der Windenergienutzung auf See systematisch und möglichst umwelt-
schonend erschließen zu können, sollte das Festsetzungsinstrumentarium der Raumord-
nung im Hinblick auf die Standortsteuerung für Windparks situationsgerecht und flexi-
bel zum Einsatz gebracht werden. Ziel muss es sein, die Ansiedlungsinteressen der In-
vestoren in diejenigen Regionen zu lenken, in denen ein möglichst hoher und kostengüns-
tig produzierbarer (Strom-) Ertrag bei einem Minimum an Sicherheits- und Umweltproble-
men erzielt werden kann. Vom Ansatz her erscheint dafür ein möglichst breiter Einsatz 
der Kategorie der raumordnungsrechtlichen Eignungsgebiete (mit Ausschlusswirkung für 
die Errichtung an anderer Stelle) wünschenswert. Die Raumordnung sollte aber auch be-
rücksichtigen, dass bislang noch kein Windpark gebaut wurde, so dass die Eignung der 
bislang beantragten und genehmigten Gebiete nicht abschließend beurteilt werden kann. 
Eine weitreichende Festlegung in der Raumordnung kann zu erheblichen Problemen füh-
ren, falls die Eignungsgebiete doch nicht so geeignet sind, wie man es sich derzeit erhofft. 
Außerdem ist zu bedenken, dass es auf Anhieb nicht ohne weiteres möglich sein dürfte, 
für Offshore-Windparks in größerem Umfang von dem besonders steuerungsintensiven 
Instrument der „Eignungsgebiete“ Gebrauch zu machen, da dies für das gesamte jeweili-
ge Plangebiet einen Grad an Erkenntnissicherheit voraussetzen würde, der gegenwärtig 
in der Regel noch nicht angenommen werden kann. Wo das jeweilige Plangebiet die 
Festsetzung einer umfassenden Ausschlusswirkung außerhalb der sachlich am besten 
geeignet erscheinenden Gebiete nicht hergibt, wird deshalb der Einsatz der Kategorie des 
Vorranggebiets sachgerechter sein, da sie zudem auch die Möglichkeit etwaiger künfti-
ger Kombinationsnutzungen offen lässt. Es sollte insgesamt beachtet werden, dass Eig-
nungsgebiete sinnvoll nur in Konsequenz einer ganzheitlichen Raumordnung ausgewie-
sen werden können.208 Entsprechend gilt es, die Windparks in großräumige systemati-
sche Leitstrukturen einzubinden; eine klare systematische und leicht verständliche Raum-
gliederung führt wiederum zu einer größeren Sicherheit und Leichtigkeit der Schifffahrt.
 Im Übrigen wird empfohlen, bei der Ausweisung von Offshore-Baugebieten künftige 
Kombinationsnutzungen von Standorten zu berücksichtigen (z.B. als Standorte für 
208 Zur Raumordnung in der AWZ siehe auch die z. T. abweichenden Positionen des Bundesamtes 
für Naturschutz (BfN), die als „Naturschutzfachlicher Planungsbeitrag des Bundesamtes für Natur-
schutz zur Aufstellung von Zielen und Grundsätzen der Raumordnung für die deutsche Aus-
schließliche Wirtschaftzone der Nord- und Ostsee“ veröffentlicht sind: 
[http://www.habitatmarenatura2000.de/de/downloads/Planungsbeitrag_zur_Raumordnung_AWZ_2006.pdf].
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 107
Windenergieanlagen und zum Abbau von Bodenschätzen). Dabei sollte unterschieden 
werden zwischen (a) Nutzungen, die sich gegenseitig ergänzen, (b) Nutzungen, die sich 
gegenseitig tolerieren, und (c) Nutzungen, die sich gegenseitig ausschließen. Das raum-
ordnerische Prinzip der „dezentralen Konzentration“ greift diese Strategie des sparsamen 
Umganges mit Flächen auf und ermöglicht die Bewahrung „offener Seeschaften“ so-
wohl zur Stabilisierung der Ökosysteme, dann aus ästhetischen Gründen sowie auch zur 
Erhaltung größtmöglicher Disponibilität für weitere Entwicklungen des Meeresraumes 
durch zukünftige Generationen. 
Es wäre nützlich, wenn es eine politische Diskussion und einen Konsens über die anzustre-
benden Entwicklungsziele, möglicherweise vorbereitet von einem sachverständigen „Küsten-
und Meeresrat“ und unter Einbeziehung der Gesellschaft (Partizipation), geben würde. Die 
nationale Strategie zum Integrierten Küstenzonenmanagement (IKZM) weist insofern in die 
richtige Richtung.
Im Speziellen bietet sich für die räumliche Gliederung der Windparks eine „Cluster- Struktur“ 
an; sie sorgt für die dem Meer entsprechende Durchlässigkeit; denn das Meer kennt keine 
Barrieregrenzen. Zur Verringerung der Gefahr von Schiffsunfällen sollten die Windparks im 
Rahmen größerer Windenergiefelder als klare systematische Raummuster angeordnet wer-
den. Günstig erscheint der Modelltyp schmal-gestreckter, rhombenförmiger Kleingruppen von 
ca. 50 - 100 Windenergieanlagen, die sich an den Hauptflugrichtungen der Avifauna orientie-
ren. Breite Zwischenräume zwischen den WEA-Kleingruppen können z.B. in Verbindung mit 
der schlanken Rhombenform, eine erhebliche Durchlässigkeit für die Avifauna sowie für 
nachgeordnete Schiffsverkehre einschließlich des intrazonalen Versorgungsverkehrs der 
Meeresnutzungen bewirken. Die Cluster-Gliederung erleichtert die Erreichbarkeit der einzel-
nen Windenergieanlagen, die Angliederung weiterer Meeresnutzungen, und sie ist auch 
nachhaltig im Sinne der Erschließung des Potenzials an Meeresbodenschätzen. Da das In-
strumentarium der Raumordnung die Festlegung von Anforderungen der Anlagenkonfigurati-
on nicht in jeder Hinsicht gestattet, ist es wichtig, hierfür in den Bestimmungen des Zulas-
sungsrechts (möglichst klar erkennbar) Raum zu schaffen.
Neben der rein funktionalen Raumstruktur der Windparks wird auch eine ästhetische Gestal-
tung empfohlen, um dem Raumordnungsauftrag zur Bewahrung ästhetischer Landschaften 
(hier: Seeschaften) zu folgen. 
Mögliche nationale und internationale Verbundleitungen sollten bei den gegenwärtigen Tras-
senplanungen Berücksichtigung finden. Dabei sowie bei der Bestimmung der Trassenkapazi-
tät ist auch das Recht ausländischer Unternehmen, in der deutschen AWZ Kabel zu verlegen, 
einzubeziehen. Die Trassenverläufe sollten sich an den Schifffahrtswegen orientieren. Sie 
sollten parallel zu ihnen ausgewiesen werden und die Schifffahrtswege nur auf kürzeste Dis-
tanz kreuzen. 
Die Planung der Kabeltrassen zwischen den Windparks im Meer und den Einspeisungspunk-
ten an Land ist ein Beispiel für die Notwendigkeit einer Raumordnung, die Land und Meer in 
der Küstenzone zusammenfasst. Hierfür sollten im rechtlichen Bereich geeignete Vorkehrun-
gen getroffen werden.
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3.4.2.2 Raumordnerische Festlegungen im Küstenmeer und an Land
Die bisherigen Ausführungen haben deutlich werden lassen, dass die Raumordnungspläne 
der Küstenbundesländer keine hinreichenden Aussagen über die zur Anbindung der Offsho-
re-Windparks erforderlichen Erschließungstrassen enthalten. Eine vorsorgliche Trassenfrei-
haltung hat bisher nicht stattgefunden. Die Raumordnung hat bislang lediglich punktuell auf 
Vorhaben einzelner Windparkbetreiber reagiert, nicht aber im Sinne einer vorausschauenden 
Planung selbst agiert. 
Das erklärt sich sicherlich zu einem gewissen Anteil aus Akzeptanzproblemen in den Küsten-
regionen, dürfte jedoch in erster Linie darauf zurückzuführen sein, dass die Raumordnungs-
planung kein Werkzeug für schnelle Lösungen ist. Die Zeiträume, innerhalb derer die Projek-
tierungen und Planungen für Offshore-Windparks räumlich und von der Leistungsdimension 
her klare Konturen bekommen haben, waren aus dem Blickwinkel der Raumordnung ver-
gleichsweise kurz. Da zudem das Augenmerk bei der Entwicklung der Bundes-Strategie zur 
Windenergienutzung auf See zunächst auf die eigentlichen Windparkprojekte konzentriert war 
und insoweit eine gewisse Überschwangstimmung herrschte, wurden die Probleme und Her-
ausforderungen hinsichtlich der netztechnischen Erschließung des Meeresraumes unter-
schätzt. Erst mit Aufnahme der ersten konkreten Planungsüberlegungen für bestimmte Tras-
sen zur Netzanbindung durch die Investoren wurde deutlich, welche Hürden sich aus den feh-
lenden raumplanerischen Grundlagen für die Netzanbindung ergeben können. 
Eine raumbezogene Gesamtstrategie zur Netzanbindung liegt deshalb weder beim Bund 
noch bei den Ländern vor. Die Arbeiten daran sollten umgehend aufgenommen werden, mög-
lichst in einer Art „konzertierten Aktion“ des Bundes gemeinsam mit den Küstenbundeslän-
dern, in der konzeptionelle Eckpunkte festgelegt werden, welche dann die Grundlage für die 
Aufnahme konkreter raumplanerischer Verfahren durch die zuständigen Landesplanungsbe-
hörden bilden. 
Inhaltlich sollte die Strategie darauf zielen, die Inanspruchnahme des Küstenmeeres auf we-
nige Bündelungstrassen zu konzentrieren, die an bestimmten Verknüpfungspunkten in der 
AWZ enden, von denen aus dann ein Erschließungsnetz in bestimmte Bereiche der AWZ 
hinein gebildet wird („vorgelagertes Netz“). 
Anzumerken ist, dass die raumordnerischen Planungen für ein vorgelagertes Netz für die Pi-
lotphasen der Windparks aus zeitlichen Gründen zumindest überwiegend keine Rolle mehr 
spielen dürften, da die Investoren darauf angewiesen sind, dass die Netzanbindung schon vor 
dem Abschluss raumordnerischer Überlegungen über vorgelagerte Netze rechtlich gesichert 
ist. Das mindert aber die Bedeutung des Ansatzes der vorgelagerten Netze nur wenig, da die 
Ausbauphasen perspektivisch schon aus rein quantitativen Gründen eine größere Raumbe-
deutsamkeit haben als die Pilotphasen. Nichtsdestotrotz wird es wichtig sein, die bereits ver-
legten oder zumindest rechtlich festgelegten Kabel für die Pilotparks innerhalb der Raumpla-
nung für die vorgelagerten Netze zu berücksichtigen und weitestmöglich zu integrieren.
Rein raumplanerisch bedarf es zur Verwirklichung einer derartigen Strategie keiner Änderung 
von Rechtsvorschriften. Erwägenswert ist die Schaffung von ausdrücklichen Regelungen für 
die Abstimmung zwischen der Bundesraumordnung in der AWZ und der Landesraumordnung 
im Küstenmeer und an Land (siehe dazu unten, Kap. 3.4.3.5). Erforderlich ist in jedem Falle 
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eine spezifische rechtliche Absicherung des Konzepts der vorgelagerten Netze gegenüber 
Windpark- und Netzbetreibern (siehe Kap. 3.4.3.3). 
3.4.3 Verbesserungen der rechtlichen Rahmenbedingungen
3.4.3.1 Überblick 
Auf Grundlage der Resultate aus den fachlichen Betrachtungen und der daran anknüpfenden 
Analyse der rechtlichen Ausgangsbedingungen kristallisierte sich eine Reihe von Aufgaben-
und Problemstellungen heraus, für deren Bewältigung konkrete regelungstechnische Lö-
sungsmöglichkeiten zu erwägen waren. Die Juristen des Forschungskonsortiums führten 
hierzu im Vorfeld der Ende 2006 eingetretenen Rechtsänderungen auf Grund des Infrastruk-
turplanungsbeschleunigungsgesetzes209 (siehe dazu im Einzelnen unten, Kap. 3.4.3.3) um-
fängliche Detail- und Alternativenbetrachtungen durch, deren Ergebnisse an dieser Stelle nur 
zusammengefasst wiedergegeben werden können. 
Einigen der erörterten Aspekte kommt eine ausgeprägte Priorität zu, weil mit ihnen Aufga-
ben von großer strategischer Bedeutung angesprochen werden, für deren Bewältigung im 
geltenden Recht entweder noch keine brauchbare oder noch keine hinreichende Grundlage 
gelegt ist, und deren Lösung zugleich unter hohem Zeitdruck steht, weil ohne sie erhebliche 
Entwicklungshemmnisse entstehen können. Angesprochen sind damit namentlich die erhebli-
chen Unzulänglichkeiten der Rechtsvorschriften zur Kabelzulassung und die fehlenden recht-
lichen Grundlagen für die Schaffung vorgelagerter Netze im Seegebiet. 
Die zentralen Vorschläge zur Bewältigung dieser als prioritär eingestuften Problemlagen las-
sen sich in ihren konzeptionellen Ansätzen grob wie folgt umschreiben:
1. Aufbau eines praktikabel handhabbaren und rechtssicheren Systems für die Kabelzulas-
sung im Küstenmeer und im Küstenbereich an Land, bei dem die Entscheidungszustän-
digkeiten in einer Hand liegen (Konzentrationswirkung), 
2. Schaffung der Voraussetzungen für die Einrichtung von vorgelagerten Übertragungs-
netzen auf See zur Anbindung von Offshore-Windparks durch hoheitliche Festlegung be-
stimmter Verknüpfungspunkte, eine Anschluss- und Benutzungspflicht und geeignete 
wirtschaftliche Anreize zum Aufbau der betreffenden Netzstrukturen. 
Vergleichsweise geringer ist der Problemdruck im Bereich des (sonstigen) Anlagenzulas-
sungsrechts, das zwar ebenfalls erhebliche Mängel aufweist, deren Lösung aber angesichts 
der weitaus drängenderen Probleme der Kabelzulassung und der Ausbauplanung nicht im 
Vordergrund stehen kann. In diesem Bereich geht es (außerhalb des auch hier tangierten 
Fragenkreises um die Anschlusskabel) vor allem um die Erhöhung der Rechtssicherheit, die 
Verbesserung des Genehmigungsrechts durch Einführung eines Genehmigungstatbestands 
mit Konzentrationswirkung, die Schaffung von Rechtsklarheit hinsichtlich der Berücksichti-
209 Art. 7 des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben vom 
9. November 2006, BGBl. I 2006 S. 2833. Zum Vorlauf des Gesetzgebungsverfahrens siehe BT-
Drs. 16/54 und BT-Drs. 16/3158.
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gung raumordnerischer Vorfestlegungen sowie von Umwelt-, Naturschutz- und Sicherheitsbe-
langen, die Erhöhung der planerischen Einflussmöglichkeiten für die Genehmigungsbehörde, 
die Ermöglichung gestufter Genehmigungsverfahren und die Klärung verfahrensrechtlicher 
Fragen.
Nur partiellen Verbesserungsbedarf sehen die Juristen im Konsortium im Übrigen – nach der 
2004 erfolgten Schaffung der Grundlagen für raumordnungsrechtliche Festlegungen in der 
AWZ –, auch angesichts begrenzter Regelungsbefugnisse auf nationaler Ebene, im Bereich 
der räumlichen Steuerung der verschiedenen Nutzungsinteressen in der AWZ. 
Die Vorschriften und Systeme zur Berücksichtigung von Natur- und Umweltschutzbelangen
im Rahmen der räumlichen Steuerung und der Anlagenzulassung werden den fachlich an sie 
zu stellenden Anforderungen gerecht und bedürfen keiner bedeutsamen Änderungen. 
Im Einzelnen kommt die Untersuchung für die drei Komplexe „Kabelzulassung im Küsten-
meer“, „Vorgelagerte Übertragungsnetze“ und „Seeanlagenrechtliche Anlagenzulassung“ zu 
folgenden Empfehlungen:
3.4.3.2 Kabelzulassung im Küstenmeer
Als besonders wichtig stellt sich die Aufgabe dar, einen integrierten Zulassungstatbestand für 
die erforderlichen Verbindungskabel zwischen den Offshore-Windparks und dem an Land be-
findlichen Übertragungsnetz zu schaffen, durch den die bislang im Küstenmeer und an Land 
bestehende Zersplitterung zwischen unterschiedlichen Zulassungserfordernissen und Zu-
ständigkeiten aufgehoben wird. 
Die Schaffung eines in diesem Sinne integrierten Zulassungstatbestands ist nicht einerseits 
im Zusammenhang mit der Verwirklichung des weiter unten noch vorzustellenden Konzepts 
für einen neuen umfassenden Genehmigungstatbestand für Windparks als Gesamtanlagen 
einschließlich Anbindungskabel denkbar, andererseits aber auch außerhalb dessen als iso-
lierte Gesetzesänderung. 
Anknüpfend an die gegenwärtig bestehenden Regelungen des § 43 EnWG für Hochspan-
nungsfreileitungen ab 110 kV, könnte generell auch für Seekabel ein Planfeststellungsverfah-
ren vorgesehen werden. Da Planfeststellungsverfahren qua definitionem mit einer Konzentra-
tionswirkung versehen sind (vgl. § 75 VwVfG), würden die bislang nebeneinander erforderli-
chen Einzelzulassungsakte nach den wasserrechtlichen, naturschutzrechtlichen und natio-
nalparkrechtlichen Bestimmungen der Länder sowie die wasser- und schifffahrtspolizeiliche 
Genehmigung nach § 31 Abs. 2 WaStrG obsolet. 
Materiellrechtlich hätte dies nicht zur Folge, dass die betreffenden fachrechtlichen Anforde-
rungen inhaltlich unbedeutend würden. Allerdings würde die Entscheidungskompetenz hier-
über auf die Planfeststellungsbehörde übergehen. Die fachrechtlichen Anforderungen würden 
entweder in die planfeststellungsrechtliche Abwägung eingehen (und wären damit bei Vorlie-
gen gewichtiger Gründe auch überwindbar) oder – bei entsprechender ausdrücklicher Festle-
gung in dem betreffenden Gesetz – als zusätzliche Anforderungen einen besonderen Beacht-
lichkeitsstatus erhalten (verknüpft beispielsweise mit einem Zustimmungsvorbehalt bestimm-
ter Behörden). 
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Eine Planfeststellungslösung für die Zulassung der Anbindungskabel hat den Vorteil, rege-
lungstechnisch relativ schnell – nämlich ohne umfassende konzeptionelle Vordiskussionen 
vorauszusetzen – durch eine unkomplizierte Änderung des EnWG realisierbar zu sein. Sie 
führt zwar nicht zu einer Konzentration der Genehmigungsentscheidung bei der für die Wind-
parks in der AWZ zuständigen Genehmigungsbehörde, sondern fällt in den Zuständigkeitsbe-
reich der Landesenergiebehörden. Das wesentliche Entwicklungshemmnis, nämlich das mit 
der Entscheidungszuständigkeit unterschiedlicher Fachbehörden einhergehende Risiko einer 
zeitraubenden, uneinheitlichen, möglicherweise in sich widersprüchlichen und zumindest in 
Teilen der Ausbaustrategie für die Offshore-Windenergienutzung entgegen laufenden behörd-
lichen Entscheidungspraxis, lässt sich hierdurch jedoch vermeiden. 
Im Zuge der kürzlich erfolgten Änderung des § 43 EnWG210 wurde die Möglichkeit, einen ein-
heitlichen Zulassungstatbestand der Planfeststellung für Seekabel zur Anbindung von Offsho-
re-Windparks zu schaffen, leider verpasst. Die geänderte Bestimmung bezieht zwar erstmals 
über Hochspannungsfreileitungen hinaus auch Erdkabel in die Planfeststellungsfähigkeit mit 
ein. Die Regelung bezieht sich aber nur auf Erdkabel mit mindestens 110 kV Nennspannung, 
„die zwischen der Küstenlinie und dem nächstgelegenen Netzverknüpfungspunkt, höchstens 
jedoch in einer Entfernung von nicht mehr als 20 Kilometer von der Küstenlinie landeinwärts“ 
verlegt werden (§ 43 Satz 3 EnWG). Das besondere zulassungsrechtliche „Problemgebiet“ im 
Meeresbereich jenseits der Küstenlinie bis zur meerseitigen Begrenzung des Küstenmeeres 
bleibt also ausgenommen. 
Für die landesrechtliche Ebene ist unabhängig davon die Aufnahme geeigneter materieller 
Regelungen zur Zulässigkeit der Verlegung von Kabeln zu Offshore-Windenergieanlagen in 
den Wattenmeer-Nationalparks zu empfehlen (Änderung der Nationalparkgesetze der Küs-
tenstaaten). Sachgerecht erscheint die Schaffung eines Anspruchs auf Zulassung von Anbin-
dungskabeln für Offshore-Windparks, wenn keine überwiegenden öffentlichen Interessen 
entgegenstehen, verbunden mit einer Ermächtigung zur Auferlegung von Nebenbestimmun-
gen zur Minderung negativer Einwirkungen auf die schützenswerte Belange des Wattenmee-
res. Eine derartige Klausel würde es ermöglichen, rechtssichere Verhältnisse für die Durch-
querung des Wattenmeeres zu schaffen und zugleich die (ohnehin ganz überwiegend nur 
temporären) Belastungen der Natur des Wattenmeeres auf ein unvermeidbares Minimum zu 
beschränken. Auch die Beachtlichkeit raumordnerischer Festlegungen würde über den 
Rechtsbegriff der „überwiegenden öffentlichen Interessen“ gesichert. 
3.4.3.3 Vorgelagerte Übertragungsnetze
Die systematische netztechnische Erschließung der AWZ für die Ausbauphasen211 der 
Offshore-Windenergienutzung stellt sich im Rahmen der durch Deutschland verfolgten Stra-
tegie zur Windenergienutzung auf See als eine für die Entwicklung der künftigen energiewirt-
schaftlichen Strukturen bedeutsame gesamtstaatliche Aufgabe dar. Die bestehenden Rege-
lungen bieten keine tragfähige Grundlage dafür, die AWZ planvoll netztechnisch zu erschlie-
210 Art. 7 des Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben vom 
9. November 2006, BGBl. I 2006 S. 2833. Zum Vorlauf des Gesetzgebungsverfahrens siehe BT-
Drs. 16/54 und BT-Drs. 16/3158.
211 Für die Pilotphasen kann das Konzept nicht mehr rechtzeitig umgesetzt werden. 
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ßen. Sowohl aus Umweltschutzgründen als auch auf Grund von ökonomischen Erwägungen 
bedarf es dringend der Schaffung von Rechtsgrundlagen, mit denen es möglich ist, die Tras-
sen / Leitungen zur Anbindung der Offshore-Windparks sinnvoll zu bündeln. 
Zur Bewältigung dieser Aufgabe empfiehlt sich die Schaffung klarer bundesgesetzlicher 
Grundlagen. Mit Hilfe der Raumordnung in der AWZ ist es zwar möglich, insofern raumbezo-
gene Festlegungen zu treffen (Fixierung von Trassierungskorridoren und/oder Verknüpfungs-
punkten). Die Raumordnung bietet für sich genommen aber keine adäquate Grundlage zur 
Festlegung der Planungsziele und -bedarfe, sondern setzt deren Vorhandensein voraus. Au-
ßerdem bedarf es ergänzender rechtlicher Bestimmungen, mit denen zum einen die Ver-
pflichtung zur Nutzung bestimmter Infrastrukturen ausgesprochen werden kann und zum an-
deren Fragen der Betreiberschaft und der Wirtschaftlichkeit geklärt werden.
Das Forschungskonsortium hat sich der konzeptionellen Ausgestaltung eines rechtlichen 
Konzepts für die Schaffung vorgelagerter Konzept im ersten Halbjahr 2005 intensiv gewidmet 
und dem BMU hierzu ein (vertrauliches) Arbeitspapier vorgelegt.212 Die zentralen Elemente 
der Empfehlungen für die Ausgestaltung der neu zu schaffenden gesetzlichen Vorschriften 
(regelbar in einem besonderen Gesetz für Offshore-Windparks, im EnWG, im EEG oder in ei-
nem kombinierten Artikelgesetz) lassen sich wie folgt umreißen: 
- Auf Basis einer zuvor erfolgten Bedarfsermittlung wird durch eine geeignete Stelle des 
Bundes ein konkreter Netzplan entworfen, dessen Gerüst in Gestalt verbindlicher Ver-
knüpfungspunkte gesichert wird (Anknüpfungspunkte in der AWZ, Endpunkte zur Ver-
knüpfung mit dem Übertragungsnetz an Land). Die Festlegungen erfolgen auf Grundlage 
einer strategischen Umweltprüfung. Raumordnerische Vorfestlegungen sind mög-
lich/erwünscht und ggf. verbindlich. 
- Durch die Anordnung einer Anschluss- und Benutzungspflicht für die einzelnen Wind-
parks auf Basis eines zeichnerischen Plans (Alternative: Festlegung im Genehmigungs-
bescheid für den Windpark) wird sichergestellt, dass bestimmte Windparks über bestimm-
te Verknüpfungspunkte/Leitungsverbindungen mit dem Netz an Land verbunden werden 
müssen.
- Die Aufgabenträgerschaft für die Errichtung und den Betrieb bestimmter Verknüpfungs-
punkte und/oder Verbindungsleitungen wird öffentlich ausgeschrieben. Im Vergabeverfah-
ren können die Anforderungen ggf. genauer konkretisiert werden. Als regelungstechnisch 
einfache, aber weniger wettbewerbsgerechte (und daher „zweitbeste“) Alternative wurde 
die Verpflichtung der küstenseitigen Übertragungsnetzbetreiber zur Errichtung und zum 
Betrieb der vorgelagerten Netze erörtert. 
- Um die schwer kalkulierbaren Investitionsrisiken für den Aufbau vorgelagerter Netze ab-
federn zu können, erscheint es sinnvoll, die Kostenlasten unter Beachtung strenger Maß-
stäbe der Kosteneffizienz gleichmäßig unter allen Netzbetreibern aufzuteilen. Hierzu ist 
die Schaffung eines bundesweiten Umlagesystems zu empfehlen. 
212 Klinski/Rehfeldt: Planung und Bau von vorgelagerten Netzen zum Anschluss von Offshore-
Windparks: Erfordernisse und Gestaltungsoptionen, März 2006.
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Ein Teil dieser Vorschläge und Erwägungen wurde durch den Gesetzgeber im Kontext des 
Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben213 aufgegrif-
fen. In dem neuen Absatz 2a des § 17 EnWG heißt es:
„(2a) Betreiber von Übertragungsnetzen, in deren Regelzone die Netzanbindung von 
Offshore-Anlagen im Sinne des § 10 Abs. 3 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes erfolgen soll, haben die Leitungen von dem Umspannwerk der Offshore-
Anlagen bis zu dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt des 
nächsten Übertragungs- oder Verteilernetzes zu errichten und zu betreiben; die Netz-
anbindungen müssen zu dem Zeitpunkt der Herstellung der technischen Betriebsbe-
reitschaft der Offshore-Anlagen errichtet sein. Eine Leitung nach Satz 1 gilt ab dem 
Zeitpunkt der Errichtung als Teil des Energieversorgungsnetzes. Betreiber von Über-
tragungsnetzen sind zum Ersatz der Aufwendungen verpflichtet, die die Betreiber von 
Offshore-Anlagen für die Planung und Genehmigung der Netzanschlussleitungen bis 
zum 17. Dezember 2006 getätigt haben, soweit diese Aufwendungen den Umständen 
nach für erforderlich anzusehen waren und den Anforderungen eines effizienten 
Netzbetriebs nach § 21 entsprechen. Die Betreiber von Übertragungsnetzen sind ver-
pflichtet, den unterschiedlichen Umfang ihrer Kosten nach Satz 1 und 3 über eine fi-
nanzielle Verrechnung untereinander auszugleichen; § 9 Abs. 3 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes findet entsprechende Anwendung.“
Die Vorschrift realisiert damit auf verhältnismäßig „schlanke“ Weise mehrere wichtige Anre-
gungen: 
 Sie überträgt die Aufgaben der Errichtung und des Betriebs von Anschlussleitungen auf 
die küstenseitigen Übertragungsnetzbetreiber (Satz 1 und 2) – entsprechend der vom 
Konsortium erwogenen „zweitbesten Lösung“ hinsichtlich der Betreiberschaft.
 Sie sichert einen bundesweiten Ausgleich unter den Übertragungsnetzbetreibern für die 
unterschiedlichen finanziellen Aufwendungen nach dem Modell des § 9 Abs. 3 KWKG 
(Satz 4).
 Und sie verpflichtet die Übertragungsnetzbetreiber zur Übernahme der bei den Anlagen-
betreibern (als den bisherigen Projektieren der Leitungsanlagen) zuvor angefallenen Kos-
tenbelastungen nach Maßgabe des § 21 EnWG (Satz 3).
Keine spezielle Regelung findet sich in dem Gesetz hinsichtlich der Frage, was gilt, wenn ein 
Netzbetreiber der neuen Verpflichtung nicht oder nur verspätet nachkommt. Eine Behörde ist 
in die diesbezüglichen Entscheidungs- und Ausführungsprozesse nicht eingeschaltet. Das 
Gesetz sieht eine ordnungswidrigkeitenrechtliche Sanktion nicht vor. Der notwendige Befol-
gungsdruck kann (und muss) insofern von den im Falle der nicht korrekten Einhaltung nach 
Maßgabe des Zivilrechts entstehenden Schadensersatzansprüchen ausgehen.
Zu beachten ist allerdings, dass die Regelung nach der ebenfalls neu eingefügten Über-
gangsbestimmung des § 118 Abs. 7 EnWG nur für Windenergieanlagen gilt, mit deren Errich-
tung bis zum 31. Dezember 2011 begonnen worden ist. Die Bestimmung entfaltet ihre Wir-
kung also nur für die Pilotphasen, während eine längerfristige Gesamtlösung für die Schaf-
fung und den Betrieb von vorgelagerten Netzen für die Ausbauphasen noch aussteht. Inso-
fern wird an anderer Stelle – auch unter Auswertung der ersten Erfahrungen mit § 17 Abs. 2a 
EnWG – genauerer darüber nachzudenken sein, ob für die Ausbauphasen an dieses Rege-
213 BGBl. I 2006 S. 2833.
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lungsmodell angeknüpft werden oder stattdessen ein wettbewerbliches Modell mit Ausschrei-
bung der Betreiberschaft bevorzugt werden sollte.214
3.4.3.4 Seeanlagenrechtliche Anlagenzulassung
Unter dem Gesichtspunkt der Rechtsklarheit, zur Vermeidung verbleibender rechtlicher Unsi-
cherheiten und – nicht zuletzt – zum Zweck der Effektuierung der Steuerungskraft des Ge-
nehmigungsinstrumentariums wird eine grundlegende Neuregelung des Zulassungsrechts für 
Seeanlagen für sinnvoll erachtet. Die Regelungen sollten auf gesetzlicher Ebene erfolgen.
Der neue Zulassungstatbestand sollte folgende Gestaltungselemente vereinen: 
 Ausstattung mit einer umfassenden Konzentrationswirkung, so dass keine weiteren Zu-
lassungsakte für den jeweiligen Windpark erforderlich sind,
 Erstreckung des Zulassungstatbestands auch auf die betriebsnotwendigen Kabel (bis 
zum Verknüpfungspunkt an Land), 
 Einführung einer Verknüpfungsklausel zum Raumordnungsrecht (keine Zulassung bei 
Entgegenstehen raumordnungsrechtlicher Festlegungen),
 rechtlich eindeutige Formulierungen für die einzelnen Zulassungsvoraussetzungen (Wi-
derspruchsfreiheit, klare Beurteilungsmaßstäbe),
 generelle Ausrichtung der Anforderungen zum Schutz der Meeresumwelt und zur Sicher-
heit des Verkehrs auf das Vorsorgeniveau – als Unteraspekte dazu:
- Bindung an den Stand der Technik der Minderung von Umweltbeeinträchtigungen 
(Modell Immissionsschutzrecht),
- Gebot, vermeidbare negative Einwirkungen auf Natur und Umwelt, den Verkehr und 
auf die ästhetische Wirkung zu unterlassen und unvermeidbare auszugleichen oder 
auf ein vertretbares Mindestmaß zu beschränken,
- Berücksichtigung kumulativer Belastungseffekte und zukünftiger Entwicklungen,
- Ausrichtung der Anforderungen hinsichtlich der Leichtigkeit des Verkehrs auf das Maß 
der Zumutbarkeit („÷ die Benutzung der Schifffahrtswege, des Luftraumes oder die 
Schifffahrt nicht mehr als zumutbar beeinträchtigt wird“),
 Unterfütterung des Tatbestands durch konkretisierende untergesetzliche Vorschriften 
(Standardsetzung, insb. für technische Fragen – „TA Seeanlagen“, auch im Hinblick auf 
die Kabelverlegung, auf die Anlagenkonfiguration und auf Abstandsaspekte),
 Klarstellung der materiellen Bedeutung von Vorgaben aus anderen Rechtsgebieten (Na-
turschutzrecht, Bergrecht usw.).
Zudem sollte ausdrücklich die Möglichkeit der Festlegung/Absicherung von gestuften Aus-
bauplanungen geschaffen werden (Ermächtigung der Behörde zur Begrenzung der Wind-
parkgröße aus Vorsorgegründen, Sicherung des Ausbauanspruches für weitere Projektstufen 
bei vorläufigem positivem Gesamturteil).
214 Im Rahmen des vorliegenden Vorhabens konnte dies aus zeitlichen Gründen nicht mehr erör-
tert werden.
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Mit einem solchen System könnte auch dem raumordnerischen Interesse an stärkeren Vor-
gaben zur Feinsteuerung der Standortkonfiguration Rechnung getragen werden. 
Konzeptionell stellt sich die Frage, ob die Zulassung nach Art einer gebundenen Erlaubnis (= 
Genehmigungsanspruch bei Erfüllung der Voraussetzungen) oder eines abwägungsoffenen 
Tatbestands (mit Ermessensspielraum der Behörde) ausgestaltet werden sollte. Beide Ansät-
ze haben ihre Vor- und Nachteile. Es wird empfohlen, eine differenzierte Lösung zu wählen, 
bei der es grundsätzlich bei einem Genehmigungsanspruch bleibt, in den jedoch abwä-
gende Elemente eingeführt werden (die ihrerseits gerichtlich voll überprüfbar wären). So lie-
ße sich vorsehen, dass die Genehmigung zu erteilen ist, wenn keine überwiegenden öffentli-
chen Belange entgegenstehen (ähnlich § 35 Abs. 2 BauGB). Die maßgebenden öffentlichen 
Belange würden sodann im Einzelnen festgelegt und so ausgestaltet, dass die genannten 
Entscheidungskriterien zum Tragen kommen. Einzelne Tatbestandselemente könnten zusätz-
lich aus dem gebundenen Tatbestand ausgegliedert werden (z.B. zur Größenbegrenzung, 
zum Kabelverlauf und zur Verfahrensstufung).
Für den Umgang mit konkurrierenden Zulassungsanträgen und dem Interesse an einer Ver-
fahrensstufung wird empfohlen, der Behörde eine Zwischenentscheidungsbefugnis nach 
Art eines Konzeptvorbescheids einzuräumen. Die Behörde würde ermächtigt, unter be-
stimmten Voraussetzungen (geeignetes Konzept, Glaubhaftmachung der Durchführungsab-
sicht und -fähigkeit, keine offensichtlichen Genehmigungshindernisse) für das bezeichnete 
Gebiet zu entscheiden, dass vorläufig nur ein bestimmter Antrag im Verwaltungsverfahren 
weiter bearbeitet wird, sofern der Antragsteller innerhalb festgesetzter Zeiträume die jeweils 
erforderlichen weiteren Verfahrensschritte durchführt. Dritte erhielten die befristete Möglich-
keit zur Vorlage von Konkurrenzanträgen. Bei Vorliegen mehrerer Anträge würde sie ermäch-
tigt, dem ihr in der Sache eher geeignet erscheinenden Antrag den Vorrang einzuräumen o-
der – sofern dies nicht möglich erscheint – den früher (vollständig) gestellten Antrag vorzu-
ziehen bzw. das Los hierüber befinden zu lassen. Speziell für gestufte Projektvorhaben könn-
te vorgesehen werden, dass mit der (Voll-) Genehmigung der früheren Stufe die Konzeptge-
nehmigung für die Ausbaustufe(n) verbunden werden kann.
3.4.3.5 Regelungen im Raumordnungsrecht
Das Auseinanderfallen der raumplanerischen Kompetenzbereiche für die AWZ (in Bundeszu-
ständigkeit) einerseits und das Küstenmeer (in Länderzuständigkeit) andererseits stellt sich 
aus übergeordnetem Planungsblickwinkel als unbefriedigend dar. Inhaltlich kann es sich vor 
allem als Nachteil für die Entwicklung der Offshore-Windenergie auswirken, weil die für das 
Küstenmeer zuständigen Länder kein planerisches Eigeninteresse an der Entwicklung der 
Offshore-Windenergie haben. 
Im Rahmen des Forschungsvorhabens wurde zur Lösung die nahe liegende Zusammenfüh-
rung der Raumordnungskompetenzen in einer Hand (entweder beim Bund oder bei den 
Küstenländern) erwogen. Rein verfassungsrechtlich wäre eine entsprechende bundesrechtli-
che Regelung nach Abschluss der sog. Föderalismusreform215 zumindest denkbar, weil der 
215 Gesetz vom 28. August 2006 (BGBl. I S. 2034). Siehe dazu auch den Entwurf des Gesetzes in 
BT-Drs. 16/813. 
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Bund nunmehr für das Sachgebiet der Raumordnung unter den Voraussetzungen des Art. 72 
Abs. 2 und 3 GG eine Vollregelungskompetenz innehat (Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG). Die Län-
der können dem auf Grundlage des Art. 72 Abs. 3 gegebenenfalls zwar „abweichende“ Rege-
lungen entgegenstellen. Es erscheint aber eher zweifelhaft, ob eine dem Bundesrecht entge-
genstehende Inanspruchnahme weitergehender hoheitlicher Befugnisse durch die Länder 
noch als eine bloße „Abweichung“ betrachtet werden könnte. 
Das kann aber letztlich dahinstehen, weil sich eine einheitliche Zuständigkeit des Bundes o-
der der Küstenländer jedenfalls verfassungspolitisch als nicht tragfähiges Konstrukt erweisen 
dürfte, da die Länder zu einer Abgabe von Kompetenzen an den Bund nicht bereit sein dürf-
ten (und daher im Ernstfalle den Streit suchen würden) und eine umgekehrte Übertragung der 
Verantwortung an die Küstenländer Unsicherheiten mit sich bringen dürfte, ob sich diese der 
gesamtstaatlichen Verantwortung für die AWZ (insbesondere was die Offshore-Windenergie 
betrifft) in dem gewünschten Maße stellen würden. 
In Anbetracht dessen erscheint es realistischer, im ROG einzelne Verbesserungen zur Ab-
stimmung der Raumordnung innerhalb der AWZ und im Küstenmeer zu verankern. Konkret 
kommen dazu folgende Vorschläge in Betracht:
- die Schaffung einer gesetzlichen Verpflichtung der Länder, die raumordnerischen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass bestimmte Leitungstrassen von einem durch den Bund 
festgesetzten Anknüpfungspunkt in der AWZ mit einem geeigneten Netzanknüpfungs-
punkt an Land verbunden werden können („begrenzte Anpassungspflicht“),
- die Einführung einer speziellen Abstimmungspflicht zwischen Landes- und Bundsraum-
ordnung (der Bund ist hierzu bereits verpflichtet, vgl. § 18a Abs. 2 ROG), 
- die Aufnahme eines Förderungsziels für die Windenergie auf See in das ROG.
Ob und inwieweit es sinnvoller ist, ausdrückliche rechtliche Lösungen anzustreben oder statt-
dessen schlicht den Weg der praktischen Kooperation durch Bildung von Abstimmungsgre-
mien zu suchen, ist eine politische Frage, die im Rahmen des FuE-Vorhabens nicht beant-
wortet werden kann.
Als teilweise unzureichend stellt sich gegenwärtig im Übrigen die Rechtslage im Hinblick auf 
die Bindungswirkung möglicher raumordnerischer Festlegungen für die verschiedenen rele-
vanten Nutzungen durch Private in der AWZ dar. Zu empfehlen ist daher die Verankerung 
von (eindeutigen) Klauseln zur Beachtlichkeit raumordnerischer Festlegungen in den 
maßgebenden Zulassungstatbeständen für Seeanlagen sowie (dort mehr klarstellend) in den 
bergrechtlichen Zulassungstatbeständen für bergbauliche Nutzungen.
3.4.4 Änderungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
Die Nutzung der Offshore-Windenergie ist, wie bereits festgestellt wurde (siehe oben, Kap. 
3.1.2 und 3.3.7), mit erheblich höheren Kosten verbunden, als sie auf dem Stand 2003 im 
Rahmen der Novellierung des EEG 2004 angenommen wurden. Daher stellten sich die ge-
planten Pilotvorhaben im Untersuchungszeitraum bis September 2006 trotz der Anreize durch 
das EEG 2004 nicht als wirtschaftlich umsetzbar dar. Das galt insbesondere für die ersten 
„Pioniervorhaben“.
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Damit war die Frage aufgeworfen, ob das wirtschaftliche Anreizkonzept des EEG für den Be-
reich der Offshore-Windenergie einer generellen Revision bedarf. Die in die Betrachtung ein-
bezogenen wissenschaftlichen Untersuchungen über die Wirksamkeit und Effizienz der ver-
schiedenen Förderinstrumente für die erneuerbaren Energien im europäischen Raum216 bes-
tätigen dies allerdings nicht. Zwar fällt auf, dass Deutschland mit der im EEG vorgesehen 
Vergütung von Offshore-Windstrom im Vergleich zu anderen europäischen Ländern relativ 
weit hinten platziert ist (siehe oben, Kap. 3.3.7). Von daher liegt es nahe, die Vergütungssät-
ze auf die heutige Sach- und Erkenntnislage hin neu zuzuschneiden. Das in Deutschland an-
gewendete Mindestpreissystem wird aber von der Funktionsweise her grundsätzlich als vor-
teilhaft gegenüber den in einigen Ländern benutzten Quotensystemen oder Ausschreibungs-
modellen angesehen. Ein Wechsel zu einem Quotensystem oder einem Ausschreibungsin-
strument würde das Finanzierungsrisiko noch einmal deutlich erhöhen.217 Das EEG-System 
sollte daher durchaus grundsätzlich beibehalten, jedoch im Rahmen der nächstfolgenden An-
passung der Vergütungsregelungen auf die veränderte wirtschaftliche Situation hin neu zuge-
schnitten werden.
Für die besondere wirtschaftliche Problemsituation des Anschubs der ersten Pilotvorhaben 
zeichnet sich durch die soeben (nach Abschluss der Untersuchungsphase zu diesem Vorha-
ben) durch den Gesetzgeber beschlossene Einfügung des § 17 Abs. 2a in das EnWG eine 
Lösung ab, da die Aufgaben der Errichtung und des Betriebs der Anschlussleitungen für 
Offshore-Windenergieanlagen nunmehr den küstenseitigen Übertragungsnetzbetreibern zu-
gewiesen sind (siehe zu der Vorschrift bereits oben, Kap. 3.4.3.3). Die Vorschrift lässt eine 
deutliche Reduzierung der Gesamtkosten der Windparkvorhaben erwarten. In welchem Um-
fang die neue Regelung die Wirtschaftlichkeit der Projekte im Einzelnen beeinflusst, lässt sich 
ohne eine (an dieser Stelle nicht mögliche) speziellere betriebswirtschaftliche Untersuchung 
unter Betrachtung verschiedener Beispielsvarianten nicht zuverlässig aussagen. Sicher ist, 
dass die Wirtschaftlichkeit der Pilotprojekte dadurch wesentlich verbessert wird. 
Inwieweit gleichwohl weitergehende Verbesserungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen geboten sind, sollte von einer sorgfältigen Evaluierung der neuen Regelungen abhängig 
gemacht werden. Im Rahmen der 2008 anstehenden Überprüfung der EEG-Vergütungssätze 
empfiehlt sich eine gründliche Untersuchung der wirtschaftlichen Ausgangssituation für die 
Offshore-Windenergienutzung unter den durch den neuen § 17 Abs. 2a EnWG veränderten 
Bedingungen. Dabei spricht aus heutiger Sicht trotz des § 17 Abs. 2a EnWG in Anbetracht 
der gegebenen technisch-wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen mehr dafür, eine weitere 
Erhöhung als eine Absenkung der allgemeinen Vergütungssätze für die Offshore-
Windenergienutzung in Aussicht zu nehmen, wenn an dem Ziel festgehalten werden soll, die 
Nutzung der Offshore-Windenergienutzung zu einem wesentlichen Element der Stromversor-
gung in Deutschland zu machen.
216 Vgl. die eingehende europäische Vergleichsstudie von Ragwitz et. al. (Fraunhofer ISI / Energy 
Economic Group): Monitoring and Evaluation of Policy Instruments to Support Renewable Electric-
ity in EU Member States, Karlsruhe 2006; ferner die speziell auf die Offshore-Windenergienutzung 
fokussierende Untersuchung von Lehmann, Harry / Peter, Stefan (Institute for Sustainable Solu-
tions and Innovations – ISUSI): Analyse der Vor- und Nachteile verschiedener Modelle zur Förde-
rung des Ausbaus von Offshore-Windenergie in Deutschland“, Berlin 2005.
217 Entsprechend Ragwitz (Fraunhofer ISI) et. al., a.a.O. sowie Lehmann/Peter (ISUSI), a.a.O.
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4 Querschnittsthema: Übertragungsnetze an Land
4.1 Ausgangssituation: Höhere Übertragungskapazitäten 
erforderlich 
Der von der Bundesregierung angestrebte weitere Ausbau der Stromerzeugung aus erneuer-
baren Energien (bis 2010 mindestens 12,5 %, bis 2020 mindestens 20 %, bis Mitte des 
Jahrhundertes ein EE-Anteil in der Größenordnung der Hälfte des Stromverbrauchs) lässt 
sich nur verwirklichen, wenn im Übertragungsnetz an Land hinreichend Kapazitäten für den 
wachsenden Anteil an EE-Strom zur Verfügung stehen. Es zeichnet sich jedoch ab, dass sich 
wegen des absehbaren weiteren Zubaus an Windenergieanlagen im Norden Deutschland 
(d. h. im Offshore-Bereich sowie in den Küstenbundesländern) bereits in wenigen Jahren Ka-
pazitätsengpässe im Übertragungsnetz entstehen werden, wenn nicht sehr rasch konkrete 
Maßnahmen zur Erhöhung der Übertragungskapazitäten ergriffen werden. 
Schon heute müssen einzelne Windparks zeitweise vom Netz genommen werden, wenn die 
Netze überlastet sind und eine Einspeisung deshalb nicht erfolgen kann – die Folge sind ho-
he Verluste für die Windparkbetreiber. Das Problem wird sich in nächster Zeit deutlich ver-
schärfen, da der Zubau an Erzeugungskapazitäten schneller erfolgt als der erforderliche 
Netzausbau. Insbesondere für die Offshore-Ausbaustrategie ist die Sicherung ausreichender 
Übertragungskapazitäten jedoch von elementarer Bedeutung, da hier wesentlich größere 
Einspeisedimensionen veranschlagt werden als an Land. Die Integration der Offshore-
Anlagen in das Hoch- und Höchstspannungsnetz bedarf deshalb besonderer Anstrengungen 
zur Vorhaltung ausreichender Übertragungskapazitäten an Land. Die wirtschaftliche Kalkula-
tion der Windparks setzt voraus, dass bereits im Vorfeld der Errichtung Klarheit über das Vor-
handensein einer ausreichenden Übertragungskapazität herrscht. Gegenwärtig ist das nicht 
gewährleistet. 
Die Notwendigkeit einer deutlichen Erhöhung der Übertragungskapazitäten wurde in der brei-
teren Öffentlichkeit erstmals durch die bereits mehrfach erwähnte sog. dena-Netzstudie be-
kannt, deren Ergebnisse seit Februar 2005 zur Verfügung stehen.218 Die Studie erarbeitet 
(ohne insoweit allerdings technische Möglichkeiten zur Optimierung der Netznutzung in Be-
tracht zu ziehen) ein weitreichendes Programm für Maßnahmen des Netzausbaus und der 
Netzverstärkung. Hierbei handelt es sich um Verstärkung vorhandener Stromtrassen, Bau 
neuer Höchstspannungstrassen, Bau von Querreglern zur gezielten Steuerung der Lastflüsse 
und um den Bau von Anlagen zur Bereitstellung von Blindleistung. Grundlage sind folgende 
218 Deutsche Energie-Agentur GmbH – dena – (Hrsg.): Energiewirtschaftliche Planung für die 
Netzintegration von Windenergie in Deutschland an Land und Offshore bis zum Jahr 2020, erstellt 
für die dena durch das Konsortium DEWI / E.ON Netz / EWI / RWE Transportnetz Strom / VE 
Transmission, Endbericht, Köln 2005.
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Annahmen aus dem Szenario des dena-Fachbeirats219 über die künftige Entwicklung des 




2007 21.264 504 651 22.419
2010 23.264 1.083 5.439 29.787
2015 24.386 1.799 9.793 35.978
2020 24.386 3.468 20.358 48.212
Tab. 10: Prognose des Windenergieausbaus für die Jahre 2007. 2010, 2015 und 2020 gemäß 
Szenario “Beschluss dena-Fachbeirat“ (kumuliert, Angaben in MW)
Die dena-Studie kommt zu dem Ergebnis, dass für eine kumulierte installierte Windleistung 
von ca. 36 GW (hiervon ca. 9,8 GW im Offshore-Bereich) eine Erweiterung des bestehenden 
Höchstspannungsnetzes um etwa 850 km erweitert werden müsse. Dies entspricht einem 
Anteil von 5 % bezogen auf die bereits vorhandenen Höchstspannungstrassen. Auf Grundla-
ge der in obiger Tabelle dargestellten Szenarien geht sie dabei davon aus, dass diese kumu-
lierte installierte Leistung aus Windenergie bereits 2015 erreicht wird. 
Allerdings erscheinen die Zuwachsannahmen der dena bis 2015 aus der Sicht des For-
schungskonsortiums nicht realistisch, da sie sowohl im Offshore- als auch im Onshore-
Bereich von allzu günstigen Randbedingungen ausgeht. In der bereits mehrfach erwähnten 
Studie der Deutschen WindGuard (siehe oben, Kap. 2.1.2 und 3.1.2) wird demgegenüber von 
einem deutlich langsameren Ausbau der Windenergienutzung sowohl an Land als auch im 
Offshore-Bereich ausgegangen. Im „Verhalten optimistischen Szenario“ der Deutschen 
WindGuard wird für 2015 eine kumulierte installierte Leistung aus Windenergie von insgesamt 
28,7 GW in Deutschland angenommen, wobei der Anteil im Offshore-Bereich in diesem Sze-
nario 2015 lediglich bei 5 GW liegen würde (siehe oben, Kap. 3.1.2).
Ungeachtet der Einschätzungsunterschiede zwischen den verschiedenen Studien besteht in-
dessen Einigkeit über die Grundthese, dass mittelfristig sehr weitreichende Ausbaumaßnah-
men bewerkstelligt werden müssen, wenn es nicht zu bedeutenden Netzengpässen kommen 
soll. Nach der Studie der WindGuard fällt der Ausbaubedarf geringer aus als nach der dena-
Netzstudie. Das ist einerseits auf die vorsichtigeren Annahmen über die Ausbauentwicklung 
der Windenergie in den nächsten Jahren zurückzuführen, zum anderen auch darauf, dass die 
dena-Netzstudie die Potenziale zur technischen Optimierung der Netznutzung im bestehen-
den Netz unberücksichtigt lässt. Gleichwohl bleibt festzuhalten, dass ein erheblicher Bedarf 
auch an baulichen Erweiterungsmaßnahmen nicht zu bestreiten ist. 
Auf Grund der Tatsache, dass die weitaus größten Mengen an EE-Strom im Norden Deutsch-
lands (großenteils künftig im Offshore-Bereich) erzeugt werden, bedarf es insbesondere in 
den nördlichen Regionen erheblicher Ausbau- und/oder Netzoptimierungsmaßnahmen im 
Übertragungsnetz. Für den weiteren Ferntransport in die Verbrauchszentren (etwa ins Ruhr-
gebiet) ist ebenfalls davon auszugehen, dass größere Investitionen im Übertragungsnetz 
219 Dena-Netzstudie, a.a.O. S. 46 ff.
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notwendig werden. Zudem kann es auf Grund von regionalen Strukturunterschieden auch 
anderenorts zu EE-bedingten Notwendigkeiten des Netzausbaus kommen. 
Die Dringlichkeit konkreter Maßnahmen zur Erweiterung der Netzkapazitäten wird im Übrigen 
noch einmal dadurch erhöht, dass sich der Druck auf die Übertragungsnetze zugleich auch 
auf Grund der Liberalisierung des Strommarktes und dem damit einhergehenden anwach-
senden Durchleitungsmengen erheblich verstärkt. 
4.2 Der rechtliche Rahmen der Ausbauentwicklung
Das 2005 neu gefasste EnWG220 als deutsches „Netzgesetz“ verpflichtet die Betreiber von 
Übertragungsnetzen grundsätzlich dazu, ausreichend Übertragungskapazitäten vorzuhalten 
(vgl. § 12 Abs. 3 EnWG) und ergänzt diese Verpflichtung dahin, dass die Netzbetreiber alle 
zwei Jahre einen Bericht über den Netzausbauzustand und die Netzplanung zu erstellen und 
(auf Verlangen) vorzulegen haben (§ 12 Abs. 3a EnWG)221. 
Das Gesetz enthält jedoch weder konkrete Instrumente, um die Nichteinhaltung der Berichts-
pflicht zu sanktionieren, noch gibt es der zuständigen Behörde Möglichkeiten in die Hand, die 
Übertragungsnetzbetreiber zu konkreten Netzoptimierungs- oder Ausbaumaßnahmen zu ver-
pflichten. 
Die Verordnung (EG) Nr. 1228/2003 über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüber-
schreitenden Stromhandel222, die seit Juli 2005 wirksam ist, verschärft den Druck auf eine Lö-
sung des Problems. Sie steht zwar dem generellen Übertragungsvorrang für EE-Strom nicht 
entgegen, bestimmt jedoch, dass Fremdstrom aus dem EU-Ausland bei Netzengpässen dis-
kriminierungsfrei Zugang zu gewähren ist, so dass der Vorrang für EE-Strom im Engpassfall 
zurückzutreten hat. 
Hinsichtlich der Zulassung von Leitungsanlagen bestimmt § 43 EnWG, dass Freileitungen
ab einer Nennspannung von 110 kV einer Planfeststellung bedürfen, sofern eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist, anderenfalls einer Plangenehmigung (vgl. § 43 Abs. 1 
EnWG). Im Einzelnen ergibt sich die Planfeststellungsbedürftigkeit somit aus der Anwendung 
der Nr. 19.1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) auf 
den jeweiligen Einzelfall. In der Regel dürfte die Planfeststellungsbedürftigkeit danach zu be-
jahen sein, weil die Leitungen typischerweise über Strecken von mehr als 15 km geführt wer-
den und relativ starke Eingriffe in die Umwelt darstellen. Dem Planfeststellungsverfahren vor-
220 BGBl. I S. 1970.
221 Die Vorschrift hat folgenden Wortlaut: „(3a) Betreiber von Übertragungsnetzen haben alle zwei 
Jahre, erstmals zum 1. Februar 2006 einen Bericht über den Netzzustand und die Netzausbaupla-
nung zu erstellen und diesen der Regulierungsbehörde auf Verlangen vorzulegen. Auf Verlangen 
der Regulierungsbehörde ist ihr innerhalb von drei Monaten ein Bericht entsprechend Satz 1 auch 
über bestimmte Teile des Übertragungsnetzes vorzulegen. Die Regulierungsbehörde hat Dritten 
auf Antrag bei Vorliegen eines berechtigten Interesses, insbesondere soweit es für die Durchfüh-
rung von Planungen für Energieanlagen erforderlich ist, innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
Zugang zu den Berichten nach den Sätzen 1 und 2 zu gewähren. Die Regulierungsbehörde kann 
durch Festlegung nach § 29 Abs. 1 zum Inhalt des Berichts nähere Bestimmungen treffen.“
222 ABl. EG 2003 Nr. L 176, S. 1.
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gelagert soll für Freileitungen ab 110 kV gemäß § 1 Nr. 14 der Raumordnungsverordnung 
(ROV) grundsätzlich ein Raumordnungsverfahren sein. 
Die Zulassung von Freileitungen unterhalb einer Nennspannung von 110 kV sowie die Zulas-
sung von Erdkabeln sind im EnWG nicht geregelt. Speziell für Erdkabel gilt nach der Ende 
2006 erfolgten Änderung223 insofern eine (kleine) Ausnahme: Eine Planfeststellung ist damit 
auch für solche Erdkabel mit mindestens 110 kV Nennspannung möglich, „die zwischen der 
Küstenlinie und dem nächstgelegenen Netzverknüpfungspunkt, höchstens jedoch in einer 
Entfernung von nicht mehr als 20 Kilometer von der Küstenlinie landeinwärts“ verlegt werden 
(§ 43 Satz 3 EnWG). Soweit das EnWG keine Regelungen enthält, richten sich die verfah-
rensrechtlichen Zulassungserfordernisse nach den Landesbauordnungen, nach denen in der 
Regel auch keine Baugenehmigungspflicht besteht.
4.3 Herausforderungen, Konfliktbereiche und Hemmnisse
4.3.1 Technische Herausforderungen
Herausforderungen für die Fortentwicklung der Technik ergeben sich insbesondere im Hin-
blick auf die Verbesserung der Möglichkeiten zur technischen Optimierung der Netznutzung 
(Lastverteilung und Lastaufnahme des Übertragungsnetzes unter verschiedenen äußeren 
Bedingungen) sowie zur Weiterentwicklung der Erdkabeltechnologien, bei den Kabelsyste-
men insbesondere zur Verbesserung der Kosteneffizienz.
In beiden Bereichen sind in den letzten Jahren jedoch bedeutsame Fortschritte erzielt wor-
den:
 So lässt sich der reale Netznutzungsgrad durch den Einsatz von elektronisch gesteuerten 
Verfahren der Temperaturmanagements signifikant erhöhen (siehe dazu unten, Kap. 
4.4.1.1).
 Umweltfreundliche Erdkabel stellen sich auf dem heutigen Entwicklungsstand in dem Be-
reich einer Nennspannung von 110 kV betriebswirtschaftlich grundsätzlich als gleichwerti-
ge Alternative im Vergleich zu Freileitungen dar. Im Bereich von 220 kV liegen die Kosten 
je nach Auslegung des Kabelsystems (mit oder ohne Schrägregler) entweder knapp unter 
denen der Freileitung oder bis zu 30 % darüber. Lediglich auf der 380 kV-Ebene fällt der 
betriebswirtschaftliche Kostenvergleich (bedingt einerseits durch den vergrößerten Leiter-
querschnitt der Freileitung, andererseits durch die deutlich höheren Dauerverluste der 
Erdkabel) zugunsten der Freileitung aus. Die Investitionskosten zur Errichtung eines 
380 kV-Kabelsystem liegen gegenüber einem 380 kV-Freileitungs-Einfachsystem um den 
Faktor 3 höher und bei einem 380 kV-Freileitungs-Doppelsystem steigt dieser Wert sogar 
auf den Faktor 6.224
223 BGBl. I 2006 S. 2833 (dort Art. 7).
224 Vgl. Brakelmann: Netzverstärkungs-Trassen zur Übertragung von Windenergie: Freileitung o-
der Kabel? Rheinberg 2004, S. 115 ff.
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4.3.2 Aspekte des Umwelt- und Nachbarschutzes sowie der Akzeptanz
Hochspannungs-Freileitungen stoßen in den lokal betroffenen Gegenden auf eine sehr gerin-
ge Akzeptanz. Sie werden als wesentliche Belastung des Orts- und Landschaftsbildes wahr-
genommen und sind auch wegen Unsicherheiten im Hinblick auf elektromagnetische Strah-
lung in Verruf geraten. Insbesondere die vom Netzausbau betroffenen Bürger und Gemein-
den fordern einen Netzausbau auf Grundlage von Erdkabeln. Sie sind gegen die zunehmen-
de Bebauung der Landschaft mit Freileitungen, jedoch nicht gegen einen Netzausbau im Sin-
ne des Ausbaus der Regenerativen Energien.225
In den letzten Jahren dürfte es nur deshalb nicht in bedeutendem Umfang zu Konflikten um 
den Bau von Hochspannungsfreileitungen gekommen sein, weil seit einigen Jahrzehnten nur 
noch wenige Erweiterungen im Hochspannungsnetz vorgenommen wurden. 
Vor allem die 220 kV- und 380 kV-Freileitungen stoßen in Bezug auf den Landschaftsschutz 
wegen ihrer großen Masthöhen und Trassenbreiten oft auf Probleme im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens. Zur Schonung landschaftlich wertvoller Bereiche müssen diese oft 
großräumig umgangen werden, was die Trassen natürlich dementsprechend verteuert. 
Grundsätzlich ist zur Errichtung neuere Freileitungen zu berücksichtigen, dass das Kollisions-
risiko für Vögel hier bedeutend höher ist als an Windenergieanlagen, so dass es aus natur-
und artenschutzrechtlichen Gründen anzustreben wäre, statt Freileitungen Erdkabel zu verle-
gen. Zunehmend werden auch die sozialen Kosten angesprochen, die sich in einer Wertmin-
derung der benachbarten Grundstücke widerspiegeln. Sie müssen bei einer gesamtwirt-
schaftlichen Betrachtung mit berücksichtigt werden.226
Beim Erdkabel entstehen demgegenüber, mit Ausnahme der aus betriebstechnischen Grün-
den freizuhaltenden Schneisen, keine nach außen sichtbaren Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild. Hier liegt ein entscheidender Vorteil des Kabels, der sich in einer breiten öffentli-
chen Zustimmung niederschlägt. Nicht zuletzt aus diesem Grund sind für Erdkabel um mehre-
re Jahre kürzere Genehmigungsverfahren als für Freileitungen zu erwarten, insbesondere 
weil keine langjährigen gerichtlichen Auseinandersetzungen einkalkuliert werden müssen.227
4.3.3 Rechtliche Problemstellungen
4.3.3.1 Steuerungsinstrumente zur Sicherung ausreichender Kapazitäten
Der Aufgabe, ausreichend Kapazitäten im Übertragungsnetz bereit zu stellen, um die sichere 
Übertragung auch der künftig produzierten Mengen an Windstrom aus der Offshore-
Erzeugung (aber auch aus der Gewinnung an Land) gewährleisten zu können, werden die 
bestehenden Rechtsvorschriften nicht gerecht.
225 Vgl. Neue Energie 09/2004. Osnabrück 2004, S. 22.
226 Brakelmann, a.a.O. S. 5 ff.
227 Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE): Erdkabel schlägt Freileitung (Hintergrundinformati-
on), Berlin 2005. 
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Die allgemeine Verpflichtung aus dem EnWG zur Sicherstellung ausreichender Übertra-
gungskapazitäten (§ 12 Abs. 3 EnWG) entfaltet nur eine schwache Steuerungskraft. Sie bleibt 
zu unkonkret und bietet der zuständigen Bundesnetzagentur keine Handhabe, konkrete Aus-
baumaßnahmen zu verlangen. Gewisse, letztlich aber unverbindliche Steuerungswirkungen 
dürften lediglich von der Verpflichtung der Netzbetreiber ausgehen, alle zwei Jahre einen Be-
richt über den Netzausbauzustand und die Netzplanung zu erstellen und (nur) auf Verlangen 
der Bundesnetzagentur vorzulegen (§ 12 Abs. 3a EnWG, siehe zum Ganzen oben, Kap. 4.2).
Nach den Vorschriften des im Jahr 2004 novellierten EEG228 haben die nach Maßgabe des 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 EEG nächstgelegenen Netzbetreiber neue Anlagen zur Erzeugung von EE-
Strom an ihr Netz anzuschließen und den gesamten aus diesen Anlagen angebotenen Strom 
vorrangig abzunehmen und zu übertragen (§ 4 Abs. 1 Satz 1 EEG). Auch die Betreiber vorge-
lagerter Übertragungsnetze tragen eine entsprechende Verpflichtung zur vorrangigen Ab-
nahme und Übertragung von EE-Strom (vgl. § 4 Abs. 6 EEG 2004). 
Vom Ansatz her führt das EEG die Problematik somit an sich einer Lösung zu. Auf den zwei-
ten Blick zeigt sich jedoch, dass mit § 4 Abs. 2 Satz 2 EEG durchaus keine Sicherheit dafür 
geschaffen wird, dass sämtliche notwendigen Ausbauinvestitionen tatsächlich rechtzeitig er-
folgen oder rechtlich wirksam verlangt werden könnten:
 Soweit es um Ausbaumaßnahmen geht, die nicht direkt am jeweiligen Anschlusspunkt zu 
realisieren sind oder sich sonst räumlich eindeutig einem einzelnen EE-Vorhaben zuord-
nen lassen, kann der Anspruch aus § 4 Abs. 2 Satz 2 EEG praktisch nicht greifen. Der 
Ausbauanspruch aus dem EEG richtet sich nur an den Betreiber des jeweiligen An-
schlussnetzes, nicht an die Betreiber vorgelagerter Netze. Sofern nicht bereits der An-
schluss direkt bei einem Übertragungsnetz erfolgt, besteht ohnehin keine Ausbauver-
pflichtung des Übertragungsnetzbetreibers nach dem EEG.
 Selbst wenn sich im Einzelfall ein hinreichend konkreter Anspruch aus § 4 Abs. 2 Satz 2 
EEG herleiten lassen sollte, bliebe bei notwendigen größeren Übertragungsanlagen das 
Problem, dass sich der Planungsvorlauf, die Zulassungsverfahren und die Errichtungs-
phase typischerweise über sehr lange Zeiträume hinziehen. Das gilt insbesondere für 
Großprojekte des Baus neuer Übertragungsleitungen, wie sie sich etwa für den Anschluss 
der vorgesehenen Offshore-Windparks nicht vermeiden lassen. Der Ausbauanspruch aus 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 EEG würde für derartige Ausbaumaßnahmen nur mit erheblicher Zeit-
verzögerung wirken können, da er gemäß § 4 Abs. 2 Satz 3 EEG erst von dem Zeitpunkt 
an besteht, in dem der Betreiber der anzuschließenden EE-Anlage eine Genehmigung, 
eine Teilgenehmigung oder einen Vorbescheid in der Hand hat. 
Vor diesem Hintergrund besteht die Gefahr, dass die Übertragungsnetze tatsächlich nicht in 
dem erforderlichen Umfang darauf vorbereitet werden, die Aufgabe der (vorrangigen) Über-
tragung sämtlichen zukünftig bereit gestellten EE-Stroms im Netz sicher zu erfüllen – mit der 
Folge, dass es zu Netzengpässen kommen kann und die Betreiber von EE-Anlagen ungeach-
tet des im EEG statuierten Übertragungsvorrangs in erhebliche Abnahmeschwierigkeiten ge-
raten können (auch deshalb, weil dann regional Strom aus unterschiedlichen EE-Anlagen in 
228 BGBl. I 2004 S. 1918.
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Konkurrenz zueinander geraten kann, so dass der Übertragungsvorrang für den einzelnen 
EE-Stromerzeuger dann leer läuft). 
Mittel- bis langfristig kann sich aus dieser unzureichenden Rechtslage ein nicht unbedeuten-
des Entwicklungshemmnis für die Erzeugung und Nutzung insbesondere von Windstrom aus 
dem Offshore-Bereich ergeben. Auf die ergänzenden Möglichkeiten submariner internationa-
ler Verbundleitungen soll hier nicht weiter eingegangen werden.
4.3.3.2 Verfahrensrechtliche Probleme bei der Zulassung von 
Übertragungsleitungen
Aus dem in § 43 EnWG geregelten Erfordernis der Planfeststellung ergibt sich für Freilei-
tungen ab 110 kV in der Regel ein ganz erheblicher Zeitbedarf. Für planfeststellungsbedürf-
tige Leitungsbauvorhaben sind Realisierungszeiträume von der Größenordnung eines Jahr-
zehnts keine Seltenheit. Müssen schon für das Planfeststellungsverfahren als solches mitun-
ter mehrere Jahre veranschlagt werden, so kommen noch weitere erhebliche Zeiträume für 
die Projektierungs-Vorphase, das Raumordnungsverfahren, die Untersuchungen für die UVP, 
ggf. für nachfolgende Enteignungsverfahren sowie für die Bauzeit hinzu. Der Bundesverband 
Windenergie nimmt bis zur Realisierung einen durchschnittlichen Zeitbedarf von 5-8 Jahren 
an, für Erdkabel demgegenüber von nur 1-2 Jahren.229 Im Falle von gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen kann der gesamte Zulassungsprozess bei Freileitungen noch deutlich länger 
dauern.
Für Freileitungen mit geringerer Netzspannung sowie für Erdkabel sieht die verfahrensrecht-
liche Ausgangssituation wesentlich günstiger aus. In Einzelfällen kann es wegen der Kleintei-
ligkeit der notwendigen Verfahren – die Betreiber müssen sich hier praktisch mit jedem auf 
der Strecke liegenden Grundstückseigentümer über die Nutzung einigen – zwar ebenfalls zu 
einem erheblichen zeitlichen Verfahrensaufwand kommen. Grundsätzlich ist der Zeitbedarf 
jedoch deutlich überschaubarer, vor allem weil der Einsatz von Erdkabeln im Vergleich zu 
Freileitungen mit einem merklich geringeren Konfliktpotenzial verbunden ist, so dass die Ge-
fahr langwieriger Rechtsstreitigkeiten deutlich geringer ist. 
4.4 Ansätze zur Problemlösung und Strategiegestaltung
4.4.1 Technische und planerische Problembewältigungsbeiträge
4.4.1.1 Technische Optimierung der Netznutzung
Die bereits mehrfach erwähnte sog. dena-Netzstudie lässt bei ihrer Beurteilung der Erforder-
nisse eines weiteren Netzausbaus eine Reihe von Bedingungen außer Acht: Annahmen wur-
229 Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE): Erdkabel schlägt Freileitung (Hintergrundinformati-
on), Berlin 2005. 
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den zum Teil nicht ausreichend begründet und insbesondere eine Diskussion der Umwelt-
schutzaspekte (u. a. die konkrete Beschreibung der Umweltwirkungen von Erdkabeln, Freilei-
tungen, Auswirkungen von elektromagnetischen Feldern sowie thermische Auswirkung der 
Kabelanbindung) wurde nicht in ausreichender Form vorgenommen. Der Fokus der Untersu-
chung lag zu einseitig auf den technischen Grundlagen, so dass wichtige Umweltaspekte au-
ßer Acht gelassen wurden, die für eine umfassende Bewertung und realistische Einschätzung 
unerlässlich sind.230
Besonders im Bereich der Übertragungstechniken schöpfen die in der dena-Studie angestell-
ten Untersuchungen nicht alle Möglichkeiten zur Erhöhung der Übertragungskapazitäten aus. 
Namentlich die Möglichkeit der Steigerung der Übertragungskapazität durch das so genannte 
Temperaturmanagement findet keine Betrachtung. Unter Temperaturmanagement versteht 
man die Steuerung der Netznutzung in Abhängigkeit von der Leitungstemperatur. Bei niedri-
ger Leitungstemperatur (bedingt durch die Umgebungstemperatur und Kühlung durch Wind 
oder Regen) ist die Übertragungskapazität sehr viel größer als bei hohen Leitungstemperatu-
ren. Bislang ist es jedoch üblich, hinsichtlich der Durchleitungsmengen standardmäßig auf ei-
ne ungünstige (hohe) konstante Umgebungstemperatur und eine konstante geringe Windge-
schwindigkeit abzustellen. Das Temperaturmanagement ermöglicht es demgegenüber, zu 
Zeiten mit niedriger Leitungstemperatur erheblich höhere Strommengen zu übertragen. Die 
E.ON Netz GmbH hat nach einer kürzlich erfolgten Äußerung das Temperaturmanagement 
erstmals in Schleswig-Holstein praktisch eingesetzt. Der Netzbetreiber erhofft sich durch die-
sen Schritt die Übertragungskapazität zeitweise um bis zu 50 % steigern zu können.231
4.4.1.2 Einsatz von Erdkabeln 
Erdkabel bieten sich nicht nur für die Verlegung in Seetrassen an, sondern auf Grund mittler-
weile eingetretener technisch-wirtschaftlicher Verbesserungen zunehmend auch für Verwen-
dungen an Land. Sie haben unter Gesichtspunkten der Naturschonung und der Vermeidung 
von Belastungen der Umgebung (Stichworte: Elektrosmog, ästhetische Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes) bedeutende Vorteile, die sich nicht zuletzt auf die erforderlichen Rea-
lisierungszeiträume positiv auswirken können. In zeitlicher Hinsicht von besonderer Bedeu-
tung ist die mutmaßlich geringe Akzeptanz neuer Hochspannungsfreileitungen in der jeweili-
gen Nachbarschaft, die zu einer Vielzahl von möglicherweise langwierigen Prozessen führen 
und dadurch den erforderlichen Kapazitätsausbau wesentlich verzögern kann. Angesichts 
des festgestellten Zeitdruckes für den notwendigen Ausbau der Übertragungsnetze an Land 
kommt dem vermehrten Einsatz von Erdkabeln auf Grund dieser Vorteile eine außerordent-
lich große strategische Bedeutung zu. 
Als wesentlicher Nachteil von Erdkabeln gelten die im Verhältnis zu traditionellen Hochspan-
nungsfreileitungen höheren Investitionskosten. Diese werden zwar, wie insbesondere eine 
neuere Studie von Brakelmann232 ergibt, im Spannungsbereich um 110 kV durch niedrigere 
Zusatzkosten (etwa für Grundstückserwerbe, Ausgleichsmaßnahmen, Genehmigungsverfah-
230 BWE: Wesentliche Ergebnisse der dena-Netzstudie, 2006.
231 dpa-Meldung; „Neue Technik bringt mehr Windstrom ins norddeutsche Stromnetz“; 18.09.2006.
232 Vgl. Brakelmann, Netzverstärkungs-Trassen zur Übertragung von Windenergie: Freileitung o-
der Kabel? Rheinberg 2004, S. 115 ff.
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ren) und einen geringeren Spannungsverlust im Betrieb von der Größenordnung her aufge-
wogen. Je höher der Spannungsbereich, desto stärker fallen jedoch die Investitionsmehrkos-
ten für das Kabel selbst ins Gewicht. Im relevanten 380-kV-Bereich ergeben sich mehrfach 
höhere Gesamtkosten des Erdkabels gegenüber Freileitungen.
Wenn die Verlegung von Erdkabeln aus Gründen des Umweltschutzes und wegen der kürze-
ren Herstellungszeiträume eine größere Verbreitung erlangen soll, erscheint es folglich sinn-
voll, insoweit verfahrensrechtliche Erleichterungen zu schaffen und geeignete wirtschaftliche 
Anreize zu setzen. 
4.4.2 Rechtliche Problembewältigungsbeiträge
4.4.2.1 Steuerungsinstrumente zur Vorhaltung ausreichender 
Übertragungskapazitäten 
Angesichts des Umstands, dass der im Jahr 2004 vorgelegte Entwurf zur Novellierung des 
EnWG das Problem des für die Realisierung der Strategie der Bundesregierung zur Offshore-
Windenergienutzung notwendigen Kapazitätsausbaus im Übertragungsnetz nur unzureichend 
aufgriff, wurden die Auftragnehmer bereits im Kontext der begleitenden Arbeiten zu dem For-
schungsvorhaben darum gebeten, ein umfassendes Regelungskonzept zu entwickeln, mit 
dem eine vorsorgende Netzkapazitäts- und -ausbauplanung gewährleistet werden kann. Sie 
legten hierzu ein stark von Planungsprinzipen geprägtes Modell vor, das auf eine intensive 
Kooperation zwischen Netzbetreibern und Planungsbehörde setzt, um so zu einer weitge-
hend konfliktfreien Ausbaupraxis zu gelangen.233 Flankiert werden soll dieses Planungskon-
zept danach durch eine bundesweite Umlage der EE-bedingten Netzausbaukosten. Das Mo-
dell wurde in einem gesonderten Gutachten auf seiner Rechtskonformität hin untersucht.234
Die Kernelemente des Modells einer „großen Lösung“, das als Änderung des EnWG konzi-
piert ist, lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
- Auf der ersten Stufe legen die Betreiber von Übertragungsnetzen der zuständigen Behör-
de (Vorschlag: Bundesnetzagentur) für ihre jeweiligen Tätigkeitsbereiche eigene Netz-
ausbaupläne vor, in denen sie sich dazu äußern, welche Maßnahmen des Ausbaus, der 
Modernisierung/Netzverstärkung und des Ersatzes von Übertragungsanlagen sie für not-
wendig halten. Dabei stellen sie in differenzierter Weise dar, aus welchen Gründen sie die 
Maßnahmen für erforderlich halten (insb. unter Aspekten der Versorgungssicherheit, des 
Stromtransits und im Hinblick auf den zu erwartenden Zuwachs an EE-Strom).
- Auf der zweiten Stufe erstellt die Behörde eine (allgemeine) Bedarfsprognose (d.h. für 
den gesamten Strom-Übertragungsbedarf). In der Prognose stellt sie im Speziellen auch 
den Bedarf an bestimmten Ausbaumaßnahmen fest, die im Hinblick auf die Aufrechterhal-
233 Rehfeldt/Klinski: Eckpunktepapier über Regelungen zur Sicherstellung ausreichender Übertra-
gungskapazitäten für Strom aus erneuerbaren Energien, August 2004 (Manuskript).
234 Schulte/Klinski: Verfassungs- und gemeinschaftsrechtliche Tragfähigkeit einer Verpflichtung 
zum Ausbau von Fernleitungsnetzen zum Zwecke der Übertragung von Strom aus erneuerbaren 
Energien mit Umlagefinanzierung, September 2004 (Manuskript).
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tung der Versorgungssicherheit und/oder die Übertragung des zu erwartenden EE-Stroms 
notwendig werden (Bedarfsfeststellung). Sie hat hierbei einen Beurteilungsspielraum. 
- Auf der dritten Stufe verpflichtet die Behörde die betreffenden Netzbetreiber zu den in der 
Prognose bezeichneten konkreten Ausbaumaßnahmen. Dies sollte weitgehend im Kon-
sens mit den Netzbetreibern geschehen. In der Regel werden lediglich die von den Netz-
betreibern vorgesehenen Ausbaumaßnahmen rechtsverbindlich bestätigt. 
- Auf der vierten Stufe wird speziell für die zur Übertragung von zusätzlichem EE-Strom er-
folgten Investitionen ein bundesweites Umlagesystem geschaffen. Umlagefähig sind 
(ggf. auch anteilig) die notwendigen Investitionskosten für diejenigen Maßnahmen, zu de-
nen die Netzbetreiber sich gegenüber der zuständigen Behörde verpflichtet haben bzw. 
zu denen sie von dieser verpflichtet worden sind. Die Einzelheiten der Kostenanrechnung 
werden durch Verordnung bestimmt (z.B. in der Netzentgeltverordnung oder in Anlehnung 
an diese).
- Ergänzend wird vorgeschlagen, die zuständigen Behörden mit der Befugnis auszustatten, 
die Netzbetreiber unterhalb der Ausbauebene zu bestimmten Netzoptimierung- und 
Netzverstärkungsmaßnahmen zu verpflichten. 
Ziel des Konzepts ist es, mit Hilfe des Umlagemechanismus’, aber auch durch die konstrukti-
ve Verknüpfung mit der vorherigen Bedarfsfeststellung und der eigenen Netzausbauplanung 
einen möglichst großen Anreiz dafür zu schaffen, dass die Netzbetreiber selbst die Initiative 
für die erforderlichen Maßnahmen zur Kapazitätsvorhaltung ergreifen. Je mehr Engagement 
sie insoweit entwickeln, desto größer ist ihre Chance, ihre Konzepte bei geringen Reibungs-
verlusten (auch in den erforderlichen Zulassungsverfahren für die Ausbaumaßnahmen) ver-
wirklichen und nachfolgend im bundesweiten Umlageverfahren teilweise refinanzieren zu 
können. 
Durch den mit dem Modell verbundenen Aufbau einer gesteuerten Bedarfsplanung (beste-
hend aus Netzausbauplänen der Betreiber, einer Bedarfsprognose und einer verbindlichen 
Bedarfsfeststellung für bestimmte Projekte) ließe sich das Grundproblem der (bislang) feh-
lenden verlässlichen Grundlagen für die Feststellung konkreter Übertragungsbedarfe lösen. 
Die zuständige Planungsbehörde erhielte zugleich die Möglichkeit, die Bedarfsplanung unter 
Wahrnehmung ihrer Beurteilungsspielräume auf die politisch verfolgte Ausbaustrategie für die 
Windenergienutzung auf See zuzuschneiden. 
Wichtig ist auch, dass mit dem Modell der Gefahr der Entstehung von unnötig hohen umlage-
fähigen Kosten vorgebeugt würde. Dies geschähe einerseits dadurch, dass bereits im Rah-
men der Bedarfsprognose festgelegt wird, welcher Anteil der jeweiligen Investitionen dem 
Zuwachs an EE-Strom zuzurechnen ist, und andererseits durch relativ strenge und transpa-
rente Bemessungsvorschriften hinsichtlich der erforderlichen Ausbaumaßnahmen.
Gegen die „große Lösung“ lässt sich auf der anderen Seite anführen, dass der Eintritt staatli-
cher Institutionen in einen umfassenden Planungsprozess für den Netzausbau eine bedeu-
tende Neuerung für das deutsche Recht darstellt, die im Zuge einer auf so genannte Deregu-
lierung zielenden Gesamtpolitik wenig opportun erscheinen könnte. Auch würde dies zu ei-
nem nicht unerheblichen zusätzlichen administrativen Aufwand führen. 
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Die Gegenargumente erscheinen aus der Sicht der Forschungsnehmer durchaus ernst zu 
nehmen, im Ergebnis aber nicht überzeugend. Sicher ist der administrative Aufwand nicht 
unerheblich. Aber er dient der Lösung einer umweltpolitisch außerordentlich bedeutsamen 
Aufgabenstellung der gesamtstaatlichen Energiewirtschaftspolitik auf dem Weg zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung.
Es ist auch keineswegs so, dass der Eintritt des Staates in die Netzplanung ein mit der euro-
päischen Politik der Liberalisierung des Elektrizitätsbinnenmarktes nicht zu vereinbarendes 
oder insofern systemfremdes Ansinnen darstellen würde. Das Gegenteil ist richtig. Nicht zu-
fällig ermuntert die Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie 2003/54/EG235 die Mitgliedstaaten mit 
ihrer Regelung in Art. 3 Abs. 2 Satz 3 zur Aufnahme von staatlichen Bedarfsplanungen. Der 
Bedarfsplanung kommt unter den Bedingungen einer allgemeinen Marktliberalisierung eine 
wichtige Korrektivfunktion zu, indem sie sicherstellt, dass der Wettbewerb nicht zu Lasten der 
Versorgungssicherheit geht. Innerhalb des Ordnungsrahmens für den liberalisierten Elektrizi-
tätsmarkt stellte die Aufnahme einer staatlichen Bedarfsplanung für die Übertragungsnetze 
aus diesem Blickwinkel ein in der Sache sinnvolles und durchaus nicht systemfremdes Ele-
ment dar. In anderen Bereichen der übergeordneten Infrastrukturpolitik greift der Staat im Üb-
rigen traditionell ohne weiteres zu Instrumenten der Bedarfsplanung. Außerdem ist zu beden-
ken, dass das vorgelegte Modell in besonderer Weise versucht, das Prinzip der Kooperation 
zwischen Staat und Wirtschaftsbeteiligten zum Tragen zu bringen. 
Das Forschungskonsortium erwog neben dieser „großen Lösung“ noch einige andere Rege-
lungsansätze, die sich jedoch im Vergleich zu dieser als weniger geeignet erwiesen. Als noch 
am ehesten interessante Alternative kommt die Konstituierung eines Ausfallentgelts236 in Be-
tracht: Danach würden die für die Aufnahme des EE-Stroms ins Netz verantwortlichen Netz-
betreiber verpflichtet, an die Erzeuger des EE-Stroms ein Ausfallentgelt zu entrichten, wenn 
die Übertragung von EE-Strom verweigert wird, weil die Kapazität eines Netzes die Übertra-
gung nicht zulässt. Die Zahlungsverpflichtung entstünde unabhängig davon, welche Lücken 
bzw. Defizite in welchem/wessen Netz für den Engpass ursächlich sind. Sofern der Engpass 
auf höherer Ebene im Übertragungsnetz liegen sollte, könnte der Anspruch an den Betreiber 
des höher gelegenen Übertragungsnetzes durchgereicht werden. In der Konsequenz erhielte 
ein so konzipiertes Ausfallentgelt die Funktion eines allgemeinen Anreiz- und Druckmittels zur 
Vorhaltung ausreichender Übertragungskapazitäten für Strom aus erneuerbaren Energien. 
Dem „Ausfallentgelt“ käme so eine Sanktionsfunktion zu, die im Vorfeld einer praktischen 
Anwendung bewirken könnte, dass die Netzbetreiber von sich aus frühzeitig die erforderli-
chen Ausbaumaßnahmen ergreifen. 
Ein solches Modell hätte den Vorteil, dass mit ihm ein bei den wirtschaftlichen Eigeninteres-
sen der Übertragungsnetzbetreiber ansetzendes indirektes Instrument kreiert würde, das hin-
sichtlich seines Ziels dennoch ein hohes Maß an Wirksamkeit erwarten lässt, ohne es erfor-
derlich zu machen, im Einzelfall entstehende Übertragungsprobleme mit dem Fehlen be-
235 ABl. EG 2003 Nr. L 174, S. 37. 
236 Das Modell entwickelt das vom RA-Büro Gaßner, Groth, Siederer & Coll. für den Bundesver-
band WindEnergie (BWE) im Jahr 2004 entworfene Modell eines „Bereitstellungsentgelts“ weiter. 
Die Pflicht zur Zahlung des „Bereitstellungsentgelts“ sollte (im Unterschied zum hier erwogenen
Ausfallentgelt) an ein Verschulden des Netzbetreibers gekoppelt sein. Vgl. Gaßner/Lorenzen (RAe 
Gaßner, Groth, Siederer & Coll.): Änderungsvorschläge des BWE für den Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts, 2004 (Manuskript).
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stimmter Übertragungseinrichtungen in Verbindung zu bringen. Eine Gesamtplanung für die 
Übertragungsnetze wäre nicht erforderlich. Als nachteilig lässt sich aus dem Blickwinkel ei-
ner möglichst sicheren Planung andererseits einstufen, dass das Modell keine Erfüllungssi-
cherheit bietet und die Gefahr besteht, dass die Unternehmen als Ausweichreaktion die Zah-
lung des Ausfallentgelts bevorzugen. Zudem kann es auch als nachteilig angesehen werden, 
wenn auf den (in der Sache durchaus sinnvollen) Aufbau einer gesamthaften Bedarfsplanung 
und damit auch auf Synergieeffekte hinsichtlich des allgemeinen Ziels der Versorgungssi-
cherheit verzichtet. Damit würden auch die im Falle des „Bedarfsplanungs-Modells“ beson-
ders vorteilhaft erscheinenden Möglichkeiten der Verzahnung mit den für den Aufbau vorge-
lagerter Netze in der AWZ vorgeschlagenen Instrumenten verloren gehen. 
Ein besonderes Gewicht kommt auf der Seite der Nachteile im Übrigen dem Umstand zu, 
dass das Instrument wegen seiner fehlenden Einbettung in eine übergeordnete Gesamtpla-
nung leicht zum Aufbau von Überkapazitäten führen könnte. Da die Betreiber der Übertra-
gungsnetze als Monopole agieren und es ihnen grundsätzlich möglich ist, sämtliche investi-
ven Ausbaukosten über die Netznutzungsentgelte an ihre Kunden weiterzugeben, bestünde 
die Gefahr, dass sie, um der Zahlung des Ausfallentgelts entgehen zu können, dazu neigen, 
mehr Übertragungskapazitäten aufzubauen als erforderlich sind. 
Nur am Rande hingewiesen sei darauf, dass es als denkbare weitergehende Umrahmung der 
„großen Lösung“ (oder auch anderer in dieser Ausarbeitung angeregter instrumenteller Neu-
regelungen) nahe liegt, die Verwaltungskompetenzen auf dem Gebiete der Energieversor-
gung und der Energieplanung entsprechend dem Vorbild der Fernstraßen- und Bundeswas-
serstraßenverwaltung sowie der Kernenergie durch Grundgesetzänderung generell in die 
Bundesauftragsverwaltung (Art. 85 GG) zu überführen. Der Sache drängt sich eine derarti-
ge Initiative angesichts der in letzter Zeit immer drängender werdenden Fragen der Versor-
gungssicherheit auf dem Gebiete der Energie geradezu auf. Es ist erstaunlich, dass der Ver-
fassungsgesetzgeber die Infrastruktur der überörtlichen Stromversorgung nicht ebenso der 
Bundesauftragsverwaltung unterstellt hat wie die überörtliche Infrastruktur des Verkehrswe-
sens. Als notwendige Voraussetzung für die hier skizzierten Vorschläge stellt sich eine ent-
sprechende Grundgesetzänderung zwar nicht dar. Eine entsprechende Grundgesetzände-
rung hätte aber den nicht unbedeutenden Vorteil, dass der Bund auf diese Weise mit dem 
Blick auf die Gesamt-Gemeinwohlbelange Deutschlands über deutlich größere Steuerungs-
möglichkeiten verfügte. 
4.4.2.2 Verbesserungen im Zulassungsrecht für Übertragungsleitungen, Anreize 
zum Einsatz von Erdkabeln
Kurz vor dem Abschluss dieses Forschungsvorhabens (und nach Abschluss der eigentlichen 
Untersuchungsphasen) kam das Gesetzgebungsverfahren für das „Gesetz zur Beschleuni-
gung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben“ zum Abschluss.237
Das Gesetzespaket, in dessen Konzeption auch einige Anregungen aus dem Forschungs-
team eingeflossen sind, sieht eine Reihe von verfahrensbezogenen Erleichterungen vor:
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- Einführung enger Fristen für behördliche Verfahrenshandlungen und Stellungnahmen in-
nerhalb von Anhörungsverfahren zur Planfeststellung,
- Ausstattung der Plangenehmigung mit den Rechtswirkungen der Planfeststellung (ein-
schließlich der enteignungsrechtlichen Vorwirkung),
- grundsätzliche sofortige Vollziehbarkeit von Planfeststellung und Plangenehmigung (Aus-
schluss der aufschiebenden Wirkung von Rechtsbehelfen),
- Schaffung von Tatbeständen für die vorzeitige Besitzeinweisung im Falle der Weigerung
des Grundstückseigentümers, sein Grundstück sofort zur Verfügung zu stellen,
- Einführung einer Veränderungssperre ab dem Zeitpunkt der Möglichkeit, in die Planunter-
lagen einzusehen, 
- Zuweisung der erstinstanzlichen Zuständigkeit in Gerichtsverfahren zur Zulassung von 
Hochspannungsleitungen an die Oberverwaltungsgerichte (alternativ denkbar und prak-
tisch vorteilhafter: an das Bundesverwaltungsgericht).
Das Gesetz dürfte auch für Planfeststellungsverfahren zur Zulassung von Hochspannungs-
freileitungen ab 110 kV Nennspannung nach § 43 EnWG einige nicht unwesentliche Be-
schleunigungseffekte mit sich bringen. 
Leider ist es im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens nicht gelungen, eine allgemeine Rege-
lung zu schaffen, nach der die Mehrkosten für die Verlegung als unterirdische Kabel auf 
die Netznutzer umgelegt werden dürfen, wenn dadurch Wohngebiete oder die Umwelt/Natur 
entlastet werden. Eine entsprechende Mehrkostenregelung enthält das Gesetz lediglich für 
den Küstenbereich in einer Entfernung von bis zu 20 km landeinwärts, nicht jedoch für außer-
halb dieses Bereichs gelegene Leitungsvorhaben (vgl. § 21a Abs. 4 Satz 3 i.V.m. § 43 Satz 3 
EnWG in der durch das Gesetz geänderten Fassung).
Aus der Sicht des Forschungsvorhabens ist zu empfehlen, eine Initiative zur Ausweitung auf-
zunehmen. Die umfassende Verbesserung der Rechtslage für die Zulassung von Erdkabeln
ist ein besonders wichtiges Anliegen im Rahmen der Umweltstrategie für die Windenergienut-
zung. 
Erdkabel haben unter Gesichtspunkten der Naturschonung und der Vermeidung von Belas-
tungen der Umgebung (wichtig: Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes, Elektrosmog) be-
deutende Vorteile, die sich auch auf die erforderlichen Realisierungszeiträume positiv auswir-
ken können, weil durch den Verzicht auf Freileitungen zeitraubende lokale Konflikte und 
Rechtsstreitigkeiten vermieden werden können (siehe dazu bereits oben, Kap. 4.4.1.2). Des-
halb ist es sinnvoll, den Vorhabensträgern generell die Möglichkeit zu geben, die Mehrkosten 
des Einsatzes von Erdkabeln bei den Netznutzungsentgelten in Ansatz zu bringen, (zumin-
dest) wenn es dadurch im Einzelfall möglich ist, Wohngebiete und/oder Schutzgüter von Na-
tur und Umwelt von problematischen Belastungen freizuhalten. Der Anwendungsbereich der 
betreffenden Regelungen sollte, um möglichst weitreichende Entlastungen der Umwelt zu er-
reichen, nicht zu eng geschnitten werden. 
237 BGBl. I 2006 S. 2833 (dort Art. 7). Der Bundesrat stimmte am 24.11.2006 dem Gesetzentwurf 
in der Fassung der Beschlussempfehlung des Bundestages (BT-Drs. 16/3158) zu. Siehe auch den 
ursprünglichen Entwurf (BT-Drs. 16/54).
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5 Ergebnisse und Handlungsempfehlungen 
5.1 Allgemeines
Auf Grundlage der vorstehenden Betrachtungen werden im Folgenden die wesentlichen Er-
gebnisse und Handlungsempfehlungen für die Herausbildung einer Umweltstrategie zum wei-
teren Ausbau der Windenergienutzung zusammengetragen. 
In Anbetracht der Fülle der behandelten Themen und der Detailliertheit der Betrachtungen 
auch auf der Ebene der Formulierung von Handlungsempfehlungen werden in der Darstel-
lung nur diejenigen Aspekte berücksichtigt, die aus der Sicht der Forschungsnehmer von stra-
tegischer Bedeutung sind. Die Ausführungen trennen wie die Hauptuntersuchungen zwischen 
den drei Bereichen „Windenergienutzung an Land“, „Windenergienutzung auf See“ und                 
„Übertragungsnetze an Land“. 
Übergreifende Herangehensweise 
Inhaltlich geht das Forschungskonsortium dabei davon aus, dass die Windenergienutzung 
von ihrer Funktion für den Klimaschutz und die Ressourcenschonung her bereits als solche 
als Fundament einer „Umweltstrategie“ verstanden werden kann. Dieser besondere Wert 
der Windenergienutzung ist bei allen gesetzgeberischen und planerischen Entscheidungen in 
Rechnung zu stellen. Ungeachtet dessen bleibt aber zu konstatieren, dass die Windenergie-
nutzung bedeutsame Eingriffe in die regional und lokal vorgefundenen Umwelt- und Nachbar-
schaftsverhältnisse mit sich bringt, die unter der Messlatte des Nachhaltigkeitsgebots auf ein 
verträgliches Maß beschränkt werden und konsequent so ausgestaltet werden müssen, dass 
die negativen Auswirkungen so gering gehalten werden, wie dies im Interesse der konkret je-
weils betroffenen schutzwürdigen Belange geboten ist. Wo die negativen Auswirkungen im 
Einzelfall bei wertender Betrachtung in der Abwägung zu den mit der Windenergienutzung 
verfolgten Gemeinwohlzielen überwiegen, ist ggf. korrigierend einzugreifen. Von einer „Um-
weltstrategie“ kann nur deshalb die Rede sein, wenn die Ausbaustrategie in diesem Sinne 
insgesamt auf eine ökologische Optimierung hin zugeschnitten wird. 
Zentrale Handlungserfordernisse 
Besonders große Bedeutung für die zukünftige Entwicklung der Windenenergie haben nach 
den Ergebnissen des Forschungsvorhabens folgende Handlungserfordernisse:
a) im Onshore-Bereich:
 die Bereinigung der Landschaft von landschaftlich/städtebaulich unerwünschten Streula-
gen einzeln stehender (Alt-) Anlagen,  
 die planerische und planungsrechtliche Bewältigung der Aufgabe des Repowering,
 die Überwindung der Hemmniswirkungen aus den sog. Windenergieerlassen der Länder;
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b) im Offshore-Bereich:
 die aktive Wahrnehmung der raumordnerischen Regelungsspielräume für die AWZ sowie 
(hinsichtlich der Vorhaltung von Anbindungstrassen) im Küstenbereich,
 die Schaffung der Voraussetzungen für eine Bündelung der Kabeltrassen und eine Be-
reitstellung „vorgelagerter Netze“,
 die intensive Fortführung der Begleitforschung zur weitgehenden Vermeidung von Um-
weltbelastungen und Sicherheitsrisiken; 
c) im Bereich der Übertragungsnetze an Land:
 die Gewährleistung ausreichender Übertragungskapazitäten für die Abfuhr des Wind-
stroms, abgesichert durch geeignete rechtliche Steuerungsinstrumente,
 die Minderung der Umweltbelastungen durch vermehrten Einsatz von Erdkabeln.
5.2 Windenergienutzung an Land
Stand der Ausbauentwicklung an Land – weitere Ausbauperspektive
Im letzten Jahrzehnt konnten, ausgelöst einerseits durch das Vergütungssystem des EEG 
und andererseits durch die in den 1990er Jahren geschaffenen bauplanungsrechtlichen An-
reizregelungen (Privilegierung im Außenbereich oder Positivausweisung geeigneter Standorte 
im Rahmen der Bauleitplanung oder der Regionalplanung) enorme Zuwachsraten bei der 
Windenergienutzung an Land erreicht werden. Seit 2003 verzeichnet der deutsche Wind-
energiemarkt jedoch wieder einen rückläufigen Trend. Die neu installierte Windenergieleis-
tung betrug im Jahr 2005 nur noch ca. 1.800 MW gegenüber 3.200 MW im Jahr 2002. Im 
Jahr 2006 konnte eine leichte Erhöhung auf rund 2200 MW erreicht werden. Der rückläufige 
Gesamttrend des Zuwachses dürfte sich jedoch in den nächsten Jahren fortsetzen. 
Die Gründe für den rückläufigen Trend liegen in den nunmehr nur noch begrenzt zur Verfü-
gung stehenden Ansiedlungsflächen sowie in dem nur langsam entstehenden Markt des sog. 
Repowering (d.h. des Ersatzes alter durch neue, stärkere Windenergieanlagen). Die Entwick-
lung der letzten Jahre ist ein Anzeichen dafür, dass die Quantität der neu zur Verfügung ste-
henden windgünstigen Flächen abnimmt. Es ist damit zu rechnen, dass der Zubau von Anla-
gen an neuen Standorten Jahr für Jahr zurückgeht. Die jährliche Zubauleistung an neuen 
Standorten wird voraussichtlich nicht einmal mehr ein volles Jahrzehnt über der aus Alters-
gründen deinstallierten Leistung liegen. 
Die weitere Ausbauperspektive der Onshore-Windenergienutzung hängt demnach entschei-
dend davon ab, in welchem Umfang es gelingt, einerseits zusätzliche Flächenpotenziale für 
neue Standorte zu erschließen und andererseits einen bedeutenden Leistungszuwachs im 
Rahmen des Repowering zu erreichen. Ohne Berücksichtigung des Repowering wird die 
kumulierte Leistung noch bis ca. 2015 anwachsen und danach abnehmen. Diesem Trend 
lässt sich nur begegnen, wenn es gelingt, die Anlagenbetreiber in bedeutendem Umfang zum 
Ersatz leistungsschwächerer Altanlagen durch leistungsstärkere Neuanlagen zu bewegen. 
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Das setzt aber voraus, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen die Errichtung größerer An-
lagen (mit größerer Nabenhöhe) in beträchtlichem Umfang ermöglichen. 
Das geltende Recht bietet für eine planvolle Strategie des Repowering keine brauchbare Ba-
sis. Zwar enthält das EEG einen besonderen Vergütungsanreiz für den Ersatz älterer durch 
leistungsstärkere neue Anlagen. Dieser findet jedoch in den bauplanungsrechtlichen Bestim-
mungen kein Pendant. Bauplanungsrechtlich werden im Zuge des Repowering verfolgte Vor-
haben des Baus von Ersatzanlagen grundsätzlich wie Neubauvorhaben behandelt. Vom Be-
standsschutz der Genehmigung für die zu ersetzende Altanlage werden sie nicht erfasst. Eine 
leistungsstärkere Ersatzanlage wird daher an gleicher Stelle oder in unmittelbarer Nachbar-
schaft in der Regel nur zulässig sein, wenn sich die Anlage entweder innerhalb eines Gebiets 
mit planerischer Positivausweisung befindet und dort genügend Platz für eine größere Anlage 
vorhanden ist oder wenn die jeweilige Gemeinde bzw. die Regionalplanungsbehörde nicht 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, Vorrang- oder Eignungsflächen für Windenergie-
anlagen an anderer Stelle festzulegen. 
Damit ergibt sich, dass sich die Anlagenbetreiber bzw. Investoren in die Konkurrenz um 
Standorte in den Vorrang- und Eignungsgebieten begeben müssen. Da diese aber mittlerwei-
le ganz überwiegend „ausgebucht“ sind, stehen ihnen häufig überhaupt keine geeigneten Er-
satzflächen zur Verfügung – mit der Konsequenz, dass die Betreiber ihre Anlagen an den 
Altstandorten unter Verwendung relativ ineffizienter Technik weiter betreiben werden, das 
Repowering also ausbleibt. 
„Aufräumen der Landschaft“ und Repowering: eine doppelte Chance
Windenergieanlagen bewirken – wie andere größere bauliche Anlagen auch – spezifische 
Veränderungen im Landschaftsbild. Ungeachtet der individuellen ästhetischen Beurteilung 
kann nicht bestritten werden, dass sie einen erheblichen Eingriff in das vorgefundene Land-
schaftsbild darstellen. Je nach örtlicher Situation wird diese Einflusswirkung verschieden groß 
sein, in Einzelfällen sogar unter Umständen als eine Bereicherung empfunden werden kön-
nen. Man wird insbesondere die größeren modernen Anlagen der Leistungsklasse von 3 bis 6 
MW (mit Rotordurchmessern und Nabenhöhen von 80 bis deutlich über 100 Metern) aber 
nicht „verstecken“ können. Deshalb ist es wichtig, ihre Standorte sorgsam auszuwählen und 
sie auch unter landschaftsästhetischen Gesichtspunkten möglichst ansprechend zu gestalten.
Aus städtebaulicher und landschaftsästhetischer Sicht stellt es sich als ein bedeutsamer 
Missstand dar, dass der landschaftliche Eindruck in vielen Gegenden noch immer stark durch 
verstreut errichtete Windkraftanlagen beeinträchtigt ist, deren Ansiedlung nicht in einem plan-
vollen gebietsbezogenen Programm erfolgte. Praktisch betrifft das ganz überwiegend in den 
1990er Jahren errichtete kleinere Anlagen, die für die angestrebte nachhaltige Energiewirt-
schaft und die sichere Energieversorgung verhältnismäßig geringfügige Beiträge leisten, von 
denen auf der anderen Seite aber oft nicht unerhebliche Störwirkungen auf das Landschafts-
bild und die Nachbarschaft mit entsprechend negativen Folgen für die Akzeptanz der Wind-
energie insgesamt ausgehen (Schlagwort: „Verspargelung der Landschaft“).
Der Eindruck eines „flächendeckenden Überall“ von Windenergieanlagen lässt sich aber deut-
lich relativieren, wenn es gelingt, die vorhandenen Anlagen zugunsten der Errichtung neuer 
Anlagen in konzentrierten Gebieten abzubauen. Insofern bietet das Repowering eine dop-
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pelte Chance: Da es überwiegend um die Entfernung leistungsschwächerer Anlagen aus den 
1990er Jahren geht, ließe sich durch ihren Ersatz im Rahmen des Repowering zugleich die 
Landschaft bereinigen und ein bedeutender Zuwachs an Stromerzeugungsleistung erreichen 
– dies allerdings zu dem „Preis“ der Errichtung höherer Anlagen. Städtebaulich kann sich die-
ser „Preis“ in manchen Fällen sicher als zu hoch darstellen. In der Regel dürfte aber von der 
Korrektur des Eindrucks flächendeckender Landschaftsbelastung eine wesentlich stärkere 
positive Wirkung ausgehen. Dies im Einzelfall abwägend zu beurteilen, wäre ggf. Aufgabe der 
zuständigen Planungsträger auf gemeindlicher oder regionaler Ebene, die es damit auch in 
der Hand hätten, regional bzw. lokal abgestimmte Konzepte zu realisieren.
Regelungsoptionen zur Beseitigung von Streulagen und zur planungsrechtlichen 
Bewältigung des „Repowering“
Die wünschenswerte Bereinigung der Landschaft von städtebaulich und landschaftsplane-
risch als störend empfundenen Anlagen lässt sich auf direktem Wege aus verfassungsrechtli-
chen Gründen nicht erreichen. Der nahe liegende Vorschlag, die Betreiber zum (alsbaldigen) 
Rückbau zu verpflichten, lässt sich auf eine verhältnismäßige Weise nicht realisieren. 
Denkbar ist allerdings die Schaffung einer Bestimmung, nach der die bauliche Anlage nach 
aufgegebener Nutzung wieder zurückzubauen ist. Derartige Klauseln sind mittlerweile üblich 
(vgl. § 35 Abs. 5 Satz 2 und 3 BauGB). Verfassungsrechtlich dürfte eine solche nachträgliche 
Verpflichtung vor den Maßstäben der Verfassung Stand halten, da es den Inhabern der Ge-
nehmigung zugemutet werden kann, ihre Anlage nach erfolgter wirtschaftlicher Ausschöpfung 
des Standorts wieder zu beseitigen.
Zur Verfolgung des Ziels, die Inhaber von Bestandsgenehmigungen zur vorzeitigen Aufgabe 
städtebaulich unerwünschter Standorte zu bewegen, bleibt dem Gesetzgeber indessen nur 
der Weg, an Stelle verpflichtender Regelungen wirksame Anreize zur Aufgabe der betref-
fenden Standorte zu schaffen, um die Landschaft „aufzuräumen“. Praktisch bietet es sich da-
für an, im Zusammenhang mit besonderen Regelungen für das Repowering geeignete In-
strumente zu schaffen. Das setzt aber voraus, dass nicht nur besondere wirtschaftliche Vor-
teile für das Repowering in Aussicht gestellt werden (wie es ansatzweise im EEG vorgesehen 
ist), sondern auch auf der Ebene des Planungsrechts angemessene Bedingungen geschaffen 
werden, die den Ersatz älterer durch leistungsstärkere Anlagen praktisch möglich machen.
Unter bestimmten örtlichen Konstellationen ist es auch ohne gesetzliche Änderung möglich, 
auf gemeindlicher Ebene entsprechende Strategien zu entwickeln. Die Kommunen haben im 
Rahmen der Bauleitplanung insbesondere die Möglichkeit, mit Investoren von Neuanlagen 
städtebauliche Verträge oder mit Grundstückskäufern privatrechtliche Verträge zu schließen, 
in denen sich die Investoren im Gegenzug zum Abbau bestimmter Altanlagen verpflichten. 
Die Wahrnehmung derartiger Möglichkeiten setzt jedoch ein einvernehmliches Handeln aller 
Beteiligten voraus. 
Eine erhebliche größere Steuerungskraft würde der weitergehende Vorschlag entfalten, den 
Bestimmungen aus § 35 Abs. 1 Nr. 5 und § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB eine spezielle Privile-
gierungsregelung für Repowering-Anlagen nachzubilden. Praktisch hieße das, eine Privi-
legierung von Ersatzanlagen im Außenbereich vorzusehen, die ihrerseits entfällt, wenn durch 
einen Bauleitplan oder einen raumordnerischen Plan an anderer Stelle im Plangebiet ausrei-
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chend Flächen ausgewiesen sind, die speziell für den Ersatz von Altanlagen reserviert sind. 
Eine solche Regelung böte eine komplette Grundlage für die bauplanungsrechtliche Bewälti-
gung der von der Bundesregierung angestrebten Repowering-Strategie. Um die Steuerungs-
wirkung in Richtung einer Verminderung von negativen Einflüssen von Windenergieanlagen 
auf das Landschaftsbild und die Nachbarschaft zu schärfen, könnte (und sollte) die Regelung
(ggf.) zusätzlich daran geknüpft werden, dass auf Grund des Ersatzes der alten Anlagen eine 
Verbesserung der städtebaulichen Situation zu erwarten ist. Im politischen Raum dürfte ein 
solcher Regelungsvorschlag indessen mit dem nicht unbedeutsamen Nachteil verbunden 
sein, dass er denjenigen (nicht wenigen), die der Auffassung sind, die Privilegierung der 
Windenergie im Städtebaurecht habe schon jetzt ein problematisches Ausmaß erreicht, 
schwer zu vermitteln sein dürfte. 
Als demgegenüber „mildere“ Maßnahme kommt in Betracht, im BauGB oder in der Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) lediglich vorzusehen, dass den Gemeinden ausdrücklich gestat-
tet wird, in ihren Bauleitplänen bestimmte Gebiete auszuweisen, in denen ausschließlich 
Windenergieanlagen errichtet werden dürfen, mit denen (ggf. auch bestimmte) bestehende 
Anlagen im Außenbereich ersetzt werden – die also allein der „Unterbringung“ von Ersatzan-
lagen für im Gegenzug aufzugebende Außenbereichs-Standorte dienen. Verknüpft werden 
könnte dies einerseits mit einem bestimmten quantitativen Maß an reduzierter Flächeninan-
spruchnahme, andererseits mit einem Mindestmaß an gesteigertem Energieertrag. Im Raum-
ordnungsrecht könnte ggf. eine Parallelregelung geschaffen werden.
Auf diese Weise wäre es zwar nicht möglich, einen dem Modell von § 35 Abs. 1 und 3 BauGB 
vergleichbar kräftigen Steuerungs- und Anreizmechanismus in Gang zu setzen, weil auf das 
Zusammenspiel mit einer speziellen Privilegierung im Außenbereich verzichtet wird. Den 
Gemeinden würde damit aber immerhin erstmals ein konkretes Werkzeug in die Hand gege-
ben, mit dem sie den angestrebten Prozess des „Aufräumens der Landschaft“ aktiv plane-
risch steuern können, ohne im Planungsprozess auf die Initiative bestimmter privater Investo-
ren angewiesen zu sein.
Ambitionierte Wahrnehmung übergemeindlicher Planungsspielräume
Die Tendenz zu größeren, leistungsstärkeren Anlagen bringt das Erfordernis mit sich, in zu-
nehmendem Maße auf übergemeindlicher Ebene zu planen. Konzentrationszonen, die als 
Grundlage ihrer Bemessung nur die Möglichkeiten einer einzigen Gemeinde nutzen, sind 
häufig zu klein, um für den weiteren Ausbau der Windenergienutzung im Sinne einer „Berei-
nigung der Streustandorte“ und einer umfassenden Strategie der Kapazitätssteigerung durch 
Repowering ausreichende Entwicklungspotenziale zu eröffnen. Unter Gesichtspunkten der 
räumlichen Ordnung erscheint es daher sinnvoll, verstärkt von den übergemeindlichen Steue-
rungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen, um auf regionaler Ebene das räumliche Prinzip der 
„dezentralen Konzentration auf hohem Niveau“ zum Tragen zu bringen. Hierzu stehen 
grundsätzlich zwei Wege zur Verfügung: Die Festlegung übergemeindlicher Konzentrations-
zonen durch interkommunale Kooperation (Vereinbarungen mehrerer Gemeinden über eine 
gemeinsame Standortplanung) oder die Aufstellung landesplanerischer Vorgaben für Kon-
zentrationszonen im Rahmen der Regionalplanung. Je nach Situation kann dabei sowohl die 
interkommunale Kooperation oder die Regionalplanung vorteilhaft sein.
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Als besondere Aufgabe in diesem Zusammenhang stellt sich die Nutzung von in der Raum-
planung bisher nicht berücksichtigten Flächen in siedlungsfernen Lagen für die Windenergie 
dar. Für die modernen sehr großen Anlagen dürfte es häufig der Ausweisung neuer Standorte 
bedürfen. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit und in dem Bewusstsein, dass eine Positivaus-
weisung eine sorgfältige Prüfung der Geeignetheit im konkreten Fall (insbesondere unter Be-
rücksichtigung der Belange des Natur- und Landschaftsschutzes) voraussetzt und daher in 
vielen Einzelfällen nicht zu einem positiven Ergebnis kommen dürfte, seien hierfür beispielhaft 
folgende Gebietsarten aufgeführt: ausgeräumte landwirtschaftlich genutzte Flächen, gemein-
defreie Gebiete (Staatsforsten, Truppenübungsplätze, Gebiete mit Vorbelastungen wie Auto-
bahnen, Eisenbahngelände und „auslaufenden Industriegebieten“). In diesen Richtungen soll-
ten sich die Planungsträger verstärkt um die Definition geeigneter Standorte für Eignungs-
oder Vorranggebiete bemühen. 
Soweit (ggf. auch auf informellem Wege im Rahmen der Planungs- und Zulassungsverfahren) 
möglich, sollte im Übrigen auf die Konfiguration und äußere Gestalt von Windenergieanlagen 
(insbesondere bei größeren Formationen) gezielt Einfluss genommen werden, um das Land-
schaftsbild nicht nur nicht zu verunzieren, sondern nach Möglichkeit zu bereichern.
Umweltbelange in der Anlagenplanung- und -zulassung
Auf der lokalen Ebene stehen Windenergieanlagen häufig im Widerstreit der Interessen: 
 Auf der einen Seite besteht oft ein Interesse der Gemeinden an der Ansiedlung von 
Windparks. In unterschiedlichem Umfang beruft man sich insoweit auf gemeindewirt-
schaftliche Motive (Gewerbesteuereinnahmen), auf regionalwirtschaftliche Gründe (Schaf-
fung von Arbeitsplätzen) oder auf übergeordnete umwelt- und energiepolitische Erwägun-
gen (Klimaschutz, Versorgungssicherheit). 
 Auf der anderen Seite begegnen die Projekte in der unmittelbaren Nachbarschaft zum 
Teil einer kritischen bis ablehnenden Haltung in der Bevölkerung. Im Mittelpunkt der Kritik 
stehen neben landschaftsästhetischen Gesichtspunkten insbesondere die im Nahbereich 
der Anlagen befürchteten Geräuschimmissionen und Lichteinwirkungen (Schattenwurf im 
Rhythmus der Rotoren, abendliche und nächtliche Warnbeleuchtung).
Derzeit fehlt es an ausdrücklichen verbindlichen immissionsschutzrechtlichen Vorga-
ben über die Bewertung des Schattenwurfs, der Höhenbefeuerung und der Geräusche von 
Windenergieanlagen. Zwar finden die immissionsschutzrechtlichen Grundpflichten aus § 5 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG (Schutzpflicht und Pflicht zur Vorsorge nach dem Stand der 
Technik) im Rahmen der Genehmigung von Windenergieanlagen an sich uneingeschränkte 
Anwendung. Es fehlt aber an einer Konkretisierung dieser Grundpflichten durch speziell auf 
Windenergieanlagen zugeschnittene Anforderungen in verbindlichen untergesetzlichen Vor-
schriften. Deshalb stehen die Vollzugsbehörden regelmäßig vor schwierig zu lösenden Be-
wertungsfragen. Die behördliche Praxis ist in der Folge bundesweit nicht einheitlich und in 
manchen Ländern stark durch die restriktiven Abstandsempfehlungen aus an sich unverbind-
lichen Landeserlassen geprägt (siehe dazu sogleich). 
Dieser Umstand stellt sich als besonders misslich dar, weil die technische Fortentwicklung 
der letzten Jahre für die Vermeidung der meisten Arten problematischer Belastungswirkungen 
bereits wesentliche Verbesserungen gebracht hat, die sich heute als verbindlicher „Stand der 
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Technik“ formulieren und vorgeben lassen (so in Bezug auf rhythmische Verschattungswir-
kungen durch Abschaltmodule, hinsichtlich der Schallausbreitung durch elektronische Dreh-
zahlvarriierung und im Hinblick auf die Höhenbefeuerung durch Synchronbetrieb, Lichtstär-
kenreduzierung und Abschirmungen). 
Vor diesem Hintergrund ist zu empfehlen, eine immissionsschutzrechtliche Verordnung zu 
schaffen, in der der Stand der Technik verbindlich beschrieben wird.
Abstandsfragen – Beseitigung von Hemmniswirkungen der „Windkrafterlasse“
In den besonders windstarken Bundesländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Mecklen-
burg und Nordrhein-Westfalen versuchen die Landesregierungen, mit Hilfe so genannter 
Windkrafterlasse den für die jeweils zu treffenden Planungs- und Zulassungsentscheidungen 
zuständigen Stellen Hilfestellungen zu geben und (zumindest zum Teil) hierdurch auch inhalt-
lichen Einfluss auf die Planungs- und Genehmigungsentscheidungen zu gewinnen. Dabei ist 
in den letzten Jahren eine Tendenz in Richtung restriktiverer Aussagen festzustellen. Mittel-
punkt der „Erlasse“ ist zumeist die Vorgabe von Abstandsempfehlungen, insbesondere zu 
besiedelten/bewohnten Gebieten, zum Teil auch zu Natur- und Landschaftsschutzgebieten 
und zu Verkehrswegen. Besonders restriktiv sind die Abstandsempfehlungen in Niedersa-
chen (mit einer auf die Regionalplanung zielenden Empfehlung von 1000 Metern zur Wohn-
bebauung) und Nordrhein-Westfalen (mit einer beispielhaft formulierten grundsätzlichen Emp-
fehlung eines Mindestabstandes von 1500 Metern zu allgemeinen Wohngebieten).
Zwar lässt sich den „Erlassen“ bei näherem Hinsehen entnehmen, dass ihnen nur ein Hin-
weis- bzw. Empfehlungscharakter zukommen soll. Das ändert aber nichts daran, dass sie 
faktisch eine sehr große Steuerungswirkung entfalten, weil die zuständigen Stellen ihre Ent-
scheidungspraxis dennoch oft nach ihnen ausrichten. 
Die im Zentrum der Windkrafterlasse stehenden Abstandsforderungen sind von nicht zu un-
terschätzender Bedeutung für die weitere Entwicklung der Windenergienutzung, insbesonde-
re auch des Repowering. Durch generelle – also nicht aus der Einzelfallsituation hergeleitete 
– Abstandsforderungen in der Größenordnung von 1000 oder gar 1500 Metern zu Wohnge-
bieten würde die Fortentwicklung der Windenergienutzung substantiell eingeschränkt und in 
vielen Regionen praktisch zum Erliegen kommen.
Wäre eine solche Einschränkung aus Gründen des Immissionsschutzes geboten, so könnte 
dem aus der Perspektive einer Umweltstrategie nichts entgegen gesetzt werden. Doch dem 
ist nicht so. Würden die nach Maßgabe des BImSchG an sich zwingenden Vorgaben des Ge-
setzes zur Einhaltung des Standes der Technik zur Verminderungen von Schall- Licht und 
Schattenemissionen generell uneingeschränkt eingefordert, so ergäben sich weit geringere 
Abstandsanforderungen selbst bei besonders großen Anlagen. Der Umstand jedoch, dass es 
an einer allgemeingültigen Konkretisierung des Standes der Technik in einer verbindlichen 
untergesetzlichen Regelung fehlt und die Genehmigungsbehörden deshalb nicht immer ein-
heitliche Maßstäbe anlegen, verleitet zu der irrigen Annahme, die Auswirkungen der Wind-
kraftanlagen auf die unmittelbare Nachbarschaft seien nur durch großzügige pauschale Min-
destabstande oder strenge Höhenbegrenzungen auf ein nachbarschaftsverträgliches Maß zu 
vermindern. 
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Deshalb lautet der zentrale Vorschlag zur Beseitigung dieser Hemmniswirkungen: Schaffung 
bundesweit verbindlicher konkreter Standards für die Verminderung der Schall-, Schatten-
und Lichtemissionen durch Windenergieanlagen in einer bundesweiten immissionsschutz-
rechtlichen Regelung. Dadurch ließe sich einerseits Rechtssicherheit für die Genehmi-
gungsverfahren schaffen und der Stand der Technik unmittelbar durchsetzen, andererseits 
zugleich unangemessen strengen Abstands- und Höhenanforderungen der Boden entziehen.
Nur am Rande sei bemerkt, dass mit den Windkrafterlassen die verfassungsrechtliche 
Kompetenzordnung unterlaufen wird, soweit sie Empfehlungen aussprechen, die auf die 
Ebene der Einzelfallgenehmigungen zielen oder mit denen die Bauleitplanung beeinflusst 
wird. Denn hinsichtlich der Einzelgenehmigungen besitzen die zuständigen Behörden keinen 
Beurteilungs- oder Ermessensspielraum; sie dürfen also keine über die Anforderungen aus 
dem BImSchG hinausgehenden Abstandsanforderungen aufstellen. Und im Hinblick auf die 
Bauleitplanung haben sich die Länder zurückzuhalten, weil das BauGB die Gestaltungskom-
petenzen der Bauleitplanung ausschließlich den Kommunen zuweist, den Ländern also weder 
Rechtssetzungs- noch Mitgestaltungsspielräume zustehen. 
Aspekte des Naturschutzes
Die Belange des Naturschutzes werden in der Anlagenplanung und -zulassung grundsätzlich 
auf zufrieden stellende Weise berücksichtigt. In Bezug auf einzelne Fragestellungen der Ein-
wirkungen auf bestimmte Vogelarten und Fledermäuse besteht nach wie vor ein gewisser Un-
tersuchungsbedarf. Die bisherige Erkenntnislage rechtfertigt es jedoch nicht, die Strategie 
des Ausbaus der Windenergie an Land in Frage zu stellen oder insoweit wesentlich Abstriche 
zu machen. Die verfahrensrechtliche Anforderungen des UVPG und die materiellrechtlichen 
Vorgaben des BNatSchG zum Umgang mit Eingriffswirkungen in Natur und Landschaft bieten 
ein brauchbares Konzept, um den Auswirkungen von Windenergieanlagen auf Schutzgüter 
der Natur angemessen begegnen zu können.
Überflüssig und unpassend erscheinen daher auch im Bereich des Naturschutzes pauschalie-
rende Abstandsanforderungen aus den sog. Windkrafterlassen oder aus informellen Empfeh-
lungen anderer Stellen, da sie die Einzelfallsituation nicht ausreichend reflektieren und zu Lö-
sungen führen können, die über das naturschutzrechtlich Gebotene nicht nur unwesentlich 
hinausgehen. 
Verbesserungen im EEG
Die bestehende wirtschaftliche Anreizregelung des EEG für das Repowering greift noch nicht 
weit genug, um die von verstreut platzierten Anlagen ausgehenden landschaftlichen Störwir-
kungen in ausreichender Weise zu verringern. Die zeitliche Begrenzung der betreffenden An-
reizvorschrift (§ 10 Abs. 2 EEG) auf Anlagen, die bis 1995 in Betrieb genommen wurden, 
reicht nicht aus. Problematische Streulagen sind auch für Anlagen typisch, die in der ersten 
Zeit nach Einführung der Außenbereichsprivilegierung im Jahr 1996 errichtet wurden. Von 
daher wird hier empfohlen, die Regelung des § 10 Abs. 2 Nr. 1 EEG zumindest auch auf die-
jenigen Anlagen auszuweiten, die vor dem Inkrafttreten des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB (am 1. 
Januar 1998) in Betrieb genommen wurden. 
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Die Vorschrift des § 10 Abs. 2 EEG erscheint darüber hinaus insoweit problematisch, als die 
erhöhte Vergütung für Repowering-Vorhaben davon abhängig gemacht wird, dass die instal-
lierte Stromerzeugungskapazität „mindestens um das Dreifache“ erhöht wird. Abgesehen von 
dem Umstand, dass mit der Formel „mindestens um das Dreifache“ eigentlich „mindestens 
auf das Dreifache“ gemeint sein dürfte – so dass sich bei nächster Gelegenheit eine Klarstel-
lung empfiehlt – stellt es sich aus der Perspektive des Landschaftsschutzes als unzuträglich 
dar, dass nicht zugleich eine Begrenzung der in Bezug genommenen Leistungserhöhung (et-
wa auf das fünf- oder sechsfache) ausgesprochen wird. 
Um die landschaftsschützende Wirkung des Repowering-Anreizes zu effektuieren, sollte dar-
über hinausgehend über die Schaffung einer gesetzlichen Formel nachgedacht werden, 
durch die der Anreiz nicht nur an einen Maßstab der Leistungserhöhung gekoppelt wird, son-
dern zugleich auch an eine Minderung der Anlagenanzahl. 
Finanzielle Ansiedlungsanreize für die Kommunen
Nur einige erste Überlegungen konnten im Zusammengang mit dem Vorhaben darüber ange-
stellt werden, wie die finanzielle Anreizsituation der Kommunen in Bezug auf die Ansiedlung 
von Windenergieanlagen verbessert werden können. Generell wünschenswert wäre eine 
Verstetigung der Gewerbesteuereinnahmen. Entsprechendes dürfte jedoch nur im Rahmen 
einer Gewerbesteuerreform denkbar sein. Vertiefte Betrachtungen dürften sich darüber hin-
aus hinsichtlich der Frage lohnen, ob und inwieweit sich die Kommunen über den Weg einer 
gemeindliche Steuer auf die Errichtung und den Betrieb von auf ihrem Territorium befindli-
chen Windenergieanlagen eine finanziellen Zusatznutzen im Falle der Ansiedlung von Wind-
energieanlagen sichern können. 
5.3 Windenergienutzung auf See
Gegenüber der Ausgangssituation zu Beginn des FuE-Vorhabens (Ende 2003) ergaben sich 
bis zum Abschluss der Untersuchungen im Themenbereich Offshore (September 2006) eini-
ge wesentliche Veränderungen, die innerhalb der Betrachtungen zu gewärtigen waren und 
die die weitere Ausformung der Umweltstrategie zur Windenergienutzung auf See zum Teil 
wesentlich prägen. Auf spätere weitere Änderungen bis Ende 2006 konnte im Rahmen des 
Endberichts noch kursorisch eingegangen werden.
Stand der Ausbauentwicklung im Offshore-Bereich
Kennzeichnend für den Stand der Entwicklung bis Ende 2006 ist, dass die Vorbereitungen 
der potenziellen Investoren in die Pilot-Offshore-Windparks weit gediehen und die Genehmi-
gungen für eine ganze Reihe von Windparks erteilt sind, gleichwohl jedoch nicht mit der Rea-
lisierung begonnen wird. Die Entwicklung ist sichtbar ins Stocken geraten.
Diese Situation lässt sich durch ein Geflecht mehrerer in Wechselwirkung zueinander stehen-
der Probleme erklären: 
 Die von Deutschland angestrebte, im internationalen Vergleich ungewöhnliche Konzentra-
tion der Offshore-Windenergienutzung auf den räumlich weit entfernten Bereich der AWZ
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stellt in bau-, betriebs- und sicherheitstechnischer Hinsicht besondere Anforderungen. Es 
bieten sich zwar für alle Problemstellungen technische Lösungen an. Es fehlt jedoch an 
verwertbaren praktischen Erfahrungen, um die Eignung im Detail differenziert und verglei-
chend beurteilen und in wirtschaftlicher Hinsicht abschließend bewerten zu können. 
 Zudem ergeben sich hohe Anbindungskosten, auch weil bislang für jeden einzelnen 
Windpark eine eigene Netzanbindung geplant werden muss. Die Realisierung der Anbin-
dungen stößt zudem auf rechtlich-administrative Hemmnisse, weil es landseitig an der 
(raumordnerischen) Vorhaltung geeigneter Trassen fehlt und kein in sich geschlossenes 
Genehmigungsinstrumentarium für die Kabeltrassen existiert.
 In dieser Situation verhalten sich die Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen re-
striktiv, so dass sich hohe Finanzierungskosten ergeben. 
Aus alledem resultiert eine ungünstige Kostenstruktur, die durch die auf Grund des EEG er-
wartete Vergütung (die ihrerseits niedriger liegt als die in einigen anderen Ländern realisier-
bare) nicht angemessen zum Ausgleich gebracht wird. 
Weitere Ausbauperspektive
Die Bundesregierung markierte in ihrer im Jahr 2002 veröffentlichten „Strategie zur Wind-
energienutzung auf See“ erstmals konkrete Ziele für den Ausbau der Offshore-
Windenergienutzung. Gedacht war an einen stufenweisen Ausbau mit der Zielsetzung, die 
ersten Baustufen in der „Startphase“ mit einer installierten Gesamtleistung von ca. 500 MW 
bis 2006 abzuschließen. Dem sollten zunächst eine erste Ausbauphase mit 2000 bis 3000 
MW installierter Leistung bis 2010 und anschließend weitere Ausbauphasen mit einer Leis-
tung von 20.000 bis 25.000 MW bis ca. 2030 folgen. 
Angesichts der geschilderten Problemlagen lassen sich die Ausbauziele bis 2010 nicht 
mehr erreichen. Eine belastbare Anpassung der strategischen Ausbauziele an die in Teilen 
wesentlich veränderte Ausgangssituation gestaltet sich schwierig, da die weitere Ausbauent-
wicklung entscheidend davon abhängt, ob und innerhalb welcher Zeiträume es gelingt, die re-
levanten Probleme zu bewältigen und die erforderlichen wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen zu schaffen. Wichtiger als die erneute Formulierung quantitativ bemessener Zielmarken 
für bestimmte Jahre erscheint es, die Bewältigung der zentralen Probleme und Aufgaben un-
verzüglich anzugehen. Sollte das gelingen, so wäre es möglich, die Ziele der Ausbaustrategie 
2002 für die Startphase und die erste Ausbauphase mit einer Verzögerung um einige Jahre 
zu erreichen, so dass es nach wie vor nicht unrealistisch erscheint, die Größenordnung der 
bislang formulierten Zielsetzungen für 2030 weiter im Auge zu behalten. 
Keine Veranlassung besteht dazu, den längerfristigen Zielhorizont für die Offshore-
Windenergienutzung als solchen in Frage zu stellen und stattdessen auf einen geringeren 
Ausbau der Offshore-Windenergienutzung zu orientieren. Die derzeit festzustellenden Prob-
leme erscheinen – soweit dies aus heutiger Sicht beurteilt werden kann – prinzipiell über-
windbar. Ein Abrücken von den anspruchsvollen längerfristigen Ausbauzielen würde die deut-
schen Klimaschutzbemühungen, in denen die Offshore-Windenergienutzung einen wichtigen 
Platz einnimmt, erschweren und zugleich einen bedeutenden Rückschlag auf dem Weg zu 
mehr nationaler Versorgungssicherheit bringen. 
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Eine relativ geringe strategische Bedeutung kommt in den bisherigen Planungen bislang der 
küstennahen Nutzung der Windenergie zu. Das Forschungskonsortium sieht hier durchaus 
gewisse zusätzliche Potenziale, die sich jedoch einesteils wegen naturschutzbezogener Be-
denken insbesondere im Hinblick auf die Inanspruchnahme von Wattenmeer-Gebieten und 
anderenteils in Anbetracht der vorhandenen Interessenkonstellationen in den Küstenregionen 
realistischerweise allenfalls in Einzelfällen wahrnehmen lassen dürften. Von daher sollte an 
der schwerpunktmäßigen Orientierung auf die Nutzung der AWZ festgehalten werden, wenn-
gleich zu betonen ist, dass es sinnvoll erscheint, einzelne weitere Standorte innerhalb des 
Küstenmeeres zusätzlich in Betracht zu ziehen und genauer auf ihre Geeignetheit zu prüfen. 
Strategisch bedeutsame Aspekte im Hinblick auf Umwelt und Sicherheit
Die von der Bundesregierung in Aussicht genommene Ausbauentwicklung begegnet aus der 
Perspektive des Umweltschutzes und der Umweltvorsorge sowie der Sicherheit im Meeres-
gebiet grundsätzlich keinen Bedenken. 
Durch die umfangreichen Festlegungen bzw. Anmeldungen von Meeresschutzgebieten in 
der AWZ (vgl. § 38 BNatSchG) ist für die von der FFH- und Vogelschutzrichtlinie erfassten Ar-
ten und Habitate ein weitreichender räumlicher Schutz sichergestellt. Allerdings ist festzuhal-
ten, dass noch erhebliche Unsicherheiten sowohl in Bezug auf die Reaktionsweise als auch 
hinsichtlich der Ausbreitungsräume und Wanderungsbewegungen verschiedener Arten be-
stehen, die es erforderlich machen, die tatsächlichen Auswirkungen weiterhin systematisch 
zu untersuchen, um hierauf sowohl durch (ggf. fortzuentwickelnde) technische als auch durch 
auf die Standortwahl und auf die Anlagenkonfiguration bezogene Maßnahmen angemessen 
reagieren zu können. Entsprechendes gilt für die Sicherheit des Schiffsverkehrs. Die Sicher-
heitsrisiken können durch eine Meidung besonders stark befahrener Routen und Gebiete we-
sentlich verringert, aber nicht absolut vermieden werden.
Festgehalten werden sollte deshalb an dem in der Strategie der Bundesregierung angelegten 
gestuften Konzept der Ausbauentwicklung. Es ist im Sinne des Vorsorgeprinzips von zentra-
ler Bedeutung, die Realisierung der Ausbaustufen von möglichst belastbaren Erkenntnissen 
über die Vereinbarkeit der späteren Ausbaustufen mit den Belangen des Meeresumwelt-
schutzes und der Sicherheit abhängig zu machen. 
Im Hinblick auf die technischen Möglichkeiten zur Minderung von Umweltauswirkungen und 
Sicherheitsrisiken besteht noch ein erheblicher Forschungs- und Entwicklungsbedarf. Auf 
Grund der praktisch noch fehlenden Erfahrungen mit leistungsstarken Windenergieanlagen 
unter den Bedingungen in der AWZ (große Wassertiefe, Salzgehalt des Wassers, Extremwin-
de, hoher Wellenschlag usw.) können derzeit z.B. die verschiedenen Konstruktionstypen der 
Anlagen (Monopile, Tripod, Jacket usw.) weder im Hinblick auf ihre Eignung noch im Hinblick 
auf ihr Verhalten in Kollisionsfällen mit Schiffen (Stichwort: kollisionsfreundliche Fundament-
konstruktionen) abschließend bewertet werden. 
Die Genehmigungsvorschriften für Seeanlagen sprechen den Belangen des Umwelt- und 
Naturschutzes im Meer einen hohen Stellenwert zu. Klarere rechtsverbindliche Vorgaben wä-
ren allerdings in mancherlei Hinsicht hilfreich, um die verschiedenen Umwelt- und Natur-
schutzbelange eindeutiger zu sichern und zugleich ein höheres Maß an Rechtssicherheit für 
die Investoren zu schaffen (insbesondere durch Anpassung des Genehmigungstatbestands 
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für Seeanlagen an die im sonstigen Umwelt- /Anlagenzulassungsrecht übliche Terminologie 
und durch Vorgabe von technischen Standards – Stichwort: „Stand der Technik“).
Hinsichtlich der Standortwahl und der Festlegung von Anbindungstrassen für Windparks bie-
ten die 2004 im Zuge des EAG Bau geschaffenen Befugnisse des Bundes für die Schaffung 
einer „Raumordnung in der AWZ“ (vgl. § 18a ROG) aus Umweltsicht erheblich verbesserte 
Steuerungsmöglichkeiten, die aktiv genutzt werden sollten, um die verschiedenen Nutzungs-
und Schutzinteressen in der AWZ (soweit dies völker- und europarechtlich möglich ist) aus-
gewogen und umfassend zu ordnen. Vom Ansatz her liegt es an sich nahe, für die Stand-
ortsteuerung der Offshore-Windparks das Steuerungsinstrument der Festlegung förmlicher 
„Eignungsgebiete“ mit Ausschlusswirkung für die Errichtung von Windparks an anderen Stel-
len im Plangebiet in Anspruch zu nehmen. Die gegenwärtige (und absehbare) Erkenntnislage 
bietet jedoch keine ausreichende Basis für ein Gesamtprogramm der Positiv-Negativ-
Ausweisungen für Offshore-Windparks in der AWZ der Nord- und Ostsee. Eine Anwendung 
dieser Festlegungskategorie kann daher allenfalls für einzelne abgegrenzte Teilräume in Be-
tracht kommen. Im Übrigen bietet sich in der Regel der Gebrauch der raumordnerischen Ka-
tegorie der „Vorranggebiete“ (ohne Ausschlusswirkungen an anderer Stelle) an. Generell soll-
ten sich die Eignungs- oder Vorranggebiete dabei aus umweltstrategischen Gründen in sys-
tematische Raummuster einpassen.
Bündelung der Trassen, Vereinfachung der Zulassung von Kabelanbindungen,                
vorgelagerte Netze
Als bislang nicht befriedigend gelöste Aufgabe stellt sich die Anbindung der Offshore-
Windparks an die Übertragungsnetze an Land dar. Es fehlt an einer vorsorgenden raumord-
nerischen Trassenfreihaltung im Bereich des Küstenmeeres. Dort müssen jeweils mehrere 
Zulassungsverfahren bei unterschiedlichen Behörden mit teils rechtlich nicht gesichertem 
Ausgang durchlaufen werden. Es fehlt somit an ausreichenden rechtlichen und wirtschaftli-
chen Grundlagen für die ökologisch wie ökonomisch wünschenswerte Bündelung der 
Kabeltrassen für mehrere Windparks. 
Kurzfristig lassen sich insoweit für die Pilot-Windparks kaum noch Verbesserungen erreichen, 
weil die Planungen und Zulassungsverfahren schon weit vorangeschritten sind. Für die späte-
ren Ausbauphasen bedarf es jedoch des Aufbaus einer systematischen Netzinfrastruktur im 
Meeresbereich (Stichwort: „vorgelagerte Netze“). Entsprechende Trassenplanungen sollten 
unter Absprache mit den Meeresnachbarländern (auch unter Berücksichtigung der Option 
grenzüberschreitender „Verbundleitungen“) unmittelbar beginnen. Die Bundesregierung sollte 
das Ziel, die netzinfrastrukturellen Voraussetzungen für die Anbindung der Offshore-
Windparks als eine national bedeutsame Planungsaufgabe begreifen.
Abgesehen davon, dass hierfür ökologisch tragfähige raumbezogene Vorentscheidungen zu 
treffen sind, müssen geeignete Rechtsgrundlagen für den Aufbau vorgelagerter Netze im 
Meeresbereich geschaffen werden. In den Genehmigungsregelungen oder an anderer Stelle 
muss die nötige Verbindlichkeit hergestellt und geregelt werden, wer die Netzinfrastruktur be-
treibt und wie sie finanziert wird. 
Für den Übergang (bis 2010) ist dafür durch den (nach dem Abschluss der Untersuchungen 
zu diesem Vorhaben) im Zuge des „Gesetzes zur Beschleunigung von Planungsverfahren für 
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Infrastrukturvorhaben“ neu eingeführten § 17 Abs. 2a EnWG ein erster Regelungsbaustein 
geschaffen worden, an den sich möglicherweise (was noch zu prüfen wäre) auch für die wei-
tere Perspektive anknüpfen lässt. Danach ist es nunmehr nicht mehr Aufgabe der einzelnen 
Windparkbetreiber, sondern der überregionalen Übertragungsnetzbetreiber, die Trassen für 
die Windparkanbindung bereit zu stellen und zu betreiben. Die spezifischen Kosten werden 
bundesweit umgelegt. Auf Grundlage dieses Modells kann erwartet werden, dass die Verant-
wortlichen ein Eigeninteresse an der weitgehenden Bündelung der Trassen entwickeln.  
Auf der rechtlichen Ebene stellt sich in diesem Zusammenhang (aber auch unabhängig da-
von) die Aufgabe, ein integriertes Zulassungsverfahren für die Kabelstrecken im Küsten-
meer und an Land zu schaffen, dass an die Stelle der bisher nebeneinander erforderlichen 
Einzelgenehmigungen tritt. Das ließe sich ohne größeren regelungstechnischen Aufwand 
durch eine entsprechende Erweiterung des § 43 EnWG verwirklichen (Planfeststellungsver-
fahren für Windpark-Anbindungsleitungen im Küstenmeer und an Land bis zum Netzverknüp-
fungspunkt). Hierfür sollte das nötige Gesetzgebungsverfahren wegen des langen Planungs-
vorlaufs möglichst zügig eingeleitet werden. Denkbar wäre Entsprechendes alternativ auch im 
Zusammenhang mit einer generellen Überarbeitung des Zulassungsinstrumentariums für 
Seeanlagen (dazu siehe sogleich).
Die Küstenbundesländer könnten zur Realisierung dieses wesentlichen Elements einer
Umweltstrategie für den Aufbau der Offshore-Windenergie wesentlich beitragen, indem sie 
die nötigen raumordnerischen Schritte zur Identifizierung geeigneter Trassen mit auch für die 
späteren Ausbauphasen ausreichenden Kapazitäten im Küstenmeer und an Land vorantrei-
ben würden. Auf Landesebene erscheint es darüber hinaus geboten, spezielle Bestimmungen 
über die Zulässigkeit der Inanspruchnahme der Wattenmeer-Nationalparks zu schaffen.
Verbesserungen des Zulassungsinstrumentariums für Seeanlagen
Auf der rechtlichen Ebene ergeben sich aus dem Vorstehenden zwei (auch in zeitlicher Hin-
sicht) besonders dringliche Aufgaben:
 die Schaffung einer integrierten Kabelgenehmigung für den Bereich des Küstenmeeres 
und die landseitige Netzverknüpfung, und 
 der Aufbau eines tragfähigen Regelungsgerüsts für die Bereitstellung einer systemati-
schen Netzinfrastruktur im Meeresbereich („vorgelagerte Netze“).
Unter dem Gesichtspunkt der Rechtsklarheit, zum Abbau bestehender rechtlicher Unsicher-
heiten und – nicht zuletzt – zum Zwecke der Effektuierung der Steuerungskraft des Genehmi-
gungsinstrumentariums im Sinne des umweltpolitischen Vorsorgeprinzips wird darüber hinaus 
eine grundlegende Überarbeitung des Zulassungsrechts für Seeanlagen für sinnvoll erach-
tet. Es wird empfohlen, eine komplette Neuregelung auf gesetzlicher Ebene zu verfolgen.
Der neue Zulassungstatbestand sollte mehrere Gestaltungselemente vereinen: 
 Ausstattung mit einer umfassenden Konzentrationswirkung, so dass keine weiteren Zu-
lassungsakte für den jeweiligen Windpark erforderlich sind,
 Erstreckung des Zulassungstatbestands auch auf die betriebsnotwendigen Kabel (bis 
zum Verknüpfungspunkt an Land), 
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 Einführung einer Verknüpfungsklausel zum Raumordnungsrecht (keine Zulassung bei 
Entgegenstehen raumordnungsrechtlicher Festlegungen),
 rechtlich eindeutige Formulierungen für die einzelnen Zulassungsvoraussetzungen (Wi-
derspruchsfreiheit, klare Beurteilungsmaßstäbe),
 generelle Ausrichtung der Anforderungen zum Schutz der Meeresumwelt und zur Sicher-
heit des Verkehrs auf das Vorsorgeniveau – als Unteraspekte dazu:
- Bindung an den Stand der Technik der Minderung von Umweltbeeinträchtigungen 
(Modell Immissionsschutzrecht),
- Gebot, vermeidbare negative Einwirkungen auf Natur und Umwelt, den Verkehr und 
auf die ästhetische Wirkung zu unterlassen und unvermeidbare auszugleichen oder 
auf ein vertretbares Mindestmaß zu beschränken,
- Berücksichtigung kumulativer Belastungseffekte,
- Ausrichtung der Anforderungen hinsichtlich der Leichtigkeit des Verkehrs auf das Maß 
der Zumutbarkeit („÷ die Benutzung der Schifffahrtswege, des Luftraumes oder die 
Schifffahrt nicht mehr als zumutbar beeinträchtigt wird“),
 Unterfütterung des Tatbestands durch konkretisierende untergesetzliche Vorschriften 
(Standardsetzung, insb. für technische Fragen – „TA Seeanlagen“, auch im Hinblick auf 
die Kabelverlegung, auf die Anlagenkonfiguration und auf Abstandsaspekte),
 Klarstellung der materiellen Bedeutung von Vorgaben aus anderen Rechtsgebieten (Na-
turschutzrecht, Bergrecht usw.).
Zudem sollte ausdrücklich die Möglichkeit der Festlegung/Absicherung von gestuften Aus-
bauplanungen geschaffen werden (Ermächtigung der Behörde zur Begrenzung der Wind-
parkgröße aus Vorsorgegründen, Sicherung des Ausbauanspruches für weitere Projektstufen 
bei vorläufigem positivem Gesamturteil).
Mit einem solchen System könnte auch dem raumordnerischen Interesse an stärkeren Vor-
gaben zur Feinsteuerung der Standortkonfiguration Rechnung getragen werden. 
Konzeptionell stellt sich die Frage, ob die Zulassung nach Art einer gebundenen Erlaubnis (= 
Genehmigungsanspruch bei Erfüllung der Voraussetzungen) oder eines abwägungsoffenen 
Tatbestands (mit Ermessensspielraum der Behörde) ausgestaltet werden sollte. Beide Ansät-
ze haben ihre Vor- und Nachteile. Es wird empfohlen, eine differenzierte Lösung zu wählen, 
bei der es grundsätzlich bei einem Genehmigungsanspruch bleibt, in den jedoch abwä-
gende Elemente eingeführt werden (die ihrerseits gerichtlich voll überprüfbar wären). So lie-
ße sich vorsehen, dass die Genehmigung zu erteilen ist, wenn keine überwiegenden öffentli-
chen Belange entgegenstehen (ähnlich § 35 Abs. 2 BauGB). Die maßgebenden öffentlichen 
Belange würden sodann im Einzelnen festgelegt und so ausgestaltet, dass die genannten 
Entscheidungskriterien zum Tragen kommen. Einzelne Tatbestandselemente könnten zusätz-
lich aus dem gebundenen Tatbestand ausgegliedert werden (z.B. zur Größenbegrenzung, 
zum Kabelverlauf und zur Verfahrensstufung).
Für den Umgang mit konkurrierenden Zulassungsanträgen und dem Interesse an einer Ver-
fahrensstufung wird empfohlen, der Behörde eine Zwischenentscheidungsbefugnis nach 
Art eines Konzeptvorbescheids einzuräumen. Die Behörde würde ermächtigt, unter be-
stimmten Voraussetzungen (geeignetes Konzept, Glaubhaftmachung der Durchführungsab-
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sicht und -fähigkeit, keine offensichtlichen Genehmigungshindernisse) für das bezeichnete 
Gebiet zu entscheiden, dass vorläufig nur ein bestimmter Antrag im Verwaltungsverfahren 
weiter bearbeitet wird, sofern der Antragsteller innerhalb festgesetzter Zeiträume die jeweils 
erforderlichen weiteren Verfahrensschritte durchführt. Dritte erhielten die befristete Möglich-
keit zur Vorlage von Konkurrenzanträgen. Bei Vorliegen mehrerer Anträge würde sie ermäch-
tigt, dem ihr in der Sache eher geeignet erscheinenden Antrag den Vorrang einzuräumen o-
der – sofern dies nicht möglich erscheint – den früher (vollständig) gestellten Antrag vorzu-
ziehen bzw. das Los hierüber befinden zu lassen. Speziell für gestufte Projektvorhaben könn-
te vorgesehen werden, dass mit der (Voll-) Genehmigung der früheren Stufe die Konzeptge-
nehmigung für die Ausbaustufe(n) verbunden werden kann.
Wirtschaftliche Anreize
Die Nutzung der Offshore-Windenergie ist, wie bereits festgestellt wurde, mit erheblich höhe-
ren Kosten verbunden, als dies im Rahmen der Novellierung des EEG 2004 angenommen 
wurde. Daher stellten sich die geplanten Pilotvorhaben im Untersuchungszeitraum bis Sep-
tember 2006 trotz der Anreize durch das EEG 2004 nicht als wirtschaftlich umsetzbar dar. 
Das galt insbesondere für die ersten „Pioniervorhaben“.
Damit war die Frage aufgeworfen, ob das wirtschaftliche Anreizkonzept des EEG für den Be-
reich der Offshore-Windenergie einer generellen Revision bedarf. Die Betrachtungen bestäti-
gen dies jedoch nicht. Zwar fällt auf, dass Deutschland mit der im EEG vorgesehen Vergü-
tung von Offshore-Windstrom im Vergleich zu anderen europäischen Ländern relativ weit hin-
ten platziert ist. Von daher liegt es nahe, die Vergütungssätze auf die heutige Sach- und Er-
kenntnislage hin neu zuzuschneiden. Das in Deutschland angewendete Mindestpreissystem 
wird aber von der Funktionsweise her grundsätzlich als vorteilhaft gegenüber den in einigen 
Ländern benutzten Quotensystemen oder Ausschreibungsmodellen angesehen. Ein Wechsel 
zu einem Quotensystem oder einem Ausschreibungsinstrument würde das Finanzierungsrisi-
ko noch einmal deutlich erhöhen. Das EEG-System sollte deshalb beibehalten, jedoch im 
Rahmen der nächstfolgenden Anpassung der Vergütungsregelungen auf die veränderte wirt-
schaftliche Situation hin neu zugeschnitten werden.
Für die besondere wirtschaftliche Herausforderung des Anschubs der ersten Pilotvorhaben 
zeichnet sich durch die Ende 2006 ergangene Einfügung des § 17 Abs. 2a in das EnWG eine 
Lösung ab, nach der die Aufgaben der Errichtung und des Betriebs der Anschlussleitungen 
für Offshore-Windenergieanlagen künftig bei den küstenseitigen Übertragungsnetzbetreibern 
liegen werden. Die Vorschrift lässt eine deutliche Reduzierung der Gesamtkosten der Wind-
parkvorhaben erwarten. In welchem Umfang die neue Regelung die Wirtschaftlichkeit der 
Projekte im Einzelnen beeinflusst, lässt sich ohne eine ggf. an anderer Stelle vorzunehmende 
speziellere betriebswirtschaftliche Untersuchung unter Betrachtung verschiedener Beispiels-
varianten nicht zuverlässig aussagen. Sicher ist, dass die Wirtschaftlichkeit der Pilotprojekte 
dadurch wesentlich verbessert wird. 
Inwieweit gleichwohl weitergehende Verbesserungen der wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen geboten sind, sollte von einer sorgfältigen Evaluierung der neuen Regelungen abhängig 
gemacht werden. Im Rahmen der 2008 anstehenden Überprüfung der EEG-Vergütungssätze 
empfiehlt sich eine gründliche Untersuchung der wirtschaftlichen Ausgangssituation für die 
Offshore-Windenergienutzung unter den durch den neuen § 17 Abs. 2a EnWG veränderten 
Klinski/Buchholz/Schulte/WindGuard/BioConsult SH: Umweltstrategie Windenergienutzung (Endbericht) 146
Bedingungen. Dabei spricht aus heutiger Sicht trotz des § 17 Abs. 2a EnWG in Anbetracht 
der gegebenen technisch-wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen mehr dafür, eine weitere 
Erhöhung als eine Absenkung der allgemeinen Vergütungssätze für die Offshore-
Windenergienutzung in Aussicht zu nehmen, wenn an dem Ziel festgehalten werden soll, die 
Nutzung der Offshore-Windenergienutzung zu einem wesentlichen Element der Stromversor-
gung in Deutschland zu machen.
5.4 Übertragungsnetze an Land
Ausgangssituation
Erhebliche Hemmnisse können sich für die Verwirklichung der Ausbaustrategie aus den bis-
lang unzureichenden Vorkehrungen für die Sicherung ausreichender Übertragungskapazi-
täten zum Transport der zunehmenden Strommengen aus den Windenergieanlagen im Nor-
den Deutschlands und auf See in die Verbrauchszentren an Land ergeben.
Schon heute müssen einzelne Windparks zeitweise vom Netz genommen werden, wenn die 
Netze überlastet sind und eine Einspeisung deshalb nicht erfolgen kann. Das Problem wird 
sich in nächster Zeit deutlich verschärfen, weil der Zubau an Erzeugungskapazitäten schnel-
ler erfolgt als der erforderliche Netzausbau. Insbesondere für die Offshore-Ausbaustrategie ist 
die Sicherung ausreichender Übertragungskapazitäten jedoch von elementarer Bedeutung, 
da hier wesentlich größere Einspeisemengen bewältigt werden müssen als an Land. Die In-
tegration der Offshore-Anlagen in das Hoch- und Höchstspannungsnetz an Land bedarf des-
halb besonderer Anstrengungen zur Vorhaltung ausreichender Übertragungskapazitäten. 
Die 2005 von der Deutschen Energie-Agentur (dena) veröffentlichte Netzstudie (sog. dena-
Netzstudie) begegnet aus der Sicht der Forschungsnehmer zwar an einigen Punkten der me-
thodischen und inhaltlichen Kritik. Ungeachtet dessen belegt sie jedoch eindringlich das Er-
fordernis der raschen Aufnahme von konkreten Bemühungen um eine Ausweitung der Über-
tragungskapazitäten. Als erhebliches Problem stellt sich insofern dar, dass die betreffenden 
Netzbetreiber weder ein ausreichendes Eigeninteresse an der Kapazitätserhöhung haben 
noch rechtlich zur Vornahme bestimmter Ausbaumaßnahmen verpflichtet werden können. 
Das 2005 neu gefasste EnWG verpflichtet die Betreiber von Übertragungsnetzen grundsätz-
lich dazu, ausreichend Übertragungskapazitäten vorzuhalten (vgl. § 12 Abs. 3 EnWG) und 
ergänzt diese Verpflichtung dahin, dass die Netzbetreiber alle zwei Jahre einen Bericht über 
den Netzausbauzustand und die Netzplanung zu erstellen und (auf Verlangen) vorzulegen 
haben (§ 12 Abs. 3a EnWG). Das Gesetz enthält jedoch weder konkrete Instrumente, um die 
Nichteinhaltung der Berichtspflicht zu sanktionieren, noch gibt es der zuständigen Behörde 
Möglichkeiten in die Hand, die Übertragungsnetzbetreiber zu konkreten Netzoptimierungs-
oder Ausbaumaßnahmen zu verpflichten. 
Technische Optimierung der Netznutzung
Die dena-Netzstudie fokussiert in ihren Beschreibungen der Handlungserfordernisse einseitig 
auf Maßnahmen des Netzausbaus, betrachtet jedoch nicht die Möglichkeiten, technische Lö-
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sungen zur Netzoptimierung zu suchen. Besonders im Bereich der Übertragungstechniken 
schöpfen die in der dena-Studie angestellten Untersuchungen nicht alle Möglichkeiten zur Er-
höhung der Übertragungskapazitäten aus. Namentlich die Möglichkeit der Steigerung der Ü-
bertragungskapazität durch das sog. Temperaturmanagement findet keine Beachtung. Unter 
Temperaturmanagement versteht man die Steuerung der Netznutzung in Abhängigkeit von 
der Leitungstemperatur. Bei niedriger Leitungstemperatur (bedingt durch die Umgebungs-
temperatur und Kühlung durch Wind oder Regen) ist die Übertragungskapazität sehr viel grö-
ßer als bei hohen Leitungstemperaturen. Bislang ist es jedoch üblich, hinsichtlich der Durch-
leitungsmengen standardmäßig auf eine ungünstige (hohe) konstante Umgebungstemperatur 
und eine konstante geringe Windgeschwindigkeit abzustellen. Das Temperaturmanagement 
ermöglicht es demgegenüber, zu Zeiten mit niedriger Leitungstemperatur erheblich höhere 
Strommengen zu übertragen. Die E.ON Netz GmbH hat nach einer kürzlich erfolgten Äuße-
rung das Temperaturmanagement erstmals in Schleswig-Holstein praktisch eingesetzt. Der 
Netzbetreiber erhofft sich durch diesen Schritt die Übertragungskapazität zeitweise um bis zu 
50 % steigern zu können.
Die Umweltdimension: Erdkabel statt Freileitungen
Auch bei Ausschöpfung aller Potenziale zur Erhöhung der Netzkapazitäten wird indessen ein 
erheblicher Netzausbau unumgänglich sein. Hierfür bietet sich als Alternative zu Hochspan-
nungs-Freileitungen der Einsatz von Erdkabeln an. 
Freileitungen stoßen in den lokal betroffenen Gegenden auf eine sehr geringe Akzeptanz. Sie 
werden als wesentliche Belastung des Orts- und Landschaftsbildes wahrgenommen und sind 
auch wegen Unsicherheiten im Hinblick auf elektromagnetische Strahlung in Verruf geraten. 
Vor allem die 220 kV- und 380 kV-Freileitungen bereiten in Bezug auf den Landschaftsschutz
wegen ihrer großen Masthöhen und Trassenbreiten oft große Probleme. Landschaftlich wert-
voller Bereiche müssen oft großräumig umgangen werden, was eine quantitativ zunehmende 
Inanspruchnahme der Landschaft mit sich bringt. 
Bei dem sich als Alternative anbietenden Erdkabel entstehen demgegenüber (mit Ausnahme 
der auch hier aus betriebstechnischen Gründen freizuhaltenden, allerdings deutlich schmale-
ren Trassen) keine nach außen sichtbaren Auswirkungen auf das Landschaftsbild. Entspre-
chend breit ist die Zustimmung für Erdkabel typischerweise vor Ort. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund sind für Erdkabel um mehrere Jahre kürzere Genehmigungsverfahren als für Freilei-
tungen zu erwarten, insbesondere weil keine langjährigen gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen einkalkuliert werden müssen.
Als wesentlicher Nachteil von Erdkabeln gelten die im Verhältnis zu traditionellen Hochspan-
nungsfreileitungen höheren Investitionskosten. Diese werden zwar im Spannungsbereich um 
110 kV durch niedrigere Zusatzkosten (etwa für Grundstückserwerbe, Ausgleichsmaßnah-
men, Genehmigungsverfahren) und einen geringeren Spannungsverlust im Betrieb von der 
Größenordnung her aufgewogen. Je höher der Spannungsbereich, desto stärker fallen jedoch 
die Investitionsmehrkosten für das Kabel selbst ins Gewicht. Im relevanten 380-kV-Bereich 
ergeben sich mehrfach höhere Gesamtkosten des Erdkabels gegenüber Freileitungen. Von 
daher erscheint es sinnvoll und geboten, insoweit verfahrensrechtliche Erleichterungen zu 
schaffen und geeignete wirtschaftliche Anreize zu setzen. 
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Leider ist es im Zuge des Ende 2006 abgeschlossenen Gesetzgebungsverfahrens für das 
„Gesetz zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben“ nicht gelun-
gen, eine allgemeine Regelung zu schaffen, nach der die Mehrkosten für die Verlegung als 
Erdkabel auf die Netznutzer umgelegt werden dürfen, wenn dadurch Wohngebiete oder die 
Umwelt/Natur entlastet werden. Eine entsprechende Mehrkostenregelung enthält das Gesetz 
lediglich für den Küstenbereich in einer Entfernung von bis zu 20 km landeinwärts, nicht je-
doch für außerhalb dieses Bereichs gelegene Leitungsvorhaben. Aus der Sicht des For-
schungsvorhabens ist zu empfehlen, eine Initiative zur Ausweitung aufzunehmen. 
Steuerungsinstrumentarium zur Sicherstellung ausreichender 
Übertragungskapazitäten
Da weder die Bestimmungen des EnWG noch diejenigen des EEG ein wirksames Steue-
rungsinstrumentarium für die Sicherung ausreichender Netzkapazitäten bereithalten, wird 
empfohlen, die gesetzlichen Vorschriften insoweit zu ergänzen.
Als Lösungsweg präferiert das Forschungskonsortium eine stark an dem Gedanken einer ü-
bergeordneten Planung orientierte „große Lösung“ mit folgenden zentralen Elementen: 
 Verpflichtung der Netzbetreiber zur Erstellung konkreter Netzausbaupläne,
 bundesbehördliche Festlegung einer Bedarfsprognose auf Grundlage dieser Pläne mit 
verbindlicher Festsetzung der EE-bedingt erforderlichen Ausbaumaßnahmen,
 bundesweite Umlage der durch EE-bedingten Ausbaumaßnahmen verursachten notwen-
digen Kosten unter den Übertragungsnetzbetreibern. 
Ziel dieses Konzepts ist es, mit Hilfe des Umlagemechanismus’, aber auch durch die kon-
struktive Verknüpfung mit der vorherigen Bedarfsfeststellung und der eigenen Netzausbau-
planung einen möglichst großen Anreiz dafür zu schaffen, dass die Netzbetreiber selbst die 
Initiative für die erforderlichen Maßnahmen zur Kapazitätsvorhaltung ergreifen. Je mehr En-
gagement sie insoweit entwickeln, desto größer ist ihre Chance, ihre Konzepte bei geringen 
Reibungsverlusten (auch in den erforderlichen Zulassungsverfahren für die Ausbaumaßnah-
men) verwirklichen und nachfolgend im bundesweiten Umlageverfahren teilweise refinanzie-
ren zu können. 
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Kurzinfo Windenergie
Mit dem Energiekonzept, das die Bundesrepublik im Herbst diesen Jahres vorlegen
wird, werden die Antworten darauf gegeben, wie zukünftig die weitere
Energieversorgung gestaltet werden soll. Dabei müssen die Potenziale der
verschiedenen regenerativen Energieformen – Wind, Sonne, Wasser, Bioenergie
und Geothermie entsprechend ihrem Stand der Technik umfassend genutzt
werden, um die Klimaschutzziele der Bundesregierung zu erreichen.
Die erneuerbaren Energien stellen heute rund 10,1 % der Primärenergie und 16,1
% des verbrauchten Stroms. Nachdem die Potenziale der  Wasserkraft in
Deutschland bereits zu einem großen Teil erschlossen sind, bestehen die größten
Ausbaupotenziale derzeit bei der Windenergie. Die technische Entwicklung ist
hier weit fortgeschritten und belastbare Erfahrungen mit der Technik liegen vor.
Windenergieanlagen nutzen die Bewegungsenergie des Windes, die durch
unterschiedliche Luftdruckverhältnisse in der Nähe der Erdoberfläche entsteht. In
Deutschland dienen Windenergieanlagen ausschließlich der netzgekoppelten
Erzeugung von Elektrizität. Moderne Windenergieanlagen nutzen das
Auftriebsprinzip anstatt des Widerstandsprinzips. Sie setzen dem Wind keinen
Widerstand entgegen, sondern der Wind erzeugt beim Vorbeiströmen an den
Flügeln der Anlage einen Auftrieb, der Flügel der Anlage in Rotation versetzt.
Im Jahr 1990 wurden in Deutschland noch 948 Mio. Tonnen CO2 emittiert,
während es im Jahr 2009 noch 774 Mio. Tonnen CO2 waren. Im Jahr 2009 hat die
Windenergienutzung in Deutschland bereits rund 30 Mio. t CO2 eingespart. Bis
zum Jahr 2025 soll der Anteil der Windenergie an der Stromerzeugung auf 25
Prozent steigen, bezogen auf den heutigen Stromverbrauch. Dies allein würde
unsere Kohlendioxid-Emission bereits um 20 Prozent vermindern. So wird in
beeindruckender Weise die Bedeutung der Windenergie für den Klimaschutz
deutlich.
Entwicklung der Windenergienutzung
Im Energiemix der Zukunft zum Erreichen einer nahezu CO2-freien
Stromerzeugung in Deutschland bis 2050 wird die Windenergie die zentrale Rolle
übernehmen. Im Jahr 2009 wurden 952 neue Windenergieanlagen errichtet.
Damit waren Ende 2009 in Deutschland insgesamt 21.164
Windkraftanlagen mit einer elektrischen Leistung von 25.777 Megawatt
installiert. Um den Ausbau der Windenergienutzung in Deutschland auf hohem
Niveau aufrecht zu erhalten, wird neben dem weiteren Ausbau an geeigneten
Landstandorten und dem Ersatz alter, kleinerer Anlagen durch moderne und
leistungsstärkere Anlagen - dem sog. Repowering- auch der schrittweise
Ausbau der Windenergie auf See – der sogenannten Offshore-
Windenergienutzung- weiterentwickelt.
Repowering
Durch das Repowering – dem Ersatz älterer kleinerer Windenergieanlagen mit
geringer Leistung durch moderne leistungsstärkere Anlagen - können sich
mehrere Vorteile wie z.B. eine Steigerung der Energieeffizienz durch die
Erhöhung des Energieertrages bei mittelfristig sinkender Anlagenzahl, eine
Entlastung des Landschaftsbildes durch die Beseitigung von Streulagen, die
Reduzierung der negativen Umwelteinwirkungen auf Mensch und Natur (z.B.
durch verbesserte Anlageneigenschaften, Standortwahl und Konzentration), sowie
eine deutliche Verbesserung der Netzintegration und Netzauslastung ergeben. Im
Zuge der Repowering-Entwicklung sind die Kommunen als Träger
genehmigungsrechtlicher Belange wichtige Akteure. Zur Unterstützung der
Kommunen bei dieser Entwicklung hatte das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) in Kooperation mit dem
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) und dem
Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB) 2009 ein Projekt zum Thema
Repowering initiiert.
Ziel dieses Projektes war die Erarbeitung eines Leitfadens, der den
Planungsträgern in den Ländern und Kommunen Hinweise zur planungsrechtlichen
Absicherung und Entwicklung eigener Repowering-Strategien aufzeigt. Mit diesem
Leitfaden sollen durch die Vermittlung von Informationen und Beispielen die
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Kommunen vor Ort unterstützt und befähigt werden, fachkundige und fundierte
Entscheidungen zur Umsetzung der Repowering-Entwicklung in ihrer Region zu
fällen und damit gleichzeitig die entsprechende Akzeptanz ihrer Bevölkerung für
die weitere Ausgestaltung der Windenergie zu erlangen.
Aufgrund der mit dem Repowering-Leitfaden gemachten Erfahrungen hat das
Bundesumweltministerium in Kooperation mit dem Deutschen Städte und
Gemeindebund Ende 2009 eine Repowering-Beratungsstelle ins Leben gerufen,
die die Aufgabe hat, insbesondere Landkreisen, Kommunen und Gemeinden in
ihrer Funktion als Planungsträger eine bestmögliche Unterstützung für die
Entwicklung und Verwirklichung kommunaler Repowering-Strategien bieten. Die
Mitarbeiter der Beratungsstelle werden die Kommunen zu allgemeinen und
grundlegenden Fragen des Repowering umfassend beraten und informieren. Die
Beratungsstelle wird von der Kommunalen Umweltaktion U.A.N. mit Sitz in
Hannover betrieben. Die U.A.N. hatte bereits maßgeblichen Anteil an der
Erarbeitung des Repowering-Leitfadens. Die Beratungsstelle wird vom
Bundesumweltministerium über eine Gesamtlaufzeit von drei Jahren gefördert.
Weitere Informationen:  Repowering von Windenergieanlagen - kommunale
Handlungsmöglichkeiten.
 Windenergienutzung auf See
Seit dem 12. August 2009 speisen die ersten
Offshore-Windenergieanlagen Strom in das
deutsche Versorgungsnetz ein. Am 27. April
2009 sind im Offshore-Testfeld alpha ventus,
in 30 m Wassertiefe und 45 km nördlich der
Insel Borkum insgesamt 12
Windenergieanlagen in Betrieb gegangen.
Allein mit diesen Anlagen kann der
Strombedarf von rund 50.000 Haushalten
gedeckt werden. Alpha Ventus markiert den
Start der Offshore-Windenergienutzung in Deutschland. Mit dem Bau und dem
Betrieb des ersten Offshore-Windparks in deutschen Gewässern sollen
Erfahrungen gewonnen werden, von denen alle künftigen Offshore-Windparks
profitieren können. Das Bundesumweltministerium hat deshalb eine
Forschungsinitiative gestartet und wird die Forschung im Testfeld mit insgesamt
50 Millionen Euro unterstützen.
Gemäß der Strategie der Bundesregierung zur
Windenergienutzung auf See sollen aus der Nutzung der
Offshore-Windenergie langfristig, d.h. bis 2025 bzw.
2030, bei Erreichen der Wirtschaftlichkeit etwa 20.000
bis 25.000 Megawatt installierter Leistung ins Netz
einspeisen erzielt werden.
Damit soll die Windenergienutzung auf See bis zum Jahr
2025 einen Anteil an der Stromerzeugung, bezogen auf
den heutigen Stromverbrauch, von 15% erreichen. Der
Anteil der Windenergienutzung an Land wird mit 10%
deutlich unter dem der Offshore-Nutzung liegen.
Der Ausbau dieser Energieform wird umwelt- und natur-
sowie volkswirtschaftlich verträglich gestaltet und soll
stufenweise erfolgen.
Nutzen und Kosten der Windenergie
Der Gesamtumsatz der Windenergiebranche belief sich im Jahr 2009 auf 5,8 Mrd.
Euro. Bei den erneuerbaren Energien wurden in den vergangenen Jahren
insgesamt rd. 300.500 Arbeitsplätze geschaffen. Allein im Bereich der
Windenergie gibt es derzeit rund 87.000 Arbeitsplätze.
Die Ansiedlung von weltweit agierenden Firmen führt zu positiven Beschäftigungs-
Effekten für Deutschland. An Produktions- und Entwicklungsstandorten bestimmt
die Windenergiebranche durch die Schaffung zukunftsorientierter Arbeitsplätze
nachhaltig die Arbeitsmarktstruktur.
Der volkswirtschaftliche Nutzen der Windenergie liegt in:
der Stärkung der ländlichen Gebiete,
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einer Verringerung von Rohstoffimporten und
der Vermeidung externer Kosten
Schaffung direkter und indirekter Arbeitsplätze
Positive Impulse ergeben sich weiterhin durch die Verpachtung der weiterhin
landwirtschaftlich nutzbaren Flächen für den Bau von Windenergieanlagen. Mit
dem seit 1. Januar 2009 geltenden Jahres-Steuergesetz 2009 wurde gesetzlich
geregelt, dass der Großteil der durch Windenergie erwirtschafteten
Gewerbesteuereinnahmen (70 Prozent) den Windparkgemeinden auch dann
zufließt, wenn die Betreibergesellschaft ihren Firmensitz in einer anderen
Gemeinde hat. Speziell durch sogenannte Bürgerwindparks kommt es zu einer
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Strommix in Deutschland
Nettostromerzeugung 























Nettostromerzeugung in Deutschland 2010 
nach Primärenergieträgern
(Größe der Kreisdiagramme nicht proportional zur Stromproduktion)
Kartengrundlage:  Umweltbundesamt











































































































































































Die  Nettostromerzeugung einer Erzeugungsanlage
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Kurzinfo Erneuerbare Energien
Erneuerbare Energien - Worum geht es?
Wind, Wasser, Sonne, Erdwärme und Bioenergie stehen als Energieträger nahezu unendlich zur Verfügung.
Im Gegensatz zu den Energieträgern Erdöl, Kohle, Erdgas und Uran ist die Nutzung von erneuerbaren
Energieträgern klimafreundlich, sicher, sowie Umwelt und Ressourcen schonend. Erneuerbare Energien
sorgen für mehr Unabhängigkeit von Energieimporten, für mehr Versorgungssicherheit und stärken die
heimische Wirtschaft. Die Nutzung erneuerbarer Energien vermeidet klimaschädliche Emissionen, die mit
erheblichen Folgeschäden und -kosten verbunden sind. Darum ist der Ausbau der erneuerbaren Energien
nicht nur sinnvoll, sondern auch gesamtwirtschaftlich vorteilhaft.
Ziele
Ziel der Bundesregierung ist eine moderne, klimafreundliche, nachhaltige und sichere Energieversorgung für
Deutschland. Hierfür sollen die erneuerbaren Energien konsequent ausgebaut und die Energieeffizienz weiter
erhöht werden mit dem Ziel, dass die erneuerbaren Energien den Hauptanteil an der Energieversorgung
übernehmen.
Folgende Ziele sind rechtlich verankert: Bis spätestens zum Jahr 2020 soll der Anteil der erneuerbaren
Energien am gesamten Stromverbrauch auf mindestens 35 Prozent gesteigert werden. Bis spätestens zum
Jahr 2050 soll dieser Anteil mindestens 80 Prozent betragen. An der gesamten Wärmeversorgung soll der
Anteil der erneuerbaren Energien im Jahr 2020 14 Prozent betragen.
Politik der Bundesregierung
Strukturwandel: Massiver Ausbau erneuerbarer Energien
Das Bundesumweltministerium macht sich stark für den konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien und
damit für einen Strukturwandel in der Energieversorgung. Im Ausbau erneuerbarer Energien sieht das
Bundesumweltministerium ein zielführendes Instrument im Gleichklang mit der Verbesserung der
Energieeffizienz, die Energieversorgung in Deutschland grundlegend zu modernisieren, die Energieeffizienz
massiv zu erhöhen, Ressourcen zu schonen und gleichzeitig Deutschlands führende Position auf dem
Weltmarkt für klimafreundliche Technologien auszubauen. Auch auf europäischer Ebene setzt sich die
Bundesregierung für einen konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien ein.
Wichtiges Instrument: Erneuerbare-Energien-Gesetz
Ein wichtiger Motor und erfolgreichstes Instrument beim Ausbau der erneuerbaren Energien ist das
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Mit dem EEG werden die Netzbetreiber verpflichtet, Strom aus
erneuerbaren Energien vorrangig abzunehmen und zu vergüten. Auch mit dem Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz (EEWärmeG) vom 1. Januar 2009 soll zunehmend Wärme aus erneuerbaren Energiequellen
gewonnen werden.
Windkraft
Die Bundesregierung sieht in der Windenergie eine Schlüsseltechnologie im CO2-freien Energiemix der
Zukunft. Windkraft nimmt die Spitzenposition bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien ein. Das
Potenzial ist aber noch lange nicht ausgeschöpft: Vor allem mit einer verstärkten Nutzung der Windenergie
auf dem Meer, sogenannter Offshore-Windenergie, sowie der weiteren Erschließung der Windenergienutzung
an Land, insbesondere durch den Austausch älterer Anlagen durch moderne, leistungsfähigere Anlagen sieht
die Bundesregierung besonders wichtige Perspektiven.
Wasserkraft
Die Bundesregierung will die Potenziale der Wasserkraft durch Ersatz, Modernisierung und Reaktivierung
vorhandener Anlagen sowie den Neubau von Kleinwasserkraftanlagen an bestehenden Querbauwerken
weiter nutzen. Bei der Nutzung der Wasserkraft sollen alle Umwelt- und Naturschutzanliegen ausgewogen
berücksichtigt werden. Entsprechend hat die Bundesregierung im neuen Wasserhaushaltsgesetz vom 1. März
2010 die ökologischen Anforderungen an Wasserkraftanlagen konkretisiert.
Biomasse
Als Biomasse werden bei der Strom- und Wärmeerzeugung nachwachsende Rohstoffe wie zum Beispiel Holz,
aber auch pflanzliche und tierische Abfälle eingesetzt. Biomasse ist bei der Stromerzeugung im Kommen:
Aus Biomasse, Biogas, Deponie- und Klärgas sowie dem biogenen Anteil des Abfalls wurden 2009 rund neun
Prozent mehr Strom als im Vorjahr erzeugt.
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Solarenergie
Die Sonne liefert jährlich eine Energiemenge, die den Energiebedarf in Deutschland um das etwa 80-fache
übersteigt. Mit der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes soll der Eigenverbrauch von Solarstrom noch
stärker gefördert werden. Durch die neue Eigenverbrauchsregelung will die Bundesregierung den
Strombezug aus dem Netz reduzieren und dieses entlasten. Das wiederum soll die Integration der
erneuerbaren Energien in das Stromnetz beschleunigen.
Geothermie
Geothermie – auch Erdwärme genannt – bietet ein nach menschlichem Ermessen unerschöpfliches
Energiereservoir. Geothermische Anlagen zur Stromerzeugung werden durch die Bundesregierung mit dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz gefördert. Durch feste Vergütungssätze und einen 20-jährigen
Vergütungszeitraum bietet das EEG hohe Planungs- und Investitionssicherheit. Anlagen der tiefen
Geothermie zur Strom- und/oder Wärmeerzeugung fördert die Bundesregierung darüber hinaus durch das
Marktanreizprogramm. [http://www.erneuerbare-energien.de/inhalt/41238/42912/]
Verbraucherinformation
Der Einsatz erneuerbarer Energien trägt nicht nur dazu bei, die Luft rein zu halten und das Klima zu
schützen. Sie machen auch unabhängig von Energieimporten und schwankenden Gas- und Ölpreisen. Bereits
nach wenigen Jahren macht sich etwa eine Wärmepumpe oder Solaranlage bezahlt. Außerdem sorgen
erneuerbare Energien in Deutschland auch für Beschäftigungszuwachs: Rund 382.000 Beschäftigte (im Jahr
2011) in Deutschland verdanken ihren Job den erneuerbaren Energien. Tendenz steigend - sowohl im
Inlandsmarkt als auch den Export für den rasch wachsenden Weltmarkt. Damit gehört diese junge
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HTR 15 1966 1988 79
GKN-1 Kernkraftwerk
Neckarwestheim 1
DWR 840 1976 2011 432
KKB Kernkraftwerk Brunsbüttel SWR 806 1976 2011 468
KKI-1 Kernkraftwerk Isar 1,
Essenbach
SWR 912 1977 2011 286
KKK Kernkraftwerk Krümmel SWR 1402 1983 2011 326
KKP-1 Kernkraftwerk Philippsburg 1 SWR 926 1979 2011 345
KKR Kernkraftwerk Rheinsberg DWR 70 1966 1990 36
3)
KKS Kernkraftwerk Stade DWR 672 1972 2003 317
KKU Kernkraftwerk Unterweser,
Esenshamm
DWR 1410 1978 2011 346
KMK Kernkraftwerk Mülheim-
Kärlich





SNR 21 1977 1991 129
KRB-A Kernkraftwerk
Gundremmingen A
SWR 250 1966 1977 26
KGR-1-5 Kernkraftwerk Greifswald DWR je 440 1973 bis 1989 1990 89 
3)
KWB-A Kernkraftwerk Biblis A DWR 1225 1974 2011 426 + 4
2)
KWB-B Kernkraftwerk Biblis B DWR 1300 1976 2011 434
KWL Kernkraftwerk Lingen SWR 268 1968 1977 30
KWO Kernkraftwerk Obrigheim DWR 357 1968 2005 267
KWW Kernkraftwerk Würgassen SWR 670 1971 1994 279
MZFR Mehrzweckforschungsreaktor,
Eggenstein-Leopoldshafen




HTR 308 1983 1988 125




 Ereignisse in gemeinsamen Einrichtungen der Doppelblockanlage
3)
 Ereignisse ab dem 3. Oktober 1990
4)
 Stillstand bereits seit 1988 infolge Gerichtsbeschluss
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Vorwort 
Berlin, Dezember 2011 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
vor einem Jahr haben wir erstmals eine ausführliche Analyse 
aller Zahlen im Zusammenhang mit den erneuerbaren Ener-
gien und vor allem dem EEG erstellt. Das BDEW Energie-Info 
„Erneuerbare Energien und das EEG in Zahlen (2010)“. Diese 
Analyse ist auf außergewöhnlich großes Interesse gestoßen 
und wurde vielfach abgefragt, verwendet und zitiert.  
Das liegt ganz sicher daran, dass der Ausbau der erneuerba-
ren Energien – besonders gefördert durch das EEG – einen 
enorm hohen Stellenwert in Politik, Gesellschaft und natürlich 
auch bei den Mitgliedsunternehmen des BDEW hat. Das hohe 
Interesse erklärt sich aber ebenfalls damit, dass dieses Ge-
setz, die Förderung der erneuerbaren Energien insgesamt, 
mittlerweile sehr komplex geworden ist. Es geht darüber hin-
aus um viel Geld, denn es geht um Förderungen für eine Viel-
zahl von Anlagen und Investoren und es geht um Belastun-
gen, die die Stromkunden in ihren Preisen deutlich spüren. Im 
Jahr 2011 waren es ca. 13,5 Milliarden Euro, die über die 
EEG-Umlage umverteilt wurden. Das alles sprach dafür, dass 
wir auch in diesem Jahr eine solche Ausarbeitung vorlegen. 
Vor Ihnen liegt also nun das BDEW Energie-Info „Erneuerbare 
Energien und das EEG: Zahlen, Fakten, Grafiken (2011)“ 
Erstmalig hatten wir in der letzten Ausgabe die Verteilungs-
ströme der EEG-Umlage nach Bundesländern sortiert. Eine 
erklärungsbedürftige Analyse, aber auf jeden Fall eine span-
nende. In diesem Heft finden Sie diese Analyse für das Jahr 
2011.  
Auch in dem energiepolitisch ganz sicher besonderen Jahr 
2011 war das EEG ganz oben auf der Agenda. Die Novellie-
rung stand an, neue Fördersätze und Anpassungen wurden 
beschlossen und auch eine Marktprämie wurde eingeführt, die 
die Marktintegration der erneuerbaren Energien in den nächs-
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ten Jahren voran bringen soll. Auch zu dieser Neuerung fin-
den Sie entsprechende Informationen in diesem Heft. 
Rund 20 Prozent Strom aus erneuerbaren Energien im Jahr 
2011. Das ist eine ganze Menge und für immer mehr stellt 
sich schon jetzt die Frage, welche grundlegenden Änderun-
gen denn die nächste EEG-Novelle in Angriff nehmen muss. 
Passen das bestehende System der Förderung und die Ge-
schwindigkeit des dafür notwendigen Netzausbaus eigentlich 
noch zusammen? Wie können die erneuerbaren Energien zu-
nehmend auch Verantwortung für die Systemstabilität über-
nehmen? Kommen wir mit der Markt- und Systemintegration 
ausreichend schnell voran? Und wenn nicht, wie müssen wir 
das alles regeln? Das ist nur ein kurzer Blick auf eine Vielzahl 
von Fragen, die die Energiebranche im Jahr 2012 beschäfti-
gen wird. 
Wie 2010 aber auch 2011 war, das lesen Sie in diesem Heft. 
Wir wünschen Ihnen viel Spaß bei der Lektüre und hoffen, 
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1 Einleitung 
 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland schreitet mit großen Schritten voran. 
Daran hat das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zur Förderung der erneuerbaren Ener-
gien in der Stromerzeugung einen großen Anteil und gilt daher inzwischen in seiner Grund-
idee international als vorbildlicher Fördermechanismus. Über dieses gesetzlich festgelegte 
und transparente Umlageverfahren werden die Kosten zur Förderung regenerativer Energien 
auf alle Stromkunden in Deutschland umgelegt. Der deutliche Anstieg der EEG-Umlage auf 
3,530 ct/kWh im Jahr 2011 und das weiterhin hohe Niveau von 3,592 ct/kWh im Jahr 2012 
sorgt allerdings für Diskussionen um die weitere Entwicklung des EEG. Denn es geht einer-
seits darum den Ausbau der erneuerbaren Energien weiter zu forcieren, jedoch andererseits 
die Belastungen aus dem EEG für die Verbraucher im Rahmen zu halten. Die Förderung der 
erneuerbaren Energien war bisher ein Erfolgsmodell und auch richtig für die Markteinführung 
regenerativer Technologien. Nun wird aber eine Phase der schrittweisen Integration der er-
neuerbaren Energien in den Markt notwendig, um die zukünftigen Kostensteigerungen für die 
Endverbraucher in einem verträglichen Maß zu halten. Die bevorstehende Marktintegration 
der erneuerbaren Energien erfordert eine differenzierte Bewertung des EEG und der geför-
derten regenerativen Energien. Mit der Novellierung des EEG im Jahr 2011 und den darin 
umgesetzten Instrumenten für eine Marktintegration der erneuerbaren Energien wurde ein 
erster Schritt in die richtige Richtung getan. Für eine weiterhin sachliche und zielgerichtete 
Diskussion ist es unerlässlich, über eine umfassende und fundierte Datengrundlage zu verfü-
gen. Die vorliegende Energie-Info „Erneuerbare Energien und das EEG: Zahlen, Fakten, Gra-
fiken (2011)“ soll dazu einen Beitrag leisten. 
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Tab. 1: Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland von 1988 bis 2010 
 
 
2 Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 
 
Mit der Einführung des Erneuerbaren-Energien-Gesetz (EEG) am 1. April 2000 als Nachfol-
ger des Stromeinspeisungsgesetz (StromEinspG) stieg der Anteil der erneuerbaren Energien 
am Brutto-Inlandsstromverbrauch in den vergangenen zehn Jahren um zehn Prozentpunkte 
von 7 Prozent auf 17 Prozent (2010) (Abb. 1). Die von der Bundesregierung im Rahmen des 
Energiekonzepts formulierten Ziele für die weitere Entwicklung der erneuerbaren sind aller-
dings weiterhin ambitioniert. So ist allein bis 2020 mehr als eine Verdoppelung des bisherigen 
Anteils der erneuerbaren Energien notwendig, d. h. eine deutlich intensivere Entwicklung als 
in den vergangenen zehn Jahren. 
 
  
1988 1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2009 2010
Wasserkraft
Leistung1) MW 4.183 4.221 4.318 4.380 4.546 4.600 4.547 4.780 4.828 5.092 3.997 4.037 4.244
Einspeisung GWh 16.924 14.789 16.040 17.473 16.669 16.877 21.683 23.382 19.670 19.561 20.038 18.977 20.003
Windenergie
Leistung MW 12 48 182 632 1.546 2.672 5.898 11.555 14.245 20.472 22.833 25.434 26.981
Einspeisung GWh 14 71 275 909 2.032 4.489 9.513 15.504 20.237 30.387 40.574 38.637 37.793
Biomasse und Gase
Leistung MW n. e. 190 227 276 358 409 510 761 1.258 3.010 4.054 4.492 4.957
Einspeisung GWh n. e. 222 295 570 804 1.050 1.405 4.797 5.168 13.904 21.077 24.778 26.567
Photovoltaik
Leistung MWp n. e. 2 5 10 17 34 62 210 788 2.405 5.955 9.631 17.488
Einspeisung GWh n. e. 1 2 4 6 15 32 135 398 2.054 4.418 6.578 11.683
insgesamt
Leistung MW 4.195 4.460 4.732 5.298 6.467 7.715 11.017 17.306 21.119 30.979 36.839 43.594 53.670
Einspeisung GWh 16.938 15.083 16.612 18.956 19.511 22.431 32.633 43.818 45.473 65.906 86.107 88.970 96.045
Müll2)
Leistung MW 518 561 550 499 551 540 522 522 522 950 1.301 1.421 1.430
Einspeisung2) GWh 939 900 939 972 1.000 1.204 1.373 1.464 1.547 2.917 3.772 3.418 3.825
insgesamt einschl. Müll
Leistung MW 4.713 5.021 5.282 5.797 7.018 8.255 11.539 17.828 21.641 31.929 38.140 45.015 55.100
Einspeisung GWh 17.877 15.983 17.551 19.928 20.511 23.635 34.006 45.282 47.020 68.823 89.879 92.388 99.870
1) ab 2008 ohne die Leistung der Pumpspeicherwerke mit natürlichem Zufluss
2) nur Stromerzeugung aus erneuerbarem Anteil des Mülls (50 %)
n. e.: nicht erfasst
Quellen: BDEW-Jahresstatistik; Statistisches Bundesamt
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Abb. 1: Anteil der erneuerbaren Energien am Brutto-Inlandsstromverbrauch und Ziele der 
Bundesregierung 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Beitrag und Ziele der erneuerbaren Energien
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* bezogen auf den Brutto-Inlandsstromverbrauch Deutschlands ** vorläufig Quelle: BDEW
Ziele im Energiekonzept 
der Bundesregierung
Anteil des Stroms aus regenerativen Energiequellen*
 
 
Im Jahr 2011 ist der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung weiter ge-
wachsen und beträgt nach vorläufigen Schätzungen rund 20 Prozent (Abb. 2). Das Windjahr 
2011 war besser als 2010, insgesamt war das Winddargebot gegenüber dem langjährigen  
Mittel aber immer noch unterdurchschnittlich. Die Erzeugungswerte über dem Durchschnitt 
der vergangenen Jahre werden lediglich durch den Zubau der vergangenen Jahre erreicht 
(Abb. 3). Die Photovoltaik ist naturgemäß in den Sommermonaten stark ausgeprägt. Hier war 
der Verlauf 2011 allerdings ungewöhnlich, da die Monate März bis Mai sehr starke Sonnen-
monate waren, die sonst typischen Sonnenmonate Juni, Juli und August hingegen sehr 
schwach ausfielen. Aufgrund des starken Ausbaus der Photovoltaik in den vergangenen zwei 
Jahren wurde trotz allem in jedem Monat die Vorjahresproduktion übertroffen (Abb. 4). 
Abbildungen 3 und 4 zeigen zudem sehr gut die saisonalen Unterschiede der Erzeugung aus 
Photovoltaik und Windenergie. Typischerweise trägt die Windenergie in den Herbst- und Win-
termonaten stärker zur Stromerzeugung bei, während die Photovoltaik in den Sommermona-
ten einen höheren Beitrag leistet. Das Jahr 2011 mit unterdurchschnittlichen Sonnenstunden 
im Sommer und einem windschwachen November zeigte aber auch gut, dass dies nicht 
zwangsläufig gegeben ist. 
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Abb. 2: Anteil der erneuerbaren Energien an der Brutto-Stromerzeugung 2011 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Brutto-Stromerzeugung 
nach Energieträgern 2011
Brutto-Stromerzeugung 2011 in Deutschland: 612 Mrd. Kilowattstunden*
Quellen: BDEW,  AG Energiebilanzen




















Abb. 3: Monatliche Stromerzeugung aus Windenergie 
BDEW Bundesverband der 
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Jan.-Nov.: Jahresproduktion:
2009: 35.201 GWh 2009: 38.637 GWh
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Abb. 4: Monatliche Stromerzeugung aus Photovoltaik 
BDEW Bundesverband der 
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Abb. 5: Monatliche Stromerzeugung aus Wasserkraftanlagen 
BDEW Bundesverband der 
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3 Der Unterschied von installierter Leistung und Stromerzeugung 
 
Neben Faktoren wie Verfügbarkeiten oder Kosten sind in der Diskussion um die Entwicklung 
der erneuerbaren Energien für die Stromerzeugung sowohl die Anlagenzahl und installierte 
Leistung als auch die Stromerzeugung die maßgeblichen Kenngrößen. Allerdings werden die 
Begriffe elektrische Leistung und Stromerzeugung (elektrische Arbeit) gerne miteinander 
vermischt. Dabei ist aber zu unterscheiden, dass die installierte Leistung nur das mögliche 
Potenzial einer Anlage beschreibt (in Analogie zum Auto, die PS-Zahl des Motors). Dem hin-
gegen beschreibt die Stromerzeugung (elektrische Arbeit) den Output der Anlage, der für die 
Stromversorgung zur Verfügung steht (in Analogie zum Auto, die gefahrenen Kilometer). Eine 
hohe installierte Leistung bedeutet daher noch nicht zwangsläufig eine hohe Stromerzeu-
gung. Eine kleine Anlage, die dauerhaft nahe ihrer maximalen Leistung (installierte Leistung) 
betrieben wird, kann daher innerhalb eines Jahres mehr Strom erzeugen als eine große An-
lage, die nur phasenweise ihre maximale Leistung erreicht oder vorübergehend gar keinen 
Strom erzeugt. 
Bei der Nutzung regenerativer Energien sind vor allem die Verfügbarkeit des Energieträgers, 
also die Witterungsbedingungen oder die Verfügbarkeit von Brennstoffen für den Betrieb und 
die erzeugte Strommenge entscheidend. Photovoltaik-Anlagen erzeugen bei Dunkelheit kei-
nen Strom und erreichen nur bei intensiver Sonneneinstrahlung ihre maximale Leistung. Auch 
Windenergieanlagen laufen nur in wenigen Stunden im Jahr mit ihrer maximalen Leistung. 
Abbildung 6 zeigt für die erneuerbaren Energien den Anteil der einzelnen Energieträger an 
der installierten Leistung und deren Anteil an der Stromerzeugung. Dabei wird deutlich, dass 
die Wasserkraft und die Biomasse zwar einen relativ kleinen Anteil an der installierten Leis-
tung haben, aber aufgrund ihrer hohen Verfügbarkeit und Auslastung knapp die Hälfte des 
Stroms aus erneuerbaren Energien erzeugen. Bei der Windkraft dreht sich das Verhältnis um 
und der Anteil an der Leistung ist größer als an der Stromerzeugung. Hier könnten das 
Repowering von onshore-Anlagen sowie der Ausbau der offshore-Windenergie mit höheren 
Auslastungsgraden dafür sorgen, dass sich das Verhältnis von Leistung zu Stromerzeugung 
verbessert. Die Photovoltaik macht zwar ein Drittel der installierten Leistung der Regenerativ-
anlagen aus, steuert aber lediglich 12% zum erneuerbaren Strommix bei. 
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Abb. 6: Anteile der einzelnen Energieträger an der Leistung und an der Stromerzeugung von 
Regenerativanlagen 2010 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Regenerativanlagen:





















Anteile an der installierten Leistung und an der Stromerzeugung von Regenerativanlagen 2010
Wind offshore
* gasförmige, flüssige und feste Biomasse sowie regenerativer Anteil des Mülls
 
 
4 Erneuerbare Energien und EEG-Anlagen: Ähnlich, aber nicht gleich! 
 
Im Bereich der erneuerbaren Energien ist zu unterscheiden zwischen Anlagen zur Stromer-
zeugung auf Basis erneuerbarer Energien und Anlagen, die durch das EEG gefördert werden 
können. Ziel des EEG ist es, regenerative Stromerzeugungsanlagen zu fördern, die sonst 
aufgrund ihrer Kostenstruktur nicht im Markt bestehen könnten. Daher sind im EEG teilweise 
Größenbegrenzungen der Anlagen für die Förderfähigkeit enthalten, um keine Anlagen zu 
fördern, die schon marktfähig sind. Insbesondere bei der Wasserkraft, aber auch bei der Bi-
omasse werden daher Anlagen ab einer bestimmten Größe nicht mehr gefördert. Aus ökolo-
gischen Gesichtspunkten heraus werden zudem Anlagen zur Stromerzeugung aus Gruben-
gas durch das EEG gefördert, obwohl es sich nicht um einen regenerativen Brennstoff han-
delt. Hier wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es sinnvoller ist, aus Bergbaugruben 
entweichendes fossiles Methangas durch Verstromung energetisch zu nutzen und in CO2 
umzuwandeln, als das weitaus klimaschädlichere Methangas entweichen zu lassen oder oh-
ne energetische Nutzung abzufackeln. Der Begriff „erneuerbare Energien“ geht über die im 
EEG geförderten Anlagen hinaus und umfasst alle regenerativen Energieträger, also auch 
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große Wasserkraftwerke, die Stromerzeugung aus dem natürliche Wasserzufluss ins Ober-
becken eines Pumpspeicherkraftwerks, den biogenen Anteil bei der Verstromung von Sied-
lungsabfällen (in Deutschland gelten 50% der Stromerzeugung aus Müllverbrennungsanlagen 
(MVA) als regenerativ) oder die Mitverbrennung von Biomasse in konventionellen Großkraft-
werken. 
Die folgende Übersicht zeigt die Unterschiede zwischen Anlagen auf Basis erneuerbarer 
Energien und jenen Anlagen, die nach dem EEG gefördert werden. sind. Dabei stellt die för-
derfähige Leistung bei den EEG-Anlagen eine Obergrenze dar, da diese Anlagen ihre Strom-
erzeugung entweder selbst vermarkten und ab 2012 die mit der Novellierung des EEG einge-
führten Instrumente zur Marktintegration nutzen können. In diesem Fall erhalten sie nicht die 
gesetzlich garantierte Einspeisevergütung. Da es sich bei den Instrumenten zur Marktintegra-
tion um Optionslösungen handelt, d. h. die Entscheidung für die Inanspruchnahme eines 
Vermarktungsmodells monatlich geändert oder gänzlich rückgängig gemacht werden kann, 
ist hier eine weitere Unterteilung nicht möglich. 
 















Wasserkraft 4.244 1.369 32,3% 20.003 5.071 25,4%
Wind onshore 27.134 26.901 99,1% 37.599 37.461 99,6%
Wind offshore 80 80 100,0% 174 174 100,0%
Photovoltaik 17.488 17.488 100,0% 11.683 11.683 100,0%






Biogener Anteil Siedlungsabfall 1.430 nicht förderfähig 3.825 nicht förderfähig
Grubengas nicht erneuerbar 267 nicht erneuerbar 576
Summe 55.341 51.068 92,3% 99.879 80.729 80,8%
* EEG-Anlagen, die unterjährig in mindestens einem Monat EEG-Förderung erhalten haben. Förderberechtigte EEG-Anlagen, die ihre
 Stromerzeugung durchgehend direkt vermarktet haben, sind nicht enthalten. 
Quellen: Statistisches Bundesamt, BDEW, EEG-Jahresabrechnung 2010
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5 Regionale Verteilung der Nutzung erneuerbaren Energien und regionale 
Verteilung der EEG-Anlagen und EEG-Stromerzeugung 
 
Um die regionale Verteilung der Anlagen zur Stromerzeugung auf der Basis erneuerbarer 
Energien zu begutachten, ist der Vergleich von Absolutzahlen auf Ebene der Bundesländer 
aufgrund der unterschiedlichen Gesamtfläche nur bedingt aussagefähig. Um die regionalen 
Unterschiede in der Nutzungsintensität darzustellen, ist die Flächendichte der installierten 
Leistung – in den folgenden Grafiken farblich abgestuft – eine zusätzliche wichtige Kenngrö-
ße. Dabei wird die installierte Leistung der Stromerzeugungsanlagen auf Basis erneuerbarer 
Energien insgesamt dargestellt. Neben der Flächendichte der Anlagen spielen aber auch die 
Siedlungsstrukturen und die daraus resultierende Verfügbarkeit von Flächen zur Nutzung 
erneuerbarer Energien oder topologische Gegebenheiten eine Rolle. Die Übersichten zeigen, 
dass die Wasserkraft vor allem in Süddeutschland und in den Mittelgebirgen mit entspre-
chendem Gefälle der Wasserläufe genutzt wird, wohingegen im norddeutschen Flachland die 
Windenergie aufgrund des besseren und stetigeren Windangebots weiter verbreitet ist. Die 
höhere Sonnenintensität sowie die höhere Anzahl der Sonnenstunden begünstigt die Nut-
zung der Photovoltaik im Süden Deutschlands, aber auch die Verfügbarkeit von Dachflächen 
spielt eine Rolle, wie die relative hohe Flächendichte im dicht besiedelten Nordrhein-
Westfalen zeigt. Bei der Nutzung der Biomasse ist eine relativ gleichmäßige Verteilung über 
Deutschland zu erkennen, da die Verfügbarkeit von land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
ein entscheidendes Kriterium ist. Die hohe Nutzungsintensität der Biomasse in den Stadtstaa-
ten Hamburg und Berlin resultiert daraus, dass dort zwar die Anlagen zur Verstromung der 
Biomasse stehen, die Brennstoffversorgung aber aus dem Umland erfolgt. 
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Abb. 7: Nutzung der Wasserkraft1 2010 
 
  
                                               
1 Bei der Stromerzeugung aus Pumpspeicherwerken mit natürlichem Zufluss sind nur die erzeugten Strommengen 
aus natürlichem Zufluss enthalten. 
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Abb. 8: Nutzung der Windenergie 2010 
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Abb. 9: Nutzung der Photovoltaik 2010 
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Abb. 10: Nutzung der Biomasse zur Verstromung 2010 
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Abb. 11: Nutzung von Klär- und Deponiegas zur Verstromung 2010 
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Im Gegensatz zu den kartografischen Abbildungen sind in der folgenden Tabelle die Anla-
genzahl und die installierte Leistung der EEG-geförderten Anlagen sowie die EEG-
Stromerzeugung und EEG-Vergütung 2010 dargestellt. Eine Anlage ist in der Tabelle mit ih-
rer Leistung, ihrer EEG-geförderten Stromerzeugung sowie der erhaltenen Vergütung enthal-
ten, wenn sie im Jahr 2010 in mindestens einem Monat die EEG-Vergütung beansprucht hat. 
Anspruchsberechtigte EEG-Anlagen, die 2010 ihre Stromerzeugung durchgehend direkt ver-
marktet haben – also keine EEG-Vergütung beansprucht haben – sind nicht enthalten. 
 
Tab. 3: Anzahl und installierte Leistung der EEG-geförderten Anlagen sowie EEG-geförderte 











Baden-Württemberg Biomasse 1.403 490,8 2.786,3 453,3
Gas 120 34,9 61,7 4,8
Geothermie 1 0,6 0,12 0,02
Solar 183.049 2.905,7 2.088,7 948,3
Wasser 1.452 327,4 1.210,3 94,5
Wind 318 488,4 550,1 48,0
Gesamt 186.343 4.247,7 6.697,2 1.548,9
Bayern Biomasse 3.338 926,8 5.079,9 928,3
Gas 111 42,5 37,5 2,9
Geothermie 2 3,8 10,9 2,5
Solar 300.417 6.358,2 4.518,7 1.955,1
Wasser 3.467 586,5 2.468,2 207,7
Wind 354 460,1 601,8 52,8
Gesamt 307.689 8.378,0 12.717,0 3.149,3
Berlin Biomasse 26 44,9 138,6 13,6
Solar 6.306 68,4 19,2 8,6
Wind 2 4,0 4,7 0,4
Gesamt 6.334 117,3 162,6 22,6
Brandenburg Biomasse 324 321,5 1.830,4 269,2
Gas 30 33,8 65,4 4,8
Solar 14.036 599,1 290,2 109,1
Wasser 34 4,4 18,1 1,6
Wind 2.948 4.353,6 6.192,5 546,0
Gesamt 17.372 5.312,3 8.396,6 930,9
Bremen Biomasse 8 5,8 7,1 1,4
Gas 1 2,0 1,6 0,1
Solar 1.067 14,1 7,3 3,2
Wind 62 117,7 162,5 14,2
Gesamt 1.138 139,6 178,6 18,9
Hamburg Biomasse 21 32,6 176,1 17,3
Gas 1 0,2 0,6 0,0
Solar 1.692 15,2 8,7 4,0
Wasser 2 0,1 0,3 0,02
Wind 63 51,1 57,8 5,3
Gesamt 1.779 99,2 243,5 26,6












Hessen Biomasse 298 144,1 733,8 110,2
Gas 67 34,8 95,9 8,0
Solar 59.069 867,6 596,9 267,7
Wasser 493 64,8 224,6 18,0
Wind 465 571,5 647,2 57,8
Gesamt 60.392 1.682,9 2.298,3 461,8
Mecklenburg- Biomasse 353 230,4 1.340,6 239,7
Vorpommern Gas 17 13,9 20,3 1,5
Geothermie 1 0,2 0,0 0,00
Solar 6.203 246,3 112,8 46,6
Wasser 25 3,0 6,8 0,6
Wind 1.356 1.558,6 2.513,0 222,4
Gesamt 7.955 2.052,4 3.993,5 510,8
Niedersachsen Biomasse 1.586 820,2 4.830,2 874,8
Gas 72 32,3 54,8 4,2
Solar 73.704 1.479,1 897,4 391,3
Wasser 241 64,8 157,3 13,2
Wind 5.142 6.539,9 9.161,7 813,4
Gesamt 80.745 8.936,2 15.101,4 2.096,9
Nordrhein-Westfalen Biomasse 1.039 503,5 2.793,9 429,7
Gas 116 83,3 140,3 10,4
Solar 118.242 1.925,2 1.238,0 551,7
Wasser 373 109,9 257,7 21,4
Wind 2.482 2.899,2 3.663,9 326,0
Grubengas 80 212,2 523,1 35,8
Gesamt 122.332 5.733,3 8.616,8 1.374,9
Rheinland-Pfalz Biomasse 301 135,2 634,1 96,0
Gas 37 10,6 34,3 2,6
Geothermie 1 3,0 16,6 3,2
Solar 46.833 840,9 655,0 272,2
Wasser 196 39,9 131,9 10,0
Wind 993 1.379,0 1.643,7 144,9
Gesamt 48.361 2.408,7 3.115,6 528,7
Saarland Biomasse 37 12,3 47,7 7,6
Gas 3 1,2 0,0 0,00
Solar 12.145 157,7 113,0 50,0
Wasser 22 10,8 44,3 3,2
Wind 79 129,2 176,8 15,4
Grubengas 8 54,9 50,2 3,4
Gesamt 12.294 366,2 431,9 79,6
Sachsen Biomasse 364 194,9 999,8 164,1
Gas 36 15,7 38,5 2,9
Solar 17.148 528,0 336,0 135,9
Wasser 319 95,0 322,4 31,3
Wind 824 965,0 1.335,9 119,0
Gesamt 18.691 1.798,6 3.032,5 453,2
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6 Ermittlung der EEG-Umlage für das Folgejahr 
 
Gemäß der Ausgleichsmechanismus-Verordnung (AusglMechV) sind die Übertragungsnetz-
betreiber verpflichtet, jeweils zum 15. Oktober eines Jahres die für alle Stromvertriebe ein-
heitliche und verbindliche Höhe der EEG-Umlage für das Folgejahr zu ermitteln und zu veröf-
fentlichen (http://www.eeg-kwk.net). Zusätzlich erfolgt eine detaillierte Darstellung der zu-
grunde gelegten Prognosewerte, die im Ergebnis die Höhe der EEG-Umlage für das Folge-
jahr bestimmen. Zentraler Punkt dabei ist das sogenannte „EEG-Konto“, auf dem die Kosten 










Sachsen-Anhalt Biomasse 302 297,3 1.281,5 201,9
Gas 26 26,4 36,0 2,8
Solar 10.539 437,2 231,5 92,7
Wasser 49 25,3 93,3 9,3
Wind 2.332 3.658,4 4.890,6 430,8
Gesamt 13.248 4.444,6 6.532,8 737,4
Schleswig-Holstein Biomasse 511 219,5 1.308,6 263,2
Gas 30 18,8 27,1 2,0
Solar 20.874 695,3 440,5 186,1
Wasser 21 5,9 7,7 0,6
Wind 2.563 2.941,4 4.827,4 428,2
Gesamt 23.999 3.880,9 6.611,2 880,1
Thüringen Biomasse 276 218,1 1.118,1 168,8
Gas 15 6,3 15,1 1,2
Solar 11.931 350,2 176,9 75,4
Wasser 197 31,3 128,5 11,5
Wind 602 783,6 1.031,1 91,1
Grubengas 1 0,4 2,9 0,2
Gesamt 13.022 1.389,8 2.472,7 348,1
Wind offshore 16 80,0 173,7 26,1
Deutschland Biomasse 10.187 4.597,9 25.106,7 4.239,0
Gas 682 356,8 629,2 48,2
Geothermie 5 7,5 27,7 5,7
Solar 883.255 17.488,3 11.730,6 5.097,8
Wasser 6.891 1.369,1 5.071,1 423,0
Wind 20.585 26.900,7 37.460,8 3.315,7
Wind offshore 16 80,0 173,7 26,1
Grubengas 89 267,4 576,2 39,4
Gesamt 921.710 51.067,8 80.776,0 13.194,8
Quelle: Jahresmeldungen der Verteilnetzbetreiber für 2010, veröffentlicht durch die Übertragungsnetzbetreiber.
BDEW (eigene Berechnung); Stand: 14. September 2011
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Für die Ermittlung der EEG-Umlage ist zu berücksichtigen, dass alle Prognosewerte mit Un-
sicherheiten behaftet sind. Aus der Tatsache, dass das sogenannte „EEG-Konto“ in der 
rückwärtigen Betrachtung immer ausgeglichen sein muss, resultiert infolge der 
Prognoseabweichung eine entsprechende Korrektur im Folgejahr. Dies kann entweder in 
einer Nachholung (Abb. 12) oder in einem Überschuss im Folgejahr münden. Die folgende 
Darstellung basiert auf der Prognose für die Berechnung der EEG-Umlage 2012 vom 14. Ok-
tober 2011. 
 
Abb. 12: Schematische Darstellung des „EEG-Kontos“ mit Werten für 2012 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
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Quelle: Amprion GmbH, EnBW Transportnetze AG, TenneT TSO GmbH, 50Hertz Transmission GmbH (http://www.eeg-kwk.net)
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Vergütungszahlungen: Alle Zahlungen an EEG-Anlagenbetreiber gemäß der nach dem 
EEG festgeschriebenen Vergütungssätze, die die Anlagenbetreiber von den Netzbetreibern 
erstattet bekommen. Die Prognoseunsicherheit resultiert einerseits aus der Über- oder Unter-
schätzung des Zubaus einzelner EEG-Anlagearten und den damit von der Prognose abwei-
chenden erzeugten und vergüteten Strommengen. Andererseits beeinflussen die Witterungs-
bedingungen, d. h. das Windangebot, die Anzahl der Sonnenstunden bzw. die Sonnenintensi-
tät oder Niederschlagsmengen, die die Erzeugung aus Wasserkraftanlagen mitbestimmen, 
die Höhe der Vergütungszahlungen. 
Marktprämie: Anlagenbetreiber, die ihre Stromerzeugung direkt an Dritte vermarkten, haben 
gemäß § 33g EEG 2012 Anspruch auf eine Marktprämie, die verkürzt ausgedrückt der Diffe-
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renz zwischen dem Markterlös und der sonst zu zahlenden EEG-Vergütung entspricht. Zu-
sätzlich ist in der Marktprämie eine Managementprämie enthalten, die dafür gewährt wird, 
dass der Anlagenbetreiber durch die selbsttätige Vermarktung die Vermarktungskosten des 
Übertragungsnetzbetreibers mindert. Die Marktprämie ist so gestaltet, dass sie annähernd 
kostenneutral im Vergleich zu der Vermarktung der EEG-Strommengen durch die Übertra-
gungsnetzbetreiber ist. Die in Abb. 12 dargestellten Kosten der Marktprämie in Höhe von 
1.360 Mio. € stellen somit keine Mehrkosten gegenüber der Vermarktung der EEG-
Strommengen durch die Übertragungsnetzbetreiber dar, sondern sind eine Verlagerung von 
Kosten in die Marktprämie, die ansonsten durch die Vermarktung dieser EEG-Strommengen 
durch die Übertragungsnetzbetreiber entstehen würden. 
PV-Eigenverbrauch: Betreiber von Photovoltaikanlagen, die ihre Stromerzeugung nicht ins 
Netz einspeisen, sondern teilweise in unmittelbarer Nähe entweder selbst verbrauchen oder 
zum Verbrauch Dritte (z. B. Mieter) beliefern, erhalten gemäß § 33(2) EEG für den eigenver-
brauchten Strom eine geminderte Vergütung. Dies ist wirtschaftlich interessant, wenn die 
geminderte Vergütung zuzüglich der Kosten pro kWh für den ansonsten zu beziehenden 
Strom die Einspeisevergütung der Anlage übersteigt. 
Flexibilitätsprämie Biogas: Die Flexibilitätsprämie gemäß § 33i EEG 2012 wird Anlagenbe-
treibern von Biogasanlagen gewährt, die die Stromerzeugung ihrer Anlage bedarfsorientiert 
bereitstellen und den Strom dann direkt an Dritte im Rahmen der Marktprämie vermarkten. 
Profilservicekosten, Handelsanbindung und Zinskosten: Diese Kosten fallen bei den 
Übertragungsnetzbetreibern an. Die Profilservicekosten (2012: 160 Mio. €) umfassen sämtli-
che Kosten, die die Übertragungsnetzbetreiber aufwenden müssen, um den aufgenommenen 
EEG-Strom für den Spotmarkt handelsfähig zu machen und schließlich zu vermarkten. Hinzu 
kommen Kosten für die Börsenzulassung und die Handelsanbindung (Börsen- und Clearing-
gebühren) (2012: 5 Mio. €) sowie Zinskosten (2012: 6 Mio. €). Sollzinsen fallen bei den Über-
tragungsnetzbetreibern an, wenn die unterjährigen Vergütungszahlungen an die Anlagenbe-
treiber höher ausfallen, als die Erlöse und diese Differenzen verzögert oder erst mit der 
Nachholung im Folgejahr ausgeglichen werden. Die Zinskosten fallen dabei nur für jenen Teil 
der gezahlten Sollzinsen an, der den in der AusglMechV vorgesehenen Sollzinssatz über-
steigt (§ 3 Abs. 5(1) AusglMechV). 
Vermiedene Netzentgelte: Vermiedene Netzentgelte entstehen, da der überwiegende Teil 
der EEG-Anlagen in Nieder- oder Mittelspannungsnetze einspeist und dieser Strom i. d. R. 
auch wieder aus diesen Netzebenen entnommen wird. Somit werden vorgelagerte Netzebe-
nen i. d. R. entlastet und weniger beansprucht. Durch diese geringere Beanspruchung ent-
stehen bei den Netzbetreibern sogenannte vermiedene Netzentgelte, die entsprechend in 
Abzug gebracht werden. Stark verkürzt dargestellt entrichten die Netzbetreiber als Mittler die 
volle Höhe der Vergütung an die Anlagenbetreiber in ihrem Netzgebiet, erhalten diesen Be-
trag aber im Rahmen des Belastungsausgleichs nicht vollständig über das EEG zurückerstat-
tet. Damit fallen zwar keine echten Erlöse auf dem sogenannten „EEG-Konto“ an, die Entlas-
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tung der Netze findet aber entsprechend ihrer Wertigkeit Berücksichtigung und mindert dem-
entsprechend auch die von den Verbrauchern in Form der EEG-Umlage zu tragenden Kos-
ten. 
Einnahmen aus Vermarktung: Diese Einnahmen umfassen die Erlöse durch die Vermark-
tung der EEG-Strommengen an der Strombörse. Neben der Verpflichtung der Netzbetreiber, 
die EEG-Mengen aufzunehmen, besteht ebenfalls die Verpflichtung der Übertragungsnetzbe-
treiber diese Mengen vollständig im Spotmarkt der Strombörse abzusetzen. 
Prognoseunsicherheiten entstehen hier, wenn die Vermarktungserlöse geringer oder höher 
ausfallen, weil der durchschnittliche Erlös pro MWh an der Börse geringer oder höher ausge-
fallen ist, als der in der Prognose zugrunde gelegte Preis. Gemäß AusglMechV wird für die 
Prognose der Durchschnittspreis des Börsenprodukts Phelix Baseload Year Future (§ 4 
AusglMechV) für eine Vorperiode herangezogen (für die Prognose 2012 der Zeitraum 
01.10.2010 bis 30.09.2011). Die Vermarktung erfolgt dann stundenweise am Spotmarkt der 
Strombörse. Da Preisentwicklungen nur sehr schwer prognostiziert werden können, sind hier 
Prognoseabweichungen unvermeidlich. 
Begrenzte EEG-Umlage für stromintensive Unternehmen: Stromintensive Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes mit einem Jahresstromverbrauch von mehr als 100 GWh so-
wie einem Stromkostenanteil an der Bruttowertschöpfung von mehr als 20 Prozent oder ein-
geschränkt Schienenbahnen gelten als sogenannte privilegierte Letztverbraucher und müs-
sen grundsätzlich nur eine begrenzte EEG-Umlage in Höhe von 0,05 ct/kWh auf ihren Strom-
verbrauch entrichten. Die begrenzte EEG-Umlage erscheint im Vergleich zur „normalen“ 
EEG-Umlage zwar als sehr gering, aufgrund des sehr hohen Stromverbrauchs der stromin-
tensiven Betriebe ist der geleistete Absolutbetrag der einzelnen Unternehmen allerdings sub-
stanziell. Da deren Beitrag zur Förderung der EEG auf 0,05 ct/kWh fixiert ist, wird ihr Beitrag 
auf der Erlösseite berücksichtigt, bevor die Verteilung der verbleibenden Deckungslücke auf 
den Stromverbrauch der nicht-privilegierten Letztverbraucher erfolgt und damit die jährlich 
variable Höhe der EEG-Umlage ermittelt wird. Mit der Neufassung des EEG 2012 wurden 
Änderungen sowohl bezüglich des Kreises der Anspruchsberechtigten als auch der Höhe der 
begrenzten EEG-Umlage beschlossen. Diese werden aber erst im Jahr 2013 wirksam, für 
das Jahr 2012 gilt eine Übergangsregelung. Prognoseunsicherheiten bei den Einnahmen aus 
der begrenzten EEG-Umlage fallen an, wenn der Stromverbrauch der stromintensiven Indust-
riebetriebe aufgrund konjunktureller Entwicklungen stark vom prognostizierten Stromver-
brauch abweicht. Aufgrund des geringen Volumens fallen hier Abweichungen aber nur 
schwach ins Gewicht. 
Deckungslücke/Einnahmen aus EEG-Umlage: Die Deckungslücke resultiert aus dem Aus-
gleich des sogenannten „EEG-Kontos“ nach der Saldierung der Kosten und Erlöse. Die De-
ckungslücke wird auf den prognostizierten nicht-privilegierten Letztverbrauch umgelegt, wo-
durch die Höhe der EEG-Umlage bestimmt wird. Somit wird die Deckungslücke von den End-
verbrauchern mit der Zahlung der EEG-Umlage zur Förderung der EEG-Anlagen ausgegli-
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chen. Abweichungen entstehen hier, wenn der Letztverbrauch aufgrund konjunktureller oder 
witterungsbedingter Einflüsse vom prognostizierten Wert abweicht und in einer ex-post-
Betrachtung das Aufkommen aus der EEG-Umlage für den Ausgleich des „EEG-Kontos“ ent-
weder nicht ausreicht (führt zu einer Nachholung im Folgejahr) oder eine Überdeckung erfolgt 
ist (führt zu einem Übertrag des Überschusses ins Folgejahr). 
Nachholung aus dem Vorjahr: Eine Nachholung dient dem Übertrag eines Minus auf dem 
EEG-Konto aus dem Vorjahr ins Folgejahr, da zu geringe Zuflüsse eines Jahres im Folgejahr 
ausgeglichen bzw. nachverrechnet werden müssen und zu einer zusätzlichen Belastung der 
EEG-Umlage im Folgejahr führen. Eine Nachholung wird begünstigt, wenn der Zubau einzel-
ner EEG-Anlagearten unterschätzt wurde, witterungsbedingt mehr EEG-Strom erzeugt wur-
de, die Erlöse aus der Vermarktung am Spotmarkt geringer als erwartet ausfallen oder der 
Letztverbrauch bei EEG-pflichtigen Letztverbrauchern geringer ausfällt. 
Rückzahlung aus dem Vorjahr: Eine Rückzahlung erfolgt, wenn im Vorjahr ein Überschuss 
im EEG-Konto erzielt wurde. Dieser Überschuss wird ins Folgejahr übertragen und in Form 
einer Entlastung der EEG-Umlage an die Verbraucher verzinst zurückerstattet. Eine Rück-
zahlung aus dem Vorjahr wird begünstigt, wenn der Zubau einzelner EEG-Anlagearten über-
schätzt wurde, witterungsbedingt weniger EEG-Strom erzeugt wurde, die Erlöse aus der 
Vermarktung am Spotmarkt höher als erwartet ausfallen oder der Letztverbrauch bei EEG-
pflichtigen Letztverbrauchern höher ausfällt. 
Liquiditätsreserve: Die bisherigen Erfahrungen mit dem Verlauf des „EEG-Kontos“ zeigen, 
dass das „EEG-Konto“ in den Sommermonaten bei intensiver Einspeisung der mit einer 
durchschnittlich hohen Einspeisevergütungen versehenen Photovoltaik ins Minus gerät (Abb. 
13). Da die Netzbetreiber die Auszahlungen an die EEG-Anlagenbetreiber leisten müssen, 
gehen die Netzbetreiber also unter Ausnutzung von Kreditlinien zunächst in Vorleistung. Da 
es sich hierbei um substanzielle Beträge von teilweise über einer Milliarde Euro handelt, sind 
die Übertragungsnetzbetreiber ab 2012 berechtigt, gegebenenfalls eine sogenannte Liquidi-
tätsreserve bei der Berechnung der EEG-Umlage einzubeziehen, um die Auszahlungen an 
die Anlagenbetreiber sicherzustellen. Diese Liquiditätsreserve dient der Reduzierung des 
unterjährigen Kreditbedarfs im Rahmen des EEG und senkt damit die anfallenden Zinskosten 
innerhalb des EEG. 
 
Abbildung 13 zeigt den Verlauf des „EEG-Kontos“ in den Jahren 2010 und 2011. Üblicher-
weise ist der Saldo aus Einnahmen und Ausgaben in den Anfangsmonaten positiv, da dies 
i. d. R. verbrauchsstarke Monate sind und dementsprechend hohe Einnahmen aus der EEG-
Umlage generiert werden bei gleichzeitig geringer Erzeugung aus Photovoltaik, die derzeit 
die höchsten Förderkosten (Differenzkosten, s. Kap. 7) beansprucht. Mit Beginn der Som-
mermonate wird der Saldo aus Einnahmen und Ausgaben negativ und das Konto dreht ins 
Minus. Im Idealfall wird dann mit positivem Saldo in den Herbst und Wintermonaten – wieder 
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aufgrund höheren Verbrauchs und geringerer Stromerzeugung aus Photovoltaik – das „EEG-
Konto“ bis zum Jahresende ausgeglichen. Aufgrund der zuvor geschilderten 
Prognoseunsicherheiten, ist eine solche Punktlandung allerdings nur schwer zu erreichen. Im 
Jahr 2010 (hellgrüne Linie) ist dies nicht gelungen, da dafür die EEG-Umlage zu gering be-
messen wurde bzw. der starke Ausbau der Photovoltaik zu höheren Ausgaben als erwartet 
geführt hat. Der Verlauf des Jahres 2011 zeigt, dass bei ausschließlicher Betrachtung des 
Jahres 2011 (dunkelgrüne Linie) das Konto aufgrund der höheren EEG-Umlage und der Be-
rücksichtigung der Nachholung aus dem Vorjahr dauerhaft im Plus war. Entscheidend für die 
Beurteilung ist aber die mit dem Vorjahr saldierte Entwicklung (rote Linie), die die Nachholung 
aus dem Vorjahr berücksichtigt bzw. das „EEG-Konto“ im Minus startet. In diesem Jahr zeigt 
sich, dass die EEG-Umlage hinreichend hoch bemessen wurde und das Konto zum Jahres-
ende dreht und vermutlich leicht im Plus endet, was allerdings auch durch die relativ sonnen-
schwachen Sommermonate mit entsprechend moderaten negativen Monatssalden von Juni 
bis August begünstigt wurde. 
 
Abb. 13: Entwicklung des EEG-Kontos 2010 und 2011 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Entwicklung des EEG-Kontos 2010 und 2011
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7 EEG-Vergütung und EEG-Differenzkosten 
 
Die Darstellung des sogenannten „EEG-Kontos“ verdeutlicht auch den Unterschied zwischen 
der Betrachtung der EEG-Kosten – i. d. R. werden darunter die Vergütungszahlungen sub-
sumiert – und einer Betrachtung der EEG-Differenzkosten oder EEG-Mehrkosten, welche nur 
die zusätzlichen Belastungen der Verbraucher durch die EEG-Umlage umfassen, da ein Teil 
der Vergütungen über die Erlöse aus der Vermarktung der EEG-Strommengen und die ver-
miedenen Netzentgelte finanziert werden. Die Differenzkosten werden nicht nur durch die 
EEG-Vergütungssumme bestimmt, sondern maßgeblich durch die Wertigkeit des erzeugten 
Stroms bzw. der Höhe der Vermarktungserlöse bestimmt. Hohe Strompreise an der Strom-
börse gehen mit einer hohen Wertigkeit des Stroms bzw. höheren Vermarktungserlösen ein-
her und der vom Verbraucher Restbetrag für die Förderung der EEG-Anlagen wird geringer. 
Umgekehrt bedeuten niedrige Vermarktungserlöse, dass die vom Verbraucher zu tragende 
Differenz aus Kosten und Erlösen des EEG-Systems größer wird, also die EEG-Umlage zur 
Deckung der Differenz entsprechend höher ausfällt. Tabelle 4 und Abbildung 14 schlüsseln 
diese Differenz im zeitlichen Verlauf und nach Energieträgern auf. So lagen beispielsweise im 
Jahr 2009 die Vergütungssummen im Vergleich zum Vorjahr für Wasserkraft (2009: 379 Mio. 
€, 2010: 382 Mio. €) und onshore-Wind (2009: 379 Mio. €, 2010: 382 Mio. €) etwa auf dem-
selben Niveau, die Differenzkosten sind 2010 jedoch deutlich gestiegen. Dies ist eine Folge 
der höheren Börsenstrompreise Ende 2008 und im Verlauf des Jahres 2009, die bei der Wer-
tigkeitsbetrachtung des Stroms im Jahr 2010 Eingang fanden. Dieser zeitliche Verzug resul-
tiert daraus, dass sowohl gemäß altem EEG als auch durch die Novellierung für die Wertig-
keit des Stroms bzw. der Ermittlung der erwarteten Vermarktungserlöse das Preisniveau ei-
ner Vorperiode für ein Lieferprodukt fürs Folgejahr herangezogen wird. 
Konkret heißt das: Für die Berechnung der Vermarktungserlöse 2012 im Rahmen der Ermitt-
lung der EEG-Umlage 2012 wurde der Durchschnitt der Preise vom 01.10.2010 bis 
30.09.2011 am Terminmarkt für ein Lieferprodukt 2012 für Grundlaststrom (Baseload) heran-
gezogen. Der 30.09. wurde gewählt, da die Veröffentlichung der EEG-Umlage verpflichtend 
zum 15.10. eines Jahres vorgesehen ist. Die Wahl des Terminprodukts 2012 ist sachlich 
schlüssig, da darin die Markterwartungen für das Strompreisniveau 2012 abgebildet werden, 
also die zu diesem Zeitpunkt bestmögliche verfügbare Preiserwartung für das Folgejahr. 
Seit dem Jahr 2010 ist zudem über Profilfaktoren berücksichtigt, dass die Stromerzeugung 
aus unterschiedlichen Energieträgern auch unterschiedliche Wertigkeiten hat. So erhält EEG-
Strom aus Photovoltaik-Anlagen eine höhere Wertigkeit, da dieser Strom vor allem in den 
Mittagsstunden zu den Starklastzeiten mit i. d. R. höheren Spotmarktpreisen verfügbar ist, 
während Windenergie aufgrund tageszeitlich unregelmäßiger und phasenweise stark fluktuie-
render Einspeisung eine geringere Wertigkeit erfährt. Diese Profilfaktoren wurden 2012 an 
bisherige Erfahrungswerte angepasst, was zusätzliche Verschiebungen zur Folge hat (s. da-
zu auch Kap. 9). 
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2000 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,21 9,62 9,10 51,05 8,50
Vergütungssumme in Mio.€ 396 75 0 687 19 1.177 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 282 59 0 530 19 890 k.A.
2001 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,25 9,51 9,10 50,79 8,69
Vergütungssumme in Mio.€ 442 140 0 956 39 1.577 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 295 105 0 703 37 1.139 k.A.
2002 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,25 9,49 9,09 50,43 8,91
Vergütungssumme in Mio.€ 477 232 0 1.435 82 2.226 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 329 177 0 1.080 78 1.664 k.A.
2003 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,24 9,38 9,06 49,11 9,16
Vergütungssumme in Mio.€ 428 327 0 1.696 154 2.604 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 253 224 0 1.144 144 1.765 k.A.
2004 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,32 7,04 9,70 15,00 9,02 50,83 9,29
Vergütungssumme in Mio.€ 338 182 509 0,03 2.301 283 3.612 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 200 105 352 0,02 1.540 266 2.464 k.A.
2005 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,35 6,99 10,80 15,00 8,96 52,96 10,00
Vergütungssumme in Mio.€ 364 219 795 0,03 2.441 679 4.498 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 180 103 521 0,02 1.428 631 2.863 k.A.
2006 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,45 7,01 12,27 12,50 8,90 53,01 10,88
Vergütungssumme in Mio.€ 367 196 1.337 0,05 2.734 1.177 5.810 k.A.
Differenzkosten in Mio. € 149 73 857 0,04 1.379 1.079 3.537 3.300
2007 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,53 7,01 13,58 15,00 8,83 51,96 11,76
Vergütungssumme in Mio.€ 418 193 2.162 0,06 3.508 1.597 7.879 7.609
EEG-Erzeugung in GWh 5.426 3.186 15.524 15,00 39.536 3.366 67.053
Differenzkosten in ct/kWh 2,71 1,84 8,92 0,27 3,97 43,00 6,87
Differenzkosten in Mio. € 147 59 1.384 0,04 1.569 1.447 4.606 4.336
2008 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,60 7,06 14,24 15,00 8,78 50,20 12,67
Vergütungssumme in Mio.€ 379 156 2.699 3 3.561 2.219 9.016 8.717
EEG-Erzeugung in GWh 4.982 2.208 18.947 18 40.574 4.420 71.148
Differenzkosten in ct/kWh 2,12 1,58 8,76 9,31 3,29 44,71 7,19
Differenzkosten in Mio. € 106 35 1.660 1,68 1.337 1.976 5.115 4.817
2009 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,84 7,06 16,10 19,84 8,79 14,99 47,98 14,36
Vergütungssumme in Mio.€ 382 143 3.700 4 3.389 6 3.157 10.780 10.458
EEG-Erzeugung in GWh 4.877 2.020 22.980 19 38.542 38 6.578 75.054
Differenzkosten in ct/kWh 0,96 0,20 9,23 10,53 1,92 8,00 41,11 7,49
Differenzkosten in Mio. € 47 4 2.120 2,00 739 3 2.704 5.619 5.297
2010 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 8,34 7,18 16,86 20,58 8,85 15,00 43,57 16,35
Vergütungssumme in Mio.€ 421 83 4.240 6 3.316 26 5.090*** 13.182 12.790
EEG-Erzeugung in GWh 5.049 1.160 25.146 28 37.460 174 11.683 80.699
Differenzkosten in ct/kWh 3,94 2,78 12,46 16,18 5,23 11,38 38,27 12,17
Differenzkosten in Mio. € 199 32 3.134 4,48 1.960 20 4.470 9.820** 9.428**
2011 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 7,86 7,06 17,48 21,25 8,85 15,00 37,71*** 17,15
Vergütungssumme in Mio.€ 163 14 4.250 13 4.495 172 8.021*** 17.128 16.722
EEG-Erzeugung in GWh 2.070 199 24.315 62 50.804 1.147 21.269*** 99.865
Differenzkosten in ct/kWh 3,17 2,38 12,79 16,57 5,08 11,24 32,51*** 12,83
Differenzkosten in Mio. € 66 5 3.111 10,20 2.583 129 6.914*** 12.817** 12.411**
2012 durchschnittl. Vergütung in ct/kWh 8,49 7,17 17,18 22,09 8,83 15,60 36,51*** 18,05
EEG-Auszahlungen in Mio.€**** 292 36 4.764 23 3.984 192 8.753*** 18.044 17.608
EEG-Erzeugung in GWh 5.830 1.667 30.356 107 50.125 1.361 24.072*** 113.519
Differenzkosten in ct/kWh 2,67 0,83 11,65 16,89 4,12 10,55 31,19*** 11,84
Differenzkosten in Mio. € 156 14 3.536 18,12 2.067 144 7.509*** 13.444** 13.007**
* 2000 bis 2003: Deponie-, Klär- und Grubengas bei der Wasserkraft enthalten
** ohne Profilservicekosten und Kosten der Handelsanbindung (2011: 417 Mio.€; 2012: 165 Mio.€) sowie ohne Berücksichtigung von Nachholungen oder Überschüssen aus dem Vorjahr
*** PV-Eigenverbrauchsregelung nach §33 (2) EEG berücksichtigt
**** Auszahlungen für Vergütung, Marktprämie, Managementprämie, PV-Eigenverbrauchsregelung und Flexi-Bonus
Quellen:
2000-2006: EEG-Erfahrungsbericht 2007 des BMU/EEG-Jahresabrechnungen
2007-2010: EEG-Jahresabrechnungen; BDEW (eigene Berechnung)
2011/12: Konzept zur Prognose und Berechnung der EEG-Umlage der Übertragungsnetzbetreiber nach AusglMechV vom 15.10.2010 und 14.10.2011
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Abb. 14: Entwicklung der EEG-Differenzkosten und Wert des Stroms seit 2000 
BDEW Bundesverband der 


























































Geothermie*** Photovoltaik Biomasse** Wind offshore
Wind onshore Wasserkraft Wert des Stroms****
* für 2012 inkl. Kosten für Marktprämie, Managementprämie, PV-Eigenverbrauch und Flexi-Bonus (insgesamt 2012: 1.430 Mio. €)
** inkl. Klär-, Deponie- und Grubengas
*** Geothermie nicht sichtbar (2012: 15 Mio. €)
**** Wert des Stroms zur Differenzkostenermittlung bis 2009 Phelix Baseload Year Future Durchschnitt 01.07.-30.06. der voran-
gegangenen Jahre, 2010 errechnet anhand der vermarktungserlöse, 2011/12 Phelix Baseload Year Future Durchschnitt 01.10.-30.09.
der vorangegangenen Jahre 
 
 
8 Der Strompreis: Die EEG-Umlage als Preisbestandteil 
 
Die EEG-Differenzkosten und die daraus resultierende EEG-Umlage haben auch direkt Ein-
fluss auf die Strompreise, da die EEG-Umlage selbst ein Preisbestandteil ist und zudem auch 
der Mehrwertbesteuerung unterliegt. Vereinfacht betrachtet setzt sich der Strompreis aus drei 
Teilen zusammen. Erstens den Kosten für Strombeschaffung und Vertrieb, also überwiegend 
die Kosten der Stromerzeugung aus eigenen Anlagen oder der Beschaffung von Strom am 
Markt (2010 bei privaten Haushalten 34% des Strompreises). Zweitens den Netzentgelten als 
Gebühr für die Nutzung des Stromnetzes (2011 bei privaten Haushalten 20% des Stromprei-
ses) und drittens den gesetzlich verursachten Belastungen des Strompreises in Form von 
Abgaben und Steuern. Dazu zählen neben der EEG-Umlage auch die Umlage zur Förderung 
der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-G), die Konzessionsabgabe an die örtlichen Gemeinden für 
die Nutzung von öffentlichen Flächen für den Betrieb des Stromnetzes, die Stromsteuer (um-
gangssprachlich als „Ökosteuer“ bekannt) sowie letzten Endes die Mehrwertsteuer (Abgaben 
und Steuern bei privaten Haushalten 2011 insgesamt 46% des Strompreises). Da die EEG-
Differenzkosten und damit die Höhe der EEG-Umlage – wie in Kap. 7 erläutert – durch die 
Differenz der erzielten Vermarktungserlöse an der Strombörse und der EEG-
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Vergütungssumme bestimmt wird, besteht indirekt auch eine Wechselwirkung zwischen dem 
Preisbestandteil Strombeschaffung/Stromerzeugung und der Höhe der EEG-Umlage. Ein 
geringes Preisniveau an der Strombörse bedeutet höhere EEG-Differenzkosten und somit 
eine höhere EEG-Umlage. Dieser Effekt wird aber teilweise dadurch kompensiert, dass bei 
einem geringen Preisniveau mit einer zeitlichen Verzögerung auch die Beschaffungskosten 
der Vertriebe geringer werden. Die zeitliche Verzögerung ist eine Folge der strukturierten 
Beschaffung der Vertriebe. Eine risikominimale und verantwortungsvolle Beschaffungsstrate-
gie des Vertriebs sieht vor, dass er die zu liefernden Strommengen größtenteils zeitlich ge-
staffelt im Voraus beschafft, um sich gegen kurz- und mittelfristige Preisschwankungen abzu-
sichern. Somit wird der Effekt einer höheren EEG-Umlage teilweise durch geringere Beschaf-
fungskosten kompensiert. Gleiches gilt natürlich auch umgekehrt bei einem hohen Preisni-
veau an der Strombörse, dann in Form einer vergleichsweise niedrigeren EEG-Umlage mit 
dafür höheren Beschaffungskosten. Allerdings darf diese Wechselwirkung nicht dahingehend 
interpretiert werden, dass es sich um eine Kompensation im Maßstab 1:1 handelt. Erstens 
entfaltet das Preisniveau an der Börse seine Wirkung bei der Strombeschaffung stark verein-
facht ausgedrückt auf den gesamten Stromverbrauch in Deutschland, während die Wirkung 
auf die EEG-Differenzkosten nur auf die EEG-Stromerzeugung und deren Vermarktung be-
schränkt ist. Da die EEG-Stromerzeugung derzeit lediglich rund ein Sechstel der gesamten 
Stromerzeugung ausmacht, ist die Wirkung auf die Differenzkosten und damit auf die EEG-
Umlage auch entsprechend geringer als die Wirkung auf die Strombeschaffung. Zweitens gibt 
es aufgrund der strukturierten Beschaffung zeitliche Verschiebungen in der Wirkung, sodass 
die Effekte nicht unbedingt zeitlich zusammenfallen und drittens gibt es Vertriebe die Ihre 
Beschaffung teilweise oder ganz über langfristige Direktlieferverträge abdecken und somit an 
den Preisschwankungen der Strombörse nicht in vollem Umfang partizipieren. Letztlich erfolgt 
die strukturierte Beschaffung der Vertriebe mit Hilfe einer Vielzahl unterschiedlicher Strom-
marktprodukte, welche sich hauptsächlich in Bezug auf den Zeitpunkt der Beschaffung und 
den Zeitraum der Lieferung unterscheiden. Dabei sind die Beschaffungsstrategien der einzel-
nen Vertriebe individuell verschieden. Für die Prognosewerte zur Ermittlung der EEG-Umlage 
im Folgejahr wird hingegen nur das Jahresterminprodukt Baseload für das Folgejahr heran-
gezogen, bei der unterjährigen Vermarktung der EEG-Mengen schließlich ist nur der jeweilige 
Spotmarktpreis relevant. Eine Quantifizierung der beiden Effekte wäre äußerst komplex und 
ist zudem von unternehmensindividuellen Faktoren abhängig. Von einer vollständigen Kom-
pensation der beiden Effekte ist allerdings nicht auszugehen. 
 
Der Strompreis für Haushalte und Industriekunden 
In Abbildung 15 ist die Entwicklung des durchschnittlichen Strompreises pro kWh für Haus-
halte und dessen Zusammensetzung dargestellt. Dabei sind die Kosten der Strombeschaf-
fung/Stromerzeugung, des Vertriebs und des Transports (Netzentgelte) zusammengefasst, 
da dies jene Preisbestandteile abdeckt, die ursächlich der Stromversorgung zuzuordnen sind 
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und bei den Stromversorgern als Erlöse anfallen. Die darüber hinaus gehenden gesetzlichen 
Steuern und Abgaben sind einzeln aufgeschlüsselt. Während die Stromsteuer und die Kon-
zessionsabgabe in den letzten Jahren konstant geblieben sind, ist vor allem die Erhöhung der 
EEG-Umlage erkennbar, die im Jahr 2011 3,530 ct/kWh beträgt und damit einen Anteil von 
bereits 14% am durchschnittlichen Haushaltsstrompreis ausmacht. Hinzu kommt, dass die 
EEG-Umlage 2011 in Höhe von 3,530 ct/kWh zusätzlich 0,67 ct/kWh zur Mehrwertsteuerbe-
lastung beiträgt und somit der EEG-induzierte Anteil am Haushaltsstrompreis sogar bei 17% 
liegt. Bei Industriebetrieben, die die volle EEG-Umlage entrichten müssen, ist der relative 
Anteil aufgrund des geringeren Preisniveaus für Industriestrom nochmals höher. So liegt al-
leine der Anteil der EEG-Umlage 2011 am Strompreis für einen mittelspannungsseitig ver-
sorgten Industriebetrieb bei 26% (Abb. 16). 
 
Abb. 15: Entwicklung und Zusammensetzung des Strompreises für Haushalte 
BDEW Bundesverband der 
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Erzeugung, Transport, Vertrieb MwSt. Konzessionsabgabe StrEG/EEG KWK-G Stromsteuer
Durchschnittlicher Strompreis eines Drei-Personen-Haushaltes
mit einem Jahresverbrauch von 3.500 kWh/a in Cent/kWh 
Strompreis für Haushalte
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Abb. 16: Entwicklung und Zusammensetzung des Strompreises für einen mittelspannungssei-
tig versorgten Industriebetrieb 
BDEW Bundesverband der 
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Erzeugung, Transport, Vertrieb Konzessionsabgabe StrEG/EEG KWK-G Stromsteuer
Durchschnittlicher Strompreise für die Industrie in Cent/kWh**
Strompreis für die Industrie* (inkl. Stromst.)










































Abbildung 17 zeigt die Entwicklung des Gesamtaufkommens der gesetzlichen Steuern und 
Abgaben am Strompreis. Während das Aufkommen aus der Konzessionsabgabe und der 
Stromsteuer als konstante Preisbestandteile durch die Höhe des Stromverbrauchs bestimmt 
wird, wird das Aufkommens aus der EEG-Umlage maßgeblich durch die Umlagenentwicklung 
bestimmt und im Jahr 2012 voraussichtlich ein Volumen von gut 14 Mrd. € ausmachen. Hinzu 
kommt noch das Aufkommen aus der Mehrwertsteuer, welches sich im Jahr 2011 auf rd. 7,5 
Mrd. € beläuft2. Davon sind gut 1 Mrd. € allein durch die EEG-Umlage verursacht. 
                                               
2 In Abb.17 nicht dargestellt ist die Mehrwertsteuerbelastung von privaten Haushalten und öffentlichen Einrichtun-
gen. Industrie, Verkehr, Landwirtschaft, Handel und Gewerbe sind wegen Vorsteuerabzug nicht umsatzsteuer- 
bzw. mehrwertsteuerpflichtig. 
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Abb. 17: Entwicklung des Aufkommens aus den gesetzlichen Abgaben und Steuern 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Entwicklung der Staatslasten seit 1998
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** bis 2009 Mehrkosten gegenüber Börsenpreis; ab 2010 Anwendung AusglMech; 2011/12 gemäß EEG-Umlagenprognose
*** 2011/12 gemäß AK „Steuerschätzung“ Nov. 2011 Stand: Dezember 2011
Belastungen der Strompreise in Mrd. € (ohne Mwst.) 23,2
 
 
9 EEG-Vergütungssätze und ihre Wirkung auf die EEG-Umlage 
 
Das EEG hat zu einem kontinuierlichen Anstieg der Stromerzeugung aus EEG-Anlagen ge-
führt. In den Anfangsjahren waren Wasserkraft und die Windenergie die maßgeblichen Ener-
gieträger. Zudem wurde die Stromerzeugung aus Biomasse kontinuierlich ausgebaut. Im Jahr 
2005 wurde auch aus Photovoltaikanlagen erstmals mehr als eine Terawattstunde (TWh) 
Strom erzeugt. Parallel dazu ist die EEG-Vergütungssumme ebenfalls kontinuierlich ange-
stiegen. Mit der forcierten Entwicklung bei Photovoltaikanlagen steigt die Vergütungssumme 
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Abb. 18: EEG-vergütete Strommengen und Vergütungssummen seit 2000 
BDEW Bundesverband der 


























































Biomasse Wasser* Gase Geothermie** Wind onshore Wind offshore Solarenergie
EEG-vergütete Strommengen und 
Vergütungssummen
* Wasser beinhaltet bis einschl. 2003 auch die Kategorie Gase                                                     
** Geothermie nicht sichtbar (2010: Stromerzeugung 28 GWh, EEG-Vergütung 5,7 Mio. Euro) 




Tab. 5: Entwicklung der EEG-geförderten Strommengen nach Energieträgern seit 2000 
 
  
EEG-geförderte* Strommengen in GWh
Wasser** Gase** Biomasse Geothermie Wind onshore Wind offshore Photovoltaik Gesamt
2000 5.486 . 780 0 7.550 0 38 13.854
2001 6.088 . 1.472 0 10.509 0 76 18.145
2002 6.579 . 2.442 0 15.786 0 162 24.969
2003 5.908 . 3.484 0 18.713 0 313 28.418
2004 4.616 2.589 5.241 0 25.509 0 556 38.511
2005 4.953 3.136 7.366 0 27.229 0 1.282 43.966
2006 4.924 2.789 10.902 0 30.710 0 2.220 51.545
2007 5.426 3.186 15.524 15 39.536 0 3.366 67.053
2008 4.982 2.208 18.947 18 40.574 0 4.420 71.148
2009 4.877 2.020 22.980 19 38.542 38 6.578 75.054
2010 5.049 1.160 25.146 28 37.460 174 11.683 80.699
2011*** 2.070 199 24.315 62 45.712 1.147 18.762 92.266
2012*** 4.824 724 29.640 108 48.598 1.362 24.072 109.328
* bis 2010 EEG-vergütet; 2011 EEG-vergütet zzgl. PV-Eigenverbrauchsregelung; 2012 EEG-vergütet zzgl. PV-Eigenverbrauchsregelung, 
  Marktprämie und Flexibilitätsprämie, ohne Grünstromprivileg oder sonstige Direktvermarktung
** Strommengen der Kategorie Wasser beinhalten bis einschl. 2003 auch Strommengen der Kategorie Gase
*** 2011 gemäß Mittelfristprognose 2011 bis 2015 vom 15.11.2010; 2012 gemäß Mittelfristprognose 2012 bis 2016 vom 15.11.2011
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Tab. 6: Entwicklung der EEG-Auszahlungen nach Energieträgern ab 2000 
 
Die unterschiedliche Entwicklung der Stromerzeugung aus EEG-Anlagen und der Vergü-
tungssumme ist eine Folge der unterschiedlichen Vergütungssätze für einzelne Anlagekate-
gorien. Innerhalb dieser Anlagekategorien gibt es Vergütungskategorien, die in Abhängigkeit 
von Kriterien wie Inbetriebnahmejahr, Anlagengröße oder Bonus- und Sonderregelungen für 
spezielle Anlagetypen den spezifischen Vergütungssatz für eine EEG-Anlage festlegen. Ins-
gesamt gibt es Ende 2011 über 3.100 Vergütungskategorien, davon alleine im Bereich der 
Biomasse über 2.700. Tabelle 7 und Abbildung 19 zeigen die Spannbreiten der Vergütungs-
kategorien für die einzelnen Anlagekategorien auf. Die Spannbreiten für die Inbetriebnahmen 
bis zum 31.12.2010 umfassen alle EEG-Anlagen die bis Ende 2010 in Betrieb genommen 
wurden. In der Spalte dahinter ist die durchschnittliche Vergütung dieser Anlagekategorien im 
Jahr 2010 ersichtlich. Weiterhin sind die Spannbreiten für Inbetriebnahmen im Jahr 2011 dar-
gestellt. Der Vergleich mit den Spannbreiten bis 2010 dokumentiert die Vergütungsdegressi-
on für Neuanlagen. Die Obergrenze ist in allen Anlagekategorien niedriger. Eine Ausnahme 
bildet die offshore-Windkraft, da in der Erprobungsphase der offshore-Windenergie noch kei-
ne Vergütungsdegression vorgesehen ist. Bei der Windkraft liegt die Untergrenze 2011 hö-
her, da Windanlagen auch schon während des gesetzlichen Förderzeitraums von 20 Jahren 
eine Absenkung auf die sogenannte Endvergütung erfahren können. Einige Bestandsanla-
gen, die vor 2006 in Betrieb genommen wurden, unterliegen bereits dieser Absenkung. Für 
das Inbetriebnahmejahr 2011 sind die abgesenkten Vergütungssätze dieser Endvergütung 
zwar schon festgelegt, werden aber bei onshore-Anlagen frühestens in fünf Jahren zur An-
wendung kommen und sind daher in den Spannbreiten nicht abgebildet. Die durchschnittliche 
Vergütung 2010 trifft zwar keine Aussage über die konkrete Verteilung der einzelnen Anlagen 
über die Vergütungskategorien, lässt aber in etwa erahnen, welcher Vergütungsbereich häu-
figer angewandt wird. So ist gut zu erkennen, dass die durchschnittliche Vergütung bei der 
Wasserkraft, der Biomasse und den Gasen etwa im mittleren Bereich der Spannbreite liegt, 
während im Bereich der Windkraft und Photovoltaik überwiegend die Vergütungskategorien 
im oberen Bereich der Spannbreite zur Anwendung kommen. 
EEG-Auszahlungen* in Mio. €
Wasser** Gase** Biomasse Geothermie Wind onshore Wind offshore Photovoltaik Gesamt
2000 395,8 . 75,0 0,0 687,1 0,0 19,4 1.177,3
2001 441,6 . 140,0 0,0 956,4 0,0 38,6 1.576,6
2002 476,8 . 231,7 0,0 1.435,3 0,0 81,7 2.225,5
2003 427,5 . 326,7 0,0 1.695,9 0,0 153,7 2.603,8
2004 337,7 182,2 508,5 0,0 2.300,5 0,0 282,6 3.611,5
2005 364,1 219,8 795,2 0,0 2.440,7 0,0 679,1 4.498,9
2006 366,6 195,6 1.337,4 0,1 2.733,8 0,0 1.176,8 5.810,3
2007 392,5 230,5 1.837,2 2,2 3.506,3 0,0 1.684,6 7.653,3
2008 378,8 155,9 2.698,7 2,6 3.561,0 0,0 2.218,6 9.015,6
2009 382,4 142,6 3.700,0 3,7 3.388,9 5,6 3.156,5 10.779,8
2010 421,1 83,3 4.240,4 5,7 3.315,6 26,1 5.089,9 13,182,1
2011*** 163,0 14,0 4.250,0 13,0 4.041,0 172,0 7.320,0 15.973,0
2012*** 292,0 36,0 4.764,0 23,0 3.984,0 192,0 8.753,0 18.044,0
* bis 2010 EEG-Vergütungen; 2011 EEG-Vergütungen zzgl. PV-Eigenverbrauchsregelung; 2012 EEG-Vergütungen zzgl. PV-Eigenverbrauchsregelung, 
  Marktprämie und Flexibilitätsprämie, ohne Grünstromprivileg oder sonstige Direktvermarktung
** Strommengen der Kategorie Wasser beinhalten bis einschl. 2003 auch Strommengen der Kategorie Gase
*** 2011 gemäß Mittelfristprognose 2011 bis 2015 vom 15.11.2010; 2012 gemäß Mittelfristprognose 2012 bis 2016 vom 15.11.2011
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Tab. 7: Anlagekategorien und Spannbreiten der EEG-Vergütungssätze 
 
 
Abb. 19: Spannbreiten der EEG-Vergütung und durchschnittliche Vergütung 2010 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Spannbreiten der Vergütungssätze und 
durchschnittliche Vergütung 2010
Spannbreiten der EEG-Vergütungssätze und durchschnittliche Vergütung 2010 in ct/kWh
* zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht in Frage kommende Endvergütungssätze sind nicht berücksichtigt  **inkl. Vergütungsätze Eigenverbauchsregelung


















































Wasserkraft 73 3,47 - 12,67 ct/kWh 8,34 3,43 - 12,67 ct/kWh 9,04
Biomasse 2.702 3,66 - 30,67 ct/kWh 16,86 8,09 - 30,06 ct/kWh 17,31
DKG-Gase 101 4,10 - 11,00 ct/kWh 7,18 4,04 - 10,67 ct/kWh 7,15
Geothermie 73 7,16 - 27,00 ct/kWh 20,58 14,21 - 26,46 ct/kWh 24,35
Wind onshore* 43 5,39 - 9,70 ct/kWh 9,02 - 9,51 ct/kWh
Wind Repowering* 9 9,70 - 10,20 ct/kWh 9,51 - 10,00 ct/kWh
Wind offshore* 16 15,00 ct/kWh 15,00 15,00 ct/kWh 16,91
Photovoltaik** 99 13,35 - 62,40 ct/kWh 43,57 9,48 - 28,74 ct/kWh 29,17
EEG-Anlagen insgesamt 3.116 3,47 - 62,40 ct/kWh 16,33 3,43 - 30,06 ct/kWh 18,77
* zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht in Frage kommende Endvergütungssätze sind nicht berücksichtigt
** inkl. Vergütungssätze für PV-Eigenverbrauchsregelung nach §33(2) EEG
8,85 8,73
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Die verschiedenen Spannbreiten der einzelnen Anlagearten erklärt damit auch die unter-
schiedliche Höhe der einzelnen Vergütungssummen. Da sowohl die Höhe der Vergütungs-
summe als auch die Erlöse aus den einzelnen Energiearten im Prognosekonzept für die 
EEG-Umlage 2012 detailliert beschrieben sind, kann daraus abgeleitet werden, welche Antei-
le der EEG-Umlage 2012 in die Förderung einzelner Anlagearten fließt. Mehr als die Hälfte 
der EEG-Umlage 2012 wird für die Förderung der Photovoltaik verwandt, rund ein Viertel für 
die Stromerzeugung aus Biomasse und gut 13% für die Windenergie (Abb. 20). Die sonstigen 
Kosten in Höhe von knapp 3% umfassen die jene Kosten, die beim Übertragungsnetzbetrei-
ber anfallen, um die EEG-Strommengen dienstleistend am Spotmarkt zu vermarkten (Profil-
servicekosten, Börsenzulassung und Handelsanbindung), das „EEG-Konto“ zu führen (Zins-
kosten) sowie den Kosteneffekt des sogenannten Grünstromprivilegs (s. Kap. 10). Bei der 
Photovoltaik ist der Anteil an der Vergütungssumme mit rund 49 % etwas niedriger, als ihr 
Anteil an der EEG-Umlage. Das rührt daher, dass die EEG-Umlage die EEG-Differenzkosten 
– also die finanzielle Förderung der Anlagen – wiedergibt, während die Vergütungssumme 
die gesamten Auszahlungen an die EEG-Anlagenbetreiber umfasst. Das Gewicht der Photo-
voltaik ist bei der EEG-Umlage bzw. den EEG-Differenzkosten stärker, da für eine erzeugte 
kWh Solarstrom anteilig eine höhere Förderung notwendig ist als z. B. bei der Windenergie. 
 
Abb. 20: Anteile einzelner Energieträger an der EEG-Umlage 2012, an der EEG-
Vergütungssumme und an der EEG-vergüteten Strommenge 
BDEW Bundesverband der 



























*Profilsserviceaufwand, Börsenzulassung und Handelsanbindung, Zinskosten, EEG-Bonus in 2012 für 2010, Effekt Grünstromprivileg
** EEG-Vergütungszahlungen durch die Übertragungsnetzbetreiber abzgl. vermiedene Netzentgelte
Quelle: BDEW (eigene Berechnungen auf Basis des Konzepts zur Berechnung der EEG-Umlage der ÜNB vom 14.10.2011)
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Oder in Zahlen ausgedrückt: 2012 werden gemäß der Prognosewerte zur Ermittlung der 
EEG-Umlage 2012 von der durchschnittlichen Vergütung für onshore-Wind unter Berücksich-
tigung der spezifischen Profilfaktoren 52% durch den prognostizierten Vermarktungserlös 
gedeckt und 48% durch die EEG-Umlage gefördert. Bei der Photovoltaik werden trotz höhe-
rem Profilfaktor lediglich 14% der durchschnittlichen Vergütung durch die Vermarktung ge-
deckt, die restlichen 86% müssen durch die EEG-Umlage gefördert werden. Da also der ge-
förderte Anteil an der Vergütung bei der Photovoltaik höher ist, ist ihr Anteil an der EEG-
Umlage auch höher als an der Vergütungssumme. Durch die unterschiedlichen erzeugten 
Mengen ergibt sich für die Photovoltaik dann ein Anteil an der EEG-Umlage von 56% und bei 
der onshore-Windkraft von 14%. Betrachtet man parallel dazu die erzeugten EEG-
Strommengen, dreht sich das Bild um. Gut 20% der EEG-Erzeugung stammt aus Photovolta-
ik-Anlagen, gut ein Viertel aus Biomasse und fast die Hälfte der Erzeugung aus der Wind-
energie. 
Auch der Vergleich der Anteile an der EEG-Umlage 2011 und 2012 zeigt (Abb. 21), dass sich 
die Gewichtung zugunsten der Förderung von Photovoltaik weiter verschoben hat, der Anteil 
der Windenergie an der EEG-Umlage ist deutlich zurückgegangen. Hier wirken drei unter-
schiedliche Effekte, nämlich erstens die Ausbaurate, zweitens die Vergütungsdegression und 
drittens die Anpassung der oben erläuterten Profilfaktoren.  
 
Abb. 21: Anteile einzelner Energieträger an der EEG-Umlage 2011 und 2012 
BDEW Bundesverband der 































EEG-Umlage 2011 EEG-Umlage 2012
0,280 ct/kWh
Sonstige Kosten*
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Bei der Photovoltaik wirken der weiterhin starke Ausbau und die Absenkung des Profilfaktors 
von 120% auf 104,6% erhöhend, die Vergütungsdegression mindernd. Der Ausbau erhöht 
insgesamt das Fördervolumen, während die Absenkung des Profilfaktors den erwarteten 
Vermarktungserlös der Photovoltaik verringert und damit die Differenzkosten erhöht. Die Ver-
gütungsdegression bei der Photovoltaik für Neuanlagen wirkt zwar dämpfend, kann die bei-
den ersten Effekte aber weitem nicht überkompensieren. Bei der Windenergie verhält es sich 
genau umgekehrt. Der Ausbau der onshore-Windenergie erfolgte im vergangenen Jahr relativ 
moderat, die Vergütungsdegression der ohnehin schon niedrigen Vergütungssätze war relativ 
gering. Hier wirkt maßgeblich die Anhebung des Profilfaktors von 82% (2011) auf 90,5% für 
die Umlagenberechnung 2012. Ein höherer Profilfaktor bedeutet höhere erwartete Vermark-
tungserlöse für die Stromerzeugung des jeweiligen Energieträgers und reduziert damit die 
Differenzkosten aus Vergütung und Erlösen, die die Umlagenhöhe bestimmen. Die deutliche 
Minderung der Differenzkosten um rund 20% von 5,1 ct/kWh auf 4,1 ct/kWh bei der Wind-
energie (Tab. 4) bedeutet dann, dass der Anteil der Windenergie an der EEG-Umlage 2012 
auf 13,5% sinkt. 
Die Anpassung der Profilfaktoren wurde durchgeführt, da man 2009 ohne Erfahrungswerte 
für die energieträgerspezifischen Erlöse in die Vermarktung am Spotmarkt gestartet ist und 
daher plausible, aber empirisch nicht belegbare Werte unterstellt hat. Diese waren auch nicht 
zu ermitteln, da zuvor der EEG-Strom nicht über den Spotmarkt vermarktet wurde. Mit nun-
mehr knapp zwei Jahren Erfahrung, wurden durch die empirische Analyse der Spotvermark-
tung erstmals Profilfaktoren für die einzelnen Energiearten ermittelt. Die Profilfaktoren dienen 
lediglich als Hilfsgröße zur Prognose der zukünftigen Vermarktungserlöse und damit für die 
Ermittlung der EEG-Umlage. In der rückwirkenden EEG-Jahresabrechnung sowie in der Be-
trachtung des EEG-Kontos spielen die Profilfaktoren keine Rolle mehr, da dort dann die tat-
sächlich am Markt erzielten Erlöse einfließen. 
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Mithilfe der Differenzkosten kann auch der Förderbetrag durch die Verbraucher in € pro er-
zeugter Megawattstunde (MWh) differenziert nach den einzelnen Energieträgern dargestellt 
werden. Abbildung 22 zeigt die entsprechenden Werte unter Berücksichtigung der vermiede-
nen Netzentgelte, für eine Umrechnung in ct/kWh sind die Werte mit dem Faktor zehn zu tei-
len (100 €/MWh = 10,0 ct/kWh). 
 
Abb. 22: Förderung der EEG-Stromerzeugung nach Energieträgern in €/MWh 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.













Biomasse Geothermie Photovoltaik alle EEG-
Anlagen
Quelle: BDEW (eigene Berechnungen auf Basis der Prognose zur Berechnung der EEG-Umlage 2012 der Übertragungsnetzbetreiber vom 14.10.2011)
* EEG-Auszahlungen abzgl. Vermarktungserlöse abzgl. vermiedene Netzentgelte
Von den Verbrauchern zu tragende Förderung* pro erzeugter MWh
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10 Marktintegration der Stromerzeugung aus EEG-Anlagen: Marktprämie, 
Grünstromprivileg und sonstige Direktvermarktung 
 
EEG-Anlagenbetreiber können wählen, ob sie die gesetzlich garantierte Einspeisevergütung 
gemäß EEG in Anspruch nehmen oder sie ihre Stromerzeugung direkt vermarkten, also di-
rekt an einen Käufer liefern. Mit der Novellierung des EEG im Jahre 2011 stehen den Anla-
genbetreibern ab 2012 verschiedene Optionen der Direktvermarktung zur Verfügung. Damit 
wurde ein neuer Schritt in Richtung Marktintegration der erneuerbaren Energien getan. Je 
nach Anlagenart und Risikobereitschaft kann der Anlagenbetreiber die für ihn günstigste 
Form der Direktvermarktung wählen oder aber weiterhin seine Anlagen im Rahmen der ge-
setzlich garantierten Einspeisevergütung betreiben. Zudem kann der Anlagenbetreiber die 
Option der Direktvermarktung monatsweise wählen, d. h. ein Wechsel zwischen verschiede-
nen Direktvermarktungsoptionen oder die Rückkehr in das risikoärmere System der garantier-
ten Einspeisevergütung ist jeweils zu Beginn eines Monats unter Einhaltung einer Ankündi-
gungsfrist an den Netzbetreiber von mindestens einem Monat jederzeit möglich. Daher ist 
auch eine Unterscheidung zwischen EEG-förderfähigen Anlagen, die prinzipiell gemäß EEG 
eine Vergütung beanspruchen können und EEG-geförderten Anlagen, die die gesetzlich ga-
rantierte Einspeisevergütung oder andere Förderinstrumente des EEG tatsächlich in An-
spruch nehmen, notwendig. Da es sich bei der Direktvermarktung um eine temporäre Option 
handelt, sind im Zusammenhang mit der installierten Leistung i. d. R. die EEG-förderfähigen 
Anlagen genannt. Im Bereich der Strommengen und der daraus resultierenden Vergütungen 
ist die Abgrenzung der tatsächlich durch das EEG-geförderten Strommengen relevant. 
Das novellierte EEG bietet ab 2012 drei generelle Optionen zur Direktvermarktung (§ 33b 
EEG 2012), nämlich erstens die Inanspruchnahme einer Marktprämie (§ 33g EEG 2012), 
zweitens die Nutzung des neu geregelten sogenannten Grünstromprivilegs, also die Direkt-
vermarktung zum Zweck der Verringerung der EEG-Umlage durch ein Elektrizitätsversor-
gungsunternehmen (§ 39 EEG 2012) und drittens sonstige Formen der Direktvermarktung,  
d. h. der direkte Verkauf der Strommengen an einen Dritten, wie es zuvor auch schon mög-
lich war. Diese dritte Option wurde bisher überwiegend in Verbindung mit dem bisherigen 
Grünstromprivileg nach § 37 Abs. EEG 2009 zwar von Betreibern von Wasserkraftanlagen 
und insbesondere Grubengaskraftwerken intensiv genutzt, über alle Anlagearten war die Nut-
zung dieser Option zur Direktvermarktung jedoch eher vernachlässigbar (Tab. 8). Die Direkt-
vermarktung ohne weitere wirtschaftliche Anreize war in der Vergangenheit nur für jene Anla-
gen wirtschaftlich lukrativ, deren EEG-Vergütung sehr nahe oder unter dem erzielbaren 
Marktpreis lagen und damit eine Direktvermarktung mehr Erlöse als die Inanspruchnahme 
der EEG-Vergütung generierte. Zudem kamen vor allem Anlagen mit hoher Planbarkeit der 
erzeugten Strommengen für die Direktvermarktung in Betracht, da am Spotmarkt das Ange-
bot für den Folgetag abgeben wird („day-ahead“) und bei Zuschlag der Anlagenbetreiber die 
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zugesagte Menge dann auch liefern muss, d. h. im Umkehrschluss hatten Anlagen mit volati-
ler Einspeisung aufgrund von Prognoseunsicherheiten ein höheres Marktrisiko. 
Tab. 8: EEG-Anlagen in der Direktvermarktung 2011 
 
 
Darüber hinaus können Betreiber von Biogasanlagen gemäß § 33i EEG 2012 eine Flexibili-
tätsprämie geltend machen, wenn sie den von Ihnen erzeugten Strom bedarfsorientiert be-
reitstellen und die gesamte Stromerzeugung dann direkt an Dritte im Rahmen der Marktprä-
mie vermarkten. Die Höhe der Flexibilitätsprämie wird kalenderjährlich neu berechnet und 
wird für eine Dauer von zehn Jahren gewährt. 
Durch die Einführung neuer Instrumente zur Marktintegration erneuerbarer Energien wird 
eine direkte Vermarktung der Stromerzeugung aus EEG-Anlagen attraktiver, sodass gemäß 
EEG-Mittelfristprognose der Übertragungsnetzbetreiber bereits im Jahr 2016 knapp 40% der 
Stromerzeugung aus EEG-Anlagen direkt vermarktet werden soll (Abb. 23). Hinzu kommt, 
dass Biogasanlagen mit Inbetriebnahme ab dem 01.01.2014 und einer elektrischen Leistung 
von mindestens 750 kW gemäß EEG 2012 ihre Stromerzeugung nur noch direkt vermarkten 
dürfen, d. h. ein Anspruch auf Förderung besteht nur noch im Rahmen bei Nutzung der 























Jan 2011 459 33,5% 227 36,4% 437 9,5% 0 0,0% 375 1,4% 0 0,0% 0,33 0,0%
Feb 2011 513 37,5% 247 39,6% 555 12,1% 0 0,0% 795 3,0% 0 0,0% 0,37 0,0%
Mrz 2011 507 37,0% 259 41,5% 570 12,4% 0 0,0% 934 3,5% 0 0,0% 0,35 0,0%
Apr 2011 532 38,9% 280 44,9% 626 13,6% 0 0,0% 914 3,4% 0 0,0% 0,29 0,0%
Mai 2011 546 39,9% 298 47,7% 657 14,3% 0 0,0% 1164 4,3% 0 0,0% 0,33 0,0%
Jun 2011 544 39,7% 305 48,9% 712 15,5% 0 0,0% 1323 4,9% 0 0,0% 0,12 0,0%
Jul 2011 566 41,3% 314 50,3% 822 17,9% 0 0,0% 1821 6,8% 0 0,0% 0,22 0,0%
Aug 2011 574 41,9% 317 50,8% 801 17,4% 0 0,0% 2231 8,3% 0 0,0% 0,22 0,0%
Sep 2011 573 41,9% 268 42,9% 822 17,9% 0 0,0% 2575 9,6% 0 0,0% 0,19 0,0%
Okt 2011 530 38,7% 328 52,5% 875 19,0% 0 0,0% 3111 11,6% 0 0,0% 0,85 0,0%
Nov 2011 501 36,6% 329 52,7% 876 19,1% 0 0,0% 2491 9,3% 0 0,0% 0,6 0,0%
Dez 2011 471 34,4% 329 52,7% 693 15,1% 0 0,0% 2070 7,7% 0 0,0% 0,66 0,0%
*Anteil an der gesamten EEG-förderfähigen installierten Leistung zum 31.12.2010
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Abb. 23: Direktvermarktung der EEG-Strommengen bis 2016 
BDEW Bundesverband der 
























































EEG-vergütete Erzeugung Erzeugung in Direktvermarktung
Stromerzeugung aus EEG-Anlagen bis 2016:
EEG-vergütete Mengen und Marktintegration
Quellen: 2000-2010: EEG-Jahresabrechnungen; 2011: Konzept zur Prognose der EEG-Umlage 2011;2012-2016: EEG-Mittelfristprognose vom 15.11.2011          
(inkl. Eigenverbrauchsregelung Photovoltaik) (Marktprämie/Grünstromprivileg/
sonst. Direktvermarktung)




















Die neugeschaffenen Regelungen zur Direktvermarktung und Marktintegration bedeuten je-
doch nicht, dass damit diese Anlagen prinzipiell aus dem Fördersystem des EEG herausfal-
len. Nur die Form der Direktvermarktung nach §33b Nr. 3 EEG 2012 (sonstige Direktvermark-
tung) führt zu einem Verzicht auf die Inanspruchnahme weiterer Begünstigungen. Bei der 
Form der Direktvermarktung nach § 33b Nr. 2 EEG 2012 (Grünstromprivileg) erfolgt die Be-
günstigung für das die Letztverbraucher beliefernde Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
durch eine Reduzierung der zu zahlenden EEG-Umlage. Bei Anwendung der Marktprämie 
nach § 33b Nr. 1 EEG 2012 erfolgt lediglich eine Umstellung der Förderung in dem Sinne, 
dass diese Anlagen grundsätzlich weiterhin eine Förderung erhalten, gleichzeitig aber für den 
Anlagenbetreiber ein Anreiz besteht, seine Mengen über den Markt abzusetzen. Dadurch 
können sie erste Markterfahrungen sammeln und gleichzeitig durch marktgerechtes Verhal-
ten eine höhere Rendite als im System der gesetzlich garantierten Einspeisevergütung er-
wirtschaften. Für den Anlagenbetreiber ist eine direkte Vermarktung lukrativ, wenn er auf-
grund besserer Kenntnis seiner Anlage oder durch geschickte Vermarktung eine höhere 
Rendite erzielen kann als bei Inanspruchnahme der gesetzlich garantierten, aber eben auch 
fixierten EEG-Vergütung. Für das Stromversorgungssystem entsteht dabei dann ein Vorteil, 
wenn planbar einsetzbare EEG-Anlagen ihre Stromerzeugung in hochpreisigen Marktphasen 
und damit bedarfsgerecht – also i. d. R. dann, wenn viel Strom verbraucht wird – einspeisen. 
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Im bisherigen System der EEG-Vergütung konnten Marktpreissignale keine Wirkung auf die 
Anlagenbetreiber entfalten, ihre Erzeugung bedarfsorientiert einzuspeisen. 
Abb. 24: Direktvermarktung der EEG-Strommengen bis 2016 nach Energieträgern 
BDEW Bundesverband der 









































Biomasse (EEG) Biomasse (DV) Wasser* (EEG) Wasser* (DV) Gase (EEG)
Gase (DV) Geothermie** (EEG) Geothermie** (DV) Wind offshore (EEG) Wind offshore (DV)
Wind onshore (EEG) Wind onshore (DV) Photovoltaik (EEG) Photovoltaik (DV)
Stromerzeugung aus EEG-Anlagen bis 2016:
EEG-vergütete Mengen und Direktvermarktung
Quellen: 2000-2010: EEG-Jahresabrechnungen
* Wasser beinhaltet bis einschl. 2003 auch die Kategorie Gase 2011: Konzept zur Prognose der EEG-Umlage 2011

















DV = Direktvermarktung (Marktprämie, Grünstromprivileg oder sonstige DV)
EEG = EEG-Vergütung inkl. Eigenverbrauchsregelung Photovoltaik
ab 2011: Prognose der Übertragungsnetzbetreiber
 
 
Substanzielle Beiträge zu den direktvermarkteten Strommengen werden gemäß EEG-
Mittelfristprognose der Übertragungsnetzbetreiber zukünftig vor allem aus der Winderzeu-
gung (onshore und offshore) sowie dem Bereich der Biomasse erwartet (Abb. 24). Im Bereich 
der Photovoltaik wird die Direktvermarktung gemäß Mittelfristprognose in naher Zukunft keine 
größere Rolle spielen. Im Bereich der Wasserkraft und von Deponie-, Klär und Grubengas 
spielt die Direktvermarktung zukünftig zwar eine große Rolle, die erzeugten Mengen insge-
samt sind aber deutlich geringer als bei Wind oder Biomasse. 
 
Die Marktprämie (§ 33g EEG 2012) 
Da die durchschnittlichen Marktpreise über das Jahr gesehen üblicherweise niedriger sind als 
die meisten Einspeisevergütungssätze, besteht für einen EEG-Anlagenbetreiber i. d. R. kein 
Anreiz, seinen Strom selbst am Markt zu verkaufen. Damit die Wirtschaftlichkeit von EEG-
Anlagen weiterhin sichergestellt wird, muss deshalb im Rahmen einer „freien“ Vermarktung 
durch die Anlagenbetreiber oder durch von diesen beauftragte Stromhändler dann weiterhin 
eine Förderung erfolgen, wenn die Stromerzeugungskosten der Anlage über dem Marktpreis-
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niveau liegen. Daher erhält der Anlagenbetreiber vom Netzbetreiber dann anstelle einer Ver-
gütung eine Marktprämie, wenn er seinen erzeugten Strom selbst oder über einen beauftrag-
ten Stromhändler direkt an Dritte vermarktet. Die Höhe der Prämie wird rückwirkend monat-
lich berechnet als Differenz zwischen der EEG-Vergütung für seine Anlage, die er im Vergü-
tungsmodell bekommen hätte und einem energieträgerspezifischen Referenzmarktwert des 
Stroms. Vereinfacht bedeutet dies: Der Anlagenbetreiber erhält einen Markterlös direkt vom 
Käufer seiner Stromerzeugung sowie die Differenz zur sonst erhaltenen EEG-Vergütung vom 
Netzbetreiber. Dadurch bleibt die Investitionssicherheit des Anlagenbetreibers gewahrt, da 
ihm das Vermarktungsrisiko weitgehend genommen wird. In der Marktprämie ist zudem eine 
Managementprämie enthalten, da er durch die selbsttätige Vermarktung keine Kosten für die 
Vermarktung seines Stroms beim Übertragungsnetzbetreiber verursacht. Damit ist das Modell 
der Marktprämie annähernd kostenneutral im Vergleich zum bisherigen EEG-
Wälzungsmechanismus. Im Rahmen der Gesamtbetrachtung des EEG fallen ungefähr die 
selben Kosten an, wie im System der gesetzlich garantierten Einspeisevergütungen. Es wird 
aber ein Anreiz dafür geschaffen, dass EEG-Anlagenbetreiber ihren Strom direkt vermarkten 
und eine schrittweise Marktintegration der erneuerbaren Energien erfolgt. Der Vorteil für den 
Anlagenbetreiber oder mehrere kooperierende Anlagenbetreiber ist, dass sie unter Umstän-
den am Markt höhere Erlöse erzielen als der allgemeine Marktpreis, weil Sie beispielsweise 
ihre Erzeugung planbar einsetzen können und in hochpreisigen Marktphasen entsprechend 
gewinnbringender verkaufen. Zudem können Sie gegebenenfalls die Managementkosten 
ihrer Vermarktung geringer halten als die erhaltene Managementprämie und darüber zusätz-
lich Rendite generieren. Die monatliche entry-exit-option ermöglicht dabei jederzeit die Rück-
kehr in das System der gesetzlich garantierten Vergütungssätze und erlaubt den Anlagenbe-
treibern ein „Ausprobieren der Direktvermarktung“. 
 
Das Grünstromprivileg (§ 39 EEG 2012) 
Das Grünstromprivileg wurde durch die Novellierung des EEG nicht neu eingeführt, sondern 
lediglich neu geregelt. In der Vergangenheit waren Stromlieferanten, die mehr als 50% ihres 
an Endverbraucher gelieferten Stroms aus vergütungsfähigen EEG-Anlagen direkt bezogen 
haben, von der Zahlung der EEG-Umlage für seinen gesamten an Endverbraucher geliefer-
ten Stromabsatz befreit. Damit hatten diese Lieferanten wirtschaftlich gesehen gegenüber 
anderen Lieferanten im Jahr 2011 einen Kostenvorteil in Höhe der EEG-Umlage von 3,530 
ct/kWh. Dadurch konnten sie dem Anlagenbetreiber einen etwas höheren Abnahmepreis be-
zahlen und gleichzeitig den eigenen Kunden einen günstigeren Preis anbieten. Diese Rege-
lung führte allerdings zu einer sehr selektiven Nutzung von EEG-Anlagen machte eine Direkt-
vermarktung nur für jene Anlagen interessant, deren Vergütungssätze ohnehin schon relativ 
nahe am oder unter dem Marktpreis lagen. Für weite Teile der Biomasse, Wind oder Photo-
voltaik war die Reglung unattraktiv. Dies führte dazu, dass einige Stromvertriebe und deren 
Kunden zwar von der Regelung profitierten, allerdings zu Lasten der übrigen Verbraucher. 
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Diese hatten erstens keinen vergünstigten „umlagebefreiten“ Stromtarif und zweitens fiel für 
sie die EEG-Umlage höher als notwendig aus, da vor allem geringvergütete EEG-Anlagen 
aus der Kostenwälzung des EEG herausfielen und zudem die EEG-Kosten auf einen geringe-
ren Stromabsatz verteilt werden mussten. Daher wurde das Grünstromprivileg im Rahmen 
der Novellierung neu geregelt und verschärfte Anforderungen an die Art des Strombezugs 
aus EEG-Anlagen und deren Vermarktung definiert. 
Abbildungen 25 und 26 zeigen die Prognose der Übertragungsnetzbetreiber für den Anteil der 
direkt vermarkteten EEG-Mengen bis 2016. Dabei zeigt sich, dass im Bereich der Windener-
gie und der Biomasse das Marktprämienmodell die vorwiegend gewählte Variante darstellen 
wird und 2016 substanzielle Mengen darüber direkt vermarktet werden. Bei der Wasserkraft 
werden größere Teile auch über das Grünstromprivileg vermarktet, wenngleich auch hier das 
Marktprämienmodell für weite Teile der Erzeugung ebenfalls lukrativ sein wird. Im Bereich 
Deponie-, Klär- und Grubengas ist für viele Anlagenbetreiber die Direktvermarktung im Rah-
men des Grünstromprivilegs attraktiver, da hier viele Anlagen schon sehr nahe am Marktpreis 
operieren. Im Bereich der Photovoltaik werden in naher Zukunft nur geringe Anteile direkt 
vermarktet und falls doch, dann lediglich im Rahmen des Marktprämienmodells. 
 
Abb. 25: Direktvermarktung: Wind onshore, Wind offshore und Photovoltaik bis 2016 
BDEW Bundesverband der 

























































Marktintegration der erneuerbaren Energien:
Wind onshore & offshore, Photovoltaik
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Abb. 26: Direktvermarktung: Biomasse, Wasserkraft und DKG-Gase bis 2016 
BDEW Bundesverband der 


























































Marktintegration der erneuerbaren Energien:

















































































































Quellen: 2010: EEG-Jahresabrechnungen; 2011-2016: EEG-Mittelfristprognosen der Übertragungsnetzbetreiber vom 15.11.2010 und 15.11.2011                                                                                                                       
 
 
11 Regionale Verteilung der EEG-Anlagen und des EEG-
Vergütungsaufkommens 
 
Im Folgenden werden die regionale Verteilung der EEG-Anlagen, deren EEG-vergütete 
Stromerzeugung und die daraus resultierenden Vergütungssummen abgebildet. Datenbasis 
dafür bilden die Veröffentlichungen der Übertragungsnetzbetreiber gemäß § 52 Abs. 1 
Nr. 2 EEG, wonach die Übertragungsnetzbetreiber verpflichtet sind u. a. den Standort, die 
installierte Leistung, die nach EEG vergütete Strommenge sowie die Höhe der Vergütungs-
zahlung aller mittelbar und unmittelbar an ihr Übertragungsnetz angeschlossenen EEG-
Anlagen zu veröffentlichen. Die Auswertung dieser umfangreichen Datensätze liegt derzeit 
mit den Werten der Jahresabrechnung 2010 vor. Daher beziehen sich die folgenden Darstel-
lungen auf das Jahr 2010. In Niedersachsen ist aufgrund der intensiven Windnutzung die 
meiste Leistung installiert und es wird auch am meisten EEG-Strom produziert wird, gefolgt 
von Bayern mit der zweithöchsten installierten Leistung und EEG-Stromerzeugung. In Bayern 
ist mit etwas über 300.000 EEG-Anlagen mit  Abstand die größte Anzahl an EEG-Anlagen. 
Da es sich hierbei überwiegend um Photovoltaik-Anlagen handelt, die im Durchschnitt auch 
die höchste Vergütung erhalten, liegt Bayern auch bei der Vergütungssumme vorne. 
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Tab. 9: Anlagenzahl, Leistung, Strommengen und Vergütung 2010 nach Bundesländern 
BDEW Bundesverband der 












Baden-Württemberg 186 343 4 248 6 697 1 549
Bayern 307 689 8 378 12 717 3 149
Berlin 6 334 117 163 23
Brandenburg 17 372 5 312 8 397 931
Bremen 1 138 140 179 19
Hamburg 1 779 99 244 27
Hessen 60 392 1 683 2 298 462
Mecklenburg-Vorpommern 7 955 2 052 3 994 511
Niedersachsen 80 745 8 936 15 101 2 097
Nordrhein-Westfalen 122 332 5 733 8 617 1 375
Rheinland-Pfalz 48 361 2 409 3 116 529
Saarland 12 294 366 432 80
Sachsen 18 691 1 799 3 033 453
Sachsen-Anhalt 13 248 4 445 6 533 737
Schleswig-Holstein 23 999 3 881 6 611 880
Thüringen 13 022 1 390 2 473 348
Wind offshore 16 80 174 26
 
 
Abb. 27: Anteile an EEG-Stromerzeugung und EEG-Vergütung 2010 nach Bundesländern 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.


























Stromerzeugung aus EEG-Anlagen 2010
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Abb. 28: EEG-Gesamt: Regionale Verteilung von Leistung, Strommengen und Vergütung 
BDEW Bundesverband der 










































































































































































Abb. 29: Windenergie: Regionale Verteilung von Leistung, Strommengen und Vergütung 
BDEW Bundesverband der 
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Abb. 30: Photovoltaik: Regionale Verteilung von Leistung, Strommengen und Vergütung 
BDEW Bundesverband der 













































































































































































Abb. 31: Biomasse: Regionale Verteilung von Leistung, Strommengen und Vergütung 
BDEW Bundesverband der 
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12 Regionale Verteilung der EEG-induzierten Zahlungsströme 
 
Für eine umfassendere Bewertung des EEG greift eine alleinige Betrachtung der EEG-
Vergütungssummen zu kurz. Den Kosten des EEG muss auch der Nutzen der Förderung der 
erneuerbaren Energien in Deutschland gegenübergestellt werden. Eine umfassende Betrach-
tung aller Faktoren sollte einerseits den gestifteten Umweltnutzen (überwiegend in Form von 
CO2-Einsparungen) und die Umweltkosten (Landschaftsbild, Verlust an Biodiversität durch 
Monokulturen etc.) einbeziehen, andererseits aber auch die ökonomischen Wirkungen be-
rücksichtigen. Dazu zählt die entstehende Wertschöpfung durch die Förderung der EEG-
Anlagen angefangen bei der Rohstoffförderung (Silizium, Eisenerze etc.), der Rohstoffaufbe-
reitung (bspw. Umwandlung in polykristallines Silizium oder Herstellung von Spezialstählen) 
über die Fertigung bis hin zur Montage, dem Betrieb sowie der Wartung und Instandhaltung 
der Anlagen. Im Rahmen einer gesamten Lebenszyklus-Betrachtung wären zudem noch das 
Recycling und die Entsorgung am Ende der Nutzungsdauer einer EEG-Anlage einzubezie-
hen. Weiter gefasst wären noch die resultierenden Arbeitsplatz-, Substitutions- und Budgetef-
fekte zu berücksichtigen. Sicherlich wäre auch eine sozioökonomische Betrachtung der Ver-
teilungseffekte interessant. Zusammengefasst mündet die Wertschöpfung über die gesamte 
Wertschöpfungskette letztendlich in der Investition des Anlageninvestors bzw. des Anlagen-
betreibers, der seine Investition über den Erhalt der gesetzlich garantierten Vergütungszah-
lungen oder anderen Fördermechanismen des EEG amortisiert. Eine solche umfassende 
Betrachtung ist sehr komplex und kann an dieser Stelle leider nicht geleistet werden. 
Um die regionalen Verteilungseffekte trotzdem zu beschreiben, kann man der regionalen Ver-
teilung der Nutzung der erneuerbaren Energien und damit der Verteilung des EEG-
Fördervolumens die regionale Verteilung des Aufkommens der EEG-Umlage gegenüberstel-
len. Deshalb werden im Folgenden für eine Betrachtung der regionalen EEG-induzierten Zah-
lungsströme die an die Anlagenbetreiber ausbezahlten Vergütungszahlungen abzüglich der 
Vermarktungserlöse des erzeugten Stroms und abzüglich der vermiedenen Netzentgelte 
– kurzum das EEG-Fördervolumen – und die Summe der von den Verbrauchern bezahlten 
EEG-Umlage nach Bundesländern gegenübergestellt. Die Vermarktungserlöse des erzeugten 
EEG-Stroms werden zur Ermittlung des regionalen Mittelzuflusses von der Vergütungssum-
me abgezogen, da nur der Förderanteil an der Stromerzeugung aus EEG-Anlagen in die Be-
trachtung der regionalen Zahlungsströme einfließen soll. Zudem werden die vermiedenen 
Netzentgelte in Abzug gebracht, da durch die dezentrale, kleinteilige Aufstellung vieler EEG-
Anlagen in der Mittel- und Niederspannungsebene zum Teil Netzkosten in überlagerten Netz-
ebenen eingespart werden, also zusätzlich zum Wert des erzeugten Stroms Nutzen gestiftet 
wird. Letztendlich wird also nur der über die EEG-Umlage geförderte Anteil an den gesamten 
EEG-Systemkosten für die Betrachtung der regionalen Zahlungsströme berücksichtigt. (s. 
auch Kap. 7). 
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Der Mittelzufluss eines Bundeslandes bzw. des gesamten Mittelzuflusses an die dort ansäs-
sigen Anlagenbetreiber lässt sich mit den Daten aus der regionalen Verteilung der EEG-
Vergütungssummen (s. Kap. 11) und den durchschnittlichen Erlösen aus der EEG-
Vermarktung unter Berücksichtigung der spezifischen Profilfaktoren ermitteln. Für den Mittel-
abfluss bzw. das Aufkommen der EEG-Umlage wurde der Stromverbrauch der einzelnen 
Bundesländer herangezogen und die Verteilung des privilegierten Letztverbrauchs, der nur 
mit der begrenzten EEG-Umlage in Höhe von 0,05 ct/kWh belegt wird, abgeschätzt. Auf Ba-
sis der Verbrauchsdaten kann somit der Mittelabfluss eines Bundeslandes bzw. der Mittelab-
fluss in Form der von den dort ansässigen Verbrauchern zu bezahlenden EEG-Umlage ermit-
telt werden. Für den Stromverbrauch als Bemessungsgröße wurden die Werte für den EEG-
pflichtigen Letztverbrauch aus der EEG-Jahresabrechnung 2010 sowie dem 
Prognosekonzept zur Ermittlung der EEG-Umlage 2011 übernommen. Da darin aber keine 
Verteilung des Stromverbrauchs auf die einzelnen Bundesländer angegeben ist, wurden die 
Anteile der einzelnen Bundesländer am Stromverbrauch 2010 aus dem Netz der allgemeinen 
Versorgung auf den EEG-pflichtigen Letztverbrauch 2010 und 2011 übertragen. Die Ergeb-
nisse sind auf den folgenden Seiten für das EEG insgesamt sowie aufgeschlüsselt für die 
Energieträger Wind, Photovoltaik und Biomasse und dargestellt. 
Im Jahr 2011 erhalten die Anlagenbesitzer in Bayern insgesamt die höchsten Mittelzuflüsse 
durch das EEG, mit deutlichem Abstand gefolgt von Schleswig-Holstein, Brandenburg und 
Niedersachsen. Neben der Menge und Art der EEG-Stromerzeugung erhält 2011 der Strom-
verbrauch als Basisgröße für den Mittelabfluss eine weitaus höhere Bedeutung als im Vor-
jahr. Der deutlichen Anstieg der EEG-Umlage im Jahr 2011 führt zu deutlich höheren Mittel-
abflüssen, da die Umlage pro Kilowattstunde verbrauchtem Strom geleistet wird und somit die 
verbrauchsabhängige Summe der geleisteten Zahlungen ebenfalls deutlich ansteigt. 
Bayern ist zwar das Bundesland mit dem zweithöchsten Stromverbrauch in Deutschland und 
die dortigen Verbraucher leisten mit etwas mehr als 2 Mrd. € auch die zweithöchsten Zahlun-
gen in das EEG-System. Als größter Photovoltaik- sowie größter Biomasse-Stromproduzent 
erhalten die dortigen Anlagenbetreiber auch die mit Abstand höchsten Mittelzuflüsse von ins-
gesamt etwa 3,3 Mrd. €, sodass im Saldo ein Überschuss von 1,1 Mrd. € verbleibt. Schles-
wig-Holstein und Brandenburg erzielen relativ hohe Zuflüsse durch Wind und Biomasse bei 
gleichzeitig relativ geringem Stromverbrauch und damit moderaten Mittelabflüssen. Nieder-
sachsen ist das Bundesland mit dem viertgrößten Stromverbrauch nach Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und Baden-Württemberg und hat demzufolge einen hohen Mittelabfluss, als größter 
Windproduzent und zweitgrößter Biomasse-Stromerzeuger erzielen die dortigen Anlagenbe-
treiber in Summe auch einen entsprechend hohen Mittelzufluss, sodass Niedersachsen auch 
der viertgrößte Netto-Empfänger ist. Den mit Abstand höchsten Mittelabfluss erfährt 
Nordrhein-Westfalen, das auch mit Abstand den höchsten Stromverbrauch hat. Der Anteil 
Nordrhein-Westfalens am deutschen Stromverbrauch beträgt 28% und ist damit etwa doppelt 
so hoch wie der Stromverbrauch der zweitgrößten Verbrauchers Bayern. Zwar wird gut 10% 
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des EEG-Stroms in Nordrhein-Westfalen produziert, da davon aber gut 40% aus Winderzeu-
gung mit relativ geringen Förderkosten stammen, sind die Mittelzuflüsse angesichts der Grö-
ße Nordrhein-Westfalens moderat. Als bevölkerungsreichstes und stark industrialisiertes 
Bundesland mit entsprechend hohem Stromverbrauchs sind die Mittelabflüsse in Höhe von 
über 3,5 Mrd. € hingegen am größten. Mit deutlichem Abstand zweitgrößter Nettoleister ist 
Baden-Württemberg. Baden-Württemberg erhält zwar hohe Mittelzuflüsse aus Photovoltaik 
und Biomasse, diese sind aber nicht hinreichend groß, um die hohen Mittelabflüsse aufgrund 
des ebenfalls hohen Stromverbrauchs auszugleichen (Abbildungen 32 bis 39). 
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Abb. 32: Regionale Zahlungsströme des EEG 2011 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 gesamt:
Regionale Verteilung der EEG-Zahlungsströme





















EEG-induzierter Mittelzufluss (EEG-Auszahlungen abzgl. Vermarktungserlöse abzgl. vermiedene Netzentgelte)

















































































































































































Abb. 33: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme 2011 nach Bundesländern 
(absteigend sortiert) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 gesamt: Salden der EEG-
Zahlungsströme nach Bundesländern
Anmerkung: Die Aufsummierung der einzelnen Ländersalden ergibt nicht Null, sondern entspricht etwa dem Sollstand des EEG-Kontos zum 
Jahresende 2010. In der Betrachtung der Zahlungsströme fällt dieser Betrag aufgrund der Nachholung aus 2010 in der EEG-Umlage 2011 als
zusätzlicher Mittelabfluss an. Der Mittelzufluss ist aber bereits 2010 in Form von Vergütungszahlungen an die Anlagenbetreiber geflossen.




























































































































































Saldo aus Mittelzufluss und Mittelabfluss 2011
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Abb. 34: Regionale Zahlungsströme des EEG 2011 Windenergie 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Wind:
Regionale Verteilung der EEG-Zahlungsströme





















Wind: EEG-induzierter Mittelzufluss (EEG-Auszahlungen abzgl. Vermarktungserlöse abzgl. vermiedene Netzentgelte)
















































































































































































Abb. 35: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme Wind 2011 
nach Bundesländern (absteigend sortiert) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Wind: Salden der EEG-
Zahlungsströme nach Bundesländern
































































































































































Wind: Saldo aus Mittelzufluss und Mittelabfluss 2011
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Abb. 36: Regionale Zahlungsströme des EEG 2011 Photovoltaik 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Photovoltaik:
Regionale Verteilung der EEG-Zahlungsströme





















Photovoltaik: EEG-induzierter Mittelzufluss (EEG-Auszahlungen abzgl. Vermarktungserlöse abzgl. vermiedene Netzentgelte)













































































































































































Abb. 37: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme Photovoltaik 2011 
nach Bundesländern (absteigend sortiert) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Photovoltaik: Salden der EEG-
Zahlungsströme nach Bundesländern



























































































































































Photovoltaik: Saldo aus Mittelzufluss und Mittelabfluss 2011
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Abb. 38: Regionale Zahlungsströme des EEG 2011 Biomasse 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Biomasse:
Regionale Verteilung der EEG-Zahlungsströme





















Biomasse: EEG-induzierter Mittelzufluss (EEG-Auszahlungen abzgl. Vermarktungserlöse abzgl. vermiedene Netzentgelte)

















































































































































































Abb. 39: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme Biomasse 2011 
nach Bundesländern (absteigend sortiert) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2011 Biomasse: Salden der EEG-
Zahlungsströme nach Bundesländern
































































































































































Biomasse: Saldo aus Mittelzufluss und Mittelabfluss 2011
 
SP; 23.01.2012 Seite 61 von 66 
Im Vorjahresvergleich sind vor allem die verbrauchsstarken Bundesländer stärker zu Bei-
tragsleistern innerhalb des EEG-Fördersystems geworden, da hier der deutliche Anstieg der 
EEG-Umlage 2011 von 2,047 ct/kWh auf 3,530 ct/kWh im Jahr 2011 den Anstieg bei den 
Mittelzuflüssen infolge des weiteren Ausbaus der erneuerbaren Energien deutlich überkom-
pensiert hat. Am stärksten davon betroffen ist Nordrhein-Westfalen, dass zwar seine Mittelzu-
flüsse gegenüber 2010 um knapp 30% steigern konnte, dessen Mittelabflüsse gleichzeitig 
aber um über 60% gestiegen sind. Ebenfalls betroffen sind die relativ verbrauchsstarken 
Bundesländer Baden-Württemberg, Hessen, Sachsen und Rheinland-Pfalz. Die Stadtstaaten 
Berlin, Hamburg und Bremen gehören zwar zu den schwächeren Stromverbrauchern, sind 
aber ebenfalls stärkere Beitragsleister geworden, da die Möglichkeiten zur Nutzung erneuer-
barer Energien und damit zur Generierung von Mittelzuflüssen durch Windenergie oder Bio-
masse eher begrenzt sind. Niedersachsen hat ebenfalls einen Rückgang der Mittelzuflüsse 
hinnehmen müssen, ist aber weiterhin Netto-Empfänger aufgrund der hohen Stromerzeugung 
aus Windenergie und Biomasse. Lediglich Bayern konnte seinen positiven Saldo leicht erhö-
hen, da hier die verbrauchsabhängigen Mittelabflüsse zwar um über 60% gestiegen sind, die 
Mittelzuflüsse aber aufgrund des weiteren Ausbaus der Photovoltaik um 74% gestiegen sind. 
Insgesamt summiert sich der Saldo von Mittelabflüssen und Mittelzuflüssen im Jahr 2011 
nicht auf null, da in den Mittelabflüssen 2011 auch die in der EEG-Umlage 2011 berücksich-
tigte Nachholung aus dem Jahr 2010 enthalten ist, d. h. die Verbraucher leisten im Jahr 2011 
Beiträge für EEG-Vergütungen, die im Jahr 2010 angefallen sind und an die Anlagenbetreiber 
ausbezahlt wurden, 2010 aber nicht durch die EEG-Umlage erhoben wurden, da die EG-
Umlage 2010 zu niedrig bemessen war. Daher saldieren sich die Einzelwerte der Bundeslän-
der zwangsläufig auf den Fehlbetrag des EEG-Kontos zum Jahresende 2010 in Höhe von 
minus 1,1 Mrd. € (Nachholung 2010 in 2011). 
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Abb. 40: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme 2010/11 nach Bundesländern (Karte) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
EEG 2010 und 2011: 
Salden der EEG-Zahlungsströme insgesamt
Negativer Saldo
2011





Abb. 41: Salden der EEG-induzierten Zahlungsströme 2010/11 nach Bundesländern (Grafik) 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
Quelle: BDEW (eigene Berechnungen auf Basis der EEG-Jahresabrechnung 2010 und des Konzepts zur Berechnung der EEG-Umlage 2011 vom 15.10.2010)
EEG 2010 und 2011 im Vergleich: 
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13 EEG-Vorschau: Die EEG-Mittelfristprognose bis 2016, Entwicklung der 
durchschnittlichen Vergütung und Bandbreite der EEG-Umlage 2013 
 
Im Rahmen des EEG sind die Übertragungsnetzbetreiber gesetzlich dazu verpflichtet, einmal 
pro Jahr – immer zum 15. November eines Jahres – eine Vorschau für die Entwicklung der 
EEG-Anlagen und deren Stromerzeugung sowie eine Bandbreite für die Entwicklung der 
EEG-Umlage für das übernächste Jahr zu veröffentlichen.  
Die wesentlichen Ergebnisse der von den Übertragungsnetzbetreibern erstellten EEG-
Mittelfristprognose vom 15. November 2011 für die Jahre 2012 bis 2016 sind in den folgen-
den Abbildungen 42 bis 44 dargestellt. Die Werte für das Jahr 2011 entstammen der EEG-
Mittelfristprognose für die Jahre 2011 bis 2015 vom 15. November 2010. 
 
Abb. 42: Entwicklung der installierten Leistung der EEG-Anlagen bis 2016 
BDEW Bundesverband der 






































Biomasse Wasser Gase Geothermie* Wind offshore Wind onshore Photovoltaik
Installierte Leistung der EEG-Anlagen bis 2016
•Geothermie nicht sichtbar (2016: installierte Leistung 79 MW))
Quellen: 2009/10: EEG-Anlagenregister, 2011-2016: EEG-Mittelfristprognosen vom 15.11.2010 und 15.11.2011
ab 2011: Prognose der Übertragungsnetzbetreiber
 
 
Gemäß EEG-Mittelfristprognose steigt die installierte Leistung der EEG-förderfähigen Anla-
gen bis 2016 auf 93.951 MW (Abb. 42). Maßgeblich getragen wird der Ausbau von der weite-
ren Entwicklung der Photovoltaik sowie dem Ausbau der offshore-Windenergie. Auch der 
weitere Ausbau sowie das Repowering bei Onshore-Windanlagen setzen sich fort, allerdings 
mit geringeren Wachstumsraten als bei Photovoltaik und Offshore-Wind. Die Wachstumsra-
ten bei der Wasserkraft und der Biomasse werden als eher begrenzt gesehen. 
SP; 23.01.2012 Seite 64 von 66 
Abbildung 43 zeigt die Entwicklung der durchschnittlichen EEG-Vergütungssätze in den ein-
zelnen Anlagenkategorien, wobei nur die durchschnittliche Vergütung der fixierten garantier-
ten Einspeisevergütung berücksichtigt wird. Zahlungen an Direktvermarkter im Rahmen der 
Marktprämie sowie Effekte des Grünstromprivilegs sind nicht berücksichtigt. 
Es wird sichtbar, dass bei der Photovoltaik die deutliche Absenkung der Vergütungssätze 
Wirkung zeigt. Einerseits durch die Absenkung selbst und andererseits, weil die seit 2010 
zugebauten Mengen einen großen Anteil der gesamten installierten Leistung ausmachen und 
somit die geminderten Vergütungssätze der neu installierten Anlagen auch den Durchschnitt 
über alle Anlagen entsprechend absenkt. Bei den anderen Anlagekategorien ist trotz der Ver-
gütungsdegression kein Absinken der durchschnittlichen Vergütung erkennbar, in manchen 
Anlagekategorien steigt die durchschnittliche Vergütung sogar minimal. Der Grund dafür ist, 
dass die Direktvermarktung im Rahmen des Grünstromprivilegs überwiegend für jene Anla-
gen attraktiv ist, deren Vergütungssätze eher im unteren Bereich der Spannbreite einer Anla-
genkategorie liegen (s. Kap. 9), d. h. Anlagen mit geringen Vergütungssätzen verlassen das 
System der garantierten Einspeisevergütung, wodurch die durchschnittliche Vergütung der 
verbleibenden EEG-geförderten Anlagen innerhalb einer Anlagenkategorie ansteigt. Der An-
stieg wird allerdings durch die Vergütungsdegression der Neuanlagen kompensiert, sodass 
das Niveau in etwa gleich bleibt oder nur leicht ansteigt. 
 
Abb. 43: Durchschnittliche Vergütung nach Anlagekategorien bis 2016 
BDEW Bundesverband der 
Energie- und Wasserwirtschaft e.V.
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Biomasse Wasser Gase Geothermie Wind onshore Wind offshore Photovoltaik**
Durchschnittliche EEG-Vergütung* nach 
Anlagekategorien bis 2016
Quellen: 2009/10: EEG-Jahresabrechnungen 2009/10; 2011: Konzept zur Prognose der EEG-Umlage; 2012-2016: EEG-Mittelfristprognose            
* Durchschnittliche Vergütung für fixierte Einspeisevergütung, also ohne Berücksichtigung von Marktprämie oder Direktvermarkter
** PV-Eigenverbrauchsregelung nach §33 (2) EEG berücksichtigt
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Trotz der deutlichen Vergütungsdegression erhalten Photovoltaikanlagen absolut gesehen 
immer noch die höchste durchschnittliche Vergütung und sind damit der maßgebliche Treiber 
des weiteren Anstiegs der EEG-Vergütungssumme. Bis 2016 steigt die Summe der EEG-
Auszahlungen auf über 23 Mrd. € gegenüber knapp 13 Mrd. € im Jahr 2010. Knapp 6 Mrd. € 
dieses Anstiegs um über 10 Mrd. € entfallen auf die Photovoltaik, deren Anteil an der Vergü-
tungssumme auch schon 2010 über dem der Biomasse und der Windenergie lag (Abb. 44). 
 
Abb. 44: Entwicklung der EEG-vergüteten Strommengen und Vergütungssummen bis 2016 
BDEW Bundesverband der 

































































Biomasse Wasser* Gase Geothermie** Wind onshore Wind offshore Solarenergie
EEG-Strommengen und EEG-Auszahlungen
2000 bis 2016
* Wasser beinhaltet bis einschl. 2003 auch die Kategorie Gase                                                     Quellen: 2000-2010: EEG-Jahresabrechnungen 
** Geothermie nicht sichtbar (2015: Stromerzeugung 366 GWh, EEG-Vergütung 79 Mio. Euro)                 2011: EEG-Mittelfristprognose vom 15.11.2010
*** EEG-Auszahlungen: EEG-Vergütung, Marktprämie und PV-Eigenverbrauchsregelung                         2012-2016: EEG-Mittelfristprognose vom 15.11.2011
ab 2011: Prognose der Übertragungsnetzbetreiber
 
 
Parallel zur Veröffentlichung der Mittelfristprognose sind die Übertragungsnetzbetreiber dazu 
verpflichtet eine Bandbreite für die EEG-Umlage des übernächsten Jahres zu veröffentlichen. 
Diese beläuft sich gemäß der Veröffentlichung vom 15. November 2011 auf 3,66 bis 4,74 
ct/kWh im Jahr 2013. Das Szenario für die Untergrenze der Bandbreite unterstellt ein Trend-
wachstum beim Ausbau der EEG-Anlagen sowie einen hohen Stromverbrauch (nicht-
privilegierter Letztverbrauch), auf den die EEG-Differenzkosten zur Ermittlung der EEG-
Umlage entsprechend breiter verteilt werden kann. Das obere Ende der Bandbreite unterstellt 
einen oberen Ausbaupfad für EEG-Anlagen bei gleichzeitig geringerem Stromverbrauch im 
Jahr 2013. Wie hoch die EEG-Umlage 2013 letztendlich ausfallen wird, hängt vor allem vom 
weiteren Ausbau der EEG-Anlagen in den ersten drei Quartalen des kommenden Jahres so-
wie von der konjunkturellen Entwicklung Deutschlands als eine Einflussgröße für den Strom-
verbrauch ab. 
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Unabhängig von der weiteren Kostenentwicklung des EEG hat der Gesetzgeber mit der Ein-
führung von Instrumenten zu einer besseren Marktintegration der erneuerbaren Energien im 
Rahmen der Novellierung des EEG eine wichtige Weichenstellung vorgenommen. Damit 
können die EEG-Anlagenbetreiber eine zunehmend bedeutendere Rolle im deutschen 
Strommarkt übernehmen, so dass erneuerbare Energien zukünftig in der Tat eine tragende 
Säule der Stromversorgung in Deutschland sein können. 
Mehr Gewicht in der Stromerzeugung bedeutet auch mehr Verantwortung für das Gesamt-
system der Stromversorgung. Die Interdependenz zwischen quantitativem Wachstum der 
erneuerbaren Energien und den wachsendem Aufwand zu deren Integration in das Gesamt-
system wird deutlich stärker in den Fokus der energiewirtschaftlichen Anstrengungen kom-
men müssen. Neben einer schrittweisen Marktintegration heißt dies vor allem, dass die er-
neuerbaren Energien auch ihren Beitrag zur Netzstabilität und Versorgungssicherheit leisten. 
Die Novellierung des EEG in diesem Jahr enthielt erste Schritte. Für eine auch zukünftig si-
chere und bezahlbare Stromversorgung werden jedoch noch weitere Schritte und technologi-
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Die technische Entwicklung der Windkraftnutzung wurde historisch gesehen vor
allem empirisch vorangetrieben; die wissenschaftliche Arbeit dazu begann erst zum
Beginn des 20. Jahrhunderts.
Die theoretischen Grundlagen zur Art und Weise der Windenergienutzung sowie die
Bauformen sind seitdem im Prinzip unverändert. Jedoch hat sich die Variante mit
horizontaler Achse und drei Rotorblättern durchgesetzt. In den konstruktiven Details und vor
allem in der Regelung und der Anpassung an das elektrische Netz hat sich in den
vergangenen 20 Jahren viel getan und diese Entwicklung wird auch weiterhin im Fokus
stehen.
Inhalte dieses Kapitels:
Dänisches Konzept - mit passiver oder aktiver Stallregelung
Konzept mit Asynchrongenerator und Schlupfregelung
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In Deutschland stehen Ende 2011 22.297
Windenergieanlagen.
Quelle: www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/print?nid=671
Anzahl der Windenergieanlagen in Deutschland
Zubau Kumuliert





















Statistik Drucken | Bundesverband WindEnergie e.V. http://www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/print?nid=671











Bei modernen Windenergieanlagen werden die Blätter durch das Prinzip des
aerodynamischen Auftriebs bewegt. Wenn der Wind auf ein Rotorblatt trifft so wird Luft
oberhalb und unterhalb des Blattes entlanggeführt.
Da das Blatt gewölbt ist, hat die Luft oberhalb des
Blattes einen längeren Weg um das Profil herum
und muss somit schneller fließen als die Luft auf
der Unterseite.
Dadurch entsteht oberhalb des Blattes ein
Unterdruck (Saugseite) und unterhalb ein
Überdruck (Druckseite). Durch diese Druckdifferenz
wird eine Auftriebskraft FA erzeugt, die immer
senkrecht zur Anströmung steht und die das
Rotorblatt antreibt und den Rotor in Drehung
versetzt.
Auftriebsläufer können horizontale oder vertikale
Achsen besitzen. Der maximale Leistungsbeiwert
cp  für Auftriebsläufer beträgt theoretisch 59
Prozent (siehe Betz Theorie) und liegt somit
wesentlich höher als bei Widerstandsläufern. Reale
Windenergieanlagen erreichen einen cp max Wert
von bis zu 52 Prozent.
Die Auftriebskraft nimmt mit dem Quadrat der
Windgeschwindigkeit v, mit der Tragfläche A, der
Luftdichte ρ und dem Auftriebsbeiwert cA zu. Für die Auftriebskraft FA gilt:
Die Fläche A ist die Tragfläche, und ist gleich der Breite mal der Länge des Blattes. Der
Auftriebsbeiwert cA ist abhängig vom Anstellwinkel αA . Mit der Anpassung des
Anstellwinkels kann die Auftriebskraft gesteuert und die Rotordrehzahl reguliert werden
(siehe Leistungsregelung).
Die durch Reibung an der Oberfläche verursachte Widerstandskraft FW tritt auch bei
Auftriebsläufern auf, aber bleibt bei einem geringen Anstellwinkel sehr klein (20 bis 100 Mal
niedriger als die Auftriebskraft). Sie ist immer in Anströmrichtung orientiert. Ab einem
Anstellwinkel von circa 20 Grad beginnt die Widerstandskraft deutlich größer zu werden.
Gleitzahl
Die Gleitzahl ε ist das Verhältnis zwischen dem Auftriebsbeiwert cA und dem
Widerstandsbeiwert cW und bestimmt die Güte des Blattes.
Die Gleitzahl hängt von dem Blattprofil und dem Anstellwinkel ab. Je größer die Gleitzahl,
desto geringer die Luftwiderstandverluste, desto schneller das Blatt und besser der




Luftdruck an einem Baltt
Gefällt mir 6
Auftriebsläufer | Bundesverband WindEnergie e.V. http://www.wind-energie.de/infocenter/technik/funktionsweise/auftrieb...











Windenergie ist die kinetische Energie bewegter Luft (von griechisch kinesis = Bewegung).
Bei der Umwandlung in elektrische Energie durch eine Windenergieanlage muss die
Energie des Windes über die Rotorblätter zunächst in mechanische  Rotationsenergie
gewandelt werden, die dann über einen Generator elektrischen Strom liefert.
Die Wandlung der kinetischen Energie des Windes in elektrische Energie unterliegt, wie alle
Energiewandlungen, energetischen „Verlusten“. So kann dem Wind rein physikalisch nicht
mehr als 59 Prozent der Leistung entnommen werden. (siehe Betz und
Leistungsentnahme). Zusätzlich kommen noch aerodynamische Verluste durch Reibung
und Verwirbelungen am Rotorblatt hinzu. Circa weitere zehn Prozent Verluste entstehen
durch Reibung in den Lagern und dem Getriebe sowie im Generator selbst, in den
Umrichtern und den Kabeln als elektrische Verluste.
Kinetische Energie
Jede bewegte Masse m (Körper, Flüssigkeit oder Gas) enthält kinetische Energie EKin. Sie
ist gleich der Hälfte der Masse des Körpers mal dem Quadrat der Geschwindigkeit v:
Für Windkraftanlagen ist die bewegte Masse die Luft, die durch die Rotorfläche strömt.
Energie und Leistung
Der Luftdurchsatz, auch Massenstrom genannt, der in einer bestimmten Zeit durch die
Rotorfläche eines Windrades strömt, beträgt:
Die Leistung P ist gleich der Energie E pro Zeiteinheit. Somit ergibt sich für die Leistung des
Windes:
Da der Luftdurchsatz proportional und die Energie des Windes vom Quadrat der
Windgeschwindigkeit abhängig ist, ist die Leistung des Windes von der dritten Potenz der
Geschwindigkeit abhängig.
Energiewandlung | Bundesverband WindEnergie e.V. http://www.wind-energie.de/infocenter/technik/funktionsweise/energi...
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Somit ist der entscheidende Faktor für die Leistung des Windes seine Geschwindigkeit.
Nimmt die Windgeschwindigkeit um das 3 fache zu, so wird die Leistung um 3x3x3 = 27
Mal größer.
Die Dichte der Luft hat einen linearen Einfluss auf die Leistung. Kalte Luft ist dichter als
warme Luft, somit liefert eine Windkraftanlage bei gleicher Windgeschwindigkeit z.B. bei
-10°C ca. 11% mehr Energie als bei +20°C. Da die Di chte der Luft auch vom
Umgebungsdruck abhängig ist, haben Hoch- und Tiefdruckgebiete sowie die Höhenlage
des Standorts einen Einfluss auf den Ertrag eines Windrades.
Mechanische Leistung
An der drehenden Welle des Rotors wird die mechanische Leistung Pmech über das Produkt
aus Drehmoment M und Rotorwinkelgeschwindigkeit Ω bzw. Drehzahl n bestimmt:
Elektrische Leistung
Der angetriebene Generator setzt die mechanische Leistung in elektrische Leistung, die
über das Produkt von Strom I und Spannung U bestimmt ist, um. Hier gilt das
Induktionsgesetz, das die Kopplung von elektrischen und magnetischen Größen beschreibt.
Beim Generator ergibt sich die induzierte Spannung auf einen im Magnetfeld bewegten
elektrischen Leiter als Wirkung. Beim Motor ist die Kraft auf einen stromdurchflossenen
Leiter im drehenden Magnetfeld die Folge.
Quelle: www.wind-energie.de/infocenter/technik/funktionsweise/energiewandlung
Gefällt mir 3
Energiewandlung | Bundesverband WindEnergie e.V. http://www.wind-energie.de/infocenter/technik/funktionsweise/energi...










Tags: Forschung, Netze, Onshore,
Technik
Funktionsweise
Die Windenergieanlage nutzt die Windenergie - genauer die im Wind enthaltene
Leistung - und wandelt diese mit dem Windrotor erst in mechanische und dann über
einen Generator in elektrische Energie um.
Der Wirkungsgrad einer typischen Windenergieanlage liegt gegenwärtig bei knapp 50
Prozent im Auslegungspunkt. Die Anlage ist für die Energieversorgung ausgelegt, die nicht
die maximale Leistung, sondern den optimalen Energieertrag im Fokus hat. Das bedeutet,
dass sich die Anlage den wechselnden Windbedingungen anpassen muss. Bei modernen
Anlagen und Windparks steht unter anderem die Netzeinbindung im Zentrum der
Entwicklung. Der Windpark muss heute einen Beitrag zu einer stabilen und sicheren
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2.007 MW Windleistung wurden im Jahr 2011 neu installiert.
Quelle: www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/print?nid=870
Installierte Windenergieleistung in Deutschland
Zubau (MW) Kumuliert (MW)
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Eine Windenergieanlage (WEA) dreht sich durch die Auftriebskraft des Windes an den
Rotorblättern. Die Windleistung nimmt mit der dritten Potenz der Windgeschwindigkeit zu
(siehe Energiewandlung). Üblicherweise wird ab einer Windgeschwindigkeit von rund neun
bis zwölf m/s die aus der Auftriebskraft resultierende Rotorleistung durch aerodynamische
Maßnahmen begrenzt, um die vorgegebene Nennleistung nicht zu übersteigen, da es sonst
zu Überlastungen und Materialschäden kommen könnte. Hier muss unterschieden werden
zwischen reinen Sicherheitsmaßnahmen zur Begrenzung der Leistung: bei kleinen WEA
etwa das Bremsen durch Generatorkurzschluss und den Leistungsregelungen großer WEA,
die eine konstante Leistungsabgabe bis hin zum Abschalten der Anlage bei Sturm (circa 25
m/s) sicherstellen.
Bei netzeinspeisenden Windenergieanlagen wird die Leistungsbegrenzung bzw.
Leistungsregelung am Rotor durch die Hauptkonzepte Stall und Pitch realisiert.
Leistungsbegrenzung durch Strömungsabriss (Stall)
Die Stall-Regelung ist das einfachste und das älteste Regelungssystem und wurde in den
1950er Jahren von Johannes Juul in Dänemark entwickelt (Prototyp: Gedser-Anlage 1957).
Wichtigste Voraussetzung für eine stall-geregelte Windenergieanlage ist der Betrieb des
Rotors mit konstanter Drehzahl, das heißt mit konstanter Umfangsgeschwindigkeit. Dies
wird mit Hilfe eines Asynchrongenerators, der fest mit der Netzfrequenz gekoppelt ist,
realisiert.
Wie in dem oberen Bild zu sehen ist, hängt der Anstellwinkel αA von der
Windgeschwindigkeit v ab. Bei hohen Windgeschwindigkeiten wird der Anströmwinkel so
groß, dass die Luftströmung der Profilgeometrie auf der Saugseite (Oberseite des Profils)
nicht mehr folgen kann. Es kommt dort zum Strömungsabriss (englisch: stall). Dies führt zu
einem schlechteren Leistungsbeiwert des Rotorblattes und es wird weniger kinetische
Energie in mechanische Rotationsenergie umgewandelt. Die Anlage wird so im Bereich der
Nennleistung betrieben.
Dieses Prinzip der Leistungsbegrenzung weist eine gewisse Trägheit auf, so dass der
Zeitpunkt bzw. die Situation am Profilschnitt von Strömungsabrissen nicht exakt vorgegeben
werden kann. Bei kurzzeitigen Böen kommt es daher zu Leistungsspitzen. Da aber die
Drehzahl konstant ist, werden diese Leistungsschwankungen in ein höheres Drehmoment
im Antriebsstrang umgesetzt.
Um diese Leistungsschwankungen zu verringern, wird bei einigen Anlagen mit größeren
Nennleistungen (PNenn >1MW) der Stall-Effekt aktiv durch eine Winkelverstellung des
Rotorblattes erzeugt. Durch Verdrehen des Rotorblattes um die Längsachse wird ein
größerer Anstellwinkel eingestellt (im Bild im Uhrzeigersinn drehend). Diese aktive Stall-
Regelung konnte sich aber nicht durchsetzten, da wie bei einer Pitch-Anlage ein
Verstellsystem für die Blätter installiert werden muss und es dennoch zu höheren
Belastungen im Triebstrang der Windkraftanlage kommt.
Stall Normalwind Stall Starkwind
Leistungsbegrenzung und -regelung | Bundesverband WindEnergie e.V. http://www.wind-energie.de/infocenter/technik/funktionsweise/leistun...
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Um den Rotor der stall-geregelten Windenergieanlage auch bei Lastabwurf gegen
Überdrehzahl zu schützen, werden fliehkraftbetätigte verstellbare Blattspitzen verwendet,
so genannte Tip-Bremsen (engl. für Blattspitze).
Leistungsbegrenzung durch Verdrehen der Rotorblätter (Pitch)
Die Regelung der Leistung wird bei pitch-geregelten Windkraftanlagen durch das Verdrehen
der Rotorblätter gewährleistet. Hierbei wird die Vorderkante des Rotorblattes in die
Anströmung c gedreht (so genannte Fahnenstellung). Der geringere Anstellwinkel αA  führt
zu kleineren Auftriebskräften und somit zu einer geringeren Leistung.
Mit diesem Prinzip wird die Leistung durch die Verdrehung der Blätter (Regelung des
Anstellwinkels) an die Windgeschwindigkeit angepasst:
Bei sehr schwachem Wind (unter 4 m/s) produziert die Windenergieanlage keinen
elektrischen Strom: Der Wind ist zu schwach um die Rotorwelle anzutreiben. Die
Blätter sind in so genannter Fahnenstellung (Pitchwinkel ≈ 90°) gedreht. Die
Windenergieanlage steht still oder dreht sehr langsam, was Trudelbetrieb genannt
wird.
Bei normalem Wind (4 bis 12 m/s) dreht die Windenergieanlage und produziert
Leistung, aber der Wind ist noch zu schwach, um die Nennleistung der Anlage zu
erreichen. Der Pitchwinkel ist 0°, die Rotorblätter  stehen im optimalen Arbeitspunkt.
Von der Windleistung wird so viel wie möglich in mechanische Energie umgewandelt.
Bei Starkwind (12 bis 25 m/s) ist die angebotene Windleistung zu groß und die Anlage
muss in ihrer Leistungsabgabe begrenzt werden. Die Anlage wird dann „gepitcht“. Der
Pitchwinkel nimmt mit der Windgeschwindigkeit zu (von 0° bis circa 30 °) und die
Auftriebskraft wird so beeinflusst, dass die Leistungsabgabe der Windenergieanlage
konstant bei Nennleistung bleibt.
Bei Sturm (ab 25 m/s) ist der Wind so stark, dass die Windenergieanlage abgeschaltet
werden muss, um eventuelle Schäden zu vermeiden. Der Pitchwinkel ist nahezu 90°;
die Blätter sind in Fahnenstellung.
Die Verdrehung der Blätter wird durch das Pitch-System realisiert. Da es für jedes
Rotorblatt als selbständiges und unabhängiges System ausgeführt ist, können sie als drei
Primärbremsen angesehen werden. Für das sichere Herunterfahren der Anlage aus allen
Zuständen reicht das Verstellen von nur einem Rotorblatt, das in die Fahnenposition
(Position in Richtung des Windes) gebracht wird.
Bauformen von Bremsklappen: a)verdrehbare Blattspitze, b)Klappe im Flügel, c) aufklappbare Endscheibe
Pitchregelung bei Normalwind Pitchregelung bei Starkwind
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Andere Leistungsregelungen für kleine Windenergieanlagen
Eine andere Möglichkeit, die bei sehr kleinen Windenergieanlagen (PNenn <1 kW) benutzt
wird, ist das Drehen der Gondel aus dem Wind. Dies geschieht meistens durch die
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Quelle: www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/print?nid=674
Windenergie in Baden Würtemberg
Installierte Leistung insgesamt (MW) Neubau (MW)
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Als Nennleistung bezeichnet man die
maximal mögliche Leistung einer
Windenergieanlage. Foto: juwi.de
© 2012 Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena)
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Windenergie Auslegung & Montage Nennleistung einer Windenergieanlage (WEA)
Nennleistung einer Windenergieanlage (WEA)
Die Nennleistung – auch installierte Leistung – ist eine
technische Größe, welche die maximal mögliche
Leistung einer Windkraftanlage angibt. Die tatsächlich
erreichte Leistung hängt von den Windverhältnissen
vor Ort ab.
Eine Windenergieanlage benötigt möglichst lange
ergiebigen Wind in einer Stärke zwischen ihrer
Einschaltgeschwindigkeit, bei der sie die Stromerzeugung
aufnimmt, und ihrer Abschaltgeschwindigkeit, bei der sie
zur Sicherheit abgeschaltet werden muss. Viele
Windenergieanlagen erreichen ihre Nennleistung bei
Windgeschwindigkeiten von 12 bis 13 m/s (rund 45 km/h).
Ab dieser Windgeschwindigkeit produziert eine
Windenergieanlage mit einer Nennleistung von 2 MW auch
tatsächlich zwei Megawatt Strom pro Stunde. Windkraftanlagen werden in der Regel nach der
Windrichtung ausgerichtet, um so den Wind optimal zu nutzen.
Allerdings beginnen die Anlagen bereits bei deutlich geringeren Windgeschwindigkeiten ab ca. 4 m/s zu
arbeiten. Dann produzieren sie jedoch deutlich weniger als die Nennleistungsmenge und arbeiten im so
genannten Teillastbetrieb. Bei zu starkem Wind, also oberhalb einer festgelegten
Abschaltwindgeschwindigkeit (25 - 30 m/s),  werden die Windenergieanlagen zur Sicherheit
abgeschaltet und aus dem Wind gedreht. Auch eine Regulierung der Leistung bei starkem Wind ist
durch die Ausrichtung der Anlage – vor allem bei kleineren Anlagen - möglich. Dabei macht man sich
die Tatsache zunutze, dass die Energieverluste in Abhängigkeit vom Winkel zwischen der Windrichtung
und der Rotorachse zunehmen.
Windenergieanlagen werden so ausgelegt, dass sie an ihrem jeweiligen Standort auf optimale Weise
Strom erzeugen können. Dazu werden sie nach den Normen der IEC (International Electrotechnical
Commission) in verschiedene Windklassen eingeteilt. Anlagen, die für geringere Windstärken geeignet
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Öffnungszeiten: 
Montag - Freitag 8:30 - 12:00 Uhr 
Montag 13:30 - 15:30 Uhr 
Donnerstag 13:30 - 18:00 Uhr 
Sie erreichen uns mit: 
 
    
 





Kreissparkasse Ludwigsburg Nr. 31 (BLZ 604 500 50) 
bei Überweisungen aus dem Ausland bitte angeben: 
IBAN DE44 6045 0050 0000 0000 31 
SWIFT/BIC SOLA DE S1 LBG 
Volksbank Ludwigsburg eG Nr. 484 484 001 (BLZ 60490150) 
Umsatzsteuer-Identifikations-Nummer:  DE 146128122 




Landratsamt  Postfach 760  71607 Ludwigsburg Hindenburgstraße 40 
 Ludwigsburg 
Gegen Empfangsbekenntnis Telefon 07141 144-0 
Energiegenossenschaft  Telefax 07141 144-332 
Ingersheim und Umgebung e.G.   
vertreten durch  Internet: 
Herrn Dieter Hallmann  www.landkreis-ludwigsburg.de 
Remsstraße 10   
74379 Ingersheim  Buchungszeichen 
       5.1455.100087.0 
  




 Euro 24.429,00 € 
 
Unser Zeichen Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Durchwahl Zimmer-Nr. Datum 
202-106.11 ul       11.05.2010 144-2773 773 13.01.2011  
                  E-Mail: wolfgang.häberle@landkreis-ludwigsburg.de 
 
 
Immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Wind-
kraftanlage auf dem Grundstück Flst Nr. 2248 im Gewann Stumpen auf der Gemarkung 
Ingersheim 
 






1. Die Energiegenossenschaft Ingersheim und Umgebung e.G. erhält auf Antrag vom 
 12.05.2010 die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
 
- für die Errichtung und den Betrieb einer Windkraftanlage des Typs Enercon E 82 auf 
dem Grundstück mit der Flst. Nr. 2248 auf Gemarkung Ingersheim. 
 
 Anlagenkenndaten: Nennleistung   2.000 KW 
     Nabenhöhe   138,38 m 
     Rotordurchmesser  82 m 
     Gesamthöhe   179,38 m 
     Übergabestation 
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2. Die Auflagen in Abschnitt III sind zu beachten. 
 
3. Die in Anlage A aufgeführten Antragsunterlagen sind Bestandteil dieser Genehmigung. 
Sie sind einzuhalten, sofern die Auflagen in Abschnitt III keine anderen Regelungen tref-
fen. 
 
4. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt nach § 13 Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) die Baugenehmigung sowie die Zustimmung der Luftver-
kehrsbehörde ein. 
 
5. Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung erlischt, wenn nicht nach Bekanntgabe der 
Genehmigung innerhalb von 
- 2 Jahren mit der Errichtung oder 
- 3 Jahren mit dem Betrieb der Anlage begonnen wird (§ 18 Abs. 1 Satz 1 BImSchG) 
 
Auf Antrag können diese Fristen aus wichtigem Grund verlängert werden (§ 18 Abs. 3 
BImSchG). 
 
















1. Allgemeines  
 
1.1 Dem Landratsamt Ludwigsburg ist rechtzeitig schriftlich anzuzeigen: 
 
 a) Beginn der Errichtungsmaßnahmen  
 b) Abschluss der Errichtungsmaßnahmen 
 c) Inbetriebnahme 
 
1.2 Soweit nichts Näheres geregelt ist, sind sämtliche Auflagen bis zur Inbetriebnahme der 
Anlage zu erfüllen. 
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Die Erledigung ist dem Landratsamt Ludwigsburg unter Vorlage geeigneter Nachweise 
schriftlich spätestens bis zur Inbetriebnahme anzuzeigen. 
 
1.3 Die Anlage ist entsprechend den Antragsunterlagen zu errichten, zu betreiben und instand 





2.1 Mit der Ausführung des Bauvorhabens einschließlich der genehmigungspflichtigen Grab-
arbeiten darf erst nach Erteilung des Baufreigabescheines (Roter Punkt) begonnen wer-
den. Der Bauherr muss spätestens bei Baubeginn Name, Anschrift und Rufnummer der 
Unternehmer für die Rohbauarbeiten in den Baufreigabeschein eintragen. Dies gilt nicht, 
wenn an der Baustelle ein besonderes Schild angebracht ist, das diese Angaben enthält. 
 
 Der Baufreigabeschein muss auf der Baustelle an einer von der öffentlichen Verkehrsflä-
che aus sichtbaren Stelle gegen Witterungseinflüsse geschützt angebracht werden. Er darf 
erst nach Baufertigstellung entfernt werden. 
 
2.2 Der Baufreigabeschein kann erst ausgehändigt werden, wenn: 
 
 - ein verantwortlicher Bauleiter für das gesamte Vorhaben benannt wurde (§ 45 
LBO). Eine Bauleitererklärung ist vorzulegen (§ 42 Abs. 3 LBO). Fachbauleiter 
können nur zusätzlich, nicht aber stellvertretend für einen Gesamtbauleiter be-
nannt werden, 
 
 - eine Verpflichtungserklärung abgeben wurde, dass das Vorhaben nach dauerhafter 
Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückgebaut und die Bodenversiegelung besei-
tigt wird (Rückbauverpflichtung), 
 
  zur Sicherung der Rückbauverpflichtung eine Sicherheitsleistung von 50.000 € in 
Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bankbürgschaft vorgelegt wurde, 
 
 - wenn die beiden Flurstücke Nr. 2247 und 2248, die das Baugrundstück bilden, 
durch Eintragung einer Baulast vereinigt wurden (Vereinigungsbaulast), 
 
 - wenn die künftige Erschließung des Baugrundstücks über das Flst. Nr. 2246 durch 
Eintragung einer Baulast öffentlich-rechtlich gesichert ist (Erschließungsbau-
last), 
 
 - wenn der Stadt Bietigheim-Bissingen als zuständige Baurechtsbehörde die bau-
technischen Nachweise in zweifacher Fertigung vorliegen (§ 2 LBOVVO) und 
geprüft wurden. 
 
 Der Bauherr hat die bautechnischen Nachweise so rechtzeitig vorzulegen, dass ei-
ne ordnungsgemäße Prüfung vor Beginn der Bauarbeiten möglich ist. 
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 Für die bautechnische Prüfung beauftragt die Baurechtsbehörde der Stadt Bietig-
heim-Bissingen ein Prüfamt für Baustatik oder einen Prüfingenieur. 
 
2.3 Das Schnurgerüst ist entsprechend den Eintragungen im Lageplan und in den Bauzeich-
nungen von einem Vermessungssachverständigen einzuschneiden. 
 
2.4 Öffentliche Verkehrsflächen dürfen im Zuge der Bauarbeiten nur in Anspruch genommen 
werden, wenn eine Sondernutzungserlaubnis der zuständigen Gemeinde vorliegt (§ 12 
LBO). 
 
2.5 Wegen der Verkehrssicherungspflicht auf Baustellen sind Betretungsverbote anzubrin-
gen. Werden die Bauarbeiten an der Baustelle vorübergehend eingestellt, ist außerdem 
eine weitere Sicherung durch eine Abschrankung erforderlich, um ein Betreten der Bau-
stelle zu verhindern. 
 
2.6 Die Kranstellfläche und die Zufahrt zum Baugrundstück dürfen nur mit einem vollständig 
wasserdurchlässigen Belag als Schotterrasenfläche befestigt werden. 
 
2.7 Spätestens bis 3 Monate nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage sind die provisorisch 
angelegten Zufahrts-, Lager- und Vormontageflächen wieder zu beseitigen. Das hierzu 
verwendete Material ist wieder vollständig vom Baugrundstück zu entfernen und die 
Ackerflächen sind wieder in ihren ursprünglichen Zustand zurückzuversetzen. 
 
2.8 Soweit das Bauwerk im Grundwasser zu liegen kommt, ist eine Baukonstruktion zu wäh-
len, für deren Sicherheit eine Ableitung des Grundwassers nicht erforderlich wird. 
 
2.9 Es ist eine Rohbau- und Schlussabnahme durchzuführen (§ 67 Abs. 1 LBO). Die Abnah-
me erstreckt sich auf das gesamte Bauvorhaben. Damit die Abnahme rechtzeitig erfolgen 
kann, hat der Bauherr den Abschluss der Rohbauarbeiten sowie die Fertigstellung der An-
lage rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. 
 
2.10 Sollten beim Erdaushub Bodenfunde festgestellt werden, sind die Arbeiten umgehend 
einzustellen und das Landesamt für Denkmalpflege beim Regierungspräsidium Stuttgart, 





3.1 Beurteilungsgrundlage ist das „Brandschutzkonzept für die Errichtung einer Windenergie-
anlage Enercon E-82“ des Büros Monika Tegtmeier vom 23.10.2007 und das Dokument 
„Einrichtungen zum Arbeits-, Personen- und Brandschutz“ der Firma Enercon vom 
22.01.2008. Die Bestimmungen dieser Grundlagen sind einzuhalten und umzusetzen.  
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3.3 Die Flächen für die Feuerwehr sind nach der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums 
Baden-Württemberg über „Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken 
(VwV Feuerwehrflächen)“ vom 11.08.1988 und nach DIN 14090 auszuführen. 
 
 Ein objektbezogener, interkommunaler Alarmplan ist anzustreben. 
 
3.4 Rechtzeitig vor Inbetriebnahme der Anlage ist mit dem Kreisbrandmeister im Landratsamt 
Ludwigsburg (Herr Marquardt, Tel.: 07141/144-2825) und der Freiwilligen Feuerwehr 
Ingersheim eine Begehung durchzuführen, um die Situation vor Ort kennen zu lernen.  
 
3.5 Im Turmfuß, in der Gondel, im Bereich des Transformators und der Steuereinheit der An-
lage sind Feuerlöscher gem. DIN EN 3 gut sichtbar und griffbereit anzubringen.  
 
Die Anzahl und Art der Feuerlöscher richtet sich nach den „Sicherheitsregeln des Haupt-
verbandes der gewerblichen Berufgenossenschaften für die Ausrüstung von Arbeitsstätten 
mit Feuerlöschern“ Die Feuerlöscher sind durch Hinweisschilder nach BGV A8 zu kenn-
zeichnen und alle zwei Jahre zu prüfen. 
 




4. Immissionsschutz  
 
4.1 Die Windkraftanlage ist regelmäßig zu warten. Verschleißteile, die eine Erhöhung der 
Geräuschemission bewirken können, sind regelmäßig auszutauschen. Die Wartung ist in 
einem Betriebstagebuch zu dokumentieren. Es sind mindestens folgende Daten festzuhal-
ten: 
  - Datum der Wartung, 
  - Ergebnis der Wartung, 
  - Austausch der Verschleißteile mit Bezeichnung und Datum, 
  - Besondere Ereignisse 
 
 Das Betriebstagebuch ist dem Landratsamt Ludwigsburg auf Verlangen vorzulegen. 
 
4.2 Die Oberfläche der Windkraftanlage ist so herzustellen, dass Lichtreflexe vermieden 
werden. 
 
4.3 Die Beurteilungspegel der von der Windkraftanlage emittierten Schallpegel dürfen nach-
folgende Immissionsrichtwerte an den schutzwürdigen Räumen der nächstgelegenen 
Wohnhäuser der umliegenden Bebauungen gem. der Schallimmissionsprognose der Sol-
vent GmbH vom 16.03.2010 nachts nicht überschreiten: 
















Birkenhof 1, Ingersheim 43,2 45,0 
Birkenhof 2, Ingersheim 42,0 45,0 
Birkenhof 1, Besigheim 41,8  45,0 
Lerchenhof 1, Ingersheim 42,7  45,0 
Lerchenhof 2, Ingersheim 43,7  45,0 
Husarenhof 30, Besigheim 37,4 45,0 
Husarenhof 45, Besigheim 37,7  45,0 
Saalenhof 1, Ingersheim 30,0 45,0 
Holderhof 3, Ingersheim 36,4  45,0 
Jagststr. 18, Ingersheim 32,1  40,0 
 
 Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen den Immissionsrichtwert zur Nachtzeit um 
nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. Die Nachtzeit beginnt um 22:00 Uhr und endet 
um 6:00 Uhr. 
 
 Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte ist innerhalb eines halben Jahres nach Inbe-
triebnahme der Windkraftanlage durch Messung eines anerkannten Sachverständigen 
nach § 26 Bundes-Immissionsschutzgesetz nachzuweisen. Dem Landratsamt Ludwigs-
burg sind zwei Exemplare des Gutachtens zuzusenden. 
 
 Als Sachverständiger kommt nur eine anerkannte Messstelle nach § 26 Bundes-
Immissionsschutzgesetz in Frage, die an der Erstellung der Lärmimmissionsprognose 
nicht mitgearbeitet hat. Um den Messplan abzustimmen, muss sich der Sachverständige 
mindestens 4 Wochen vor dem Messtermin mit dem Landratsamt Ludwigsburg in Ver-
bindung setzen. In der Messplanung werden die konkreten Messorte festgelegt.  
 
4.4 Die an den jeweiligen Immissionsorten auftretenden Geräusche der Windenergieanlage 
dürfen nicht tonhaltig sein. 
 
4.5 Die Windkraftanlage ist mit einer Abschaltautomatik auszustatten, die die meteorologi-
schen Parameter berücksichtigt. Die Abschaltautomatik ist auf eine tatsächliche Beschat-
tungsdauer von 8 Stunden pro Kalenderjahr und 30 Minuten pro Kalendertag einzu-
stellen.  
 
 Die ermittelten Daten zur Sonnenscheindauer und Abschaltzeit, Windgeschwindigkeit, 
Windrichtung, Leistung und Drehzahl sind zu erfassen und über mindestens ein Jahr zu 
dokumentieren. 
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4.6 Es muss durch die Abschalteinrichtung überprüfbar und nachweisbar sichergestellt wer-
den, dass die Schattenwurf-Immissionen der Windkraftanlage real an den 
Immissionsaufpunkten die in nachfolgender Tabelle genannten Werte nicht überschreiten. 
 
 Es müssen auch die Immissionsaufpunkte Husarenhof 30 und Husarenhof 45 in 
Besigheim in der Programmierung der Abschalteinrichtung berücksichtigt werden, bei 
denen die Richtwerte für die Beschattungszeiten nur leicht (<15%) unterschritten werden, 
um Ungenauigkeiten zu kompensieren: 
 
Maßgebliche Immissionsorte Schattendauer real  




Birkenhof 1, Ingersheim 8 30 
Birkenhof 2, Ingersheim 8 30 
Birkenhof 1, Besigheim 8 30 
Lerchenhof 1, Ingersheim 8 30 
Lerchenhof 2, Ingersheim 8 30 
Husarenhof 30, Besigheim  30 
Husarenhof 45, Besigheim  30 
 
4.7 Vor Inbetriebnahme ist vom Hersteller der Anlage eine Fachunternehmererklärung vorzu-
legen, wonach ersichtlich ist, wie die Abschaltung bei Schattenwurf bezogen auf den je-
weiligen Immissionsaufpunkt maschinentechnisch gesteuert wird und somit die Auflagen 
in Ziffern 4.5 und 4.6 eingehalten werden. 
 
4.8 Im Zuge der Programmierung der Regeltechnik der Abschalteinrichtung für die Begren-
zung der Schattenwurfimmissionen müssen die betroffenen Immissionsaufpunkte vor Ort 
genau untersucht werden. Bei der Festlegung der genauen Abschaltzeiten ist die räumli-
che Ausdehnung am Immissionsort (z. B. Fenster- oder Balkonfläche) zu berücksichti-
gen. Bei Innenräumen ist die Bezugshöhe die Fenstermitte. Bei Außenflächen beträgt die 
Bezugshöhe zwei Meter über Boden. Vor Programmierung der Regeltechnik müssen die 
erforderlichen Koordinaten (z. B. Rechts- und Hochwert) der betroffenen schutzbedürfti-
gen Räume und der Windkraftanlage vermessungstechnisch ermittelt werden. 
 
4.9 Die Windkraftanlage ist mit einer Eiserkennung auszustatten, die bei Vereisung die 





5.1 Für Wartungsarbeiten sind Steigleitern mit Rückschutz, Gurtsicherungsvorrichtungen, 
Zwischenpodeste im Turm sowie gesicherte Behälter für Kleinteile und Werkzeuge vor-
zusehen. 
 
5.2 Die Aufzugsanlage und ihre Anlagenteile sind in bestimmten Fristen wiederkehrend auf 
ihren ordnungsgemäßen Zustand hinsichtlich des Betriebs durch eine zugelassene Über-
wachungsstelle zu prüfen. Die Prüfungen im Betrieb müssen spätestens alle zwei Jahre 
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durchgeführt werden. Zwischen der Inbetriebnahme und der ersten wiederkehrenden Prü-
fung sowie zwischen zwei wiederkehrenden Prüfungen sind Aufzugsanlagen daraufhin zu 
prüfen, ob sie ordnungsgemäß betrieben werden können und ob sich die Tragmittel in 
ordnungsgemäßem Zustand befinden. Diese Prüffristen können vom Betreiber auf der 
Grundlage einer sicherheitstechnischen Bewertung verringert werden. 
 
 




Es wird eine Ausgleichsabgabe von 25.913,-€ festgesetzt. Die Antragstellerin hat die 
Ausgleichsabgabe an die Stiftung „Naturschutzfonds“ beim Ministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Verkehr, Girokontonummer 2 828 888, Baden-Württembergische Bank 
(BLZ 600 501 01) zu leisten. 
 
Die Ausgleichsabgabe wird mit Beginn des Eingriffs fällig. Sie ist spätesten bis zum 
31.12. des Jahres zu entrichten, in dem mit dem Bau des Vorhabens begonnen wurde.  
 
Hinweis:  
Bei der Maßnahme A1neu (siehe Seite 15 im Nachtrag vom 11.12.2010 zum landschafts-
pflegerischen Begleitplan) handelt es sich um eine artenschutzrechtliche Ausgleichsmaß-
nahme, nicht um eine Maßnahme zur Aufwertung des Landschaftsbilds. Sie kann daher 
nicht von der errechneten Ausgleichsabgabe (3,5 % der Baukosten der sichtbaren Teile, 
entspricht 49.175,- €) abgezogen werden. Die Kosten für die Untersuchungen Arten-
schutz können ebenfalls nicht angerechnet werden. Damit können insgesamt 23.262,-€ 
auf die errechnete Abgabe angerechnet werden, nicht 51.605,- € wie im LPB Nachtrag 
auf Seite 15 aufgeführt. 
 
6.2 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LPB) - Maßnahmenkonzept: 
 
6.2.1 Bei Maßnahme A1neu ist die Buntbrache dauerhaft als zweijährige Wechselbrache wie 
folgt anzulegen:  
 
Einsaat im März mit maximal 2g/qm der im LBP genannten Saatgutmischung. Die Bunt-
brache ist nach der Hauptbrutzeit der Feldlerche ab August zur Hälfte umzubrechen und 
im März des darauffolgenden Jahres neu einzusäen. Mit der anderen Hälfte der 
Buntbrachenfläche ist zeitlich jeweils um ein Jahr versetzt ebenso zu verfahren, so dass 
50 % der Fläche als Wechselbrache über den Winter stehen bleiben.  
 
6.2.2 Bei den Maßnahmen A2, A3, A4, A5 und A6 ist bei der Grünlandmahd der erste Schnitt 
erst nach dem 16.06. eines jeden Jahres durchzuführen. Die Flächenverfügbarkeit ist spä-
testens bei Beginn des Vorhabens nachzuweisen. Das Maßnahmenkonzept ist spätestens 
bis zum 31.12. des Folgejahres umzusetzen, in dem mit dem Vorhaben begonnen wurde. 
Nach Abschluss der Maßnahmen sind diese fachgerecht zu betreuen, zu pflegen und für 
die Dauer des Eingriffs (Standzeit der WEA) zu erhalten. 
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6.2.3 Nach Umsetzung der Maßnahmen ist ein Abnahmetermin mit der unteren Naturschutz-
behörde durchzuführen. 
 
6.2.4 Die Baufeldfreiräumung ist außerhalb der Brutzeit von Feldbrütern (15.April bis 01. Au-
gust) durchzuführen. Alternativ ist durch eine ökologische Baubegleitung nachzuweisen, 
dass aktuell keine Reviere betroffen sind. 
 
 
6.3 Artenschutz:  
 
Die ergänzenden Untersuchungen zu Fledermäusen und Rotmilan sowie die stichproben-
artigen Erhebungen der Überflüge im Bereich der geplanten Windkraftanlage sind wie in 
der gutachtlichen Stellungnahme von Herrn Peter Endl vom 19.11.2010 konkretisiert, 
durchzuführen. Dies umfasst insbesondere: 
 
-  Intensive Erfassung des Herbstzugs (Detektorbegehungen) bei Fledermäusen 
(Nachweisschwerpunkt der Kollisionsopfer August bis Oktober) sowie gezielte 
Nachsuche nach Kollisionsopfern im Umfeld der Windkraftanlage. Die gezielte 
Nachsuche ist hierbei auf den Rotmilan auszuweiten. 
 
- Das Fledermausmonitoring ist über einen Zeitraum von drei Jahren sicherzustel-
len.  
 
- Weitergehende Auflagen, die aufgrund der Ergebnisse des Monitorings erforder-
lich werden (z.B. Abschaltzeiten bei entsprechenden Windgeschwindigkeiten), 
werden ausdrücklich vorbehalten. 
 
-  Erhebung der Horststandorte des Rotmilans im weiteren Umfeld der Windkraftan-
lage (nur geeignete Waldbereiche im Umfeld bis 6 km unter Berücksichtigung der 
Hangwaldbestände von Enz und Neckar) im Zeitraum März 2011 bis Juni 2011. 
Erfassung bedeutsamer Nahrungshabitate während der Brutzeit. 
 
Sollten im Umfeld der Windkraftanlage Brutvorkommen festgestellt werden, sind 
weitergehende Maßnahmen (unter anderem Anlage von geeigneten, anlagenfernen 
Nahrungshabitaten) in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde durchzu-
führen. 
 
6.4 Übergabestation  
 




7.  Straßenrecht 
 
7.1 Der Einmündungsradius der Zufahrt ist nach der Bauphase wieder zurückzubauen. 
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7.2 Die Entwässerung der Landesstraße L 1113 darf durch die Zufahrt nicht unterbrochen 
werden. Der Straßengraben ist daher im Zufahrtsbereich zu verdolen. 
 
7.3 Das Oberflächenwasser aus dem Feldweg darf nicht auf die Landesstraße gelangen. Ent-
sprechende Entwässerungsrinnen sind vorzusehen. 
 
7.4 Die geplante Zuwegung für den Schwertransport kreuzt eine 220-kV-Leitung der EnBW. 
Die Schwertransporte mit Angabe der maximalen Höhe sind daher mit der EnBW Regio-
nal AG in Stuttgart, Tel. 0711/128-2537 abzustimmen. 
 
 
8.  Wasser- und Bodenschutz 
 
8.1 Anfallender Baugrubenaushub ist möglichst hochwertig, z. B. im Rahmen einer landwirt-
schaftlichen Bodenverbesserung, zu verwerten.  
 
8.2 Im Zuge der Bauausführung ist darauf zu achten, dass es nicht zu Bodenbelastungen 
durch Vermischungen mit Baustoffen, Verdichtungen etc. kommt. Baustoffe, Bauabfälle 
und Betriebsstoffe sind daher so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermischungen mit 
Bodenmaterial auszuschließen sind. 
 
Baustelleneinrichtungen sollten sich deshalb auf befestigten Flächen befinden. Sollten 
Bodenbelastungen eintreten, so sind diese am Ende der Arbeiten durch entsprechende 
Maßnahmen zu beseitigen. 
 
8.3 Beim Aus- und Einbau der Erde ist darauf zu achten, dass der humose Oberboden und der 
Unterboden getrennt voneinander aus- und wieder eingebaut werden.  
 
8.4 Falls bei den Arbeiten im Untergrund Grundwasser angetroffen wird, sind die Arbeiten in 
diesem Bereich einzustellen und hiervon unverzüglich der Fachbereich Umwelt des Land-
ratsamts zur Abstimmung des weiteren Vorgehens zu unterrichten (§ 37 Abs. 4 WG). 
 
 
9. Flugsicherheit  
 
 Auf der Windkraftanlage sind Tages- und Nachtkennzeichnungen entsprechend der Be-
kanntmachung der allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Kennzeichnung von Luft-
fahrthindernissen (Nachrichten für Luftfahrer Teil I 143/07vom 24.05.2007) anzubringen. 
 




9.1.1 Die Rotorblätter der Windkraftanlage sind weiß/grau und im äußeren Bereich durch 3 
Farbfelder von je 6 m Länge (außen beginnend 6 m orange/rot – 6 m weiß/grau – 6 m 
 orange/rot) zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne Verkehrsweiß (RAL 9016), Grau-
weiß (RAL 9002), Lichtgrau (RAL 7035), Verkehrs-Orange (RAL 2009) oder Verkehrs-
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Rot (RAL 3020) zu verwenden. Um den erforderlichen Kontrast herzustellen sind Weiß 
mit Orange und die Grautöne mit Rot zu kombinieren. Die Verwendung entsprechender 
Tagesleuchtfarben ist zulässig. Die äußersten Farbfelder müssen orange/rot sein. 
 
9.1.2 Es ist ein 3 m hohes Farbfeld (Farbring) am Tragemast und die Einfärbung des Maschi-
nenhauses (zumindest ein 2 m breiter Streifen in der Mitte des Maschinenhauses) im Farb-
ton orange bzw. rot erforderlich. 
 
Der Farbring orange/rot am Tragmast soll in 40 +/- 5 m über Grund beginnend angebracht 
werden. 
 
9.1.3 Alternativ können auch weißblitzende Mittelleistungsfeuer mit einer mittleren Lichtstärke 
von 20.000 cd +/- 25 % (Typ A gemäß ICAO Anhang 14, Band 1, Punkt 6.3.3) in Verbin-
dung mit einem 3 m hohen Farbring orange/rot am Mast beginnend in 40 +/- 5 m Höhe 
über Grund eingesetzt werden. Der Farbring am Mast darf nicht durch einen Rotor ver-
deckt werden.  
 
In diesem Fall kann auf eine Einfärbung (orange/rot) des Maschinenhauses verzichtet wer-
den und die Rotorblattspitzen das weißblitzende Mittelleistungsfeuer um bis zu 65 m über-
ragen. 
 
Diese Tagesbefeuerung ist am Tag außerhalb der Betriebszeit der Nachtkennzeichnung zu 
betreiben. Dies ist durch einen Dämmerungsschalter mit einer Schaltschwelle von 50 bis 
150 Lux sicherzustellen. Die effektive Lichtstärke ist gemäß den gültigen Normen und 




9.2.1 Die Nachtkennzeichnung soll aus Hindernisfeuern an den Blattspitzen (Blattspitzenhinder-
nisfeuer jeweils 10 cd) in Verbindung mit einem Hindernisfeuer (10cd) auf dem Maschi-
nenhausdach bestehen. Bei dieser Ausführung muss durch Steuerungseinrichtungen si-
chergestellt werden, dass immer das höchste Blatt in einem Bereich +/- 60° (bei 2-
Blattrotoren +/- 90°) von der Senkrechten gemessen, beleuchtet ist.  
 
Bei Stillstand des Rotors bzw. Drehzahlen unterhalb 50 % der niedrigsten Nenndrehzahl, 
sind alle Blattspitzen zu beleuchten. 
 
Diese Nachtkennzeichnung ist durch eine weitere Befeuerungsebene am Mast zu ergänzen, 
besehend aus 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern sind 6 Feuer erforderlich), die 
gleichmäßig auf den Umfang des Mastes zu verteilen sind. Die Befeuerungsebene soll ma-
ximal 45 m unterhalb der Befeuerungsebene auf dem Maschinenhausdach betrieben wer-
den. 
 
9.2.2 Alternativ kann die Nachtkennzeichnung durch Gefahrenfeuer (2000 cd) in Verbindung 
mit einer Befeuerungsebene bestehend aus 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern 
sind 6 Feuer notwendig), die maximal 45 m unterhalb der Befeuerungsebene auf dem Ma-
schinenhausdach anzubringen sind. 
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Bei der Nachtkennzeichnungsausführung durch Gefahrenfeuer ist sicherzustellen, dass bei 
Rotorstillstand die Hindernisfeuer der Befeuerungsebene am Mast aus keiner Richtung 
völlig verdeckt werden. Ist dies konstruktiv nicht möglich, ist eine weitere Befeuerungs-
ebene unterhalb des untersten Rotationspunktes der Flügelspitze am Mast anzuordnen. 
 
9.2.3 Alternativ zum Gefahrenfeuer steht das „Feuer W, rot“ als weitere Variante zur Nacht-
kennzeichnung in Verbindung mit zwei Befeuerungsebenen am Mast, bestehend aus je-
weils 4 Hindernisfeuern (bei Einbauhindernisfeuern sind jeweils 6 Feuer notwendig) zur 
Verfügung. Die erste Befeuerungsebene soll ca. 3 m unterhalb des untersten Rotations-
punktes der Flügelspitze angebracht, die zweite Ebene etwa 45 m unterhalb des untersten 
Rotationspunktes der Flügelspitze betrieben werden. 
 
Die weißblitzenden Mittelleistungsfeuer (Tag), das Gefahrfeuer (Nacht) oder das „Feuer 
W, rot“ (Nacht) sind so zu installieren, dass immer mindestens ein Feuer aus jeder  Rich-
tung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, jeweils versetzt auf dem 
Maschinenhausdach – nötigenfalls auf Aufständerungen – angebracht werden. Es ist dabei 
zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (Synchron blinkend) betrieben wer-
den. Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage wäh-
rend der Blinkphase nicht durch ein Rotorblatt verdeckt werden. Für das „Feuer W, rot“ ist 
die Taktfolge 1 s hell – 0,5 s dunkel – 1 s hell – 1,5 s dunkel einzuhalten. 
 
Die Rotorblattspitze darf die weißblitzenden Mittelleistungsfeuer (alternative Tageskenn-
zeichnung) und das Gefahrenfeuer um bis zu 50 m, das „Feuer w, rot“ um bis zu 65 m 
überragen. 
 
9.2.4 Für die Ein- und Ausschaltintervalle der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf die 
alternative Tageskennzeichnung sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit 
von 50 bis 150 Lux schalten, einzusetzen. 
 
9.2.5 Bei Ausfall eines Feuers muss eine automatische Umschaltung auf ein Ersatzfeuer erfol-
gen. 
 
Bei Leuchtmitteln mit langer Lebensdauer (z.B. LED), deren Betriebsdauer zu erfassen ist, 
kann auf Ersatzfeuer verzichtet werden. Die Leuchtmittel sind nach Erreichen des Punktes 
mit 5 % Ausfallwahrscheinlichkeit auszutauschen. 
 
9.2.6 Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Ersatz-
stromnetz umschalten. 
 
Als Grundlage für die Berechnung der notwendigen Kapazität einer Ersatzstromversor-
gung ist der Zeitraum zugrunde zu legen, den der Anlagenbetreiber benötigt, um eine 
Stromversorgung wiederherzustellen. Diese muss durch den Anlagenbetreiber gegenüber 
der Genehmigungsbehörde vor Inbetriebnahme der Windkraftanlage nachgewiesen wer-
den. Die Zeitdauer der Unterbrechung sollte 2 Minuten nicht überschreiten. 
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 Hinweis: Die Antragstellerin hat bereits im Verfahren nachgewiesen, dass die not-
wendige Kapazität für eine Ersatzstromversorgung gewährleistet wird. In 
den Antragsunterlagen wird in der Erklärung zur Befeuerung von Enercon-
Windenergieanlagen dargelegt, dass unter Standardumgebungen eine Not-
stromversorgung über 1 Stunde gesichert ist und dass die Zeitdauer zwi-
schen Versorgungsunterbrechung und Betriebsstart der Ersatzstromversor-
gung weniger als 2 Minuten beträgt. 
 
9.2.7 Eine Reduzierung der Nennlichtstärke bei weiß blitzenden Mittelleistungsfeuern, „Feuer 
W, rot“ und /oder Gefahrenfeuern ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetter-
dienst (DWD) anerkannten meteorologischen Sichtweitmessgeräten möglich. Installation 
und Betrieb haben nach den Bestimmungen des Anhangs 4 der allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen zu erfolgen. 
 
9.2.8 Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m über Grund mit einer Tages-
kennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernisfeuer) 
zu versehen. Die geforderten Kennzeichnungen sind nach Errichten der jeweiligen Hinder-
nishöhe zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
 
9.2.9 Ausfälle der Befeuerung, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-
Zentrale (Notice to Airmen) in Frankfurt am Main unter der Rufnummer 069/786 629 
bekannt zu geben. 
 
Der Betreiber hat den Ausfall der Kennzeichnung so schnell wie möglich, jedoch längstens 
innerhalb 2 Wochen zu beheben. Die erforderliche Veröffentlichung durch die NOTAM-
Zentrale ist nur für diesen Zeitraum sichergestellt. 
 
Sollte die Instandsetzung in einem kürzeren Zeitraum erfolgen, wird ebenfalls um Mittei-
lung unter der oben genannten Rufnummer gebeten. 
 
9.2.10 Zur Veröffentlichung der Bauwerke als Luftfahrthindernisse sind dem Regierungspräsidi-
um Stuttgart, Referat 46, Postfach 80 07 09, 70507 Stuttgart vom Bauherrn bei Baubeginn 
die folgenden Angaben zu übermitteln: 
 
• Name des Standortes,  
• Geographische Standortkoordinaten (Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Bezugsel-
lipsoid (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem GPS-Empfänger gemessen), 
• Höhe der Bauwerksspitze (m ü. Grund), 
• Höhe der Bauwerksspitze (m ü. NN), 
• Art der Kennzeichnung (Beschreibung). 
 
Hinweis: 
Die Angaben zur Veröffentlichung des Bauwerks als Luftfahrthindernis werden vom Re-
gierungspräsidium Stuttgart an die Deutsche Flugsicherung weitergegeben. Sofern dies 
von der Wehrbereichsverwaltung verlangt wird, erfolgt auch an diese eine entsprechende 
Weitergabe. 
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Des Weiteren sind dem Regierungspräsidium Stuttgart folgende Informationen zu nennen: 
 
• der Ansprechpartner mit Anschrift und Rufnummer, der einen Ausfall der Befeuerung 
während dem Bau sowie während dem Betrieb der NOTAM-Zentrale zu melden hat, 
• der Ansprechpartner, der für die Instandsetzung verantwortlich ist, 
• Fertigstellung der Windkraftanlage, damit von der Luftfahrtbehörde eine Abnahme 
vorgenommen werden kann, 
• Abbau der Windkraftanlage. 
 
 
10. Gemeinde Ingersheim 
 
10.1 Öffentliche Feldwege auf Gemarkung Ingersheim, die für den Bau und Unterhaltung der 
Windkraftanlage genutzt werden müssen, sind für die erforderliche Lastklasse der Fahr-
zeuge auf Kosten der Antragstellerin auszubauen und nach Rückbau der Windkraftanlage 
wieder zurückzubauen.  
 









1. In der Schallimmissionsprognose und im Schattenwurfgutachten wird als Immissionsort 
Birkenhof 3, Ingersheim aufgeführt. Die korrekte Adresse dieses Anwesens ist jedoch Bir-
kenhof 1, Besigheim. 
 
 Der Immissionsort (IO) 6 wird mit der Hausnummer 26 bezeichnet, gemeint ist aber das 
Wohnhaus mit der Hausnummer 30 (siehe Kartenausschnitt zu IO 6 in Kapitel 3 der An-
tragsunterlagen). 
 
2. In der Schallimmissionsprognose ist der Ortsteil Husarenhof als Teil der Gemarkung 
Ingersheim benannt. Der Husarenhof befindet sich jedoch auf Gemarkung Besigheim. 
 
3. Die Anlage B "Allgemeine immissionsschutzrechtliche Hinweise" ist Bestandteil dieser 
Genehmigung. 
 
4. Jede Änderung der Windenergieanlage, die Auswirkungen auf die Schutzgüter (z.B. Men-
schen, Tiere, Boden,…) haben kann, ist dem Landratsamt Ludwigsburg mindestens 1 Mo-
nat, bevor mit der Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen (§ 15 Abs. 1 
BImSchG). Dazu gehört zum Beispiel der Austausch schallrelevanter Hauptkomponenten 
wie Generator, Rotorblätter durch Komponenten anderen Typs oder Herstellers. 
 






Für den Verwaltungsaufwand, der beim Prüfen der Antragsunterlagen entstanden ist, berechnen 
wir Ihnen die unter Abschnitt I, Ziffer 5 festgesetzte Gebühr. 
 
Diese Gebühr beruht auf den §§ 1, 3, 4 und 5 Landesgebührengesetz (LGebG) i.V.m. der Gebüh-
renverordnung des Landratsamts Ludwigsburg. Die konkrete Gebührenhöhe ergibt sich aus nach-





-  Nummer 52.10.02.01          7.389,00 € 
 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung:  
 
-  Nummer 56.10.05.1        13.632,00 € 
 
-  Zuschlag gemäß Anmerkung 3 zur Nummer 56.10.05.01     3.408,00 € 
 
 
Gesamtgebühr         24.429,00 € 
 
 
Dieser Gebührenberechnung lagen folgende Kostenangaben der Antragssteller zugrunde: 
 
Gesamterrichtungskosten       2.272.157,00 € 
 
davon Baukosten und        1.847.327,00  € 
 
Anlagenkosten           424.820,00  € 
 
Aufgrund des im Vergleich zu anderen Verfahren deutlich erhöhten Verwaltungsaufwands wurde 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsgebühr nach Nummer 56.10.05.01 gemäß der An-
merkung 3 zu den Nummern 56.10.05.01 um 25 % erhöht 
 
Die Gebühr wird nach Bekanntgabe der Entscheidung zur Zahlung fällig. Wir bitten Sie, den bei-
liegenden Zahlschein zu verwenden. 
 
 






1. Die Energiegenossenschaft Ingersheim und Umgebung e.G. (künftig Antragstellerin ge-
nannt), vertreten durch Herrn Hallmann, beabsichtigt auf dem Grundstück Flst. Nr. 2248 
im Gewann Stumpen auf der Gemarkung Ingersheim eine Windkraftanlage des Herstellers 
Enercon vom Typ E 82 zu errichten und zu betreiben. Die getriebelose Anlage mit einer 
Gesamthöhe von 179,38 m und einer Nabenhöhe von 138,38 m erreicht eine Nennleistung 
2.000 kW. 
 
Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 11.05.2010 den Antrag auf immissionsschutz-




2. Bei der geplanten Windkraftanlage handelt es sich um eine Anlage gemäß Ziffer 1.6 Spal-
te 2 des Anhangs zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV). 
 
 
3. Für die Errichtung und den Betrieb der Windkraftanlage ist eine Genehmigung nach §§ 4 
und 10 BImSchG erforderlich. 
 
 Das Genehmigungsverfahren wurde im vereinfachten Verfahren nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 der 
4. BImSchV i.V.m. § 19 BImSchG durchgeführt. 
 
 Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht Bestandteil des Genehmigungsverfahrens. 
Eine solche fordert der Gesetzgeber, wenn eine Windfarm mit 20 und mehr Windkraftan-
lagen errichtet werden soll. Eine standortbezogenen Vorprüfung, ob eine Umweltverträg-
lichkeitsprüfung notwendig ist, muss ab 3 Windkraftanlagen erfolgen.  
  
 Folgende Träger öffentlicher Belange wurden im Verfahren gehört: 
 
- Gemeinde Ingersheim, 
- Stadtverwaltung Besigheim, 
- Gemeinde Pleidelsheim, 
- Regierungspräsidium Stuttgart als Raumordnungs- , Verkehrs- und zivile Luftfahrtbe-
hörde, 
- Wehrbereichsverwaltung Süd als militärische Luftfahrtbehörde, 
- Verband Region Stuttgart, 
- Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW), 
- Stadtverwaltung Bietigheim-Bissingen als Baurechtsbehörde, 
- EnBW Regional AG und  
 
 im Landratsamt Ludwigsburg die Fachbereiche: 
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- Gewerbeaufsicht,  
- Umwelt, 
- Landwirtschaft, 
- Veterinärangelegenheiten und Verbraucherschutz, 
- Gesundheitsschutz und 
- Straßen.  
 
 Ferner wurden die Flugsportvereinigung Pleidelsheim e.V. als Betreiberin des Segelflug-
platzes auf Gemarkung Pleidelsheim, ein benachbarter Betreiber eines Aussiedlerhofs und 
zwei Parteien aus dem Husarenhof im Verfahren beteiligt. 
 
 Die Träger öffentlicher Belange haben dem Vorhaben, teils unter Nennung von Auflagen, 
zugestimmt. Der Gemeinderat der Stadt Besigheim hat beschlossen, sich nicht in das Ver-
fahren einzubringen. Auch die Flugsportvereinigung Pleidelsheim e.V. hat dem Vorhaben 
zugestimmt, nachdem bereits im Jahr 2006 die Platzrunde für das Flughafengelände vom 
Regierungspräsidium Stuttgart so verlegt wurde, dass zum Standort der Windkraftanlage 
ein ausreichender Sicherheitsabstand besteht.  
 
 
4. Eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist gem. § 6 BImSchG zu erteilen, wenn 
 
 - sichergestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 




 - andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Er-
richtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
 
Nach § 5 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu betrei-
ben, dass zur Gewährleistung eines hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt 
 
- schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervor-
gerufen werden können, 
 
- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 
Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 
Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen, 
 
- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwerten-
de Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden; 
Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht möglich 
oder nicht zumutbar ist; die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachteiligeren 
Umweltauswirkungen führt, als die Verwertung; die Verwertung und Beseitigung 
von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften; 
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 - Energie sparsam und effizient verwendet wird. 
 
 
5. Das Vorhaben konnte genehmigt werden, da diesem keine öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften und Belange des Arbeitsschutzes entgegenstehen. Insbesondere werden keine 
schädlichen Umweltauswirkungen, sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebli-
che Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft bei plangerechter Errich-
tung und der Genehmigung entsprechendem Betrieb nicht hervorgerufen.  
 
 Die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens wird insbesondere durch die in Abschnitt III 
dieser Entscheidung erteilten Auflagen sichergestellt, welche ihre Rechtsgrundlage in § 12 
Abs. 1 BImSchG haben. 
 






Die Windkraftanlage verursacht Lärmimmissionen durch mechanische Geräusche, z.B. 
durch den Triebstrang und durch aerodynamische Geräusche wegen der Luftumströmung 
der Rotorblätter.  
 
Die „Technischen Richtlinien der Fördergesellschaft Windenergie e. V. (FGW-
Richtlinien)“ sind in Deutschland die maßgebenden Beurteilungsgrundlagen für Lärm-
immissionen von Windkraftanlagen. Dem Antrag liegt eine Schallimmissionsprognose 
der Solvent GmbH zu Grunde, die diese Richtlinien berücksichtigt. Auch wurden die 
Vorgaben der „Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm)“ beachtet.  
 
In der Immissionsprognose werden die Lärmeinwirkungen auf die drei Birkenhöfe (Im-
missionsorte (IO) 1 bis 3), die beiden Lerchenhöfe (IO 4 und IO 5), auf zwei Anwesen im 
Husarenhof (IO 6 und IO 7), auf den Saalenhof (IO 8) und auf ein landwirtschaftliches 
Wohngebäude nördlich von Großingersheim (IO 9) sowie auf einen Immissionsort in 
Großingersheim (IO 10) betrachtet. Eine Beschreibung der Immissionsorte kann auf Seite 
21 der Prognose entnommen werden. Deren Lage ist in einer Karte im Anhang zu Seite 
22 eingetragen. Bis auf das Wohngebäude in Großingersheim (IO 10), das in einem All-
gemeinen Wohngebiet liegt, befinden sich die Immissionsorte bauplanungsrechtlich im 
Außenbereich. In der Prognose wurde geprüft, inwieweit die maßgeblichen Richtwerte 
nach TA Lärm von der Windkraftanlage eingehalten werden können. Da die Lärmimmis-
sionen der Anlage tagsüber und nachts gleich sind, wurden nur die deutlich niedriger lie-
genden Nachtrichtwerte zu Grunde gelegt.  
 
Der Schallleistungspegel der Windenergieanlage als Maß für die Stärke der Schallquelle 
wurde nach den Vorgaben der FGW-Richtlinie mit einem Ergebnis von 103,8 dB(A) 
vermessen. Danach werden die zulässigen Immissionsrichtwerte an den o.g. Immissions-
orten für die Nachtzeit unterschritten. Die in den Antragsunterlagen enthaltene Schallaus-
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breitungsrechnung weist dabei nach, dass Abschirmungen und Reflexionen berücksichtigt 
werden. Schallreflexionen können zu einem höheren Beurteilungspegel führen, so dass 
im Rahmen der Schallprognose stets eine Aussage zu möglichen Schallreflexionen erfor-
derlich ist. Auf der Grundlage einer Ortsbesichtigung der als Immissionsorte maßgebli-
chen Gebäude wurde festgestellt, dass Schallreflexionen nicht auftreten. 
 
Die prognostizierten Lärmrichtwerte für die IO 6 bis 10 werden um mehr als 6 dB(A) 
unterschritten und sind damit irrelevant. An den Birken- und Lerchenhöfen (IO 1 bis 5) 
sind die Unterschreitungen geringer, so dass grundsätzlich die Vorbelastung anderer 
nach TA Lärm zu berücksichtigender Anlagen betrachtet werden muss. Solche Anlagen 
gibt es keine, weshalb die durch die Windkraftanlage prognostizierte Zusatzbelastung 
die Gesamtbelastung der Lärmimmissionen darstellt. Verkehrslärm wird nach anderen 
Beurteilungsgrundlagen bewertet.  
 
Als Auflage ist vorgegeben, dass nach Inbetriebnahme der Windkraftanlage durch eine 
anerkannte Messstelle nachzuweisen ist, dass die maßgeblichen Lärmrichtwerte einge-
halten werden. Die Messplanung muss mit dem Landratsamt Ludwigsburg abgestimmt 




Die Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz (LUBW) hat geprüft, inwie-
weit eine erhebliche Belästigung durch Infraschall von der Windkraftanlage verursacht 
werden kann. Die LUBW erläutert, dass als Infraschall (tieffrequenter Schall) im Allge-
meinen Luftschwingungen unterhalb einer Frequenz von 20 Hz bezeichnet werden. Auch 
wenn bei diesen Frequenzen keine ausgeprägte Hörempfindung mehr besteht, ist Infra-
schall bei entsprechender Stärke durchaus wahrnehmbar. 
 
Durch Messungen ist jedoch nachgewiesen, dass tieffrequenter Schall durch Windener-
gieanlagen in den aus Lärmschutzgründen notwendigen Abständen unterhalb der Wahr-
nehmungsschwelle liegt. In Kapitel 5.1.1 wird ausgeführt, dass diese notwendigen Ab-
stände nicht nur eingehalten sondern überschritten werden, da die Lärmimmissionsricht-
werte für hörbaren Schall nicht ausgeschöpft werden. Schädliche Umwelteinwirkungen 




Hierzu führt die LUBW aus, dass Ultraschall bei der Ausbreitung zusätzlich zur Pegelab-
nahme aufgrund des Abstands von der Luft sehr stark absorbiert und damit gedämpft 
wird. Bei den hier vorliegenden Entfernungen zu den Immissionsorten spielt daher Ultra-
schall – unabhängig von der Frage, ob und in welcher Stärke Ultraschall beim Betrieb ei-
ner Windkraftanlage überhaupt entsteht – keine Rolle. 
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5.1.4 Elektromagnetische Felder 
 
Nach Auskunft der LUBW nehmen diese Felder mit wachsendem Abstand sehr schnell 
ab. “ Bereits am Lerchenhof 2, als nächstgelegener Immissionsort, sind daher keine im-





Windkraftanlagen verursachen durch ihre Rotordrehung periodisch auftretende wieder-
kehrende Verschattung des direkten Sonnenlichts. Dieser Schattenwurf ist als Immission 
nach dem BImSchG zu werten. 
 
Maßgebliche Immissionsorte sind schutzwürdige Räume, wie z. B. 
- Wohnräume und Schlafräume, 
- Unterrichtsräume in Schulen und ähnlichen Einrichtungen 
- Büroräume, Praxisräume etc. 
- direkt an Gebäude angrenzende Außenflächen (Terrassen und Balkone) 
 
Durch den periodischen Schattenwurf darf es zu keinen erheblichen Belästigungen kom-
men. Eine Belästigung kann sicher ausgeschlossen werden, wenn alle relevanten Immis-
sionsorte in der Umgebung der Windkraftanlage außerhalb des möglichen Beschattungs-
bereiches der Windkraftanlage liegen. 
 
Periodischer Schattenwurf wird als nicht erheblich belästigend angesehen, wenn die ast-
ronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer am jeweiligen Immissionsort nicht 
mehr als 30 Stunden pro Kalenderjahr und darüber hinaus nicht mehr als 30 Minuten pro 
Kalendertag beträgt. Diese Werte ergeben sich aus den „Hinweisen zur Ermittlung und 
Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-
Hinweise)“ des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) vom 13.03.2002. Bei 
Überschreitung dieser Werte kommen u. a. technische Maßnahmen in Betracht, den Be-
trieb der Windkraftanlage zeitlich zu beschränken. 
 
Bei der astronomischen Beschattungsdauer handelt es sich um eine Worst-Case Betrach-
tung, weil davon ausgegangen wird, dass die Sonne tagsüber immer bei wolkenlosem 
Himmel scheint, die Rotorkreisfläche immer senkrecht zur direkten Sonneneinstrahlung 
steht und die Windkraftanlage ständig läuft. In einer Schattenwurfprognose wird daher 
neben der Worst Case-Betrachtung eine Abschätzung der realen Beschattungsdauer an-
gegeben. Dabei handelt es sich um eine meteorologisch wahrscheinliche Beschattungs-
dauer, die auf Grundlage der langfristigen Messreihen der Witterungsbedingungen des 
Deutschen Wetterdienstes berechnet wird. Die in einer Schattenwurfprognose ermittelte 
reale Beschattungsdauer ist somit kein gesicherter Wert und dient daher nicht als Beurtei-
lungsgrundlage. 
 
In der dem Antrag zu Grunde liegenden Schattenwurfprognose der Solvent GmbH wer-
den für den Lerchenhof 1 (IO 4) eine astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer 
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von 36 Stunden und 15 Minuten und für den Lerchenhof 2 (IO 5) insgesamt 59 Stunden 
und 50 Minuten jeweils pro Jahr berechnet. Die maximalen Schattenstunden je Tag be-
tragen an den Immissionsorten Lerchenhof 1 (IO 4), Lerchenhof 2 (IO 5), Birkenhof 1 
(IO 1)und Birkenhof 2 in Ingersheim (IO 2) und Birkenhof 1 in Besigheim (IO 3) jeweils 
38, 42, 39, 36 und 36 Minuten. Die anderen Immissionsorte liegen hinsichtlich dieser 
maximalen Beschattungsdauer unter 30 h/a bzw. 30 min/d.  
 
Die Wartturmsiedlung in Besigheim liegt nach dem Schattenwurfgutachten außerhalb des 
Einwirkungsbereichs der Windkraftanlage. 
 
Nach der Schattenwurfprognose ergeben sich somit bei der Berechnung der astronomisch 
möglichen Beschattungsdauer Überschreitungen der zulässigen Beschattungsdauer von 
30 h/a sowie 30 min/d. Um die Einhaltung dieser maximal zulässigen Beschattungsdauer 
zuverlässig zu gewährleisten, ist die Installierung einer Abschaltautomatik vorgesehen, 
die mittels Beleuchtungsstärkesensoren die konkrete meteorologische Beschattungssitua-
tion erfasst und somit die vor Ort konkret vorhandene Beschattungsdauer begrenzt. Da 
der Wert von 30 Stunden pro Kalenderjahr auf Grundlage der astronomisch möglichen 
Beschattung entwickelt wurde, wird für Abschaltautomatiken ein entsprechender Wert 
für die tatsächliche Schattendauer, die meteorologische Beschattungsdauer, festgelegt. 
Dieser Wert liegt bei 8 Stunden pro Kalenderjahr.  
 
In den Antragsunterlagen wurde beschrieben, auf welche Weise die Einhaltung der zuläs-
sigen Beschattungsdauer am Immissionsort gewährleistet wird. Hierzu gehören Angaben 
über Art und Programmierungsmöglichkeiten der vorgesehenen Abschaltautomatik. Die-
se Angaben sind schlüssig und nachvollziehbar. Zum Schutz der Nachbarschaft wurden 
die maximal zulässigen Immissionswerte für Beschattung als Auflage festgelegt (Auflage 
unter Abschnitt III Ziffer 4.6). 
 
Der Fachbereich Gesundheit hat unter Berücksichtigung aller zur Verfügung stehenden 
Informationen nach derzeitigem Kenntnisstand keine konkreten Anhaltspunkte für eine 
gesundheitliche Gefährdung bei ordnungsgemäßem Betrieb der Windkraftanlage feststel-




Die Rotorblätter von Windenergieanlagen können bei entsprechender Witterung Eis an-
setzen. Das Eis kann sich bei Tauwetter als Eisabfall bei stehender und als Eiswurf bei 
anlaufender Anlage ablösen. 
 
Um dieses Risiko weitestgehend auszuschalten, ist die geplante Windkraftanlage mit ei-
ner Eiserkennung ausgestattet, die auf Temperatur, Wind- und Leistungsdaten beruht und 
bei Vereisung die Anlage automatisch abschaltet und erst bei Tauwetter wieder anlaufen 
lässt. Eine entsprechende Auflage wurde festgeschrieben (Abschnitt III, Auflage 4.10). 




Der „Diskoeffekt“ bezeichnet periodische Lichtreflexionen durch die Rotorblätter. 
Lichtblitze aufgrund von Nässe oder Vereisung werden nicht berücksichtigt. Durch mat-
te, nicht reflektierende Lackierungen, lassen sich diese Effekte vermeiden. Eine ent-




Das Vorhaben stellt einen naturschutzrechtlich relevanten Eingriff im Sinne des § 14 
Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) dar, von dem nicht zu vermeidende Beein-
trächtigungen ausgehen. 
 
Bei einer Windkraftanlage mit einer Nabenhöhe von 138 m und einer Gesamthöhe von 
179 m sowie einem Rotordurchmesser von 82 m handelt es sich zweifelsfrei um einen na-
turschutzrechtlich relevanten Eingriff. Die Eingriffe sind im Landschaftspflegerischen 
Begleitplan (LBP), beim Schutzgut Landschaftsbild im Nachtrag vom 11.12.2010, detail-
liert zusammengestellt und bewertet. Der LBP vom 11. Mai 2010 bewertet nur in Einheit 
mit dem Nachtrag vom 11.12.2010 die vorhabensbedingten Eingriffe nachvollziehbar und 
sachgerecht. Insoweit wird auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen. Die Prü-
fung der besonders und streng geschützten Arten erfolgt im tierökologischen Gutachten 
vom 21.02.2008 von Herrn Peter Endl (Dipl. Biologe), ergänzt durch seine gutachtliche 
Stellungnahme vom 19.11.2010. Beide Unterlagen sind Teil der Genehmigungsunterla-
gen. Die einzelnen Konfliktschwerpunkte, insbesondere zum Thema Vögel, Fledermäuse 
und Zuggeschehen (Wintergäste) sind zutreffend herausgearbeitet. Auf die diesbezügli-
chen Ausführungen hierzu wird ebenfalls verwiesen. 
 
Von Dritter Seite wurde an das Landratsamt herangetragen, dass die Kornweihe durch die 
Anlage gefährdet werden könnte. Lediglich der Vollständigkeit halber ist festzustellen, 
dass nach Auskunft des Artenschutzgutachters Herrn Endl es äußerst unwahrscheinlich 
ist, dass die Kornweihe (hier maximal Rastvogel bzw. Durchzügler) durch die Anlage 
verunfallen könnte. Insbesondere sind bundesweit bisher auch keine Totfunde unter 
Windkraftanlagen belegt. 
 
Der Eingriff in Natur und Landschaft ist im Rechtssinne unvermeidbar. Nach § 15 Abs. 1 
Satz 2 BNatschG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen sind nach § 
15 Abs. Satz 2 BNatschG dann vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen den mit dem 
Eingriff verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringerer Beeinträchtigung 
von Natur und Landschaft erreichen, gegeben sind. Das Verbot vermeidbarer Beeinträch-
tigungen ist also darauf gerichtet, die Auswirkungen auf den Naturhaushalt oder das 
Landschaftsbild durch das Vorhaben selbst an Ort und Stelle möglichst gering zu halten.  
 
Wie das Ergebnis der Sichtbarkeitsanalyse zeigt, führt die Windkraftanlage im Nah- und 
Mittelbereich (bis 5 km Entfernung) zu einer insgesamt relativ hohen Sichtbarkeit und 
- 23 - 
damit zu einem erheblichen Eingriff in das Landschaftsbild. Mit zunehmender Entfer-
nung nimmt die landschaftliche Wirkung hingegen stark ab. 
 
Die untere Naturschutzbehörde hält die Argumentation im LBP Nachtrag auf Seite 10 für 
zutreffend, wonach eine Verunstaltung des Landschaftsbilds hier aufgrund der Lage der 
Windkraftanlage in einem durch die „Siedlungstätigkeit des Menschen und der damit 
einhergehenden Infrastruktureinrichtungen geprägten Landschaft“ im Verdichtungsraum 
nicht gegeben ist.  
 
Um die unvermeidbare Beeinträchtigung des Landschaftsbildes auszugleichen, hat die 
Antragstellerin im LBP ein Maßnahmenkonzept zur Aufwertung des Landschaftsbilds 
aufgestellt. Die Maßnahmen A2 bis A6 (siehe LBP Nachtrag auf Seite 15) sind als Aus-
gleich geeignet. Dies reicht jedoch nicht aus, um den Eingriff in das Landschaftsbild zu 
kompensieren. Hierbei wurde die errechnete Gesamtsumme der Ausgleichsabgabe als er-
forderlicher Kompensationsbedarf herangezogen. Die Höhe der Ausgleichsabgabe be-
misst sich innerhalb der Rahmensätze des § 2 Abs. 2 Ausgleichsabgabenverordnung 
(AAVO) nach Dauer und Schwere des Eingriffs, Wert oder Vorteil für den Verursacher 
sowie nach der wirtschaftlichen Zumutbarkeit. Unter Berücksichtigung dieser Kriterien 
ist eine Einstufung noch im mittleren Bereich des Rahmensatzes mit 3,5 % der Baukosten 
(sichtbare Teile) angemessen und sachgerecht. Von dem hiernach errechneten Betrag von 
49.175,- € wurden die Kosten für die oben genannten Maßnahmen abgezogen. Daher 
wurde für den nicht kompensierten Teil eine Ausgleichsabgabe von 25.913,- € festge-
setzt. 
 
Bei vollständiger und sachgerechter Umsetzung der im tierökologischen Gutachten und 
in der gutachtlichen Stellungnahme vom 19.11.2010 dargestellten Maßnahmen erfolgt 
kein Verstoß gegen artensschutzrechtliche Bestimmungen. Dem artenschutzrechtlichen 
Verbot des § 44 Abs. 1 BNatschG wird insbesondere durch die Auflagen unter Ziffer 6.3 




 Das Vorhaben dient der Nutzung von Windenergie und ist daher nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
Baugesetzbuch (BauGB) zu beurteilen. Danach sind Windenergieanlagen im Außenbe-
reich privilegiert zulässig. Der Gemeinderat der Gemeinde Ingersheim hat das erforderli-
che Einvernehmen nach § 36 BauGB am 06.07.2010 erteilt, nachdem auch die Erschlie-
ßung der Anlage gesichert ist.  
 
 Die Windkraftanlage darf aber nicht gegen das baurechtliche Gebot der Rücksichtnahme 
(§ 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB) verstoßen. Das setzt voraus, dass keine optisch bedrängende 
Wirkung durch das Vorhaben auf Nachbargrundstücke ausgeübt wird. Dabei spielt neben 
der Dimensionierung der Anlage auch die Rotorbewegung eine Rolle. In der Recht-
sprechung wurden hierzu Anhaltwerte entwickelt, die aber stets einer Einzelfallprüfung 
zu unterziehen sind. Nachfolgende Anhaltswerte wurden entwickelt: 
 
 - Beträgt der Abstand zwischen einem Wohnhaus und einer Windkraftanlage min-
destens das Dreifache der Gesamthöhe (Nabenhöhe + ½ Rotordurchmesser) der 
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geplanten Anlage, dürfte die Einzelfallprüfung überwiegend zu dem Ergebnis 
kommen, dass von der Anlage keine optische bedrängenden Wirkung zu Lasten der 
Wohnnutzung ausgeht.  
 
 - Ist der Abstand geringer als das Zweifache der Gesamthöhe der Anlage, dürfte die 
Einzelfallprüfung überwiegend zu einer dominanten und optisch bedrängenden 
Wirkung der Anlage gelangen. 
 
 - Beträgt der Abstand zwischen dem Wohnhaus und der Windkraftanlage das Zwei- 
bis Dreifache der Gesamthöhe der Anlage, bedarf es regelmäßig einer besonders 
intensiven Prüfung des Einzelfalls. 
 
 Die Gesamthöhe der geplanten Windkraftanlage  beträgt 179 m (Nabenhöhe 138 m + 41 
m halber Rotordurchmesser).  
 
 Lerchenhöfe: 
Der Abstand zum Wohnhaus des Lerchenhofs 2 beträgt 444 m. Dies entspricht dem 2,48-
fachen Abstand der Gesamthöhe. 
 
Das Wohnhaus ist überwiegend nach Süden und Westen und damit nicht in Richtung der 
geplanten Windkraftanlage ausgerichtet. Das trifft auch auf die Terrasse und den Balkon 
zu. Zudem haben bestehende Stallgebäude und eine ausgeprägte Bepflanzung aus Bäu-
men und Sträuchern, die in Richtung der geplanten Windkraftanlage liegen, zum Wohn-
haus eine abschirmende Wirkung. Derzeit wird ein weiterer Schweinemaststall gebaut, 
der diese abschirmende Wirkung noch verstärken wird. Die kleineren Fenster im Erd- 
und Obergeschoss des Wohngebäudes in Blickrichtung des geplanten Standorts der 
Windkraftanlage lassen wegen der Stallgebäude und der Bepflanzung keine oder nur eine 
eingeschränkte Sichtbeziehung zu. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass der Standort 
des geplanten Windrads durch eine Straße vom Lerchenhof getrennt ist und Hochspan-
nungsleitungen zwischen den Lerchenhöfen und dem geplanten Standort verlaufen Auf-
grund dieser Gegebenheiten ist keine optisch bedrängenden Wirkung auf das Wohnhaus 
gegeben. 
 
Das trifft auch für das Wohnhaus des Lerchenhofs 1 zu, das ebenfalls nach Süden und 
damit nicht in Richtung der Windkraftanlage ausgerichtet ist. Zudem wird zu diesem Ge-
bäude die abschirmende Wirkung zusätzlich durch den landwirtschaftlichen Betrieb des 
Lerchenhofs 2 verstärkt.  
 
 Birkenhöfe: 
 Der Abstände der beantragten Windkraftanlage zu den Wohnhäusern Birkenhof 1 und 2 
auf Gemarkung Ingersheim betragen 469 m bzw. 525 m. Das ist der 2,62 bzw. 2,93 fache 
Abstand. Der Abstand zum Wohnhaus Birkenhof 1 auf Gemarkung Besigheim beträgt 
533 m, das ist der 2,97 fache Abstand.  
 
 Sämtliche Wohnhäuser sind überwiegend nach Süden ausgerichtet und liegen damit 
ebenfalls nicht in Blickrichtung der geplanten Windkraftanlage. Aufgrund der leicht 
südwestlichen Lage der geplanten Windkraftanlage kann diese mit Blick nach Westen 
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zwar leichter als von den beiden Lerchenhöfen wahrgenommen werden, dennoch ist auch 
bei den Birkenhöfen keine optisch bedrängenden Wirkung gegeben.  
 
 Auch ist insgesamt zu berücksichtigen, dass auf Wohnhäuser als Teil von landwirtschaft-
lich privilegierten Anlagen die Einwirkungen einer anderen privilegierten Anlage in ei-




Der Abstand zum nächstgelegen Wohnhaus im Bereich des Husarenhofs 45 beträgt 724 
m. Dies entspricht dem 4-fachen Abstand der Gesamthöhe der geplanten Windkraftanla-
ge. Aufgrund dieses Abstandes liegt keine optisch bedrängende Wirkung durch die ge-




Die geplante Windkraftanlage sowie die vorgesehene Übergabestation stellen bauliche An-
lagen im Sinne des § 2 der Landesbauordnung (LBO) dar. Gemäß § 49 Abs. 1 LBO bedarf 
ihre Errichtung einer Baugenehmigung. Diese konnte erteilt werden, weil die bauord-
nungsrechtlichen Vorgaben beachtet werden. Auf nachfolgende Punkte weisen wir hin: 
 
 Rückbauverpflichtung 
Nach § 35 Abs. 5 BauGB ist die Windkraftanlage nach dauerhafter Aufgabe zurückzubau-
en. Eine entsprechende Auflage regelt, dass die Baufreigabe erst erteilt werden kann, wenn 
die Rückbauverpflichtung gesichert ist (Abschnitt III, Ziffer 2.2). Die Baurechtsbehörde 
kann nach § 60 LBO eine Sicherheitsleistung verlangen, soweit sie erforderlich ist, um die 
Erfüllung von Auflagen oder sonstigen Verpflichtungen zu sichern. Eine solche Sicher-
heitsleistung wurde festgesetzt, um den geforderten Rückbau der Anlage abzusichern (Ab-
schnitt III Ziffer 2.5) 
 
 Erschließung 
 Die Erschließung des Anlagenstandorts erfolgt über das bestehende öffentliche Feldwege-
netz sowie über das Flst. Nr. 2246, einem Privatgrundstück. Auch hier schreibt eine ent-
sprechende Auflage vor, dass die Baufreigabe erst erteilt werden kann, wenn die Erschlie-
ßung durch Baulast gesichert ist (Abschnitt III, Ziffer 2.2). 
 
Abstandsflächen 
 Zum Nachweis über die Einhaltung der maßgeblichen Abstandsflächen wird das Bau-
grundstück aus den beiden Flurstücken Nr. 2247 und 2248 gebildet. Es ist eine Zusam-
menfassung beider Flurstücke durch Eintragung einer Vereinigungsbaulast erforderlich. 
Auch hier schreibt eine entsprechende Auflage vor, dass die Baufreigabe erst erteilt wer-
den kann, wenn die Vereinigung der beiden Grundstücke durch Baulast gesichert ist (Ab-
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5.5 Regionalplanung/Raumordnung 
  
 Der Verband Region Stuttgart hat im Rahmen einer Standortfindung im Jahr 2004 Vor-
ranggebiete für regionalbedeutsame Windkraftanlagen festgelegt (Teilfortschreibung des 
Regionalplans 1998 zu Kapitel 4.2 „Windenergie“ vom 28.04.2004, genehmigt am 
27.10.2004). Nach dem Verständnis der Regionalplanung soll damit ein „Wildwuchs“ an 
Windkraftanlagen verhindert werden. Im gesamten Landkreis Ludwigsburg gibt es ein 
Vorranggebiet von insgesamt neun Vorranggebieten in der Region Stuttgart. Vorrangge-
biet bedeutet, dass alle anderen raumbedeutsamen Nutzungen ausgeschlossen sind, soweit 
sie mit dem Bau und Betrieb von regionalbedeutsamen Windkraftanlagen nicht vereinbar 
sind. Ein „Regionaler Grünzug“ wird von einem Vorranggebiet überlagert. Außerhalb von 
Vorranggebieten sind regionalbedeutsame Windkraftanlagen in der Regel nicht zulässig. 
Innerhalb der Vorranggebiete werden seitens der Regionalplanung keine Festlegungen 
hinsichtlich der dort möglichen Anzahl von Windkraftanlagen, deren Bauhöhe oder gar 
deren Bausausführung gemacht.  
 
 Der Planungsausschuss des Verbandes Region Stuttgart hat in seiner Sitzung am 
16.06.2010 folgenden Beschluss gefasst:  
 
 „Das Vorhaben entspricht der regionalplanerischen Zielsetzung“. 
 
 In der Sitzungsunterlage zur Beschlussfassung für den Planungsausschuss wird ausgeführt, 
dass Vorranggebiete im regionalen Planungsmaßstab definiert und festgelegt werden. Dies 
wird im Regionalplan auch durch die Kennzeichnung der Bereiche durch Planschraffuren 
zum Ausdruck gebracht. Die anlagen- und betriebsspezifischen Kenngrößen, z.B. die Na-
benhöhe oder das Emissionsverhalten wie auch der konkrete Standort können auf Ebene 
der Regionalplanung nicht berücksichtigt werden. Die maßstabsbedingte Konkretisierung 
findet im Zulassungsverfahren statt. Der geplante Anlagenstandort liegt im Ausformungs-
bereich des regionalplanerisch festgelegten Vorranggebietes für regionalbedeutsame 
Windkraftanlagen „Ingersheim, Holderweg“ und entspricht der regionalplanerischen Ziel-
setzung.  
  
 Das Vorranggebiet „Ingersheim, Holderweg“ wurde im Rahmen der allgemeinen Fort-
schreibung in den Regionalplan 2020 übernommen. (Hinweis: Der Regionalplan 2020 
wurde am 20.10.2010 vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg genehmigt). 
 
 Auch das Regierungspräsidium Stuttgart als Raumordnungsbehörde hat unter raumordner-
ischen Gesichtspunkten keine Bedenken gegen das Vorhaben. 
 
5.6 Veterinärrechtliche Gesichtspunkte 
 
 Der Standort der beantragten Windkraftanlage befindet sich in einer Entfernung von circa 
370 m zu dem benachbarten landwirtschaftlichen Betrieb Lerchenhof 2 mit Schweine-
zucht- und mastbetrieb mit Geflügelhaltung im Freiland.  
  
 Für Schweine gilt im Stall ein Lärmrichtwert von 85 dB(A). Ein Schweinestall ist aus Hy-
gienegründen hermetisch abgeriegelt. Lärmquellen sind daher Anlagen im Stallgebäude 
- 27 - 
wie Lüftungsanlagen. Die Lärmimmissionen durch die Windkraftanlage sind bei den 
prognostizierten Werten (siehe Ziffer 5.1.1) zu vernachlässigen. Auch für Geflügel werden 
die Lärmimmissionen der Anlage nicht erheblich sein, da keine auffallenden Einzelgeräu-
sche verursacht werden, die zu Schreckmomenten führen könnten. 
 
 Die Ställe und der Freilaufbereich des Geflügels werden teilweise im Schattenwurf der 
Windkraftanlage liegen.  
 
 Im Verfahren wurde vom Landratsamt Ludwigsburg eine umfangreiche bundesweite Re-
cherche bei Fachbehörden, Instituten und wissenschaftlichen Hochschulen zu Auswirkun-
gen von Schattenwurf auf Schweine und Geflügel durchgeführt. Dabei hat sich gezeigt, 
dass über Auswirkungen von Windenergieanlagen auf landwirtschaftliche Nutztiere keine 
Hinweise für eine Beeinträchtigung der Leistung oder des Wohlbefindens vorliegen und 
nach der Recherche auch keine Untersuchungen durchgeführt wurden. Über die Auswir-
kungen von Windkraftanlagen wurden zusätzlich Landwirte befragt, die einen Schweine-
mastbetrieb in der Nachbarschaft zu einem bereits bestehenden Windrad (Entfernung zwi-
schen 200 und 400 m) betreiben. Auffälligkeiten wurden von keinem Betrieb festgestellt. 
 
 Bei Geflügel wurde allgemein die Erfahrung gemacht, dass diese Tiere bei Schatten zu 
Schreckreaktionen neigen, da der Schatten als Angriff durch Greifvögel interpretiert wird. 
 
 Auch wenn die Anfragen bei betroffenen Landwirten nicht repräsentativ sind, zeigt die 
bundesweite Recherche, dass derzeit keine konkreten Hinweise oder Anhaltspunkte vor-
liegen, wonach es durch Schattenwurf von Windkraftanlagen bei Nutztieren zu Beein-
trächtigungen kommt. Der Freilandbereich für Geflügel des benachbarten landwirtschaftli-
chen Betriebs liegt auf der dem Windkraftrad abgewandten Seite hinter einem Stallgebäu-
de, dass vom Geflügel genutzt werden kann. Auch ist der Freibereich stark durch Büsche 
und Bäume eingegrünt, so dass Unterschlupfmöglichkeiten für Geflügel bestehen, die im 
Falle eines Schreckmomentes aufgesucht werden können. Unabhängig davon, führt die 
Reduzierung des Schattenwurfs durch die Abschaltautomatik für das Wohnhaus (siehe Zif-
fer 5.1.5) auch dazu, dass der Schattenwurf für die Stallungen reduziert wird.  
 
 
5.7 Sonstige Belange 
 
Die geplante Windkraftanlage stellt ein Luftfahrthindernis dar. Die zivile Luftfahrtbehörde 
des Regierungspräsidiums Stuttgart stimmt nach § 14 Luftverkehrsgesetz dem Vorhaben 
zu, nachdem die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH und das Bundesamt für Flugsiche-
rung keine Bedenken geäußert haben. Die Zustimmung setzt voraus, dass aus zivilen und 
militärischen Flugsicherungsgründen eine Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der 
„Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ ange-
bracht und eine Veröffentlichung als Luftfahrthindernis veranlasst wird. Entsprechende 
Auflagen sind in Abschnitt III unter Ziffer 9. dieser Entscheidung festgesetzt. 
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6. Einwendungen von Dritter Seite 
 
 Im Verfahren wurden von Beteiligten und von dritter Seite Bedenken erhoben, auf die wir 
nachfolgend eingehen, soweit diese nicht bereits in den bisherigen Ausführungen in Kapi-
tel 5 dieses Abschnittes abgehandelt wurden:  
  
 
6.1 Die Lärmrichtwerte müssen an der Grundstücksgrenze eingehalten werden: 
 
 Die maßgeblichen Lärmrichtwerte müssen an den Immissionsorten eingehalten werden. 
Immissonsorte sind schutzbedürftige Räume, die zum dauerhaften Aufenthalt von Men-
schen gedacht sind wie Wohn- und Schlafräume. Die Grundstücksgrenze ist nicht relevant.  
 
6.2 Die Erweiterungsmöglichkeiten des Lerchenhofs nach Osten sind eingeschränkt: 
 
 Erweiterungen nach Osten sind nicht automatisch eingeschränkt. Dies muss im Einzelfall 
geprüft werden. Es ist zu berücksichtigen, dass landwirtschaftliche Betrieb und das Wind-
kraftrad jeweils privilegiert und auch nur im Außenbereich zulässig sind. Aufgrund ihrer 
Privilegierung und unter Berücksichtigung des Gebotes der gegenseitigen Rücksichtnahme 
müssen bei künftigen Erweiterungen beide Vorhaben aufeinander Rücksicht nehmen.  
 
6.3 Es werden Einbußen bei der Getreideernte wegen Schattenschlag erwartet: 
 
 Es liegen keine Hinweise vor, dass es durch Schattenschlag zu Beeinträchtigungen bei der 
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Flächen kommt.  
 
6.4 Der Schattenschlag lasse ein gerades Säen der Felder nicht zu, da ein spurgenaues Fahren 
nicht möglich sei. Auch wird die Gesundheit der Menschen beeinflusst, die landwirtschaft-
liche Flächen bearbeiten: 
 
 Nach der bisherigen Rechtssprechung können die Beurteilungsmaßstäbe, die für den 
Wohnbereich angelegt werden, nicht unmittelbar auf arbeitende Menschen übertragen 
werden. Für eine sichere Beurteilung der Beeinträchtigung von Menschen bei der Arbeit z. 
B. auf den Ackerflächen oder Obstanbauflächen existieren darüber hinaus keine objekti-
ven Bewertungsgrundlagen. Für eine Beeinträchtigung bei der Feldarbeit liegen keine An-
haltspunkte vor. 
 
6.5 Der Standort der Windkraftanlage liegt außerhalb des Vorranggebietes:  
 
 Der Verband Region Stuttgart hat in seiner Stellungnahme ausgeführt, dass der Standort 
der Windkraftanlage im Ausformungsbereich des regionalplanerisch festgelegten Vor-
ranggebietes für regionalbedeutsame Windkraftanlagen „Ingersheim „Holderweg“ liegt 
und der regionalplanerischen Zielsetzung entspricht. Wir verweisen hierzu auf Ziffer 5.5 
dieses Abschnittes. 
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6.6 Am geplanten Standort ist die Windhöffigkeit zu gering, der Standort ist daher für ein 
Windkraftrad ungeeignet: 
 
Im Verfahren wird geprüft, ob alle öffentlich rechtlichen Vorgaben zum Schutz der 
Nachbarn und der Allgemeinheit eingehalten werden. Die Wirtschaftlichkeit einer An-
lage gehört nicht dazu. Das ist alleinige Angelegenheit des Betreibers. Zudem fordert 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das die Vergütungen regelt, die Energieunter-
nehmen an Betreiber von Anlagen erneuerbarer Energien zu bezahlen haben, dass eine 
Windkraftanlage am geplanten Standort einen bestimmten Stromertrag erzielt. Damit 
soll verhindert werden, dass ein Windkraftrad an einer Stelle gebaut wird, an dem keine 
geeigneten Windverhältnisse herrschen.  
 
6.7 Es wird befürchtet, dass eine Mobilfunkanlage auf der Windkraftanlage errichtet werden 
könnte: 
 
 Eine Mobilfunkanlage ist nicht Antragsbestandteil.  
 
6.8 Es müssen zum Schutz vor Lärm und Infraschall Mindestabstände eingehalten werden: 
 
Bei der Forderung nach Mindestabständen wird auch auf den Abstandserlass des Ministe-
riums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz aus Nord-
rheinwestfalen verwiesen. 
 
Dieser Erlass gilt nicht in Baden-Württemberg. Unabhängig davon, regelt dieser Erlass 
Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebiete und Wohngebieten im Rahmen der 
Bauleitplanung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände. Gleichzeitig 
führt dieser Erlass auf, dass diese Abstandsliste nicht in Genehmigungsverfahren anzu-
wenden ist, da es ausdrücklich Gegenstand des Genehmigungsverfahrens ist, anhand der 
Antragsunterlagen und von Einzelgutachten in jedem Einzelfall zu prüfen, ob Gefahren, 
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nach-
barschaft ausgeschlossen werden können. Die Anwendung der Abstandsliste würde die-
sem Grundsatz der Einzelfallprüfung nicht gerecht werden. Zudem schließt dieser Erlass 
auch für die Bauleitplanung Abstandsregelungen für Windkraftanlagen explizit aus. 
 
Das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg hat zusammen mit dem Ministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Verkehr im November 2010 in einem 7-Punkte Papier Anforde-
rungen an den Ausbau der Windenergie zusammengestellt, die bei der raumplanerischen 
Festlegung von Vorranggebieten von Windkraftanlagen zu beachten sind. Danach sind in 
der Regel von Windkraftanlagen Mindestabstände von 700 m zu Wohngebieten einzuhal-
ten. Bei Splittersiedlungen und Hofstellen können allerdings im Rahmen der Genehmi-
gung im Einzelfall geringere Abstände als 450 m möglich sein. 
 
Die nächstgelegenen Wohnhäuser des Husarenhofs sind 724 m bzw. 742 m vom beantrag-
ten Standort der Windkraftanlage entfernt und halten damit die Empfehlungen des 7-
Punkte Papiers für ein Wohngebiet ein, wobei der Husarenhof kein Wohngebiet darstellt 
(Verweis auf Ziffer 6.10). Das Wohnhaus des nächstgelegene Lerchenhofs 2 hat einen Ab-
stand von 444 m und unterschreitet die vorgenannte Empfehlung um wenige Meter. Die 
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Auswirkungen des Vorhabens in Bezug auf Lärm einschließlich Infraschall und Schatten-
wurf wurden gutachtlich einzelfallbezogen auf verschiedene Immissionsorte, wie in Kapi-
tel 5.1 dieses Abschnittes ausgeführt, geprüft. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass eine er-
hebliche Beeinträchtigung unter der Berücksichtigung, dass durch eine Abschaltautomatik 
der Schattenwurf auf einzelne Immissionsorte begrenzt wird, nicht gegeben ist. 
 
6.9 Es wird ein Wertverlust der Wohnhäuser befürchtet: 
 
 Im Verfahren wird geprüft, ob alle öffentlich rechtlichen Vorgaben zum Schutz der Nach-
barn und der Allgemeinheit eingehalten werden. Das ist der Fall, wie sich aus Kapitel 5 
dieses Abschnitts ergibt. Nach herrschender Rechtsprechung hat der einzelne darüber hin-
aus keinen Anspruch, vor jeglicher Wertminderung bewahrt zu werden. Es liegen auch 
keine konkreten Hinweise vor, dass eine Wertminderung eintreten wird. Auch ist zu be-
rücksichtigen, dass die Aussiedlerhöfe und die Wohnhäuser im Husarenhof als privilegier-
te Außenbereichsvorhaben genehmigt sind und unter dem Gesichtpunkt der gegenseitigen 
Rücksichtnahme Einwirkung eines anderen privilegierten Vorhabens hinnehmen müssen.  
 
6.10 Der Husarenhof hat den Schutzanspruch eines Allgemeinen Wohngebietes: 
  
Die bauplanungsrechtliche Einstufung des Ortteils Husarenhof erfolgt auf der Basis des 
Flächennutzungsplans der Stadt Besigheim. Dieser weist die Grundstücke und Gebäude 
innerhalb des Ortsteils als landwirtschaftliche Betriebe im Außenbereich bzw. als Aussied-
lerhöfe aus. Die Stadt Besigheim führt dazu aus, dass aufgrund der Struktur des Husaren-
hofes und der Erschließungsvoraussetzungen in der Vergangenheit eine Wohnbauentwick-
lung nur zugelassen wurde, wenn sie mit der landwirtschaftlichen Nutzung in Einklang zu 
bringen war. Der Husarenhof ist daher immer noch deutlich landwirtschaftlich geprägt. Er 
entspricht bauplanungsrechtlich im Sinne der Baunutzungsverordnung am ehesten einem 
Dorfgebiet.  
 
Das Schallimmissionsgutachten hat für die Immissionsorte im Husarenhof 30 und 45 
Schallimmissionswerte von 37,4 bzw. 37,7 dB(A) prognostiziert. Damit wird der Immissi-
onsrichtwert von 40 dB(A) nachts bereits für ein Allgemeines Wohngebiet unterschritten.  
 
Auch die Richtwerte für die Beschattungszeiten bei den genannten Immissionsorten, wo-
bei hier nicht nach der bauplanungsrechtlichen Einstufung unterschieden wird, werden un-
terschritten. 
 
6.11. Die Immissionsprognose sind durch einen unabhängigen Sachverständigen zu prüfen: 
 
Der immissionsschutzrechtliche Antrag muss die für die Prüfung erforderlichen Unterla-
gen beinhalten. Im Vorfeld der Antragstellung wurde der Antragstellerin mitgeteilt, dass 
dem immissionsschutzrechtlichen Antrag Prognosegutachten zu den Immissionen Lärm 
und Schatten beizulegen sind. Der Antrag beinhaltet entsprechende Gutachten, die vom 
Fachbereich Gewerbeaufsicht des Landratsamtes Ludwigsburg zusammen mit der Landes-
anstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz (LUBW), die als selbstständige Anstalt 
des öffentlichen Rechts mit ihrer Fachkompetenz Verwaltungsbehörden insbesondere zu 
fachtechnischen Fragen unterstützt, auf Plausibilität geprüft wurden. Die sich aus den Gut-
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achten ergebenden Fragen wurden von den Fachbehörden mit den Gutachtern abschlie-
ßend geklärt. Darüber hinaus bestand kein Anlass für eine weitere Prüfung durch einen 
Sachverständigen.  
 
6.12 Hinweis auf einen Artikel von Prof. Dr. iur. Quambusch und Lauffer zu „Infraschall von 
Windkraftanlagen als Gesundheitsgefahr“: 
 
Hierzu hat die LUBW ausgeführt: „Im Artikel von Quambusch und Lauffer werden kei-
nerlei Belege für die dort gemachten Behauptungen zu Gesundheitsgefahren gegeben. 
Die zitierten Quellen bestätigen die Unschädlichkeit von tieffrequentem Schall (z.B. 
Fußnote 26) oder genügen nicht im Entferntesten den Anforderungen an eine wissen-
schaftliche Untersuchung (Fußnote 27)“. 
 
6.13 Es wird befürchtet, dass weitere Windkraftanlagen errichtet werden: 
 
Antragsgegenstand ist eine Windkraftanlage. Es werden daher ausschließlich die Geneh-
migungsvoraussetzungen für dieses Vorhaben geprüft. Für eine weitere oder mehrere 
Windkraftanlagen wäre ein neues immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren 
durchzuführen, in dem die Auswirkungen aller Windkrafträder (bestehendes und neu hin-
zukommende/s) auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit geprüft werden müssen. Ab 
drei Windkrafträdern muss zusätzlich geklärt werden, ob eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung erforderlich ist (siehe auch Ziffer 3 dieses Abschnittes).  
 















Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch erhoben werden. Dabei muss Folgendes beachtet 
werden: 
Der Widerspruch muss 
 innerhalb eines Monats, nachdem der Bescheid bekannt gegeben wurde 
 schriftlich oder mündlich zur Niederschrift 
beim Landratsamt Ludwigsburg Hindenburgstr. 40, 71638 Ludwigsburg oder Postfach 760, 
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Hinweise zur immissionsschutzrechtlichen Genehmigung des Landratsamtes Ludwigsburg 
 
 
1. Die Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 
BImSchG nicht von dieser Genehmigung eingeschlossen werden. 
 
2. Erst eine bestandskräftige Genehmigung ist eine zuverlässige Grundlage zur Verwirkli-
chung des Vorhabens. Wird gegen das Vorhaben Widerspruch erhoben, so kommt dem 
Widerspruch aufschiebende Wirkung zu. In entsprechender Anwendung des § 53 
LVwVfG kann die (vorläufige) Rückgabe des Baufreigabescheins verlangt werden. 
 
3. Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes einer genehmigungsbe-
dürftigen Anlage ist, sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, der zuständigen Be-
hörde mind. 1 Monat, bevor mit der Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzei-
gen, wenn sich die Änderung auf in § 1 BImSchG genannte Schutzgüter auswirken kann. 
Der Anzeige sind Unterlagen im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 2 beizufügen, soweit diese 
für die Prüfung erforderlich sein können, ob das Vorhaben genehmigungsbedürftig ist 
(vgl. Ziffer 2). 
 
4. Jede Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes einer genehmigungs-
pflichtigen Anlage bedarf der Genehmigung, wenn durch die Änderung nachteilige Aus-
wirkungen hervorgerufen werden können und diese für die Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 
BImSchG erheblich sein können (wesentliche Änderung). 
 Die wesentliche Änderung einer Anlage ohne Genehmigung kann gemäß § 20 Abs. 2 
BImSchG zur Stilllegung und ggf. Beseitigung der Änderung führen. 
 
5. Wird nach Erteilung der Genehmigung sowie nach einer nach § 15 Abs. 1 angezeigten 
Änderung festgestellt, dass die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft nicht ausreichend 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen oder sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen 
oder erheblichen Belästigungen geschützt ist, können nachträgliche Anordnungen durch 
die Behörde getroffen werden (§ 17 BImSchG). 
 
6. Kommt der Betreiber einer genehmigungsbedürftigen Anlage einer Auflage nicht nach, 
so kann die zuständige Behörde den Betrieb ganz oder teilweise bis zur Erfüllung der 
Auflage untersagen. 
 
7. Bei der Errichtung und dem Betrieb der Anlage sind folgende Vorschriften in der jeweils 
geltenden Fassung einzuhalten: 
 
 a) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
 b) Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft - TA-Luft 
 c) Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA-Lärm 
 d) Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) 
 e) Allgemeine Ausführungsverordnung des Innenministeriums zur Landesbauordnung 
(LBOAVO) 
 f) Örtliche Bauvorschriften (Bebauungspläne, Ortspolizeiverordnung) 
 g) VDI- und VDE-Richtlinien. 
 
8. Ordnungswidrig nach § 62 BImSchG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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 a) die Lage, die Beschaffenheit oder den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Anla-
ge ohne die Genehmigung nach § 16 Abs. 1 BImSchG wesentlich ändert; 
 
 b) einer vollziehbaren Anordnung nach § 17 Abs. 1 BImSchG nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt; 
 
 c) entgegen § 15 Abs. 1 oder 3 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig macht bzw. entgegen § 15 Abs. 2 Satz 2 eine Änderung vornimmt. 
 
9. Mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder mit Geldstrafe wird nach § 327 Abs. 2 des Straf-
gesetzbuches (StGB) bestraft, wer eine genehmigungsbedürftige Anlage ohne Genehmi-
gung nach § 4 Abs. 1 oder § 16 Abs. 1 BImSchG oder entgegen einer vollziehbaren 
Untersagung betreibt. 
 
10. Mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe wird nach § 325 Abs. 1 StGB be-
straft, wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder einer Ma-
schine, unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 
 
 a) Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Frei-
setzen von Staub, Gasen, Dämpfen oder Geruchsstoffen verursacht, die geeignet 
sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen, 
Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert beschädigen, oder 
 
 b) Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die 
Gesundheit eines anderen zu schädigen. 
 
11. Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe wird nach § 326 Abs. 1 StGB be-
straft, wer unbefugt Abfälle, die 
 
 a) Gifte oder Erreger gemeingefährlicher und übertragbarer Krankheiten bei Menschen 
oder Tieren enthalten oder hervorbringen können, 
 
 b) explosionsgefährlich, selbstentzündlich oder nicht nur geringfügig radioaktiv sind 
oder 
 
 c) nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, nachhaltig ein Gewässer, die 
Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachteilig zu verändern, 
 
 außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von ei-
nem vorgeschriebenen oder zugelassenen Verfahren behandelt, lagert, ablagert, ablässt 
oder sonst beseitigt. 
 Bereits der Versuch ist strafbar. 
 
Baden-Württemberg
Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg
Landesentwicklungsplan
Sie sind hier: MVI > Themen > Infrastruktur - Planen und Bauen > Landesentwicklungsplan
 Der Landesentwicklungsplan (LEP) ist das rahmensetzende, integrierende Gesamtkonzept für die
räumliche Ordnung und Entwicklung des Landes. Derzeit gilt der LEP 2002, der seit 21.08.2002
rechtsverbindlich ist. An ihm sind alle räumlichen Planungen, insbesondere die Regionalplanung, die
kommunale Bauleitplanung und die fachlichen Einzelplanungen sowie raumbezogene Förderprogramme zu
orientieren.
Das Land Baden-Württemberg und seine Teilräume sind im Rahmen der bundes- und landesrechtlichen
Regelungen durch Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung sowie durch Abstimmung und
Koordination raumbedeutsamer Planungen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. Dabei sind unter
Berücksichtigung der unterschiedlichen gesellschaftlichen Bedürfnisse in allen Teilen des Landes gleichwertige
Lebensverhältnisse, günstige wirtschaftliche Entwicklungsperspektiven und gesunde Umweltbedingungen zu
gewährleisten.
Die Ziele (im LEP mit "Z" gekennzeichnet) des LEP sind von allen öffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen als rechtsverbindliche Vorgaben zu beachten; sie können durch eine planerische
Abwägung oder Ermessensausübung nicht überwunden werden. Die Ziele sind auch für Personen des
Privatrechts bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben verbindlich, wenn an ihnen die öffentliche Hand
mehrheitlich beteiligt ist oder wenn die Planungen und Maßnahmen überwiegend mit öffentlichen Mitteln
finanziert werden. Ziele, die die Bauleitplanung betreffen, begründen darüber hinaus eine Anpassungspflicht an
diese Ziele.
Die Grundsätze (im LEP mit "G" gekennzeichnet) enthalten allgemeine Aussagen, die bei raumbedeutsamen
Planungen und Maßnahmen in der planerischen Abwägung und bei der Ermessensausübung, insbesondere bei
der Bauleitplanung, zu berücksichtigen sind.
Der LEP trifft grundsätzliche Festlegungen zur Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur. Unter anderem weist er
Raumkategorien (Verdichtungsräume, Randzonen um die Verdichtungsräume, Verdichtungsbereiche im
Ländlichen Raum und Ländlichen Raum im engeren Sinn), Oberzentren, Mittelzentren und Mittelbereiche,
Entwicklungsachsen und Räume mit besonderen Entwicklungsaufgaben aus. Er trifft verbindliche Aussagen zur
Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, zum Hochwasserschutz, zur Rohstoffsicherung und zur Entwicklung in
den Regionen und lenkt beispielsweise die Nutzung und den Schutz der Freiräume sowie die Ansiedlung von
Einkaufszentren.
Landesentwicklungsplan ( MVI > Themen > Infrastruktur - Planen un... http://www.mvi.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/100661/
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Neuer Schub für Windkraft
Landesplanungsgesetz vor der Neufassung – Kabinett beschloss Eckpunkte
03.08.2011 Die Landesregierung hat das ambitionierte Ziel, bis 2020 rund 10 Prozent des Stroms im
Land mit „heimischer“ Windkraft zu erzeugen. Deshalb dränge die Zeit, für ein ausbaufreundliches
Landesplanungsgesetz, teilten Verkehrsminister Winfried Hermann und Umweltminister Franz Untersteller am
Mittwoch in Stuttgart mit. Die Gesetzesnovelle werde auf der Basis der im Kabinett beschlossenen Eckpunkte in
der Sommerpause erarbeitet. Geplant sei, dass das Gesetz Anfang 2012 in Kraft treten könne, so die Minister.
Bei der Überarbeitung des Gesetzes ist für die planungsrechtliche Seite das Verkehrsministerium und für die
fachtechnische Seite das Umweltministerium verantwortlich.
Mit der neuen Regelung sollen die bisher in den Regionalplänen festgelegten Vorranggebiete für
Windkraftanlagen ausgeweitet und gleichzeitig die bisherigen Ausschlussgebiete abgeschafft werden. Dort
könnten künftig die Kommunen bei Bedarf ihre Planungskompetenz wahrnehmen und vor Ort angemessene
Entscheidungen treffen. „Die Änderungen sorgen für die nötige größere Flexibilität bei der Planung neuer
Anlagen“, betonten beide Regierungsmitglieder in ihrer Erklärung.
 
Die Sorge, dass künftig mehr oder weniger wild Windräder gebaut werden dürften, bezeichneten Hermann und
Untersteller als unbegründet. Nach wie vor werde der Ausbau der Anlagen über die Regionalplanung gesteuert
und damit auch kontrolliert.
Und nach wie vor seien Anlagen in der Umgebung von Wohnsiedlungen oder in Natur- und
Vogelschutzgebieten nicht zulässig. „Auch in der Kernzone des Biosphärengebiets Schwäbische Alb wird es
weiterhin keine Windräder geben“, ergänzte die Staatssekretärin im Ministerium für Verkehr und Infrastruktur,
Dr. Gisela Splett. Darüber hinaus werde das Umweltministerium in Zusammenarbeit mit dem
Verkehrsministerium und dem Ministerium für Ländlichen Raum einen Windenergieerlass vorbereiten, der den
Genehmigungsbehörden – insbesondere den Immissionsschutz- und Naturschutzverwaltungen – als
Richtschnur für die Genehmigung neuer Windräder dienen soll.
„Ganz wichtig ist bei all dem, dass wir die Bürgerinnen und Bürger des Landes mitnehmen und beteiligen“,
betonten die Minister Hermann und Untersteller. Geplant sei deshalb eine Beteiligungs- und
Akzeptanzkampagne für den Ausbau der erneuerbaren Energien.
Zentraler Teil der Kampagne werden Regionalkonferenzen zur Windkraftplanung sein, die im Herbst stattfinden
sollen. Staatssekretärin Splett sagte, sie wünsche sich eine gute Zusammenarbeit mit den Verbänden beim
Thema Windkraft. „Mit den Eckpunkten des Ministerrats sind die Weichen für den Ausbau der Windkraft gestellt.
Wenn nun noch einzelne Fragen bei der Änderung des Planungsrechts offen sind, wollen wir diese im Dialog
mit Ihnen gerne beantworten“, signalisierte Splett den verschiedenen Verbandsvertretern.
Zusatzinformation:
Der Anteil der Windkraft an den erneuerbaren Energien betrug im Jahr 2009 in Baden-Württemberg: 5,5
Prozent. Im selben Jahr wurde der Anteil am Gesamtstrombedarf in Baden-Württemberg zu 0,8 Prozent aus
Windkraft gedeckt. Die Zahlen für 2010 werden für den Herbst 2011 erwartet.
Quelle: Ministerium für Verkehr und Infrastruktur Baden-Württemberg
 
Zurück zu Pressemitteilungen
Neuer Schub für Windkraft ( MVI > Das Ministerium > Presse > Pres... http://www.mvi.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/101891/













IMPLIKATIONEN FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG 
 
Stuttgart, Mai 2012 
Der Nachhaltigkeitsbeirat Baden-Württemberg (NBBW) ist ein unabhängiges, wissen-
schaftliches Beratungsgremium der Landesregierung und besteht aus elf Mitgliedern. Er 
wurde am 22. April 2002 von der Landesregierung Baden-Württemberg ins Leben gerufen 
und am 04. Oktober 2005 für weitere drei Jahre berufen. Am 03. Februar 2009 wurde eine 
weitere Verlängerung um drei Jahre vom Kabinett gebilligt. Der Nachhaltigkeitsbeirat hat die 
Aufgabe, das Land auf dem Weg in eine nachhaltige und dauerhaft umweltgerechte Ent-
wicklung zu beraten und die Umsetzung und Fortschreibung des im Dezember 2000 vom 
Ministerrat beschlossenen „Umweltplan Baden-Württemberg“ kritisch zu begleiten. Dazu 
überprüft er in regelmäßigen Abständen die Erreichung der dort formulierten Ziele und gibt 
Empfehlungen zu Schwerpunkten bei der Umsetzung ab. 
Weitere Informationen sowie sämtliche bisher erschienene Gutachten sind auf der Home-
page des NBBW abrufbar: www.nachhaltigkeitsbeirat-bw.de. 
Die Mitglieder des Nachhaltigkeitsbeirats (Periode 2009-2012) sind: 
• Prof. Dr. Stephan Dabbert, Institut für Landwirtschaftliche Betriebslehre, Universität 
Hohenheim 
• Prof. Dr. Thomas Dyllick, Institut für Wirtschaft und Ökologie, Universität St. Gallen 
• Dr. Peter Fritz, Karlsruher Institut für Technologie (KIT) 
• Dr. Ulrich Höpfner, IFEU - Institut für Energie- und Umweltforschung Heidelberg 
• Prof. Dr. Giselher Kaule, Institut für Landschaftsplanung und Ökologie, Universität 
Stuttgart 
• Prof. Dr. Lenelis Kruse-Graumann, Psychologisches Institut, Universität Heidelberg 
(stellv. Vorsitzende) 
• Prof. Dr. Christine Neumann, Abteilung Dermatologie und Venerologie, Universität 
Göttingen 
• Prof. Dr. Dr. Franz Josef Radermacher, Forschungsinstitut für anwendungs-
orientierte Wissensverarbeitung/n (FAW/n), Ulm 
• Prof. Dr. Dr. h. c. Ortwin Renn, Institut für Sozialwissenschaften, Abteilung für 
Technik- und Umweltsoziologie, Universität Stuttgart (Vorsitzender) 
• Prof. Dr. Stefan Siedentop, Institut für Raumordnung und Entwicklungsplanung, 
Universität Stuttgart 
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Zusammenfassung und Empfehlungen 
Im September 2010 hatte die Bundesregierung ein „Energiekonzept für eine umwelt-
schonende, zuverlässige und bezahlbare Energieversorgung“ verabschiedet. Bis zum Jahr 
2050 sollte durch ein gebündeltes Aktionsprogramm mit vielfältigen Maßnahmen wie z. B. 
der Steigerung der Energieeffizienz oder dem Aus- und Umbau der Stromübertragungsnetze 
der Weg ins Zeitalter der erneuerbaren Energien beschritten werden. Die Kernenergie spielte 
im damaligen Energiekonzept als sogenannte „Brückentechnologie“ eine wesentliche Rolle 
für die Übergangszeit ins erneuerbare Energiezeitalter. 
Im März 2011 veranlasste die Atomkatastrophe von Fukushima die Bundesregierung dazu, 
diese Konzeption erneut zu überdenken. Letztlich beschloss die Regierung im Juli 2011 den 
Ausstieg aus der Kernenergie bis zum Jahr 2022. Das Energiekonzept von 2010 sowie die 
darin festgeschriebenen Ziele behalten allerdings weiterhin ihre Gültigkeit. Durch den 
schnelleren Ausstieg aus der Kernenergie haben sich jedoch die Rahmenbedingungen für 
die Energiewende in beträchtlichem Umfang geändert. Es ist nun notwendig, die ent-
stehende Stromlücke möglichst CO2-neutral zu schließen. Die Antwort der Bundesregierung 
auf diese neue Herausforderung besteht in einem beschleunigten Umbau des Energie-
systems. Dies erfordert: 
• den zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien und des Stromnetzes, 
• die Steigerung der Energieeffizienz, 
• die Integration der erneuerbaren Energieträger in das bestehende Stromnetz wie in 
die Wärmeversorgung (Markt- und Systemintegration), 
• die Entwicklung von Speichertechnologien, um die fluktuierende Einspeisung aus 
Wind- und Solaranlagen zu kompensieren, 
• Maßnahmen zur Verhaltensanpassung aufseiten der Verbraucher und 
• Akzeptanz der mit den erneuerbaren Energien einhergehenden Infrastrukturver-
änderungen. 
Die Energiewende stellt für Baden-Württemberg aufgrund spezifischer Voraussetzungen 
eine besondere Herausforderung dar. Die Kernenergie trägt mit rund 50 Prozent zur Strom-
erzeugung im Land bei. Diesen hohen Anteil durch erneuerbare Energien (die aktuell 17 
Prozent zur Bruttostromerzeugung beitragen) zu ersetzen, bedeutet umfangreiche In-
vestitionen in Anlagen, Netze und Speicher. Der NBBW möchte der Landesregierung mit 
diesem Gutachten Empfehlungen für eine gelingende Energiewende geben. Der Beirat steht 
hinter dieser Energiewende, möchte aber sicherstellen, dass alle Wirkungen und Neben-
wirkungen der notwendigen Maßnahmen hinreichend beachtet und negative Auswirkungen 
wo immer möglich vermieden oder ausgeglichen werden. Der Beirat möchte mit diesem Gut-
achten eine konstruktiv-kritische Debatte über die umweltbezogenen und sozialen Folgen bei 
der Erreichung der energiepolitischen Zielsetzungen des Landes anregen und im Dialog zur 
Minimierung der unvermeidlichen Nebenwirkungen der baden-württembergischen Energie-
wende beitragen. 
Es gilt, die vielfältigen Herausforderungen frühzeitig mitzubedenken, gerade auch um die 
Chancen für einen Erfolg zu erhöhen. Denn der Erfolg der Energiewende ist keineswegs 
gesichert. Insbesondere wenn es um Klima und ökonomische Leistungsfähigkeit geht, ist ein 
Erfolg wesentlich von Entwicklungen und Entscheidungen außerhalb Deutschlands und 
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Europas mitbestimmt, auf die wir nur begrenzten Einfluss haben. Deshalb ist die inter-
nationale Situation auch bei einer regionalen Betrachtungsweise immer mit einzublenden. 
 
Internationale Einordnung 
Die Welt bewegt sich nicht in Richtung einer Einhaltung des 2°C-Ziels im Klimabereich. 
Schuld sind die hohen Emissionen der Industrieländer, insbesondere auch Deutschlands, 
und die fehlenden finanziellen Hilfen an Nicht-Industrieländern, um sich massiv für Klima-
schutz zu engagieren. Für die Menschen und ihre Regierungen in den meisten Ländern der 
Welt stehen Wohlstandserhalt, Wohlstandsmehrung und wirtschaftliches Wachstum im 
Vordergrund. Dies gilt selbst für ein reiches und klimasensibles Land wie Deutschland. Die 
2011 beschlossene Energiewende wird zunächst die CO2-Emissionen in Deutschland er-
höhen. Die wirtschaftlichen Auswirkungen sind unklar. Soll die Energiewende erfolgreich 
sein, wird sie sich an den folgenden zusätzlichen Bedingungen orientieren müssen, die 
heute in der öffentlichen Debatte oft übersehen werden:  
 
(1) Wir empfehlen, entsprechend der langjährigen Tradition der Empfehlungen des Bei-
rats, eine explizit doppelstrategische Ausrichtung der Landespolitik in der Klimafrage. 
Die Kombination von CO2-Reduktionen auf Landesebene (langsamer als im Moment 
geplant) mit massiven Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen weltweit ist hier der 
richtige Weg. Ziel ist ein Pareto-Effekt, um zu halben Kosten den weltweit doppelten 
Klimaeffekt zu bewirken. 
 
(2) Baden-Württemberg soll sich offiziell zum Ziel einer Klimaneutralität des Landes bis 
2030 entsprechend dem Vorgehen des Landes Hessen bekennen. Die Umsetzung 
sollte dem Dreiklang „Reduktion – Substitution – Kompensation“ folgen. Letzteres 
zielt u.a. auf die Förderung eines weltweiten Waldaufforst- und Landschafts-
restaurierungsprogrammes in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen auf 5 
Millionen km2 bis 2050 zur Bindung (biologischen Sequestrierung) von 200 Mrd. 
Tonnen CO2 ab. Hierdurch soll Zeit für eine wohlstandskompatible Erreichung des 
2°C-Ziels gewonnen werden. 
 
(3) Der Beirat empfiehlt Augenmaß in der Umsetzung und zeitlichen Planung der Wind-
kraftstrategie in Baden-Württemberg. Windräder mit Höhen von 180 m (ungefähr 
vergleichbar mit dem Ulmer Münster) sind großtechnische Anlagen, mit denen erst 
Erfahrung gesammelt werden muss. Zudem werden die geplanten 1.300 Windkraft-
anlagen Landschaftsbild und -eindruck dauerhaft verändern. Denn diese Wind-
anlagen werden überwiegend in exponierten (Höhen-)Lagen errichtet, damit das pro-
klamierte Ziel, bis 2020 10 Prozent des Strombedarfs aus Windkraft zu erzeugen, er-
reicht werden kann. In der Umwelt- und Klimapolitik müssen immer der entstehende 
Nutzen von Maßnahmen mit den dabei entstehenden Schäden und Nachteilen ver-
glichen werden. Der Beirat weist darauf hin, dass die Erreichung des prinzipiell sehr 
wünschenswerten Förder- und Ausbauzieles dieser regenerativen Energiequelle und 
dem dadurch angestrebten Klimaschutzbeitrag des Landes nicht durch eine signi-
fikante und für viele inakzeptable Veränderung des Landschaftseindrucks erkauft 
werden darf. Dies gilt umso mehr, als der mit diesem Windkraftausbau erzielbare Bei-
trag des Landes in Folge der Fixierung der Gesamtemissionsmenge der 
Europäischen Union faktisch bedeutungslos bleibt. Die Landesseite sollte deshalb 
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behutsam vorgehen und die Vor- und Nachteile sorgsam abwägen. Zudem sollte das 
Land einen Plan entwickeln, mit dem über die ersten Jahre in räumlich konzentrierter 
Form auf vergleichsweise unsensiblen Standorten Erfahrungen mit diesen 
Installationen gemacht werden. 
 
(4) Der Transformationsprozess soll – zur Sicherung seines ökonomischen Erfolges und 
damit Beispielcharakters für die Welt – vorhandene und weiter ausbaufähige Strom-
marktangebote der Nachbarländer (auch solcher, die noch auf Kernenergie setzen) 
für den erforderlichen Umbau der Wirtschaftsstrukturen und Lebensstile nutzen. Dies 
entspricht einerseits der europäischen Rechtslage, andererseits ist dies ein kluges 
Vorgehen zur ökonomischen Absicherung eines industriepolitisch schwierigen Trans-
formationsprozesses. Ethische Überlegungen stehen dem nicht entgegen, wie dies 
bereits in dem Gutachten der Ethikkommission der Bundesregierung „Zukünftige 
Energieversorgung nach Fukushima“ begründet wurde. Importe sind also wichtig für 
die jetzt anstehenden Übergangszeiten, um den entsprechenden Umbau wirtschafts-, 
umwelt- und sozialverträglich zu leisten, und zwar ohne erhebliche CO2-
Emissionssteigerung, ohne übermäßige wirtschaftliche Risiken und mit einer 
realistischen Perspektive, der Welt mittelfristig einen Weg zu Wohlstand ohne Kern-
energie und unter Einhaltung des 2°C-Zieles aufzuzeigen. 
 
Systemische Dimension der Energiewende 
Ausgangslage und Perspektiven: 
Die nukleare Energieerzeugung, die in Baden-Württemberg bis 2011 zu mehr als der Hälfte 
zur gesamten Stromerzeugung beitrug, soll vereinbarungsgemäß bis 2022 auf null zurück-
gefahren werden, unter Beibehaltung der bisherigen Klimaschutzziele. Als Maßnahmen sind 
nach Vorgabe der Landesregierung vorgesehen, 
• den Stromverbrauch und zugleich auch den Gesamtenergieverbrauch zu senken, 
• den Anteil der erneuerbaren Energieträger an der Stromerzeugung deutlich zu 
steigern und 
• mittels anspruchsvoller Netz- und Speichertechnologien langfristig Bedarf und Er-
zeugung zur Deckung zu bringen. 
Die kurz- bis mittelfristig absehbar noch verbleibende Differenz zwischen Angebot und Nach-
frage macht eine Nutzung fossiler Energieträger wie Gas und Kohle über einen Zeitraum von 
mehreren Dekaden erforderlich. Zusätzlich dazu muss Strom aus dem deutschen und 
europäischen Stromverbund nach Baden-Württemberg importiert werden. Aus diesem Grund 
sind Maßnahmen zum Erhalt, zur Modernisierung und zum Ausbau des konventionellen 
Kraftwerkparks erforderlich, sofern sie nicht schon Gegenstand der aktuellen Planung sind. 
Zugleich werden diese Maßnahmen mit deutlichen Eingriffen in die Umwelt verbunden sein, 
die ihrerseits in die systemische Betrachtung einbezogen werden müssen. 
Um den Übergang in eine nachhaltige Energieversorgung meistern zu können, sind die 
Optimierung des dynamischen Betriebs von Kraftwerken (entsprechend Angebot und Nach-
frage), der Einsatz erneuerbarer Energieträger sowie die Entwicklung einer effizienten CO2-
Abtrennung und Speicherung (CCS-Technologien) von hoher Bedeutung. Künftig werden die 
Orte der Energieerzeugung und des Verbrauchs in Teilbereichen weit voneinander entfernt 
liegen, was die Energienetze signifikant beeinflussen wird. 
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Konzepte der Netzgestaltung sind mit den Formen der Energienutzung und den Anlagen zur 
Stromproduktion als systemisch-vernetztes Ganzes zu betrachten. Idealerweise werden Er-
zeugung und Verbrauch räumlich eng aneinander gekoppelt. Die Synchronisierung von Er-
zeugung und Verbrauch des elektrischen Stroms erfolgt in diesem Fall durch lokale 
Speicherung. Viele solcher kleinen Netze werden über Koppelstellen mit den regionalen oder 
überregionalen Netzen verbunden. Daraus resultieren Anforderungen an die Koppelstellen 
ebenso wie an die Koppeltechnologien. Einen vielversprechenden Ansatz bietet hier die 
Kopplung des Gasnetzes mit dem Stromnetz unter Nutzung der Informationsnetze. Das 
Gasnetz stellt den zurzeit größten sofort verfügbaren Speicher dar. Den verschiedenen 
Netzen (z. B. Gasnetz, Stromnetz) und vor allem der intelligenten Kommunikation zwischen 
den Netzen wird daher zukünftig eine entscheidende Rolle zukommen. 
Die ganzheitliche Betrachtung muss vollständige Ketten von Energieprozessen umfassen, 
wobei Aspekte wie Klima- und Umweltfolgen sowie Fragen der Akzeptanz und Beteiligung 
der Bevölkerung einzubeziehen sind. Ebenso müssen Wechselwirkungen mit anderen 
Sektoren wie der Rohstoffwirtschaft, der Bauwirtschaft und den Mobilitätssystemen berück-
sichtigt werden. Eine tragfähige Energieversorgung muss auch industrielle Anwendungen 
ermöglichen. Deshalb sollte die Energiepolitik mit dafür sorgen, dass die Energieversorgung 
eng an die Aktivitäten der Industrie gekoppelt werden. Baden-Württemberg kann mit einer in 
diesem Sinne deutlichen Schwerpunktsetzung beim Umbau des deutschen Energiesystems 
eine Vorreiterrolle spielen und sicherlich auch europäisch und global zum Vorbild werden.  
 
Empfehlungen: 
• Der NBBW empfiehlt, die Energieversorgung des Landes, insbesondere die Strom-
versorgung, als systemisch-vernetztes Gesamtsystem von Erzeugung, Bereitstellung 
und Verbrauch zu betrachten und auf dieser Basis zu integrieren und zu optimieren. 
• Außerdem müssen Speichertechnologien gefördert und Ausbauhemmnisse beseitigt 
werden, d.h. Pumpspeicherkraftwerke, chemische Speicherung und neue Batterie-
technologien zur stationären Speicherung müssen vorrangig gefördert werden. 
• Der Beirat empfiehlt, Erdgasnetze als vorhandene, leistungsfähige Infrastruktur und 
größten verfügbaren Speicher stärker in die Gesamtsystembetrachtung einzu-
beziehen. 
 
Flächenverbrauch, Landschaft und Biodiversität 
Ausgangslage und Perspektiven: 
Die Nutzung regenerativer Energieträger geht, bis auf wenige Ausnahmen bei der „Er-
tüchtigung“ von Altanlagen, mit einem hohen direkten und indirekten Flächenbedarf einher. 
Die Energiewende wird sich daher unweigerlich in verstärkte Konkurrenzen um das nicht 
vermehrbare Gut Boden begeben. Erforderlich ist vor diesem Hintergrund eine sorgfältige 
Bilanzierung von Flächennutzungsansprüchen, eine Abwägung der konfligierenden Belange 
sowie eine konfliktminimierende Nutzungs- und Standortplanung unter Einbindung be-
troffener Akteure. Die politischen Entscheidungsträger sind aufgefordert, dies mit Augenmaß 
und ohne übersteigerten Handlungs- und Entscheidungsdruck vorzunehmen. Die Ausgangs-
lage für die einzelnen erneuerbaren Energieträger stellt sich wie folgt dar: 
• Windenergie: Mit Blick auf die derzeit verfügbaren Studien besteht Einigkeit, dass das 
wirtschaftliche Windenergiepotenzial in Baden-Württemberg mit den bislang 
installierten Anlagen nur zu geringen Teilen ausgeschöpft ist. Wie hoch allerdings das 
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erreichbare bzw. politisch verantwortbare Windenergiepotenzial genau ist, muss als 
nicht ausreichend geklärt angesehen werden. Unabhängig von der Streubreite der 
Studienergebnisse wird der Ausbau der Windenergie erhebliche Nutzungskonflikte 
mit sich bringen und großflächige Auswirkungen auf Ökosysteme, die Wahrnehmung 
des Landschaftseindrucks und die Akzeptanz durch die betroffene Bevölkerung 
haben. Die im Zuge der Novellierung des Landesplanungsgesetzes vorgenommene 
Dezentralisierung der Planungskompetenzen für Windenergieanlagen wird vor 
diesem Hintergrund vom Beirat kritisch gesehen und sollte in ihren Wirkungen mit 
geeigneten Monitoringinstrumenten systematisch analysiert und evaluiert werden. 
Das gilt umso mehr, als der mit diesem Windkraftausbau erzielbare theoretische Bei-
trag des Landes mit der Reduzierung von wenigen Millionen Tonnen CO2 pro Jahr 
angesichts der weltweit ca. 35.000 Millionen Tonnen CO2 im Jahr 2020 kaum ins Ge-
wicht fällt und in Folge der Fixierung der Gesamtemissionsmenge der Europäischen 
Union faktisch bedeutungslos bleibt. Dieser globale Bezug spricht keinesfalls gegen 
den Ausbau der Windenergie, denn viele kleine Beiträge verbessern die Klimabilanz 
auch im Großen und eröffnen leichter die Chance, den europäischen Emissions-
rahmen in Zukunft enger zu ziehen. Allerdings ist dieser Bezug ein wichtiges Signal, 
das Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht aus den Augen zu verlieren. 
Die Landesregierung sollte ferner prüfen, über die Regelungen des Windenergie-
erlasses hinaus schützenswerte Landschaftsräume einer möglichen Überplanung 
seitens der Kommunen zu entziehen. Eine solche landesweite Ausschlussflächen-
planung wäre idealerweise auf Ebene des (fortzuschreibenden) Landesentwicklungs-
planes angesiedelt. 
In Bezug auf die örtliche Akzeptanz von Windenergieanlagen regt der NBBW an, 
stärker diskursive Planungs- und Genehmigungsverfahren vorzusehen, die Bürger-
wünsche und -ängste von vornherein bei der regionalen und lokalen Standortsuche 
berücksichtigen. Dabei geht es zum einen um Einbeziehung der Bürgerpräferenzen 
durch eine frühzeitige Beteiligung und zum anderen um die Förderung neuer Be-
treibermodelle und ökonomische Beteiligungsformen, die es auch für Anwohner 
attraktiv macht, eine Windanlage in ihrer Nachbarschaft zu haben.  
• Photovoltaik: Der NBBW bewertet das Potenzial für Freiland-Photovoltaikanlagen als 
stark begrenzt. Akzeptabel erscheinen Abstandsflächen von Straßen und Auto-
bahnen, Eisenbahn-Trassen sowie versiegelte Flächen in Industrie- und Gewerbe-
gebieten. Produktive landwirtschaftliche Flächen, Wälder, Vorrangflächen für die 
Natur und Landschaft, aber auch Wildtierkorridore und die Kernbereiche des Biotop-
verbundsystems sollten hingegen keinesfalls für derartige Anlagen genutzt werden. 
• Biomasse: Aus Naturschutzsicht sind vor allem die Zunahme von Monokulturen, die 
Intensivierung der Bewirtschaftung (Düngereinsatz, Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln, enge Fruchtfolgen) sowie der Umbruch von (wertvollem) Grünland 
problematisch zu sehen. Zwar ist der Grünlandumbruch seit 2011 untersagt, jedoch 
nicht die Intensivierung von Grünlandflächen. Biotope werden auf diese Weise zer-
stört und die Arten in lebensfeindlichere Lebensräume verdrängt. Populationen 
werden zunehmend isoliert, da die Landschaft für sie undurchlässiger wird. Der Bio-
diversitätsschutz ist dadurch in hohem Maße gefährdet. Da es sich bei Anbaubio-
masse meist um schnell wachsende, hohe Strukturen in der Landschaft handelt, 
müssen vor allem schützenswerte Arten des Offenlandes ausreichend beachtet 
werden. Hier muss, um die beschriebene negative Rückkoppelung zu durchbrechen, 
ein grundlegender Politikwechsel erfolgen. 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die indirekte Subventionierung der 
Produktion von Biomasse für Energieumwandlungsanlagen durch das EEG den 
Konkurrenz- und Intensivierungsdruck in der Landwirtschaft fördert. Die Steigerung 
der Strom- und Gaserzeugung aus Biomasse erfolgte 2005-2011 vorwiegend auf 
Kosten der Biodiversität, der Böden, des Landschaftseindrucks und unter Belastung 
des Grundwassers. Damit soll keineswegs die Einspeisung von Biomasse aus der 
Landwirtschaft in Anlagen grundsätzlich negativ bewertet werden. Zum Beispiel sind 
die thermische Verwertung von Stroh oder die Verwertung von Biomasse aus Land-
schaftspflegeflächen aus Naturschutz- und landwirtschaftlicher Sicht und für den 
Klimaschutz positiv. Dennoch ist das ambitionierte Ziel der Landesregierung für 
Energie aus Biomasse nur auf Kosten anderer Umweltgüter und durch Nahrungs-
mittelimport erreichbar. Soll es jedoch ohne negative Rückkoppelungen erreicht 
werden, muss auf andere, nicht mit der Nahrungsmittelproduktion konkurrierende 
organische Ressourcen zurückgegriffen werden. Dies setzt allerdings technische 
Innovationen voraus. 
• Wasserkraft: Traditionell bezieht Baden-Württemberg seinen größten Anteil des 
Stromes, der aus regenerativen Quellen stammt, aus der Wasserkraft. Die großen 
Wasserkraftwerke sind modern ausgestattet, daher ist das Ertüchtigungspotenzial 
begrenzt. Anders sieht es bei der Ertüchtigung kleiner und mittlerer Anlagen im Land 
aus. Bei über 50 Prozent der privaten Kleinanlagen besteht ein deutliches Er-
neuerungspotenzial. Allerdings wäre auch bei einer Verdoppelung ihrer Energieaus-
beute der absolute Beitrag für die Gesamtversorgung des Landes nicht sonderlich 
hoch. Trotzdem sollten alle verträglichen Ausbaupotenziale erschlossen werden. Es 
gilt, die Hindernisse planungsrechtlicher und wasserrechtlicher Art zu überwinden 
und finanzielle Anreize bei den hohen Investitionskosten bereit zu stellen. 
 
Empfehlungen: 
• Der NBBW empfiehlt, die Ausbauziele zur Stärkung regenerativer Energien mittels 
einer internen Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung auf ihre landschaftlichen 
Wirkungen zu prüfen. Dabei sollten auch Landschaftsszenarien eingesetzt werden, 
die mögliche Landschaftsveränderungen und -eindrücke ganzheitlich und multimodal 
simulieren, einschließlich des visuellen Landschaftsbildes. Auf einer solchen Grund-
lage können weitere Planungshilfen für die Regional- und Bauleitplanung sowie die 
Genehmigungsbehörden entwickelt werden. 
• Um zu vermeiden, dass beim Ausbau der Windenergie in einem Eilverfahren irrever-
sible räumliche Entscheidungen für die nächsten Jahrzehnte getroffen werden, sollte 
nach Inkrafttreten der Novellierung des Landesplanungsgesetzes ein mindestens ein-
jähriges Moratorium festgelegt werden. 
• In diesem Zeitraum sollten (a) die aus Landessicht am wenigsten problematischen 
und konfliktträchtigen Standorte zügig festgelegt werden, sodass mit den In-
vestitionen begonnen werden kann und (b) die fehlenden Datengrundlagen, 
Planungskriterien und Beteiligungsmodelle sorgfältig erarbeitet werden. 
• Das Land sollte sich für eine Begrenzung des Energiepflanzenanbaus auf für 
Nahrungsmittelanbau besonders geeigneten Flächen einsetzen und dieses Ziel auch 
in den handlungsleitenden Szenarien berücksichtigen. Hinzuwirken ist dabei vor 






Ausgangslage und Perspektiven: 
Die vereinbarte frühzeitige Beendigung der Kernenergienutzung bedingt eine (vorüber-
gehende) Steigerung des Einsatzes fossiler Energieträger, was wiederum zur Erhöhung der 
CO2-Emissionen und damit zu einer neuen Herausforderung für die Erreichung der Klima-
schutzziele führt. Bei ganzheitlicher Betrachtung ist nach Abschaltung der Kernkraftwerke in 
der ersten Dekade mit einem Anstieg der CO2-Emissionen und anderer Treibhausgase um 
bis zu mehr als 65 Prozent zu rechnen. Die Klimaschutzziele des Landes Baden-
Württemberg, der Bundesrepublik Deutschland und der EU werden dadurch schwieriger zu 
erreichen sein, beziehungsweise müssen zeitlich deutlich gestreckt werden. 
 
Empfehlungen: 
• Der NBBW empfiehlt, die weiteren Entwicklungen realistisch zu sehen, auch bzgl. des 
2°C-Ziels. Wohlstand, Wachstum und Entwicklung sind weltweit die stärksten Treiber 
in der Ausrichtung der Politik. Auch Baden-Württemberg muss seine ökonomische 
Leistungskraft erhalten. Im Klimabereich sollte das Land daher den Blick auf welt-
weite Gesamtbilanzen fokussieren und den Aspekt internationaler Kompensation 
stärker in Betracht ziehen. Gemäß dem Pareto-Prinzip sollte mit der Hälfte der dazu 
vorgesehenen Mittel weltweit der doppelte Effekt erreicht werden. 
Hinzukommen muss der Aufbau einer weltweiten Partnerschaft in der Klimafrage, die 
bis heute fehlt. Baden-Württemberg sollte an dieser Stelle (wie schon das Land 
Hessen) deutlich stärker den Aspekt der Klimaneutralität herausstellen und bis 2030 
Klimaneutralität der Landesverwaltung anstreben. Das könnte eine wichtige klima-
technische Innovation im Kontext der jetzt anstehenden Energiewende sein. 
 
Verstärkte energetische Sanierung öffentlicher Gebäude durch 
Energiespar-Public-Private-Partnership 
Ausgangslage und Perspektiven: 
Stärker als im Privat- und im Unternehmensbereich bestehen im öffentlichen Gebäudesektor 
erhebliche Probleme, möglichst schnell eine energetische Gesamtoptimierung herbeizu-
führen. Dabei handelt es sich insbesondere um haushaltstechnische, administrative und 
fiskalische Schwierigkeiten. Das übliche Haushaltsrecht und die Vergaberichtlinien sind 
dabei oft wenig hilfreich. Eine bessere Alternative dazu stellen Energiespar-Contracting- 
bzw. Partnerschafts-Verträge (ESC/ESP) dar. 
Dabei verpflichten sich die meist privaten Energiesparpartner (Contractoren) durch 
Sanierung und Optimierung der energierelevanten Anlagen und ihrer energieoptimierten Be-
treibung von einem oder mehreren Gebäuden (Gebäudepool) zu einer möglichst großen 
Energie-, Kosten- und CO2-Einsparung beizutragen. Dabei können Einsparraten von 
mindestens 30 Prozent über eine Vertragslaufzeit von bis zu 15 Jahren erzielt werden. Für 
alle Seiten entsteht bei diesem energiesparpartnerschaftlichen Vorgehen eine Win-win-
Situation: Ohne eigene Investitionsmittel der öffentlichen Auftraggeber werden in ihren Ge-
bäuden die Energiedienstleistungen kosteneffizienter erbracht und Haushaltsentlastungen 
ermöglicht (die Investitionen werden aus den Wärme-, Strom-, Wasser- und Wartungs-
Ersparnissen finanziert). Die Energiesparpartner sind aus Gewinnmotiven dauerhaft an einer 
möglichst hohen Energie- und Kosteneffizienz interessiert und mobilisieren ihre gesamte 
Innovationskraft, da sie nur bei entsprechenden Effizienzgewinnen wirtschaftlichen Erfolg 
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haben können. Die Umwelt profitiert durch geringeren Energieverbrauch und geringere CO2-
Emissionen. 
In Baden-Württemberg wurden und werden seit vielen Jahren vor allem durch die Klima-
schutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA) zahlreiche Energie-Einspar-Projekte 
im öffentlichen Gebäudebereich vor allem bei Kommunen, ihren Einrichtungen und Stadt-
werken verwirklicht. Im Ländervergleich liegt Baden-Württemberg im Spitzenfeld bei der 
Nutzung dieses effizienten Einsparkonzeptes. Es wurden auch bereits eigenständige Er-
weiterungen des ESP/ESC-Standardmodells durchgeführt bzw. konzipiert („GRÜNES 
ESP/ESC“ und „ESP-PLUS bzw. GRÜNE-ESP-PLUS“). 
 
Empfehlungen: 
• Der NBBW empfiehlt eine deutliche Steigerung der energetischen Sanierung 
öffentlicher, insbesondere auch der landeseigenen Gebäude. Dies sollte vor allem 
auf der Basis der sehr zahlreichen, im Land durch die Klima- und Energieagentur 
Baden-Württemberg (KEA) bei Kommunen und Landkreisen bereits erfolgreich 
durchgeführten und fortentwickelten, Energiesparpartnerschafts-Modelle erfolgen. 
Dabei können signifikante Klimaschutzerfolge kostengünstig und mit einem gleich-
bleibenden Einsatz der limitierten staatlichen Mittel erreicht werden, da private 
Partner (Contractoren) die Finanzierung und Durchführung der sich aus den Erspar-
nissen „selbst finanzierenden“ Energiesparmaßnahmen übernehmen. Dazu legt der 
NBBW der Landesregierung zwölf konkrete Handlungsempfehlungen (siehe Langtext 
unter 3.2.3) vor. 
 
Förderung energiesparender Verhaltensweisen 
Ausgangslage und Perspektive: 
Die Energiewende wird auch neue energiebezogene Verhaltensmuster und Lebensstil-
änderungen notwendig machen. Andere, bessere und weniger intensive Formen der 
Energienutzung sind Verhaltensmuster, die durch technische Installationen und öko-
nomische Strukturen zwar erleichtert oder erschwert, aber nur selten determiniert werden. 
Der seit Jahren steigende Verbrauch in privaten Haushalten in den drei Energiebereichen 
Wärme, Strom und Verkehr verdeutlicht die große Bedeutung von energiesparenden Ver-
haltensweisen. 
Bei allen Optionen und Handlungsentscheidungen zum effizienten Umgang mit Energie ist 
eine integrierte Betrachtungsweise sinnvoll, die sich auf das Zusammenwirken von 
technischen Möglichkeiten (oder Barrieren) und Handlungsdeterminanten (Wissen, Ein-
stellung, Motivation, soziale Normen, verschiedene Formen von Anreizen, Feedback) 
konzentriert. 
Im Hinblick auf energiesparsames Verhalten sind außerdem direkte und indirekte Rebound-
effekte von Relevanz. Diese treten auf, wenn etwa die eingesparte Heizenergie durch zu-
nehmende Wohnfläche kompensiert wird, das energiesparende Auto häufiger oder weiter 
fährt, der alte ineffiziente Kühlschrank durch einen weitaus größeren mit hoher Effizienz-
klasse ersetzt wird (geschätzter Umfang: 10-30 Prozent der Effizienzgewinne werden in den 
Industrieländern durch direkte Reboundeffekte zunichte gemacht, in den Entwicklungs-





• Der NBBW empfiehlt, dass möglichst bald – etwa im Kontext der weiteren 
Implementierung der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes – konkrete inter- und 
transdisziplinäre Modellprojekte (Feldexperimente und auch langfristigere Feld-
studien) zur Energiewende und zur Energieeffizienz in verschiedenen Handlungs-
feldern (Haushalte, Unternehmen, Handel, Verkehr) umgesetzt werden, um die 
Wechselwirkungen zwischen Energie und Verhalten zu untersuchen und zu ver-
bessern. Dabei sollten auch gezielt Auswirkungen (kommunaler) energiepolitischer 
Entscheidungen einbezogen werden. 
• Die Landesregierung sollte überdies noch stärker und wirksamer konkrete Zeichen 
setzen für die formalen Bildungsinstitutionen, insbesondere auch die Hochschulen, 
sowie für außerschulische Lernorte, z. B. energiesparende Wohnprojekte, sich im 
Kontext einer Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) mit den Aufgaben der neuen 
Energiewende zu beschäftigen. Alle Maßnahmen zur Veränderung des Energie-
nutzungsverhaltens sollten dabei an den folgenden Grundsätzen ausgerichtet sein: 
o Problemorientierte Information anbieten: Um sich stromsparend verhalten 
oder energieeffiziente Verkehrsangebote auswählen zu können, ist es not-
wendig, die Gründe dafür zu kennen, weshalb man überhaupt sparsam mit 
Energie umgehen sollte. Problemorientierte Information zeigt wichtige 
Problemzusammenhänge und Gründe für das Energiesparen auf. Darauf ist 
bei allen Informationsmaterialien zu achten. 
o Handlungsorientierte Information anbieten: Eine weitere Basisstrategie ist die 
Darbietung handlungsorientierter Information, die ebenfalls in jeder 
Information enthalten sein sollte. 
o Kombination aus schriftlicher und persönlicher Informationsvermittlung an-
wenden: Informationen sollten sowohl schriftlich wie auch über persönliche 
Kontakte weiter vermittelt werden. Nur so sind sie handlungswirksam. 
o Feedback geben: Feedback-Strategien, die Rückmeldung über den Stromver-
brauch oder über stromverbrauchsrelevante Verhaltensweisen geben, sind 
wirksam für Verhaltensänderungen. 
o Energieverschwenderische Routinen bewusst machen und energieeffiziente 
Routinen aufbauen: Möchte man Verhaltensroutinen verändern, so müssen 
sie „aufgebrochen“ und bewusst gemacht werden. Dies kann durch 
Kampagnen gefördert werden, die neue Verhaltensweisen oder sogar 
Lebensstile aufzeigen und dazu konkrete Hilfestellungen anbieten. 
o Restriktionen und Anreize kombinieren: Das Sperren von Innenstädten für den 
Autoverkehr, das Erheben von Mautgebühren sowie Benzinpreiserhöhungen 
können mit Anreizen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder dem 
kostengünstigen Ausleihen von Fahrrädern und Pedelecs (Elektrofahrräder) 
kombiniert werden. Allerdings sollte mit Restriktionen bedachtsam um-
gegangen werden, da ökonomische Einschränkungen häufig als ungerecht 
und unfair bewertet werden. 
o Soziale Normen und Kontexte beachten und soziale Netzwerke nutzen: Maß-
nahmen, bei denen bestehende soziale Netzwerke als Informationsträger und 
als Diskussionsforen genutzt werden, haben eine größere Wirkung als Maß-
nahmen, die von außen kommend wahrgenommen werden. Hier wäre es 
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wichtig, verschiedene soziale Netzwerke aktiv in die Informationspolitik des 
Landes einzubeziehen. 
o Interventionen und Aktionen wiederholen: Die Effizienz von Interventionen und 
Aktionen kann erhöht werden, wenn die Maßnahmen nach mehreren Wochen 
bis Monaten noch einmal wiederholt werden. 
 
Bürgerprotest und Beteiligung an Planungsprozessen 
Ausgangslage und Perspektive: 
Der Ausbau der erneuerbaren Energien stößt in der deutschen Bevölkerung zwar in der 
Regel auf viel Zuspruch. Wenn es jedoch um konkrete Bauprojekte für Windenergieanlagen 
an Land, Stromtrassen oder Pumpspeicherkraftwerke geht, regt sich zumindest bei der Be-
völkerung vor Ort Widerstand. Hier entfaltet dann das so genannte „NIMBY“-Syndrom („Not-
In-My-Backyard“, im Deutschen als St.-Florians-Prinzip bekannt) seine Wirkung. Die 
Akzeptanz bei Infrastrukturprojekten im Bereich erneuerbare Energieversorgung, -transport 
und -speicherung ist häufig nicht gegeben. 
Der Protest gegen zentrale politische Planung nährt sich unter anderem aus der Erfahrung 
der Bedrohung der eigenen Lebenswelt. Immer mehr Bürger sehen sich in ihrem Alltags-
handeln durch professionelle Expertenurteile und institutionelle Eingriffe eingeengt. 
Außerdem fällt der Nutzen in der Regel bei einer Menge meist anonymer Konsumenten oder 
Produzenten an, während überwiegend die Standortbevölkerung das Risiko trägt. Dies führt 
zu wahrgenommenen Verletzungen des Fairness-Prinzips. 
Misstrauen gegenüber öffentlicher Planung ist somit durch viele Faktoren begründet und von 
daher auch nicht als ein vorübergehendes Phänomen zu sehen. Vertrauensverluste lassen 
sich nicht allein durch Information ausgleichen. Als Alternative bieten sich verschiedene 
Formen der Partizipation an. 
Ein vielversprechendes Modell der Bürgerbeteiligung ist hierbei das analytisch-deliberative 
Verfahren, in dem Wissen über Zweck-Mittel-Beziehungen (Sachwissen) und Präferenzen in 
Bezug auf Mittel und Ziele (Orientierungswissen) integriert werden. Einerseits muss bekannt 
sein, welche Konsequenzen aus Eingriffen in die Umwelt folgen. Andererseits müssen diese 
Eingriffe und Konsequenzen bewertet werden. Die Kombination von analytischem Wissen 
und moralischen Normen bzw. sozialen Werten ist die große Stärke dieses Ansatzes. 
 
Empfehlungen: 
Der NBBW empfiehlt, bei Infrastrukturmaßnahmen und komplexen Planungsprozessen im 
Umweltbereich auf innovative Verfahren der Kommunikation, Partizipation und Konflikt-
schlichtung zu setzen. In diesen Fällen sollten die relevanten Akteure (Kommunen, Über-
tragungsnetzbetreiber, Energieversorger, Bürgerinitiativen, Naturschutzverbände etc.) mög-
lichst frühzeitig in einen konstruktiven Diskurs über den geplanten Ausbau eingebunden 
werden, um berechtigte Interessen berücksichtigen zu können und zu einer möglichst 
konsensualen Lösung zu gelangen. Konkret schlägt der Beirat vor: 
• Einbezug der Interessengruppen und der Öffentlichkeit bereits in der Zielfindungs-
phase: Wenn die Optionen schon feststehen, können grundlegende Bedenken nicht 
mehr aufgegriffen werden. Dann wächst die Frustration. 
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• Weiter Spielraum für die Beteiligung: Die Empfehlung für die Einführung eines früh-
zeitigen Beteiligungsverfahrens muss mit der Festlegung eines möglichst breiten und 
gleichzeitig rechtlich und politisch realisierbaren Entscheidungsspielraumes sowie 
einer Einigung über den weiteren Verfahrensablauf kombiniert werden. 
• Einbezug der Interessengruppen und der Öffentlichkeit durch ein strukturiertes Ver-
fahren von aufeinander abgestimmten Verfahrensschritten: Zentral ist, dass bei 
politisch weitreichenden Entscheidungen das beste Sachwissen, gerechte und faire 
Vorschläge zur Behandlung konfligierender Interessen, eine den Grundwerten an-
gemessene Abwägung der Vor- und Nachteile und mehrere, den betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern zumutbare und akzeptable Lösungsvorschläge einbezogen 
werden. 
• Vorrang der Transparenz vor Vertraulichkeit und Abgeschlossenheit: Je mehr Formen 
der Beteiligung in den Prozess der Entscheidungsfindung einbezogen werden, desto 
wichtiger ist Transparenz.  
• Notwendigkeit der begleitenden Kommunikation: Kommunikation ist kein Ersatz für 
Beteiligung, sondern eine notwendige und zielführende Begleitung. 
• Professionalisierung der Prozesssteuerung und -begleitung: Inzwischen gibt es einen 
umfangreichen Wissensstand darüber, wie Beteiligungsverfahren zu strukturieren 
und zu kombinieren sind. In den USA ist es üblich, dass 1 Prozent des Gesamtwertes 
einer Maßnahme für die Prozesssteuerung ausgegeben wird. Dies sollte auch für 
komplexe Entscheidungsverfahren in Deutschland als Richtgröße festgelegt werden. 
• Notwendigkeit einer praxisorientierten Partizipationsforschung: Trotz des zweifels-
ohne fundierten Wissensstandes über Partizipationsverfahren und ihrer Wirkungen ist 
vor allem die praktische Umsetzung von Verfahrenskombinationen ein weitgehend 
unerforschtes Gebiet. 
• Neue partizipative Betreibermodelle: Vor allem im Bereich der erneuerbaren Energien 
sind auch innovative Betreibermodelle zu fördern, bei denen die Kommunen oder die 




1 Perspektive des Energiegutachtens und Ausgangslage 
für die Energiewende in Baden-Württemberg 
1.1 Perspektive des Energiegutachtens 
Zur Energiewende in Deutschland ist bereits eine Fülle an Gutachten erschienen. Themen 
sind beispielsweise die technische Machbarkeit des Ausstiegs aus der Kernenergie (Kapazi-
täten des Kraftwerkparks, Versorgungssicherheit etc.), der damit verbundene Umstieg auf 
erneuerbare Energien, mögliche Preissteigerungen infolge der Energiewende oder auch die 
Auswirkungen auf die Klimaschutzziele der Bundesregierung (Blesl et. al 2011, Leopoldina 
2011, Matthes et. al 2011, SRU 2011, UBA 2011). Der Beirat erachtet es als nicht ziel-
führend, noch ein weiteres Gutachten unter diesem Themenschwerpunkt zu erarbeiten. 
Vielmehr sollen zentrale Querschnittsbereiche der Energiewende mit ihren Implikationen und 
Handlungsmöglichkeiten für die Landesregierung in Baden-Württemberg angesprochen und 
bearbeitet werden. Das Ziel ist eine daten- und evidenzgestützte Analyse der Querschnitts-
aufgaben und daraus abgeleitet praxisrelevante Empfehlungen für die Landesregierung. Aus 
diesem Grund hat der Beirat eine systemische Perspektive gewählt, in der die Energienetze, 
-speicher und -systeme im Mittelpunkt stehen. Auf einzelne regenerative Energiequellen wird 
nur überblicksartig eingegangen. Der NBBW sieht vor allem folgende Entwicklungen im 
Rahmen der Energiewende als primär an: 
 
• Die Umstellung der Energiesysteme von einer punktuellen Erzeugung von Energie 
auf flächenintensivere Erzeugungsformen („Von Punkt zu Fläche“) 
• Die Umstellung der Energiesysteme von einer zentralen Erzeugung von Energie in 
großen Kraftwerken auf eine dezentrale Produktion in vielen kleinen bis mittleren 
Einheiten („Von zentral zu dezentral“) 
• Die Umstellung der Energiesysteme von der direkten, bedarfsgerechten Bereit-
stellung von Energie auf die bei erneuerbaren Energien notwendige Speicherung von 
Energie und an das Angebot angepasstem Nutzerverhalten („Von Direktverbrauch zu 
Vorratsspeicherung und Angebotsorientierung“) 
• Die Einbindung der Energieverbraucher in die Steuerung und Erstellung von 
Energiedienstleistungen („Von der Trennung zwischen Produktion und Verbrauch zu 
einer Kooperation zwischen Produktion und Verbrauch“). 
 
Diese Prozesse sind charakteristische Elemente der Energiewende, an denen letztlich der 
Erfolg der Wende gemessen werden kann. Beispielsweise wird eine dezentrale 
Produktionsweise von Energie zwangsläufig Auswirkungen auf den Flächenverbrauch und 
die Biodiversität unabhängig von der eingesetzten Technologie haben. Die Behandlung 
solcher zentralen Querschnittsthemen (Flächenverbrauch, Biodiversität etc.) steht im vor-




Um die Effizienz des gesamten Systems zu erhöhen, ist neben den ökologischen Aus-
wirkungen im Hinblick auf das Nutzerverhalten die Kooperation zwischen Energieerzeuger 
und -verbraucher in Zukunft von großer Bedeutung. Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch die Akzeptanz des Umbaus durch die Bevölkerung sowie das Verhalten der Strom-
nutzer z. B. im Hinblick auf Rebound-Effekte. Auch darauf wird im Gutachten besonders ein-
gegangen. Schließlich werden noch Fragen der Speicherung und des Netzausbaus in 
Baden-Württemberg behandelt. 
Nicht weiter ausgeführt wird hingegen die Frage nach den erwarteten Kosten der Energie-
wende. Die Schätzungen und Berechnungen von Experten gehen hierbei sehr weit aus-
einander, sodass es wenig Sinn machen würde, noch weitere Schätzungen hinzuzufügen. 
Angesichts der Komplexität des Themas und der zeitlichen Reichweite der Prognose bis ins 
Jahr 2050 ist es ohnehin äußerst schwierig, verlässliche Vorhersagen über Kostenent-
wicklungen zu treffen.  
 
1.2 Die Energiewende in Deutschland und Baden-Württemberg 
1.2.1 Die Ausgangslage in Deutschland 
Im März 2011 veranlasste die Atomkatastrophe von Fukushima die Bundesregierung dazu, 
einen forcierten Ausstieg aus der Kernenergie bis zum Jahr 2022 zu beschließen. Die sieben 
ältesten Kernkraftwerke und das Kernkraftwerk Krümmel wurden vom Netz genommen. Alle 
anderen Kernkraftwerke sollen schrittweise bis Ende 2022 abgeschaltet werden. Außerdem 
wurden sieben Gesetze zur Energiewende verabschiedet wie z. B. die Novelle des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes (EEG) oder das Netzausbaubeschleunigungsgesetz (NABEG). Das 
Energiekonzept von 2010 sowie die darin festgeschriebenen Ziele (z. B. Reduktion der 
Treibhausgasemissionen bis 2050 um mindestens 80 Prozent gegenüber 1990; Anteil der 
erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch bis 2050 von 80 Prozent; Steigerung der 
Energieproduktivität beim Endenergieverbrauch bis 2050 um durchschnittlich 2,1 Prozent 
jährlich) behalten weiterhin ihre Gültigkeit (BMWi/BMU 2010, BMU 2011a, BMU 2011b). 
Durch den schnelleren Ausstieg aus der Kernenergie haben sich die Rahmenbedingungen 
für die Energiewende stark verändert. Es stellen sich generell drei große Herausforderungen. 
Erstens ist es notwendig, die entstehende Stromlücke zu schließen1. Der Anteil der Kern-
energie an der Stromerzeugung in Deutschland beträgt aktuell noch 21 Prozent. In Baden-
Württemberg sind es sogar 48 Prozent (BDEW 2011, Statistisches Landesamt Baden-
Württemberg 2011a). Zweitens sollte diese Lücke möglichst CO2-neutral geschlossen 
werden, um die Klimaschutzziele nicht zu gefährden. Drittens muss für die wegfallenden Zu-
satzgewinne aus der Laufzeitverlängerung finanzieller Ersatz gefunden werden. Zumindest 
dieser letzte Punkt wurde durch die Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sonder-
                                               
1
 Mehrere Studien belegen, dass ein Ausstieg aus der Kernkraft innerhalb eines Jahrzehnts generell 
möglich ist. Die Bereitstellungskapazität der Kraftwerke in Deutschland reicht aus, um die mögliche 
Stromlücke durch die Abschaltung aller Kernkraftwerke zu kompensieren. Unter dem Aspekt der ge-
sicherten Leistung sind im deutschen Kraftwerkspark genügend Reserven vorhanden, um die sieben 
Altanlagen plus Krümmel abgeschaltet zu lassen. Die Versorgungssicherheit ist gewährleistet 
(Leopoldina 2011, UBA 2011). Völlig unproblematisch ist der Ausstieg jedoch nicht: Die Bundesnetz-
agentur stellt z. B. fest, dass die zeitgleiche Abschaltung der sieben ältesten Kernkraftwerke die Netze 
an den Rand der Belastbarkeit gebracht hat (Bundesnetzagentur 2011). 
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vermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKFG-ÄndG) bereits geregelt: Ab 2012 fließen alle 
Einnahmen aus dem CO2-Emissionshandel in den Energie-und Klimafonds, wodurch die 
entfallenden Abschöpfungsbeträge überkompensiert werden. 
Die Antwort der Bundesregierung auf diese neuen Herausforderungen besteht in einem be-
schleunigten Umbau des Energiesystems (die so genannte Energiewende). Dies erfordert: 
 
a) den zügigen Ausbau der erneuerbaren Energien und des Stromnetzes, 
b) die Steigerung der Energieeffizienz, 
c) die Integration der erneuerbaren Energieträger in das bestehende Stromnetz wie in 
die Wärmeversorgung (Markt- und Systemintegration), 
d) die Entwicklung von Speichertechnologien, um die fluktuierende Einspeisung aus 
Wind- und Solaranlagen zu kompensieren, 
e) Maßnahmen zur Verhaltensanpassung aufseiten der Verbraucher, 
f) Erhöhung der Akzeptanz der mit den erneuerbaren Energien einhergehenden Infra-
strukturveränderungen. 
 
Die in Deutschland geplante postnukleare und postfossile Energiewende ist damit weit mehr 
als ein technologischer Prozess, bei dem innerhalb einer Dekade der Ausstieg aus der Kern-
energie und ein möglichst umfassender Ausbau der erneuerbaren Energien (Sonne, Wind, 
Wasser, Biomasse usw.) geleistet und gleichzeitig die Nutzung fossiler Energien zurück-
gefahren werden soll, um das 2°C-Klimaschutzziel nicht zu gefährden. Wenn diese Wende 
mehr sein will als nur – so Klaus Töpfer (01.10.2011) – eine „Elektrizitätserzeugungswende“, 
muss sie einen umfassenden gesellschaftlichen, einen kulturellen Wandel in Gang setzen, 
der als eine vernetzte Mehrebenenaufgabe von lokalen, regionalen, nationalen und inter-
nationalen Akteuren gestaltet werden muss. Dabei geht es um das Zusammenspiel der 
Änderung von technischen Infrastrukturen, Landnutzungen, Produktionsprozessen, rechtlich-
ökonomischen Rahmenbedingungen und schließlich der energie- und klimarelevanten 
Lebensstile und Handlungsmuster von Individuen und Gruppen, von Politik und Verwaltung. 
Der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen (WBGU) hat in seinem jüngsten 
Gutachten (2011) eine „Große Transformation“ (insbesondere für den Energiesektor, die 
Umgestaltung urbaner Räume und die sorgfältige Steuerung der Landnutzungen) gefordert, 
eine Transformation, die auf ganz verschiedenen politischen Ebenen und in unterschied-
lichen geografischen und sozio-kulturellen Kontexten verwirklicht werden muss. Diese Ge-
staltungsaufgabe erfordert nach Auffassung des WBGU eine neue Geschäftsgrundlage: 
einen weltweit wirksamen „Gesellschaftsvertrag“ für eine klimaverträgliche und nachhaltige 
Weltwirtschaftsordnung. 
Die Energiewende als wesentlicher Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung ist in der Tat 
eine große Transformation. Sie kann nur in einer Experimentiergesellschaft stattfinden, in der 
Prozesse möglichst zielorientiert (Klimaschutz, Ausstieg aus der Atomenergie, Ausbau der 
erneuerbaren Energien usw.) einzuleiten sind, aber auch viel Neuland betreten werden 
muss. Dies erfordert eine Vielzahl von energierelevanten, technischen, ökonomischen, und 
handlungsorientierten Prozessen (Konfliktlösungen, Verbraucherverhalten...), die ständig 
überprüft und bei Bedarf korrigiert werden müssen. Wissenschaftliches und gesellschaft-
liches Wissen sowie öffentliche Kommunikation müssen neue Allianzen eingehen (Trans-
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disziplinarität). Der jetzt propagierte Wandel verträgt sich nicht mit öko-diktatorischen Maß-
nahmen, sondern muss in der Tat eine Ko-Evolution von Wissenschaft, Politik und Gesell-
schaft anstoßen. 
 
1.2.2 Die Ausgangslage in Baden-Württemberg 
Für Baden-Württemberg stellt die Energiewende aufgrund spezifischer Voraussetzungen 
eine besondere Herausforderung dar. Die Kernenergie trägt mit rund 50 Prozent zur Strom-
erzeugung im Land bei. Diesen hohen Anteil durch erneuerbare Energien (die aktuell 17 
Prozent zur Bruttostromerzeugung beitragen) zu ersetzen, erfordert umfangreiche In-
vestitionen in Anlagen, Netze und Speicher. Hinzu kommt, dass mit dem Regierungswechsel 
vom März 2011 ehrgeizigere Ziele formuliert wurden, die weiter greifen als die Ziele der Vor-
gängerregierung. Im Koalitionsvertrag der neuen grün-roten Landesregierung ist von einem 
„deutlichen“ Ausbau des Anteils der Erneuerbaren an der Stromerzeugung im Land „bis zum 
Ende des Jahrzehnts“ die Rede (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / SPD Baden Württemberg 
2011: 34). Der Minister für Umwelt, Klima- und Energiewirtschaft Baden Württemberg Franz 
Untersteller hatte diese Vorgabe auf dem fünften Energietag Baden-Württemberg Ende 
September 2011 in Stuttgart konkretisiert: Bis 2020 wolle man „[…] mindestens 35 Prozent 
der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien […]“ (Stuttgarter Nachrichten vom 
26.09.2011) decken. Im Einzelnen sind folgende Zielvorstellungen vereinbart worden:  
 
Ausbau der regenerativen Energieträger 
Im Rahmen der Energiewende ist vorgesehen, den Ausbau der regenerativen Energieträger 
konsequent weiterzuführen. Zum Beispiel wird die Vergütung für die eingespeiste Leistung 
für Offshore-Windenergieanlagen, Laufwasserkraftwerke und die Energiegewinnung aus 
Geothermie erhöht. Die Bund-Länder-Initiative Windenergie wird sich mit der Ausweisung 
von zusätzlichen Eignungsflächen für Windenergie an Land befassen. Außerdem wird die 
Errichtung von Photovoltaikanlagen an oder auf Gebäuden erleichtert. 
Bei den erneuerbaren Energien ist Baden-Württemberg in den Bereichen Wasserkraft, 
Photovoltaik und Solarthermie im Bundesvergleich relativ gut aufgestellt. Den größten Bei-
trag zur Versorgung durch regenerative Energien leistet beim Strom die Wasserkraft. Bei der 
Wärmeerzeugung entfällt der Löwenanteil auf die traditionellen, festen biogenen Brennstoffe 
(Kachelöfen, Kaminöfen, Kamine etc.). Defizite gibt es vor allem im Bereich der Windenergie. 
Aus diesem Grunde ist die neue grün-rote Landesregierung auch entschlossen, den Bau von 
neuen Windenergieanlagen durch eine Novelle des Landesplanungsgesetzes sowie andere 
Maßnahmen besonders zu fördern (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / SPD Baden Württemberg 
2011, UM BW 2011c). Zum Beispiel soll die Regionalplanung künftig nur noch Vorrang-
gebiete ausweisen und keine Ausschlussgebiete mehr. In und in der Nähe von Wohn-
siedlungen und in Naturschutzgebieten ist der Bau von Windenergieanlagen aber nach wie 
vor untersagt. Außerdem ist ein Windenergieerlass geplant, der den Behörden Richtlinien für 
Genehmigungsverfahren an die Hand geben wird. Auf Regionalkonferenzen zur Windkraft-
planung sollen die Bürgerinnen und Bürger in Planungsprozesse einbezogen werden. Das 
Ziel ist der Bau von Windenergieanlagen mit einer Stromerzeugung von rund 7 TWh jährlich 
bis zum Jahr 2020 (UM BW 2011a). 2010 betrug die Strombereitstellung aus Windenergie 
gerade einmal 0,544 TWh, sodass die Erreichung des Zielwertes eine Steigerung der 
Produktion um den Faktor zwölf innerhalb von zehn Jahren bedeutet (UM BW 2011c). 
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Für die Stromerzeugung wird deutschlandweit ebenfalls in der Windenergie das größte 
Potenzial gesehen2. Deshalb soll die Windenergie vor den Küsten Deutschlands durch ein 
Förderprogramm „Offshore Windenergie“ der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) in Höhe 
von fünf Milliarden Euro für den Bau von zehn Offshore-Windparks unterstützt werden (BMU 
2011a). Der dort produzierte Strom muss dann aber in die Verbrauchszentren im Westen 
und Süden Deutschlands transportiert werden, was einen zügigen Ausbau des Stromnetzes 




Die Dimensionen des Netzausbaus sind gewaltig: Nach der dena-Netzstudie II müssen je 
nach eingesetzten Technologien zwischen 1.700 und 3.600 km neue Höchstspannungsnetz-
leitungen von den Übertragungsnetzbetreibern gebaut werden (dena 2010: 13). Zum Ver-
gleich: Von den in der dena-Netzstudie I für die Integration der Erneuerbaren ermittelten 
notwendigen Netzausbaumaßnahmen in Höhe von 850 km wurden zwischen 2005 und 2010 
gerade einmal 90 km realisiert (dena 2005: 8, dena 2010: 3). 
Hinzu kommt, dass ein Anlagen- und Netzausbau in diesen Dimensionen erhebliche Eingriffe 
in das Landschaftsbild, in die Funktionsweise ökologischer Systeme und in die Flächen-
nutzung bedeutet. Neben den Belangen des Natur- und Flächenschutzes sind auch die Be-
denken der betroffenen Anwohner zu berücksichtigen. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien stößt in der deutschen Bevölkerung zwar in der Regel auf viel Zuspruch (BMU/UBA 
2010). Wenn es jedoch um konkrete Bauprojekte für Windenergieanlagen an Land, Strom-
trassen oder Pumpspeicherkraftwerke geht, regt sich zumindest bei der Bevölkerung vor Ort 
Widerstand. Hier entfaltet dann das so genannte „NIMBY“-Syndrom („Not-In-My-Backyard“, 
im Deutschen als St.-Florians-Prinzip bekannt) seine Wirkung (Portney 1991). Die Akzeptanz 
bei Infrastrukturprojekten in den Bereichen erneuerbare Energieversorgung, Energietrans-
port und Energiespeicherung ist häufig nicht gegeben (Fischer 2010, Renn/Zwick 1997). 
In diesen Fällen erscheint es sinnvoll, die relevanten Akteure (Kommunen, Übertragungs-
netzbetreiber, Energieversorger, Bürgerinitiativen, Naturschutzverbände etc.) möglichst früh-
zeitig in einen konstruktiven Diskurs über den geplanten Ausbau einzubinden, um be-
rechtigte Interessen berücksichtigen zu können und zu einer möglichst konsensualen Lösung 
zu gelangen. Vor allem bei Infrastrukturmaßnahmen und komplexen Planungsprozessen im 
Umweltbereich sind innovative Verfahren der Kommunikation, Partizipation und Konflikt-
schlichtung gefragt (Renn 2008, Renn/Schweizer 2009, Renn 2011). Inzwischen sehen beim 
Netzausbau sowohl die Bundesregierung durch Änderungen im NABEG und Energiewirt-
schaftsgesetz wie auch die Landesregierung Baden-Württemberg im Koalitionsvertrag eine 
Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger vor (BMU 2011a, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / SPD 
Baden Württemberg 2011: 36). 
Der Netzausbau betrifft Baden-Württemberg in besonderem Maße, da das Land aufgrund 
der großen Differenz zwischen dem Anteil der Kernenergie (48 Prozent) und dem Anteil er-
neuerbarer Energien (17 Prozent) an der Stromerzeugung zumindest in den kommenden 
Jahren auf den Import von umweltfreundlichem Ökostrom aus den anderen Bundesländern 
                                               
2
 Nach Berechnungen der Deutschen Energie-Agentur (dena) können in Zukunft für Offshore-
Windenergieanlagen hohe jährliche Vollbenutzungsstunden erwartet werden: Im Jahr 2020 werden 
hier durchschnittlich 4.200 Volllaststunden pro Jahr vorhergesagt. Bei Onshore-Windenergieanlagen 
sind es jährlich 2.200 Stunden (dena 2010: 7). 
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oder aus dem europäischen Ausland angewiesen sein wird3. Baden-Württemberg als 
„Empfängerland“ sollte deshalb ein ureigenes Interesse an einem zügigen und möglichst 
kosteneffizienten Ausbau der notwendigen Leitungen haben. 
 
Steigerung der Energieeffizienz 
Für die Energiewende spielt neben der Förderung der regenerativen Energien und dem 
Netzausbau die Erhöhung der Energieeffizienz eine wichtige Rolle. Mehr Energieeffizienz 
führt in der Theorie zu einem niedrigeren Energieverbrauch. In der Praxis können Effizienz-
gewinne jedoch zu niedrigeren Preisen und somit zu einer steigenden Nachfrage führen, 
oder das eingesparte Geld wird für andere Güter (deren Produktion wiederum Energie be-
nötigt) ausgegeben. In beiden Fällen werden die Einsparpotenziale nicht vollständig aus-
geschöpft. Dies wird als „Rebound-Effekt“ bezeichnet4. Die Vermeidung von Rebound-
Effekten ist somit ein wichtiger Ansatzpunkt zur Ausnutzung der geschaffenen Potenziale 
(Leopoldina 2011). 
In Baden-Württemberg hat es im Hinblick auf die Energieeffizienz in der Vergangenheit er-
kennbare Fortschritte gegeben. Zum Beispiel nahm die Energieproduktivität von 1991 bis 
2008 um 19,4 Prozent zu und liegt deutlich über dem bundesweiten Durchschnitt. Dennoch 
gibt es auch in Baden-Württemberg Rebound-Effekte. Beispielsweise stieg der temperatur-
bereinigte Primärenergieverbrauch pro Einwohner zwischen 1991 und 2008 trotz relativ 
hoher Effizienzgewinne um 3,2 Prozent. Der Bruttostromverbrauch stieg ebenfalls trotz 
leichter Effizienzgewinne erkennbar an (WM/StaLa BW 2010: 22ff., UM BW 2008).  
Vor allem im Gebäudebestand gibt es noch große Einsparmöglichkeiten (Fischer 2010, 
Irrek/Thomas 2008). Dem Energiekonzept der Bundesregierung nach ist „[…] die 
energetische Sanierung des Gebäudestands […] der zentrale Schlüssel zur Modernisierung 
der Energieversorgung und zum Erreichen der Klimaschutzziele“ (BMWi/BMU 2010: 22). Die 
jährliche Sanierungsrate soll von bisher ein Prozent auf zwei Prozent verdoppelt werden. 
Hierfür werden von 2012 bis 2014 Mittel aus dem CO2-Gebäudesanierungsprogramm in 
Höhe von 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 
Im Bereich des Gebäudebestands hat sich in Baden-Württemberg das „Erneuerbare-Wärme-
Gesetz“ als wirksam erwiesen. Im Land müssen infolge des „Erneuerbare-Wärme-Gesetzes“ 
beim Austausch einer zentralen Heizungsanlage in Wohngebäuden mindestens zehn Pro-
zent der Wärme mit erneuerbaren Energien (z. B. Solarthermie) erzeugt werden. Die erste 
Bilanz vom August 2011 zeigte, dass dadurch bislang CO2-Einsparungen in Höhe von 16 
Prozent im Wohngebäudebestand bzw. 35 Prozent bei Wohnungsneubauten erzielt werden 
konnten (UM BW 2011b). Für die Zukunft plant die neue Landesregierung im Bereich der 
Energieeffizienz, gemeinsam mit der Landesbank ein speziell zugeschnittenes Förder-
                                               
3
 Die zukünftige mögliche Abhängigkeit von Stromimporten besteht auch für Deutschland. Mit dem 
Beginn des Kernkraft-Moratoriums wurde die Import-/Exportbilanz des Stromhandels negativ, d. h. 
Deutschland wurde quasi über Nacht vom Netto-Exporteur zum Netto-Importeur von Strom (Bundes-
netzagentur 2011). 
4
 Der Rebound-Effekt kann für die BRD anhand mehrerer Indikatoren beobachtet werden. Zum Bei-
spiel hat sich deutschlandweit die Energieproduktivität von 1990 bis 2010 um beachtliche 38,6 Pro-
zent erhöht. Der Energieverbrauch sank jedoch im selben Zeitraum infolge eines Wirtschafts-
wachstums von 30,7 Prozent lediglich um 5,7 Prozent (Statistisches Bundesamt 2011: 4). Im Haus-
haltsbereich wurden die Gewinne sogar überkompensiert: Von 1990 bis 2008 konnte die Effizienz der 
in Haushalten genutzten Geräte um ca. 32 Prozent gesteigert werden. Der Elektrizitätsverbrauch der 
privaten Haushalte ist jedoch gleichzeitig um 21 Prozent angestiegen (Leopoldina 2011: 17). 
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programm für kleine und mittelständische Unternehmen sowie für den privaten Sektor zu 
entwickeln und aufzulegen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / SPD Baden Württemberg 2011: 
34). 
 
Markt- und Netzintegration der erneuerbaren Energien 
Die Markt- und Netzintegration betrifft die Frage nach der bedarfsorientierten und kosten-
günstigen Produktion von Strom durch regenerative Energieträger. Strom aus Erneuerbaren 
soll vor allem dann verfügbar sein, wenn die Nachfrage entsprechend hoch ist, sodass eine 
möglichst hohe Auslastung der Anlagen erfolgt. Dies trägt auch zur Wirtschaftlichkeit der 
erneuerbaren Energien bei. Maßnahmen hierzu sind z. B. die Einführung einer optionalen 
Marktprämie oder die Vermeidung von Überförderung durch die Erhöhung der Degression 
(Druck auf Kostensenkungen) im Rahmen der Novellierung des EEG (BMU 2011c). 
 
Entwicklung neuer Speichertechnologien 
Da der Wind nicht immer weht und die Sonne nicht immer scheint, muss die produzierte 
Energie für Ausfallzeiten gespeichert werden. Die Entwicklung neuer Speichertechnologien 
ist deshalb von großer Bedeutung für eine gelingende Energiewende. Hier besteht noch 
großer Forschungsbedarf, da bislang abgesehen von Pumpspeicherkraftwerken keine im 
großen Maßstab einsetzbaren Alternativen existieren (DPG 2010). Und auch bei den an-
gesprochenen Pumpspeicherkraftwerken sind die möglichen Standorte begrenzt oder auf-
grund von Naturschutzbelangen oder Bürgerprotesten heftig umstritten. 
Baden-Württemberg hat hier mit dem geplanten Bau eines Pumpspeicherkraftwerkes Atdorf 
(Schwarzwald) einen Paradefall für die Konfliktträchtigkeit des Energiewandels. Einerseits 
werden große Speicher benötigt, um die fluktuierende Einspeisung der erneuerbaren 
Energie durch Großspeicher abpuffern zu können. Andererseits regt sich gegen große Bau-
projekte in der ansässigen Bevölkerung häufig Widerstand. Viele Anwohner befürchten, dass 
irreversibel in das Landschaftsbild eingegriffen wird, große Waldflächen verschwinden und 
die ökologische Funktionsfähigkeit von weitläufigen Gebieten beeinträchtigt wird. Hier ist es 
wichtig, durch die Beteiligung aller Gruppen (Schluchseewerk AG, Bürgerinitiative Atdorf, 
betroffene Gemeinden, zuständige Regional- bzw. Landesbehörden) eine konstruktive Ge-
staltung des Planungsprozesses zu ermöglichen. Die Einrichtung eines „Runden Tisches“ 
war hier sicherlich der erste wichtige Schritt in die richtige Richtung, auch wenn die Be-
wertung des Moderationsprozesses durch die Teilnehmer ambivalent ausgefallen ist. 
 
1.2.3 Chancen der Energiewende für Baden-Württemberg 
Baden-Württemberg steht somit vor großen Herausforderungen im Energiebereich. Diese 
bergen aber auch Chancen wie z. B. die Entwicklung innovativer Lösungen z. B. bei 
Speichertechnologien oder Stromübertragungsnetzen, die wiederum die Wettbewerbsfähig-
keit der heimischen Industrie auf dem Weltmarkt stärken können. Die erneuerbaren Energien 
haben sich bereits in der Vergangenheit als Jobmotor erwiesen und können bei ent-
sprechendem Wachstum vielen Bürgerinnen und Bürgern im Land einen Arbeitsplatz bieten. 
Auch die Höhe der Investitionen in diesem Bereich ist beachtlich. 
Nicht zuletzt hätte der erfolgreiche Umbau des Energiesystems positive Auswirkungen auf 
den Klimaschutz und die Vorbildfunktion des Landes in diesem Bereich. Dies ist angesichts 
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der Tatsache, dass ein globales Klimaschutzsystem noch in weiter Ferne liegt, von be-
sonderer Bedeutung. Unerreichbar ist ein solches System jedoch nicht. Der Beirat hat 
mehrmals darauf hingewiesen, dass ein gleichzeitiges Eintreten für internationale Lösungen 
einschließlich der damit verbundenen finanziellen Ausgleiche und für regionale Vorbild-
funktionen Voraussetzung für einen global erfolgreichen Klimaschutz ist. Die Verzahnung der 
regionalen mit der internationalen Perspektive hat der NBBW mit dem Konzept der 
Nachhaltigkeits-Doppelstrategie hervorgehoben (NBBW 2003, 2010a, 2011). 
Wie der Klimawandel ist letztlich auch die Energiewende ein globales Problem. Deutschland 
kann mit seinem Ausstieg aus der Atomenergie eine Vorreiterrolle einnehmen. Mehr denn je 
werden beim Umstieg auf erneuerbare Energien länderspezifische und lokale Lösungen ge-
fragt sein. Das für Baden-Württemberg zu entwerfende Klimakonzept der Zukunft könnte von 
den Entwicklungen anderer Länder und Regionen profitieren, zugleich könnte die 
momentane Beibehaltung der bisherigen Struktur der Energieerzeugung bei unseren Nach-
barn als „Pufferfunktion“ und Rückfallmöglichkeit über Energieimporte für den Trans-
formationsprozess in Deutschland hilfreich sein. Eine derartige Arbeitsteilung ist auch unter 
ethischen Aspekten akzeptabel, wenn sie insgesamt die Zielerreichung fördert. Umgekehrt 
werden die Entwicklungen in Baden-Württemberg auch die Entwicklungen anderer Länder 
und Regionen befruchten, insbesondere mit Blick auf Boden- und Flächennutzung, Stadt-
umbau / Passivhäuser / Gebäudesanierung, Mobilität, aber auch mit Blick auf gesellschaft-
lich diskursive und partizipative Prozesse und Änderung von energierelevanten Lebensstilen. 
Dazu kommt dem Land auch eine Fülle von Forschungsergebnissen aus Landesprojekten 
(wie BWPLUS) zur Gestaltung der Energiewende zugute. 
 
1.3 Übergangszeit der Transformation 
1.3.1 Internationale Dimension der Energietransformation 
Der Nachhaltigkeitsbeirat Baden-Württemberg reagiert mit seinem neuen Energiegutachten 
auf eine wesentlich veränderte Situation im Bereich der Energiepolitik in Deutschland und 
Baden-Württemberg. Statt einer Verlängerung der Laufzeit von Kernreaktoren steht jetzt in 
der Folge des Unfalls von Fukushima der rasche Ausstieg aus der Kernenergie an, ent-
schieden durch den Bundestag und verbunden mit ambitionierten Plänen für den Umbau des 
Energiesystems in Richtung erneuerbare Energiequellen. Die Herausforderungen in diesem 
Umfeld sind erheblich. Schon nach einigen Monaten, die von teilweise euphorischen Er-
wartungen geprägt waren, wird zwischenzeitlich deutlich, dass die Schwierigkeiten erheblich 
sind. Vor allem die Finanzierungsfragen drängen in den Vordergrund, weil die Windfall 
Profits aus der Verlängerung der Laufzeiten bei Atomkraftwerken bei den Energieanbietern 
wie auf der öffentlichen Seite entfallen, die Finanzkrise die Spielräume auf der öffentlichen 
Seite erheblich einengt und die Rating Situation der Energiekonzerne sich verschlechtert. In 
der Summe hat sich damit die Finanzierungsbasis für ambitionierte Planungen im Bereich 
alternativer Energiesysteme deutlich verschlechtert. 
Bei der Diskussion über die Klimaziele wird deutlich, wie wenig die Industrieländer bisher 
erreicht haben. Die bisher erreichten Einsparungen resultieren größtenteils aus der Ver-
lagerung von Produktionen nach außen, insbesondere nach China. China als „Produzent“ für 
die Welt, kann so nicht für internationalen Klimaschutz gewonnen werden, wenn gleichzeitig 
dort Einsparungen eingefordert werden, wo für uns produziert wird – fast schon paradoxe 
Verhältnisse. Das Emissionsvolumen pro Kopf in Deutschland wäre für das Weltklima 
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desaströs, wenn es weltweit gelten würde. Mit der Energiewende wird dieser deutsche Wert 
wohl weiter wachsen. Zugleich wird ein zusätzlicher dadurch beförderter „Carbon-Leakage“-
Effekt aus der EU heraus dazu beitragen, dass die Zahlen trotzdem „stimmen“ – zumindest 
optisch. Die wirtschaftlichen Aussichten für die Energiekonzerne haben sich verschlechtert. 
Die Finanzierung des Weges zu mehr erneuerbarer Energie wird damit erheblich erschwert. 
Sollte es zu Abstufungen im Rating kommen, werden diese Spielräume noch mehr ein-
geengt. 
Was ist in dieser Situation möglich? Was ist zu tun? Der Beirat thematisiert zunächst, analog 
zu seinen früheren Gutachten, dass den vor uns liegenden weltweiten Herausforderungen 
äußerst schwierig zu begegnen ist. Ein Umbau der Industriegesellschaft muss gelingen. 
Irgendwo muss damit angefangen werden. Deutschland ist mit seiner technischen 
Orientierung, seiner Rolle im Export, aber auch den finanziellen Überschüssen im Welt-
handel – ähnlich wie die Schweiz – prädestiniert, in der Sache ein Vorreiterrolle einzu-
nehmen, auch wenn die Risiken erheblich sind. Für die Schweiz gilt ähnliches – allerdings ist 
das dort geplante Vorgehen vorsichtiger, vor allem bezüglich den Rest-Laufzeiten der Atom-
kraftwerke. Die vorgesehenen Transformationsleistungen, vor allem in Deutschland, können 
als Beitrag für eine bessere Welt und mehr Nachhaltigkeit gesehen werden – wenn wir damit 
auf Dauer erfolgreich sind. Es ist gerade auch deshalb wichtig, dass uns dies gelingt. Aus 
diesem Grund müssen wir aber auch ausreichend vorsichtig operieren und immer auch die 
Möglichkeit des Scheiterns in Betracht ziehen. Wir sollten deshalb in unseren Trans-
formationsbemühungen das Tempo nicht zu sehr forcieren und keinesfalls die Brücken hinter 
uns abbrechen, z. B. um uns noch mehr unter Druck zu setzen. Es ist gut und ein Zeichen 
von Intelligenz, dass der deutsche Versuch einer Transformation im Energiesektor mit aus-
reichend Zeit und nicht ohne Netz und doppelten Boden abläuft. 
Es ist also aus Sicht des Beirats positiv zu werten, dass unsere Nachbarn nicht zeitgleich mit 
uns das Gleiche versuchen. Ein Pionier geht mit Augenmaß vor, andere bilden eine Rück-
fallposition – das ist gut so – ganz im Sinne einer klugen Arbeitsteilung. Es bestehen insofern 
Rückfallpotenziale, gerade auch in der Energieversorgung. Uns können bei Bedarf unsere 
Nachbarn beliefern – und sie und wir sollten für diesen Fall Vorsorge treffen. Unter dem 
Dach des gemeinsamen Marktes besteht im Übrigen nicht nur die beschriebene Option: Wir 
könnten sie nicht einmal ablehnen, wenn wir wollten. 
Dafür gibt es auch keinen Grund. So wie es sinnvoll ist, dass wir als Pioniere für alle aus-
probieren, ob das Neue möglich ist, so ist es angemessen, dass die anderen durch die 
Bereitstellung einer Rückfallposition und Pufferung von Engpässen im energetischen Bereich 
uns ermöglichen, das zu tun, was wir tun, ohne mit ökonomischen bzw. zivilisatorischen 
Risiken existenzieller Art leben zu müssen. Das würde nämlich niemandem helfen. Für 
Europa wäre es u.a. gerade mit Blick auf die wirtschaftliche Stabilität ein Desaster, wenn 
Deutschland straucheln würde. 
Es ist also in diesem Sinne klug, wenn wir uns im Umbau kraftvoll engagieren und nicht 
ehrenrührig, wenn der breite Umbau hin zu alternativen Energiesystemen in Deutschland bei 
gleichzeitigem Ausstieg aus der Kernenergie (temporär) einen Zugriff auf Energieressourcen 
unserer Nachbarn beinhalten sollte, u. U. auch solche, die mit Atomkraftwerken produziert 
werden. Dies umso mehr, als der Binnenmarkt in Europa diese Möglichkeiten nicht nur 
bereitstellt, sondern deren Zulassung sogar erzwingt. Wir können auf dieser Basis in 
Deutschland mit maximal möglichem Engagement an der Energiewende arbeiten und 
dennoch bei Bedarf bisherige, bei uns dann nicht mehr im erforderlichen Umfang verfügbare 




Was das im Einzelnen heißt, ist in dem vorliegenden Gutachten des Nachhaltigkeitsbeirats 
Baden-Württemberg beschrieben. Das Gutachten empfiehlt Engagement mit Augenmaß, rät 
besonders davon ab, alle Brücken hinter sich abzubrechen und regt an, auf einer derartigen 
Basis alles zu versuchen, was möglich ist, um die große Transformation der Energiesysteme 
zu bewerkstelligen. Das bedeutet auch, Baden-Württemberg nicht zu einem einzigen Wind-
park zu machen und dabei wichtige Anliegen und andere Lösungen außer acht lassen. 
Hierzu muss dem Veränderungsprozess die nötige Zeit gewährt werden. 
Die Klimaseite ist dem Beirat ebenfalls sehr wichtig. Hier geht es um mehr Ehrlichkeit in der 
Sache. Deutschland gehört mit durchschnittlich 10 Tonnen CO2-Emissionen pro Kopf und 
pro Jahr zu den im internationalen Vergleich hohen Emittenten. Der Ausstieg aus der Kern-
energie wird – zumindest temporär – diese Situation noch einmal verschärfen. Wir können 
uns zwar optisch gut rechnen, indem wir über den europäischen Zertifikatehandel und 
andere Instrumente letztlich bei uns zu (rechnerischen) Reduktionserfolgen kommen, wo wir 
tatsächlich zulegen. Dies geschieht dadurch, dass wir in Partnerschaft mit anderen unsere 
Zahlen optisch verkleinern. Das verlagert aber realökonomisch Anpassungserfordernisse auf 
andere. Langfristig werden wir so die weltweiten Klimaprobleme nicht lösen. 
Es ist deshalb dem Beirat ein wichtiges Anliegen, dass Deutschland stärker für Transfer-
leistungen in Nicht-Industrieländern eintritt. Darüber hinaus sollte die Bundesrepublik 
Deutschland Planungen in Richtung Klimaneutralität dergestalt verfolgen, dass wir uns in 
großem Umfang an Klimaneutralitätsmaßnahmen orientieren, wie sie jetzt weltweit diskutiert 
werden. Im Besonderen geht es um Finanzierungsmaßnahmen für ein weltweites Waldauf-
forst- und Landschaftsrestaurierungsprogramm. Ganz im Sinne eines „Global Marshall Plan“ 
sollten auf diesem Wege globale Entwicklung, Klimaschutz und Nachhaltigkeit in einer Win-
Win-Partnerschaft weltweit gefördert werden. Baden-Württemberg sollte dies unterstützen 
und sich das Ziel Klimaneutralität bis 2030 setzen – wie dies z. B. Hessen schon vor einigen 
Jahren erklärt hat.  
Stärker als bisher sollten auch radikal-innovative Technologien angegangen werden. Die viel 
zu hohen Renditen im Finanzsektor haben 20 Jahre lang radikale Innovation im Energie-
bereich weltweit erschwert, wenn nicht verunmöglicht – ein gigantisches Marktversagen. Hier 
muss jetzt dringend aufgeholt werden, auch mit supranationalen Lösungen à la DESERTEC, 
mit Aufwindkraftwerken (der Erfinder stammt aus Stuttgart), mit neuen Netzinfrastrukturen 
(Gleichstrom-Hochspannungsverbindung), aber durchaus auch mit einer Erprobung der 
Möglichkeiten der Tiefengeothermie als einem weiteren Instrument potenziell nachhaltiger, 
klimaneutraler Energieversorgung, das es auszuloten gilt. 
Die Energiewende in Deutschland ist wesentlich motiviert durch die Klimafrage. Die Klima-
frage ist der primäre Grund, warum ein forcierter Umstieg auf erneuerbare Energien an-
gestrebt wird. Deutschland wird damit zum Vorreiter im Umbau der Energiesysteme. Die 
Hoffnung ist, ökonomisch davon zu profitieren, dass man sich früh auf einen Pfad begibt, auf 
den sich langfristig hoffentlich die ganze Welt einstellen wird. Die weltweiten Prozesse sind 
zentral, wenn das Klimaproblem gelöst werden soll. Eine allein auf Deutschland fokussierte 
Vorreiterrolle wäre klimatechnisch irrelevant, falls die anderen nicht mitziehen. Die hohen 
Investitionen in den Umbau könnten sich in diesem Fall als ökonomisch kontraproduktiv er-
weisen. Deshalb ist die internationale Verhandlungssituation zu beachten. Besonders wichtig 
ist in diesem Kontext die Politik der USA sowie die von China und Indien. Letztere Staaten 
agieren in ihren ökonomischen Aufholprozessen mit ihren vielen Menschen immer noch mit 
deutlich niedrigeren Pro-Kopf-Emissionen als die Industrieländer. 
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Die Energiefrage ist eine der Schlüssel- und Schicksalsfragen für das 21. Jahrhundert. Eine 
nachhaltige Entwicklung für wahrscheinlich 10 Mrd. Menschen ab 2050 ist wohl nur mit 
neuen innovativen Lösungen im Bereich der Energieerzeugung erreichbar – preiswert, 
umweltfreundlich, klimaneutral, überall verfügbar. Das, was heute an derartigen Techno-
logien auf dem Tisch liegt, stellt einen großen Schritt vorwärts dar, ist aber für die weltweiten 
Herausforderungen noch nicht ausreichend, auch dann nicht, wenn heute schon einkalkuliert 
wird, was sich in natürlicher Fortsetzung der Lernkurve in Zukunft vielleicht an Verbesserung 
des Preis-Leistungs-Verhältnisses ergeben könnte. Wir müssen – gerade mit Blick auf die 
weltweiten Herausforderungen – noch sehr viel mehr bewegen. Deutschland wird gerade 
auch an dieser Stelle gebraucht, so, wie es sich jetzt als Pionier versucht im Umbau und in 
der großen Transformation der Energiesysteme. 
 
1.3.2 Klimadoppelstrategie Baden-Württemberg bis 2020 
Weltweit haben Wohlstandssicherung und die Ermöglichung von Entwicklung einen viel 
höheren Stellenwert als Klimaschutz. Klimaschutz ist wohl nur als indirekter Effekt von 
energetischen Lösungen denkbar, die bezahlbar sind und es erlauben – unter Einschluss 
von Rückkoppelungseffekten – Klimabelastungen abzusenken. Bei dieser Ausgangssituation 
ist klar, dass es nicht ausreicht, wenn Länder wie Deutschland ihre Energiesysteme um-
bauen und entsprechende Innovationen herausbringen. Zusätzlich muss viel Geld aus den 
Industrieländern in sich entwickelnde Länder fließen, zum Beispiel zur Finanzierung des dort 
erforderlichen Umbaus der Energiesysteme. Die finanziellen Inputs in globale Verhandlungs-
lösungen sind dabei zur Erreichung des 2°C-Ziels mindestens so wichtig wie substanzielle 
Verbesserungen vor Ort. 
Aus dem Gesagten resultiert eine Anforderung, die der Nachhaltigkeitsbeirat Baden-
Württemberg von Beginn an in seinem Konzept der Doppelstrategie zusammenfasst (NBBW 
2003, 2010a). Gemäß diesem doppelstrategischen Ansatz erbringen wir unsere Leistungen 
für den Klimaschutz zu einem bestimmten Teil im eigenen Lande. Aber wir erbringen, auch 
finanziell, einen substanziellen Beitrag rund um die Welt. Die Hebelwirkung des Geldes, in 
Bezug auf eingesparte CO2-Emissionen, ist international deutlich größer als hier. Zusätzlich 
ist dies eine notwendige Voraussetzung, um Partner für den Klimaschutz zu gewinnen. 
Die aktuelle Klimabilanz ist jedoch ernüchternd: Zwischen dem Jahr 2000 und 2010, dem 
ersten Jahrzehnt einer mit dem Kyoto-Protokoll verabschiedeten und in Kraft gesetzten 
Weltklimapolitik, hat eine Steigerung des weltweiten Ausstoßes des wichtigsten Klimagases 
Kohlendioxid um 34 Prozent auf 30,4 Mrd. Tonnen stattgefunden. Leider sind trotz des Be-
schlusses der Weltklimakonferenz 2010 in Cancún, den weltweiten Temperaturanstieg auf 
maximal 2°C zu beschränken, derzeit keinerlei Anzeichen vorhanden, dass der jährliche An-
stieg um mindestens 2 Prozent (2010: 5,4 Prozent) abgeschwächt und damit das genannte 
Ziel erreicht werden kann. Bei der zu befürchtenden Fortsetzung des gegenwärtigen Trends 
besteht die realistische Gefahr, dass der von der Internationalen Energieagentur (Industrie-
staaten-Teilorganisation der OECD) bereits 2009 befürchtete katastrophale Klimawandel 
(„disastrous climate change“) tatsächlich eintreten wird. 
Die Regierungen der Welt können somit über ihre Abmachungen das Klimaproblem wahr-
scheinlich nicht vollständig lösen. Bei vielleicht noch 750 Mrd. Tonnen CO2 aus fossilen 
Quellen, die bis 2050 im Kontext der WGBU-Budgetgleichung noch zulässig sind, reichen die 
Kompromissmöglichkeiten der Regierungen vielleicht für ein globales Budget-Cap bis 2050 
von 1.000-1.200 Mrd. Tonnen im Rahmen der Kopenhagen-Cancún-Formel (absolute frei-
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willige Absenkungen bei Industriestaaten, freiwillige, auf die ökonomischen Wachstumsraten 
bezogenen Absenkungen der Nichtindustrieländer). 
Ein so hohes Cap für ein globales Cap-and-Trade-System muss nicht zwangsläufig die Er-
reichung des 2°C-Ziels ausschließen, da es neben der Nord/Süd-Gerechtigkeitsfrage auch 
eine Reich/Arm-Gerechtigkeitsfrage im Klimabereich gibt. Diese bezieht sich auf die Sonder-
rolle der 1-2 Prozent höchsten Einkommensbezieher weltweit, die sich über alle Teile der 
Welt (in Nord und Süd) verteilen und die direkt und indirekt für etwa die Hälfte der weltweiten 
CO2-Emissionen verantwortlich sind. Hier besteht eine zweite Gerechtigkeitslücke. 
Die Politik könnte diesen gesellschaftlichen Gruppen ermöglichen, im Rahmen von Klima-
neutralitätsaktivitäten (Stilllegung von Emissionszertifikaten im Umfang von 50-250 Mrd. 
Tonnen CO2 / Finanzierung biologischer Sequestrierung von etwa 200 Mrd. Tonnen CO2, z. 
B. durch Aufforstung) ein Volumen von 250-450 Mrd. Tonnen CO2 direkt oder indirekt bis 
2050 zu neutralisieren. Auf diesem Wege würden direkt oder indirekt große Geldströme von 
den Beziehern hoher Einkommen in den weltweiten Entwicklungsbereich transferiert. 
Bei biologischer Sequestrierung geht es um Zeitgewinn, um den Umbau der Industriegesell-
schaft und die erfolgenden Entwicklungsprozesse über neue energetische Infrastrukturen 
und Lösungen wohlstandskompatibel und mit Wachstumsperspektive der Nicht-
Industrieländer realisieren zu können. Ohne diesen Zeitgewinn durch biologische Prozesse 
ist das 2°C-Ziel wohl nur noch mit Wohlstandsverlust und fehlender weltweiter Wachstums-
perspektive zu erzielen – ein politisch nicht umsetzbares Programm. 
Die Landesregierung sollte deshalb alles daran setzen, ihren Einfluss auf allen denkbaren 
Ebenen (Bundesrat, Umweltministerkonferenz, Einfluss auf EU-Ebene, verhandlungs-
bezogene konzeptionelle, praxisorientierte wissenschaftliche Unterstützung) dahin gehend 
einzusetzen, dass die für die internationalen Verhandlungen zuständigen Akteure – Bundes-
regierung und EU-Kommission – energisch einen strukturell gut konzipierten und durchsetz-
baren Weltklimavertrag 2015 (2020) anstreben. Dieser Vertrag muss – ohne Überforderung 
eines Industrie- und Schwellenlandes und unter (auch wirtschaftlichen) Anreizen für Ent-
wicklungsländer – auch durch seine Struktur zu einer weltweiten Emissionsbegrenzung zur 
Erreichung des 2°C-Zieles führen: Zuerst zur Erreichung des globalen Emissionspeaks und 
er muss danach konzeptionell relativ einfach zu den (später) notwendigen und zu be-
schließenden drastischen weltweiten Emissionsreduzierungsstufen führen. Insbesondere 
müssen in diesem Weltklimavertrag – wie immer er auch im Einzelnen konzipiert werden 
mag – die folgenden Strukturfehler des bisherigen Weltklimaschutzsystems vermieden 
werden: 
 
• Angestrebte globale Emissionsbeschränkungen allein auf Basis nationaler Selbstver-
pflichtungen (‚pledges’) und ohne direkten Bezug zum prinzipiell beschlossenen „plus 
maximal 2°C-Ziel“, dessen Erreichung nur durch eine wirksame Begrenzung des welt-
weiten Klimagasausstoßes möglich ist;  
• Fehlende „Übersetzung“ des global beschlossenen 2°C-Ziels in konkrete globale, 
stufenweise Emissionsbegrenzungs- und -absenkungsschritte und die Umsetzung der 
daraus resultierenden „Emissionsbudgets“ auf einzelne Länder oder im Rahmen eines 
globalen Emissionshandelssystems;  
• Vermeidung der unrealistischen Erwartung, dass sich alle (wichtigen) Klimaschutz-
Vertragspartner auf definitiv verbindliche Emissionsbeschränkungen verpflichten, die in 
ihrer Summe zur Erreichung des globalen Klimazieles führen (zum Beispiel durch eine 
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globale statt nationale Begrenzung bei global wirksamen Anreizen zur klimafreundlichen 
Entwicklung und zu einem solchen Verhalten); 
• Die fatale Gerechtigkeitslücke im Weltklimaschutzsystem, das nach Ansicht der Industrie-
länder auf den vergangenen und gegenwärtigen Emissionsmengen jeden Landes (mit 
höchst unterschiedlichen Pro-Kopf-Emissionen) aufbauen soll („Grandfathering-System“). 
Dies führt zu einer Isolierung der Entwicklungs- und Schwellenländer beim umfassenden 
Klimaschutz, weil sie mindestens eine Gleichbehandlung ihrer emissionsabhängigen 
Entwicklungschancen fordern und (kostenlose) weitaus höhere Pro-Kopf-Emissionen und 
-Atmosphärenbelastungen (nachvollziehbar) nicht akzeptieren wollen; 
• Die eben angesprochene fatale Gerechtigkeitslücke zwischen den Industrieländern und 
den Nicht-Industrieländern muss wahrscheinlich konzeptionell mit einer zweiten Ge-
rechtigkeitslücke intelligent verknüpft werden, nämlich derjenigen zwischen der Premium-
Konsumentenklasse weltweit und allen anderen. Die 1-2 Prozent Bezieher höchster Ein-
kommen auf dem Globus sind für fast die Hälfte aller Klimagasemissionen direkt oder in-
direkt verantwortlich. Derartige Premium-Konsumenten finden sich in Industrie- wie in 
Nicht-Industrieländern. Weiter oben wurde bereits ausführlicher beschrieben, wie die 
Wechselwirkungen der beiden Gerechtigkeitsdimensionen (Industrieländer / Nicht-
Industrieländer, Premium-Konsumenten / übrige Konsumenten) austariert werden 
könnten. 
• Die Abstinenz wichtiger Industrie- und Schwellenländer bei wirksamen und verlässlichen 
Selbstverpflichtungen führt zu einem global nicht begrenzten „offenen“ gegenwärtigen 
Weltklimaschutzsystem ohne jeden dauerhaften Klimaschutzerfolg. In einem solchen 
System werden auch große regionale, deutsche und europäische Anstrengungen und 
Erfolge vor allem durch preisbedingte globale Mehrnachfrage nach Kohle, Öl und Gas 
und durch eintretende Emissionserhöhungen andernorts (über-) kompensiert („Leakage-
Effekt“). 
• Wenn überhaupt: Vage und für das globale Klimaziel nicht ausreichende „Klimaschutz-
Zusagen“ in Form von Emissions-(Wachstums-)Begrenzungen oder -Einschränkungen 
von Nationalstaaten, die mangels Durchsetzungs- und Überwachungskompetenz und 
anderen nationalen Prioritäten nicht eingehalten werden (können); 
• Fehlender marktwirtschaftlicher weltweiter Klimaschutz-Anreizmechanismus (z. B. einem 
CO2-Preis beim Kohle-, Öl- und Gas-Erstverkauf), mit dem ergänzend (und zum Teil an-
stelle oft unwirksamer staatlicher Maßnahmen und Gebote) alle Staaten, Unternehmen 
und Bürger zur nachhaltigen Entwicklung und zum  klimafreundlichen Verhalten angeregt 
werden können. 
 
Der NBBW (2010a) hat der Landesregierung mit seinem Gutachten „Weiterentwicklung der 
baden-württembergischen Klimadoppelstrategie“ Empfehlungen für ein auch für die baden-
württembergische Klimapolitik wichtiges, Klimaschutzerfolg versprechendes Weltklima-
schutzkonzept gegeben, das die genannten Strukturfehler vermeidet. 
Sollte es nicht spätestens mit dem – nach dem Beschluss der Weltklimakonferenz 2011 in 
Durban – bis zum Jahr 2015 zu verhandelnden und zu beschließenden Weltklimavertrag (der 
2020 in Kraft treten soll) gelingen, eine Trendumkehr bei den globalen Treibhausgas-
emissionen und damit in kürzestmöglicher Zeit den Scheitelpunkt des globalen Schadstoff-
ausstoßes zu erreichen, wird es sehr schwer werden, der prinzipiell klimafreundlich ein-
gestellten baden-württembergischen Bevölkerung die Notwendigkeit der zum Teil kosten-
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aufwendigen heimischen Klimaschutzmaßnahmen zu vermitteln und sie zum fortgesetzten 
freiwilligen Mitwirken und zur Akzeptanz notwendiger einschneidender Energiewende-
bezogener Maßnahmen (mit zum Teil nachteiligen Nebenwirkungen) in ausreichendem Um-
fang zur bewegen. 
Bei allem vom NBBW seit seiner Gründung nachdrücklich unterstützten Klimaschutz-
engagement des Landes müssen auch die Belastungen und Wettbewerbs-Auswirkungen 
berücksichtigt werden. Die kurz- und mittelfristig ermittelten wirtschaftlichen Vorteile der 
gegenwärtigen EU-Klimaschutz-Vorreiterpolitik führen zu mittelfristig erheblichen Wett-
bewerbsnachteilen (ca. ab 2020), z. B. durch hohe Kosten der klimafreundlichen 
europäischen Energiesysteme, wenn – infolge eines nicht funktionierenden und deshalb 
nicht annähernd wettbewerbsneutralen Weltklimaschutzsystems – die großen Konkurrenten 
am Weltmarkt beim Klimaschutz nicht „mitziehen“ bzw. nicht zumindest ähnlichen Klima-
schutzanforderungen unterworfen werden (Edenhofer et al., RECIPE 2009). Gerade das 
exportorientierte Land Baden-Württemberg darf solche Aspekte keinesfalls vernachlässigen. 
Prinzipiell kann der NBBW der Landesregierung nur empfehlen, unter Berücksichtigung der 
sehr wichtigen kurz- und mittelfristigen positiven Technologieförderungs-, 
Energieeinsparungs- und Arbeitsplatzwirkungen und der Verminderung der Importabhängig-
keit spätestens im Jahr 2015 die forcierte heimische Klimaschutzpolitik, die auch zu öko-
nomischen Belastungen der Bürger und der Wirtschaft des Landes führt, vor den dann – 
hoffentlich – erreichten bzw. erkennbaren globalen Klimaschutzerfolgen zu bewerten und 
ggf. neu zu justieren. Klimaschutzerfolg und eine ausreichende Wettbewerbsneutralität des 
bis dann verhandelten Weltklimaschutzvertrages kann dann erwartet werden, wenn die oben 
genannten Strukturfehler des gegenwärtigen Systems vermieden werden. 
Der NBBW empfiehlt außerdem, die weiteren Entwicklungen realistisch zu sehen, auch bzgl. 
des 2°C-Ziels. Wohlstand, Wachstum und Entwicklung sind weltweit die stärksten Treiber in 
der Ausrichtung der Politik. Auch Baden-Württemberg muss seine ökonomische Leistungs-
kraft erhalten. Im Klimabereich sollte das Land daher den Blick auf weltweite Gesamt-
bilanzen fokussieren und den Aspekt internationaler Kompensation stärker in Betracht zu 
ziehen. Gemäß dem Pareto-Prinzip sollte mit der Hälfte der dazu vorgesehenen Mittel welt-
weit der doppelte Effekt erreicht werden. 
Hinzukommen muss die weltweite Partnerschaft in der Klimafrage, die bis heute fehlt. 
Baden-Württemberg sollte an dieser Stelle (wie schon das Land Hessen) deutlich stärker 
den Aspekt der Klimaneutralität herausstellen und bis 2030 Klimaneutralität der Landesver-
waltung anstreben und konsequenterweise auch in diese Richtung investieren. Das könnte 





2 Systemische Dimension der Energiewende 
Das zentrale Element der Energiewende wird darin bestehen, die künftige Energiever-
sorgung auf fluktuierende erneuerbare Energieformen abzustützen. Die systemischen 
Aspekte eines neuen Energiekonzepts, die auch die Rückkopplung mit der Gesellschaft ein-
schließen, sind für eine echte Energiewende zwingend erforderlich. Dabei spielen auch die 
Wechselwirkungen auf regionaler innerdeutscher und auf europäischer Ebene eine wichtige 
Rolle. Ein Energiekonzept erfordert daher im Besonderen die integrative Kopplung von:  
• Speichertechnologien (zeitliche Anpassung von Produktion und Nachfrage), 
• Netzen (räumliche Anpassung von Produktion und Nachfrage). 
Darüber hinaus wird auch die informationstechnische und wirtschaftliche Verbindung des 
Energieflusses von der Erzeugung bis zur Nutzung einen hohen Stellenwert einnehmen. Das 
gesamte Energieerzeugungs- und -versorgungssystem ist komplex und es bestehen viel-
















Abbildung 1: Einflussfaktoren des Energieerzeugungs- und -versorgungssystems 
Nachfolgend werden einige der Zusammenhänge erläutert, die dabei eine zentrale Rolle 
spielen. 
 
2.1 Energiebedarf und Energieerzeugungsstruktur 
Die nukleare Energieerzeugung, die in Baden-Württemberg bis 2011 zu mehr als der Hälfte 
zur gesamten Stromerzeugung beitrug, soll vereinbarungsgemäß bis 2022 auf null zurück-






























nach Vorgabe der Landesregierung vorgesehen, einerseits den Stromverbrauch und zu-
gleich auch den Gesamtenergieverbrauch zu senken und andererseits die Stromerzeugung 
auf der Basis erneuerbarer Energien deutlich zu steigern und mittels anspruchsvoller Netz- 
und Speichertechnologien langfristig Bedarf und Erzeugung zur Deckung zu bringen. Die 
kurz- bis mittelfristig absehbar noch verbleibende Differenz zwischen Angebot und Nach-
frage wird daher eine Nutzung fossiler Energieträger wie Gas und Kohle über einen Zeitraum 
von mehreren Dekaden erforderlich machen sowie mit importiertem Strom aus dem 
deutschen und europäischen Stromverbund ergänzend gedeckt werden müssen. Aus 
diesem Grund werden Projekte zum Erhalt, zur Modernisierung und zum Ausbau des kon-
ventionellen Kraftwerkparks erforderlich sein, sofern sie nicht schon Gegenstand der 
aktuellen Planung sind. Zugleich werden diese Maßnahmen mit deutlichen Eingriffen in die 
Umwelt verbunden sein, welche ihrerseits in die systemische Betrachtung einbezogen 
werden müssen. 
Zwei Aspekte spielen bei der systemischen Dimension eine besondere Rolle: 
• Kapazitätsberechnungen 
• Kapazitätsvorhaltungen. 
Kapazitätsberechnungen müssen sich auf die tatsächlich sicher verfügbare Leistung der 
Stromerzeugung beziehen und dabei unter anderem Wirkungsgrade der Gesamtkette der 
Energieerzeugung bis zum Verbrauch einbeziehen. Vielfach wird jedoch die installierte 
(Maximal-)Leistung als Bezugsgröße dargestellt, nicht aber die tatsächlich gesicherte 
Leistung, obwohl dies die entscheidende Größe für die Energieversorgung ist. 
Am Beispiel der Windkraftnutzung kann dies besonders gut illustriert werden: Bei einer heute 
typischen elektrischen Anschlussleistung von 2 MW einer Binnenland-Windkraftanlage 
werden unter Berücksichtigung der Wirkungsgrade aller Komponenten des Generators ein-
schließlich des „Winderntefaktors“ des Rotors sowie der Wartungs- und Abschaltperioden 
aufgrund wechselnder Windsituationen im langjährigen Durchschnitt etwa 18 Prozent der 
theoretischen Maximalleistung genutzt, also ca. 360 kW (siehe Abbildung 2). Darauf 
basierend zeigt eine einfache Überschlagsrechnung, dass ein konventioneller Kraftwerks-
block mit einer Leistung von 1000 MW daher nicht durch 500 Windkraftanlagen á 2 MW, 
sondern stattdessen durch rund 2500 Anlagen á 2 MW ersetzt werden muss. Dies auch nur 
unter der Voraussetzung, dass die Speicherung von Überschüssen und die Deckung in 
Phasen der Unterproduktion durch Speicher und Verbundnetze gewährleistet ist. Diese ver-
einfachte Rechnung setzt voraus, dass der fluktuierend produzierte Strom verlustfrei ein- und 
ausgespeichert werden kann. Ähnliches gilt für die Photovoltaik. 
Unter Berücksichtigung der in der Realität auftretenden Verluste wird die zur Verfügung 
stehende Strommenge abhängig von der Speichertechnologie weiter reduziert. Wird z. B. mit 
hoch effektiven Elektrolyseuren Wasserstoff erzeugt, gespeichert und in einer optimierten 
Brennstoffzelle wieder verstromt, stehen noch maximal 40 Prozent des produzierten Stroms 
zur Verfügung. In der gesamten Kette betrachtet, hat somit eine 2 MW-Windkraftanlage bei 
18 Prozent Winderntefaktor unter Nutzung des Wasserstoffpfades nur noch 144 kW tatsäch-
liche, aber nunmehr jederzeit verfügbare Leistung zur Verfügung. Nur dieser Wert ist mit der 
Leistung eines konventionellen Kraftwerks vergleichbar. Sollte stattdessen die direkte 
Speicherung in Batterien (bei 88 Prozent Wirkungsgrad von Redox-Flow-Systemen) an-
gewendet werden, erhöht sich der Wert auf 317 kW (siehe Abbildung 2 und Abbildung 3). 






Abbildung 2: Windkraftanlage (2 MW) installierte vs. nutzbare Leistung mit Speicherung in 
Batterie bzw. als Wasserstoff 
 
Abbildung 3: Photovoltaikanlage (1 MW) installierte vs. nutzbare Leistung mit Speicherung in 
Batterie bzw. als Wasserstoff 
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Als langjähriger Durchschnittswert können die erwähnten 18 Prozent Nutzungsgrad also nur 
zu Abschätzungen, jedoch nicht zur konkreten Bedarfsplanung herangezogen werden. So 
wuchs bekanntermaßen die installierte Leistung der Windkraftanlagen in Deutschland von 
18.390 MW (2005) kontinuierlich auf 27.204 MW (2010), während die damit erzeugte 
Strommenge und damit der Nutzungsgrad je nach Windlage deutlichen Schwankungen 
unterworfen war5. Im Jahr 2010 hätte mit der installierten Leistung von 27,2 GW zwar ein 
theoretisches Maximum von 238.300 GWh Strom erzeugt werden können, erreicht wurden 
tatsächlich 36.500 GWh, was somit einem Nutzungsgrad von rund 15 Prozent entspricht. 
In der systemischen Betrachtung der Stromproduktionskapazität muss man daher den 
Fluktuationen der Windenergie besondere Aufmerksamkeit widmen. Minimale Strom-
produktion aus Windenergie und maximale Nachfrage nach Elektrizität können in un-
günstigen Situationen zeitlich beziehungsweise regional zusammentreffen. Daher müssen 
Grenzwertbetrachtungen zur Mindestdeckung der Kapazität als Schlüsselelement der Ver-
sorgungssicherheit gesehen werden. Zur Illustration zeigt folgende Übersicht (Abbildung 4) 
die tatsächlich erzielte Stromproduktion aus Windenergie in Deutschland und die damit ver-
bundenen Schwankungen der Jahresmittelwerte: 
 
Abbildung 4: Entwicklung der Windenergie in Deutschland von 1990 bis 2010 (BMU 2011d) 
 
In analoger Form lassen sich auch die Schwankungen der Produktion aus Photovoltaik-
Anlagen analysieren und deren Ergebnisse mit der Analyse der Windkraftnutzung über-
lagern. Da derzeit vornehmlich die installierten Leistungen (und nicht die gesicherten 
Leistungen) publiziert werden, besteht die Gefahr von Fehleinschätzungen des notwendigen 
Investitionsbedarfs.  
Erneuerbare Energien aus grundlastfähigen Formen würden demgegenüber eine wesentlich 
verlässlichere Planung der benötigten Kapazitäten erlauben. Aktuelle Daten zeigen dies 
deutlich: Nimmt man die Windkraft als Basis, so lag 2010 die installierte Leistung um den 
Faktor 1,2 höher als im Jahr 2007 (Photovoltaik: 4,2); die damit erzeugte Strommenge 
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jedoch nur um den Faktor 0,95 (Windkraft) beziehungsweise 3,8 (PV). Deshalb sollten bei 
Kapazitätsberechnungen Angaben der Art „…können bis zu x Haushalte mit Strom versorgt 
werden“ nicht als Planungsgröße herangezogen werden, da dies zu falschen Schluss-
folgerungen führen kann. Auch sogenannte „energieautarke Gemeinden“ können in diesem 
Zusammenhang nur rechnerisch als solche bezeichnet werden, denn eine Trennung vom 
restlichen Stromnetz würde den offensichtlichen Widerspruch schnell offenlegen. 
Der Umbau des Energiesystems benötigt hohe und langfristig gebundene Investitionen, die 
eine verlässliche Planung des Gesamtkonzepts voraussetzen, um bei Investoren (ins-
besondere Bürger, Kommunen, institutionelle Anleger, Unternehmen) eine Vertrauensgrund-
lage zu schaffen. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Finanzierung und notwendige 
Amortisation der Vorhaltung von Kraftwerkskapazität. 
Zur Schließung einer zu erwartenden zunehmenden Lücke zwischen aktueller Strom-
produktion aus fluktuierender erneuerbarer Energie und dem aktuellen Verbrauch dient die 
Kapazitätsvorhaltung durch konventionelle Kraftwerke, insbesondere solcher auf Basis von 
Gas oder Kohle. Diese Vorhaltung ist für die sichere Versorgung unerlässlich und muss als 
Ersatz für die abgeschalteten Kernkraftwerke entsprechend aufgestockt werden. Da jedoch 
andererseits zukünftig die Nutzung fossiler Energie weitestgehend reduziert werden soll, 
stellt sich für Investoren die Frage nach dem Nutzen eines langfristigen Engagements. Je 
stärker die erneuerbaren Energien in die Stromversorgung eingebunden werden, desto 
seltener werden solche Reservekraftwerke genutzt und tragen somit immer weniger zur  
wirtschaftlichen Wertschöpfung und damit zum Ertrag eines Betreibers bei. Daher muss im 
Gesamtsystem geregelt werden, wie die Kapazitätsvorhaltung finanziert wird und welche 
Betreibermodelle zur Anwendung kommen können. 
 
2.2 Zeitabhängiger Energiebedarf und Energiespeicherung 
Energiespeicher, nicht nur für Stromspeicherung, mit ausreichender Kapazität und einem 
angepassten Be- und Entladeverhalten sowie leistungsfähige Netzsteuerungen sind für den 
erfolgreichen Ausbau der überwiegend nur dezentral verfügbaren erneuerbaren Energien 
unabdingbar, um das Energieangebot effektiv zu verteilen und auch über genügend große 
Zeiträume zu puffern.  
Grundsätzlich sind Energiespeicher im Hinblick auf ihre Speicherart und Funktionsfähigkeit 
zu untergliedern, typische Speicherarten sind: 
 
• Elektrische Speicher (z. B. Kondensatoren) 
• Elektrochemische Speicher (Akkumulatoren) 
• Lageenergiespeicher / Pumpspeicher (Druckluft- oder Wasserpumpspeicherkraft-
werke) 
• Chemische Speicher (Umwandlung von Strom in energiereiche Substanzen – 
„Power-to-Gas“, z. B. in Wasserstoff, Methan oder Methanol), die ihrerseits als 
Brennstoff für die Stromproduktion verwendet werden 




Als Kennwerte sind von Bedeutung: 
 
• Speicherdichte (Energiedichte, Leistungsdichte) 
• Speicherdauer (kurzzeitige und langfristig nutzbare Speicher) und zeitabhängige Ver-
luste (z. B. durch Selbstentladung ohne Nutzung) 
• Ein- bzw. Ausspeicherzeiten; Verluste durch Ein- und Ausspeichervorgänge. 
 
Wesentliches Kriterium ist ihre Integrationsfähigkeit in das Stromnetz unter technischen und 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten. So ist zukünftig der vermehrte Einsatz von elektro-
chemischen Speichern (Akkumulatoren) zu erwarten, da sie unmittelbar als Strompuffer 
dienen und keine separaten Komponenten oder Anlagen zur Stromumwandlung erfordern. In 
diesem Zusammenhang ist eine enge Verbindung zum Ausbau der Elektromobilität zu er-
warten, wobei wesentliche systemrelevante Problemstellungen Gegenstand laufender 
Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen sind. So ist es nicht per se notwendig, dass 
die dezentrale haushaltsnahe Stromspeicherung in mobilen Systemen erfolgen muss, ins-
besondere wenn man die Produktionszahlen der Elektrofahrzeuge, ihre Batteriekapazitäten 
und den tatsächlichen Speicherbedarf für die Netzregelung vergleicht. Stationäre haushalts-
nahe Speicher können hier durchaus eine relevante Funktion übernehmen, weil sie im Hin-
blick auf die Energie- und Leistungsdichten nicht den gleichen Anforderungen wie mobile 
Systeme unterworfen sind.  
Mittel- bis langfristig sind die Ergebnisse von heutiger Forschung und Entwicklung auf dem 
Gebiet der Speichertechnologien möglichst rasch in praktisch nutzbare und wirtschaftlich 
sinnvolle Technologien umzusetzen, beispielsweise durch Optimierung der dezentralen 
Speichertechnik, etwa durch stationäre elektrochemische Akkumulatoren in Verbindung mit 
Windenergie- oder Photovoltaikanlagen, durch die Erzeugung von Brennstoffen als 
chemische Energiespeicher oder durch die Optimierung der Hochtemperatur-Speicherung 
von in solarthermischen Kraftwerken erzeugter Wärme. 
 
2.3 Energieerzeugung und Energieverbrauch 
Künftig werden die Orte der Energieerzeugung und des Verbrauchs in Teilbereichen weiter 
voneinander entfernt liegen, was die Energienetze signifikant beeinflussen wird. Zentrale, 
leistungsfähige Stromerzeugungsanlagen und Speichereinrichtungen haben dabei system-
bedingt höhere Anforderungen an den Netzausbau. Verbrauchsnahe, dezentrale, kleine 
Stromerzeugungsanlagen und Speicher erfordern weniger Hochspannungs-Netzausbau. 
Daher sind die Konzepte der Netzgestaltung mit den Formen der Energienutzung und den 
Anlagen zur Stromproduktion als Ganzes zu betrachten. Idealerweise werden Erzeugung 
und Verbrauch räumlich eng aneinander gekoppelt. Dies bedeutet, dass dezentral erzeugter 
Strom (z. B. im kommunalen Windpark oder auf dem PV-Hausdach) nur über kleine Ent-
fernungen transportiert wird. Die Synchronisierung von Erzeugung und Verbrauch des 
elektrischen Stroms erfolgt in diesem Fall durch lokale Speicherung. Viele solcher kleinen 
Netze werden über Koppelstellen mit den regionalen oder überregionalen Netzen gekoppelt. 
Daraus resultieren Anforderungen an die Koppelstellen ebenso wie an die Koppeltechno-
logien. Einen vielversprechenden Ansatz bietet hier die Kopplung des Gasnetzes mit dem 
Stromnetz unter Nutzung der Informationsnetze. Das Gasnetz stellt den zurzeit größten 
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sofort verfügbaren Speicher dar. Den verschiedenen Netzen (z. B. Gasnetz, Stromnetz) und 
vor allem der Kommunikation zwischen den Netzen wird daher zukünftig eine entscheidende 
Rolle zukommen. Mittelfristig sollte hierzu die technologische Entwicklung in Richtung einer 
Verknüpfung der elektrischen, chemischen und informationstechnischen Netze voran-
getrieben werden. 
Lastgeführte Energienetze koppeln den Verbrauch an das aktuelle Stromangebot. Ent-
sprechende Potenziale für eine Flexibilisierung der Energienachfrage ergeben sich bei-
spielsweise durch Preisanreize, durch industrielle Prozesse, die weniger zeitkritisch sind 
oder durch eine Beeinflussung des Verbraucherverhaltens. So können Verbrauchsspitzen 
durch eine intelligente Regelung größerer Verbraucher wie beispielsweise Wärmepumpen, 
gewerbliche Kühlhäuser, Klimaanlagen und elektrischer Haushaltsgeräte oder durch den zu 
erwartenden wachsenden Anteil an Elektromobilität abgeschwächt werden. 
Die Erschließung dieses Potenzials für Lastverschiebungen erfordert intelligente Verfahren 
der Informationsverarbeitung, die unter Beachtung der besonderen Randbedingungen des 
Energiesystems zur Gewährleistung einer stabilen Energieversorgung beitragen und einen 
flexiblen Ausgleich von Schwankungen bei Energieversorgung und -nachfrage ermöglichen. 
Die Akzeptanz eines derartigen Energiemanagements und damit die Ausschöpfung des 
Flexibilisierungspotenzials der dezentralen Energieversorgung und -nachfrage werden ent-
scheidend davon abhängen, ob eine ausreichende Versorgungssicherheit gewährleistet 
werden kann. Hier bestehen vielfältige Herausforderungen an die Informatik und die 
Informationstechnik, die nur über eine integrierte Betrachtung der elektrischen und 
informatischen Netze adäquat bewältigt werden können. 
 
2.4 Energieerzeugung und Rohstoffversorgung 
Die Einführung neuer und effizienter Technologien im Energiesektor geht häufig mit techno-
logischen Innovationen einher, die sich auf die Anwendung von Hightech-Materialien stützen. 
Die Herstellung solcher Materialien erfordert nicht zuletzt oft den Einsatz von Rohstoffen, 
deren langfristige Verfügbarkeit sicherzustellen ist. Nur eines von vielen Beispielen sind die 
seltenen Erden, die auch im Bereich der Erneuerbaren Energie eine wichtige Rolle spielen, 
andererseits nur sehr begrenzt zur Verfügung stehen und die in der jüngeren Vergangenheit 





Abbildung 5: Kritische Rohstoffe6 
 
Die Frage nach Rohstoffen und Materialien ist aber auch für konventionelle Kohle- und Gas-
kraftwerke von Bedeutung, die bei steigendem Anteil der Erneuerbaren an der Gesamt-
stromerzeugung langfristig nur noch zur Netzstützung bzw. als „Schattenkraftwerk“ bei 
mangelnder Solareinstrahlung oder Windstille zum Einsatz kommen sollen. Für diese Kraft-
werke werden höchstmögliche Wirkungsgrade und teilweise die Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung verlangt. Um diese Randbedingungen erfüllen zu können ist ein erheblicher Ein-
satz von nur sehr begrenzt verfügbaren Materialien, die zudem mit hohem Energieaufwand 
gewonnen werden müssen, erforderlich. Mit den für höchste Wirkungsgrade erforderlichen 
hohen Dampf- und Temperaturparametern müssen hochwarmfeste Legierungen mit ent-
sprechenden Nickel- und Chromanteilen zum Einsatz kommen und die Wandstärke der Bau-
teile muss zudem größer sein. Der Einsatz dieser Materialien verbunden mit zunehmenden 
Wandstärken führt daher nicht nur zu einer deutlichen Erhöhung der Investitionskosten und 
macht diese Anlagen bei eingeschränkter Betriebszeit weniger wirtschaftlich, er schränkt 
auch die Kaltstartfähigkeit und mögliche Laständerungsgeschwindigkeit ein. 
Die Optimierung dieser Punkte ist aber für den zukünftig vorgesehenen häufigeren 
Anfahr/Abfahr- und Regelbetrieb von größter Bedeutung. Es ist deshalb zu prüfen, ob für die 
eingeschränkte Betriebszeit nicht zugunsten der besseren Einsatzmöglichkeit ein niedrigerer 
Wirkungsgrad in Kauf genommen werden sollte. Bei fluktuierender Betriebsweise stellt zu-
dem auch die Einhaltung der immer schärfer werdenden Emissionsgrenzwerte die Betreiber 
vor wachsende Herausforderungen. Die Absenkung von Grenzwerten für Neubauprojekte 
bedeutet einen erheblichen Zusatzaufwand und damit einen gesteigerten Materialverbrauch 
bei der Errichtung von Anlagen, aber auch im Betrieb. 
Zur Sicherung der Nachfrage nach Rohstoffen müssen mit Unterstützung der politischen 
Entscheidungsträger mittel- und langfristig tragfähige Strategien seitens der produzierenden 
                                               
6
 Quelle: Critical raw materials for the EU – Report of the Ad-hoc Working Group on defining critical 
raw materials; European Commission, 2010 
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Industrie entwickelt werden. Alternativ sind frühzeitig Verfahren zu entwickeln, die nur Roh-
stoffe mit einer langfristig ausreichenden Verfügbarkeit benötigen. Umfassendes Recycling 
muss zur Selbstverständlichkeit werden. 
 
2.5 Wechselwirkung von Energiesystemen 
Am Beispiel der zunehmenden Nutzung von elektrischen Wärmepumpen für Gebäude-
heizungen kann verdeutlicht werden, dass nur die Gesamtsystembetrachtung sinnvolle 
Schlussfolgerungen ermöglicht. In Zeiträumen, in denen der Beitrag von Solar- und Wind-
kraftanlagen zur Energieerzeugung naturgemäß gering ist, vorzugsweise in den Winter-
monaten mit Inversionswetterlagen und tiefen Außentemperaturen, steigt der Strombedarf 
solcher Anlagen systembedingt. Wenn zudem die Umgebungsluft als Wärmequelle in ent-
sprechenden Luftwärmepumpen genutzt werden soll, wird das ganze Dilemma deutlich: Bei 
tiefer Außentemperatur ist der Heizbedarf durch Wärmeverluste des Gebäudes besonders 
hoch, die der Umgebungsluft entziehbare Wärme besonders niedrig, d. h. die so betriebene 
Heizung wird ab bestimmten Außentemperaturen zur reinen Elektroheizung. Da diese An-
lagen aufgrund der gesetzlichen Vorgaben des Landes Baden-Württemberg (EWärmeG seit 
01.01.2010), einen Anteil von 10 Prozent an Erneuerbaren Energien bei der Wärme-
erzeugung von neuen Gebäudeheizungen sicherzustellen, immer weitere Verbreitung finden, 
steigt damit zwangsläufig der Strombedarf in den „ungünstigsten“ Zeiträumen. Die Folge ist, 
dass genau für diese „ungünstigsten“ Zeiten konventionelle Kraftwerkskapazität in hohem 
Umfang vorgehalten werden muss bzw. Hausheizungen mit konventionellen Heizsystemen 
überdimensioniert für den ungünstigsten Fall betriebsbereit vorgehalten werden müssen. 
Alternativ wären deshalb gut isolierte Langzeitwärmespeicher eine denkbare Lösung, die 
zudem überschüssigen Strom sehr effektiv in später unter Einsatz von Wärmepumpen nutz-
bare Wärme für Heizzwecke umwandeln könnten.  
Die Kombination von Energie-, Ressourcen- und Materialeffizienz ist bei der Bereitstellung 
und Nutzung von Strom, Wärme und Treibstoffen die zentrale Frage. In Konsequenz müssen 
dabei mögliche Maßnahmen der Effizienzsteigerung entlang der gesamten Kette von 
Energieumwandlungsprozessen bei thermischen und neuartigen Kraftwerken sowie Ideen 
zur nachhaltigen Energie- und Rohstoffeinsparung auf Seiten sowohl des industriellen, des 
öffentlichen als auch des privaten Endnutzers verfolgt werden. Realisierte Einsparungen be-
deuten dann gleichzeitig eine Reduktion des Energiebedarfs und eine Reduktion der Treib-
hausgasemissionen. 
Die ganzheitliche Betrachtung muss somit vollständige Ketten von Energieprozessen um-
fassen, unter Einbeziehung von Aspekten wie Klima- und Umweltfolgen sowie Fragen der 
Akzeptanz und der Beteiligung des Bürgers. Ebenso müssen Wechselwirkungen mit anderen 
Sektoren wie der Rohstoffwirtschaft, der Bauwirtschaft und den Mobilitätssystemen berück-
sichtigt werden. Da die Energieversorgung insbesondere auch industrielle Anwendungen 
betrifft, muss dies vor dem Hintergrund der erläuterten Wechselwirkungen in enger Ab-
stimmung mit Aktivitäten der Industrie geschehen. Baden-Württemberg kann mit einer in 
diesem Sinne deutlichen Schwerpunktsetzung beim Umbau des deutschen Energiesystems 
eine Vorreiterrolle spielen und sicherlich auch europäisch und global zum Vorbild werden.  
Um den Übergang in eine nachhaltige Energieversorgung erfolgreich zu realisieren, sind die 
Optimierung des dynamischen Betriebs von Kraftwerken (entsprechend Angebot und Nach-
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frage), der Einsatz regenerativer Energieträger sowie die Entwicklung einer effizienten CO2-
Abtrennung und Speicherung (CCS-Technologien) von hoher Bedeutung. 
 
2.6 Darstellung verschiedener Szenarien der Energiewende 
Bei ganzheitlicher Betrachtung ist in der ersten Dekade nach Abschaltung der Kernkraft-
werke mit einem Anstieg der CO2-Emissionen und anderer Treibhausgase zu rechnen. Die 
Klimaschutzziele des Landes Baden-Württemberg, der Bundesrepublik Deutschland und der 
EU werden dadurch schwieriger zu erreichen sein, beziehungsweise müssen zeitlich deutlich 
gestreckt werden. Dies sei zunächst an nachfolgenden vereinfachenden Rechenbeispielen 
und einer Modellbetrachtung erläutert: 
• Als Randbedingung wird jeweils angenommen, dass der Gesamtstrombedarf, be-
zogen auf den Stand 2009, konstant bleibt. 
• Gemäß dem Ziel der Landesregierung erfordert die Erzeugung von 10 Prozent des 
Gesamtstrombedarfs von 65 TWh aus Windkraft eine kumulierte Leistung an Wind-
kraftanlagenkapazität von 742 MW. Dies würde 1649 Anlagen (3 MW) des Typs E101 
(Rotordurchmesser 101 m, am Markt seit 2011) erfordern, wenn man von einer 
durchschnittlichen Nettoeinspeisung von 450 kW pro Anlage ausgeht. Derzeit werden 
mit Stand vom April 2011 in Baden-Württemberg 360 Anlagen großteils erheblich 
niedrigerer Leistung betrieben. 
• Gemäß dem Ziel der Landesregierung erfordert die Erzeugung von 12 Prozent des 
Gesamtstrombedarfs von 65 TWh aus Photovoltaik eine kumulierte Leistung an 
Photovoltaikanlagenkapazität von 890 MW. Unter der Annahme, dass pro m2 An-
lagenfläche 120 kW pro Jahr erzeugt werden, würde dies eine Gesamtanlagenfläche 
von 65 km2 erfordern. Baden-Württemberg verfügt derzeit über geeignete Gebäude-
dächer (inkl. Ost- oder Westorientierung) mit einer Gesamtdachfläche von 157,3 km² 
(Quelle ZSW). Zusätzlich wird von technisch geeigneten Freiflächen von weiteren 
106,6 km² ausgegangen. Sofern ausschließlich Gebäudedächer für die Strom-
erzeugung durch Photovoltaik genutzt würden, wären dies gemessen am derzeitigen 
Gebäudebestand 41 Prozent der nutzbaren Dachfläche. 
 
Weitergehende Modellbetrachtungen erfolgen unter Annahme folgender Randbedingungen: 
• Die Bruttostromerzeugung sowie der Bruttostromverbrauch bleiben bis 2022, d.h. 
über einen Zeitraum von 10 Jahren, konstant (Quelle: Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg, Werte für das Jahr 2009). 
• Unter dem Energieträger Gas werden Flüssig-, Raffinerie- und Erdgas zusammen-
gefasst. 
• Wasserkraft beinhaltet nur Laufwasser. 
• Unter dem Energieträger Biomasse werden Bio-, Klär- und Deponiegas, feste und 
flüssige biogene Stoffe, biogener Abfall und Klärschlamm zusammengefasst. Dabei 
wird Biomasse als CO2-neutral betrachtet. 
• Unter dem Punkt ‚Sonstiges‘ werden sowohl Heizöl, nicht-biogener Abfall, sonstige 
Energieträger als auch Speicherwasser zusammengefasst. Diese Energieträger sind 
zwar nicht CO2-neutral, werden aber zur Vereinfachung als CO2-neutral betrachtet.  
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• Die Stromlücke der abgeschalteten Kernkraftwerke Philippsburg 1 und Neckarwest-
heim 1 muss bereits heute, d.h. im Jahr 2011/2012, durch Stromimport geschlossen 
werden. 
• Im Jahr 2011/2012 produzieren die Kernkraftwerke Philippsburg 2 sowie Neckar-
westheim 2 die gleiche Strommenge wie im Jahr 2010. (Quelle: atw, Kernkraftwerke 
2010, Philippsburg 2: 11,192136 TWh/a, Neckarwestheim 2: 10,180303 TWh/a) 
• Das Kernkraftwerk Philippsburg 2 wird im Jahr 2019, das Kernkraftwerk Neckarwest-
heim 2 2020 vom Netz gehen. 
• Laut Zielsetzung der neuen Landesregierung und einer ZSW-Studie können/sollen im 
Jahr 2022 38 Prozent des in Baden-Württemberg erzeugten Stroms aus erneuer-
baren Energien gewonnen werden. Dabei sollen 12 Prozent des erzeugten Stroms 
aus Photovoltaikanlagen, 10 Prozent aus Windkraftanlagen, 8,5 Prozent aus 
Wasserkraft und 7,5 Prozent aus Biomasse stammen. Diese Prozentsätze werden in 
den Modellberechnungen auf die Bruttostromerzeugung heute bzw. auf 2009 be-
zogen7. 
• Zur Berechnung der CO2-Emissionen (CO2-Äquivalente) der bereits bestehenden 
Kohle- und Gaskraftwerke wird jeweils der Mittelwert aus oberer und unterer Grenze 
der angegebenen Bandbreite verwendet. Da neu hinzuzubauende Kohle- und Gas-
kraftwerke nach dem neuesten Stand der Technik konzipiert werden, wird zur Be-
rechnung der diesbezüglichen CO2-Äquivalente jeweils der untere Grenzwert der 
Bandbreite verwendet. Die CO2-Äquivalente für erneuerbare Energien werden durch-
gängig auf Basis der unteren Grenzwerte der Bandbreite berechnet8. 
 
Die Modellbetrachtung9 zeigt, dass unter den gegebenen Randbedingungen, der Ersatz der 
Strommenge, die durch die abgeschalteten bzw. bis 2022 noch abzuschaltenden Kernkraft-
werke produziert wird, durch neu zu bauende Gas- und Kohlekraftwerke eine Erhöhung der 
CO2-Emissionen von rund 70 Prozent verursacht (siehe Abbildung 6). 
  
                                               
7
 Quelle: ZSW-Studie: Erneuerbare Energien und Energieeffizienz in Baden-Württemberg – Sach-
stand und Entwicklungsperspektiven (ZSW 2011). 
8
 Quelle: CO2-Äquivalente des Strommix in Baden-Württemberg: Energiebericht 2010 (WM/StaLa BW 
2010), S. 32, Abb. I-11: Spezifische CO2-Emissionen des Strommix in Baden-Württemberg und 
Deutschland seit 1990, 
Quelle: CO2-Äquivalente der verschiedenen Energieträger: 6. Energieforschungsprogramm der 
Bundesregierung, S. 67, Abb. 3.19: Spezifische CO2-Freisetzungen verschiedener Energiequellen bei 
der Stromerzeugung (BMWi 2011). 
9
 Eine umfangreiche Tabelle mit allen Daten zu den beschriebenen Modellrechnungen für 2022 ist in 




Abbildung 6: Szenario 1: Ersatz der Kernenergie durch Gas- und Kohlekraftwerke zu jeweils 
gleichen Teilen 
 
Auch ein Ausgleich der von Kernkraftwerken erzeugten Strommenge durch neue Gaskraft-
werke ohne den Zubau neuer Kohlekraftwerke, führt zu einer Erhöhung der CO2-Äquivalente 
von rund 60 Prozent (siehe Abbildung 7). 
 
 
Abbildung 7: Szenario 2: Ersatz der Kernenergie durch Gaskraftwerke 
 
Wird die durch Kernenergie erzeugte Strommenge vollständig durch Stromimport aus-
geglichen, verursacht dies, vereinfacht betrachtet, keine Erhöhung der CO2-Emissionen, falls 
der importierte Strom aus erneuerbaren Energiequellen oder aus Kernkraftwerken stammt. 
Importstrom aus fossilen Energieträgern aus anderen Bundesländern oder dem Ausland 
führt zwar formal zu keinem Anstieg der CO2-Emissionen in Baden-Württemberg, dennoch 



















































Abbildung 8: Szenario 3: Ersatz der Kernenergie durch Stromimport 
 
Letztendlich wird die zukünftige Stromversorgung in Baden-Württemberg Teilkonsequenzen 
aus jedem dieser drei Szenarien nach sich ziehen. Auf Basis der momentanen Randbe-
dingungen werden jedoch für Baden-Württemberg auch in gemischten Szenarien sowohl die 
CO2-Emissionen ansteigen als auch die Abhängigkeit von Stromimporten zunehmen. 
2.7 Empfehlungen 
Aus den vorangehenden Betrachtungen leiten sich folgende Empfehlungen ab: 
• die Energieversorgung des Landes, insbesondere die Stromversorgung sollte als 
Gesamtsystem von Erzeugung, Bereitstellung und Verbrauch betrachtet und auf 
dieser Basis systematisch integriert und optimiert werden, 
• der wachsende Anteil der erneuerbaren Energien sollte besser in das Gesamtsystem 
der Energieversorgung integriert werden,  
• Speichertechnologien, wie Pumpspeicherkraftwerke, chemische Speicherung und 
neue Batterietechnologien zur stationären Speicherung müssen vorrangig gefördert 
und Ausbauhemmnisse beseitigt werden,  
• Erdgasnetze als vorhandene, leistungsfähige Infrastruktur und größter verfügbarer 
Speicher sollten stärker in die Gesamtsystembetrachtung einbezogen werden, 
• beim Ausbau von Anlagen und Infrastruktur für die Nutzung erneuerbarer Energien 
(EE) müssen Hemmnisse beseitigt, zusätzliche Anreize geschaffen und dabei der 
Einfluss der staatlichen und kommunalen Nachfrage genutzt werden, 
• die flächenmäßig verteilten Standorte der EE-Anlagen (Photovoltaik, Wind, Bio-
energie, u.a.) sollten optimal genutzt werden, um den Anteil der vor Ort bereit-
gestellten Energie direkt mit dem lokalen Verbrauch zu koppeln und den Umfang des 
notwendigen Netzausbaus dadurch zu reduzieren, 
• Der Beirat empfiehlt, Infrastrukturen beim Netzausbau physikalisch zu bündeln, vor-
handene Trassen zu nutzen, elektrische Netze auf mehreren (Spannungs-)Ebenen 


























• politische Randbedingungen für einen europäischen Verbundbetrieb sollten an-
gepasst werden, um ein europaweites leistungsstarkes Overlay-Netz zu unterstützen, 
und dabei auch weiträumige Energie-Partnerschaften mit anderen Regionen, z. B. 
Nordafrika (DESERTEC-Projekt) zum wechselseitigen Nutzen anzustreben, 
• Der Beirat empfiehlt, effizientes Lastmanagement über die Hierarchieebenen Er-
zeugung, Übertragung und Verteilung, automatisierte Verteilungsnetze, Speicher-
technologien auf allen Systemebenen zu etablieren, 
• Verantwortlichkeiten, Marktregeln, Geschäftsmodelle, Tarifstrukturen, Anreizsysteme 
sollten angepasst werden. 
 
Die Zusammenarbeit zwischen Wirtschaft, Forschung und Ausbildung ist in Baden-
Württemberg speziell im Energiebereich bereits sehr eng. Dennoch ist das Innovations-
potenzial im Hinblick auf die Energiewende noch nicht ausreichend genutzt. Um dies zu er-
reichen, müssen wissenschaftliche Erkenntnisse verstärkt und viel schneller als bisher in 
marktfähige Innovationen transferiert werden, um langfristig den Wirtschaftsstandort zu 
sichern bzw. auszubauen. Die Universitäten und Hochschulen, die außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen sowie die Industrieunternehmen müssen gemeinsam diese Ver-
stärkung des Innovationsprozesses herbeiführen. Dabei haben auch die nationale und inter-
nationale Vernetzung sowie die Innovationspotenziale am europäischen sowie am inter-




3 Implikationen der Energiewende für Baden-Württemberg 
3.1 Flächenverbrauch, Landschaft und Biodiversität 
Die Nutzung regenerativer Energieträger geht, bis auf wenige Ausnahmen bei der „Er-
tüchtigung“ von Altanlagen, mit einem hohen direkten und indirekten Flächenbedarf einher. 
Ursache ist die gegenüber fossilen Energieträgern geringere Energiedichte (als Energie-
umsatz pro Flächeneinheit) Erneuerbarer, was insbesondere auf die Nutzung von Biomasse 
zutrifft. Es wird geschätzt, dass die vorindustrielle Gesellschaft 45 bis 65 Prozent der 
agrarischen Nutzfläche und zusätzlich einen erheblichen Waldanteil zur Deckung des 
Energiebedarfs für die Wärmeproduktion und die Zugtiere benötigte. Das auf fossilen Brenn-
stoffen basierende Energiesystem der Industriegesellschaft hat sich von einer derartig aus-
gebildeten Flächenabhängigkeit emanzipieren können (Haberl 2006). Eine Emanzipation, die 
mit der fortschreitenden Verteuerung und Erschöpfung nicht-regenerativer Energierohstoffe 
aber mehr und mehr zurückgedrängt werden wird. 
Der NBBW hat bereits in seinem Sondergutachten „Nachhaltiges Flächenmanagement in 
Baden-Württemberg“ (NBBW 2010b) darauf hingewiesen, dass eine konsequente Energie-
wende zugunsten regenerativer Energieträger den Nutzungsdruck auf die Boden- und Land-
schaftsressourcen deutlich erhöhen wird. Mit dem Eintritt in eine postfossile und postatomare 
Ära der deutschen Energieversorgung wird dem natürlichen Boden eine Schlüsselbedeutung 
unter den natürlichen Ressourcen zukommen. Auf ihm stehen flächenintensive 
Energieerzeugungs- und Transportanlagen (wie Windenergieanlagen, Photovoltaikanlagen, 
Biomassekraftwerke, Pumpkraftwerke oder Transmissionsanlagen), auf ihm werden 
Energiepflanzen angebaut. Der Boden ist darüber hinaus ein wichtiges Absorptionsmedium 
für die bei der energetischen Produktion und Konsumtion anfallenden Abfallstoffe und Gase. 
Auch weiterhin müssen Böden die primären Nutzungsansprüche der Gesellschaft erfüllen, 
allen voran die Produktion von Nahrungsmitteln, die Standortfunktionen von Wirtschaft und 
Gesellschaft und die Erholungsansprüche der Menschen. 
Die Energiewende wird daher mit verstärkten Konkurrenzen um das nicht vermehrbare Gut 
Boden einhergehen. Die Hauptkonfliktlinien werden sich dabei innerhalb der Landwirtschaft 
zwischen den Belangen der Energiepflanzen- und Nahrungsmittelproduktion, aber auch 
zwischen der Landwirtschaft und der Siedlungsentwicklung sowie zwischen der Landwirt-
schaft und dem Naturschutz einstellen. Insbesondere Letzterer gerät mit seinen in der 
jüngeren Vergangenheit gestiegenen Flächenforderungen im Zuge der (geplanten) Ein-
richtung von Biotopverbundsystemen bereits heute in die Defensive. Sowohl die anhaltend 
flächenzehrende Siedlungsentwicklung als auch die absehbare Intensivierung der Landwirt-
schaft und der Ausbau des Anlagennetzes zur Erzeugung regenerativer Energie haben 
negative Auswirkungen auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts. 
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass Konflikte um die Intensivierung der Boden-
nutzung aufgrund des Imports von Pflanzenrohstoffen nach Deutschland längst inter-
nationale Dimensionen angenommen haben (Wuppertal Institut 2009). 
Vor diesem Hintergrund erfordert die Energiewende eine sorgfältige Bilanzierung von 
Flächennutzungsansprüchen, eine Abwägung der konfligierenden Belange sowie eine 
konfliktminimierende Nutzungs- und Standortplanung unter Einbindung betroffener Akteure. 
Die politischen Entscheidungsträger sind aufgefordert, dies mit Augenmaß und ohne über-
steigerten Handlungs- und Entscheidungsdruck zu tun. 
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Die mit der Energiewende verbundenen einschneidenden Landschaftsveränderungen 
müssen auf jeden Fall frühzeitig, langfristig und partizipativ vermittelt werden. Günstig ist es, 
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Betroffenen (Nutznießer wie "Opfer") vorzusehen, evtl. von 
vornherein Win-win-Möglichkeiten ins Auge zu fassen (geringere Energiekosten oder Ge-
winnbeteiligung an Anlagen). Wichtig ist, die Belastungen während der Bauphase zu 
reduzieren, weil diese oft besonders gravierenden Landschaftsveränderungen sich auch 
dann noch belästigend auswirken können, wenn die Bauphase längst abgeschlossen ist 
(ähnlich wie ein "Schmerzgedächtnis"). Verschiedene Untersuchungen zeigen überein-
stimmend, dass Bürger dezentrale Lösungen bevorzugen und in Bezug auf diese zu mehr 
Opfern, Einschränkungen etc. bereit sind. Hier spielt dann Überschaubarkeit, soziale und 
finanzielle Beteiligung eine Rolle. Dies ist zum Beispiel bei Biogasanlagen der Fall. Noch ist 
aber keinesfalls belegt dass z. B. bei der Windenergie mehrere fast 200 m hohe Rotoren 
auch als dezentral empfunden werden. Im Folgenden werden die Konfliktlinien aufgezeigt 




Soll die Energiewende in Baden-Württemberg gelingen, so werden erheblich mehr Flächen 
für Zwecke der Energieproduktion benötigt werden. Dem Ausbau der Windenergie kommt 
dabei eine zentrale Bedeutung zu. Mit Blick auf die derzeit verfügbaren Studien besteht 
Einigkeit dahin gehend, dass das wirtschaftliche Windenergiepotenzial in Baden-
Württemberg mit den bislang installierten Anlagen nur zu geringen Teilen ausgeschöpft ist. 
Während der Windatlas Baden-Württemberg für eine Fläche von 270 km2 – dies entspricht 
etwa 0,8 Prozent der Landesfläche – eine ausreichende Windgeschwindigkeit ausweist 
(ZSW 2011), beträgt der Flächenanteil der mit Raumordnungsgebieten für Windenergie-
nutzung überplanten Fläche unter 0,1 Prozent (Einig et al. 2011). 
Wie hoch allerdings das erreichbare bzw. politisch verantwortbare Windenergiepotenzial ist, 
muss als nicht ausreichend geklärt angesehen werden. So ergab eine Studie des Fraunhofer 
Instituts für Windenergie- und Energiesystemtechnik (IWES 2011) unter Beachtung von an-
erkannten Restriktionen für die Ausweisung von Windenergieanlagen (z. B. Abstands-
regelungen zu Siedlungsflächen oder Schutzgebieten) ein theoretisches Flächenpotenzial 
von etwa 140.000 Hektar, was einem Flächenanteil von knapp 5 Prozent des Landes Baden-
Württemberg entspricht. Würden Waldflächen nicht tabuisiert, wäre gemäß dieser Studie 
sogar ein Potenzial von deutlich über 300.000 Hektar (knapp 10 Prozent der Landesfläche) 
anzunehmen. Zu deutlich geringeren Werten kommt eine Studie von Einig et al. (2011). 
Nach deren Berechnungen würde die Erreichung der energiepolitischen Ziele der Landes-
regierung (10 Prozent Windstrom in 2020) einen Flächenanspruch von etwa 19.000 Hektar 
bedeuten, was einem Anteil von ca. 0,5 Prozent der Landesfläche entspricht. 
Etwas höhere Werte weist wiederum die im September 2011 vom ZSW vorgelegte Studie 
aus. Unter Berücksichtigung der angestrebten Reduzierung der Bruttostromerzeugung auf-
grund von Effizienzmaßnahmen um 8 TWh auf 64 TWh/a in 2020 würde ein auf die Strom-
erzeugung bezogenes 10-Prozent-Windziel in 2020 eine Windstromerzeugung von 6,4 
TWh/a bedeuten, wovon 5,7 TWh/a zusätzlich zu der mit dem heutigen Anlagenbestand 
möglichen Erzeugung zu erbringen sind. Dies wäre mit einem jährlichen Zubau von ca. 106 
Anlagen der 3-MW-Klasse bzw. mit ca. 127 Anlagen des 2,5-MW-Typs pro Jahr erreichbar. 
Mit einer reduzierten Anlagenzahl ginge auch der Flächenbedarf auf ca. 31.600 Hektar 
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zurück, was etwa 0,9 Prozent der Landesfläche entspräche. Dies erscheint zunächst 
moderat – es verdient allerdings Erwähnung, dass ein solcher Wert (0,9 Prozent) sogar in 
den Küstenländern Deutschlands bislang nicht erreicht wurde, orientiert man sich an den 
raumordnerischen Vorrang- und Eignungsgebietsausweisungen (Einig et al. 2011). 
Der Ausbau der Windenergie in der oben aufgezeigten Größenordnung wird zweifelsohne 
erhebliche Nutzungskonflikte mit sich bringen. Die Verträglichkeit von Windenergieanlagen 
als sichtbarem Sinnbild der Energiewende mit den ästhetischen Qualitäten des Landschafts-
bilds wird sehr kontrovers und polarisiert diskutiert, je nach Technologiebeziehung bzw. 
Wildnis-Assoziation. Insbesondere in touristisch bedeutsamen Gebieten begegnet die Politik 
und Öffentlichkeit der Anlagenplanung bisher mit großer Skepsis. Die Diskussion um den 
Flächenanteil bis 2020 ist insofern von untergeordneter Bedeutung, da dies erst der Einstieg 
ist und bis 2050 weit mehr Flächen für bis zu 8.000 Anlagen benötigt werden, um fossile 
Energieträger zu ersetzen. 
Es ist gute fachliche Praxis der Landschaftsplanung, die ökologischen, visuellen (einschließ-
lich Bewegungseindrücke), olfaktorischen und akustischen Auswirkungen jedes Eingriffs in 
Natur und Landschaft innerhalb des „Wirkraums“ zu untersuchen. Es wird deutlich, dass es 
erhebliche Unterschiede der direkten und der indirekten Flächeninanspruchnahme gibt – und 
dass genau differenziert werden muss, welche Bezugsgrößen in der Diskussion heran-
gezogen werden. Relativ gering ist die direkte Flächeninanspruchnahme bei Offenland-
Standorten. Bei Waldstandorten werden für Kräne und Bewegungsflächen dauerhaft etwa 
0,7 ha benötigt (VESTAS 2011: 16), was erstaunlich große Rodungen erfordert. Hinzu 
kommen Zufahrtswege mit sehr großen Kurvenradien. Die baurechtlich notwendigen Ab-
standsflächen haben für eine 3-MW-Anlage mit 140 m Nabenhöhe eine Größe von 
mindestens 1,6 ha. 
Eine weit größere Fläche wird durch moderne Windkraftanlagen visuell beeinflusst. Ein er-
heblicher störender Einfluss muss für einen Umkreis von mindestens der 15-fachen An-
lagenhöhe angenommen werden (Niedersächsischer Landkreistag 2011: Abs. 64). Dies ent-
spricht mindestens 2,5 km bzw. 20 ha. Die Sichtbarkeit der Anlagen beträgt wegen der 
großen Bauhöhen bei klarer Sicht etwa 40 km, der deutlich visuell beeinflusste Bereich lässt 
sich mit ca. 15 km beziffern (Niedersächsischer Landkreistag 2011: Abs. 65).  
Für die visuelle Wirkung ist insbesondere die Drehbewegung der Rotoren mit ihrem Durch-
messer von ca. 80 m störend, da in unserer Landschaftswahrnehmung bewegte Objekte nur 
im Nahbereich existieren. Besonders bemerkbar macht sich dieser Effekt in Landschaften 
mit bewegter Topografie oder hohem Waldanteil; vielerorts ist nur der obere Teil des be-
wegten Rotorkreises sichtbar, die Landschaft wird dann regelrecht „gehäckselt“ (vgl. Nohl 
2010). Ebenfalls problematisch sind die roten Markierungen der Rotoren und die ganz-
tägigen Hindernisbefeuerungen. Für die neuen, über 100 m hohen Anlagen sind sie in 
Deutschland zwingend vorgeschrieben. Im gleichen Maße wie die Sichtbarkeit für den Flug-
verkehr wird damit auch das Störpotenzial in der Landschaft bei Tag und Nacht deutlich er-
höht (Schöbel 2011: 82). Diesbezüglich ist auch auf die Untersuchungen von G. Hübner und 
J. Pohl vom BMBF (2010) zu verweisen. 
 
Wahrnehmungswirkungen 
Insgesamt müssen bei der Beurteilung der Wahrnehmungswirkung von Windkraftanlagen 
alle Sinnesmodalitäten und ihre Interaktionen, also komplexe Sinneseindrücke berücksichtigt 
werden. Wahrnehmungsbezogene Beurteilungen sollten nicht reduziert werden auf quasi 
kollektive (konsensuelle) Reaktionen auf optische Reize („Landschaftsbild“). Die komplexe 
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Mensch-Umwelt-Wechselwirkung lässt sich nicht auf Masthöhen oder Stromtrassen-
gestaltung reduzieren, menschliche "Bewertungen" nicht auf visuelle "ästhetische" Re-
aktionen (s.o.). 
Die kognitive und emotionale Bewertung von Landschaft als Lebensraum, ihre soziale Be-
deutung und sprachliche Etikettierung konstituieren kollektive und individuelle Identität. 
Landschaftsveränderungen stehen so immer in einem alltagskulturellen Kontext und ge-
gebenenfalls im Konflikt, der sich an Fragen entscheidet wie: Welche Landschaft kennen wir 
von klein auf, wie haben wir uns Landschaft angeeignet, nicht nur sinnlich, sondern vor allem 
auch durch Handeln (z .B. „Hier sind wir immer gewandert“, „Hier haben wir ein Haus gebaut, 
uns eingelebt und kennen uns aus…“)? Welches "Adaptationsniveau" hat sich daraus ent-
wickelt und welche Rolle spielt dieses für die Beurteilung, die Akzeptanz von oder den 
Widerstand gegen Veränderung? Hinzu kommt: Die Veränderung von Landschaft hat vor 
allem auch symbolische Bedeutung (z. B. Fällen der Bäume im Zuge von Stuttgart 21). Das 
Symbolische speist sich aus verschiedenen Quellen. Wichtig ist aber auch immer die 
historische Dimension – jede Landschaft hat Geschichte, die uns aber oft nicht bewusst wird 
– und die Bedeutung komplexer Wahrnehmungs- und Bewertungsmuster vor allem im Hin-
blick auf Sicherheit und Risiko. Letzteres tritt – vergleichbar zum Kontext der Abhängigkeit 
von fossilen Energieträgern oder der Gefahren durch Atomenergie und Endlager – auch bei 
Landschaftsveränderungen zu Tage. 
In der Planungspraxis stößt eine solch umfassende Bewertung landschaftlicher Ver-
änderungen allerdings häufig an Grenzen. Bei der Abarbeitung von rechtlichen Vorgaben in 
Planungs- und Prüfverfahren muss Bezug auf das Landschaftsbild genommen werden. Die 
Methodenentwicklung ist hier noch weiter ausbaufähig. Allerdings sei hier auf Forschungs-
arbeiten am ILPÖ der Universität Stuttgart verwiesen, die zum Ziel haben, die Störungs-
empfindlichkeit des Landschaftsbilds aus Landschaftsqualitätsindikatoren abzuleiten. 
Generell ist bislang davon auszugehen, dass Flachland im Vergleich zu Hügel-/Bergland als 
weniger empfindlich eingestuft werden kann und dass die standörtliche Bündelung – und 
damit auch die visuelle Assoziation – mit Gewerbe- und Industriegebieten, Konversions-
flächen oder Hochspannungsleitungen Akzeptanz steigernd wirken. 
Es muss davon ausgegangen werden, dass weiten Teilen der Bevölkerung und auch Ent-
scheidungsträgern weder die Dimension moderner Anlagen noch der Umfang der visuell 
betroffenen Flächen annähernd bekannt ist. Zur Veranschaulichung ist in Grafik 1 der 
Höhenvergleich zwischen einer 3-MW-Windkraftanlage, dem Ulmer Münster und dem 





Grafik 1: Höhenvergleich einer 3-MW-Windkraftanlage mit dem Ulmer Münster und dem 
Stuttgarter Fernsehturm, eigene Darstellung 
 
So wurde beispielsweise auf einem Workshop mit Lokalpolitikern und Planern im Bio-
sphärengebiet Schwäbische Alb (Münsingen 8.2.2012) deutlich, dass mit Windkraftanlagen 
in der Regel die bestehenden, älteren und wesentlich kleineren Anlagen assoziiert werden, 
die typischerweise Nabenhöhen von ca. 60 m haben. Für den Zubau in Baden-Württemberg 
ist von Anlagen der 3-MW-Klasse mit ca. 140 m Nabenhöhe und mindestens 80 m Rotor-
durchmesser auszugehen (Windenergieerlass 2011). Dort ergibt sich die prekäre Situation, 
dass im einzigen Großschutzgebiet des Landes laut Entwurf des Regionalplanes des 
Regionalverbandes Neckar-Alb eine massive räumliche Konzentration von Vorranggebieten 
für die Windkraftnutzung vorgesehen ist. Diese Planung ist 2011 erarbeitet worden, als 
weder der Entwurf des Windenergieerlasses vorlag noch Handlungsempfehlungen von 
Seiten der LUBW zur Berücksichtigung des Artenschutzes, die derzeit in Bearbeitung sind. 
Daher liegen nun Vorranggebiete vor, die nicht mit den Vorgaben des Windenergieerlasses 
übereinstimmen wie z. B. innerhalb des 1.000 m Puffers um europäische Vogelschutzgebiete 
mit Vorkommen windkraftsensibler Arten oder innerhalb der Pflegezone des Biosphären-
gebiets. Computergestützte Sichtbarkeitsanalysen haben gezeigt, dass bei Realisierung der 
Planung – mit Ausnahme von tief eingeschnittenen Tälern – praktisch keine Bereiche ohne 
Sichtbarkeit von Windkraftanlagen verbleiben würden. 
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Vor dem Hintergrund der gezielten Förderung des natur- und landschaftsbezogenen Touris-
mus in Biosphärenreservaten als nachhaltigen Wirtschaftsfaktor stellt sich die Frage, in-
wieweit öffentliche Gelder in einem Zielkonflikt verschwendet werden. Gerade im Bio-
sphärengebiet Schwäbische Alb ist die Initiative der "Biosphären-Gastgeber" sehr erfolgreich 
und vielversprechend. Der Singularität des Biosphärengebiets in Baden-Württemberg steht 
die Möglichkeit gegenüber, Windenergie auch in anderen risikoärmeren Räumen erzeugen 
zu können. 
Insgesamt bedarf es nach Einschätzung des NBBW einer behutsamen Standortplanung, bei 
der nicht nur die landschaftsästhetischen Wirkungen zu prüfen sind. Die alleinige Be-
trachtung der Wirkung auf das Landschaftsbild als wahrnehmbare Veränderung der Land-
schaft durch Windkraftanlagen greift zu kurz. Landschaftswahrnehmung entsteht über 
komplexe Sinneswahrnehmung und wird durch symbolische Werte sowie unterschiedliche 
Adaptationsniveaus als Ergebnis unterschiedlicher lebensgeschichtlicher Aneignungs-
prozesse geprägt. Dies und die historische Dimension von Landschaften als Lebens- und 
Identitätsraum erfordert ein behutsames und partizipatives Vorgehen bei der Umsetzung der 
Energiewende. Dabei muss auch ein „Nein“ zur Umgestaltung der Landschaft aus einer be-
wahrenden und konservativen Haltung der Betroffenen heraus möglich sein. 
 
Arten und Biotope 
Neben den auf die Landschaft bezogenen ästhetischen und psychosozialen Wirkungen 
kommt der Verträglichkeit des Windenergieausbaus mit dem Natur- und Artenschutz zentrale 
Bedeutung zu. Obwohl weit verbreitet angeführt, sind Vergleiche mit Kollisionszahlen im 
Straßenverkehr irreführend. Die Einrichtung von Windkraftanlagen steht nicht im Konflikt mit 
kleinräumigen, sondern mit großräumigen Tierbewegungen (Vogelzugkorridore und  
-rastplätze) oder aber mit Vorkommen seltener und geschützter Greifvogelarten (z. B. 
Rotmilan, Mäusebussard, Seeadler). Als besonders risikoreich sind im allgemeinen Wind-
parks in der Nähe von Feuchtgebieten einzuschätzen, da es hier häufiger zu Vogelschlag 
kommen kann. Lebensraumverluste können für rastende Vögel entstehen, da viele dieser 
Arten meist mehrere hundert Meter Abstand zu Windkraftanlagen halten. Zu den genannten 
Gefährdungsfaktoren sind die von der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg (LUBW) in Arbeit befindlichen Erfassungen von Vogelzug-
korridoren sowie bestehende Daten zu Artenvorkommen ausschlaggebend für die weitere 
Ausweisung von Windkraftstandorten. 
Ein weiteres Kriterium bei der Ausweisung von Windkraftstandorten ist die Beachtung von 
großräumigen, europaweiten Wanderwegen von Fledermäusen. Hierzu besteht allerdings 
noch Forschungsbedarf (SRU 2011). Mit dem zukünftigen Einsatz effizienterer und höherer 
Windkraftanlagen sind insbesondere hoch und schnell fliegende Fledermausarten gefährdet. 
Aber auch Arten mit eher niedrigen Flughöhen nutzen während des Zuges möglicherweise 
höhere Wanderkorridore (Bach 2001). Besonders bei einer Standortwahl in der Nähe von 
Wäldern besteht ein erhöhtes Kollisionsrisiko für Fledermäuse (SRU 2011). 
In Bezug auf die örtliche Akzeptanz von Windenergieanlagen regt der NBBW an, stärker dis-
kursive Planungs- und Genehmigungsverfahren vorzusehen, die nicht dem Schema des 
„Decide – Announce – Defend“ (Selle 2011) folgen, sondern Bürgerwünsche und -ängste 
von vornherein bei der regionalen und lokalen Standortsuche berücksichtigen. Dabei geht es 
um zwei wichtige Aspekte: Zum einen muss sichergestellt sein, dass Planungen frühzeitig 
mit Beteiligungsverfahren arbeiten, um bereits bei der Standortsuche und der hier vorzu-
nehmenden Festlegung von Positiv- und Negativkriterien die Präferenzen der Bürgerinnen 
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und Bürger mit aufzunehmen. Zum anderen gilt es, neue Betreibermodelle und ökonomische 
Beteiligungsformen zu fördern, die es auch für Anwohner attraktiv machen, eine Windanlage 
in ihrer Nachbarschaft zu haben. 
 
3.1.2 Freiland-Photovoltaik 
In Baden-Württemberg kam es in den vergangenen Jahren zu einem enormen Ausbau der 
Energiegewinnung aus Photovoltaikanlagen. Im Jahr 2011 wird die installierte Energie-
erzeugungsleistung bereits auf einen Betrag von 2.800 MW geschätzt (ZSW 2011). Dieser 
Ausbau vollzog sich nahezu vollständig auf Dachflächen. Das ZSW (2011, S. 29) weist 
darauf hin, dass der weitere Ausbau auf bis zu 7.000 MW potenzialseitig unproblematisch 
sei, weil in Baden-Württemberg ausreichend Dachflächen verfügbar seien. Dagegen be-
wertet der NBBW das Potenzial für Freiland-Photovoltaikanlagen als stark begrenzt (siehe 
auch Regierungskonsens, Landtag Baden-Württemberg 2010). Akzeptabel erscheinen Ab-
standsflächen von Straßen und Autobahnen, Eisenbahn-Trassen sowie versiegelte Flächen 
in Industrie- und Gewerbegebieten. Produktive landwirtschaftliche Flächen, Wälder, Vorrang-
flächen für Natur und Landschaft oder auch Wildtierkorridore und die Kernbereiche des Bio-
topverbundsystems sollten hingegen keinesfalls für derartige Anlagen genutzt werden. 
 
3.1.3 Biomasse 
Biogasanlagen benötigen pro kW installierter elektrischer Leistung und Jahr ungefähr den 
Ertrag von 0,5 ha Silomais oder 0,8 ha bis 1,2 ha Grünland (Hartmann 2008; verwiesen sei 
hier auch auf das Gutachten des NBBW „Energie aus Biomasse – Potenziale und 
Empfehlungen“ aus dem Jahr 2008). Mit diesem Flächenbedarf tritt die energetische 
Nutzung der Biomasse in massive Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion und erzeugt 
weithin sichtbare Landschaftsveränderungen. Im Norden und Osten Deutschlands wurden 
bereits weite Teile im Hinblick auf Biomassenutzung für Energienutzung umgewandelt, aber 
auch in Baden-Württemberg lassen sich in Teillandschaften deutliche Landschaftsver-
änderungen aufzeigen. Dies wird inzwischen schon weitverbreitet als "Vermaisung" be-
zeichnet oder sogar gebrandmarkt (z. B. in der Rheinaue, im Kraichgau, im Bodenseeraum 
und im Illertal). Im Allgäu wird zusätzlich das Grünland intensiviert (siehe Karte 1). 
Aktuellen Schätzungen zufolge werden gemäß der installierten elektrischen Leistung (siehe 
Karte 2) derzeit etwa 65.000 ha der Ackerfläche für die Biogaserzeugung benötigt. Der Anteil 
liegt im Landesmittel demnach bei 7,9 Prozent bezogen auf die Gesamtackerfläche. Zudem 
werden fünf Prozent des Grünlands für die Biogasproduktion genutzt (ca. 30.000 ha). 
Betrachtet man die gesamte landwirtschaftliche Nutzfläche (Ackerland und Grünland) liegt 
der Flächenbedarf für den Betrieb der vorhandenen Biogasanlagen bei etwa 94.000 ha, also 
ca. sieben Prozent. Zu beachten ist, dass insbesondere im Südosten des Landes regional 
der Flächenbedarf um ein Vielfaches höher liegt (vgl. Dederer/Messner 2011). 
Die ablaufende Entwicklung aber auch Modellrechnungen zeigen, dass vor allem Sub-
ventionen und hohe Marktpreise für Biogas Antriebsfaktoren des Energiemaisanbaus und 
der Grünlandintensivierung sind. Ökonomische und ökologische Szenariorechnungen des 
BWPLUS-Forschungsprojektes „Nachwachsende Energieträger und Biodiversität: Natur-
schutzbezogene und ökonomische Entwicklung und Bewertung von Anbauszenarien“ weisen 
in einem „Business-as-usual“-Szenario bis 2015 nur etwa 42.000 ha für Energiepflanzen aus, 
was etwa drei Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche entspricht. Demgegenüber er-
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gäben sich in einem weiteren Szenario bei finanzieller Förderung der Bioenergie ohne Be-
rücksichtigung von Naturschutzzielen fast 708.000 ha, was 51 Prozent der landwirtschaft-
lichen Nutzfläche entsprechen würde. Die Maisfläche für Biogasanlagen würde sich dement-
sprechend gegenüber der Referenzsituation um den Faktor 6 auf rund 270.000 ha erhöhen. 
Zudem würden Biogasanlagen von rund 264.000 ha Grünland gespeist werden (Kaule et. al 
2011). 
In der Folge wird die verbleibende Fläche ebenfalls intensiviert, steigende Pachtpreise er-
höhen diese Tendenz zusätzlich. Durch die hohe Nachfrage nimmt auch der 
Intensivierungsdruck auf grundwasserbeeinflusste und erosionsgefährdete Böden im Acker- 
und Grünland zu (siehe Karte 3). Nur Naturschutzflächen und MEKA-Flächen bleiben ex-
tensiv oder mit mittlerer Intensität genutzt. MEKA ist jedoch nicht mehr konkurrenzfähig, 
sodass die für den Naturschutz wichtige Biotopstruktur abnimmt und die Restflächen weiter 
voneinander isoliert werden. Dies widerspricht eindeutig dem Ziel eines Biotopverbund-
systems. Diese Entwicklung zeigt sich zunächst verstärkt im Einzugsgebiet der Biogas-




Karte 1: Maisanteil an den Ackerflächen Baden-Württembergs 2010. Datengrundlage: 










Karte 3: Risikogebiete bezüglich Grundwassergefährdung im Acker- und Grünland Baden-Württembergs 
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Aus Naturschutzsicht sind vor allem die Zunahme von Monokulturen, die Intensivierung der 
Bewirtschaftung (Düngereinsatz, Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, enge Fruchtfolgen) 
sowie der Umbruch von (wertvollem) Grünland problematisch zu sehen. Zwar ist der Grün-
landumbruch seit 2011 untersagt, jedoch nicht die Intensivierung von Grünlandflächen. Bio-
tope werden auf diese Weise zerstört und die Arten in lebensfeindlichere Lebensräume ver-
drängt, Populationen werden zunehmend isoliert, da die Landschaft für sie undurchlässiger 
wird. Der Biodiversitätsschutz ist dadurch in hohem Maße gefährdet. Da es sich bei Anbau-
biomasse meist um schnell wachsende, hohe Strukturen in der Landschaft handelt, müssen 
die Vorkommen schützenswerter Arten des Offenlandes besonders beachtet werden. Hier 
muss, um die oben beschriebenen negativen Rückkoppelung zu durchbrechen, ein grund-
legender Politikwechsel erfolgen. Bei diesen massiven Eingriffen in den Landschaftshaushalt 
und den auf die Landschaft bezogenen ästhetischen und psychosozialen Wirkungen ist eine 
agrarökonomische Bewertung zwingend. 
Der wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik beim Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz hat sich in einem Gutachten (Wissenschaftlicher Beirat 
Agrarpolitik 2007) und in einer Stellungnahme (Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik 2011) 
sehr umfassend und detailliert mit der Förderung der Biogaserzeugung durch das EEG aus-
einandergesetzt. Der Beirat kommt aufgrund seiner umfassenden Analysen zu dem Ergeb-
nis, „dass die Förderung der Biogaserzeugung in der gegenwärtigen Form nicht fortgeführt 
werden sollte“ (Wissenschaftlicher Beirat Agrarpolitik 2011: 11). Der Beirat weist dabei auf 
folgende Kritikpunkte hin: 
 
Mit der derzeit verfolgten Politik …  
• sind hohe CO2-Vermeidungskosten verbunden, 
• ist kaum zu erwarten, dass sich die Biogaserzeugung auf einen neuen Technologie-
pfad mit durchgreifender Kostensenkung hinbewegen wird, 
• ist aufgrund der verfügbaren Flächen insgesamt nur ein kleiner Beitrag zur Energie-
versorgung zu leisten, 
• sind problematische Änderungen der Agrarstruktur verbunden (die weiter oben in 
diesem Gutachten bereits ausführlich angesprochen sind). 
 
Darüber hinaus wird kritisiert, dass die Politik des EEG die Landwirtschaft in eine neue 
Politikabhängigkeit führt, während man auf der anderen Seite den Einfluss der Agrarpolitik 
tendenziell zurück drängen möchte. Eine Bioenergiepolitik, die sich auf die Gülle- und Rest-
stoffverwertung konzentriert, bezeichnet der Agrarpolitische Beirat als „aus klimapolitischer 
Sicht erwägenswert, weil die reinen Gülleanlagen wesentlich geringere CO2-
Vermeidungskosten aufweisen als NAWARO-Anlagen“ (Wissenschaftlicher Beirat Agrar-
politik 2011: 11). Er befürwortet diese Schwerpunktlegung und ist darüber hinaus der Auf-
fassung, dass für bereits existierende Anlagen Bestandsschutz gilt, allerdings die weitere 
Förderung grundlegend umgebaut werden sollte. In der Konsequenz würde dies bedeuten, 
dass die Rolle der Biogaserzeugung mittelfristig zurückgehen würde. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass die Wirtschaftlichkeit der Erzeugung von Bioenergie im All-
gemeinen vom Rohölpreis abhängt. Bei sehr hohen Rohölpreisen lohnt sich die Erzeugung 
von Bioenergie aus Biomasse in bestimmten Regionen der Erde ohne jede Subvention. Die 
Kritik an der gegenwärtigen Politik in Deutschland entzündet sich vor allem an der starken 
Subventionierung der Bioenergie. Diese verhältnismäßig teure Politik weist eine Reihe von 
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negativen Wirkungen auf, ohne dass erkennbar wäre, dass sie langfristig einen wesentlichen 
Beitrag zu einer nachhaltigen Energieversorgung und zur Lösung des Klimaproblems leisten 
kann.  
Vor dem Hintergrund der hier nur kurz angerissenen umfangreichen Analysen und detailliert 
ausgeführten Kritik am EEG wird angeregt, dass sich die Landesregierung für eine 
Novellierung des EEG einsetzt, bei der die Subventionen in diesem Bereich insgesamt 
zurückgefahren werden. Insgesamt bedeutet dies, dass der Beitrag der Bioenergie zu einer 
auf regenerativen Energien beruhenden Energieversorgung deutlich geringer sein sollte als 
es von manchen Autoren (die noch einen weiteren Ausbau empfehlen) angenommen wird. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Energiewende mit geringeren Kosten für die 
Volkswirtschaft behaftet sein dürfte, wenn andere regenerative Energien, Einsparmaß-
nahmen und andere Maßnahmen tendenziell stärker, und die Bioenergie tendenziell 
schwächer gefördert werden.  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die indirekte Subventionierung der Produktion 
von Biomasse für Energieumwandlungsanlagen durch das EEG den Konkurrenz- und 
Intensivierungsdruck in der Landwirtschaft fördert. Die Steigerung der Strom- und Gaser-
zeugung aus Biomasse erfolgte 2005 bis 2011 vorwiegend auf Kosten der Biodiversität, der 
Böden, des Landschaftsbildes und unter Belastung des Grundwassers. Damit soll keines-
wegs die Einspeisung von Biomasse aus der Landwirtschaft in Anlagen grundsätzlich 
negativ bewertet werden. Die thermische Verwertung von Stroh, die Verwertung von Bio-
masse aus Landschaftspflegeflächen, die Einspeisung von Grünlandschnitt in Biogas-
anlagen, die dann in erster Linie mit Gülle gefahren werden, sind aus Naturschutz- und 
landwirtschaftlicher Sicht und für den Klimaschutz positiv zu bewerten. Dennoch ist zu 
konstatieren, dass das ambitionierte Ziel der Landesregierung für Energie aus Biomasse nur 
auf Kosten anderer Umweltgüter und durch Nahrungsmittelimport erreichbar ist. Soll es 
jedoch ohne negative Rückkoppelungen erreicht werden, muss auf andere, nicht mit 
Nahrungsmittelproduktion konkurrierende organische Ressourcen, zurückgegriffen werden. 
Dies setzt allerdings technische Innovationen voraus. 
An dieser Stelle ist auch darauf hinzuweisen, dass die Raum- und Landschaftsplanung der-
zeit kaum über Steuerungsmöglichkeiten des Biomasseanbaus verfügt. Die Entscheidungs-
hoheit liegt bei den Landwirten, Eingriffe in das Eigentum sind nur regelbar über Ausgleichs-
zahlungen und Prämien. Da Stromerzeugung in Biogasanlagen, neben der Einspeisungs-
möglichkeit in das Erdgasnetz, meist über Blockheizkraftwerke erfolgt, sollte bei der Planung 
von Biogasanlagen darauf geachtet werden, die entstehende Prozesswärme grundsätzlich 
auszunutzen (KWK). Das erfordert den zukünftigen Ausbau eines Nahwärmenetzes. 
 
3.1.4 Wasserkraft 
Traditionell bezieht Baden-Württemberg seinen größten Anteil des Stromes, der aus re-
generativen Quellen stammt, aus der Wasserkraft. Die großen Wasserkraftwerke sind 
modern ausgestattet, daher ist das Ertüchtigungspotenzial begrenzt. Zwar würde eine 
weitere Staustufe am Rhein eine enorme Zubauleistung der Wasserkraft mit sich bringen, 
allerdings wären die Umweltauswirkungen eines solchen Vorhabens enorm, da eines der 
wertvollsten Schutzgebiete des Landes betroffen wäre. Potenziale liegen demgegenüber 
eher in der Ertüchtigung kleiner und mittlerer Anlagen. Eine Studie des IWS (Federführung) 
in der Region Stuttgart zeigt das Potenzial zur Ertüchtigung von Anlagen mit einer 
Maschinenleistung bis 2.500 kW. Die in der Studie untersuchte Region ist sicherlich nicht 
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vollständig repräsentativ für das Land, in der Tendenz sind die Ergebnisse jedoch übertrag-
bar. Vor allem die leistungsfähigeren Anlagen in dieser Kategorie sind im Besitz von 
Energieunternehmen, gut gewartet und zu einem hohen Prozentsatz mit modernen Turbinen 
ausgestattet, hier ist das Zubaupotenzial also gering. Bei über 50 Prozent der privaten Klein-
anlagen besteht dagegen ein deutliches Erneuerungspotenzial. Allerdings wäre auch bei 
einer Verdoppelung ihrer Energieausbeute der absolute Beitrag für die Gesamtversorgung 
des Landes nicht sonderlich hoch. Trotzdem sollten alle verträglichen Ausbaupotenziale 
mobilisiert werden. Hindernisse sind planungsrechtlicher und wasserrechtlicher Art, vor allem 
aber die Investitionskosten, die auch Maßnahmen für die Verbesserung der Durchlässigkeit 
einschließen müssen, sind sehr hoch und können ohne adäquate finanzielle Anreize nicht 
getätigt werden (ZSW-Studie 2011: 37). 
In Bezug auf die Planung und Genehmigung solcher Projekte ist anzumerken, dass die 
Datengrundlagen für die umweltfachliche Beurteilung noch völlig unzureichend sind. 
Zuständigkeitsbedingt bearbeitet der Naturschutz das Biotopverbundsystem der Gewässer 
nicht. Die Wasserwirtschaft bearbeitet entsprechend der Wasserrahmenrichtlinie zunächst 
die Durchgängigkeit und die Gewässerqualität mit den Indikatoren Fische und Benthos. Die 
Vernetzung mit der Aue, die gerade bei der Wasserkraft ein entscheidendes Kriterium ist, 
fehlt als Datengrundlage. 
 
3.1.5 Pumpspeicher 
Durch den unregelmäßigen und nicht bedarfsbezogenen Anfall regenerativer Energie sind 
weit mehr Zwischenspeicher als bisher erforderlich, wobei Pumpspeicher die derzeit 
technisch ausgereifteste Lösung darstellen. Das Land verfügt jedoch kaum über geeignete 
Standorte (steile abgedichtete Felstäler, in denen Wasserstandsschwankungen nicht auf-
fallen und die von Natur aus vegetationsarme Uferzonen haben). Jedes größere Becken 
würde breite Schlammufer bei Niedrigwasser freilegen. Der Flächenanspruch, die visuelle 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes, die negativen Auswirkungen auf die Biodiversität 
sowie die Nutzungskonflikte mit der Freizeitnutzung sind hoch. Potenzielle Standorte be-
finden sich nur in den bergigen Naturräumen, welche traditionelle Erholungslandschaften in 
Baden-Württemberg darstellen. Auch hier empfiehlt der NBBW eine kooperative, Vertrauen 
schaffende Planungs- und Genehmigungskultur unter enger Einbindung betroffener Akteure 
und der Bevölkerung. 
 
3.1.6 Leitungsausbau 
Auch in Baden-Württemberg werden in den kommenden Jahren Projekte des Stromnetzaus-
baus realisiert werden müssen, auch wenn andere Bundesländer hier stärker betroffen sind. 
Sollten dabei Neutrassierungen erforderlich sein, sind landschaftsbildempfindliche Bereiche 
beim Bau von Hochspannungsleitungen zu meiden und ggf. biotopvernetzende Belange mit 
zu berücksichtigen. Verwiesen sei an dieser Stelle auch auf die Empfehlungen zur Ge-
staltung partizipatorischer Verfahren in öffentlichen Planungs- und Genehmigungsprozessen 




3.1.7 Mehrfachnutzung in „Energielandschaften“  
Eine vielversprechende Strategie zur Schonung sensibler Landschaftsteile – bei gleich-
zeitiger Effizienzsteigerung – kann die räumliche Bündelung und Konzentration der Nutzung 
regenerativer Energiequellen und damit auch deren (Umwelt-)Belastungen in hierfür 
reservierten „Energielandschaften“ darstellen. Hierdurch können unbelastete Erholungsland-
schaften, Kernräume der Biodiversität und bislang noch wenig zerschnittene Räume von 
Mehrbelastungen geschützt werden. Baden-Württemberg kann sich in solche Regionen „ein-
kaufen“, im Land selbst ist dieses Modell aber nur sehr eingeschränkt realisierbar. Denn die 
dezentrale und dichte Siedlungsstruktur im ländlichen Raum lässt kaum Freiräume für aus-
reichend große Gebiete zur Ausgestaltung von „Energielandschaften“. Allerdings sind beim 
Ausbau bei der leitungs- und transportgebundenen Infrastruktur Bündelungen möglich und 
anstrebenswert (z. B. Nahwärme- und Stromnetzausbau). 
 
3.1.8 Empfehlungen 
Aus konkurrierenden Landschaftsfunktionen und -potenzialen ergeben sich Grenzen des 
Zubau-Potenzials erneuerbarer Energien in Baden-Württemberg. Wo diese genau verlaufen, 
sollte in den kommenden Jahren in einem offenen Dialog aus Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und Öffentlichkeit ausgelotet werden.  
Die Energienutzung „in der Landschaft“ ist möglich, sinnvoll und ausdrücklich gewünscht. 
Einer übermäßigen Belastung bestimmter Naturräume durch die räumliche Konzentration 
technischer Anlagen zur regenerativen Energieproduktion und durch sonstige Landschafts-
veränderungen gilt es jedoch entgegenzuwirken. Gleiches gilt für einen exzessiven 
„Problemexport“ durch den verstärkten Import von Energierohstoffen und Lebensmitteln aus 
anderen Teilen der Welt. In diesem Kontext wird ein verantwortbares Maß räumlich-
funktionaler Arbeitsteilung zu definieren sein, welches den Import „grüner“ Energie nach 
Baden-Württemberg unter politisch gesetzten Rahmenbedingungen zulässt. 
Um vom Atomausstieg zu einer umwelt- und sozialverträglichen Energiewende und darüber 
hinaus zur angestrebten nachhaltigen Entwicklung zu gelangen, ist eine strategische 
Gesamtkonzeption, die einen behutsamen Ausgleich zwischen den Belangen der Energie-
wirtschaft und dem Schutz landschaftlicher Ressourcen herbeiführt, gefordert. Diese Auf-
gabe wird keineswegs von einer Planungsebene alleine zu bewältigen sein. Im Gegenteil, 
ein zukunftsweisendes Energiekonzept bedarf einer überzeugenden vertikalen Integration 
ebenenspezifischer Lösungsbeiträge und einer offenen Thematisierung von inter-sektoralen 
Nutzungs- und Interessenkonflikten. Die im Zuge der Novellierung des Landesplanungs-
gesetzes vorgenommene Dezentralisierung der Planungskompetenzen für Windenergie-
anlagen wird vor diesem Hintergrund vom Beirat kritisch gesehen und sollte in ihren 
Wirkungen mit geeigneten Monitoringinstrumenten analysiert und evaluiert werden. 
Der NBBW fordert vor diesem Hintergrund folgendes:  
1. Um Belastungen und Konflikte in der Landschaft zu begrenzen, kommt der 
Reduzierung des Energieverbrauchs durch erhöhte Energieeffizienz und neue 
Speichertechnologien zentrale Bedeutung zu. Diesbezügliche politische An-
strengungen sind weiter zu intensivieren. 
2. Dem Land sei empfohlen, die Ausbauziele zur Stärkung regenerativer Energien 
mittels einer internen Strategischen Umweltverträglichkeitsprüfung auf ihre land-
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schaftlichen Wirkungen zu prüfen. Dabei sollten auch Landschaftsszenarien ein-
gesetzt werden, die mögliche Landschaftsveränderungen und -eindrücke ganzheitlich 
und multimodal simulieren, einschließlich des visuellen Landschaftsbildes. Auf einer 
solchen Grundlage könnten weitere Planungshilfen für die Regional- und Bauleit-
planung sowie die Genehmigungsbehörden entstehen. 
3. Es ist ein offener Diskurs zu führen, welche Bedeutung landschaftlichen und lebens-
räumlichen Belangen beim Ausbau der Nutzung regenerativer Energien zukommen 
kann und muss. Dabei ist auch zu klären, in welcher Weise mit dem gesetzlich hoch 
eingestuften Schutzgut „Landschaftsbild“ in planerischen Abwägungsprozessen um-
zugehen ist. 
4. Das Land sollte sich für eine Begrenzung des Energiepflanzenanbaus auf den für 
Nahrungsmittelanbau besonders geeigneten Flächen einsetzen und dieses Ziel auch 
in den handlungsleitenden Szenarien berücksichtigen. Hinzuwirken ist dabei vor 
allem auf eine entsprechende Neufassung des EEGs und der Subventionspolitik.  
5. Das Land sollte periodisch Rechenschaft darüber ablegen, welche Fernwirkungen die 
Energiewende in anderen Teilen der Welt hat, insbesondere durch den Import von 
Energierohstoffen und die damit verbundene Belegung landwirtschaftlicher Boden-
fläche. 
 
Des Weiteren empfiehlt der Beirat im Einzelnen: 
 
Windenergie: 
• Um zu vermeiden dass in einem Eilverfahren irreversible räumliche Fehlent-
scheidungen für die nächsten Jahrzehnte getroffen werden, sollte nach Inkrafttreten 
der Novellierung des Landesplanungsgesetzes ein mindestens einjähriges 
Moratorium festgelegt werden. In diesem Zeitraum sollten (a) die aus Landessicht am 
wenigsten problematischen und konfliktträchtigen Standorte zügig festgelegt werden, 
sodass mit den Investitionen begonnen werden kann und (b) die fehlenden Daten-
grundlagen, Planungskriterien und Beteiligungsmodelle sorgfältig erarbeitet werden. 
• Die Möglichkeiten einer räumlichen Konzentration von Windenergieanlagen entlang 
von bestehenden großen Bandinfrastrukturen und in wenig empfindlichen Räumen 
sollten ausgeschöpft werden. Hier kommt vor allem der Regionalplanung Ver-
antwortung zu, derartige Standorträume gegen konkurrierende Flächennutzungen zu 
sichern. 
• Die Ausweisung von Anlagen-Standorten für Windenergienutzung auf regionaler und 
kommunaler Ebene muss mit der Sicherung des regionalen und überregionalen Bio-
topverbunds sowie mit den Ergebnissen der landesweiten Artenschutzkartierung ab-
gestimmt werden. Dabei sollte das Land auch erwägen, eine Darstellung von Aus-
schlussgebieten mit überragender Bedeutung für den Natur-, Landschafts- und 
Artenschutz im fortzuschreibenden Landesentwicklungsplan vorzunehmen. 
• Die Planung und Realisierung von Anlagen sollte sich zunächst nur in landschafts-
räumlich, ökologisch und sozial unkritischen Situationen vollziehen, um einen später 
möglichen räumlichen Spielraum durch technische Innovationen (Effizienzsteigerung, 




• Der Beirat empfiehlt insgesamt, dass das Land hier Planungsverantwortung über-
nimmt und dabei auch lokale Begehrlichkeiten einer besonnenen Betrachtung der 
Konsequenzen der Energiewende unterordnet. 
 
Photovoltaik: 
• Eine Zulassung von Standorten für Freiland-Photovoltaik Anlagen außerhalb vom be-
bauten Bereich sollte nur in gut begründeten Ausnahmefällen zugelassen werden 
(Restflächen an Trassen, Abstandsflächen in Entsorgungsanlagen, Konversions-
flächen). 
• Die Installation von Anlagen ist weitestgehend auf Dachflächen und versiegelte Be-
reiche zu beschränken. 
 
Biomasse: 
• Die Ausbauziele sollten im Hinblick auf ihre Umweltverträglichkeit insbesondere mit 
Blick auf indirekte Umweltbelastungen durch Nahrungsmittelimporte überprüft 
werden. 
• Die Landesregierung soll bei der Novellierung des EEG darauf hinwirken, dass nur 
Reststoffe verwertet und nur Überschussgrünland in Güllevergärungsanlagen ein-
gespeist werden. 
• Die Anreize zur Nutzung von extensivem Grünland sind zu verbessern. 
• Es sollten Nutzungskonzepte unter Berücksichtigung von Biotopstrukturen ins-
besondere in Biotopverbundräumen zusammen mit Landwirten erarbeitet und um-
gesetzt werden. 
• Die Entwicklung von Innovationen zur effizienteren Nutzung von organischem Abfall, 
Landschaftspflegegut, Stroh und Überschussgrünland ist zu unterstützen. 
 
Wasserkraft: 
• Die Datengrundlagen zum Zustand von Gewässern und Auen sollten gezielt ver-
bessert werden. 
• Projekte zum Ausbau und/oder Neubau sollten grundsätzlich nur bei gleichzeitig ver-
besserter Durchlässigkeit des Gewässers und der Aue gefördert werden. 
 
3.2 Verstärkte kostengünstige energetische Sanierung öffentlicher 
Gebäude durch Energiespar-Public-Private-Partnership 
3.2.1 Vorteilhafte und notwendige Energiesparpartnerschaft 
Stärker als im Privat- und im Unternehmensbereich bestehen im öffentlichen Gebäude-
bereich erhebliche Probleme, möglichst schnell eine energetische Gesamtoptimierung 
herbeizuführen. Dabei handelt es sich insbesondere um haushaltstechnische, administrative 
und fiskalische Schwierigkeiten (Trennung von Bau- und Betriebsbudget, Fehlen einer 
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Gesamtkostenrechnung, Engpässe beim Personal und seiner Expertise, fehlende Haus-
haltsmittel, Wicke 1995). 
Zur Überwindung dieser Probleme wurde mit großem Erfolg zunächst in Berlin (seit 1995, 
Wicke 1995 und 1996, Kist 2011a und b, Müschen 2011, Schlopsnies 2011a), später auch in 
Baden-Württemberg (etwa seit 2000, Lohse 2011a und c) das Konzept der Energiespar-
partnerschaften (ESP) bzw. – neudeutsch und inzwischen in Fachkreisen überwiegend als 
Begriff verwendet – das Energiesparcontracting (ESC) eingeführt10. Bei solchen Energiespar-
Contracting- bzw. Partnerschafts-Verträgen verpflichten sich die meist privaten Energiespar-
partner (Contractoren11) durch Sanierung und Optimierung der energierelevanten Anlagen 
und ihrer energieoptimierten Betreibung von einem oder mehreren Gebäuden 
(Gebäudepool) zu einer möglichst großen Energie-, Kosten- und CO2-Einsparung von meist 
mindestens 30 Prozent über eine Vertragslaufzeit von bis zu 15 Jahren (Lohse 2011a, b und 
c, Schlopsnies 2011a). Für alle Seiten entsteht bei diesem energiesparpartnerschaftlichen 
Vorgehen eine Win-win-Situation: Ohne eigene Investitionsmittel der öffentlichen Auftrag-
geber werden in ihren Gebäuden die Energiedienstleistungen kosteneffizienter erbracht und 
Haushaltsentlastungen ermöglicht (die Investitionen werden aus den Wärme-, Strom-, 
Wasser- und Wartungs-Ersparnissen finanziert). Die bis zur Auftragsvergabe untereinander 
konkurrierenden Energiesparpartner sind aus Gewinnmotiven dauerhaft an einer möglichst 
hohen Energie- und Kosteneffizienz interessiert und mobilisieren ihre gesamte Innovations-
kraft und ihr Dauerengagement, da sie sich die Kosteneinsparungen mit dem öffentlichen 
Auftraggeber teilen. Die Umwelt profitiert durch geringeren Energieverbrauch und geringere 
CO2-Emissionen.  
Im Regelfall zeigt die derzeit in den Liegenschaften des Landes Baden-Württemberg bevor-
zugte behördeninterne energietechnische Eigen-Sanierung insbesondere wegen geringerer 
Leistungsanreize und nicht durchgängig dauerhafter und höchster Motivation deutlich 
geringere Erfolge und sie sind auch deshalb oft teurer als erforderlich. Außerdem werden bei 
der Eigensanierung unnötigerweise öffentliche Haushaltsmittel verbraucht, die an anderer 
Stelle nutzbringend eingesetzt werden können (Lohse 2011b und c, Kist 2011b, Schlopsnies 
2011a). 
Mit anderen Worten: Der entscheidende Vorteil der Energiesparpartnerschaft für die 
energetische Sanierung öffentlicher Gebäude liegt darin, dass gezielte, von den Energie-
sparpartnern (Contractoren) vorfinanzierte Investitions- und andere Optimierungsmaß-
nahmen bei den Energiedienstleistungen für hohe Ersparnisse bei der Bewirtschaftung 
dieser Gebäude sorgen. Daraus können die Vorleistungen der Energiesparpartner (und 
deren vereinbarte Gewinnmarge) ohne die Belastung der öffentlichen Haushalte bezahlt 
werden und zusätzlich kann – i.d.R. stärker als bei Eigensanierung – der vorher vereinbarte 
Teil der eingesparten Beträge vom öffentlichen Auftraggeber für andere Verwendungen, z. B. 
für weitergehende energetische und klimaförderliche Maßnahmen (z. B. für die Sanierung 
der Gebäudehülle einschließlich Fenster und Türen) verwendet werden. 
Diese Feststellungen schließen nicht aus, dass – soweit dafür Mittel aus dem Landeshaus-
halt bereitgestellt werden sollen – auch mithilfe eines internen Contracting-Verfahrens 
                                               
10
 Der NBBW empfiehlt aus Verständnis- und Akzeptanzgründen den deutschen Begriff Energiespar-
Partnerschaft (ESP) anstelle des fachlich identischen ESC-„Contracting“-Begriffs zu verwenden. 
11
 Solche Energiesparpartner (-contractoren) sind u.a. Stadtwerke, spezialisierte Handwerksbetriebe 
aber auch – für größere Liegenschaften (Gebäudepools) – Arbeitsgemeinschaften von überregional 
tätigen Töchtern größerer Energieversorger, Installationsfirmen und Finanzdienstleister (Lohse 2011a 
und c, Schlopsnies 2011a). 
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landeseigene Gebäude „gezielt und mit hoher Effizienz energetisch saniert“ werden 
können12. Allerdings sollten nicht nur für einzelne Gebäude, sondern für Gebäudepools von 
kostengünstig und kostenungünstig, d.h. unterschiedlich „rentabel“ energetisch zu 
sanierenden öffentlichen Gebäuden, jeweils vorurteilslos überprüft werden, ob das be-
hördeninterne Contracting-Verfahren oder das geschilderte ESC/ESP-Verfahren im Rahmen 
der Public-Private-Energiesparpartnerschaft kosteneffizienter ist und ob die für das interne 
Contracting benötigten knappen Mittel des Landeshaushaltes nicht für andere Landesaktivi-
täten mit höherer Priorität eingesetzt werden sollten. 
Bei noch nicht sanierten öffentlichen Gebäuden ist mit dem Instrument der Energiespar-
partnerschaft Klimaschutz nicht nur kostenlos, sondern sogar gewinnbringend bzw. haus-
haltsentlastend zu realisieren! Darüber hinaus werden insbesondere handwerkliche und 
andere klein- und mittelständische Unternehmen gefördert – intelligentes ESP-
Energiesparen macht sich im weitesten Sinne bezahlt! 
 
3.2.2 Große Erfolge bei den verschiedenen ESP-/ESC-Gebäudesanierungsmodellen 
In Baden-Württemberg wurden und werden seit vielen Jahren vor allem durch die sehr 
wirkungsvolle Tätigkeit der Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg (KEA) 
zahlreiche Energie-Einspar-Projekte im öffentlichen Gebäudebereich vor allem bei 
Kommunen, ihren Einrichtungen und Stadtwerken realisiert. Im Ländervergleich liegt Baden-
Württemberg im Spitzenfeld bei der Nutzung dieses sehr effizienten Einsparkonzeptes. Es 
wurden auch bereits eigenständige Erweiterungen des skizzierten ESP/ESC-
Standardmodells durchgeführt bzw. konzipiert: Dies sind „GRÜNES ESP/ESC“ (Wechsel zu 
erneuerbaren Energieträgern und Integration von Blockheizkraftwerken und dadurch 
Steigerungen der garantierten CO2- und Kosteneinsparung von 30 bis 45 Prozent auf 60 bis 
80 Prozent insbesondere durch den Einsatz von Restholz, Lohse 2011b und c) und „ESP-
PLUS bzw. GRÜNE-ESP-PLUS“ zur integralen Gebäudesanierung (einschließlich der Ge-
bäudehüllensanierung, Lohse 2011b und c, Stein 2011). Mit dem von der KEA entwickelten 
und eingeführten interkommunalen ESP konnten gemeindeübergreifend auch Gebäude-
bestände von kleineren Kommunen haushaltsentlastend saniert werden (Lohse 2011b, c). 
Die hohen Einsparungen zeigen, dass mithilfe von Energiesparpartnerschaften „die 
Sanierung des Gebäudebestands […] als ein zentraler Eckpfeiler zur Erreichung der Klima-
schutzziele“ (BÜNDNIS 90/GRÜNE / SPD Baden-Württemberg 2011: 36) vor allem bei 
öffentlichen Gebäuden erheblich vorangebracht werden kann. Wenn es Baden-Württemberg 
„nur“ gelingt, die Energiesparpartnerschafts-Sanierung so weit voranzutreiben, wie das im 
Land Berlin – auch dort immer noch ausbaufähig – bereits der Fall ist, könnten ohne Ver-
wendung knapper Finanzmittel jährlich ca. 200.000 Tonnen CO2 in öffentlichen Gebäuden 
eingespart werden (Schätzung auf Basis von Angaben von Lohse 2011b und c, Müschen 
2011, Kist 2011a und b sowie Schlopsnies 2011a). Mit den GRÜNE ESP bzw. ESP PLUS 
genannten Modellen (s.u.) und ihrem breiten Einsatz in zahlreichen öffentlichen Gebäuden 
könnten noch wesentlich weitergehende Klimaschutzerfolge erreicht werden. 
Deshalb empfiehlt der NBBW, ebenfalls im Sinne der zitierten Koalitionsvereinbarung 2011 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN / SPD Baden-Württemberg 2011: verstärkte „Nutzung der 
                                               
12
 Siehe das Ende Januar 2012 avisierte neue Sanierungsprogramm für Landesgebäude mit einem 
Gesamtumfang von 50 Millionen Euro 2012 bis 2014 und einer 2012-Tranche in Höhe von 22 
Millionen zur energetischen Sanierung von 22 Landesgebäuden (MFW BW 2012). 
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Energieeffizienzpotenziale“, „Sanierungsmaßnahmen auf Basis von Contracting-Modellen“) 
und zur zügigen Erreichung relativ großer Klimaschutzerfolge eine deutliche Steigerung der 
energetischen Sanierung öffentlicher Gebäude vor allem auf der Basis der nachfolgenden 
(erweiterten) Energiesparpartnerschafts-/ESC-Modelle. Je nach spezifischer Eignung von 
Gebäuden oder Gebäudepools sollten folgende verschiedene Formen der Energiespar-
partnerschaft ESP eingesetzt werden. 
(a) Sanierung und optimierte Betreibung der energietechnischen Anlagen (ESP-
Standard) von Einzelgebäuden oder Gebäudepools (z. T. auch interkommunal, d. h. 
gemeindeübergreifend). 
(b) GRÜNE ESP: Bei geeigneten Objekten zusätzlich Energieträgerwechsel (Nutzung 
von Biogas, Biomasse (Holzhackschnitzel und Holzpellets, preiswertes Restholz), re-
generative Heizwärme und/oder Einsatz von Blockheizkraftwerken). 
(c) ESP PLUS oder GRÜNE ESP PLUS: Zusätzlich zur Sanierung der energie-
technischen Anlagen und eventueller GRÜNER ESP sollte die Gebäudehülle (ein-
schließlich Fenster und Türen) saniert werden.  
Dieses ESP-Modell hat insbesondere die Vorteile der vollständigen Ausschöpfung 
aller technischen Energieeinspar-, CO2-Minderungs- und Effizienzpotenziale, der 
optimierten Abstimmung zwischen Wärmedämmung und der angemessenen 
Dimensionierung der energetischen Anlagen, der Übernahme des Risikos für die 
Gesamtenergiebilanz und Einsparungen von über 60 Prozent und Durchführung der 
„integralen Gebäudesanierung“ (KEA-Arbeitsbegriff) durch den Energiesparpartner 
(Contractor) in einer Hand sowie der schnellstmöglichen Durchführung (Kist 2011a, 
Lohse 2011a, Schlopsnies 2011b, Stein 2011). 
Allerdings sind bei ESP-PLUS – anders als bei der „sich selbst finanzierenden“ ESP-
Standard- und der GRÜNEN ESP-Sanierung – infolge der Integration der niedrig-
rentierlichen (Amortisationszeit über 30 Jahre, Stein 2011), aber energiespar- und 
klimatechnisch sehr wichtigen Gebäudehüllensanierung von den öffentlichen Händen 
Fördermittel oder Zuschüsse bzw. jährliche Ratenzahlungen erforderlich, da diese 
Gesamtsanierung nur zum Teil aus den ESP- oder den GRÜNEN ESP-Ersparnissen 
finanziert werden kann (Schlopsnies 2011b, Stein 2011, Kist 2011a). Unabhängig 
davon: Insbesondere bei ohnehin stark sanierungsbedürftigen und dauerhaft als 
öffentliche Gebäude genutzten Gebäuden, die auf der Sanierungsliste einer Körper-
schaft eine hohe Priorität besitzen (und deshalb ohnehin in wenigen Jahren saniert 
werden sollen), sollte gleich auf ESP-Plus gesetzt werden, zumal Teile der 
Wärmedämmkosten durch ESP-Ersparnisse mitfinanziert werden können. Bei 
Landesliegenschaften könnten die verfügbaren Investitionsmittel auf die Gebäude-
hüllensanierung konzentriert und die Sanierung und der optimierte Betrieb der 
energietechnischen Anlagen mittels ESP erfolgen. 
(d) Durch „ESP LIGHT“ können im Rahmen eines von der KEA entwickelten 
kommunalen Energiemanagements ohne wesentliche öffentliche Investitionen erheb-
liche Einsparpotenziale realisiert werden: Allein durch regelmäßiges Verbrauchs- und 
Anlagencontrolling, durch regelmäßige Optimierung der Betriebsparameter, durch 
Nutzersensibilisierung und -verhaltensänderungen zur Reduzierung des Energie-
bedarfs, Ermittlung und unmittelbare Umsetzung kleinerer aber sich innerhalb eines 
Jahres „rechnender“ technischer Energiesparmaßnahmen und eines inzwischen 
standardisierten Jahresenergie- und -controllingberichts sind Ersparnisse von rund 20 
Prozent möglich. ESP LIGHT stellt zugleich eine hervorragende Ausgangsbasis für 
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die genannten ESP-Modelle dar und wird in Baden-Württemberg von den Kommunen 
in Kooperation mit der KEA und von der KEA geschulten regionalen Energie-
agenturen und Ingenieurbüros durchgeführt (Lohse 2011c, Bornschein 2011). 
 
3.2.3 Zwölf konkrete Empfehlungen zur verstärkten Energiesparpartnerschaft 
Um diese kostensenkenden und haushaltsentlastenden klimafreundlichen Energiespar-
partnerschaften bzw. Contracting-Modelle möglichst flächendeckend in Baden-Württemberg 
einzuführen und damit den bundesdeutschen Spitzenplatz bei der Sanierung öffentlicher 
Gebäude zu erreichen, bedarf es u.a. folgender zusätzlicher Anstrengungen auf Landes-, 
Kreis- und kommunaler Ebene: 
1. Landesregierung und Parlament sollten in einem Grundsatzbeschluss – ähnlich wie 
das im Land Berlin erfolgt ist und durch alle Parteien unterstützt wurde (Kist 2011a und 
b) – die verstärkte energetische Sanierung von landeseigenen und anderen 
öffentlichen Gebäuden vorrangig mithilfe von jeweils geeigneten Energiesparpartner-
schaftsmodellen beschließen bzw. dies den Kreisen und Kommunen dringend 
empfehlen. Für Landesliegenschaften sollte eine ESP-Sanierungsquote von 
mindestens 60 Prozent vorgegeben werden, um Haushaltsmittel in beträchtlichem Um-
fang zu sparen und diese für weitergehende energetische Sanierungsmaßnahmen bei 
der Gebäudehüllensanierung einzusetzen.  
2. Zur erfolgversprechenden Umsetzung dieses Beschlusses bedarf es einer deutlichen 
Erhöhung der Beratungs- und Fortbildungs-, der Steuerungs- und Controllingkapazität 
der für diese zusätzlichen Aufgaben unterbesetzten und unterfinanzierten KEA und der 
regionalen Energieagenturen einschließlich des verstärkten Einsatzes externer Berater 
für diese Aufgaben sowie – ähnlich wie im Land Berlin – des Ausbaus der Anregungs-, 
Finanzierungs- und Ober-Controllingkapazität des Umwelt- und Energie- sowie des 
Finanz- und Wirtschaftsministeriums. Dabei sollten die Erfahrungen der KEA über 
Qualifikationsprogramme an geeignete externe Berater und regionale Energie-
agenturen weitervermittelt werden mit dem Ziel, die Kapazitäten an kompetenter und 
neutraler Beratung kurz- bis mittelfristig zu verstärken.  
3. Mithilfe dieser gestärkten Landeskapazitäten und mit geeigneten Informations-
instrumenten und durch praxisnahe Fortbildung und Motivation müssen die für die 
Landes- und sonstigen öffentlichen Gebäude verantwortlichen Mitarbeiter (einschließ-
lich der Haushaltsexperten) gezielt von der Vorteilhaftigkeit und der Notwendigkeit des 
Einsatzes der verschiedenen Formen der Energiesparpartnerschaften überzeugt und 
zum aktiven Mitmachen motiviert werden. Hierbei und bei der rechtzeitigen und über-
zeugenden Einbindung der betroffenen Mitarbeiter gibt es in Baden-Württemberg auf 
kommunaler und z. B. auch in Berlin auf Landes- und kommunaler Ebene erhebliche 
Erfahrungen. 
4. Über diese allgemeine ESP-Fortbildung und -Motivation hinaus bedarf es – wie auch 
schon bisher praktiziert – zumeist auch der konkreten Vorbereitungs- und Über-
zeugungsarbeit auf der Grundlage der Vorprüfung des bestehenden noch nicht 
sanierten Gebäudebestandes vor Ort und des Nachweises der ESP-Vorteilhaftigkeit 
durch entsprechende neutrale und kompetente Projektentwickler. Wird jeweils vor-
urteilslos überprüft, ob das behördeninterne Contracting-Verfahren oder die ge-
schilderten ESC/ESP-Verfahren im Rahmen der Public-Private-
Energiesparpartnerschaft kosteneffizienter ist und ob die für das interne Contracting 
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benötigten knappen Mittel des Landeshaushaltes nicht für andere Landesaktivitäten mit 
höherer Priorität eingesetzt werden, können auch Zuständigkeits- und Kompetenz-
streitigkeiten zwischen Ressorts oder Verwaltungsabteilungen vermieden bzw. bei-
gelegt werden. 
5. Da bei Ausweitung der ESP-Sanierung in Baden-Württemberg auch die Zahl und die 
Qualität der meist klein- und mittelständischen Energiesparpartner des Landes auch 
aus wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Gründen erhöht werden muss, sollte die 
KEA bei den Bemühungen um die Erhöhung der Anbieterkapazitäten auf geeigneten 
Wegen unterstützt werden. 
6. Zusätzlich müssen die Rahmenbedingungen für die Genehmigung solcher ESP/ESC-
Projekte durch die Kommunalaufsicht (Innenministerium, Regierungspräsidien und 
Landkreise) deutlich vereinfacht und vor allem vereinheitlicht werden. In diesem Zu-
sammenhang müssen – z. B. bei universitären Einrichtungen – die Eigentums- bzw. 
Miet- oder die sonstigen Vertragsverhältnisse so gestaltet werden, dass die Energie-
sparpartner die energetische Sanierung der Gebäude durchführen und für den Zeit-
raum der Verträge die Energiedienstleistungen im Auftrag der verantwortlichen Ge-
bäudenutzer erbringen können. Dabei müssen die ESP-Erfahrungen in Baden-
Württemberg und in anderen Bundesländern genutzt werden (Lohse 2011b und c, 
Schlopsnies 2011a). 
7. Das insgesamt sehr erfolgreiche baden-württembergische Klimaschutz-Plus-Programm 
sollte die verschiedenen Modelle des ESP durch die (Mit-)Finanzierung der not-
wendigen vorbereitenden ESP-Schritte bis zum Abschluss der ESP-Aufträge massiv 
fördern. Die bisherigen, für die Energiesparpartnerschaften wenig hilfreichen Förder-
bedingungen sollten beim Klimaschutzplus-Programm beseitigt und ESP-Projekte im 
Hinblick auf die erzielbare höhere Energieeffizienz begünstigt werden.  
8. Wie im Koalitionsvertrag avisiert, sollten die öffentlichen Mittel zur Sanierung von 
Landesliegenschaften stufenweise (deutlich) erhöht werden. Diese Mittel sollten 
allerdings vor allem für die Gebäudehüllensanierung im Rahmen des ESP PLUS-
Modells eingesetzt werden, da die anderen ESP-Sanierungen durch die 
(energetischen) Kosteneinsparungen selbst finanziert werden können (siehe dazu auch 
Empfehlung Nr. 4). 
9. Da das Land Baden-Württemberg sehr ambitionierte Reduzierungen des Energiever-
brauchs und des CO2-Ausstoßes anstrebt, sollte es auch die weitestgehende 
Sanierung von Gebäuden der Gemeinden, Kreise und der Regierungsbezirke sowie 
der kommunalen Betriebe durch ESP PLUS-Modelle wirkungsvoll unterstützen. Dazu 
sollten z. B. im Klimaschutzplus-Programm anteilige Fördermittel für die energetische 
Sanierung der Gebäudehüllen (einschließlich Fenster und Türen) als Anreiz und Hilfe 
zur Selbsthilfe bereitgestellt werden.  
10. Die Anstrengungen der Landesregierung, eine bundeseinheitliche Anreizregelung bei 
der energetischen Gesamtsanierung privater und gewerblicher Gebäude durch Ab-
setzmöglichkeiten der Sanierungsaufwendungen bei der Einkommensteuer zu er-
reichen, sollten intensiviert werden. 
11. Ergänzend zu und abgestimmt mit den Zinsverbilligungen bei energetischen Gebäude-
sanierungen durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau von privaten Haushalten und 
Unternehmen sollte das in der Koalitionsvereinbarung avisierte, gemeinsam mit der 
Landesbank zu entwickelnde „speziell zugeschnittene Förderprogramm […] zur Aus-
nutzung der Energieeffizienzpotenziale […] von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen sowie für den privaten Sektor im Bereich der Energieeffizienz“ (BÜNDNIS 
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90/GRÜNE / SPD Baden-Württemberg 2011: 34) sehr zügig aufgestellt und realisiert 
werden. 
12. Die Landesregierung sollte im Rahmen der zu fördernden KEA-Initiativen zum Ausbau 
der Handwerker-ESP und die Verbrauchsoptimierung bei Energieliefer-Contracting-
Verträgen bei öffentlichen Gebäuden auch sehr intensiv prüfen, ob und inwieweit die 
bisherigen sehr guten ESP-/ESC-Einsparerfahrungen auch auf geeignete Gewerbe- 
und Privatgebäude ausgedehnt werden können13. 
 
3.3 Energieverbrauch und Verbraucherverhalten: Umfassende 
Transformation von Lebensstilen und Konsummustern 
3.3.1 Energiewende als multidimensionale und interdisziplinäre Aufgabe 
Die Energiewende, die durch die Nutzung von erneuerbaren Energien, neue Formen der 
Energieerzeugung, energiesparende Stadt- und Gebäudeplanung bzw. -sanierung sowie 
neue Fahrzeugtechnologien und Mobilitätsgestaltungen charakterisiert ist, wird auch neue 
energiebezogene Verhaltensmuster und Lebensstiländerungen notwendig machen. Es gilt, 
andere, bessere und weniger intensive Formen der Energienutzung in den Vordergrund zu 
rücken. Im Fokus dieses Kapitels stehen Verhaltensmuster, die durch technische 
Installationen und ökonomische Strukturen beeinflusst (erleichtert oder erschwert), aber nur 
selten determiniert werden. Techniken müssen angenommen und richtig verwendet werden, 
durch ökonomische Anreize initiierte Nutzungen (im Verkehr, im Haushalt, am Arbeitsplatz) 
müssen verstetigt werden, um nicht nach Wegfall der Belohnungen wieder alten Routinen 
Platz zu machen. Technische Installationen allein bedingen nur in seltenen Fällen eine 
dauerhafte Verhaltensänderung; ökonomische Programme allein können zwar den Erwerb 
neuer (z. B. energieeffizienter) Geräte erleichtern, aber noch nicht ihren sinnvollen Gebrauch 
sichern. 
Energierelevante Verhaltensweisen sind allerdings auch nur zu einem Teil von Wissen oder 
Einstellungen, von ethisch fundierten pro-ökologischen Motiven oder von sozialen Einflüssen 
der Mitmenschen beeinflusst. Vielmehr gilt es, die Wechselwirkung zwischen kognitiven, 
personalen und sozialen Merkmalen des Verhaltens einerseits und situativen Gegebenheiten 
(Technologie, Infrastruktur, Preise) andererseits möglichst theoretisch und empirisch ge-
sichert zu berücksichtigen. Gleiches gilt für die Wechselwirkungen zwischen technischen 
Entwicklungen, ökonomischen und rechtlichen Rahmenbedingungen und den sozialen und 
psychologischen Einflussfaktoren der Nutzer (Nutznießer, Betroffene und "Dritte"). Von be-
sonderer Bedeutung sind dynamische Verhaltensanpassungen, die oft die Bemühungen zu 
einer energiesparenden Lebensweise zunichte machen. Darunter ist vor allem der Rebound 
Effekt zu nennen. 
 
                                               
13
 Siehe dazu auch Contracting-Offensive KMU, S. 98 Klimaschutzkonzept-2020-PLUS (Landes-
regierung Baden-Württemberg 2011). 
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3.3.2 Der Rebound Effekt 
Rebound-Effekte treten auf, wenn etwa die eingesparte Heizenergie durch zunehmende 
Wohnfläche kompensiert wird, das energiesparende Auto nun häufiger oder weiter fährt, der 
alte ineffiziente Kühlschrank durch einen weitaus größeren mit hoher Effizienzklasse ersetzt 
wird. Schätzungen gehen davon aus, dass in den Industrieländern zwischen 10-30 Prozent 
der Effizienzgewinne durch direkte Reboundeffekte zunichte gemacht werden, in den Ent-
wicklungsländern sind es sogar 20-60 Prozent. Indirekte Reboundeffekte treten auf, wenn 
die eingesparte Energie eines Produkts oder einer Dienstleistung durch zusätzlichen 
energieverbrauchenden Konsum wieder aufgefressen wird. 
Rebound-Effekte ordnen sich in einen noch größeren Zusammenhang ein: Letztlich ist die 
Entwicklung der Menschheit von 20 Millionen Menschen im Jahre 8000 v. Christus zum Zeit-
punkt der Erfindung von Ackerbau und Viehzucht bis heute zu einer Welt mit sieben 
Milliarden Menschen ein einziger Rebound-Effekt (Information Society Forum 2000, Neirynck 
1997, Radermacher 2002, Radermacher/Beyers 2011, von Weizsäcker et. al 2009). Diese 
Explosion der Weltbevölkerung ist im Wesentlichen Folge technischer und organisatorischer 
Innovationen, die allesamt effizienzsteigernd wirkten. Der spezifische Umwelt- und 
Ressourcenverbrauch pro Wertschöpfungseinheit nahm dabei stets ab, aber die Anzahl der 
erzeugten Einheiten stieg immer rascher als der Verbrauch pro Einheit sank. Mit immer 
effizienterer Technik wurden in diesem Sinne immer mehr Ressourcen verbraucht und Abfall 
und Klimagasemissionen erzeugt. Der wichtigste Rebound-Effekt ist also das dauernde 
Wachstum der Zahl der Menschen und deren Lebenserwartung sowie die Steigerung des 
Lebensstandards. 
Den Rebound-Effekt zu brechen ist insofern die zentrale Herausforderung für eine nach-
haltige Entwicklung der Welt. Primär ist dies eine Frage der Global Governance im Sinne der 
Vereinbarung und Durchsetzung von Grenzen für unser kollektives Tun. Das Problem ist 
dabei die Herbeiführung von Konsens zwischen 192 Staaten mit sehr unterschiedlichen 
Ausgangslagen und Einflussmöglichkeiten. Win-win-Potenziale sind dabei besonders hilf-
reich. Ein Beispiel hierfür ist ein Weltaufforstungs- und Landschaftsrestaurierungsprogramm 
zum Zeitgewinn beim Klimaschutz. 
„Weniger“ sollte dabei (und in Zukunft) nicht mit Verlust und Verzicht assoziiert werden, 
sondern mit einem Balancegedanken und mit nicht-materieller Wertschöpfungsdimension im 
Sinne eines dematerialisierten „rechten Maßes“ (bei Konsum, Mobilität, Ernährung, aber 
auch Sicherheit, Kunst, Lernen, Wellness) verknüpft werden.  
 
3.3.3 Erkenntnisse der Energiesparforschung 
Erste umfangreiche verhaltens- und sozialwissenschaftliche Forschung zum Energiesparen 
wurde insbesondere in den USA, aber auch in den europäischen Ländern als Folge der 
„Energiekrise“ (1973/74) gestartet. Im Mittelpunkt stand die Erklärung und Förderung 
energiesparenden Verhaltens und die Einsparung von knapper werdenden Ressourcen v.a. 
durch private Nutzer. Auch heute muss aus energiepolitischer Sicht der effizienten Energie-
nutzung und -einsparung eine wichtige Rolle beim Klimaschutz und der postnuklearen und 
postfossilen Energiewende zukommen. Das kann am Stromverbrauch im Haushalt gut 
dokumentiert werden. 
Der Stromverbrauch eines Haushalts ist davon abhängig, mit wie vielen und welchen 
elektrischen Geräten der Haushalt ausgestattet ist und wie häufig und in welcher Weise 
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diese genutzt werden. Möchte man das Stromsparen im Haushalt fördern, kann man an zwei 
Verhaltensbereichen ansetzen (Mack 2007). Zum einen kann man das Kaufverhalten von 
Personen beeinflussen und sie dazu motivieren, energieeffiziente Geräte zu erwerben oder 
auf manche Geräte ganz zu verzichten. Stromsparen kann auch dadurch gefördert werden, 
dass man die Mitglieder eines Haushaltes anregt und unterstützt, die vorhandenen 
elektrischen Geräte Strom sparend zu nutzen. Beim Strom sparenden Nutzungsverhalten 
geht es häufig darum, ein äquivalentes Ziel durch eine energieeffizientere Verhaltens-
alternative zu erreichen, z. B. kann die Wäsche bei einer niedrigeren Temperatur gewaschen 
und auf dem Wäscheständer anstatt im Wäschetrockner getrocknet werden.  
Ein weiteres Beispiel ist das Mobilitätsverhalten. Um die CO2-Emissionen im Personenver-
kehr zu reduzieren, gibt es verschiedene verkehrspolitische Strategien (Harms 2003, Gorr 
1997): Die Verkehrsverminderung durch bspw. stadtplanerische Maßnahmen, die Erhöhung 
der Energieeffizienz von Automobilen, die Förderung eines energieeffizienten Fahrstils sowie 
die Verlagerung des motorisierten Individualverkehrs auf energieeffizientere Verkehrsmittel. 
Die Grundfrage ist: Wie können Verbraucher motiviert werden, statt des eigenen Automobils 
für verschiedene Wegstrecken im Alltag (Einkauf, Arbeit, Freizeit) vermehrt 
energieeffizientere Verkehrsmittel, den ÖPNV, Carsharing oder intermodale Angebote zu 
nutzen und für Kurzstrecken mit dem Fahrrad zu fahren oder zu Fuß zu gehen? 
 
3.3.4 Die Wirksamkeit von Interventionen 
Interventionen zur Veränderung von energierelevantem Verhalten lassen sich grob nach 
situationsbezogenen und personenbezogenen Strategien einteilen (im Überblick z. B. 
Abrahamse et al. 2005, Gardner/Stern 2002, Tobias/Mosler 2010, Scheuthle et al. 2010, 
Wortmann 2010 u.a.m). 
Situationsbezogene Maßnahmen gestalten externe Bedingungen, etwa durch technisches 
Design (Spartasten, Stand-by-Automatik, direkte Stromverbrauchanzeige), durch Stadt- und 
Verkehrsplanung (Passivhäuser, verkehrsberuhigte Straßen, gesonderte Spuren für z. B. 
Elektrofahrzeuge), durch Hinweisschilder, Aufkleber, Angebote von „grünem Strom“, aber 
auch Kennzeichnung von Lebensmitteln als „regional“, um i.w.S. klimaschonendes und 
energiesparendes Verhalten zu fördern oder energieverbrauchendes Verhalten zu er-
schweren. Diese umweltbezogenen Maßnahmen sind letztlich leichter zu implementieren, 
aber erst dann wirklich effektiv und effizient, wenn sie nutzer- bzw. nutzungsorientiert ge-
staltet sind. 
Bei den an der Person (individuell oder kollektiv) ansetzenden Strategien kann 
(akzentuierend, aber nicht trennscharf) zwischen eher verhaltensorientierten und eher 
einstellungs- bzw. kognitiv orientierten Ansätzen unterschieden werden. Verhaltens-
orientierte Strategien versuchen Verhalten zu erleichtern oder zu erschweren, (a) bevor es 
ausgeführt wird (antezedente Maßnahmen wie Hinweisschilder, Nutzungserleichterungen 
oder -behinderungen, Erleichterung der ÖPNV-Nutzung, Reduzieren von Parkmöglichkeiten) 
oder (b) nach der Ausführung eines energiesparenden oder -verschwendenden Verhaltens 
(konsequente Maßnahmen wie Belohnungen oder Bestrafungen, um auf diese Weise die 
Wahrscheinlichkeit energiesparenden Verhaltens zu erhöhen bzw. Energie verbrauchenden 
Verhaltens zu verringern). 
Zu diesen verhaltensorientierten Maßnahmen gehören also nicht nur solche, die quasi auto-
matisch ein bestimmtes energierelevantes Verhalten ermöglichen oder verhindern, sondern 
auch solche, die kognitiv wahrgenommen und bewertet werden müssen (Energierück-
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meldungen, Freifahrtscheine, Rabatte, Gebührensteigerungen). Die akzentuierende 
Trennung ist trotzdem sinnvoll, weil dadurch der Blick auf die Möglichkeiten von technischen 
Veränderungen, ökonomischen Anreizen, Einflussnahme auf Personen und das Zusammen-
spiel dieser Faktoren gelenkt wird. 
Bei all diesen Optionen und Handlungsentscheidungen ist eine integrierte Betrachtungs-
weise unerlässlich, die sich auf das Zusammenwirken von technischen Möglichkeiten (oder 
Barrieren) und Handlungsdeterminanten (Wissen, Einstellung, Motivation, soziale Normen, 
verschiedene Formen von Anreizen, Feedback) konzentriert. 
Wortmann (2010) systematisiert diese Verhaltensarten als …  
• Nutzung energieverbrauchender Geräte und Einrichtungen, 
• Kaufentscheidungen bei solchen Geräten und Wahl des Energieanbieters bzw. eines 
bestimmten Produkts, 
• Investitionsentscheidungen in technische Anlagen oder Umrüstungen, 
• politische Aktivitäten zur Beeinflussung der Rahmenbedingungen des Energie-
marktes; 
 
verknüpft mit den Rollen als  
• private Konsumenten, 
• Mitarbeiter in Unternehmen und sonstigen Institutionen, 
• politisch aktive Bürger; 
 
und in den Energiebereichen 
• Wärme (Warmwasser, Heizung), 
• Strom (Haushaltsgeräte, Unterhaltungselektronik), 
• Verkehr. 
 
Darüber hinaus lassen sich als personenbezogene Einflussfaktoren für die Veränderung von 
energierelevanten Verhaltensweisen nennen: 
• Wahrnehmung und Bewertung von Problemlagen (Klimawandel, CO2-Emissionen, 
Chance und Risiken von erneuerbaren Energien usw.) 
• Relevantes (Energie-)Wissen und Informationsverarbeitungsprozesse (z. B. An-
wendung kognitiver Heuristiken) 
• Einstellungen, Werthaltungen, Motive („Umweltbewusstsein“, Altruismus, persönliche 
Norm wie z. B. „Ich muss etwas für die Umwelt tun“) 
• Soziale Normen, interpersonale Beziehungen (soziale Netzwerke, direkte und 
medienvermittelte Kommunikation) 
• Handlungsanreize (monetär/nicht-monetär) 
• Handlungsangebote und -gelegenheiten (energiesparende Geräte, Passivhaus, 
attraktiver ÖPNV, Ökostromangebot usw.)  





Der amerikanische Psychologe Paul Stern hat immer wieder kritisiert, dass Interventionen oft 
auf Verhaltensweisen gerichtet sind, die für das angestrebte (z. B. Energiespar-)Ziel wenig 
effektiv sind (z. B. sich alltäglich in Verzicht üben und die Heizungstemperatur im Wohn-
zimmer merklich herabsetzen). Er fordert (siehe z. B. Gardner/Stern 2002; Stern 2008, 
2010), dass zunächst die Handlungsfelder mit höchstem Einsparpotenzial zu bestimmen sind 
(z. B. äußere Wärmedämmung des Hauses, Kauf eines spritsparenden Autos) sowie die 
technischen Voraussetzungen abzuschätzen und die fördernden und behindernden Ver-
haltensbedingungen zu identifizieren sind, die etwa Besitzer von Einfamilienhäusern 
motivieren oder abhalten könnten, in entsprechende Energiesparmaßnahmen zu investieren. 
Auch wenn der Versuch, dieses „High-Cost“-Verhalten zu realisieren, nur bei wenigen 
Personen erfolgreich ist, ist der Einspareffekt möglicherweise trotzdem bei weitem höher, als 
wenn viele zum eher einfachen „Low-cost“-Verhalten mit nur geringen Spareffekten ver-
anlasst werden. 
Stern und seine Kollegen (Dietz et al. 2009) haben darüber hinaus versucht, Haushalts-
routinen (17 Typen und 33 konkrete Aktionen, von der Waschtemperatur, Stand-by-Strom bis 
zum Carpooling und zur Wärmedämmung etc.) bezüglich des Emissionsminderungs-
potenzials und des Handlungspotenzials (Gerätekauf und -wartung, tägliches Nutzungsver-
halten) quantitativ abzuschätzen. Sie kommen auf Reduktionspotenziale von mehr als 30 
Prozent in Bezug auf die US-typischen Technikausstattungen und mehr als zehn Prozent der 
gesamten CO2-Emissionen der USA. 
 
3.3.5 Empfehlungen 
Die folgenden Empfehlungen sind Anregungen für die Landesregierung, wie Information, 
Kommunikation und Beteiligung organisiert werden können, damit sie auch im Sinne der 
Energieeffizienz wirksam werden. 
• Problemorientierte Information anbieten: Um sich stromsparend verhalten oder 
energieeffiziente Verkehrsangebote auswählen zu können, ist es notwendig, die 
Gründe dafür zu kennen, weshalb man überhaupt sparsam mit Energie umgehen 
sollte. Problemorientierte Information zeigt wichtige Problemzusammenhänge und 
Gründe für das Energiesparen auf. Darauf ist bei allen Informationsmaterialien zu 
achten. 
• Handlungsorientierte Information anbieten: Eine weitere Basisstrategie ist die Dar-
bietung handlungsorientierter Information, die ebenfalls in jeder Information enthalten 
sein sollte. Bei der Informationsgestaltung sollte Folgendes beachtet werden: 
o Handlungsrelevante Information sollte nicht nur energieeffiziente Handlungs-
alternativen (Mobilitätsangebote, elektrische Geräte, stromsparende Ver-
haltensweisen) beschreiben, sondern auch über deren Einsparpotenziale ver-
gleichend informieren, um die Einstellung zu diesen Verhaltensweisen positiv 
zu beeinflussen. 
o Die Informationen sollten eindeutig und verständlich sein, denn Unsicherheit 
über die Wirksamkeit von Handlungen ist eine der zentralen Barrieren 
umweltschonenden Verhaltens. 
o Es sollten verschiedene alternative Ansatzmöglichkeiten zum Stromsparen 
beschrieben werden, damit jeder Haushalt die Stromsparmaßnahmen auf 
seine Situation hin abstimmen kann. Neben den umweltbezogenen 
Konsequenzen verschiedener Handlungsalternativen bzw. Verkehrsangebote 
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sollten auch andere überwiegend positiv bewertete Konsequenzen als 
motivierende Faktoren aufgezeigt werden. 
o Es sollten Informationen bereitgestellt werden, wie man bei energieeffizienten 
Alternativhandlungen (z. B. beim Fahrradfahren oder Wäsche am Wäsche-
ständer trocknen) Komfortverluste verhindern bzw. Hemmnisse überwinden 
kann. Solche Informationen wirken sich ebenfalls positiv auf die wahr-
genommene Verhaltenskontrolle und damit auf die Nutzung energieeffizienter 
Verkehrsmittel und das Stromsparen aus. 
o Um Information verhaltenswirksam zu gestalten, sollte sie lebendig, anschau-
lich und mit persönlicher Relevanz vermittelt werden. 
• Kombination aus schriftlicher und persönlicher Informationsvermittlung anwenden: 
Informationen sollten sowohl schriftlich wie über persönliche Kontakte weitervermittelt 
werden. Nur so sind sie handlungswirksam. 
• Feedback geben: Feedback-Strategien, die Rückmeldung über den Stromverbrauch 
oder über stromverbrauchsrelevante Verhaltensweisen geben, sind wirksam für Ver-
haltensänderungen. Die Wirksamkeit von Feedback-Strategien ist davon abhängig, 
dass die Feedback-Information für die Personen, die sie erhalten, informativ und be-
deutsam ist. Verhaltenswirksam kann Feedback jedoch auch nur dann werden, wenn 
die Verbraucher darüber Bescheid wissen, wie sie sich sparsam verhalten können. 
• Energieverschwenderische Routinen bewusst machen und energieeffiziente Routinen 
aufbauen: Möchte man Verhaltensroutinen verändern, so müssen sie „aufgebrochen“ 
und bewusst gemacht werden. Dies kann durch Kampagnen gefördert werden, die 
neue Verhaltenseisen oder sogar Lebensstile aufzeigen und dazu konkrete Hilfe-
stellungen anbieten. 
• Restriktionen und Anreize kombinieren: Das Sperren von Innenstädten für den Auto-
verkehr, das Erheben von Mautgebühren sowie Benzinpreiserhöhungen können mit 
Anreizen für die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder dem kostengünstigen Aus-
leihen von Fahrrädern und Pedelecs (Elektrofahrräder) kombiniert werden. Allerdings 
sollte mit Restriktionen bedachtsam umgegangen werden, da ökonomische Ein-
schränkungen häufig als ungerecht und unfair bewertet werden. 
• Soziale Normen und Kontexte beachten und soziale Netzwerke nutzen: Menschen 
orientieren sich konkret oder auch nur vorgestellt an Anderen, um daraus Normen für 
richtiges Handeln abzuleiten. Maßnahmen, bei denen bestehende soziale Netzwerke 
als Informationsträger und als Diskussionsforen genutzt werden, haben eine größere 
Wirkung als Maßnahmen, die von außen kommend wahrgenommen werden. Hier 
wäre es wichtig, verschiedene soziale Netzwerke aktiv in die Informationspolitik des 
Landes einzubeziehen. 
• Interventionen und Aktionen wiederholen: Die Effizienz von Interventionen und 
Aktionen kann erhöht werden, wenn die Maßnahmen nach mehreren Wochen bis 
Monaten noch einmal wiederholt werden. Durch eine Wiederholung können 
außerdem neue Teilnehmer gewonnen werden, die aus ganz unterschiedlichen 
Gründen zum Zeitpunkt der ersten Aktion mit anderen Dingen beschäftigt waren. Es 
könnte sinnvoll sein, bei der Wiederholung der Aktion Variationen einzuführen, um 
durch den Neuigkeitswert bei den Zielpersonen Interesse zu wecken. 
 
Der NBBW empfiehlt, dass möglichst bald – etwa im Kontext der weiteren Implementierung 
der Nachhaltigkeitsstrategie des Landes – konkrete inter- und transdisziplinäre Modell-
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projekte (Feldexperimente und auch langfristigere Feldstudien) zur Energiewende und zur 
Energieeffizienz in verschiedenen Handlungsfeldern (Haushalte, Unternehmen, Handel, Ver-
kehr) geplant werden, um das Interface zwischen Energie und Verhalten zu untersuchen und 
zu verbessern. Dabei sollten auch gezielt Auswirkungen (kommunaler) energiepolitischer 
Entscheidungen einbezogen werden. Die Landesregierung sollte überdies noch stärker und 
wirksamer konkrete Zeichen setzen für die formalen Bildungsinstitutionen, insbesondere 
auch die Hochschulen, sowie für außerschulische Lernorte, z. B. energiesparende Wohn-
projekte, sich im Kontext einer Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) mit den Aufgaben 




3.4 Die Energiewende sozialverträglich gestalten: Die Weichen für 
Kommunikation und Beteiligung frühzeitig stellen 
3.4.1 Notwendigkeit von Bürgerbeteiligung bei Infrastrukturmaßnahmen 
Allein die Tatsache, dass ein Beschluss demokratisch zustande gekommen ist, reicht oft 
nicht mehr aus, um Akzeptanz bei den Betroffenen zu erreichen. Dies zeigte sich in der Ver-
gangenheit vor allem bei den Protesten gegen zentrale Energieanlagen wie Kern- und 
Kohlekraftwerke. Zunehmend geraten aber auch Infrastrukturmaßnahmen im Umfeld von 
erneuerbaren Energien in Akzeptanzprobleme. Das gilt vor allem für den Netzausbau und für 
Pumpspeicherkraftwerke. Selbst die Errichtung von Windkraftanlagen wird von heftigen 
Protesten begleitet. Warum ist es zu dieser Legitimationskrise gekommen? Ohne diese 
Frage erschöpfend beantworten zu wollen, erscheinen folgende Faktoren von besonderer 
Bedeutung zu sein (Gabriel/Völkl 2004, Renn 2004, Kulinski/Oppermann 2010): 
 
• In einer zunehmend dichteren Besiedlung und Vernetzung sind Risiken und Nutzen 
von Planungsvorhaben nicht gleich verteilt. In der Regel fällt der Nutzen bei einer 
Menge meist anonymer Konsumenten oder Produzenten an, während überwiegend 
die Standortbevölkerung das Risiko trägt. Dies führt zu wahrgenommenen Ver-
letzungen des Fairness-Prinzips. Warum soll ein Teil der Bürgerschaft Nachteile in 
Kauf nehmen, wenn überwiegend andere von dem Nutzen profitieren? 
• Die Notwendigkeit der jeweiligen Planungsziele und -inhalte ist häufig auch unter 
Fachleuten umstritten (zumindest in dem Ausmaß, wie es viele Antragsteller 
wünschen). In der öffentlichen Auseinandersetzung um das Für und Wider be-
stimmter Planungsinhalte lässt sich daher jede mögliche Haltung durch Rückgriff auf 
irgendeinen Experten begründen. Das Expertendilemma führt dazu, dass Sach-
wissen als potenziell integrative Kraft für den Ausschluss von Behauptungen nicht 
mehr oder nur in geringem Maß zur Verfügung steht.  
• Es klafft häufig eine Kluft zwischen den von den Fachleuten berechneten 
Konsequenzen und Risiken der jeweiligen Vorhaben und den von der Bevölkerung 
wahrgenommenen Folgeproblemen. Wie psychologische Untersuchungen nach-
weisen, spielen bei der Beurteilung von Risiken neben der Wahrscheinlichkeit und 
dem Ausmaß des Risikos auch sogenannte qualitative Risikomerkmale eine wichtige 
Rolle. So macht es einen wichtigen Unterschied, ob Risiken beispielsweise freiwillig 
auf sich genommen oder von dem Risikoträger aktiv kontrolliert werden können.  
• Der Protest gegen zentrale politische Planung nährt sich auch aus der Erfahrung der 
Bedrohung der eigenen Lebenswelt. Immer mehr Bürger sehen sich in ihrem Alltags-
handeln durch professionelle Expertenurteile und institutionelle Eingriffe eingeengt. 
Was sich in ihrer Gemeinde abspielt, entzieht sich mehr und mehr ihrer Kontrolle und 
ihrer Einflussnahme. Als Gegenreaktion versuchen sie, alles, was Ihnen von außen 
aufgezwungen erscheint, abzuwehren und ihre eigene kollektive Identität zu wahren.  
• Schließlich ist der Protest gegen Risikoanlagen häufig auch ein Protest gegen die Art, 
wie Beschlüsse in der politischen Arena zustande kommen. Der Prozess der Ent-
scheidungsfindung ist mindestens ebenso bedeutend wie die Entscheidung selbst. 
Mit zunehmendem Bildungsstand und ökonomischem Wohlstand wächst der Wunsch 
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nach Teilhabe an der Entscheidungsfindung, vor allem dann, wenn die persönliche 
Lebenswelt betroffen ist. 
 
Misstrauen gegenüber öffentlicher Planung ist durch viele Faktoren begründet und von daher 
auch nicht als ein vorübergehendes Phänomen zu sehen. Vertrauensverluste lassen sich 
nicht allein durch Information ausgleichen. Dementsprechend laufen auch alle Vorschläge, 
die auftretenden Konflikte durch bessere Erziehung, Aufklärung oder Informations-
kampagnen zu bewältigen, ins Leere. 
Anstelle von Informationskampagnen sind neue Formen der bürgerschaftlichen Mitwirkung 
an Planungen und innovative Geschäftsmodelle gefragt. Aktive Beteiligung der Bürger an 
öffentlichen Planungen setzt zweierlei voraus: eine Legitimation durch Verfahren und eine 
offene Auseinandersetzung mit den betroffenen Bevölkerungsgruppen. Im ersten Fall geht 
es um einen transparenten und nachvollziehbaren Prozess der Entscheidungsfindung, in 
dem alle Interessen und Werte berücksichtigt werden; im zweiten Fall um eine angemessene 
Beteiligung der Menschen, die direkt oder indirekt von den Konsequenzen dieser Ent-
scheidung betroffen sind. 
 
3.4.2 Ausgestaltung von Partizipationsprozessen 
Welche Beteiligungsverfahren sind dazu geeignet, bei komplexen Planungsaufgaben die 
Wünsche und Präferenzen der betroffenen Bevölkerung einzubeziehen, ohne die mit der 
Planung verbundenen gesetzlich vorgegebenen Bestimmungen und Auflagen sowie die 
Rechte der privaten und öffentlichen Planungsträger zu verletzen? Wie kann sichergestellt 
werden, dass sich die Beteiligungs- und Planungsverfahren gegenseitig bereichern statt sich 
gegenseitig zu behindern oder sogar zu paralysieren?  
Die US-Nationale Akademie der Wissenschaften hat als eine Antwort auf diese Fragen im 
Jahre 1996 einen Vorschlag erarbeitet, der unter dem Namen „analytic-deliberative process“ 
in die Literatur eingegangen ist (Stern/Fineberg 1996). Kernpunkt dieses Ansatzes ist die 
Kombination von wissenschaftlich und technisch ausgerichteten Analyseverfahren mit 
argumentativ ausgerichteten Diskusverfahren zur Abwägung von Vor- und Nachteilen einer 




















Abbildung 9: Formate des analytisch-deliberativen Verfahrens 
Inspiriert ist der analytisch-deliberative Ansatz von der Erkenntnis, dass politische Ent-
scheidungen über Infrastrukturmaßnahmen und Umweltplanungen kollektive Einigungen 
über eine ethisch gerechtfertigte und wünschenswerte Zukunft darstellen. Sie umfassen 
immer zwei grundsätzliche Elemente: Wissen über Zweck-Mittel-Beziehungen und 
Präferenzen in Bezug auf Mittel und Ziele. Das erste Element, Wissen um Ursache-
Wirkungsketten, ist eine Frage der Expertise oder der Sachkenntnis. Damit verbindet man 
eine Person, eine Personengruppe oder Institution, die den für die Entscheidung relevanten 
Wissensschatz beherrscht. Relevantes Wissen muss nicht unbedingt auf systematischen 
und theoriegeleiteten Erkenntnissen beruhen. Für bestimmte Fragen sind auch 
anekdotisches Wissen und die berühmte Spürnase erfahrener Politiker bedeutsam (Renn 
2010). Aber für Entscheidungen mit erheblichem Risikopotenzial und der Möglichkeit weit-
reichender Nebenfolgen, wie dies bei der Energiewende der Fall ist, ist es geradezu lebens-
wichtig, die besten Expertisen zur Verfügung zu haben. 
Das zweite Element von Entscheidungen, Präferenzen über Mittel und Ziele, ist dagegen 
nicht auf Wissen bezogen, sondern auf moralische Normen und soziale Werte, d. h. auf (i) 
Beurteilungen der ethischen Begründbarkeit von Handlungen (Normen) und (ii) der sozialen 
Wünschbarkeit dieser Handlungen oder Konsequenzen in einer wertepluralistischen Gesell-
schaft. Was ethisch gerechtfertigt ist, lässt sich in der Regel nur im diskursiven Wettstreit 
aller Mitglieder eines Sozialsystems auf der Basis begründbarer Argumentation über das 
kollektiv verbindliche "gute" Leben festhalten. Was sozial wünschenswert ist oder nicht, ist 
dagegen eine Frage individuellen Ermessens; bei kollektiven Entscheidungen müssen die 
verschiedenen Werte und Präferenzen für erwartete Handlungsfolgen miteinander ab-
gestimmt werden. Anders als bei Sachwissen, wo es zumindest ansatzweise gelingen kann, 
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trennen, sind zur Beurteilung der Wünschbarkeit von Maßnahmen oder Entscheidungsalter-
nativen allgemeingültige Regeln wesentlich schwieriger zu erstellen. Konkurrierende all-
gemein verbindliche Maßstäbe bedeuten aber nicht Willkür: Ordnungsregeln der Konsistenz, 
der Kohärenz und der Verallgemeinerungsfähigkeit behalten auch bei normativen und wert-
bezogenen (evaluativen) Aussagen ihre Gültigkeit. Zudem binden Normen in Form von 
gesetzlichen Vorschriften individuelles und kollektives Handeln. 
 
3.4.3 Gründe für mehr Bürgerbeteiligung 
Bürgerbeteiligungsverfahren bieten vor diesem Hintergrund einen möglichen Lösungsweg 
an. Als Bürgerbeteiligungsverfahren sind hier kommunikative Prozesse gemeint, in denen 
Personen, die qua Amt oder Mandat keinen Anspruch auf Mitwirkung an kollektiven Ent-
scheidungen haben, die Möglichkeit erhalten, durch die Eingabe von Wissen, Präferenzen, 
Bewertungen und Empfehlungen auf die kollektiv wirksame Entscheidungsfindung direkten 
oder indirekten Einfluss zu nehmen. Dabei wird der Fokus weg von der eigentlichen Ent-
scheidung und hin zu dem Weg, auf dem die Entscheidung getroffen wird, verlagert. Es gibt 
fünf Gründe, die bei komplexen Planungsentscheidungen für eine stärkere Einbindung der 
Bürgerinnen und Bürger in die Entscheidungsfindung sprechen (Newig 2007, Stirling 2008): 
• Durch Einbezug von örtlich betroffenen Bevölkerungsteilen kann zum ersten die 
Wissensbasis erweitert werden. Neben dem systematischen Wissen der Experten 
und dem Prozesswissen der Entscheidungsträger kann für viele Entscheidungs-
probleme auch das Erfahrungswissen der betroffenen Bevölkerung von besonderer 
Bedeutung sein.  
• Zum Zweiten kann Bürgerbeteiligung den jeweiligen Entscheidungsträgern wichtige 
Informationen über die Verteilung der Präferenzen und Werte der betroffenen Be-
völkerungsteile vermitteln. Da Entscheidungen auf Folgewissen und Urteile über die 
Wünschbarkeit der zu erwartenden Folgen beruhen, ist es für Entscheidungsträger 
häufig unverzichtbar, die Wahrnehmung der Wünschbarkeit der Folgen explizit zu er-
heben und (mit) als Grundlage für die eigene Entscheidung aufgreifen.  
• Zum Dritten kann Beteiligung als Instrument zu einem fairen Aushandeln von 
Ressourcen dienen. Die Literatur zu Spieltheorie, Mediation, Schlichtung und Aus-
handlungsprozessen ist ein beredtes Zeugnis für diese konfliktvermittelnde Funktion 
von Bürgerbeteiligung (Überblick in Rowe/Frewer 2000). Dahinter steht die Auf-
fassung, dass diejenigen, die in Konkurrenz mit anderen Anspruch auf eine 
Ressource erheben, am besten in einem „fairen“ Verfahren (procedural equity) eine 
eigene Lösung für eine faire Verteilung finden sollen. Traditionelle Tarifrunden 
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter sind ebenso Beispiele für diese 
Funktion wie Aushandlungsprozesse über Emissionszertifikate oder Kompensations-
verhandlungen für erlittene Umweltbelastungen. 
• Zum Vierten kann Bürgerbeteiligung als ein Wettstreit der Argumente angesehen 
werden, mit dem Ziel, auf der Basis von Begründungen kollektive Entscheidungen auf 
eine normativ abgesicherte Grundlage zu stellen (Webler 1995). Ziel eines solchen 
Beteiligungsverfahrens ist die diskursive Austragung von begründeten Standpunkten 
unter den Rahmenbedingungen einer strikt auf Logik und konsistenter Ableitung 
(Geltungsanspruch und Geltungsnachweis) beruhenden Prüfung der jeweils vor-
gebrachten Argumente. Dabei geht es vor allem um die Frage der Zumutbarkeit von 
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normativen Setzungen für alle Betroffenen (über den Kreis derer hinaus, die an dem 
Diskurs teilnehmen). 
• Zum Fünften kann Bürgerbeteiligung als ein Element der Gestaltung der eigenen 
Lebenswelt angesehen werden. In dieser Funktion wird den betroffenen Menschen 
die Möglichkeit gegeben, in Form von Selbstverpflichtungen oder von Ver-
antwortungszuschreibungen Veränderungen in ihrer eigenen Lebenswelt herbeizu-
führen. 
 
Moderne Gesellschaften sind daher auf analytisch-deliberative Verfahren der Entscheidungs-
findung angewiesen, in denen betroffene Bürger und Bürgerinnen die Gelegenheit erhalten, 
in einem Klima gegenseitiger Gleichberechtigung, der Anerkennung von Sachwissen und 
normativen Vorgaben sowie des Respekts vor der Legitimität unterschiedlicher Werte-
systeme und Präferenzen Handlungsoptionen zu diskutieren, die damit verbundenen Folgen 
und Implikationen zu bewerten und auf dieser Basis Empfehlungen für repräsentative 
Gremien und / oder für ihre Mitbürger und Mitbürgerinnen zu formulieren. Die Politik braucht 
demnach keinen Ersatz für ihre repräsentativen Gremien, sondern sie benötigt vielmehr eine 
Funktionsbereicherung durch diskursive Formen direkter Bürgerbeteiligung, die den 
repräsentativen Gremien wiederum in ihrem eigenen Streben nach Legitimation zugute 
kommen. 
Auch wenn noch viele Wissenslücken über die Gelingensbedingungen von Beteiligungsver-
fahren bestehen, darf dies keine Entschuldigung sein, mit der Umsetzung von Beteiligungs-
verfahren zu warten. Mit dem Wissen, das wir bereits heute haben, können wir zuversichtlich 
sein, dass unser Gemeinwesen – und damit wir alle – aus einer strukturierten, ergebnis-
offenen und professionell gestalteten Beteiligungskultur in Deutschland Vorteile ziehen wird. 
Mehr noch: das Gelingen der angestrebten Energiewende wird auf eine erfolgreiche Ein-
beziehung der betroffenen Bürgerinnen und Bürger angewiesen sein. 
 
3.4.4 Beispiele für Bürgerbeteiligung im Energiebereich 
Es gibt bereits viele erfolgreiche Projekte und gelungene Beispiele für Bürgerbeteiligung bei 
der Planung und Umsetzung von energiesparenden Maßnahmen oder der Errichtung von 
Infrastruktur. Dafür gibt es schon gute Ansätze: So wurde ein partizipativer Ansatz in einer 
Energiesparhaussiedlung umgesetzt, in der theoriegeleitet verschiedene weitere Energie-
sparmöglichkeiten angeregt wurden. Über einen Zeitraum von zehn Monaten wurden durch-
weg zwar kleine, aber signifikante Energiespareffekte gefunden (Mack 2007). Es liegt nahe, 
dass die anfängliche Entscheidung für ein Niedrigenergiehaus, auch wenn Bürger nicht ex-
plizit wegen Stromersparnis einziehen, die Bereitschaft zu weitergehendem und sich allmäh-
lich steigerndem Sparverhalten begünstigt (Foot-in-the-Door-Technik). 
Bei allen partitzipativen Maßnahmen ist es wichtig, mit den Betroffenen frühzeitig 
Partizipation in transparenten, informellen und formalen Verfahren zu ermöglichen, die 
idealerweise auch Win-win-Lösungen ermöglichen (Akzeptanz von Windkraftanlagen – 
reduzierte Energiepreise für die Gemeinde oder Ausgleichzahlungen von Offshore-
Windparkbetreibern, Hübner 2011). Einige wenige Studien haben mit partizipativer Inter-
ventionsplanung in betrieblichen Settings und Universitäten (Griesel 2004, Matthies 2000, 
Matthies/Hansmeier 2010) gearbeitet; ein Handlungsfeld, das dringend ausgebaut werden 
sollte, da das Effizienzpotenzial sehr hoch ist. 
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Die Umstellung des Dorfes Jühnde im Landkreis Göttingen auf ein Bioenergiedorf ist ein 
hervorragendes Beispiel für ein umfassendes interdisziplinäres Langzeitprojekt, in dem u. a. 
in einer partizipativen Aktionsforschung die Entstehung von Motivbündeln und Engagement 
der Bewohner für das Bioenergiedorf zusammen mit der Entwicklung einer neuen sozialen 
Identität in diesem Dorf untersucht wurde und immer noch weiterverfolgt wird 
(Eigner/Schmuck 2010). 
Weitere Schritte sind notwendig. So ist es im Konflikt um den Bau des Pumpspeicherkraft-
werkes Atdorf wichtig, durch die Beteiligung aller Gruppen (Schluchseewerk AG, Bürger-
initiative Atdorf, betroffene Gemeinden, zuständige Regional- bzw. Landesbehörden) eine 
konstruktive Gestaltung des Planungsprozesses zu ermöglichen. Die Einrichtung eines 
„Runden Tisches“ war hier sicherlich der erste wichtige Schritt in die richtige Richtung. 
Allerdings ist die Bewertung des Moderationsprozesses durch die Teilnehmer ambivalent 
ausgefallen. Der NBBW empfiehlt deshalb eine gründliche Evaluation des „Runden Tisches“, 
um künftige Beteiligungsverfahren bei diesem Großprojekt effektiver, effizienter und fairer 
auszugestalten. 
3.4.5 Empfehlungen 
Der NBBW empfiehlt, bei Infrastrukturmaßnahmen und komplexen Planungsprozessen im 
Umweltbereich auf innovative Verfahren der Kommunikation, Partizipation und Konflikt-
schlichtung zu setzen. In diesen Fällen sollten die relevanten Akteure (Kommunen, Über-
tragungsnetzbetreiber, Energieversorger, Bürgerinitiativen, Naturschutzverbände etc.) mög-
lichst frühzeitig in einen konstruktiven Diskurs über den geplanten Ausbau eingebunden 
werden, um berechtigte Interessen berücksichtigen zu können und zu einer möglichst 
konsensualen Lösung zu gelangen. Konkret schlägt der Beirat vor: 
 
• Einbezug der Interessengruppen und der Öffentlichkeit bereits in der Zielfindungs-
phase: Je komplexer und unsicherer sich die Ausgangssituation darstellt, um so 
wichtiger ist es, einen Konsens bei der Frage, was man erreichen will und wozu dies 
dienen soll, herzustellen. Dieses Postulat der frühzeitigen Beteiligung gilt vor allem 
für Planungsvorhaben, wo das geltende Recht Beteiligung erst dann vorsieht, wenn 
sowohl das Ziel als auch die Optionen, um dieses Ziel zu erreichen, bereits festgelegt 
sind. Deshalb ist parallel zum geltenden Bau- und Planungsrecht ein vorgelagertes 
Beteiligungsverfahren zu realisieren, also zu einem Zeitpunkt, an dem noch 
Planungsoffenheit besteht. Dafür sollte sich die Landesregierung beim Bund ein-
setzen. 
• Weiter Spielraum für die Beteiligung: Die Empfehlung für die Einführung eines früh-
zeitigen Beteiligungsverfahrens muss mit der Festlegung eines möglichst breiten und 
gleichzeitig rechtlich und politisch realisierbaren Entscheidungsspielraumes sowie 
einer Einigung über den weiteren Verfahrensablauf kombiniert werden. Außerdem 
müssen diese Rahmenbedingungen allen Beteiligten transparent kommuniziert 
werden. 
• Einbezug der Interessengruppen und der Öffentlichkeit durch ein strukturiertes Ver-
fahren von aufeinander abgestimmten Verfahrensschritten: Aufgrund der Pluralität 
der Gesellschaft und ihrer funktionalen Ausdifferenzierung ist es wenig Erfolg ver-
sprechend, mit einem Beteiligungsverfahren alles „erschlagen“ zu wollen. Zentral ist, 
dass bei politisch weitreichenden Entscheidungen das beste Sachwissen, gerechte 
und faire Vorschläge zur Behandlung konfligierender Interessen, eine den Grund-
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werten angemessene Abwägung der Vor- und Nachteile und mehrere, den be-
troffenen Bürgerinnen und Bürgern zumutbare und akzeptable Lösungsvorschläge 
einbezogen werden. Aus diesem Grund müssen Verfahren der Wissensbereit-
stellung, des Interessenausgleichs, der fairen und wertgerechten Abwägung und der 
Präferenzermittlung kombiniert werden. Dazu steht in der Fachliteratur eine Vielfalt 
von geeigneten Formaten der Beteiligung zur Verfügung. Die im politischen Raum so 
beliebte Anhörung ist dabei nur eine (und oft nicht einmal besonders effektive) Form 
der Beteiligung. 
• Vorrang der Transparenz vor Vertraulichkeit und Abgeschlossenheit: Je mehr Formen 
der Beteiligung in den Prozess der Entscheidungsfindung einbezogen werden, desto 
größer ist die Gefahr der Intransparenz. Umso wichtiger ist es deshalb, die ver-
schiedenen Formate der Beteiligung so weit wie möglich öffentlich zu machen. 
Allerdings kann es durchaus sinnvoll sein, dass man bestimmte Zeitfenster für ge-
schlossene Gespräche und Verhandlungen vorsieht. Das wird von allen akzeptiert, 
wenn diese Ausnahmen öffentlich begründet werden. 
• Notwendigkeit der begleitenden Kommunikation: Kommunikation ist kein Ersatz für 
Beteiligung, sondern eine notwendige und zielführende Begleitung. Da nicht alle 
Personen gleichzeitig beteiligt sein können, ist vor allem eine ansprechende 
Kommunikation über die Verfahren und die Einbindung pluraler Interessen und Werte 
entscheidend für den Erfolg des politischen Entscheidungsfindungsprozesses. 
• Professionalisierung der Prozesssteuerung und -begleitung: Sieht man sich einmal im 
Ausland um, dann fällt auf, dass etwa in den USA hoch spezialisierte Dienstleister 
entstanden sind, die unter dem Thema „Alternate Dispute Resolution“ oder dem Be-
griff „Facilitation“ professionelle Begleitung und Steuerung partizipativer Prozesse 
anbieten. Inzwischen gibt es einen umfangreichen Wissensstand darüber, wie Be-
teiligungsverfahren zu strukturieren und zu kombinieren sind, wie man diese am 
besten anleitet, steuert und moderiert und wie man mit auftretenden Konflikten am 
besten umgehen kann. Solche Dienstleister gibt es auch in Deutschland, die Nach-
frage nach ihnen ist aber wenig ausgeprägt. Das liegt auch darin begründet, dass 
selbst bei milliardenschweren Projekten eine Prozesssteuerung der Beteiligung, die 
viele Millionen sparen kann, hierzulande nichts kosten darf. In den USA ist es üblich, 
dass 1 Prozent des Gesamtwertes einer Maßnahme für die Prozesssteuerung aus-
gegeben wird. Dies sollte auch für komplexe Entscheidungsverfahren in Deutschland 
als Richtgröße festgelegt werden. 
• Notwendigkeit einer praxisorientierten Partizipationsforschung: Trotz des zweifels-
ohne fundierten Wissensstandes über Partizipationsverfahren und ihrer Wirkungen ist 
vor allem die praktische Umsetzung von Verfahrenskombinationen ein weitgehend 
unerforschtes Gebiet. Gerade in Baden-Württemberg, wo einerseits die Energie-
wende wegen des hohen Kernenergieanteils besonders dramatisch verlaufen muss 
und andererseits durch Proteste wie im Falle Stuttgart 21 eine bereits politisch 
sensibilisierte Bevölkerung alle neuen Infrastrukturmaßnahmen mit großer Skepsis 
betrachten wird, ist eine Schwerpunktsetzung auf praktische Partizipationsforschung 
und -erprobung dringend zu empfehlen. 
• Neue partizipative Betreibermodelle: Vor allem im Bereich der erneuerbaren Energien 
sind auch innovative Betreibermodelle denkbar, bei denen die Kommunen oder die 
Bürger selbst am wirtschaftlichen Erfolg von Anlagen beteiligt werden. Bürgerinnen 
und Bürger werden dann nicht mehr zu passiven Anwohnern, sondern zu aktiven 








































Anhang 1: Entwicklung der Energiestruktur und CO2-Emissionen in Baden-Württemberg 
von 2009 bis 2022 
















    [%] [TWh/a] [g/kWh] [g/kWh] [g/kWh] [mio t/a] [mio t/a] [mio t/a] 
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 - - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 - 258 - 13,23 16,86 20,49 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 - 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 - 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  43,2 34,37 5 - 33 0,17 0,65 1,13 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 
  0,7 0,54 10 - 38 0,01 0,01 0,02 
Photovoltaik 
  1,7 1,37 78 - 217 0,11 0,20 0,30 
Wasserkraft 
  5,2 4,14 4 - 36 0,02 0,08 0,15 
Biomasse 
  6,0 4,81 neutral - - - - - 
Import 
  















[%]   [TWh/a]  [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 - - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  66,1 52,69 - 258 - 13,17 16,62 20,06 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 - 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 - 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  26,8 21,37 5 - 33 0,11 0,41 0,71 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 
  0,7 0,54 10 - 38 0,01 0,01 0,02 
Photovoltaik 
  1,7 1,37 78 - 217 0,11 0,20 0,30 
Wasserkraft 
  5,2 4,14 4 - 36 0,02 0,08 0,15 
Biomasse 
  6,0 4,81 neutral - - - - - 
Import 
  



















   [%]  [TWh/a]  [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 87,3         
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 - 258 - 13,69 23,34 21,39 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 - 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 - 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  12,8 10,18 5 - 33 0,05 0,19 0,34 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben -  - -  -  - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10 - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78 - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4 - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral - - - - - 
Import 
  
17,5 13,96  neutral -  -  - -  - 
Notw. Rester-
zeugung  
  12,7 10,09           
Gas 
  6,3 5,05 399     2,01     
Steinkohle 

















   [%] [TWh/a]   [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 87,3 - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 - 258 - 13,69 21,56 21,39 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 - 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 - 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  12,8 10,18 5 - 33 0,05 0,19 0,34 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10 - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78 - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4 - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral - - - - - 
Import 
  
17,5 13,96 neutral - - - - - 
 notw. Rester-
zeugung  
  12,7 10,09 - - - - - - 
Gas 


















    
 [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 100,0 - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 258 - 13,69 17,54 21,39 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 - 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 - 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  12,8 10,18 5 - 33 0,05 0,19 0,34 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10 - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78 - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4 - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral - - - - - 
Import 
  

















   [%]  [TWh/a]  [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 -  - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 - 258 - 25,28 28,26 38,53 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 915 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 521,5 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  0,0 0,00 5 -  33 0,00 0,00 0,00 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben  - - - - - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10  - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78  - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4  - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral  - - - - - 
Import 
  
17,5 13,96 neutral  - - - - - 
notw. Rester-
zeugung  
  25,5 20,27  -  -  -  -  - -  
Gas 
  12,7 10,14 399  - 644 4,04 5,29 6,53 
Steinkohle 



















   [%]  [TWh/a]  [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656 - - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  82,5 65,69 - 258 - 23,25 26,23 36,57 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 915 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 521,5 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  0,0 0,00 5 - 33 0,00 0,00 0,00 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10 - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78 - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4 - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral - - - - - 
Import 
  
17,5 13,96 neutral - - - - - 
Notw. Rester-
zeug.: Gas 
  25,5 20,27 - - - - - - 
Gas gesamt 


















 [%]  [TWh/a]  [g/kWh]  [g/kWh]  [g/kWh] [mio t/a]  [mio t/a]  [mio t/a]  
Bruttostrom-
verbrauch 
  100,0 79,656  - - - - - - 
Bruttostrom-
erzeugung 
  57,0 45,42  - 258 - 13,64 17,34 21,05 
Steinkohle 
  19,1 15,21 750 915 1080 11,41 13,92 16,43 
Gas 
  4,8 3,82 399 521,5 644 1,52 1,99 2,46 
Kernenergie 
  0,0 0,00 5 - 33 0,00 0,00 0,00 
Sonstiges 
  1,8 1,42 
keine 
Angaben - - - - - 
Windenergie 10 8,2 6,57 10 - 38 0,07 0,16 0,25 
Photovoltaik 12 9,9 7,88 78 - 217 0,61 1,16 1,71 
Wasserkraft 8,5 7,0 5,58 4 - 36 0,02 0,11 0,20 
Biomasse 7,5 6,2 4,93 neutral - - - - - 
Import 
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Oberregierungsrat Dr. Alfred Scheidler, Tischenreuth*
Die planerische Steuerung von Windkraftanlagen auf örtlicher und überörtlicher Ebene
Als privilegierte Vorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB haben Windkraftanlagen im
Außenbereich eine starke Durchsetzungskraft gegenüber öffentlichen Belangen. Um einen Wildwuchs zu
verhindern, ist es daher geboten, eine planerische Steuerung vorzunehmen. Auf überörtlicher Ebene stellt
hierfür das Raumordnungsrecht Mittel zur Verfügung, auf örtlicher Ebene besteht die Möglichkeit der
Bauleitplanung. Da letztere in der Hand der Gemeinden liegt, haben diese die Möglichkeit, auf die
Errichtung von Windkraftanlagen in ihrem Gemeindegebiet entscheidenden Einfluss zu nehmen. Hierbei
gilt es aber, bestimmte Vorgaben zu beachten.
I. Einleitung
Angesichts der nur beschränkten Verfügbarkeit fossiler Brennstoffe und der Notwendigkeit eines
nachhaltigen Klimaschutzes hat die Energieversorgung durch erneuerbare Energien in den letzten Jahren
immer mehr an Bedeutung gewonnen. Gute Förderbedingungen durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) vom 29.03.20001 und seiner Neufassung vom 21.07.20042 führten zu einem deutlichen Anstieg
der Nutzung erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung; dies gilt in erster Linie für die Windenergie.3 Da
es erklärtes Ziel der Bundesregierung ist, den Anteil erneuerbarer Energien an der Energieversorgung im
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Interesse des Umwelt- und des Klimaschutzes sowie der Sicherung endlicher Ressourcen weiter deutlich
zu steigern4, wurden mit der am 1.1.2009 in Kraft getretenen erneuten Novellierung des EEG5 die
Förderbedingungen vor allem für die Windenergienutzung weiter verbessert: So wurde die Vergütung für
Windenergie an Land von 7,87 Cent pro Kilowattstunde um über einen Cent auf 9,2 Cent (§ 29 EEG
2009) und für Windenergie auf See (Offshore) sogar um mehr als 6 Cent auf 15 Cent pro Kilowattstunde
(§31 EEG 2009) erhöht.
Zum Stichtag 31.12.2008 standen in Deutschland 20.301 Windkraftanlagen mit einer installierten
Leistung von 23.903 Megawatt. Damit hat die Windenergie einen Anteil von 7,0 Prozent am
Stromverbrauch in der gesamten Bundesrepublik.6 Zum selben Stichtag standen in Hessen 570
Windkraftanlagen mit einer Leistung von 507 Megawatt, was einem Anteil von 2,02 % am
Stromverbrauch entspricht, in Rheinland-Pfalz standen 1008 Anlagen mit einer Leistung von 1255
Megawatt (6,68 % Anteil am Stromverbrauch) und im Saarland 64 Anlagen mit einer Leistung von 77
Megawatt (1,53 % Anteil am Stromverbrauch).7 Wegen der weiteren Erhöhung der Vergütung für
Windenergie durch das EEG 2009 steht zu erwarten, dass sich die Anzahl der Anlagen in den nächsten
Jahren nochmals deutlich erhöhen wird.
So positiv diese Entwicklung aus Sicht der Energie- und Klimaschutzpolitik zu bewerten ist, bringt sie
doch auch Probleme mit sich. Windenergieanlagen sind im Laufe der Jahre immer leistungsstärker und
damit auch größer geworden. Da moderne Windräder Gesamthöhen von über 170 m erreichen und somit
weithin sichtbar sind, beeinflussen sie das Landschaftsbild in unübersehbarer Weise. Die Drehbewegung
des Rotors im Wind ruft Emissionen hervor, mit denen die Wohnqualität beeinträchtigt wird.8 Das
rechtliche Instrumentarium dafür, solche Konflikte zu lösen bzw. gar nicht erst entstehen zu lassen, ist
vielschichtig. Neben den genehmigungsrechtlichen Vorgaben spielen vor allem die Möglichkeiten einer
planerischen Steuerung, die bereits im Vorfeld des jeweiligen Einzelgenehmigungsverfahrens zum Tragen
kommen, eine wichtige Rolle. Bevor das eigentliche Thema dieses Beitrags, nämlich die planerische
Steuerung von Windkraftanlagen erörtert wird, soll kurz das Genehmigungsverfahren für Windkraftan-
lagen dargestellt werden.
II. Das Genehmigungsverfahren für Windkraftanlagen
Bis zum 30.06.2005 waren Windkraftanlagen grundsätzlich baugenehmigungspflichtig. Abweichend
davon bedurften Windfarmen mit mindestens drei Windkraftanlagen gem. § 4 Abs. 1 BImSchG i. V. m.
Nr. 1.6 des Anhangs zur 4. BImSchV a. F. einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung.9 Auf die
Höhe der Windkraftanlagen kam es dabei nicht an. Seit der am 1.7.2005 in Kraft getretenen Änderung der
Nr. 1.6 des Anhangs zur 4. BImSchV sind alle Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50
m unabhängig von ihrer Anzahl immissionsschutzrechtlich zu genehmigen, Anlagen mit einer Höhe bis
50 m weiterhin baurechtlich.10 Da Windkraftanlagen in Spalte 2 des Anhangs zur 4. BImSchV angeführt
sind, wird das Genehmigungsverfahren gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 4. BImSchV grundsätzlich im
vereinfachten Verfahren nach § 19 BImSchG durchgeführt, das sich vom förmlichen Verfahren nach § 10
BImSchG vor allem dadurch unterscheidet, dass keine Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt.11 Das förmliche
Verfahren kommt gem. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1c der 4. BImSchV hingegen dann zur Anwendung, wenn
ein Vorhaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nach dem UVPG bedarf. Für Windkraftanlagen
ist dies nach Maßgabe von Nr. 1.6 der Anlage 1 zum UVPG der Fall, d. h. es muss sich um eine
»Windfarm«12 mit Anlagen mit einer Gesamthöhe von jeweils mehr als 50 m handeln.
III. Planerische Steuerung von Windenergieanlagen
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1. Das Bedürfnis nach einer planerischen Steuerung
Mit Gesetz vom 30.07.1996 (BGBl. I S. 1189) wurde § 35 BauGB, der die bauplanungsrechtliche
Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich regelt, in seinem Absatz 1 um einen
Privilegierungstatbestand für Windenergieanlagen ergänzt13 (heute § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Um den
nach wie vor gebotenen Außenbereichsschutz zu gewährleisten und zugleich auch eine Bündelung von
Anlagen zu ermöglichen,14 wurde gleichzeitig in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB ein sog. Planvorbehalt
eingeführt, der es der Regionalplanung und den Gemeinden ermöglicht, durch positive Standortzuweisung
an einer oder auch an mehreren Stellen im Plangebiet den übrigen Planungsraum von den durch den
Gesetzgeber privilegierten Anlagen freizuhalten. In dieser am 01.01.1997 in Kraft getretenen
Gesetzesänderung liegt damit einerseits zwar ein Bekenntnis des Gesetzgebers zur Förderung der
Windenergienutzung durch Abbau baurechtlicher Hemmnisse, dies andererseits aber verbunden mit einem
Korrektiv, um einen »Wildwuchs« der Anlagen zu verhindern. Gerade weil - wie eingangs festgehalten -
in den nächsten Jahren bundesweit mit einem weiteren Zuwachs von Windenergieanlagen zu rechnen ist,
ist das Bedürfnis nach planerischer Steuerung gewachsen.15
2. Steuerung auf überörtlicher Ebene
a) Rechtsgrundlagen
Auf überörtlicher Ebene bietet die Raumordnungsplanung eine Möglichkeit der planerischen Steuerung.
Das Recht der Raumordnung war bis zum Inkrafttreten der Föderalismusreform am 01.09.200616 ein
Gegenstand der inzwischen abgeschafften Rahmengesetzgebungskompetenz (Art. 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
GG a. F.), ist nun aber ein Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG) mit
der Möglichkeit einer Abweichung durch die Länder gem. Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG.17 Auf der
Grundlage dieser geänderten Kompetenzordnung wurde das Raumordnungsgesetz neu erlassen,18 das
teilweise am 31.12.2008 in Kraft trat, teilweise - wegen Art. 72 Abs. 3 Satz 2 GG - erst am 30.6.2009.
Wenngleich das neue ROG nicht mehr bloße Rahmen-, sondern Vollregelungen enthält, ist es nach wie
vor darauf angelegt, durch Landesrecht ergänzt zu werden.19 So bestimmt § 8 Abs. 1 Satz 1 ROG 2009,
dass in den Ländern für das gesamte Landesgebiet ein landesweiter Raumordnungsplan und für die
Teilräume der Länder Regionalpläne aufzustellen sind, wobei letztere aus ersterem zu entwickeln sind (§
8 Abs. 2 Satz 1 ROG 2009).20
b) Raumbedeutsamkeit von Windenergieanlagen
Die Raumordnungsplanung bezieht sich auf »raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen«
(Legaldefinition in § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG 2009). Ob eine Windenergieanlage raumbedeutsam ist, bedarf
einer Einzelfallbeurteilung.21 Die Größe der Anlage ist zwar ein wichtiges Entscheidungskriterium,
begründet für sich allein aber noch nicht zwingend die Raumbedeutsamkeit.22 Von Bedeutung sind neben
der Höhe vielmehr auch das Geländeprofil der Umgebung sowie der Charakter und die Funktionen der
Landschaft, in die die Anlage hineinwirkt.23 Eine Gesamthöhe von ca. 100 m ist aber jedenfalls als Indiz
für eine Raumbedeutsamkeit zu werten,24 was umgekehrt jedoch nicht ausschließt, auch niedrigere An-
lagen je nach Einzelfallbeurteilung erfasst zu sehen.25 Der Raumbedeutsamkeit einer geplanten
Windenergieanlage steht es nicht entgegen, dass das Landschaftsbild bereits durch andere
Windkraftanlagen nachteilig beeinflusst wird.26 Die Frage der Raumbedeutsamkeit ist zudem maßgebend
für die Anwendbarkeit des § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB und - obwohl dort nicht ausdrücklich erwähnt - des
§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB.27 Hierauf wird später zurückzukommen sein.
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c) Raumordnerische Steuerungsinstrumente
Für die raumordnerische Steuerung der Windenergienutzung stellt das Raumordnungsrecht verschiedene
Instrumente zur Verfügung.28 Insbesondere ist der Plangeber befugt, Festlegungen in der Gestalt von
Zielen und Grundsätzen der Raumordnung zu treffen. Ziele der Raumordnung sind verbindliche Vorgaben
in Form von abschließend abgewogenen Festlegungen (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG 2009). Als verbindliche
Festlegungen sind sie von öffentlichen Stellen zu beachten (§ 4 Abs. 1 ROG 2009);29 außerdem schreibt §
1 Abs. 4 BauGB vor, dass die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind.30 Grundsätze
der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums als Vorgaben für
nachfolgende Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG 2009). Im Unterschied
zu Zielen handelt es sich um keine zwingenden Vorgaben, sondern sie sind lediglich zu berücksichtigten
(vgl. § 4 Abs. 1 und 2 ROG 2009).31
Will der Plangeber Festlegungen in Gestalt von Zielen oder Grundsätzen treffen, kann er sich der
Festlegungsmöglichkeiten gem. § 8 Abs. 7 ROG 200932 bedienen und für die Windenergie
Vorranggebiete (Satz 1 Nr. 1), Vorbehaltsgebiete (Satz 1 Nr. 2), Eignungsgebiete (Satz 1 Nr. 3) oder
Vorranggebiete mit der Wirkung von Eignungsgebieten (Satz 2) festlegen. Allerdings ist nicht jede dieser
Möglichkeiten geeignet, eine Ausschlusswirkung in dem Sinne zu erzielen, dass Windenergieanlagen nur
in den gewünschten Gebieten möglich sind, in anderen dagegen nicht. Insbesondere lässt sich nicht mit je-
der dieser Möglichkeiten die Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erreichen. Damit eine
raumordnerische Festlegung derartige Ausschlusswirkungen erzielen kann, müssen bestimmte Vorgaben
beachtet sein, die es nunmehr näher zu betrachten gilt.
d) Vorgaben für eine raumordnerische Ausschlusswirkung
aa) Richtige Gebietsfestlegung
Die bauplanungsrechtlichen Wirkungen des § 35 Abs. 3 Satz 2 und 3 BauGB können nur durch die
Festlegung von Zielen erreicht werden.33 Der Festlegung eines Vorbehaltsgebiets kommt kein
Zielcharakter zu, da bestimmte raumbedeutsame Nutzungen hier keinen zwingenden Vorrang genießen,
sondern der Abwägung mit konkurrierenden Nutzungen unterliegen (§ 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 ROG 2009);
will der Plangeber sicherstellen, dass sich die Windenergieerzeugung in einem bestimmten Raum
konzentriert, scheidet daher die Festlegung eines Vorbehaltsgebiet aus.34
Demgegenüber haben Festlegungen als Vorranggebiete im Sinne von § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 ROG 2009
zwar Zielfunktion, da sie die vorrangige Nutzung als unüberwindbare Letztentscheidung qualifizieren; sie
beschränken sich in ihrer Steuerungswirkung aber auf das Gebietsinnere, d. h. es fehlt ihnen an einer
außergebietlichen Ausschlusswirkung in dem Sinne, dass die vorrangige Nutzung im weiteren Plangebiet
ausgeschlossen ist.35 Eben diese Wirkung haben Eignungsgebiete nach § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 ROG
2009, da sie die vorrangige Nutzung als unüberwindbare Letztentscheidung qualifizieren.36 Die
umstrittene Frage, ob eine Festlegung als Eignungsgebiet auch innergebietlich gewährleisten kann, dass
sich die Windenergie gegen andere Nutzungen durchsetzt und damit auch insoweit Zielcharakter hat, hat
das OVG NW für § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 ROG 1998, der im wesentlichen § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 ROG
2009 entspricht, bejaht: »Die abschließende planerische Abwägung und Entscheidung zur Konzentration
bestimmter Vorhaben im Eignungsgebiet enthält eine einheitliche positive und negative Zielfestlegung.«37
Mit der Festlegung eines Eignungsgebiets kann somit die Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erzielt
werden. Unabhängig davon kann der Plangeber diese Wirkung auch dadurch erreichen, dass er Vor-
ranggebiete festlegt und zudem festlegt, dass diese die Wirkung von Eignungsgebieten haben (§ 8 Abs. 7
Satz 2 ROG 2009).38 Die Festlegung von Vorrangstandorten für Windenergieanlagen im regionalen
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Raumordnungsplan darf sich allerdings nicht vorrangig danach richten, dass die betroffenen Gemeinden
ihr Einvernehmen erteilen.39
bb) Schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept
Will der Plangeber erreichen, dass durch positive Standortzuweisung an einer oder auch an mehreren
Stellen im Plangebiet der übrige Planungsraum von Windenergieanlagen freigehalten wird (vgl. § 35 Abs.
3 Satz 3 BauGB), so bedarf es -wie das BVerwG in zwei Grundsatzentscheidungen vom 13.03.2003
gefordert hat - eines schlüssigen gesamträumlichen Planungskonzepts, das den allgemeinen Anforderun-
gen des planungsrechtlichen Abwägungsgebots gerecht wird.40
Das bedeutet, dass sich die Abwägung aller beachtlichen Belange auf die positiv festgelegten und die
ausgeschlossenen Standorte erstrecken muss. Eine gezielte, rein negative »Verhinderungsplanung« ist
dem Plangeber verwehrt, denn er muss die Entscheidung des Gesetzgebers, Windenergieanlagen im
Außenbereich zu privilegieren, beachten und für die Windenergienutzung im Plangebiet in substanzieller
Weise Raum schaffen. Eine »Verhinderungsplanung« liegt allerdings nicht schon dann vor, wenn die
Festlegung von Konzentrationsflächen im Ergebnis zu einer Art Kontingentierung der Anlagenstandorte
führt.41 Wo die Grenze zu einer unzulässigen Negativplanung verläuft, lässt sich nicht abstrakt
bestimmen. Jedenfalls darf aber kein »grobes Missverhältnis« zwischen den ausgewiesenen
Positivflächen und dem Umfang der Ausschlussflächen bestehen.42 Da Größenangaben isoliert betrachtet
ungeeignet sind, kann z. B. eine regionalplanerische Zielausweisung, bei der weniger als 0,15 % der
Gesamtfläche als Vorrangfläche für die Windkraftnutzung ausgewiesen wird und dem ca. 80 % der
Gesamtfläche als Ausschlussfläche entgegengesetzt werden, nicht zwingend als Negativplanung an-
gesehen werden. Maßgeblich sind vielmehr die tatsächlichen Verhältnisse im Planungsraum.43 Die
gesetzgeberische Konzeption verbietet es außerdem, in der Bilanz der Positiv- und Negativflächen
Vorbehaltsgebiete im Sinn von § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 ROG 2009 als Positivausweisung zu werten.44
Für die Positivausweisung gilt, dass diese nicht lediglich »Alibifunktion« haben darf: Die ausgewiesenen
Flächen müssen für die Zwecke der Windenergie so geeignet sein, dass sie sich gegen anderen
Nutzungszwecke durchsetzen.45 Daher können z. B. Landschaftsschutzgebiete nur dann als
Vorrangflächen für die Windkraftnutzung vorgesehen werden, wenn die Landschaftsschutzverordnung
Befreiungsmöglichkeiten von Bauverboten vorsieht.46 Zu beachten sind in diesem Zusammenhang auch
artenschutzrechtliche Vorgaben; so ist bei der Errichtung von Windenergieanlagen im Lebensraum von
Fledermäusen das Verbot des § 42 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG i.V.m. Art. 12 Abs. 1 der FFH-Richtlinie
tangiert.47 Eine Positivausweisung, die nur derartige Flächen enthalten würde, hätte »Alibifunktion« und
könnte daher die Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB nicht auslösen. Dagegen muss die
Raumordnungsplanung im Hinblick auf die Geeignetheit der ausgewiesenen Standorte nicht die
Eigentumsverhältnisse der Flächen aufklären.48
Unbeplante Flächen, also solche, bei denen es an einer abschließenden raumordnerischen Entscheidung
des Trägers der Raumordnung deshalb fehlt, weil hier die Träger der Flächennutzungsplanung befugt sein
sollen, weitere Flächen auszuweisen, stehen der Ausschlusswirkung nicht entgegen.49 Die
Ausschlusswirkung erstreckt sich in solchen Fällen freilich nur auf die Flächen, die der Plan als
Ausschlusszone festschreibt. Die unbeplanten Flächen erfasst sie nicht, weil es insoweit (nämlich in
Bezug auf diese Flächen) an einer abschließenden raumordnerischen Entscheidung des Trägers der
Raumordnung fehlt.50
Der Regionalplanung ist es wesensimmanent, dass ihr ein übergemeindliches Konzept innewohnt, das
großräumigen und übergreifenden Leitvorstellungen verpflichtet ist. Dies kann dazu führen, dass das
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Gebiet einer gesamten Gemeinde von jeglicher Windenergienutzung freigehalten wird, vorausgesetzt, es
liegen besondere Gründe vor, die das Gebiet besonders schutzwürdig erscheinen lassen.51 Sind in einem
Regionalplan daher aus sachlichen Gründen ein oder mehrere Standorte für raumbedeutsame
Windkraftanlagen auf dem Gebiet einer Gemeinde festgelegt, so kann sich diese Gemeinde dagegen nicht
mit dem Einwand wehren, für die meisten der anderen Gemeinden im Plangebiet seien Ausschlussgebiete
festgelegt.52
Ist für einen bestimmten Raum eine Regionalplanung erfolgt, so ist diese nicht »auf ewige Zeit« starr und
unveränderbar. Vielmehr kommt es in der Praxis regelmäßig vor, dass ein erstmalig erstellter
Regionalplan sukzessive weiterentwickelt und fortgeschrieben wird. In derartigen Fällen ist eine
rechtliche Gesamtbetrachtung erforderlich: Mehrere Teilfortschreibungen eines Regionalplans können die
Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erst entfalten, wenn sie sich mit ihren positiven und
negativen Aussagen zu einem abschließenden gesamträumlichen Planungskonzept zusammenfügen.53
3. Steuerung auf örtlicher Ebene
a) Verwirklichung des Planvorbehalts durch den Flächennutzungsplan
Neben einer Steuerung der Windenergienutzung auf überörtlicher Ebene mittels der Regionalplanung ist
mit der Bauleitplanung auch eine Steuerung auf örtlicher Ebene möglich. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
(Planvorbehalt) führt daher nicht nur die Raumordnungsplanung, sondern auch Flächennutzungspläne an,
mittels derer es möglich ist, die Ausschlusswirkung zu erzielen. Damit haben auch die Gemeinden die
Möglichkeit, die Errichtung von Windrädern im Außenbereich zu steuern. Die Steuerungsmöglichkeit
nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB entfaltet ihre Wirkung aber erst mit dem Inkrafttreten des
Flächennutzungsplans. Damit nicht während des Planverfahrens die Planungsabsichten der Gemeinde
durch positiv be-schiedene Baugesuche unterlaufen werden und sich damit die Planung als nutzlos
erweist, eröffnet § 15 Abs. 3 BauGB der planenden Gemeinde die Möglichkeit, bei der
Baugenehmigungsbehörde die Zurückstellung des Baugesuchs zu beantragen.54
Auch für die Steuerung auf örtlicher Ebene gilt, dass ein schlüssiges gesamträumliches Planungskonzept
erforderlich ist.55 In seinem Urteil vom 17.12.2002 hat das BVerwG56 grundlegend ausgeführt, welche
Anforderungen hierbei zu beachten sind: Das Zurücktreten der Privilegierung in Teilen des Plangebiets
lässt sich nach der Wertung des Gesetzgebers nur dann rechtfertigen, wenn die Gemeinde sicherstellt, dass
sich die betroffenen Vorhaben an anderer Stelle gegenüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen. § 35
Abs. 3 Satz 3 BauGB lässt es daher nicht zu, das gesamte Gemeindegebiet mit dem Instrument des
Flächennutzungsplans zu sperren (sog. Negativplanung).57 Vielmehr muss die Gemeinde der
Privilegierungsentscheidung des Gesetzgebers Rechnung tragen und für die Windkraftnutzung in
substanzieller Weise Raum schaffen.58 Beschränkt sich die Gemeinde darauf, eine einzige Konzen-
trationszone auszuweisen, so ist dies, für sich genommen, jedoch noch kein Indiz für einen fehlerhaften
Gebrauch der Planungsermächtigung. Auch Größenangaben sind, isoliert betrachtet, als Kriterium
ungeeignet. Die ausgewiesene Fläche ist nicht nur in Relation zu setzen zur Gemeindegröße, sondern
auch zur Größe der Gemeindegebietsteile, die für eine Windenergienutzung nicht in Betracht kommen.59
Die Festlegung von Konzentrationszonen ist auch dann keine unzulässige Verhinderungsplanung, wenn
sie zu einer Art Kontingentierung der Anlagenstandorte führt.60 Auch kann die Gemeinde bei ihren
planerischen Überlegungen bestimmte Gemeindegebietsteile als so genannte »Tabu-Zonen« von vorn-
herein außer Betracht lassen61, so etwa, indem aus Gründen des Immissionsschutzes pauschale Abstände
zu jeder schützenswerten Wohnbebauung angesetzt werden.62
Der Gemeinde ist es verwehrt, durch die Darstellung von Flächen, die für die vorgesehene Nutzung
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objektiv ungeeignet sind oder sich in einer Alibifunktion erschöpfen, Windkraftanlagen unter dem
Deckmantel der Steuerung in Wahrheit zu verhindern.63 Allerdings muss die Gemeinde nicht sämtliche
Flächen, die sich für Windkraftanlagen eignen, in ihrem Flächennutzungsplan darstellen. Bei der
Gebietsauswahl braucht sie die durch § 35 Abs. 1 BauGB privilegierten Nutzungen in der Konkurrenz mit
gegenläufigen Belangen nicht vorrangig zu fördern, sondern darf diese Nutzungen abwägend zurück-
stellen, wenn hinreichend städtebauliche Gründe dies rechtfertigen.64 Belange, die der
Windenergienutzung vorgehen können, sind z. B. der Fremdenverkehr, der Naturschutz und der
Landschaftsschutz.65 Aus § 1a Abs. 4 i. V m. § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB und § 37 Abs. 1 Satz 2, § 35 Satz
2 und § 34 BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit, die Verträglichkeit der Ausweisung einer
Vorrangzone für Zwecke der Windkraftnutzung innerhalb eines Europäischen Vogelschutzgebietes mit
den Erhaltungszielen dieses Gebietes bereits im Planaufstellungsverfahren zu prüfen. Dabei muss der
Standort des aufgrund des Bauleitplans ermöglichten Vorhabens nicht zwingend im Vogelschutzgebiet
liegen, sondern es reicht, dass sich das Vorhaben auf den Schutzzweck auswirken kann. Fehlt es an dieser
FFH-Verträglichkeitsprüfung, so liegt darin ein erheblicher Abwägungsmangel, der zur Nichtigkeit der
Vorrangzonenbildung führt.66 Den Entfaltungsmöglichkeiten der Windkraftnutzung sind auch insofern
enge Grenzen gesetzt, als Teile des Gemeindegebiets förmlich unter Landschaftsschutz gestellt und damit
dem planerischen Zugriff der Gemeinde weitgehend entzogen sind.67
Die gemeindliche Entscheidung muss nicht nur Auskunft darüber geben, von welchen Erwägungen die
positive Standortzuweisung getragen wird, sondern auch deutlich machen, welche Gründe es
rechtfertigen, den übrigen Planungsraum von Windkraftanlagen freizuhalten.68 Insofern bedarf es einer
umfassenden Abwägung, d. h. mit der Ausweisung von Standorten zu Gunsten von Windkraftanlagen
muss zugleich geprüft und im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB abgewogen werden, ob und inwieweit in
anderen Teilen des Gemeindegebiets die Windkraftanlagen im Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
ausgeschlossen sein sollen.69
b) Bebauungsplan als Mittel der Feinsteuerung und Veränderungssperre
Gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist im Flächennutzungsplan die beabsichtigte Art der Bodennutzung nur in
den Grundzügen darzustellen. Durch den Bebauungsplan sollen die Darstellungen des
Flächennutzungsplans konkreter ausgestaltet und damit zugleich verdeutlicht werden.70 Dieser
allgemeine Grundsatz gilt auch im hier interessierenden Zusammenhang: Den Gemeinden ist es nicht
verwehrt, die Errichtung von Windenergieanlagen in den im Flächennutzungsplan dargestellten
Konzentrationszonen durch einen Bebauungsplan einer Feinsteuerung zu unterziehen.71 Eine solche
Feinsteuerung kann in der Form geschehen, dass die Gemeinde im Bebauungsplan die Anlagenhöhe
begrenzt72 oder die genauen Standorte der Anlagen festlegt. Insbesondere kann die Gemeinde den
Abstand von Windrädern untereinander in einem Bebauungsplan dadurch steuern, dass sie Baugrenzen
festsetzt, innerhalb derer jeweils nur eine Windkraftanlage Platz findet. Es können sowohl Baugrenzen
festgesetzt werden, die allein für Fundament und Turm gelten, als auch Baugrenzen, die sich darüber
hinaus auf den Rotor beziehen. Darüber hinaus können Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung,
zur Erschließung, zum Immissionsschutz oder zu den erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
getroffen werden.73
Ist ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans gefasst, so kann die Gemeinde gem. § 14
Abs. 1 BauGB zur Sicherung der Planung eine Veränderungssperre u. a. mit dem Inhalt beschließen, dass
Vorhaben i. S. des § 29 BauGB nicht durchgeführt werden dürfen. Dagegen spricht nicht, dass das für die
Anwendung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB vorausgesetzte gesamträumliche Planungskonzept der
Gemeinde gestört wird; die Veränderungssperre lässt dieses Konzept unberührt, da sie nur ein
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vorübergehendes Hindernis für die Bebauung der Konzentrationszone darstellt.74 Will die Gemeinde von
ihrem im Flächennutzungsplan festgelegten Konzept durch den Bebauungsplan abweichen, so ist dies im
Wege des Parallelverfahrens nach § 8 Abs. 3 BauGB, in dem gleichzeitig der Flächennutzungsplan
geändert wird, grundsätzlich möglich.75 Verändert eine Gemeinde aber ihr Konzept, eine positive Aus-
weisung an einer bestimmten Stelle mit einer Ausschlusswirkung für den übrigen Planbereich zu
kombinieren, läuft sie Gefahr, dass ihr gesamter Außenbereich wegen Unwirksamkeit des geänderten
Flächennutzungsplans wieder für die Windenergienutzung frei wird, wenn nämlich in dem geänderten
Plan das Interesse an der Windenergienutzung unter Verstoß gegen das Abwägungsgebot nicht
ausreichend berücksichtigt worden ist.76
Zu beachten ist auch, dass eine Veränderungssperre erst erlassen werden darf, wenn die Planung, die sie
sichern soll, ein Mindestmaß dessen erkennen lässt, was Inhalt des zu erwartenden Bebauungsplans sein
soll. Wesentlich ist dabei, dass die Gemeinde bereits positive Vorstellungen über den Inhalt des
Bebauungsplans entwickelt hat. Eine Negativplanung, die sich darin erschöpft, einzelne Vorhaben
auszuschließen, genügt nicht.77 Der Inhalt einer Veränderungssperre darf daher nicht auf das Verbot der
Errichtung von Windkraftanlagen beschränkt werden.78
c) Das Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB
Gem. § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Das bedeutet,
dass die Ziele der Raumordnung in der Bauleitplanung je nach dem Grad ihrer Aussageschärfe
konkretisierungsfähig sind, nicht aber im Wege der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB überwunden
werden können. Besteht ein landesplanerisches Ziel darin, in einem Gebiet einer bestimmten
Raumfunktion den absoluten Vorrang zu sichern, so kann dieser Nutzungsvorrang nicht durch Abwägung
mit hiermit unvereinbaren Belangen relativiert werden.79 Eine Gemeinde verstößt daher gegen § 1 Abs. 4
BauGB, wenn sie nicht mehr nur den Spielraum voll ausfüllt, der ihr innerhalb des durch die Ziele der
Raumordnung gezogenen Rahmens verbleibt, sondern diesen überschreitet.80 Ist in einem Regionalplan
ein Windkraftstandort als Ziel der Raumordnung festgelegt und überplant die Gemeinde diesen Bereich
mit einem Bebauungsplan in einer Weise, die die vom Regionalplan eingeräumten Spielräume zur
konkretisierenden Feinsteuerung überschreitet, ist der Bebauungsplan wegen Verstoßes gegen § 1 Abs. 4
BauGB unwirksam.81
IV. Zusammenfassung
Seit 01.01.1997 sind Windkraftanlagen im Außenbereich bauplanungsrechtlich privilegierte Vorhaben (§
35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB). Um der damit verbundenen Gefahr eines »Wildwuchses« zu begegnen, hat der
Gesetzgeber seinerzeit den Planvorbehalt in § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB eingeführt, der eine planerische
Steuerung von Windkraftanlagen insofern ermöglicht, als durch die Regionalplanung auf überörtlicher
und durch die Flächennutzungsplanung auf örtlicher Ebene Flächen geschaffen werden können, auf denen
Windenergienutzung möglich sein soll, wohingegen sie auf allen anderen Flächen des Plangebiets
unzulässig sein soll. Um diese Wirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zu erzielen, bedarf es im Regio-
nalplan der Festlegung eines Eignungsgebiets nach § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 ROG 2009 oder eines
Vorranggebiets, das zugleich die Wirkung eines Eignungsgebiets hat (§ 8 Abs. 7 Satz 2 ROG 2009). Auf
örtlicher Ebene gibt die Flächennutzungsplanung den Gemeinden die Möglichkeit, die Errichtung von
Windkraftanlagen zu steuern.
Sowohl für die überörtliche als auch für die örtliche Planung gilt das Erfordernis eines schlüssigen
gesamträumlichen Planungskonzepts, das den allgemeinen Anforderungen des planungsrechtlichen
Abwägungsgebots gerecht wird. Nur wenn diesen Anforderungen genügt wird, kann der Plangeber errei-
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chen, dass durch positive Standortzuweisung an einer oder auch an mehreren Stellen im Plangebiet der
übrige Planungsraum von Windenergieanlagen freigehalten wird (vgl. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB).
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36
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40
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41 BVerwG, NVwZ 2003, 738, 739; 2003, 1261.
42 BayVGH, BayVBl. 2009, 46, 47.
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48 BVerwG, NVwZ 2003, 738, 741.
49 BVerwG, NVwZ 2006, 339, 340; Middeke, DVBl. 2008, 294.
50 BVerwG, NVwZ 2003, 1261; 2006, 339, 340.
51 BVerwG, NVwZ 2003, 738, 742; OVG NW, NVwZ 2002, 1135, 1137;Müller-Grune, BayVBl. 2003, 748.
52 Vgl. VGH BadWürtt., NVwZ-RR 2006, 232; Hornmann, NVwZ 2006, 974.
53 BVerwG, NVwZ 2003, 738, 740; s. auch Hornmann, NVwZ 2006, 974.
54 Dazu OVG Berl.-Bbg., NVwZ 2007, 848; OVG RhPf., NVwZ 2007, 850;Krautzberger (Fn. 36), Rn. 13 ff.; Hornmann, NVwZ 2006, 975.
55 BVerwG, UPR 2008, 264, 265;NVwZ 2003, 733, 736;ZfBR 2006, 679;OVG NW, NWVBl. 2008, 26, 27; 2008, 271; NVwZ 2002, 1135.
56 NVwZ 2003, 733.
57
BVerwG, NVwZ 2003, 733, 735; s. auch OVG NW, NuR 2004, 690;
Middeke, DVBl. 2008, 294; Hornmann, NVwZ 2006, 975; Schidlowski,
NVwZ 2001, 388.
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60 BVerwG, ZfBR 2006, 679; OVG NW, ZfBR 2006, 679; Middeke, DVBl.2008, 294.
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65
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74 BVerwG, NVwZ 2004, 477, 478; 2004, 858, 859.
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Einheit 2000 2005 2010
Stromabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 62 748 69 946 70 192
Tarifabnehmer % 39,7 35,6 33,3
Sonderabnehmer % 60,3 64,4 66,7
Haushalte Mill. kWh 17 777 20 896 20 347
   je Einwohner kWh je EW 1 694 1 948 1 893
   je Haushalt kWh je HH 3 748 4 281 4 036
Durchschnittserlöse1)
aus der Stromabgabe Ct. je kWh 7,68 10,11 13,00
Tarifabnehmer Ct. je kWh 10,60 15,14 17,66
Sonderabnehmer Ct. je kWh 5,76 7,34 10,68
Gasabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 75 546 88 364 78 657
Produzierendes Gewerbe % 48,8 49,4 43,5
Haushalte % 35,4 38,8 41,4
Sonstige Endabnehmer % 15,8 11,8 15,1
Durchschnittserlöse2)
aus der Gasabgabe Ct. je kWh 2,63 3,57 4,14
Produzierendes Gewerbe Ct. je kWh 2,04 2,77 3,45
Haushalte Ct. je kWh 3,40 4,53 4,90
Sonstige Endabnehmer Ct. je kWh 2,75 3,74 4,05
1) Ohne Mehrwertsteuer, ab 2004 auch ohne Stromsteuererstattungen nach §10 Strom‑ 
steuergesetz. Einschließlich der Netznutzungsentgelte, der Stromsteuer, der Konzessionsab‑
gaben sowie den Ausgleichsabgaben nach dem Erneuerbaren‑Energien‑Gesetz und dem Kraft‑





Die Bruttostromerzeugung einer Erzeugungseinheit ist die erzeugte 
elektrische Arbeit, gemessen an den Generatorklemmen.
Durchschnittserlös
Quotient aus den Erlösen und der Strom‑ oder Gasabgabe. Die Erlöse 
beschreiben die Einnahmeseite der Versorgungsunternehmen und sind 
nicht mit den Gewinnen gleichzusetzen.
Endenergieverbrauch
Verbrauch von Energieträgern durch den Endverbraucher bzw. Absatz 
von Energieträgern an den Endverbraucher. Nicht enthalten ist ins‑
besondere der Energieeinsatz für Umwandlung bzw. Weiterverarbeitung 
von Primärenenergieträgern (z.B. Stromproduktion, Raffinerien).
Energiebilanz
In der Energiebilanz werden das Aufkommen, die Umwandlung und die 
Verwendung von Energieträgern in einem Wirtschaftsraum möglichst 
lückenlos und detailliert nachgewiesen. Die Zeilen‑ und Spalten‑ 
gliederung der Energiebilanz wird in einer international gebräuchlichen 
Matrix dargestellt.
Energieintensität
Die Energieintensität ist der Kehrwert der Energieproduktivität, aus‑ 
gedrückt im Verhältnis von Primärenergieverbrauch zum Bruttoinlands‑
produkt. Sie verdeutlicht, wie viel Energie aufgewendet wurde, um eine 
Einheit Wirtschaftsleistung zu erzeugen.
Energieproduktivität
Die Energieproduktivität dient als Maßstab für die Effizienz im Umgang 
mit den Energieressourcen. Sie wird ausgedrückt als Verhältnis von 
Bruttoinlandsprodukt zum Primärenergieverbrauch und verdeutlicht die 
Wirtschaftsleistung eines Landes je Einheit verbrauchter Primärenergie.
Primärenergieverbrauch/-bilanz
Verbrauch bzw. Absatz von Energieträgern, die noch keiner Um‑ 
wandlung unterworfen wurden, z.B. Steinkohle, Rohöl oder Erdgas. Die 
Primärenergiebilanz ist somit die Energiedarbietung der ersten Stufe. 
Sie setzt sich zusammen aus der Gewinnung von Primärenergieträgern 
im Land, den Bezügen und Lieferungen über die Landesgrenzen sowie 
Bestandsveränderungen, soweit diese statistisch erfasst werden.
Sonderabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nicht nach 
den Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen, 
sondern nach einzelvertraglich vereinbarten besonderen Preisen und 
Bedingungen versorgt werden.
Tarifabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nach 
Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen ver‑
sorgt werden.



























Vorwiegende Heizenergie in zum Bau
freigegebenen Wohngebäuden 2010
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 982 11
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*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.
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*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.













Einheit 1999 2004 2009
Primärenergieverbrauch1) TJ 1 583 922 1 614 521 1 545 594
je Einwohner GJ/EW  152  151  144
temperaturbereinigt TJ 1 615 183 1 629 166 1 576 390
je Einwohner GJ/EW  155  152  147
Energieproduktivität2) EUR/GJ x x  221
1991 = 100 105,9 109,8 116,0
temperaturbereinigt EUR/GJ x x  216
1991 = 100 102,5 107,4 112,3
Energieintensität2) TJ/Mrd. EUR x x 4 529
1991 = 100 94,4 91,1 86,2
temperaturbereinigt TJ/Mrd. EUR x x 4 620
1991 = 100 97,5 93,1 89,1
Bruttostromverbrauch2) Mill. kWh 71 325 82 664 79 656
Anteil Nettostrombezüge % 3,2 15,3 17,5
Produktivität EUR/kWh x x 4,3
1991= 100 109,2 126,5 121,9
je Einwohner kWh/EW 6 826 7 722 7 412
Anteil Erneuerbarer Energieträger 
am Primärenergieverbrauch % 2,2 5,0 9,3
an der Bruttostromerzeugung % 7,5 8,8 15,0
Bruttoinlandsprodukt2) Mill. EUR 289 426 319 945 341 235
1991 = 100 110,7 117,0 118,4
Bevölkerung3) in 1000 10 448,6 10 705,2 10 746,9
1991 = 100 105,5 108,1  108,6
1) Berechnungsstand 18. April 2011. – 2) Bezugsgröße für Angaben in EUR/kWh, EUR/GJ, TJ/Mrd. 
EUR und Mill. EUR: Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen; für Angaben Index: Bruttoinlands‑
produkt preisbereinigt, verkettet; jeweils Berechnungsstand August 2010/Februar 2011, Quelle: 





















Verbrauch in den Energiesektoren
59,6
0,3
Industrie Verkehr Haushalte, Gewerbe,
Handel, Dienstleistungen
214,3 300,4 523,2
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
in Petajoule
Quelle: Energiebilanz Baden-Württemberg, Stand 18. April 2011. 
Energieträger




Mineralöle   41,8   36,2   34,5   533,5 
Kernenergie   27,2   25,6   24,3   375,0 
Erdgas   16,1   17,6   17,6   271,2 
Steinkohlen   11,6   12,0   10,0   154,1 
Nettostrombezüge   0,5   2,8   3,2   50,3 
Braunkohlen   0,2   0,3   0,2   3,8 
Andere Energieträger   0,4   0,5   0,9   13,5 
Erneuerbare Energieträger insgesamt   2,2   5,0   9,3   144,2 
davon
Biomasse1)   0,9   3,5   7,2   111,5 
Wasserkraft   1,0   1,0   1,0   16,1 
Solarenergie  –   0,1   0,5   8,2 
Windkraft   0,0   0,1   0,1   2,0 
Sonstige erneuerbare Energieträger2)   0,3   0,3   0,4   6,4 
Insgesamt   100    100    100   1 545,6 
1) Feste und flüssige biogene Stoffe, Biogas, biogene Abfälle und Klärschlamm. – 2) Klärgas, 
Deponiegas, Sonstige und Wärmepumpen; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; 
Berechnungsstand 18. April 2011.
9 % des Primärenergieverbrauchs in Baden-Württemberg wurden 2009 durch erneuerbare Energieträger gedeckt 29 % der Endenergie wird im Verkehr verbraucht 17 % betrug der Anteil erneuerbarer Energieträger an der Bruttostromerzeugung 2010 in Baden-Württemberg
Primärenergieverbrauch Endenergieverbrauch Stromerzeugung
Das Energieflussbild basiert auf der Energiebilanz und verdeutlicht in redu-
zierter Form den Energiefluss vom Gesamtenergieaufkommen im Land 
(1668,0 Petajoule) bis zum Energieverbrauch des Endverbrauchers. Der Pri-
märenergieverbrauch lag 2009 bei 1545,6 Petajoule. Nach Berücksichtigung 
des Verbrauchs in den Umwandlungsbereichen und dem nichtenergetischen 
Verbrauch von Energieträgern, zum Beispiel als Rohstoff für die Herstellung 
von Kunststoff, verblieben in Baden-Württemberg insgesamt 1037,9 Petajoule 
für den Endenergieverbrauch. Dies entspricht 62 % der Primärenergie. Erst 
diese Endenergie wird beim Verbraucher unter weiteren Verlusten in Nutz-
energie (wie beispielsweise Licht und Wärme) umgewandelt.
Indikatoren und ausgewählte KennzahlenEnergieflussbild 2009 für Baden-Württemberg
Unterschiede im Energiemix 2009
978 11Statistisches Landesamt Baden-Württemberg


























Einheit 1999 2004 2009
Endenergieverbrauch TJ 1 090 105 1 114 639 1 037 918
Industrie1) % 19,3 21,4 20,6
Verkehr % 31,4 28,7 28,9
Haushalte und
sonstige Kleinverbraucher % 49,3 49,9 50,4
Endenergieverbrauch im 
Straßenverkehr TJ 323 466 300 605 283 909
Ottokraftstoff %   54,0   48,6   40,5
Dieselkraftstoff %   46,0   50,7   53,2
Flüssiggas (Autogas) %  –   0,0   0,8
Erdgas %  –  –   0,1
Biomasse (Biotreibstoffe) %  –   0,7   5,4
1) Verarbeitendes Gewerbe und Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden gemäß jeweils 
gültiger Klassifikation der Wirtschaftszweige.
Die 10 Industriebranchen mit dem höchsten
Energieverbrauch 2009
979 11Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Anteile in %
Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-










Herstellung von Glas und
Glaswaren, Keramik, Verarbeitung

































*) Vorläufig. – 1) Einschließlich natürlichem Zufluss aus Pumpspeicherwasserkraft-
werken. – 2) Biogas, feste und flüssige biogene Stoffe, Abfall biogen, Klärschlamm.
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*) 2010 vorläufig. – 1) Einschließlich natürlichem Zufluss aus Pumpspeicherwasser-
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Einheit 1999 2004 2009
Primärenergieverbrauch1) TJ 1 583 922 1 614 521 1 545 594
je Einwohner GJ/EW  152  151  144
temperaturbereinigt TJ 1 615 183 1 629 166 1 576 390
je Einwohner GJ/EW  155  152  147
Energieproduktivität2) EUR/GJ x x  221
1991 = 100 105,9 109,8 116,0
temperaturbereinigt EUR/GJ x x  216
1991 = 100 102,5 107,4 112,3
Energieintensität2) TJ/Mrd. EUR x x 4 529
1991 = 100 94,4 91,1 86,2
temperaturbereinigt TJ/Mrd. EUR x x 4 620
1991 = 100 97,5 93,1 89,1
Bruttostromverbrauch2) Mill. kWh 71 325 82 664 79 656
Anteil Nettostrombezüge % 3,2 15,3 17,5
Produktivität EUR/kWh x x 4,3
1991= 100 109,2 126,5 121,9
je Einwohner kWh/EW 6 826 7 722 7 412
Anteil Erneuerbarer Energieträger 
am Primärenergieverbrauch % 2,2 5,0 9,3
an der Bruttostromerzeugung % 7,5 8,8 15,0
Bruttoinlandsprodukt2) Mill. EUR 289 426 319 945 341 235
1991 = 100 110,7 117,0 118,4
Bevölkerung3) in 1000 10 448,6 10 705,2 10 746,9
1991 = 100 105,5 108,1  108,6
1) Berechnungsstand 18. April 2011. – 2) Bezugsgröße für Angaben in EUR/kWh, EUR/GJ, TJ/Mrd. 
EUR und Mill. EUR: Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen; für Angaben Index: Bruttoinlands‑
produkt preisbereinigt, verkettet; jeweils Berechnungsstand August 2010/Februar 2011, Quelle: 





















Verbrauch in den Energiesektoren
59,6
0,3
Industrie Verkehr Haushalte, Gewerbe,
Handel, Dienstleistungen
214,3 300,4 523,2
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 
in Petajoule
Quelle: Energiebilanz Baden-Württemberg, Stand 18. April 2011. 
Energieträger




Mineralöle   41,8   36,2   34,5   533,5 
Kernenergie   27,2   25,6   24,3   375,0 
Erdgas   16,1   17,6   17,6   271,2 
Steinkohlen   11,6   12,0   10,0   154,1 
Nettostrombezüge   0,5   2,8   3,2   50,3 
Braunkohlen   0,2   0,3   0,2   3,8 
Andere Energieträger   0,4   0,5   0,9   13,5 
Erneuerbare Energieträger insgesamt   2,2   5,0   9,3   144,2 
davon
Biomasse1)   0,9   3,5   7,2   111,5 
Wasserkraft   1,0   1,0   1,0   16,1 
Solarenergie  –   0,1   0,5   8,2 
Windkraft   0,0   0,1   0,1   2,0 
Sonstige erneuerbare Energieträger2)   0,3   0,3   0,4   6,4 
Insgesamt   100    100    100   1 545,6 
1) Feste und flüssige biogene Stoffe, Biogas, biogene Abfälle und Klärschlamm. – 2) Klärgas, 
Deponiegas, Sonstige und Wärmepumpen; Abweichungen in den Summen durch Rundungen; 
Berechnungsstand 18. April 2011.
9 % des Primärenergieverbrauchs in Baden-Württemberg wurden 2009 durch erneuerbare Energieträger gedeckt 29 % der Endenergie wird im Verkehr verbraucht 17 % betrug der Anteil erneuerbarer Energieträger an der Bruttostromerzeugung 2010 in Baden-Württemberg
Primärenergieverbrauch Endenergieverbrauch Stromerzeugung
Das Energieflussbild basiert auf der Energiebilanz und verdeutlicht in redu-
zierter Form den Energiefluss vom Gesamtenergieaufkommen im Land 
(1668,0 Petajoule) bis zum Energieverbrauch des Endverbrauchers. Der Pri-
märenergieverbrauch lag 2009 bei 1545,6 Petajoule. Nach Berücksichtigung 
des Verbrauchs in den Umwandlungsbereichen und dem nichtenergetischen 
Verbrauch von Energieträgern, zum Beispiel als Rohstoff für die Herstellung 
von Kunststoff, verblieben in Baden-Württemberg insgesamt 1037,9 Petajoule 
für den Endenergieverbrauch. Dies entspricht 62 % der Primärenergie. Erst 
diese Endenergie wird beim Verbraucher unter weiteren Verlusten in Nutz-
energie (wie beispielsweise Licht und Wärme) umgewandelt.
Indikatoren und ausgewählte KennzahlenEnergieflussbild 2009 für Baden-Württemberg
Unterschiede im Energiemix 2009
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Einheit 1999 2004 2009
Endenergieverbrauch TJ 1 090 105 1 114 639 1 037 918
Industrie1) % 19,3 21,4 20,6
Verkehr % 31,4 28,7 28,9
Haushalte und
sonstige Kleinverbraucher % 49,3 49,9 50,4
Endenergieverbrauch im 
Straßenverkehr TJ 323 466 300 605 283 909
Ottokraftstoff %   54,0   48,6   40,5
Dieselkraftstoff %   46,0   50,7   53,2
Flüssiggas (Autogas) %  –   0,0   0,8
Erdgas %  –  –   0,1
Biomasse (Biotreibstoffe) %  –   0,7   5,4
1) Verarbeitendes Gewerbe und Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden gemäß jeweils 
gültiger Klassifikation der Wirtschaftszweige.
Die 10 Industriebranchen mit dem höchsten
Energieverbrauch 2009
979 11Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Anteile in %
Herstellung von Holz-, Flecht-, Korb-










Herstellung von Glas und
Glaswaren, Keramik, Verarbeitung

































*) Vorläufig. – 1) Einschließlich natürlichem Zufluss aus Pumpspeicherwasserkraft-
werken. – 2) Biogas, feste und flüssige biogene Stoffe, Abfall biogen, Klärschlamm.
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*) 2010 vorläufig. – 1) Einschließlich natürlichem Zufluss aus Pumpspeicherwasser-
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Einheit 2000 2005 2010
Stromabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 62 748 69 946 70 192
Tarifabnehmer % 39,7 35,6 33,3
Sonderabnehmer % 60,3 64,4 66,7
Haushalte Mill. kWh 17 777 20 896 20 347
   je Einwohner kWh je EW 1 694 1 948 1 893
   je Haushalt kWh je HH 3 748 4 281 4 036
Durchschnittserlöse1)
aus der Stromabgabe Ct. je kWh 7,68 10,11 13,00
Tarifabnehmer Ct. je kWh 10,60 15,14 17,66
Sonderabnehmer Ct. je kWh 5,76 7,34 10,68
Gasabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 75 546 88 364 78 657
Produzierendes Gewerbe % 48,8 49,4 43,5
Haushalte % 35,4 38,8 41,4
Sonstige Endabnehmer % 15,8 11,8 15,1
Durchschnittserlöse2)
aus der Gasabgabe Ct. je kWh 2,63 3,57 4,14
Produzierendes Gewerbe Ct. je kWh 2,04 2,77 3,45
Haushalte Ct. je kWh 3,40 4,53 4,90
Sonstige Endabnehmer Ct. je kWh 2,75 3,74 4,05
1) Ohne Mehrwertsteuer, ab 2004 auch ohne Stromsteuererstattungen nach §10 Strom‑ 
steuergesetz. Einschließlich der Netznutzungsentgelte, der Stromsteuer, der Konzessionsab‑
gaben sowie den Ausgleichsabgaben nach dem Erneuerbaren‑Energien‑Gesetz und dem Kraft‑





Die Bruttostromerzeugung einer Erzeugungseinheit ist die erzeugte 
elektrische Arbeit, gemessen an den Generatorklemmen.
Durchschnittserlös
Quotient aus den Erlösen und der Strom‑ oder Gasabgabe. Die Erlöse 
beschreiben die Einnahmeseite der Versorgungsunternehmen und sind 
nicht mit den Gewinnen gleichzusetzen.
Endenergieverbrauch
Verbrauch von Energieträgern durch den Endverbraucher bzw. Absatz 
von Energieträgern an den Endverbraucher. Nicht enthalten ist ins‑
besondere der Energieeinsatz für Umwandlung bzw. Weiterverarbeitung 
von Primärenenergieträgern (z.B. Stromproduktion, Raffinerien).
Energiebilanz
In der Energiebilanz werden das Aufkommen, die Umwandlung und die 
Verwendung von Energieträgern in einem Wirtschaftsraum möglichst 
lückenlos und detailliert nachgewiesen. Die Zeilen‑ und Spalten‑ 
gliederung der Energiebilanz wird in einer international gebräuchlichen 
Matrix dargestellt.
Energieintensität
Die Energieintensität ist der Kehrwert der Energieproduktivität, aus‑ 
gedrückt im Verhältnis von Primärenergieverbrauch zum Bruttoinlands‑
produkt. Sie verdeutlicht, wie viel Energie aufgewendet wurde, um eine 
Einheit Wirtschaftsleistung zu erzeugen.
Energieproduktivität
Die Energieproduktivität dient als Maßstab für die Effizienz im Umgang 
mit den Energieressourcen. Sie wird ausgedrückt als Verhältnis von 
Bruttoinlandsprodukt zum Primärenergieverbrauch und verdeutlicht die 
Wirtschaftsleistung eines Landes je Einheit verbrauchter Primärenergie.
Primärenergieverbrauch/-bilanz
Verbrauch bzw. Absatz von Energieträgern, die noch keiner Um‑ 
wandlung unterworfen wurden, z.B. Steinkohle, Rohöl oder Erdgas. Die 
Primärenergiebilanz ist somit die Energiedarbietung der ersten Stufe. 
Sie setzt sich zusammen aus der Gewinnung von Primärenergieträgern 
im Land, den Bezügen und Lieferungen über die Landesgrenzen sowie 
Bestandsveränderungen, soweit diese statistisch erfasst werden.
Sonderabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nicht nach 
den Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen, 
sondern nach einzelvertraglich vereinbarten besonderen Preisen und 
Bedingungen versorgt werden.
Tarifabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nach 
Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen ver‑
sorgt werden.



























Vorwiegende Heizenergie in zum Bau
freigegebenen Wohngebäuden 2010
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*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.
1999 2001 03 05 07 09
Umsatz
Beschäftigte
Investitionen in der Elektrizitätsversorgung*)








*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.
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Einheit 2000 2005 2010
Stromabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 62 748 69 946 70 192
Tarifabnehmer % 39,7 35,6 33,3
Sonderabnehmer % 60,3 64,4 66,7
Haushalte Mill. kWh 17 777 20 896 20 347
   je Einwohner kWh je EW 1 694 1 948 1 893
   je Haushalt kWh je HH 3 748 4 281 4 036
Durchschnittserlöse1)
aus der Stromabgabe Ct. je kWh 7,68 10,11 13,00
Tarifabnehmer Ct. je kWh 10,60 15,14 17,66
Sonderabnehmer Ct. je kWh 5,76 7,34 10,68
Gasabgabe an Endabnehmer Mill. kWh 75 546 88 364 78 657
Produzierendes Gewerbe % 48,8 49,4 43,5
Haushalte % 35,4 38,8 41,4
Sonstige Endabnehmer % 15,8 11,8 15,1
Durchschnittserlöse2)
aus der Gasabgabe Ct. je kWh 2,63 3,57 4,14
Produzierendes Gewerbe Ct. je kWh 2,04 2,77 3,45
Haushalte Ct. je kWh 3,40 4,53 4,90
Sonstige Endabnehmer Ct. je kWh 2,75 3,74 4,05
1) Ohne Mehrwertsteuer, ab 2004 auch ohne Stromsteuererstattungen nach §10 Strom‑ 
steuergesetz. Einschließlich der Netznutzungsentgelte, der Stromsteuer, der Konzessionsab‑
gaben sowie den Ausgleichsabgaben nach dem Erneuerbaren‑Energien‑Gesetz und dem Kraft‑





Die Bruttostromerzeugung einer Erzeugungseinheit ist die erzeugte 
elektrische Arbeit, gemessen an den Generatorklemmen.
Durchschnittserlös
Quotient aus den Erlösen und der Strom‑ oder Gasabgabe. Die Erlöse 
beschreiben die Einnahmeseite der Versorgungsunternehmen und sind 
nicht mit den Gewinnen gleichzusetzen.
Endenergieverbrauch
Verbrauch von Energieträgern durch den Endverbraucher bzw. Absatz 
von Energieträgern an den Endverbraucher. Nicht enthalten ist ins‑
besondere der Energieeinsatz für Umwandlung bzw. Weiterverarbeitung 
von Primärenenergieträgern (z.B. Stromproduktion, Raffinerien).
Energiebilanz
In der Energiebilanz werden das Aufkommen, die Umwandlung und die 
Verwendung von Energieträgern in einem Wirtschaftsraum möglichst 
lückenlos und detailliert nachgewiesen. Die Zeilen‑ und Spalten‑ 
gliederung der Energiebilanz wird in einer international gebräuchlichen 
Matrix dargestellt.
Energieintensität
Die Energieintensität ist der Kehrwert der Energieproduktivität, aus‑ 
gedrückt im Verhältnis von Primärenergieverbrauch zum Bruttoinlands‑
produkt. Sie verdeutlicht, wie viel Energie aufgewendet wurde, um eine 
Einheit Wirtschaftsleistung zu erzeugen.
Energieproduktivität
Die Energieproduktivität dient als Maßstab für die Effizienz im Umgang 
mit den Energieressourcen. Sie wird ausgedrückt als Verhältnis von 
Bruttoinlandsprodukt zum Primärenergieverbrauch und verdeutlicht die 
Wirtschaftsleistung eines Landes je Einheit verbrauchter Primärenergie.
Primärenergieverbrauch/-bilanz
Verbrauch bzw. Absatz von Energieträgern, die noch keiner Um‑ 
wandlung unterworfen wurden, z.B. Steinkohle, Rohöl oder Erdgas. Die 
Primärenergiebilanz ist somit die Energiedarbietung der ersten Stufe. 
Sie setzt sich zusammen aus der Gewinnung von Primärenergieträgern 
im Land, den Bezügen und Lieferungen über die Landesgrenzen sowie 
Bestandsveränderungen, soweit diese statistisch erfasst werden.
Sonderabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nicht nach 
den Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen, 
sondern nach einzelvertraglich vereinbarten besonderen Preisen und 
Bedingungen versorgt werden.
Tarifabnehmer
Kunden eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, die nach 
Allgemeinen Versorgungsbedingungen und Allgemeinen Tarifen ver‑
sorgt werden.
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*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.
1999 2001 03 05 07 09
Umsatz
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Investitionen in der Elektrizitätsversorgung*)








*) Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung mit Sitz in Baden-Württem-
berg, einschließlich Niederlassungen in anderen Bundesländern. Angaben gemäß 
fachlicher Unternehmensteile.














Bruttostromerzeugung in Baden-Württemberg seit 2007 nach Herkunft und Energieträgern
Energieträger
2007 2008 2009 2010
MWh
1) Einschließlich natürlichen Zufluss aus Pumpspeicherwasserkraftwerken.
Allgemeine Versorgung
Kernenergie 35.353.937 33.358.251 34.372.119 31.669.320
Steinkohle 19.951.003 17.817.035 15.047.854 16.051.998
Dieselkraftstoff 91 88 77 18
Flüssiggas – – 12 24
Heizöl 258.019 199.460 222.495 156.994
Abfall nicht biogen 319.279 320.913 354.244 417.783
Erdgas 2.890.640 2.810.937 2.311.750 2.252.803
Pumpspeicherwasser ohne natürlichen Zufluss 1.862.077 1.050.009 1.408.416 1.754.628
Erneuerbare Energien insgesamt 5.113.330 4.651.924 4.407.865 4.892.156
Laufwasser 3.860.469 3.500.546 3.341.736 3.800.226
Speicherwasser
1) 467.355 366.665 329.747 368.450
Windkraft 23.621 20.209 4.679 876
Photovoltaik 4.211 5.835 9.043 7.471
Biogas 7.878 15.162 17.768 18.286
Klärgas 8.979 12.298 12.669 12.451
Deponiegas 39.727 33.698 21.071 15.793
Feste biogene Stoffe 191.171 182.188 176.132 292.266
Flüssige biogene Stoffe 30.525 33.436 34.901 15.887
Abfall biogen 478.919 481.369 458.457 358.724
Klärschlamm 85 84 1.236 1.284
Sonstige erneuerbare Energien 390 434 426 442
Insgesamt 65.748.376 60.208.617 58.124.832 57.195.724
Industriekraftwerke ab 1 MW
Steinkohle 237.959 225.800 163.456 345.396
Dieselkraftstoff 8 8 8 2.008
Heizöl 377.153 297.418 260.607 216.183
Flüssiggas 32.046 112.645 82.271 114.294
Raffineriegas 220.000 213.000 253.000 205.000
Erdgas 1.107.774 1.090.849 1.121.167 1.148.609
Sonstige Energieträger 175.408 175.592 162.330 168.697
Erneuerbare Energien insgesamt 507.244 473.447 432.505 442.919
Laufwasser 26.191 18.688 18.646 27.142
Windkraft 3.009 2.616 2.466 2.400
Photovoltaik 5.395 5.593 6.098 4.174
Biogas 7.465 6.607 6.359 4.677
Deponiegas – – – –
Feste biogene Stoffe 202.747 194.987 153.899 178.463
Flüssige biogene Stoffe 260.033 242.424 243.270 222.470
Klärschlamm 2.404 2.532 1.767 3.593
Insgesamt 2.657.592 2.588.759 2.475.344 2.643.106
Stromeinspeisung
Erdgas 49.238 46.463 53.538 66.493
Heizöl 49.238 46.463 53.538 66.493
Abfall nicht biogen – – – –
Erneuerbare Energien insgesamt 3.922.302 4.333.424 4.984.395 6.028.890
Laufwasser 907.383 805.011 780.068 936.709
Windkraft 559.573 591.549 537.824 538.222
Photovoltaik 658.252 939.382 1.354.982 2.073.199
Biogas 503.931 612.862 725.868 1.225.771
Klärgas 126.497 133.486 136.127 140.640
Deponiegas 54.333 41.827 31.569 33.588
Feste biogene Stoffe 719.239 740.008 818.105 861.656
Flüssige biogene Stoffe 393.044 469.164 599.756 219.016
Abfall biogen – – – –
Sonstige erneuerbare Energien 50 135 96 89
Insgesamt 4.020.778 4.426.350 5.091.471 6.161.876
Insgesamt
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Anmerkung: Informieren Sie sich umfassend zu diesem Thema auch mit dem »Statistischen Bericht« (PDF).
Bruttostromerzeugung in Baden-Württemberg seit 2007 nach Herkunft und Energieträgern
Energieträger
2007 2008 2009 2010
MWh
1) Einschließlich natürlichen Zufluss aus Pumpspeicherwasserkraftwerken.
Kernenergie 35.353.937 33.358.251 34.372.119 31.669.320
Steinkohle 20.188.962 18.042.835 15.211.310 16.397.394
Dieselkraftstoff 99 96 85 2.026
Heizöl 684.410 543.341 536.640 439.670
Flüssiggas 32.046 112.645 82.283 114.318
Raffineriegas 220.000 213.000 253.000 205.000
Abfall nicht biogen 319.279 320.913 354.244 417.783
Erdgas 4.047.652 3.948.249 3.486.455 3.467.905
Pumpspeicherwasser ohne natürlichen Zufluss 1.862.077 1.050.009 1.408.416 1.754.628
Sonstige Energieträger 175.408 175.592 162.330 168.697
Erneuerbare Energien insgesamt 9.542.876 9.458.795 9.824.765 11.363.965
Laufwasser 4.794.043 4.324.245 4.140.450 4.764.077
Speicherwasser
1) 467.355 366.665 329.747 368.450
Windkraft 586.203 614.374 544.969 541.498
Photovoltaik 667.858 950.810 1.370.123 2.084.844
Biogas 519.274 634.631 749.995 1.248.734
Klärgas 135.476 145.784 148.796 153.091
Deponiegas 94.060 75.525 52.640 49.381
Feste biogene Stoffe 1.113.157 1.117.183 1.148.136 1.332.385
Flüssige biogene Stoffe 683.602 745.024 877.927 457.373
Abfall biogen 478.919 481.369 458.457 358.724
Klärschlamm 2.489 2.616 3.003 4.877
Sonstige erneuerbare Energien 440 569 522 531
Insgesamt 72.426.746 67.223.726 65.691.647 66.000.706
© Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Stuttgart, 2011
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Betreiber: Stromnetz im Osten immer häufiger überlastet
http://www.stern.de/wirtschaft/news/unternehmen/stromnetz-im-osten-immer-haeufiger-ueberlastet-1889557.html
Erscheinungsdatum: 5. September 2012, 05:28 Uhr
Das ostdeutsche Stromnetz ist immer häufiger überlastet. Dies sagte Gunter Scheibner, Bereichsleiter beim
Übertragungsnetzbetreiber 50 Hertz, der in Halle erscheinenden Mitteldeutschen Zeitung (Mittwoch). "Wir fahren öfter
auf Kante.
HALLE (AFX) - Das ostdeutsche Stromnetz ist immer häufiger überlastet. Dies sagte Gunter Scheibner, Bereichsleiter
beim Übertragungsnetzbetreiber 50 Hertz, der in Halle erscheinenden Mitteldeutschen Zeitung (Mittwoch). "Wir fahren
öfter auf Kante. Der schnelle Ausbau von Wind- und Solaranlagen bringt die Netze an den Rand der Belastbarkeit",
betonte Scheibner. Wegen des zusätzlichen Öko-Stroms müssten nicht mehr nur Kohle- und Gaskraftwerke
heruntergefahren, sondern zusätzlich auch Wind- und Solaranlagen abgeschaltet werden. Nach Angaben des
Managers habe es in den Jahren 2008 bis 2010 drei bis sechs solcher Fälle jährlich gegeben, im Jahr 2012 bis Juli
bereits 57 Fälle. Das Grundproblem: Windkraft- und Solaranlagen würden in den neuen Ländern mehr Strom liefern
als verbraucht oder über Leitungen abtransportiert werden könnte.
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Heute sind WindenergieanlagenHightech-Produkte, die den Ver-
gleich zum Flugzeugbau nicht scheuen
müssen. Dabei blickt die Nutzung der
Windenergie in Europa auf eine lange
Tradition zurück. Bereits im 12. Jahr-
hundert wurden die ersten Windmühlen
(Bockwindmühlen) mit drehbarem Mühl-
haus errichtet. Die technologische Weiter-
entwicklung mit einer drehbaren Turm-
kappe fand in den Niederlanden mit der
„Holländerwindmühle“ im 15. Jahr-
hundert statt. Mitte des 19. Jahrhunderts
waren in Deutschland ca. 20.000 Wind-
mühlen in Betrieb; im Jahr 2007 liefen
zum Vergleich 19.000 moderne Wind-
energieanlagen. 
Für die Niederlande waren im 17./ 18.
Jahrhundert die 9.000 Windmühlen
„Motor“ des Wirtschaftsaufschwungs.
Man hat sie zur Bodenentwässerung, in
Sägefabriken und in Hammerwerken ein-
gesetzt. Die erste industrielle Massenfer-
tigung von Windenergieanlagen (WEA)
erfolgte in den USA: Von 1860 bis 1930
wurden ca. 6 Mio. WEA („Western-
räder“) für Grundwasserpumpen ver-
kauft. Weltweit begann der Niedergang
der mechanischen Windenergienutzung
mit der Dampfmaschine, der Konkur-
renz des billigen Diesels und der Elektri-
fizierung des ländlichen Raums.
Die moderne Windkraftnutzung begann
1891 in Dänemark. Geschützt durch die
hohen Energiepreise während des 1. Welt-
krieges waren später dann etwa 120
kleine Anlagen in Betrieb. In den 1920er
Jahren wurden in Dänemark, der UdSSR
und Deutschland die Forschungen fort-
gesetzt; in den USA ging 1941 die erste
Großanlage in die netzgebundene Strom-
erzeugung. Nach dem 2. Weltkrieg sanken
die Energiepreise und das Interesse an
der Windenergie. Von 1958 – 1968 war
auf der Schwäbischen Alb eine 100-kW-
Anlage in Betrieb, die bereits über aero-
dynamische Rotorblätter aus Glasfaser-
verbundmaterial mit Pendelnabe ver-
fügte. 
Infolge der beiden Ölpreiskrisen und des
wachsenden Umweltbewusstseins begann
ab 1975 weltweit das Comeback der
Windenergie. Gefördert durch eine güns-
tige Steuergesetzgebung wurden in den
USA (Kalifornien) in den 1980er Jahren
ca. 16.000 WEA mit einer Nennleistung
von 1.500 MW errichtet, etwa die Hälfte
der Anlagen waren Importe aus Däne-
mark. Dies in Verbindung mit einer
stabilen Binnennachfrage trug zum
raschen Aufbau der dänischen Windin-
dustrie bei. In Deutschland begann der
bis heute andauernde Boom in den
1990er Jahren. Zu dieser Entwicklung
haben die öffentliche Forschungsförde-
rung und die wirtschaftlich verlässlichen
Einspeisetarife für Strom aus erneuerbaren
Energien beigetragen. Mittlerweile stehen
in Deutschland die meisten Anlagen welt-
weit, aus der Windenergie kommt bereits
6,5% unseres Stroms (2006) und die
Herstellerfirmen beschäftigen mehr als
60.000 Menschen.
DDie Idee der guten alten Windmühle lebt in modernen Windenergieanlagen weiter. Heutige Anlagen sind absolute Hightech-Produkte. Dank innovativer Materialien, spezieller 
Stromgeneratoren und ausgefeilter Anlagenelektronik 

















































Die Sonneneinstrahlung erwärmt dieErdoberfläche und die darüber liegen-
den Luftmassen. Die Einstrahlung ist je nach
geografischer Region (z. B. Äquator, Polge-
biete) verschieden stark. Landflächen erwär-
men tagsüber stärker und kühlen nachts
schneller aus als Wasserflächen. Über stark
erwärmten Regionen steigt die Luft auf und
es entstehen Tiefdruckgebiete, während
Hochdruckgebiete sich in
kühleren Regionen bilden.
Die Luft strömt von Hoch- zu
Tiefdruckgebieten – es ent-
steht Wind.
Die örtlichen Windverhältnisse
hängen von der geografischen
Lage ab. Über Wasserflächen
und Tiefebenen ohne Hinder-
nisse werden höhere Windge-
schwindigkeiten erreicht als
im Binnenland. In Deutsch-
land beträgt die durchschnitt-
liche Windgeschwindigkeit,
standardmäßig gemessen in
10 m Höhe, an der Nordseeküste 6 m/s,
während in Obersdorf nur 1 m/s gemessen
wurden. Ein weiterer Einflussfaktor ist die
Geländerauigkeit. Der Wind folgt in seinem
Strömungsverhalten der Erdoberfläche, 
d. h. durch Hügel, Berge, Bauwerke und
Wälder steigt er auf. Hinter derartigen
Hindernissen entstehen für Windenergie-
anlagen ungünstige Luftturbulenzen und
Schwachwindgebiete („Lee“).
Für die Stromerzeugung nutzbar wird die
Windenergie ab einer durchschnittlichen
Windgeschwindigkeit von 3 – 4 m/s. Die
Windgeschwindigkeit nimmt mit steigender
Höhe zu. An der Nordseeküste steigt die
durchschnittliche Windgeschwindigkeit
beispielsweise von 6 m/s in 10 m Höhe auf
6,5 – 7 m/s in 30 m Höhe. Angesichts von
heute üblichen Masthöhen von bis zu 160 m
werden auch an vielen Binnenstandorten
Windgeschwindigkeiten erreicht, die den
Windverhältnissen an den Meeresküsten
nahe kommen. Gute Windgebiete in
Deutschland sind die Küstenbundesländer,
die Küstentiefebenen und exponierte Lagen
der Mittelgebirge. Vor der Errichtung einer
Windenergieanlage braucht man genaue
Kenntnisse der lokalen Windverhältnisse
über einen längeren Zeitraum. Dazu werden
die Windgeschwindigkeiten in niedrigen
Höhen gemessen und auf die geplante
tatsächliche Nabenhöhe hochgerechnet.
Die Leistung (P) einer Windenergieanla-ge (WEA) wird durch folgende Formel
beschrieben: P = cp • 1⁄2  • v
3 • F. Dabei ist
cp der Leistungsbeiwert,  ist die Luftdich-
te, v die Windgeschwindigkeit und F die
Rotorfläche. Der entscheidende Faktor ist
die in dritter Potenz in diese Formel ein-
fließende Windgeschwindigkeit. Eine Ver-
dopplung der Windgeschwindigkeit führt
zu einer achtfachen Leistung. Ist die tatsäch-
liche Windgeschwindigkeit an einer Anlage
10% geringer als die im Vorab-Gutachten
prognostizierte, beträgt die Leistungsein-
buße 27%. Der Leistungsbeiwert gibt an,
welchen Teil der im Wind enthaltenen kine-
tischen Energie durch eine Windenergiean-
lage genutzt wird. Ein 100% Entzug der
kinetischen Energie ist nicht möglich. Das
theoretisch berechnete Maximum für frei
umströmte Rotoren liegt bei 59,3%, in der
Praxis haben Windenergieanlagen mit
Horizontalachse den sogenannten Leistungs-
beiwert zwischen 40 und 50%. 
Nutzungsmöglichkeiten der Windenergie
sind das Widerstands- und das Auftriebs-
prinzip. Widerstandläufer nutzen den Luft-
widerstand der Rotorblätter aus, der ab-
hängig ist von der Windgeschwindigkeit
und der Größe der Fläche. Derartige Anla-
gen drehen wegen ihrer großen Rotorfläche
bei niedrigen Windgeschwindigkeiten an,
haben bei höheren Windgeschwindigkeiten
starke Strömungsverluste (maximaler Leis-
tungsbeiwert ~ 20%) und dienen z. B. zum
Antrieb von Wasserpumpen. Windenener-
gieanlagen nach dem aerodynamischen
Auftriebsprinzip nutzen aus, dass ein Auf-
trieb erfolgt, wenn eine Luftströmung einen
konvex geformten Rotor umströmen muss.
Die Geschwindigkeitsdifferenz des durch
den Rotor „geteilten Luftstroms“ führt zu
Druckdifferenzen und damit zum Antrieb.
Derartige Anlagen benötigen höhere Wind-
geschwindigkeiten zum Andrehen, erreichen
einen höheren Leistungsbeiwert und wer-
den zur Stromerzeugung eingesetzt. 
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Verteilung der Windgeschwindigkeit 
in Deutschland
Abb. 2








Leistungskennlinien von Windrotoren 
unterschiedlicher Bauart (Quelle: Hau)
Abb. 5
Linien gleicher Windgeschwindigkeit 
im Nord-Süd-Querschnitt
Abb. 3
Übliche Standardanlagen zur netzge-koppelten Stromerzeugung nutzen das
aerodynamische Auftriebsprinzip, haben eine
horizontale Achse mit 3 Rotorblättern aus
glas- oder kohlenfaserverstärkten Kunst-
stoffen in Leichtbauweise und stehen auf 50 –
160 m hohen Turmbauten. Die Anlagen ver-
fügen heute meist über Systeme zum Blitz-
schutz, zur automatischen Fehlerfrüherken-
nung, Leistungsüberwachung und Regelung
und stehen üblicherweise in Windparks. Man
rechnet bei den Anlagen mit mindestens 
20 Jahren Lebensdauer. Eine heute mögliche
Anlage mit 3.000 kW Nennleistung erzeugt
je nach Standort 6 – 10 Mio. kWh/a Strom,
mit dem man etwa 2.000 – 3.000 Privat-
haushalte versorgen kann.
Windenergieanlagen wandeln mechanische
in elektrische Energie um. Die meisten Wind-
energieanlagen arbeiten mit Getrieben.
Damit werden die 5 – 20 Umdrehungen pro
Minute eines Rotors auf die vom Generator
zur Stromerzeugung benötigten 1.000 –
1.500 Umdrehungen pro Minute übersetzt.
Das zweite Anlagenkonzept sind die getriebe-
losen Anlagen. Hier treibt der Rotor einen
speziellen Ringgenerator mit großem Durch-
messer direkt an, der auf 8 – 30 Umdrehun-
gen pro Minute ausgelegt ist und über einen
zwischengeschalteten Gleichstromkreis mit
Wechselrichter arbeitet. Getriebeanlagen
haben mehr bewegte Teile und sind damit
fehleranfälliger als getriebelose, auf der an-
deren Seite sind sie aber insgesamt deutlich
leichter und kleiner. 
Die Rotorblätter drehen ab einer Windge-
schwindigkeit von 3 m/s an und ab etwa 12 –
15 m/s erreichen die Generatoren die Nenn-
leistung, die sie dann auch bei höheren Wind-
geschwindigkeiten konstant beibehalten.
Heutige Anlagen können dank leistungs-
fähiger Regeltechnik auch bei Windge-
schwindigkeiten oberhalb von 25 m/s (Stark-
wind, Sturm) weiterarbeiten und erst bei
starkem Sturm werden die Anlagen netzver-
träglich herabgeregelt. Ein wirtschaftlich
entscheidender Wert sind die Jahresvolllast-
stunden, d. h. die berechnete Zeit im Jahr, in
der ein Generator die volle Nennleistung
erbringt. Dabei erreichen die Anlagen an
Land etwa 2.000, direkt an der Küste 3.000
und auf See (offshore) werden 4.000 Voll-
laststunden erwartet. 
Bei Windenergieanlagen gibt es zur Leis-
tungsregelung und zum Schutz vor Überlas-
tungen zwei verschiedene Konzepte: Bei
pitchgeregelten Anlagen werden die Blätter
mittels einer Blattverstellvorrichtung dreh-
zahlabhängig der Windstärke angepasst.
Durch die aktive Blattverstellung bei unter-
schiedlichen Windgeschwindigkeiten wird
die Energieausbeute optimiert. Bei stallgere-
gelten Anlagen trifft der Luftstrom bei zu
starken Windgeschwindigkeiten in einem
Winkel auf das Rotorblatt, der zum Abbruch
der Auftriebskräfte (Strömungsabriss) u.a.
durch Turbulenzen führt.
Die Windenergie steuerte zu Beginn der1990er Jahre wenige Promille zur Strom-
versorgung bei und dieser Wert stieg bis
Ende 2006 auf 6,5% an. Prognosen über
den weiteren Ausbau der Windenergie in
Deutschland halten für das Jahr 2030 einen
Anteil von bis zu 25% Windstrom am deut-
schen Stromverbrauch für möglich. Eine
der heutigen neuen Großanlagen (5.000 kW)
erzeugt an einem Tag rechnerisch die Strom-
menge, für die eine der vor 20 Jahren üblichen
Anlagen noch ein Jahr gebraucht hat. Zu-
künftig können die knapper werdenden mög-
lichen Standorte für Anlagen besser genutzt
werden. Durch den Ersatz älterer Kleinan-
lagen durch moderne Großanlagen (Re-
powering) besteht in den Küstenbereichen
sogar die Chance, mehr Windstrom zu pro-
duzieren, gleichzeitig die Zahl der Anlagen
zu reduzieren und die Standorte neu zu ord-
nen. In Zukunft werden Windparks auch
im küstennahen Meer (Offshore Anlagen)
errichtet, da dort ideale Windverhältnisse
herrschen, die hohe Erträge versprechen.
Der erfolgreiche Aufbau der Windenergie in
Deutschland wurde durch die seit 25 Jahren
kontinuierliche Forschungsförderung sowie
die verlässlichen Einspeisetarife für Strom
aus erneuerbaren Energien (seit 2000: Er-
neuerbare-Energien-Gesetz) ermöglicht. Die-
se Gesetze regeln bis heute die Abnahme des
Windstroms durch die Stromwirtschaft und
eine Mindesthöhe der Vergütung. Diese ist
degressiv angelegt, so nimmt von Jahr zu Jahr
die Mindestvergütung entsprechend dem zu
erwartenden technischen Fortschritt ab. 
Auch wirtschaftlich hat die Windenergie
Fortschritte zu verzeichnen. Im Vergleich zu
1990 konnten die Stromgestehungskosten,
also der Preis zu dem Windstrom erzeugt
wird, um ca. 60% gesenkt werden. Abhängig
von der Entwicklung der Energiepreise be-
steht die Perspektive, dass Windstrom um
das Jahr 2015 billiger werden könnte als
Strom aus konventionellen Kraftwerken.
Mittlerweile gehen ca. 70% der in Deutsch-
land produzierten Anlagen in den Export.
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Vergleich der Stromgestehungskosten unterschiedlicher Anlagengrößen (Quelle: ISET). Man
sieht in den Säulen die Spannbreite der Kosten für die 2004 am häufigsten installierten Anlagen-
größen und im horizontalen grünen Band den Bereich der gesetzlich garantierten Vergütung (EEG). 
Abb. 7 Entwicklung der Windstromvergütung 
und Preise konventionellen Stroms
(Quelle: Bundesverband erneuerbare Energien)
Abb. 8
Schnitt durch eine WEA
(Quelle: Nordex AG) 
1) Windmesseinrichtung, 2) Getriebe, 
3) Hauptwelle, 4) Rotor-Nabe, 5) Rotorblatt, 
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Windenergie zählt zu den erneuerbaren Energien, d. h., sie steht aus menschlicher Perspektive
ohne zeitliche Begrenzung zur Verfügung. Moderne Anlagen erzeugen im Küstenbereich nach
3 – 4 Monaten bzw. im Binnenland nach 6 – 7 Monaten bereits soviel Energie wie zu ihrer Her-
stellung aufgewendet worden ist. In 20 Jahren erntet eine Windenergieanlage 40 – 70-mal mehr
Energie als sie selbst bei Herstellung „gekostet“ hat. Während dieser Zeit erspart sie der
Umwelt weitere CO2-Belastungen und trägt zum Klimaschutz bei.
In den letzten Jahren haben Forschungseinrichtungen und Unternehmen daran gearbeitet,
negative Umweltauswirkungen der Anlagen zu reduzieren. Durch die heutigen Großanlagen
in Windparks werden die einzelnen Standorte besser genutzt, sodass andere Flächen frei
bleiben können. Außerdem stehen am Standort die Flächen rund um ein Anlagenfundament
(15 x 15 m) weiterhin der Landwirtschaft oder der Natur zur Verfügung. Die heute üblichen
Großanlagen wirken auch optisch ruhiger, da ihre Rotoren geringere Umdrehungszahlen
pro Minute aufweisen als bei den kleineren Anlagen früherer Jahre. Mattierte Lacke reduzie-
ren störende Reflexionen des Sonnenlichts. 
Für den Vogel- und allgemeinen Artenschutz stellen Windenergieanlagen an Land kein großes
Problem dar, wobei es aber wenige besonders betroffene Arten gibt. Untersuchungen zeigen,
dass im Schnitt pro Anlage und Jahr in Deutschland mit einem toten Vogel gerechnet werden muss.
Zum Vergleich: Jährlich fallen in Deutschland Millionen Vögel dem Straßenverkehr, Hoch-
spannungsmasten oder Glasflächen zum Opfer. Im Offshore-Bereich sind die entsprechenden
Untersuchungen noch nicht abgeschlossen. Beim Ausbau der Windenergie ist der Schutz der
Natur eine wichtige Anforderung. Daher sollen keine Anlagen in der Nähe von Brut- und Rast-

























1. Heier, Siegfried: Nutzung der Windenergie. BINE-Informationspaket. FIZ Karlsruhe. 
BINE Informationsdienst, Bonn (Hrsg.). Berlin: Solarpraxis 2007. ISBN 978-3-934595-63-7
2. Das Bundesumweltministerium bietet über das Portal www.erneuerbare-energien.de aktuelle Informationen. 
Auf dieser Seite sind auch u. a. Unterrichtsmaterialien über erneuerbare Energien (Stichwort: Bildungsmaterialien)
eingestellt. Das BMU fördert zum Thema Energie weiterhin auch die Portale www.unendlich-viel-energie.de 
sowie für Kinder und Jugendliche www.powerado.de und www.mein-umweltblog.de als spezielles Angebot.
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Dort sind in der Rubrik 
"Service/InfoPlus" ein 
Literaturverzeichnis und eine
aktuelle Linkliste zum Thema
eingestellt.
Zu den behandelten Themen ist
jeweils eine kostenlose Mappe mit
vertiefenden Informationen bei
BINE erhaltlich.
Alle Abbildungen stehen fur Bil-
dungszwecke unter www.bine.info
in der Rubrik "Service/InfoPlus"
kostenlos zum Download zur Verfu-
gung oder konnen gegen eine 
Bearbeitungsgebuhr von 15,-€









Der Offshorebereich ist aktuell ein Schwerpunkt der ökologischen Begleitforschung. Auf der
Forschungsplattform FINO I (45 km nördlich Borkum) wird der Vogelzug über der Nordsee mit Radar beob-
achtet. Rechts ein damit aufgenommenes Radarbild mit ziehenden Vögeln (Maßstab: Ein Ring sind 25 nauti-
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BINE informiert zu Energieeffizienz-
technologien und erneuerbaren Energien:
In kostenfreien Broschüren, unter
www.bine.info und per Newsletter zeigt
BINE, wie sich gute Forschungsideen in
der Praxis bewähren. 
BINE ist ein vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie
geförderter Informationsdienst von 
FIZ Karlsruhe.
Kontakt
Fragen zu diesem basisEnergieinfo?





Sie sind hier: UM > Das Ministerium > Presse > Pressemitteilungen > PM_20120109_2
Wind und Sonne sind Träger der Energiewende
Umweltminister Franz Untersteller: “Die Wende ist eingeleitet, die Dynamik ist enorm. In weniger als
einem Jahrzehnt produzieren wir rund 38 Prozent unseres Stroms mit Hilfe erneuerbarer Energiequelle
09.01.2012 Land gibt Ziele und Vorhaben beim Ausbau der erneuerbaren Energien im Strombereich
bekannt
Auf Basis aktueller Berechnungen des Zentrums für Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-
Württemberg, ZSW, hat Umweltminister Franz Untersteller heute (9. Januar 2012) die Ziele und die Vorhaben
der Landesregierung im Rahmen des Ausbaus der Nutzung erneuerbarer Energien im Strombereich bekannt
gegeben.
„Wir sind in Teilbereichen heute schon weiter, als es unsere Vorgängerregierung angestrebt hatte. Das zeigt die
Dynamik im Markt, es zeigt aber auch, wie hoch die Akzeptanz der erneuerbaren Energien bei Unternehmen
sowie Bürgerinnen und Bürgern inzwischen ist“, erklärte Untersteller. „Ich bin überzeugt davon, dass wir es
schaffen, im Jahr 2020 rund 38 Prozent unseres Stroms durch Wind, Sonne, Wasser und Biomasse zu
erzeugen. Und das, ohne die Versorgungssicherheit zu gefährden!“
Um diese Dynamik zu unterstützen, plane Grün-Rot vorbehaltlich der Zustimmung des Parlaments, die Mittel
hierfür von gut 9,5 Millionen Euro im Haushaltsjahr 2011 auf über 20 Millionen Euro im Jahr 2012 mehr als zu
verdoppeln.
Der geschäftsführende Vorstand des ZSW, Prof. Dr. Frithjof Staiß, identifizierte die Windkraft und die
Sonnenenergie als die Quellen mit dem größten Ausbaupotential in den nächsten Jahren. „Beide
Energieformen zusammen können 2020 fast 14 TWh im Jahr liefern, wenn es gelingt, den Ausbau stetig
voranzutreiben. Das sind rund 22 Prozent der geschätzten Stromerzeugung in Baden-Württemberg. Es gibt im
Land genügend geeignete Flächen für den Bau von Windrädern und es gibt mehr als genug Flächen, vor allem
Gebäudedächer, die geeignet sind für die Installation einer Photovoltaikanlage“, sagte Staiß bei der
Präsentation der ZSW-Zahlen.
Geringere Ausbaupotentiale sieht Staiß bei der Biomassenutzung und der Wasserkraft. In diesen beiden
Bereichen sei mit einer Stromerzeugung von knapp
9 TWh/a bereits eine gewisse Sättigung erreicht. Die Aufgabe der Biomasse im Strombereich, so Staiß, liege
künftig auch darin, die technische Stabilität des Systems zu stützen durch bedarfsgerechte Produktion und
Einspeisung.
Umweltminister Franz Untersteller wies darauf hin, dass die Landesregierung gleich an mehreren
Stellschrauben drehe, um den Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung zu erleichtern und zu beschleunigen.
„Ganz wichtig ist mir, dass wir die vorhandenen Ausbau-Potentiale im Land auch wirklich erfassen und
angemessen ausschöpfen“, erklärte Untersteller. Das Land werde deshalb eine Potentialanalyse zur
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien für ganz Baden-Württemberg erarbeiten lassen. „Diese Analyse
wird uns dabei helfen, Ausbaupotentiale noch besser zu erfassen und damit auch verorten zu können.“ Zugleich
könne dies auch ein wichtiger Baustein für die bessere Vernetzung lokaler und regionaler Energiekonzepte
sein.
Zudem richte das Land bei den Regierungspräsidien vier „Kompetenzzentren Energie“ und bei der
Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg (LUBW) ein zentrales
„Kompetenzzentrum Windenergie“ ein. Deren Aufgabe werde es sein, Kommunen, Planern und Investoren
insbesondere beim Ausbau der regenerativen und damit auch dezentraleren Stromerzeugung zu beraten. Dies
diene auch der Verfahrenserleichterung und
beschleunigung.
Um speziell den Ausbau der Windkraft voranzutreiben, habe die Landesregierung schon viel unternommen.
Das Landesplanungsgesetz und der ergänzende Windenergieerlass befänden sich auf der Zielgeraden. Dazu
Wind und Sonne sind Träger der Energiewende ( UM > Das Ministeri... http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/89900/
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komme die Artenschutzkartierung zur Abgrenzung berechtigter Belange des Artenschutzes gegenüber der
Windkraft.
Als ein weiteres wichtiges Feld bezeichnete der Umweltminister die Förderung und die Forschung. „Wir müssen
weiter kommen in unseren Möglichkeiten“, so Untersteller, „deshalb müssen wir investieren und gute Ideen
auch mit Geld unterstützen“. Beispielhaft nannte er die Bemühungen seitens der Industrie und der Politik, in
Baden-Württemberg ein Windtestfeld zu realisieren, das auf gutem Weg sei. Und auf dem Gebiet der
Bioenergie sei es nötig Rest- und Abfallstoffe künftig besser auch zur Stromgewinnung zu nutzen. Forschung
spiele insgesamt eine große Rolle beim Thema Speichertechnologien. Baden-Württemberg werde hier eine
führende Rolle einnehmen, so Untersteller.
Der massive und unverzichtbare Ausbau der erneuerbaren Energie erfordere zudem einen Umbau der
Stromversorgung insgesamt und damit auch die Anpassung der notwendigen Infrastruktur, betonte Untersteller.
Neben der Speicherung spielten hier auch die Stromnetze eine zentrale Rolle. „Über den notwendigen Ausbau
der Übertragungsnetze hinaus“, so Untersteller, „müssen die Verteilnetze hier im Land stärker in den Fokus
gerückt werden. Wir werden den notwendigen Aus- und Umbau der Verteilnetze hin zu sogenannten
intelligenten Netzen aktiv begleiten.“ Dies sei zum Beispiel auch ein unverzichtbarer Beitrag zum weiteren
Ausbau der Photovoltaik hier im Land.
Umweltminister Franz Untersteller machte deutlich, dass die Energiewende am „energiepolitischen Zieldreieck“
ausgerichtet werden müsse. Neben deren ökologischer und ökonomischer Verträglichkeit sei die Sicherheit und
damit Verlässlichkeit der Stromversorgung für die Landesregierung auch mit Blick auf den Industriestandort
Baden-Württemberg deshalb ein weiterer unverzichtbarer Baustein, der ständig im Auge behalten werde. Hier
bestehe auch mit den Wirtschaftsverbänden eine große Übereinstimmung, mit denen man einen fortwährenden
Dialog im Sinne eines Monitoring mit Blick auf die Kosten und die Versorgungssicherheit vereinbart hat.
Umweltminister Franz Untersteller betonte auch, dass es entscheidend darauf ankomme, das Wissen um und
die Akzeptanz für die Energiewende in den Regionen, in den Kommunen und damit ganz konkret vor Ort noch
weiter zu steigern. Er kündigte in diesem Zusammenhang eine langfristig angelegte Kommunikations- und
Akzeptanzkampagne an mit dem Titel „Energiewende im Dialog“. „Wir müssen uns noch deutlicher,
vernehmbarer und verständlicher vor Ort in den Dialog einbringen und diesen Dialog müssen wir auf
Augenhöhe führen“, so Untersteller.
Zudem leiste das Informationszentrum Energie mit Informationsmaterial, Vorträgen, Messebeteiligungen und
Veranstaltungen wertvolle Öffentlichkeitsarbeit für den notwendigen Systemwandel in der Energiewirtschaft.
Speziell mit Vertretern der Naturschutzverbände seien im Jahr 2012 zehn „Naturschutzfahrten“ geplant, bei
denen vor Ort über ganz konkrete Auswirkungen verschiedener Anlagen der erneuerbaren Energien diskutiert
werde. Untersteller betonte auch die Bedeutung von Bürgerwindrädern. Kommunen und Bürger sollten sich am
Bau von Windparks und Windkraftanlagen finanziell beteiligen können, was die Akzeptanz der Anlagen
sicherlich noch mehr stärken werde. „Energiewende geht nicht gegen die Menschen, sondern nur mit ihnen“, so
Franz Untersteller.
Abschließend wies Untersteller darauf hin, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien für die Kommunen
auch eine große finanzielle Chance darstelle. Sein Haus habe daher eine Untersuchung in Auftrag gegeben, die
deutlich mache, welche Wertschöpfung auf kommunaler Ebene mit dem Ausbau der erneuerbaren Energien
verbunden ist. Auch hier werde die Schnittmenge von Ökologie und Ökonomie, die eine wichtige Leitschnur bei
dem Umbau der Energieversorgung sei, deutlich.
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1 Allgemeine Hinweise 
1.1 Energie- und klimapolitische Bedeutung der Windenergienutzung 
Der Ausbau der Windenergienutzung hat durch den endgültigen Ausstieg aus der Nutzung der 
Kernenergie bis 2022 erheblich an Bedeutung gewonnen. Das gilt für Deutschland insgesamt, aber 
auch für Baden-Württemberg.  
 
In Baden-Württemberg hat die Nutzung der Wasserkraft bisher die größte Bedeutung bei der Nut-
zung der erneuerbaren Energien, so dass bereits ein hohes Ausbauniveau erreicht ist. Mögliche 
weitere Ausbaupotenziale werden unter Berücksichtigung ökologischer Kriterien landesweit unter-
sucht und die Ergebnisse für die Öffentlichkeit im Internet bereitgestellt. Auch die Stromerzeugung 
aus heimischer Biomasse stößt in naher Zukunft absehbar an ihre Grenzen. Demgegenüber beste-
hen bei der Photovoltaik und bei der Nutzung der Windenergie noch erhebliche Ausbaupotentiale. 
 
Die Energieversorgung mit regenerativer Energie und insbesondere der Ausbau der Windenergie-
nutzung ist somit zentrales Ziel der Landesregierung und steht damit im besonderen öffentlichen 
Interesse. 
 
Das Land hat mit dem Windatlas eine wichtige Grundlage für eine verstärkte Nutzung der Wind-
energie im Land bereitgestellt. Der Windatlas gibt für die Kommunen, Fachbehörden, Planer und 
Investoren wichtige Hinweise für eine effiziente Nutzung der Windenergie. Er liefert die fachlichen 
Grundlagen zur Identifikation geeigneter Standorte.  
 
Der Windatlas verdeutlicht auch, dass das von der Landesregierung angestrebte Ziel, bis zum Jahr 
2020 mindestens 10 % des Stroms im Land aus heimischer Windenergie bereit zu stellen, machbar 
ist. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es erforderlich, im Land rund 1200 neue Windenergieanlagen 
mit einer Leistung von je etwa 3 MW zu errichten. Zusammen mit den bereits jetzt vorhandenen 
Anlagen wird damit eine Strombereitstellung von etwa 7 TWh pro Jahr ermöglicht. 
 
Die Ausweisung von Flächen zur Windenergienutzung ist dafür auch in Waldgebieten notwendig, 
um die Ausbauziele der Landesregierung bis 2020 sicherzustellen. Waldgebiete sind grundsätzlich 
für die Windenergienutzung geeignet. Die Landesregierung beabsichtigt, Baden-Württemberg unter 
Nutzung des vorhandenen Windenergie-Potentials zum Windenergie-Land zu machen. 
 
1.2 Wirtschaftliche Bedeutung der Windenergienutzung 
Die Windenergienutzung ist inzwischen ein bedeutsamer Wirtschaftsfaktor geworden. Das gilt 
auch für Baden-Württemberg. Zwar ist im Land bisher kein Hersteller von Windenergieanlagen 
beheimatet, der über eine Serienfertigung verfügt, aber es sind im Land sehr viele Unternehmen als 
Zulieferer für die Windenergiebranche aktiv. Das beginnt bei der Herstellung und Fertigung von 
Produktionsmitteln im Maschinen- und Fahrzeugbau, geht über die Zulieferer im Komponentenbe-
reich des Maschinenbaus und der Elektrotechnik, bis hin zu Planung, Engineering, Wartung und 
Anlagenunterhaltung. Innerhalb dieses sehr breiten Spektrums sind in Baden-Württemberg derzeit 
rund 300 Firmen und Institutionen an der Wertschöpfung im Windenergiesektor beteiligt. Wind-
energie schafft und sichert Arbeitsplätze, auch in Baden-Württemberg. 
 
1.3 Regionale und kommunale Wertschöpfung 
Eine Windenergienutzung vor Ort kann auch für Kommunen und deren Bürgerinnen und Bürger 




Nachdem die durchschnittliche Anlagengröße inzwischen bei einer elektrischen Leistung von deut-
lich über 2 MW angelangt ist und die Anlagen aufgrund der technischen Reife an guten Standorten 
stattliche Erträge liefern können, hat sich die Verpachtung von Anlagenstandorten zu einem durch-
aus lukrativen Geschäftszweig entwickelt. Das gilt sowohl für kommunales Eigentum als auch für 
private Grundeigentümer. Die Höhe der jährlichen Pacht richtet sich oft nach dem Ertrag der Anla-
ge und bewegt sich erfahrungsgemäß je nach Güte des Standorts pro Anlage meist im fünfstelligen 
Bereich. Den Kommunen wird empfohlen, die Verpachtung von kommunalen Grundstücken mit 
einer Verpflichtung des Investors zur Errichtung von Windenergieanlagen zu verbinden. Dabei ist 
der Anwendungsbereich des Vergaberechts nicht eröffnet (s. EuGH, Urteil vom 25.03.2010, Rs. C-
451/08, Slg. 2010, I-02673). 
 
Zudem bietet der Aufbau von Windenergieanlagen, auch wenn die eigentliche Anlage selbst von 
einem möglicherweise weit entfernten Hersteller kommt, mit dem Bau der aufwendigen Funda-
mente, der Netzeinbindung, der Herstellung und dem Rückbau von Zuwegungen und zahlreichen 
anderen Dienstleistungen bis hin zu den Hotelaufenthalten der Aufbaumannschaften mannigfaltige 
Möglichkeiten zur Wertschöpfung vor Ort, die in erster Linie der lokalen Wirtschaft zu Gute kom-
men. 
 
Nachdem die Anlagen inzwischen wirtschaftlich bedeutsame Stromerträge liefern können, ergeben 
sich nach dem Ablauf der Verlustphase für die Standortkommunen relevante Gewerbesteuerzah-
lungen. Selbstverständlich ist die Höhe dieser Einnahmen von der Ortsansässigkeit der Investoren 
abhängig. Gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) stehen der Standortkommune 
70 % und der Sitzkommune des Investors 30 % der anfallenden Gewerbesteuer zu. Nach § 33 Abs. 
2 GewStG können sich die Kommunen mit dem Anlagenbetreibern dahingehend einigen, dass die 
Standortkommune einen höheren, die Sitzkommune einen entsprechend geringeren Anteil erhält. 
Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang auch Bürgerwindenergieanlagen zu. 
 
1.4 Bürgerbeteiligung  
Beim Ausbau der Windenergie legt die Landesregierung großen Wert auf die Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger. Dies gilt nicht nur für die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung der 
Wind-Regionalpläne, in der Bauleitplanung, und in einem förmlichen immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren, sondern umfasst auch die Empfehlung an den Vorhabensträger von den 
vielfältigen Möglichkeiten einer Beteiligung der Öffentlichkeit auf freiwilliger Basis, unabhängig 
von der Art des Genehmigungsverfahrens, Gebrauch zu machen. Darüber hinaus werden Errich-
tung und Betrieb von Bürgerwindenergieanlagen/Bürgerwindparks unterstützt. Das sind Windener-
gieanlagen, an denen sich die ortsansässigen Bürgerinnen und Bürger konzeptionell und/oder fi-
nanziell beteiligen können. Oft sind sie das Ergebnis bürgerschaftlichen Engagements in der betref-
fenden Kommune. 
 
Lokale Initiativen auf der kommunalen Ebene sind sehr gut dazu geeignet, eine positive Grund-
stimmung zugunsten der Windenergienutzung herzustellen. Skepsis und Vorbehalte lassen sich 
sehr viel leichter abbauen, wenn die Bürgerinnen und Bürger vor Ort direkt und unmittelbar in das 
Projekt mit einbezogen werden. Das gilt selbstverständlich für alle Phasen eines planerischen Ab-
laufs von Beginn der Planung selbst, bis hin zu Ausführung und Betrieb. 
 
Dabei ist es durchaus denkbar, dass sich auch die Kommune selbst im Rahmen ihrer Selbstverwal-
tungsgarantie und unter Beachtung der Vorschriften der §§ 102 ff Gemeindeordnung (GemO) mit 
an einem Vorhaben beteiligt. Die Sach- und Fachkompetenz eines Stadt- bzw. Gemeindewerkes 




Kommunen können die für Windenergienutzung in Frage kommenden Grundstücke durch Nut-
zungsverträge mit den Grundstückseigentümern sichern. Für Projektplanungen auf Flächen, bei 
denen eine mehr oder minder große Anzahl von verschiedenen Grundstückseigentümern von der 
Errichtung einer Windenergieanlage berührt wäre, bieten sich sogenannte "Pool-Lösungen" an. 
Hierbei werden alle von der gesamten Windparkfläche umfassten Grundstückseigentümer an der 
Pachtauszahlung beteiligt, und zwar nach einem zuvor bestimmten Aufteilungsschlüssel mit einer 
Standort- und einer Flächenkomponente. Mit einem solchen Modell können Potentialflächen durch 
einen Projektträger grundeigentumsunabhängig und nutzungsoptimiert konzipiert werden. Hier-
durch besteht die Chance für Vorhabensträger, unter kommunaler Koordination, voraussichtlich 
auch mit höherer Akzeptanz in der Bevölkerung, zu einer optimalen Umsetzung von Windparkpro-
jekten zu gelangen. 
 
Die Möglichkeiten der gesellschaftsrechtlichen Konstruktion, die einem Bürgerwindrad zugrunde 
liegen können, sind vielfältig, wobei darauf geachtet werden sollte, dass Konstruktionen gewählt 
werden, bei denen die Bürgerinnen und Bürger nicht mit ihrem privaten Vermögen für die Gesell-
schaft haften.  
 
Angesichts des vorrangigen Ziels der Akzeptanzsteigerung sollte im Gesellschaftsvertrag bzw. der 
Satzung geregelt werden, welche Anteilsmenge jede Bürgerin und jeder Bürger maximal erwerben 
kann, um möglichst vielen Bürgerinnen und Bürgern die finanzielle Teilhabe zu ermöglichen und 
die Anhäufung von vielen Anteilen in den Händen weniger Beteiligter zu verhindern. Auch ist es 
denkbar, den Kreis der potentiell Beteiligten genau zu definieren und diesen etwa auf die von den 
tatsächlichen Auswirkungen der Anlagen vornehmlich betroffenen Bürgerinnen und Bürger in der 
näheren Umgebung des Windparks zu beschränken.  
 
Die Landesregierung wird für die Windenergienutzung prinzipiell landeseigene Grundstücke zur 
Windenergienutzung verpachten und bei der Vergabe der Grundstücke die Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger im Umfeld des Standorts sowie die regionale und kommunale Wertschöpfung 
als Vergabekriterium bei konkurrierenden Bietern berücksichtigen. 
 
In diesem Zusammenhang ist insbesondere der Landesbetrieb ForstBW grundsätzlich bereit, geeig-
nete Flächen im Staatswald für die Errichtung von Windenergieanlagen zu verpachten, sofern dem 
keine forstfachlichen Gesichtspunkte oder Naturschutzbelange entgegenstehen und die Stellung-
nahme der von dem Projekt betroffenen Kommune eingeholt wurde. Waldrefugien im Staatswald 
stehen für Windenergieanlagen nicht zur Verfügung. Die Forstbehörden teilen den Planungsträgern 
im Rahmen ihrer Beteiligung im Planungsverfahren schriftlich mit, welche Flächen deswegen für 
eine Verpachtung dauerhaft nicht zur Verfügung stehen.  
 
Im Hinblick auf einen optimalen Energieertrag, sichere Renditen und Pachteinnahmen wird bei der 
Standortvergabe auf die Qualität der Entwickler, Investoren und Betreiber geachtet.  
 
Unter qualifizierten Bewerbern mit vergleichbaren Angeboten wird ForstBW im Rahmen der Lan-
deshaushaltsordnung Bürgerwindenergieanlagen und solchen Anlagen, die zur regionalen und 
kommunalen Wertschöpfung beitragen, eine Präferenz einräumen. ForstBW wird vor Erteilung 
eines Zuschlags die Angebote in einem transparenten Verfahren nach den Kriterien Wirtschaftlich-







2 Zielsetzung und Adressaten 
Der Windenergieerlass soll allen an dem gesamten Verfahren zur Planung, Genehmigung und Bau 
von Windenergieanlagen beteiligten Fachstellen, Behörden, Kommunen, Bürgerinnen und Bürgern 
sowie Investoren eine praxisorientierte Handreichung und Leitlinie für das gesamte Verfahren bie-
ten. 
 
Für die nachgeordneten Behörden ist der Erlass verbindlich. Für die Träger der Regionalplanung, 
die Kommunen und sonstigen Träger der Bauleitplanung bietet der Erlass eine Hilfestellung für die 
Planung. Die Planungsträger treffen dabei unter Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und 
Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange eigenständige planerische Entscheidungen. 
 
Der Erlass bildet eine wichtige Grundlage für die Umsetzung der energiepolitischen Zielsetzungen 
bei der Nutzung der Windenergie. Diese Ziele, insbesondere 10 % der Stromerzeugung aus Wind-
energie bis zum Jahr 2020 zu erreichen, sind ohne einen breiten gesellschaftlichen Konsens nicht 
umsetzbar. Laut aktuellen Umfragen und dem Ergebnis ganz konkreter Abstimmungen in einzelnen 
Städten und Gemeinden Baden-Württembergs begrüßt die große Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger den Ausbau der Nutzung erneuerbaren Energien und speziell der Windenergienutzung im 
Land. 
 
Die entscheidende Voraussetzung für den breiten gesellschaftlichen Konsens bei der Windenergie-
nutzung ist die frühzeitige Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern, allen relevanten Interes-
sensgruppen und Verbänden insbesondere über Bürgerinformationsveranstaltungen bereits in den 
sehr frühen Planungsphasen. Dazu sind auch ganz neue methodische Ansätze, wie etwa Moderati-
ons- oder Mediationsverfahren, geeignet. Die Initiative hierzu sollte in jedem Fall von Seiten des 
Vorhabensträgers ausgehen. 
 




Hinweis: Der Begriff „Vorranggebiet“ wird im Erlass für Festlegungen im Regionalplan, der Be-
griff „Konzentrationszone“ für Darstellungen im Flächennutzungsplan verwendet. 
 
3.1 Landesplanung / Regionalplanung / Raumordnungsverfahren 
 
3.1.1 Rechtslage vor Änderung des Landesplanungsgesetzes 2012 
Das Landesplanungsgesetz in der Fassung vom 10. Juli 2003 (GBl. S. 385) sah in § 11 Abs. 7 S. 1 
2. HS vor, dass im Regionalplan die Standorte für regional bedeutsame Windenergieanlagen als 
Vorranggebiete und die übrigen Gebiete der Region als Ausschlussgebiete, in denen regional be-
deutsame Windenergieanlagen nicht zulässig sind, festgelegt werden.  
 
Vorranggebiete sind dabei Gebiete, die für die Windenergienutzung vorgesehen sind und die ande-
re raumbedeutsame Nutzungen (innerhalb dieses Gebietes) ausschließen, soweit diese mit der vor-
rangigen Windenergienutzung nicht vereinbar sind. Die Windenergieanlagen der heutigen Genera-




Daraus resultierten in den Regionalplänen flächendeckende Planaussagen hinsichtlich der Errich-
tung regionalbedeutsamer Windenergieanlagen, nämlich entweder Vorrang- oder Ausschlussgebie-
te, die sogenannte „Schwarz-Weiß-Planung“. 
 
Da die bisher in den Regionalplänen festgelegten Vorranggebiete für Windenergieanlagen jedoch 
nicht ausreichen, neue Standorte zum Ausbau der Windenergie zeitnah zu eröffnen, wurde das 
Landesplanungsgesetz novelliert. 
 
3.1.2 Rechtslage nach Änderung des Landesplanungsgesetzes 2012 
Die Änderung des Landesplanungsgesetzes sieht dazu Folgendes vor: die Regionalplanung kann 
Festlegungen zu Standorten regionalbedeutsamer Windenergieanlagen nur noch in Form von Vor-
ranggebieten treffen. Die Festlegung von Ausschlussgebieten ist nicht mehr möglich.  
 
Den Vorranggebieten sind Windenergieanlagen weiter positiv zugewiesen, in diesen sind sie vor-
rangig zulässig. Andere raumbedeutsame Nutzungen, die mit der Windenergienutzung nicht zu 
vereinbaren sind, sind in diesen Gebieten ausgeschlossen.  
 
Städte und Gemeinden erhalten damit die Möglichkeit zur eigenen planerischen Steuerung von 
Windenergieanlagen in ihren Flächennutzungsplänen.  
 
In den Bereichen schließlich, in denen weder auf regionaler, noch auf kommunaler Ebene eine pla-
nerische Steuerung erfolgt, richtet sich die Zulässigkeit von Windenergieanlagen ausschließlich 
nach den nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachtenden Vor-
schriften. 
 
Mit der Änderung des Landesplanungsgesetzes 2012 werden die bisherigen Festlegungen in den 
Regionalplänen der Regionalverbände von Vorrang- und insbesondere Ausschlussgebieten für re-
gionalbedeutsame Windenergieanlagen zum 1. Januar 2013 gesetzlich aufgehoben. Sonst könnte 
das Ziel eines deutlichen und zeitnahen Ausbaus der Windenergie nicht erreicht werden.  
 
Dies betrifft die Festlegungen in den Regionalplänen des Verbands Region Stuttgart sowie der Re-
gionalverbände Heilbronn-Franken, Ostwürttemberg, Mittlerer Oberrhein, Südlicher Oberrhein, 
Schwarzwald-Baar-Heuberg, Hochrhein-Bodensee und Bodensee-Oberschwaben. 
 
Die Änderung des Landesplanungsgesetzes 2012 gilt nicht für die grenzüberschreitenden Regio-
nalverbände, den Regionalverband Donau-Iller und den Verband Region Rhein-Neckar. Diese un-
terliegen besonderen staatsvertraglichen Regelungen. Änderungen der planungsrechtlichen Vorga-
ben zur Steuerung und zum Ausbau der Windenergie müssen im Rahmen dieser staatsvertraglichen 
Regelungen getroffen werden.  
 
3.1.3 Raumordnungsverfahren 
Das Raumordnungsverfahren (vgl. im Einzelnen §§ 15, 16 ROG i.V.m. §§ 18, 19 LplG) ist ggf. 
dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren vorgelagert. Die Zuständigkeit für die 
Durchführung des Raumordnungsverfahrens liegt bei der jeweiligen höheren Raumordnungsbehör-
de (Regierungspräsidium). 
 
Bei der Errichtung von mehreren überörtlich raumbedeutsamen Windenergieanlagen (Windfarm) 
im bauplanungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB ist unter der Voraussetzung, dass bei 
deren Genehmigung eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist (siehe dazu unten 5.3), 
grundsätzlich auch die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens erforderlich (§ 15 Abs. 1 S. 1 
ROG i.V.m. § 1 Nr. 1 Raumordnungsverordnung). Ein Raumordnungsverfahren ist aber auch in 
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diesen Fällen in der Regel nicht erforderlich, wenn die Windenergieanlagen in einem im Regional-
plan festgelegten Vorranggebiet oder in einer im Flächennutzungsplan dargestellten Konzentrati-
onszone errichtet werden sollen. 
 
3.2 Bauleitplanung  
 
3.2.1 Allgemeines 
Die Bauleitplanung soll die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Kommune vor-
bereiten und eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleisten. Die Planung obliegt den 
Städten und Gemeinden, die die Bauleitpläne (Flächennutzungsplan und Bebauungspläne) in eige-
ner Verantwortung in Ausübung ihrer kommunalen Planungshoheit aufstellen. 
 
Die Bauleitpläne sollen gem. § 1 Abs. 5 S. 2 Baugesetzbuch (BauGB) u.a. auch dazu beitragen, den 
Klimaschutz und die Klimaanpassung zu fördern. Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll so-
wohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch Maßnahmen zur 
Anpassung an den Klimawandel Rechnung getragen werden (vgl. § 1a Abs. 5 BauGB). Maßnah-
men, die der Bekämpfung des Klimawandels dienen, sind dabei insbesondere die planungsrechtli-
che Absicherung und Unterstützung des Einsatzes erneuerbarer Energien wie etwa der Windener-
gie. Beide Regelungen betonen die gewachsene Bedeutung des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung. Die Belange des Klimaschutzes haben jedoch keinen Vorrang vor anderen Belangen. Die 
Kommunen müssen vielmehr bei der Festlegung von Standorten für Windenergieanlagen die Be-
lange des Klimaschutzes mit den anderen gewichtigen städtebaulich relevanten Belangen wie etwa 
den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse, den Belangen von 
Sport, Freizeit und Erholung, den Belange des Rohstoffabbaus, der Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbilds und den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege im jeweiligen konkreten 
Planungsfall abwägen. 
Die Bauleitpläne sind nach § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Dies be-
deutet, dass die Kommunen für raumbedeutsame Windenergieanlagen keine von den Zielen der 
Raumordnung abweichende eigene Planung (z.B. Überplanung regionalplanerischer Vorranggebie-
te als Ausschlussflächen) vornehmen dürfen. Die Ziele der Raumordnung sind anders als die oben 
genannten öffentlichen und privaten Belange nicht Gegenstand der kommunalen Abwägung. Sie 
sind nur einer Ausdifferenzierung und Konkretisierung im Sinne einer bauleitplanerischen Fein-
steuerung in solchen Bereichen zugänglich, die die Regionalplanung unberücksichtigt gelassen 
oder ausdrücklich der Bauleitplanung überantwortet hat. Die regionalplanerischen Zielvorgaben 
dürfen jedoch nicht ausgehöhlt oder konterkariert werden. Neben regionalplanerischen Vorrangge-
bieten für Standorte regionalbedeutsamer Windenergieanlagen kommen auch weitere regionalpla-
nerische Zielvorgaben in den Regionalplänen in Betracht wie insbesondere Regionale Grünzäsuren 
und Regionale Grünzüge.  
 
In regionalplanerisch festgelegten Grünzügen, Gebieten für besondere Nutzungen im Freiraum und 
anderen Festlegungen richtet sich die Zulässigkeit von Windenergieanlagen nach der konkreten 
Festlegung des jeweiligen Regionalplans. Je nach Festlegung können Ausnahmen für Windener-





3.2.2.1 Planung von Konzentrationszonen 
 
Die Kommunen haben über § 5 BauGB i.V.m. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB die Möglichkeit (nicht aber 
die Verpflichtung), die Zulässigkeit von Windenergieanlagen als privilegierte Anlagen im Außen-
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bereich zu steuern. Solange und soweit flächendeckende Planungen für Windenergiestandorte in 
den Regionalplänen Geltung haben (vgl. Kapitel 3.1.2), besteht für die eigenständige bauleitplane-
rische Steuerung von regionalbedeutsamen Windenergieanlagen kein Raum. Mit der Beschränkung 
der regionalplanerischen Festlegungen auf Vorranggebiete und der Aufhebung der Festlegungen 
werden die Gebiete einer kommunalen Steuerung zugänglich. 
 
Erfolgt eine Ausweisung von Standorten für Windenergieanlagen durch Darstellungen im Flächen-
nutzungsplan, stehen einem entsprechenden Vorhaben an anderer Stelle in der Regel öffentliche 
Belange entgegen (sog. Planvorbehalt). Positive Standortzuweisungen an einer oder mehreren Stel-
len im Gebiet der Kommune haben zur Folge, dass der übrige Planungsraum von Windenergiean-
lagen freigehalten wird. Voraussetzung für eine planerische Steuerung ist ein auf der Untersuchung 
des gesamten kommunalen Gebiets basierendes Planungskonzept für die Windenergiestandorte. 
Eine bloße Negativplanung, mit der Windenergieanlagen im Plangebiet ausgeschlossen werden, ist 
nicht zulässig. Der Ausschluss von Windenergieanlagen in Teilen des Plangebiets lässt sich nur 
rechtfertigen, wenn der Plan sicherstellt, dass sich die Windenergieanlagen an anderer Stelle ge-
genüber konkurrierenden Nutzungen durchsetzen. Dem Plan muss ein schlüssiges gesamträumli-
ches Planungskonzept zugrunde liegen, das den allgemeinen Anforderungen des planungsrechtli-
chen Abwägungsgebots gerecht wird und der Windenergienutzung in substanzieller Weise Raum 
schafft. Wann für die Windenergienutzung in substanzieller Weise Raum geschaffen wird, lässt 
sich nicht abstrakt bestimmen, sondern kann nur nach einer Würdigung der tatsächlichen Verhält-
nisse im jeweiligen Planungsraum beurteilt werden. Die Darstellung von Standorten muss mit der 
Absicht der Kommune verbunden sein, den Ausschluss von Windenergieanlagen an anderer Stelle 
gem. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB zu bewirken. Die kommunale Entscheidung muss dementsprechend 
nicht nur Auskunft darüber geben, von welchen Erwägungen die positive Standortzuweisung getra-
gen wird, sondern auch deutlich machen, welche Gründe es rechtfertigen, den übrigen Planungs-
raum von Windenergieanlagen freizuhalten. Bei der Steuerung auf der Ebene des Flächen-
nutzungsplans ist auch zu berücksichtigen, dass die Planung – anders als die Regionalplanung – 
grundsätzlich auch nicht raumbedeutsame Windenergieanlagen erfasst. 
 
Sind im gesamten Gebiet der Kommune keine für die Windenergienutzung geeigneten Flächen zu 
finden, darf die Kommune keine Konzentrationszonen vorsehen, weil mit der Darstellung von für 
die Windenergienutzung ungeeigneten Flächen der Gesetzeszweck des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
verfehlt würde. In diesen Fällen richtet sich die Zulässigkeit von Windenergieanlagen nach § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB. 
 
Die Darstellung von Konzentrationszonen im Flächennutzungsplan kann insbesondere über eine 
sogenannte überlagernde Darstellung erfolgen. Dabei tritt die Ausweisung der Konzentrationszone 
für Windenergieanlagen neben die Grundnutzung (z.B. „Fläche für Landwirtschaft“), soweit beide 
Nutzungsmöglichkeiten miteinander vereinbar sind. Konzentrationszonen können außerdem auch 
als Flächen für Versorgungsanlagen (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB) oder Sonderbauflächen nach § 5 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 2 BauNVO (Gebiete für Anlagen, die der Erforschung, 
Entwicklung oder Nutzung von Windenergie dienen, z.B. „Windparks“) ausgewiesen werden.  
 
Im Flächennutzungsplan kann ferner gem. § 16 Abs. 1 BauNVO die maximale Höhe der Anlagen 
dargestellt werden. Höhenbeschränkungen sind allerdings nur zulässig, wenn sie aus der konkreten 
Situation abgeleitet und städtebaulich gerechtfertigt sind. Die Kommune muss die wirtschaftlichen 
Interessen der Betreiber an möglichst großen und damit leistungsfähigen Windenergieanlagen mit 
den entgegenstehenden Belangen wie etwa dem Schutz des Landschaftsbilds abwägen. Dabei ist 
ihrer Abwägung insoweit eine Schranke gesetzt, als trotz Höhenbegrenzung eine wirtschaftlich 
auskömmliche Nutzung der Windenergie möglich und damit eine wirtschaftliche Nutzbarkeit der 
Konzentrationszone gegeben sein muss. 
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Die Kommune kann auch einen sachlichen Teilflächennutzungsplans gem. § 5 Abs. 2 b BauGB 
aufstellen. Mit einem solchen Teilflächennutzungsplan können gezielt die Rechtswirkungen des 
§ 35 Abs. 3 S. 3 BauGB herbeigeführt werden. Er kann gem. § 5 Abs. 2 b, 2. Hs. BauGB auch für 
räumliche Teile des kommunalen Gebiets aufgestellt werden. Räumliche Teilflächennutzungspläne 
entfalten ihre Steuerungswirkung nur innerhalb ihres Geltungsbereichs, das heißt auch die Aus-
schlusswirkung des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB ist auf das Plangebiet des räumlichen Teilfläche-
nnutzungsplans beschränkt. 
 
Zur Möglichkeit der Kommune, ihre geplanten Konzentrationszonen gemäß § 15 Abs. 3 BauGB 
durch Zurückstellung von Genehmigungsanträgen für Windenergieanlagen zu sichern, wird auf die 
Ausführungen in Kapitel 5.6.2.3 verwiesen. 
 
3.2.2.2 Interkommunale Zusammenarbeit bei der Flächennutzungsplanung, Ab-
stimmungsgebot 
In weiten Teilen des Landes sind nicht die Gemeinden, sondern Zusammenschlüsse von Gemein-
den wie Verwaltungsgemeinschaften (Gemeindeverwaltungsverbände und vereinbarte Verwal-
tungsgemeinschaften) und Nachbarschaftsverbände Träger der Flächennutzungsplanung. Soweit 
ein Verband Träger der Flächennutzungsplanung ist, gelten die in Kapitel 3.2.2.1 genannten 
Grundsätze für die Ausweisung von Konzentrationszonen für Windenergieanlagen für das gesamte 
Verbandsgebiet. Der Planungsträger muss ein auf der Untersuchung des gesamten Plangebiets ba-
sierendes schlüssiges Planungskonzept für Windenergiestandorte aufstellen, das der Windenergie-
nutzung in substanzieller Weise Raum schafft. 
 
Unabhängig von den genannten Zusammenschlüssen verpflichtet § 2 Abs. 2 BauGB benachbarte 
Kommunen, ihre Bauleitpläne aufeinander abzustimmen. Danach ist die Nachbarkommune verfah-
rensrechtlich bereits dann zu beteiligen, wenn ihre städtebaulichen Belange berührt sein können. 
Materiell-rechtlich erfolgt eine Abstimmung, wenn die Nachbarkommune tatsächlich in ihren städ-
tebaulichen Belangen von der Planung berührt ist. Die Belange der Nachbarkommune sind dann in 
die Abwägung der planenden Kommune einzustellen. Das Abstimmungsgebot des § 2 Abs. 2 
BauGB sichert damit einen Mindeststandard interkommunaler Zusammenarbeit. 
 
Darüber hinaus bietet § 204 BauGB verschiedene Instrumente für die Zusammenarbeit bei der Flä-
chennutzungsplanung an. Sie reichen von der Vereinbarung über bestimmte Darstellungen in ge-
trennten Flächennutzungsplänen (z.B. auch Darstellungen von Konzentrationszonen für Windener-
gieanlagen) nach § 204 Abs. 1 S. 4 BauGB bis zum gemeinsamen Flächennutzungsplan nach § 204 
Abs. 1 S. 1 und 2 BauGB. In beiden Fällen handelt es sich um gemeinsame Planungen auf freiwil-
liger vertraglicher Grundlage, die verfahrensmäßig nicht von einem speziell gebildeten Planungs-
träger, sondern von den beteiligten Kommunen getrennt, aber inhaltlich übereinstimmend durchge-
führt werden. Die Gesamtplanung der beteiligten Kommunen kann auch dazu führen, dass im Ge-
biet einer beteiligten Kommune keine Konzentrationszone ausgewiesen wird. Die Gesamtplanung 
muss allerdings insgesamt den Anforderungen genügen, die die Rechtsprechung an die Ausweisung 
von Konzentrationszonen stellt (vgl. Kapitel 3.2.2.1). Die gemeinsame Planung kann von den be-
teiligten Kommunen grundsätzlich auch nur gemeinsam wieder aufgehoben oder geändert werden, 
vgl. § 204 Abs. 1 S. 3 und 5 BauGB. 
 
Schließlich können mehrere Kommunen organisatorisch einen gesonderten Planungsträger bilden, 
indem sie sich zu einem Planungsverband gemäß § 205 BauGB zusammen schließen und diesem 
die Flächennutzungsplanung übertragen. Mit der Übertragung geht die Planungshoheit der einzel-





Hinweis: Die Ausführungen dieses Erlasses zur Flächennutzungsplanung benennen der Einfachheit 
halber meist nur die Gemeinde als Planungsträger sowie das Gemeindegebiet als Planungsraum. 
Die betreffenden Ausführungen gelten jedoch entsprechend für die übrigen Träger der Flächennut-
zungsplanung und deren jeweiliges Plangebiet. 
 
3.2.3 Bebauungsplan 
Im Bebauungsplan können Flächen für Windenergieanlagen als Fläche für Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien nach § 9 Abs.1 Nr. 12 BauGB (Versorgungsfläche) oder als 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 
§ 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt werden. In einem solchen Bebauungsplan können insbesondere 
auch Festsetzungen zur Höhe (vgl. hierzu 3.2.2.1), zu den einzelnen Standorten der Windenergie-
anlagen, zur Infrastruktur, zur Vermeidung von Konflikten in angrenzenden Gebieten und zu den 
Ausgleichsmaßnahmen getroffen werden.  
 
Soweit der Vorhabensträger schon feststeht, kommt auch die Aufstellung eines Vorhabens- und 
Erschließungsplans nach § 12 BauGB in Betracht. 
 
3.2.4 Umweltprüfung in der Bauleitplanung 
Bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen muss die Kommune eine 
Umweltprüfung durchführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermit-
telt werden und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Inhalt des Um-
weltberichts ergibt sich aus der Anlage 1 zum BauGB. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Wurde bereits bei der Regionalplanung eine Umweltprüfung für das 
Plangebiet durchgeführt, soll die Umweltprüfung im Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder 





Im Rahmen der Erarbeitung des Planungskonzepts ist für das gesamte Planungsgebiet zu ermitteln, 
welche Bereiche sich aufgrund ihrer Windhöffigkeit für die Windenergienutzung eignen. 
 
Der Windatlas Baden-Württemberg bietet einen landesweiten Überblick über die Windverteilung in 
Baden-Württemberg. Den fünf Windkarten können die jeweiligen mittleren Jahreswindgeschwin-
digkeiten in verschiedenen Höhen über Grund entnommen werden – entsprechend der gängigen 
Nabenhöhen derzeit gebauter Windenergieanlagen für den Bereich von 80 m bis 160 m.  
 
Mit den internetbasierten Versionen dieser Karten (www.windatlas-bw.de) besteht die Möglichkeit, 
interaktiv Detailansichten eines möglichen Standortes zu erzeugen, welche zur besseren Orientie-
rung mit einer topografischen Karte hinterlegt sind. Die zugrundeliegende hohe Auflösung bei der 
Kartenberechnung – insbesondere betreffend der windhöffigen Bereiche, welche im 50 m x 50 m 
Raster berechnet wurden – stellt der Regional- und Bauleitplanung eine hinreichend genaue Daten-
grundlage für die Standortausweisung von Windenergieanlagen zur Verfügung. Die räumliche Auf-
lösung des Windatlasses ist sehr hoch und die Methodik valide. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass 
nicht jeder einzelne Punkt exakt beschrieben und kleinräumige Einflüsse nur teilweise berücksich-
tigt werden können. Die Unsicherheiten der mittleren Jahreswindgeschwindigkeiten des Windatlas-
ses betragen in einer Höhe von 100 Metern +/- 0,2 bis 0,4 m/s. Regionen mit einer geringen Anzahl 
an Windenergieanlagen befinden sich dabei an der oberen Bandbreite. Falls vorliegend, können 
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aktuelle und wissenschaftlich anerkannte Detailgutachten oder konkrete Messungen für eine Regi-
on oder Teilregion als ergänzende Datengrundlage herangezogen werden. 
 
Anm.: Für Planer und Betreiber bietet der Windatlas eine Erstinformation zur Lokalisierung ge-
eigneter Standorte im Sinne einer Grobabschätzung möglicher Erträge – dieser Windatlas ersetzt 
jedoch nicht ein akkreditiertes Windgutachten oder eine Windmessung, welche bei der konkreten 
Anlagenplanung üblicherweise eingesetzt werden. 
 
Die Wirtschaftlichkeit von Windenergieanlagen hängt von vielen Faktoren ab, z.B. den Material-
kosten der Anlagen, der Nähe zum Leitungsnetz, den Pachtkosten und dem Zinsniveau. Einen be-
sonders großen Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit hat die Windgeschwindigkeit, denn die Leistung 
des Windes hängt von der dritten Potenz der Windgeschwindigkeit ab. Nimmt die Windgeschwin-
digkeit um 10 % zu (z.B. von 6 auf 6,6 m/s), so wird die Leistung um 33 % größer. 
 
Ein gutes Maß für die Beurteilung der Tauglichkeit eines Standortes für den Betrieb von Wind-
energieanlagen stellt der im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) definierte Referenzertrag dar. Bis 
Ende 2011 war ein Jahresertrag für die Windenergieanlage(n) am Standort von mindestens 60% in 
Bezug auf einen im EEG definierten Referenzstandort Voraussetzung für eine Stromvergütung 
nach dem EEG. Diese Grenze ist weiterhin ein Richtwert für die minimale Windhöffigkeit, die ein 
Standort bieten sollte. Je nach Anlagentyp, Turmhöhe und Höhe des Standortes über Meer ist zum 
Erreichen dieser Mindestertragsschwelle eine für den jeweiligen Standort ermittelte durchschnittli-
che Jahreswindgeschwindigkeit von etwa 5,3 m/s bis 5,5 m/s in 100 m über Grund erforderlich. 
 
Eine Investition in ein Windenergieprojekt bedeutet in der Regel eine langfristige Kapitalbindung, 
welche mit einem gewissen unternehmerischen Risiko verbunden ist. Analog zu vergleichbaren 
Kapitalanlagen wird außerdem mit einer Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals gerechnet.  
 
Für Investoren gilt daher meist die Ertragsschwelle von 80 % des EEG-Referenzertrags als Min-
destrichtwert zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit eines Windenergieprojektes. Dieser Mindester-
trag wird in der Praxis – fast unabhängig von Anlagentyp und Nabenhöhe – erst an Standorten mit 
einer durchschnittlichen Jahreswindgeschwindigkeit von 5,8 m/s bis 6 m/s in 100 m über Grund 
erreicht. 
 
Da für die Eignung eines Standortes letztlich der Ertrag die entscheidende Größe darstellt, sind 
ergänzend zu den fünf Windkarten (Windgeschwindigkeiten von 80 bis 160 m Höhe) noch zwei 
Referenzertragskarten erstellt worden. In den Karten werden die Gebiete dargestellt, in denen 
Windenergieanlagen mindestens 60 % bzw. 80 % des EEG-Referenzertrages erzeugen können. 
Diese Referenzertragskarten sind mit den gängigen Geoinformationssystemen kompatibel und 
werden für die regionalen und kommunalen Planungsträger von der Landesanstalt für Umwelt, 
Messungen und Naturschutz (LUBW) bereitgestellt.  
 
4.2 Naturschutzbelange in der Regional- und Bauleitplanung  
Bei den nachfolgenden Ausführungen ist der unterschiedliche Maßstab und Konkretisierungsgrad 
von Regional- und Bauleitplanung zu berücksichtigen. 
 
4.2.1 Tabubereiche  
Die Festlegung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung in der Regionalplanung und die 
Darstellung von Flächen für die Windenergienutzung in der Bauleitplanung kommt in folgenden 
Schutzgebieten wegen deren besonderer Schutzbedürftigkeit nicht in Betracht: 
 
 Nationalparke (§ 24 BNatSchG), 
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 Nationale Naturmonumente (§ 24 Abs. 4 BNatSchG), 
 Naturschutzgebiete (§ 23 BNatSchG),  
 Kernzonen von Biosphärengebieten (§ 25 BNatSchG), 
 Bann- und Schonwälder (§ 32 LWaldG). 
 
Entsprechendes gilt auch für Gebiete, die einstweilig sicher gestellt sind (§ 22 Abs. 3 BNatSchG) 
und für Gebiete, deren Unterschutzstellung förmlich eingeleitet wurde.  
 
Weitere Tabubereiche sind 
 
 Europäische Vogelschutzgebiete mit Vorkommen windenergieempfindlicher Vogelarten 
(insbesondere solche Arten, für die Windenergieanlagen gemäß der Verordnung des Minis-
teriums für Ernährung und Ländlichen Raum zur Festlegung von Europäischen Vogel-
schutzgebieten (VSG-VO - http://brsweb.lubw.baden-wuerttemberg.de/brs-
web/pages/map/default/index.xhtml) vom 05.02.2010 (GBl. S. 37) Gefahrenquellen darstel-
len), es sei denn eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzzwecks und der Erhaltungszie-
le des Gebiets kann auf Grund einer Vorprüfung oder Verträglichkeitsprüfung nach § 7 
Abs. 6 ROG bzw. nach § 1a Abs.4 BauGB jeweils i.V.m. § 34 BNatSchG im Rahmen der 
Regional- bzw. Bauleitplanung ausgeschlossen werden (z.B. wenn nachgewiesen wird, dass 
der Teilbereich des Gebiets für die Erhaltung der geschützten Art nicht relevant ist), 
 Zugkonzentrationskorridore von Vögeln oder Fledermäusen, bei denen Windenergieanlagen 
zu einer „signifikanten Erhöhung des Tötungs- oder Verletzungsrisikos“ oder zu einer er-
heblichen Scheuchwirkung führen können, 
 Rast- und Überwinterungsgebiete von Zugvögeln mit internationaler und nationaler Bedeu-
tung. 
 
In gesetzlich geschützten Biotopen (§ 30 BNatSchG, § 32 NatSchG, § 30a LWaldG) und Natur-
denkmalen (§ 28 BNatSchG) sind Windenergieanlagen grundsätzlich ausgeschlossen (vgl. 
5.6.4.1.2). Sie schließen jedoch eine Überplanung dieser Bereiche durch ein Vorranggebiet oder 
eine Konzentrationszone nicht aus. Die Vereinbarkeit mit den geschützten Bereichen ist dann im 
Wege der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung über eine entsprechende Standortwahl, Aus-
gleichsmaßnahmen etc. sicher zu stellen. Auf die gesetzlich geschützten Biotope und Naturdenk-
male ist bereits in der Begründung zur Regional- und Bauleitplanung hinzuweisen.  
 
4.2.2 Abstände von naturschutzrechtlich bedeutsamen Gebieten 
Die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen können auch außerhalb der genannten 
Schutzgebiete zu erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzzwecke und Erhaltungsziele dieser 
Gebiete führen und der Genehmigung von Windenergieanlagen entgegenstehen.  
 
Daher wird auf der Ebene der Regionalplanung von Nationalparken, nationalen Naturmonumenten, 
Naturschutzgebieten, Kernzonen von Biosphärengebieten und von Bann- und Schonwälder ein 
Abstand von 200 m empfohlen, um erhebliche Beeinträchtigungen durch Windenergieanlagen zu 
vermeiden.  
 
Ein Vorsorgeabstand zu diesen Gebieten kann auch auf der Ebene der Bauleitplanung notwendig 
sein, um eine erhebliche Beeinträchtigung des jeweiligen Schutzzwecks zu vermeiden. Hier ist je-
doch stets eine Einzelfallbetrachtung unter Beteiligung der zuständigen Fachbehörde erforderlich, 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund, dass Abstandsflächen in der Flächennutzungsplanung zu Aus-
schlussflächen werden. Auch bei gesetzlich geschützten Biotopen und bei Naturdenkmalen ist im 
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Einzelfall unter Berücksichtigung des jeweiligen Schutzzwecks zu beurteilen, ob und ggf. welcher 
Abstand erforderlich ist. 
 
Auf Ebene der Regionalplanung wird empfohlen, zu Europäischen Vogelschutzgebieten mit Vor-
kommen windenergieempfindlicher Vogelarten, insbesondere solcher Arten, für die Windenergie-
anlagen gemäß der VSG-VO des MLR vom 05.02.2010 (GBl. S. 37) Gefahrenquellen darstellen 
und zu Rast- und Überwinterungsgebieten von Zugvögeln mit internationaler und nationaler Be-
deutung einen Abstand von in der Regel 700 m einzuhalten. Sofern eine erhebliche Beeinträchti-
gung des jeweiligen Schutzzwecks und der geschützten Arten ausgeschlossen werden kann, kann 
ein geringerer Abstand angesetzt werden. Unter besonderen örtlichen Gegebenheiten (z. B. Vogel-
zug, bedeutende Nahrungsflächen für windenergieempfindliche Vogelarten) können größere Ab-
stände erforderlich sein.  
 
Ein Vorsorgeabstand zu Europäischen Vogelschutzgebieten mit Vorkommen windenergieempfind-
licher Vogelarten sowie zu Rast- und Überwinterungsgebieten von Zugvögeln mit internationaler 
und nationaler Bedeutung kann auch auf Ebene der Bauleitplanung notwendig sein, um erhebliche 
Beeinträchtigungen des jeweiligen Schutzzwecks zu vermeiden. Der Abstand ist im Einzelfall unter 
Beteiligung der zuständigen Fachbehörde zu bestimmen. 
 
4.2.3 Prüfflächen (Restriktionsflächen) 
Folgende Gebiete unterliegen bei der Festlegung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung 
in der Regionalplanung und bei der Darstellung von Flächen für die Windenergienutzung in Bau-
leitplänen besonderen naturschutz- und forstrechtlichen Restriktionen: 
 
4.2.3.1 Landschaftsschutzgebiete (§ 26 BNatSchG) und Pflegezonen von Biosphä-
rengebieten (§ 25 BNatSchG) 
Wesentliche Schutzzwecke dieser Gebiete sind in aller Regel das Landschaftsbild und der Natur-
haushalt. Windenergieanlagen greifen regelmäßig in diese Schutzzwecke ein. Verordnungen zu 
Landschaftsschutzgebieten enthalten zumeist ein Bauverbot mit Erlaubnisvorbehalt, das auch für 
Windenergieanlagen gilt; auch für die Pflegezonen von Biosphärengebieten gilt ein Erlaubnisvor-
behalt für die Errichtung baulicher Anlagen. Eine Erlaubnis ist in der Regel nicht geeignet, um ei-
nen Widerspruch des Vorhabens zum Schutzzweck der Verordnung auszuräumen. 
 
Bei der Planung von Windenergieanlagen in diesen Gebieten kann eine Befreiung im Rahmen von 
Einzelfallentscheidungen möglich sein. Die Befreiung nach § 67 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erfordert 
eine Abwägung des öffentlichen Interesses am Natur- und Landschaftsschutz mit dem öffentlichen 
Interesse am Klimaschutz und der Versorgung mit regenerativer Energie im Einzelfall.  
 
Im Wege der Befreiung können nur singuläre, keine großflächigen Eingriffe zugelassen werden 
(VGH Mannheim Urt. vom 05.04.1990 - 8 S 2303/89). In diesen Fällen ist es erforderlich, dass die 
Erteilung einer Befreiung von den Bestimmungen rechtlich möglich ist, weil objektiv eine Be-
freiungslage gegeben ist und dies unter Beteiligung der zuständigen Naturschutzbehörde festge-
stellt wurde („Planung in eine Befreiungslage hinein“), VGH Mannheim, Urt. vom 13.10.2005 - 3 
S 2521/04, Rn. 43). Den zuständigen Naturschutzbehörden wird empfohlen, den Landesnatur-
schutzverband bei Landschaftsschutzgebieten entsprechend § 79 Abs. 3 Nr. 2 NatSchG, bei Pflege-
zonen von Biosphärengebieten entsprechend § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG anzuhören. 
 
Bei großflächiger Betroffenheit oder der (teilweisen) Funktionslosigkeit des Gebiets (vgl. VGH 
München, Urt. vom 14.01.2003 - 1 N 01.2072) durch die Realisierung der Planung ist eine Ände-
rung der Schutzgebietsverordnung erforderlich, bevor ein Flächennutzungsplan beschlossen oder 
eine Festlegung durch Regionalplan getroffen wird. Die Änderung der Verordnung kann in einer 
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teilweisen oder vollständigen Aufhebung bestehen. Eine Änderung der Verordnung kann ferner 
dadurch erfolgen, dass das Schutzgebiet in Zonen mit einem entsprechend dem jeweiligen Schutz-
zweck abgestuften Schutz gegliedert wird (§ 22 Abs. 1 S. 3 BNatSchG). Die Zonierung ermöglicht 
z. B. die Freigabe von Teilflächen für die Windenenergienutzung, sofern keine oder weniger starke 
Interessenkonflikte zwischen der Windenergie und dem Schutzzweck der Verordnung bestehen, 
ohne die Teilfläche aus dem Schutzgebiet herauszunehmen. 
 
Bei der Entscheidung über die Änderung der Landschaftsschutzgebietsverordnung wägt die Natur-
schutzbehörde die sich gegenüberstehenden Interessen ab. Es kann dabei auf die bei der Regional- 
oder Flächennutzungsplanung im Rahmen der Standortwahl ermittelten Daten und Informationen 
zurückgegriffen werden. 
 
4.2.3.2 FFH-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete, die nicht bereits Tabube-
reiche sind 
Windenergieanlagen dürfen grundsätzlich nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen von Europäi-
schen Vogelschutzgebieten und FFH-Gebieten führen. Wenn die Planung geeignet ist, die Erhal-
tungsziele oder den Schutzzweck dieser Gebiete erheblich zu beeinträchtigen, sind im Rahmen des 
Verfahrens zur Festlegung von Vorranggebieten für Windenergieanlagen in der Regionalplanung 
die Vorschriften des Naturschutzrechts, insbesondere § 34 BNatSchG, anzuwenden (§ 7 Abs. 6 
ROG). Entsprechendes gilt gem. § 1a Abs. 4 BauGB für die Darstellung von Flächen für die Wind-
energienutzung in Bauleitplänen. In diesen Fällen ist eine Verträglichkeitsprüfung nach § 34 
BNatSchG in das Planungsverfahren zu integrieren. 
 
4.2.3.3 Geschützte Waldgebiete 
Bodenschutzwälder (§ 30 LWaldG), Schutzwälder gegen schädliche Umwelteinwirkungen (§ 31 
LWaldG) sowie durch Rechtsverordnung zu Erholungswald erklärte Waldgebiete (§ 33 LWaldG) 
unterliegen als geschützte Waldgebiete bei der Festlegung von Vorranggebieten für die Windener-
gienutzung in der Regionalplanung und bei der Darstellung von Flächen für die Windenergienut-
zung in Bauleitplänen besonderen Restriktionen. Diese leiten sich aus den naturräumlichen Gege-
benheiten (Bodenschutzwald), den entstehenden Nutzungskonflikten (Erholungswald) sowie den 
besonderen Anforderungen der Gesellschaft an den Wald (Schutzwald gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen) her. Diese Belange sind bei der Planung von Windenergieanlagen zu berücksichti-
gen und mit den übrigen öffentlichen und privaten Belangen, wie etwa dem öffentlichen Interesse 
an der Windenergienutzung abzuwägen. 
 
Informationen über die Lage der geschützten Waldgebiete können bei der Forstlichen Versuchs- 
und Forschungsanstalt Baden-Württemberg in Freiburg bezogen werden.  
 
4.2.4 Naturparke 
Auf Naturparkflächen, die zugleich anderen Schutzgebietsregelungen unterworfen sind (z. B. Na-
turschutz- und Landschaftsschutzgebiete, Waldschutzgebiete) gelten die Regelungen der jeweiligen 
spezielleren Schutzgebietsform und somit auch die Ausführungen zu Tabubereichen, Abständen 
und Prüfflächen (Nr. 4.2.1 bis 4.2.3).  
 
Für die übrigen Naturparkflächen können die Städte und Gemeinden nach den Naturparkverord-
nungen durch Bauleitplanung Erschließungszonen festlegen, in denen die Erlaubnisvorbehalte für 
die Errichtung baulicher Anlagen gemäß der jeweiligen Naturparkverordnung regelmäßig nicht 
gelten. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens sind - neben anderen Belangen - die Schutzzwecke 





Bei der Festlegung von Vorranggebieten durch Regionalplan in den übrigen Naturparkflächen sind 
die Schutzzwecke des Naturparks zu berücksichtigen. Wenn die Errichtung von Windenergieanla-
gen dem Schutzzweck eines Naturparks nicht zuwider läuft oder wenn nachhaltige Wirkungen 
durch Auflagen oder Bedingungen abgewendet werden können, ist die Festlegung von Vorrangge-
bieten zulässig. Bei der Feststellung dieser Voraussetzungen ist die für Erlaubnisse zuständige Na-
turschutzbehörde zu beteiligen. 
 
Nur wenn die Errichtung von Windenergieanlagen im Naturpark nicht mit der Naturparkverord-
nung vereinbar sein sollte, setzt die Festlegung von Vorranggebieten für singuläre Eingriffe voraus, 
dass objektiv eine Befreiungslage gegeben ist und dies unter Beteiligung der zuständigen Natur-
schutzbehörde festgestellt worden ist. Bei großflächiger Betroffenheit oder teilweiser Funktionslo-
sigkeit des Naturparks durch die Realisierung der Planung ist eine Änderung der Naturparkverord-
nung vor der Festlegung des Vorranggebiets erforderlich.  
 
4.2.5 Artenschutzrecht und Planungen 
Die artenschutzrechtlichen Verbote der §§ 44 f BNatSchG gelten in der Regional- und Bauleitpla-
nung nicht unmittelbar. Eine regional- oder bauleitplanerische Festlegung/Darstellung, die wegen 
entgegenstehender artenschutzrechtlicher Verbote nicht vollzugsfähig ist, wäre jedoch eine recht-
lich nicht "erforderliche Planung" und somit unwirksam (zur fehlenden Erforderlichkeit von Regi-
onalplänen vgl. auch VGH Mannheim, Urteil vom 09.06.2005, 3 S 1545/04, NuR 2006, S. 371, zur 
Bauleitplanung vgl. BVerwG, Beschluss vom 25.08. 1997, 4 NB 12.97, NuR 1998,135). Daher ist 
bei diesen Planungen eine Prüfung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen der §§ 44 f 
BNatSchG erforderlich. Prüfungsrelevant sind insbesondere die windenergieempfindlichen Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und die Europäischen Vogelarten; andere Arten sind zu be-
rücksichtigen, sofern durch die Anlage oder die Zuwegung deren Lebensraum betroffen sein kann. 
Die national geschützten Arten sind im Rahmen der Eingriffsregelung zu berücksichtigen (§ 44 
Abs. 5 S. 5 BNatSchG und § 1a Abs. 3 BauGB). 
 
Die artenschutzrechtlichen Verbote stehen einer Planung nicht entgegen, wenn Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie und die Europäischen Vogelarten im Umfeld der Planung nicht betroffen 
sind oder bei einer Beeinträchtigung der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ru-
hestätten die ökologische Funktion dieser Lebensstätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin 
erfüllt wird (§ 44 Abs. 5 S. 2 BNatSchG). Dies gilt auch, wenn die Verletzung des Verbotstatbe-
stands vermieden werden kann, z. B. durch Nebenbestimmungen in künftigen Genehmigungsver-
fahren oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Abs. 5 S. 3 BNatSchG (sog. CEF-
Maßnahmen), oder bei einem nicht vermeidbaren Eingriff eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG oder eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erteilt werden kann. Im Übrigen wird auf 
Kapitel 5.6.4.2 verwiesen.  
 
4.2.5.1 Artenschutz in der Regionalplanung 
Auf der Ebene des Regionalplanes ist eine Vorabschätzung zur Betroffenheit von windenergieemp-
findlichen Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie und der Europäischen Vogelarten auf der Grund-
lage vorhandener Artendaten erforderlich. Die Naturschutzverwaltung stellt die ihr vorliegenden 
Daten zur Verfügung. Um weitergehende Planungssicherheit zu erhalten, können bereits auf der 
Regionalplanebene vertiefte Untersuchungen durchgeführt werden.  
 
Sofern bereits die vorhandenen Daten und Erkenntnisse unter Berücksichtigung von Vermei-
dungsmaßnahmen oder einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG einen unlösbaren Konflikt mit 
dem Artenschutzrecht aufzeigen, ist die regionalplanerische Festlegung unzulässig. Die Arten-
schutzbelange sollen im Hinblick auf die gebotene Vollzugsfähigkeit der Regionalplanung soweit 
wie möglich geprüft werden. Nur wenn aufgrund einer prognostischen Beurteilung eine arten-
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schutzkonforme Konfliktlösung im nachgelagerten Bauleitplan- oder Zulassungsverfahren zu er-
warten ist, kann eine regionalplanerische Ausweisung der Windenergiestandorte erfolgen. Die Ar-
tenschutzproblematik ist in diesen Fällen (z.B. in der Begründung des Plansatzes) zu dokumentie-
ren. 
 
4.2.5.2 Artenschutz in der Bauleitplanung 
Die Ausweisung von Konzentrationszonen in Flächennutzungsplänen mit den Rechtswirkungen 
des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB und Bebauungspläne erfüllen vergleichbare Funktionen. Die nachfol-
genden Ausführungen gelten daher für beide Formen der Planung. 
 
Bei der Aufstellung des Plans ist eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) bezogen auf die 
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und die Europäischen Vogelarten erforderlich. Dazu 
sind Ermittlungen notwendig, auf deren Grundlage die Voraussetzungen der artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände beurteilt werden können. Hierfür werden Daten benötigt, aus denen sich die 
Häufigkeit und Verteilung der geschützten Arten im Plangebiet ergeben. Hierzu sind bereits vor-
handene Daten (u. a. der Naturschutzverwaltung und sofern verfügbar von Naturschutzverbänden), 
Erkenntnisse und Literatur zum Plangebiet auszuwerten. Liegen begründete Anhaltspunkte für das 
Vorkommen kollisions- oder störungsempfindlicher Arten vor und lassen sich Häufigkeit und Ver-
teilung der Arten nicht auf der Grundlage vorhandener Daten ermitteln, ist eine Bestandsaufnahme 
vor Ort durch Begehung des Untersuchungsraums mit Erfassung des Arteninventars notwendig. 
Das "Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Überprüfung" (http://www.mlr.baden-
wuerttemberg.de/Formblaetter_Natura/100391.html ) kann als Grundlage angewandt werden. Im 
Umweltbericht (§ 2a BauGB) sind diese Angaben (artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) darzustel-
len, insbesondere sind je nach Einzelfall darzustellen 
 
 die Betroffenheit von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Europäischen Vo-
gelarten, 
 Vermeidungsmaßnahmen (einschließlich vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen), 
 die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände und  
 die Ausnahmevoraussetzungen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 
 
Bauleitplanungen bedürfen zwar selbst keiner Ausnahmegenehmigung. Bauvorhaben zur Verwirk-
lichung der Planung, die gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen, können jedoch 
nur auf Grund einer Ausnahme zugelassen werden. Voraussetzung für die Rechtmäßigkeit des Bau-
leitplans ist somit das Vorliegen einer objektiven „Ausnahmelage“ nach § 45 Abs. 7 BNatSchG, 
die unter Beteiligung der zuständigen Naturschutzbehörde festgestellt wurde („Planung in eine 
Ausnahmelage hinein“). Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Prüfung sind einer Abwägung 
durch die Kommune im Rahmen der Bauleitplanung nicht zugänglich. 
 
4.2.6 Landschaftsbild 
Bei der Standortsuche für Windenergieanlagen ist das Landschaftsbild zu berücksichtigen, das im 
Hinblick auf seine Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie seinen Erholungswert bewahrt werden 
soll (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 4 sowie § 14 Abs. 1 BNatSchG). Bei der Standortplanung sollen 
daher insbesondere folgende Kriterien betrachtet und abgewogen werden (siehe auch Kapitel 
5.6.4.1.1): 
 
 Aus dem Blickwinkel des Landschaftsschutzes: 
- Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes unter besonderer Berücksichtigung 
der Naturlandschaften (vom menschlichen Einfluss unbeeinflusst gebliebene Landschaften), 
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der historisch gewachsenen Kulturlandschaften auch mit ihren Kultur- Bau- und Boden-
denkmälern sowie der Sichtbarkeit der Anlage im Nah- und Fernbereich, 
- Minderung des Erholungswertes, 
- Unberührtheit der Landschaft, 
- Vorbelastung durch technische Anlagen. 
 Aus dem Blickwinkel der Windenergienutzung: 
- Windhöffigkeit, 
- Bündelung mit Infrastrukturtrassen, 
- Nähe zu Stromtrassen, 
- Zuwegung. 
 
Die Belange des Landschaftsbilds sind vom Planungsträger bei der Aufstellung des Gesamtkon-
zepts mit den übrigen Belangen, insbesondere auch der Windhöffigkeit des potenziellen Standorts 
und dem Anliegen, der Windenergienutzung an geeigneten Standorten eine ihrer Privilegierung 
entsprechende Chance zu geben, abzuwägen. Gewichtige Belange des Landschaftsbilds können 
demnach vorliegen, wenn die Standorte für Windenergieanlagen zu einer schwerwiegenden Beein-
trächtigung eines Landschaftsbildes von herausragender Vielfalt, Eigenart und Schönheit führen 
würden. Gleichzeitig muss aber der Planungsträger in der Abwägung berücksichtigen, ob und in-
wieweit aufgrund der Windhöffigkeit sowie der Standortverhältnisse für die Windenergienutzung 
besonders geeignete Bereiche betroffen sind. Die Belange des Landschaftsbilds und der Windener-
gienutzung sind dabei in die bei der Regional- und Bauleitplanung gebotene umfassende Abwä-
gung aller beachtlichen Belange einzubeziehen (vgl. für Bauleitplanung Kapitel 3.2.2.1). 
 
4.2.7 Wälder mit besonderen Schutz- und Erholungsfunktionen  
Besondere Schutz- und Erholungsfunktionen von Wäldern sind bereits bei der Auswahl geeigneter 
Windenergiestandorte zu berücksichtigen. Die besonderen Waldfunktionen leiten sich aus den na-
turräumlichen Gegebenheiten, den entstehenden Nutzungskonflikten, den besonderen Anforderun-
gen der Gesellschaft an den Wald oder naturschutzfachlichen Gründen her. Diese Belange sind bei 
der Planung und Errichtung von Windenergieanlagen zu berücksichtigen und mit dem öffentlichen 
Interesse an der Windenergienutzung sowie den übrigen Belangen abzuwägen. 
 
Hinweise über Wälder mit besonderen Schutz- oder Erholungsfunktionen gibt insbesondere die 
Waldfunktionenkarte, die bei der Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-
Württemberg in Freiburg erstellt wird und den unteren Forstbehörden zur Verfügung steht.  
 
4.2.8 Biotopverbund 
Bei der Planung von Windenergieanlagen sind Biotopverbundflächen einschließlich der Flächen 
des Generalwildwegeplans zu berücksichtigen. Diese Flächen dienen insbesondere der Sicherung 
der Populationen von wildlebenden Tier- und Pflanzenarten und der Bewahrung, Wiederherstel-
lung und Entwicklung von funktionsfähigen ökologischen Wechselbeziehungen (§ 21 Abs. 1 
BNatSchG). Biotopflächen können bereits von der Standortwahl für Windenergieanlagen ausge-
schlossen sein (vgl. 4.2.1 Tabubereiche). Sofern Biotopverbundflächen als Prüfgebiete (vgl. 4.2.3) 
oder als Teile hiervon einzustufen sind, sind die in § 21 Abs. 1 BNatSchG geregelten Funktionen 
zusätzlich bei der Standortauswahl als Abwägungsbelang und bei Entscheidungen über Befreiun-
gen, Änderungen von Schutzgebietsverordnungen und bei Ausnahmen zu berücksichtigen. Bei pla-
nerischen Festlegungen der Biotopverbundflächen durch Regionalplan (Vorranggebiete für Natur 
und Landschaft, regionale Grünzüge, oder Grünzäsur) sind die genannten Funktionen bei Entschei-







Bei der Festlegung von Standorten für Windenergieanlagen in Regionalplänen oder bei der Planung 
in Bauleitplanverfahren sind die Belange des Bodenschutzes im Sinne der §§ 1 und 2 BBodSchG 
zu berücksichtigen. Öffentliche Planungsträger sind gemäß § 2 LBodSchAG bei eigenen Vorhaben 
verpflichtet, in besonderem Maße die Belange des Bodenschutzes nach § 1 BBodSchG und den 
sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgang mit Boden zu berücksichtigen und zu prü-
fen, ob eine Inanspruchnahme weniger wertvoller Böden möglich ist. 
 
4.2.10 Landwirtschaft 
Der öffentliche Belang Landwirtschaft wird durch alle Pläne und Programme berührt, deren Wir-
kung sich in der freien Landschaft entfaltet und die Landwirtschaft direkt oder indirekt tangiert, 
also auch durch Planungen zu Windenergieanlagen. Bei der Planung sind die landwirtschaftlichen 
Belange in die Abwägung einzubeziehen. Als Grundlage dafür kann insbesondere die digitale Flur-
bilanz dienen. 
 
4.3 Abstände aus Gründen des Lärmschutzes 
Bei der regionalplanerischen Festlegung von Vorranggebieten sollen von Windenergieanlagen zu 
Gebieten, in denen das Wohnen nicht nur ausnahmsweise zulässig ist (Bestand sowie wirksam ge-
wordene Flächennutzungspläne und in Kraft getretene Bebauungspläne), Mindestabstände von 
700 m eingehalten werden. Dieser Abstand ist ein planerischer Vorsorgeabstand. Wenn keine bau-
leitplanerischen Festlegungen zur Steuerung der Windenergienutzung vorliegen, hat der Antragstel-
ler die Möglichkeit, im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nachzuweisen, dass 
die von ihm beantragte Windenergieanlage die Immissionsrichtwerte der TA Lärm auch bei gerin-
geren Abständen einhält. Durch diesen Nachweis wird die Anlage möglicherweise außerhalb des 
im Regionalplan festgelegten Vorranggebiets errichtet. Da die Anlage nach Änderung des Landesp-
lanungsgesetzes 2012 und der Aufhebung der Wind-Regionalpläne mit Wirkung zum 01.01.2013 
damit nicht mehr in einem Ausschlussgebiet für Windenergieanlagen liegt, steht künftig eine sol-
che regionalplanerische Ausschlusswirkung der Zulässigkeit einer Windenergieanlage an diesem 
Standort nicht (mehr) entgegen.  
 
Für die Flächennutzungsplanung der Kommunen, mit der sogenannte Konzentrationszonen für die 
Nutzung der Windenergie ausgewiesen werden, wird ein Vorsorgeabstand von 700 m zu Wohnge-
bieten als Orientierungsrahmen empfohlen. Von diesem pauschalisierten Vorsorgeabstand können 
die Kommunen im Einzelfall aufgrund einer eigenständigen gebietsbezogenen Bewertung abwei-
chen. Bei einem geringeren Abstand als 700 m zu Wohngebieten muss belegt sein, dass die maß-
geblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm in den angrenzenden Wohngebieten dennoch einge-
halten werden können. Bei reinen Wohngebieten sind größere Abstände und insbesondere bei 
Misch-/Dorfgebieten und Gewerbegebieten sind kleinere Abstände zu erwägen. Bei ihren gebiets-
spezifischen Überlegungen müssen die Kommunen insbesondere Windrichtung, Windgeschwin-
digkeit, Schutzwürdigkeit der Wohnbebauung oder sonstigen Nutzung, Topographie und ggf. An-
lagenzahl und -art berücksichtigen. Außerhalb der auf diese Weise bestimmten Konzentrationszone 
sind Windenergieanlagen grundsätzlich ausgeschlossen (vgl. Kapitel 5.6.2.3).  
 
Aus der Einhaltung des planerischen Vorsorgeabstands ergibt sich noch nicht die immissions-
schutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit des konkreten Vorhabens. Zur immissionsschutzrechtli-
chen Beurteilung von Windenergieanlagen in der Einzelfallgenehmigung wird auf die Ausführun-








Die Festlegung von Vorranggebieten für die Windenergienutzung in der Regionalplanung und die 
Darstellung von Flächen für die Windenergienutzung in der Bauleitplanung kommt in folgenden 
Gebieten wegen deren Schutzbedürftigkeit nicht in Betracht: 
 
 Gewässerrandstreifen 
 Schutzzonen I und II von Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten 
 schutzbedürftige Bereiche für den GruAdwasserschutz in Regionalplänen, soweit sie potentielle 
Zonen II umgrenzen 
 
In der Schutzzone II von Wasser- und Heilquellenschutzgebieten kann im Einzelfall unter be-
stimmten ortsspezifischen Voraussetzungen eine Befreiung von den Verboten der jeweiligen 
Schutzgebietsverordnung möglich sein (vgl. Kapitel 5.6.4.4). In einem solchen Fall muss die Be-
freiung beim Planbeschluss vorliegen oder deren Erteilung von den Bestimmungen her rechtlich 
möglich und dies von der zuständigen Wasserbehörde festgestellt sein („Planung in eine Be-
freiungslage hinein“). Dies gilt jedoch nur für Einzelanlagen. Windparks sind in den Schutzzonen 
II generell nicht mit den Zielen des Grundwasserschutzes für die Trinkwassergewinnung vereinbar. 
 
Bei der Festlegung von Standorten für Windkraftanlagen sollten - vorbehaltlich der Abwägung mit 
anderen Belangen, insbesondere der Windhöffigkeit - Gebiete außerhalb von Wasser- und Heil-




Bei der Festlegung von Vorranggebieten in Regionalplänen oder Darstellung von Flächen für die 
Windenergie in Flächennutzungsplänen sind die Belange des Denkmalschutzes und der Denkmal-
pflege im Rahmen der Planverfahren angemessen zu berücksichtigen. Die für die Denkmalpflege 
zuständigen Behörden sind frühzeitig als Träger öffentlicher Belange bzw. als für das Schutzgut 
„Kulturgüter“ zuständige Fachbehörden zu beteiligen. 
 
4.6 Behördlicher und privater Richtfunk 
Auf Ebene der Regionalplanung sowie auf Ebene der Flächennutzungsplanung sind behördliche 
und private Richtfunkstrecken zu berücksichtigen. Hinsichtlich des behördlichen Richtfunks wird 
derzeit in Baden-Württemberg ein Digitalfunknetz für Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (BOS) aufgebaut.  
  
Im Rahmen der Planung soll darauf geachtet werden, dass bestehende behördliche und private 
Richtfunkstrecken durch Windenergieanlagen nicht beeinträchtigt werden. Im Planungsverfahren 
sind daher für den Behördenrichtfunk das Innenministerium und für den privaten Richtfunk die 
Bundesnetzagentur zu beteiligen. 
 
Da die Richtfunkverläufe des BOS-Digitalfunknetzes aus Geheimschutzgründen nicht bekannt ge-
geben werden dürfen, wird das Innenministerium prüfen, ob Richtfunkstrecken von künftigen Flä-
chen für die Windenergie betroffen sind. Für eine solche Prüfung benötigt das Innenministerium 
die Kartenmaterialien der betreffenden Gebiete als Karte und als Shape-File. Auf dieser Grundlage 
können bestehende Richtfunkverbindungen innerhalb dieser Gebiete linienhaft dargestellt und zur 
Verfügung gestellt werden. Zum Zweck der Überprüfung können vorstehende Daten an die Autori-






Befinden sich Flächen für Windenergieanlagen im Umkreisradius von 15 km um die Wetterradar-
stationen des Deutschen Wetterdiensts in Türkheim oder auf dem Feldberg ist der Deutsche Wet-
terdienst im Planverfahren zu beteiligen.  
 
 
5 Immissionsschutzrechtliche Genehmigung von Windenergieanlagen 
Windenergieanlagen sind Anlagen i. S. v. § 3 Abs. 5 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG). 
Sie unterliegen damit den immissionsschutzrechtlichen Anforderungen. Bei genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen richten sich die Anforderungen nach § 5 BImSchG. Unter den Anlagenbegriff fallen 
dabei insbesondere die (ortsfesten) mechanischen und elektrischen Bauteile mit der dazu gehören-
den Trafo- bzw. Übergabestation auf dem Betriebsgelände. Nicht unter den Anlagenbegriff fallen 
hingegen die Zuwegung (Erschließungswege) und die Einspeisungstrasse/-leitung außerhalb des 
Betriebsgeländes.  
 
5.1 Immissionsschutzrechtliche Verfahren 
Windenergieanlagen mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 m unterfallen der Nr. 1.6 des Anhangs 
zur 4. BImSchV und bedürfen einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung gemäß § 4 
BImSchG. Die Zuständigkeit für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens richtet sich nach 
der Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung des Landes. Zuständige Behörden sind nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 die unteren Verwaltungsbehörden und damit die Bürgermeisterämter der Stadtkreise 
und die Landratsämter.  
 
Gemäß § 13 BImSchG schließt die immissionsschutzrechtliche Genehmigung andere die Anlage 
betreffende Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Bewilligungen mit Aus-
nahme bestimmter, dort explizit genannter Gestattungen ein („Konzentrationswirkung“). Davon 
nicht erfasst sind Zielabweichungsverfahren nach § 6 Abs. 2 ROG i.V.m. § 24 LplG und die Ge-
nehmigung nach §§ 9 ff. LWaldG (Waldumwandlungsgenehmigung). Die immissionsschutzrecht-
liche Genehmigung ist eine Sachgenehmigung („Realkonzession“). Sie ist ausschließlich anlagen-
bezogen und enthält keine von der Person des Betreibers abhängigen Anforderungen. Der Antrag-
steller im Genehmigungsverfahren und der (spätere) Betreiber der Anlage müssen nicht identisch 
sein.  
 
Wird eine bestehende Anlage geändert, ist bei wesentlichen Änderungen ein Änderungsgenehmi-
gungsverfahren nach § 16 BImSchG erforderlich. Änderungen sind nach § 16 Abs. 1 S. 1 
BImSchG wesentlich, wenn nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden können, die für die 
Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheblich sein können. Erheblich i. S. d. § 16 Abs. 1 S. 1 
sind Auswirkungen bereits dann, wenn sie die Durchführung der Betreibergrundpflichten berühren 
können. Nachteilig sind Auswirkungen, die eine vorhandene Situation ungünstig verändern. Mit 
Blick auf die Betreiberpflicht zur Vorsorge kann auch eine nicht schädliche Umwelteinwirkung 
nachteilig sein. Es ist ein Vergleich zwischen der Situation vor Durchführung der beabsichtigten 
Änderung mit der (zu prognostizierenden) Situation nach der Änderung erforderlich. Die hierbei 
berührten Belange des Natur- und Artenschutzes sind neu zu bewerten. 
 
Demgegenüber liegt eine Neuerrichtung vor, wenn die Änderungen derart prägend sind, dass die 
gesamte Anlage als eine neue Anlage qualifiziert werden muss, z.B. durch den Austausch des we-
sentlichen Kerns der bestehenden Anlage. Dies trifft in der Regel auch beim sog. Repowering zu. 
Die naturschutzrechtlichen Regelungen, insbesondere die Eingriffsregelung (§§ 14 ff BNatSchG) 
und das Artenschutzrecht sind zu beachten. Der Ersatz älterer Anlagen durch moderne leistungs-
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stärkere Windenergieanlagen (Repowering) ist grundsätzlich wie eine Neuerrichtung zu behandeln. 
Steht (etwa beim Austausch von nicht dem Kern der Anlage zuzuordnenden Bauteilen) fest, dass 
nachteilige Auswirkungen nicht oder nur in geringem Umfang auftreten können, ist lediglich eine 
Anzeige nach § 15 BImSchG erforderlich. 
 
Keine Änderung stellen Maßnahmen zur Instandsetzung, Reparatur und Unterhaltung dar, durch 
die der genehmigte Zustand unverändert wiederhergestellt wird (vgl. § 16 Abs. 5 BImSchG). 
 
Die zuständige Behörde hat sämtliche betroffene Behörden, deren Aufgabenbereich von dem Vor-
haben berührt ist, zu beteiligen. Dabei sind die Stellungnahmen so rechtzeitig einzuholen, dass die 
Genehmigungsentscheidung innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Fristen ergehen kann (§ 10 
Abs. 6a BImSchG). Dies gilt auch für das vereinfachte Verfahren (§ 19 BImSchG) und insbesonde-
re für die Einholung der Zustimmung der Luftfahrtbehörden nach §§ 12 Abs. 2, 14, 17 LuftVG, die 
der in § 11 der 9. BImSchV geregelten Monatsfrist als Spezialregelung vorgeht.  
 
In den Fällen des § 36 Abs. 1 BauGB – insbesondere bei der Errichtung von Windenergieanlagen 
im Außenbereich – ist das kommunale Einvernehmen einzuholen (vgl. Kapitel 5.6.2.5). Das Ein-
vernehmen der Kommune gilt gem. § 36 Abs. 2 S. 2 BauGB als erteilt, wenn es nicht binnen zwei 
Monaten nach Eingang des Ersuchens der Genehmigungsbehörde verweigert wird. Eine Verlänge-
rung der Frist ist nicht zulässig. 
 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 8a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BImSchG soll der vorzeitige Be-
ginn zugelassen und mit der Errichtung einschließlich der Maßnahmen, die zur Prüfung der Be-
triebstüchtigkeit der Anlage erforderlich sind, begonnen werden. Die Entscheidung über die Zulas-
sung des vorzeitigen Beginns ergeht nur auf Antrag und nur im Rahmen eines durch Antragstellung 
bereits eingeleiteten regulären Genehmigungsverfahrens, ist also nicht losgelöst hiervon zulässig. 
Der Antrag auf Zulassung des vorzeitigen Beginns kann aber zeitgleich mit dem eigentlichen Ge-
nehmigungsantrag gestellt werden. Näheres, insbesondere zum Inhalt des Antrags (Darlegung des 
öffentlichen oder berechtigten privaten Interesses nach § 8a Abs. 1 Nr. 2, Verpflichtungserklärung 
nach § 8a Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) und zum Inhalt des Zulassungsbescheids regelt § 24a der 9. 
BImSchV. 
 
Um sicher zu stellen, dass die Genehmigung innerhalb einer angemessenen Frist genutzt wird, wird 
empfohlen, in der Genehmigung aufgrund einer Ermessensentscheidung im Einzelfall als Nebenbe-
stimmung eine Frist für die Errichtung/den Betrieb der Anlage festzusetzen. Wird diese Frist nicht 
eingehalten, erlischt die Genehmigung nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG.  
 
5.2 Öffentlichkeitsbeteiligung 
Ist für die Errichtung einer Windenergieanlage eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich, 
muss ein förmliches immissionsschutzrechtliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durch-
geführt werden. 
 
Soweit diese Voraussetzungen nicht vorliegen, können Windenergieanlagen in einem vereinfachten 
immissionsschutzrechtlichen Verfahren genehmigt werden. Dieses Verfahren sieht keine Öffent-
lichkeitsbeteiligung vor.  
 
Eine Beteiligung der Öffentlichkeit ist jedoch auf freiwilliger Basis möglich. Der Antragsteller 
kann nach § 19 Abs. 3 BImSchG den Antrag stellen, dass statt des vereinfachten Verfahrens ein 
förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wird. Über eine Beratung des 
Antragstellers seitens der Genehmigungsbehörden soll dies angestrebt werden, um eine aktive Be-
teiligung der Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen. Dies führt zwar u.U. zu einer längeren Dau-
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er des Verfahrens, bietet aber den Vorteil einer höheren Rechtssicherheit, da nach Ablauf der Ein-
wendungsfrist grundsätzlich keine Einwendungen gegen das Vorhaben mehr möglich sind. Häufig 
sind auch naturschutzrechtliche Untersuchungen erforderlich, die ebenfalls Zeit in Anspruch neh-
men. Letztlich sprechen Gründe der Akzeptanz für die Durchführung einer Öffentlichkeitsbeteili-
gung. Unabhängig davon wird das Umweltministerium bei den Interessenverbänden und Investo-
rengruppen dafür werben, dass eine aktive Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger in den Geneh-
migungsverfahren erfolgt. 
 
Soweit der Antragsteller sich nicht für das förmliche Verfahren entscheidet, soll ihm die Genehmi-
gungsbehörde nahelegen, aus Gründen der Akzeptanz die Pläne auf kommunaler Ebene in einer 
Informationsveranstaltung zu präsentieren.  
 
In § 21a der 9. BImSchV ist vorgesehen, dass unbeschadet des § 10 Abs. 7 und 8 S. 1 des 
BImSchG die Entscheidung über den Antrag öffentlich bekannt zu machen ist, wenn das Verfahren 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt wurde oder der Träger des Vorhabens dies beantragt. 
Es wird empfohlen, den Antragsteller auf diese Möglichkeit hinzuweisen.  
 
5.3 Umweltverträglichkeitsprüfung 
Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist immer erforderlich, wenn 20 und mehr Anlagen 
innerhalb einer Windfarm geplant werden. Bei Windfarmen ab 3 bis 5 Anlagen ist eine standortbe-
zogene, ab 6 bis 19 Anlagen eine allgemeine Vorprüfung nach dem Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetz durchzuführen. Wenn eine standortbezogene oder allgemeine Vorprüfung ergibt, dass 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind, ist eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung erforderlich. In diesem Fall ist grundsätzlich auch die Durchführung eines Raumordnungsver-
fahrens erforderlich (siehe Kapitel 3.1.3). 
 
Unter Windfarm im Sinne der Anlage 1 Nr. 1.6 zum UVPG wird die Planung oder Errichtung von 
mindestens 3 Anlagen verstanden, die sich innerhalb einer bauleitplanerischen ausgewiesenen Flä-
che befinden oder im räumlichen Zusammenhang stehen und bei denen sich ihre Einwirkungsbe-
reiche in Bezug auf die Schutzgüter der § 2 Abs. 1 S. 2 UVPG überschneiden oder wenigstens be-
rühren.  
 
Ist bereits in einem raumordnerischen Verfahren eine Umweltprüfung durchgeführt worden, sollen 
im Genehmigungsverfahren die Vorprüfung des Einzelfalls oder die UVP auf zusätzliche oder an-
dere erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen beschränkt werden (§ 23a der 9. BImSchV). 
 
Die Neuerrichtung einer Windenergieanlage innerhalb einer Windfarm stellt unter UVP-
Gesichtspunkten eine Änderung des Vorhabens „Windfarm“ dar. Bei der Frage, ob dafür eine UVP 
erforderlich ist, sind alle bestehenden, genehmigten oder beantragten Anlagen innerhalb der Wind-
farm, die noch nicht Gegenstand einer UVP waren, zu berücksichtigen.  
 
5.4 Gebühren 
Für die Genehmigung sowie weitere Entscheidungen nach dem BImSchG berechnen sich die Ge-
bühren nach den Gebührenregelungen des jeweiligen Bürgermeisteramtes der Stadtkreise oder 
Landratsamts als zuständige Immissionsschutzbehörde (§ 4 Abs. 3 LGebG). Die Gebühren können 
daher differieren. 
 
Hinsichtlich eines etwaigen Raumordnungsverfahrens berechnen sich die Gebühren nach den Ge-






Für die Überwachung der immissionsschutzrechtlichen Vorschriften gem. § 52 BImSchG (insbe-
sondere zu Lärm und Schattenwurf) sind die unteren Immissionsschutzbehörden zuständig. 
 
Mit Erteilung der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung endet die Konzentrationswirkung 
dieser Genehmigung. Dies bedeutet, dass die Zuständigkeit zum Vollzug von Vorschriften des öf-
fentlichen Baurechts (z.B. Bauüberwachung, Baufreigabe, Bauabnahme) bei der originär zuständi-
gen Baurechtsbehörde liegt. Die Überwachung der Einhaltung der übrigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften obliegt den jeweils fachlich zuständigen Behörden. 
 
 Die Genehmigungsbehörde sollte in die Entscheidung aufnehmen, dass der Verursacher des Ein-
griffs - ggf. in regelmäßigen Abständen - über die Umsetzung der Vermeidungs- sowie der festge-
setzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zu berichten hat (§ 17 Abs. 7 S. 2 BNatSchG). Die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in das Kompensationsverzeichnis aufzunehmen (Kompen-




5.6.1 Immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit 
Die immissionsschutzrechtliche Zulässigkeit ist gegeben, wenn die Genehmigungsvoraussetzungen 
nach § 6 BImSchG vorliegen. Im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens ist insbesondere sicherzustellen, dass durch die Errichtung oder den Betrieb der Anlage keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Be-
lästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft hervorgerufen werden. Schädliche Um-
welteinwirkungen lassen sich häufig durch Einhaltung bestimmter Auflagen (z.B. Drehzahl- / Leis-
tungsbegrenzung, zeitweise Abschaltung) vermeiden.  
 
5.6.1.1 Lärm 
Die Beurteilung, ob schädliche Umweltauswirkungen in Form von erheblichen Belästigungen 
durch Geräuschimmissionen zu befürchten sind, erfolgt auf Grundlage der Technischen Anleitung 
zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm. Es ist dabei entsprechend der in der BauNVO zum Ausdruck 
kommenden Wertung bei Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage von einer abgestuften 
Schutzwürdigkeit der verschiedenen Baugebiete auszugehen. Der Außenbereich wird dabei in der 
Regel wie ein Misch- / Dorfgebiet (Nr. 6.1 lit. c TA Lärm) behandelt. 
 
Antragsteller sollten den Genehmigungsbehörden gesicherte Datenblätter vorlegen, in denen unab-
hängige Institute das Geräuschverhalten der Anlage in allen regulären Betriebszuständen mindes-
tens bis zum Erreichen der Nennleistung belegen. Die Anforderungen an die Emissionsdaten sind 
in der Technischen Richtlinie für Windenergieanlagen, Teil 1: „Bestimmung der Schallemissions-
werte“, Revision 18, Stand: 1. 2. 2008 (Herausgeber: FGW, Fördergesellschaft für Windenergie 
e.V., Oranienburger Straße 45, 10117 Berlin) beschrieben. Ergänzend zu den Vorgaben der Tech-
nischen Richtlinie FGW werden auch akustische Vermessungen durch Messstellen anerkannt, die 
ihre Kompetenz z.B. durch die Teilnahme an regelmäßigen Ringversuchen zur akustischen Ve-
rmessung von Windenergieanlagen nach Technischer Richtlinie nachweisen. 
 
Bei Anwendung der Irrelevanzregelung der Nr. 3.2.1 Abs. 2 TA Lärm ist zu beachten, dass eine 
Vielzahl von Einzelanlagen, die auf einen Immissionspunkt einwirken, zu einer relevanten Erhö-
hung des Immissionspegels führen können. In diesem Fall ist eine Sonderfallprüfung durchzufüh-
ren. Die Irrelevanz einer Anlage ist dabei im Einzelfall nachzuweisen. Die Gesamtbelastung durch 
alle Anlagen darf nicht zu einer Überschreitung der Immissionsrichtwerte von mehr als 1 dB(A) 




Die Schallimmissionsprognose ist nach Anhang A. 2 der TA Lärm durchzuführen. Dabei ist das 
alternative Verfahren der E DIN ISO 9613-2, Abs. 7.3.2 zu verwenden. Der Beurteilungspegel ist 
als ganzzahliger Wert anzugeben (s. auch LAI-Empfehlung der 101. Sitzung, 9.-11. Mai 2001). Die 
Rundungsregeln gemäß Nr. 4.5.1 DIN 1333 sind anzuwenden. 
 
Der Immissionsprognose ist grundsätzlich diejenige bestimmungsgemäße Betriebsart zugrunde zu 
legen, die zu dem höchsten Beurteilungspegel führt. Bei stall-gesteuerten Windenergieanlagen ist 
daher das Geräuschverhalten bis zur Abschaltwindgeschwindigkeit zu betrachten. Bei pitch-
gesteuerten Anlagen ist grundsätzlich das Geräuschverhalten zu berücksichtigen, welches gemäß 
der Technischen Richtlinie bei einer Windgeschwindigkeit von 10 m/s in 10 m Höhe über Boden, 
aber bei nicht mehr als 95 % der Nennleistung ermittelt wurde. Bei üblichen Nabenhöhen von über 
50 m liegt die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe dann bei etwa 12 bis 14 m/s, so dass bei den 
meisten Anlagen die Leistungsabgabe im Bereich der Nennleistung liegt. Der maximal zulässige 
Emissionswert ist unter Beachtung des in der Prognose angesetzten Emissionsverhaltens der Anla-
ge festzulegen.  
 
Tonhaltigkeiten von Windenenergieanlagen werden bei Neuplanungen wie folgt bewertet: 
 
0 ≤ KTN ≤2 Tonhaltigkeitszuschlag KT von 0 dB 
2 < KTN ≤ 4 Tonhaltigkeitszuschlag KT von 3 dB 
KTN > 4 Tonhaltigkeitszuschlag KT von 6 dB 
KTN = Tonhaltigkeit bei Emissionsmessungen im Nahbereich nach der Technischen Richtlinie 
FGW gemessen 
KT = in Abhängigkeit vom KTN ab einer Entfernung von 300 m für die Immissionsprognose anzu-
setzende Tonzuschläge 
 
Neu zu errichtende Anlagen, deren Tonhaltigkeit KTN > 2 dB beträgt, entsprechen nicht mehr dem 
„Stand der Technik“. 
 
Bei der Schallimmissionsprognose ist der Nachweis zu führen, dass unter Berücksichtigung der 
oberen Vertrauensgrenze aller Unsicherheiten (insbesondere der Emissionsdaten und der Ausbrei-
tungsrechnung) der nach TA Lärm ermittelte Beurteilungspegel mit einer Wahrscheinlichkeit von 
90% den für die Anlage anzusetzenden Immissionsrichtwert einhält. Soweit neuere Erkenntnisse 
zum Prognosemodell vorliegen, sind diese zu berücksichtigen.  
 
Nach Errichtung der Anlage ist durch eine Bescheinigung des Herstellers zu belegen, dass die er-
richtete Anlage in ihren wesentlichen Elementen und in ihrer Regelung mit derjenigen Anlage 
übereinstimmt, die der akustischen Planung zugrunde gelegt worden ist.  
 
Eine Abnahmemessung ist nicht erforderlich, wenn Erkenntnisse vorliegen, die eine Emissions-
wertüberschreitung sicher ausschließen.  
 
Sollte eine Abnahmemessung erforderlich sein, sind Immissionsmessungen am maßgeblichen Im-
missionsort aufgrund windinduzierter Fremdgeräusche oftmals, insbesondere in reinen und allge-
meinen Wohngebieten wegen der niedrigen Immissionsrichtwerte, nicht zielführend zur Ermittlung 
des Beurteilungspegels. In diesen Fällen ist daher wie folgt zu verfahren: 
 
Der Nachweis gilt als geführt, wenn der im Rahmen der Abnahmemessung ermittelte Emissions-
wert (Schallleistungspegel + Tonhaltigkeits- und Impulszuschlag) den der Genehmigung zugrunde 
gelegten Emissionswert nicht überschreitet. Es ist also zu prüfen: 
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LWA (Abnahmemessung) + Kl + KT ≤ Le, max 
Wobei Le, max sich ergibt aus: 
Le, max = Lw + 1,28 * σP 
 
mit 
LWA (Abnahmemessung): gemessener Schallleistungspegel 
Le, max: maximal zulässiger Schallleistungspegel 
Lw: Deklarierter (mittlerer) Schallleistungspegel nach Anhang D des Teils 1 der 
Technischen Richtlinie für Windenergieanlagen (Revision 18, Stand: 
01.02.2008) 
σP: Produktionsstreuung nach Anhang D des Teils 1 der Technischen Richtlinie 




Um richtlinienkonforme Emissionsmessungen zu gewährleisten, muss jede Anlage mit einer konti-
nuierlichen Aufzeichnung geeigneter Betriebsparameter (z.B. Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe, 
Leistung, Drehzahl) versehen sein. 
 
Sofern eine Anlage aus Gründen des Immissionsschutzes nachts z.B. durch eine Leistungs- oder 
Drehzahlbegrenzung geräuschreduziert betrieben wird, müssen die Betriebsparameter in einer 
Form gespeichert werden, die rückwirkend für einen Zeitraum von wenigstens sechs Monaten den 
Nachweis der tatsächlichen Betriebsweise ermöglicht. Diese Daten müssen der Genehmigungsbe-
hörde auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden. Dort sind sie für die Betroffenen entsprechend 
den Vorgaben des Umweltinformationsrechts einsehbar.  
 
Im Falle einer rechnerischen Richtwertüberschreitung (welche einer Genehmigung entgegenstehen 
würde) ist die Übertragung von Schallkontingenten verschiedener Anlagen untereinander grund-
sätzlich möglich. Beispielsweise könnte eine aufgrund der Vorbelastung durch ältere Anlagen not-
wendig werdende nächtliche Abschaltung einer neuen leistungsstärkeren Anlage vermieden wer-
den, wenn stattdessen eine ältere Anlage entsprechend gedrosselt wird. 
 
Für tieffrequente Geräusche sind in der TA Lärm ausdrücklich eigene Mess- und Beurteilungsver-
fahren vorgesehen, die in der DIN 45680, Ausgabe März 1997 und dem zugehörigen Beiblatt 1 
festgelegt sind. Dabei werden Schallwellen auch im Infraschallbereich bis hinunter zu 8 Hz berück-
sichtigt. Es ist durch Messungen an verschiedenen Anlagentypen nachgewiesen, dass tieffrequenter 
Schall durch Windenergieanlagen in den für den Lärmschutz im hörbaren Bereich notwendigen 
Abständen unterhalb der Wahrnehmungsschwelle liegt. 
 
5.6.1.2 Schattenwurf, Diskoeffekt 
Die sog. bewegten Schatten und die als Disko-Effekt bezeichneten periodischen Lichtreflektionen 
fallen als „ähnliche Umweltauswirkungen“ unter den Begriff der Immissionen des § 3 Abs. 2 
BImSchG.  
 
Schattenwurf von geringer Dauer ist hinzunehmen. Von einer erheblichen Belästigung des Men-
schen ist auszugehen, wenn unter Berücksichtigung der Beiträge aller einwirkenden Windenergie-
anlagen der tägliche oder der jährliche Immissionsrichtwert überschritten ist. Der Immissionsricht-
wert für die tägliche Beschattungsdauer beträgt 30 Minuten, der Immissionsrichtwert für die astro-
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nomisch maximal mögliche jährliche Beschattungsdauer beträgt 30 Stunden. Dies entspricht einer 
tatsächlichen Beschattungsdauer von etwa 8 Stunden pro Jahr. 
 
Im Falle einer prognostizierten Überschreitung der o.g. Immissionsrichtwerte ist durch technische 
Maßnahmen sicherzustellen, dass die tatsächliche Beschattungsdauer 8 Stunden pro Jahr und 30 
Minuten pro Tag nicht überschreitet. Für weitere Einzelheiten der Bewertung sind die „Hinweise 
zur Beurteilung der optischen Immissionen von Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-
Hinweise)“ der LAI vom 13. März 2002 heranzuziehen. 
 
Der Disko-Effekt stellt heutzutage aufgrund der matten Beschichtung der Windenergieanlagen kein 
Problem mehr da.  
 
5.6.1.3 Lichtimmissionen durch Hinderniskennzeichnung (Befeuerung) 
Aufhellung und Blendung durch die Hinderniskennzeichnung stellen Lichtimmissionen dar. Auf-
grund der großen Abstände ist nicht zu erwarten, dass dadurch schädliche Umwelteinwirkungen 
hervorgerufen werden können.  
Die Akzeptanz einer Hinderniskennzeichnung (insbesondere Befeuerung) ab 100 m Anlagenhöhe 
lässt sich auch ohne Höhenbeschränkung durch Auflagen zu technischen Maßnahmen verbessern. 
Nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV 
Luftfahrtkennzeichnung) ist es möglich, insbesondere durch die Verwendung von 
Sichtweitenmessgeräten bei guter Sicht die Befeuerung zu reduzieren und überdies zu synchroni-
sieren. Dies ist dem Projektierer im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren als Auf-
lage aufzugeben. Neue technische Lösungen zur „bedarfsgerechten“ Befeuerung (bspw. Primärra-
darsysteme) sind in der Entwicklung und aus fachlicher Sicht weitaus zweckmäßiger als der grund-
sätzliche Rückgriff auf eine Höhenbeschränkung. 
 
5.6.2 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit 
 
5.6.2.1 Im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans (§ 30 BauGB) 
Im Gebiet eines qualifizierten Bebauungsplans sind Windenergieanlagen zulässig, wenn sie – wie 
in einem Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Windenergieanlagen“ oder „Windpark“ oder 
als Versorgungsfläche – ausdrücklich festgesetzt sind. Auf die Ausführungen in Kapitel 3.2.3 wird 
verwiesen. 
 
Enthält der Bebauungsplan keine dahingehenden Festsetzungen, kann die Windenergieanlage unter 
Umständen nach § 14 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) als Nebenanlage zulässig sein: 
 
Soweit der Bebauungsplan keine Einschränkungen enthält, sind in den Baugebieten untergeordnete 
Nebenanlagen zulässig, wenn sie ausschließlich oder überwiegend dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des Baugebiets selbst dienen und der Eigenart des Bauge-
biets nicht widersprechen; § 14 Abs. 1 BauNVO. Hierunter kann beispielsweise eine Windenergie-
anlage zur Deckung des Eigenbedarfs eines Wohngebäudes fallen, wenn die weiteren Vorausset-
zungen des § 14 Abs. 1 BauNVO – räumlich-gegenständliche Zu- und Unterordnung unter die 
Hauptanlage, kein Widerspruch zur Eigenart des Baugebiets – erfüllt sind. 
 
Windenergieanlagen, die der Versorgung des Baugebiets oder mehrerer Baugebiete der Kommune 







5.6.2.2 Im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) 
Die Zulässigkeit einer Windenergieanlage im unbeplanten Innenbereich hängt entscheidend davon 
ab, ob sich die Windenergieanlage in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt. Die Windener-
gieanlage muss sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der Grundstücks-
fläche, die überbaut werden soll, im von der Umgebung geprägten Rahmen halten. Eine Windener-
gieanlage kann sich je nach den konkreten Umständen des Einzelfalles auch dann in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügen, wenn es bisher vergleichbare Anlagen dort nicht gibt. Allerdings 
darf die Anlage in einem solchen Fall nicht geeignet sein, bodenrechtlich beachtliche und erst noch 
ausgleichsbedürftige Spannungen zu begründen oder vorhandene Spannungen zu erhöhen. Umge-
kehrt fügt sich eine Anlage, die sich innerhalb des aus der Umgebung hervorgehenden Rahmens 
hält, gleichwohl nicht ein, wenn sie es an der gebotene Rücksichtnahme auf die benachbarte Be-
bauung fehlen lässt. Schließlich darf durch die Windenergieanlage das Ortsbild nicht beeinträchtigt 
werden, § 34 Abs. 1 S. 2 BauGB. Die technische Neuartigkeit einer Anlage und die dadurch be-
dingte optische Gewöhnungsbedürftigkeit allein ist jedoch nicht geeignet, das Ortsbild zu beein-
trächtigen. Maßgeblich ist vielmehr, ob die Anlage das ästhetische Empfinden eines für Fragen der 
Ortsbildgestaltung aufgeschlossenen Betrachters verletzt. 
 
5.6.2.3 Im Außenbereich (§ 35 BauGB) 
Nach den Grundsätzen über die „mitgezogenen“ Nebenanlagen kommt die Privilegierung einer 
Windenergieanlage als untergeordnete Nebenanlage einer Hauptanlage in Betracht, wenn die Anla-
ge einem privilegierten Vorhaben gem. § 35 Abs. 1 BauGB – etwa einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb – dient. Eine Windenergieanlage, die ein privilegiertes Vorhaben mit Strom 
versorgen soll, kann von dessen Privilegierung „mitgezogen“ werden, wenn sie der Hauptanlage 
unmittelbar zu- und untergeordnet ist und durch diese Zu- und Unterordnung auch äußerlich er-
kennbar geprägt wird. 
 
Als selbständige Anlagen sind Anlagen, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der 
Windenergie dienen, gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB im Außenbereich privilegiert. Eine Windener-
gieanlage ist damit im Außenbereich zulässig, sofern die ausreichende Erschließung gesichert ist 
und öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
 
Der Errichtung einer Windenergieanlage im Außenbereich können im Einzelfall öffentliche Belan-
ge entgegenstehen. Allerdings führt nicht jede Beeinträchtigung öffentlicher Belange zur Unzuläs-
sigkeit des Vorhabens. Es muss vielmehr eine Abwägung zwischen den berührten öffentlichen Be-
langen und dem Vorhaben stattfinden, wobei zu dessen Gunsten die Privilegierung ins Gewicht 
fällt. 
 
Bei Windenergieanlagen können insbesondere folgende öffentliche Belange relevant sein: 
 Schädliche Umwelteinwirkungen (Lärm etc.), 
 Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege (naturschutzrechtliche Zulässigkeit, 
vgl. Kapitel 5.6.4.1), 
 Schutz der natürlichen Eigenart der Landschaft und ihres Erholungswertes, 
 Schutz des Orts- und Landschaftsbildes vor Verunstaltung sowie 
 Rücksichtnahmegebot:  
Windenergieanlagen können gegen das als unbenannter öffentlicher Belang in § 35 Abs. 3 
S. 1 BauGB verankerte Gebot der Rücksichtnahme verstoßen, wenn von den Drehbewe-
gungen der Rotoren eine „optisch bedrängende“ Wirkung auf bewohnte Nachbargrundstü-
cke im Außenbereich ausgeht (vgl. BVerwG, B. vom 11.12.2006, Az.: 4 B 72.06; BVerwG 
B. vom 23.12.2010, Az.: 4 B 36.10; OVG Münster, Urt. vom 09.08.2006, Az.: 8 A 3726/05; 
BayVGH Urt. vom 29.05.2009, Az.: 22 B 08.1785). Von der Rechtsprechung wurden für 
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die Einzelfallprüfungen eine Vielzahl von Kriterien entwickelt sowie grobe Anhaltswerte 
für eine unzumutbare Beeinträchtigung prognostiziert, die jedoch im Regelfall eingehalten 
sind, wenn die immissionsschutzrechtlichen Abstände beachtet werden. 
 
Nach § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB können einem raumbedeutsamen privilegierten Vorhaben öffentliche 
Belange insoweit nicht entgegengehalten werden, als die Belange bei der Darstellung dieser Vor-
haben als Ziele der Raumordnung abgewogen worden sind. 
 
Öffentliche Belange stehen einer gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB privilegierten Windenergieanlage 
in der Regel auch dann entgegen, soweit für Windenergieanlagen durch Darstellungen im Fläche-
nnutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist; § 35 
Abs. 3 S. 3 BauGB. Hat eine Kommune durch entsprechende Darstellungen im Flächennutzungs-
plan eine Konzentrationszone für Windenergieanlagen ausgewiesen (vgl. Kapitel 3.2.2), sind 
Windenergieanlagen außerhalb dieser Zone in der Regel unzulässig. Dieser sog. Planvorbehalt gilt 
jedoch nicht für Windenergieanlagen, die als mitgezogene Betriebsteile eines land- oder forstwirt-
schaftlichen Betriebs von der Privilegierung des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB mit umfasst sind. 
 
Hat die Kommune beschlossen, einen Flächennutzungsplan aufzustellen, zu ändern oder zu ergän-
zen, der Konzentrationszonen für Windenergieanlagen im Sinne des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB vor-
sieht, besteht gem. § 15 Abs. 3 BauGB zur Absicherung der kommunalen Planung die Möglichkeit, 
den Genehmigungsantrag für eine im Außenbereich privilegierte Windenergieanlage zurückzustel-
len. Dabei muss zu befürchten sein, dass die Durchführung der Flächennutzungsplanung durch das 
Vorhaben unmöglich gemacht oder wesentlich erschwert werden würde. Um dies beurteilen zu 
können, muss die Planung zum Zeitpunkt der Zurückstellung einen bestimmten Mindestinhalt vor-
weisen. Aus dem Planungskonzept mit den künftigen Konzentrationszonen und den der Konzentra-
tionsplanung zugrundeliegenden Planungsgrundsätzen muss ablesbar sein, ob das Vorhaben die 
Durchführung der Planung gefährdet. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zurückstel-
lung und ein entsprechender Antrag der Kommune vor, hat die Genehmigungsbehörde dem Zu-
rückstellungsantrag stattzugeben. § 15 Abs. 3 BauGB ist auch auf Vorhaben anzuwenden, über 
deren Zulässigkeit nicht in einem baurechtlichen, sondern in einem immissionsschutzrechtlichen 
Verfahren entschieden wird. Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag darf für einen Zeit-
raum bis zu längstens einem Jahr nach Zustellung der Zurückstellung ausgesetzt werden. Erweist 
sich das Vorhaben jedoch aus anderen, z.B. bauplanungsrechtlichen Gründen als unzulässig, bedarf 
es keiner Aussetzung der Entscheidung. In diesen Fällen ist anstelle einer Aussetzung des Verfah-
rens das Genehmigungsgesuch zurückzuweisen. Entsprechend der Reichweite des Planvorbehalts 




Für die Erschließung einer Windenergieanlage ist eine ausreichende Zuwegung für die zweckent-
sprechende Nutzung der Anlage, insbesondere zu Kontroll- und Wartungszwecken erforderlich. 
Die Erschließung muss nicht bereits zum Zeitpunkt der Genehmigung vorhanden sein. Ausreichend 
ist, dass damit gerechnet werden kann, dass die Erschließung bis zur Fertigstellung der Anlage 
funktionsfähig angelegt und damit zu rechnen ist, dass sie auf Dauer zur Verfügung stehen wird. 
Nicht zum Inhalt der Erschließung gehört der Anschluss einer Windenergieanlage an ein Verbund-
netz zum Zwecke der Stromeinspeisung. 
 
5.6.2.5 Gemeindliches Einvernehmen 
Für die Genehmigung von Windenergieanlagen unter Ausnahme oder Befreiungen von Festsetzun-
gen des Bebauungsplans (§ 31 BauGB), im Vorgriff auf einen Bebauungsplan (§ 33 BauGB), im 
unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist gem. § 36 BauGB 
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das gemeindliche Einvernehmen erforderlich. Das Einvernehmen darf nur aus städtebaulichen 
Gründen versagt werden. Dies bedeutet, dass die Gemeinde bei einer im Außenbereich privilegier-
ten Windenergieanlage nur geltend machen kann, dass öffentliche Belange entgegenstehen oder die 
ausreichende Erschließung nicht gesichert ist. Die Ersetzung eines rechtswidrig versagten Einver-
nehmens durch die zuständige Genehmigungsbehörde – dies ist in der Regel die Immissionsschutz-
behörde – richtet sich nach § 54 Abs. 4 LBO.  
 
5.6.2.6 Rückbauverpflichtung 
Soll die Windenergieanlage als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB genehmigt werden, ist als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung 
abzugeben, das Vorhaben nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzubauen und 
Bodenversiegelungen zu beseitigen; § 35 Abs. 5 S. 2 BauGB. Die Verpflichtungserklärung ist 
durch diejenige Person abzugeben, die den Antrag auf Genehmigung der Windenergieanlage ge-
stellt hat. 
 
Ferner soll die Genehmigungsbehörde durch Baulast oder in anderer Weise die Einhaltung der 
Rückbauverpflichtung sicherstellen; § 35 Abs. 5 S. 3 BauGB. Als Möglichkeiten zur Sicherstellung 
kommen neben der Baulast insbesondere Grundpfandrechte (Grundschuld, Hypothek) und andere 
Sicherheitsleistungen im engeren Sinne wie beispielsweise Bankbürgschaften, Hinterlegung oder 
Verpfändung in Betracht. Die Genehmigungsbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen 
und unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles, welches der Sicherungsmittel das ge-
eignetste ist. Beabsichtigt sie eine Sicherung der Kostenerstattung für eine eventuell notwendig 
werdende Ersatzvornahme, wird sie als Sicherungsmittel eine Sicherheitsleistung im engeren Sinne 
auswählen Die Höhe der Sicherheitsleistung orientiert sich an den voraussichtlichen Kosten, die für 
den Rückbau der Anlage und die Beseitigung der Bodenversiegelung aufzuwenden sind.  
 
Soll die Windenergieanlage im Geltungsbereich eines Bebauungsplans errichtet werden, kann unter 
Umständen in einem städtebaulichen Vertrag vereinbart werden, dass die Anlage nach Nutzungs-
aufgabe zu beseitigen ist, sofern die Rückbauverpflichtung städtebaulich gerechtfertigt ist. 
 
5.6.3 Bauordnungsrechtliche Anforderungen 
 
5.6.3.1 Abstandsflächen 
Auch Windenergieanlagen müssen bauordnungsrechtliche Abstände zu Nachbargrenzen und zu 
anderen baulichen Anlagen einhalten. Die bauordnungsrechtlichen Abstandsflächentiefen vor bau-
lichen Anlagen bestimmen sich allgemein nach der Wandhöhe. Nach § 5 Abs. 5 Nr. 3 der Landes-
bauordnung (LBO) ist insoweit bei der Berechnung der Abstandsflächentiefe von Windenergiean-
lagen nur die Höhe bis zur Rotorachse (Nabenhöhe) zugrunde zu legen. Die Abstandsfläche be-
ginnt vor der baulichen Anlage, also an der unteren Kante des Mastfußes, und bildet einen Kreis 
um die Anlage. Nach § 5 Abs. 5 Nr. 3 LBO muss die so berechnete Abstandsflächentiefe im Übri-
gen mindestens der Länge des Rotorradius entsprechen. Auch diese Mindestabstandstiefe wird ab 
der Kante des Mastfußes gemessen, da nur so entsprechend dem Zweck dieser Regelung hinrei-
chend sichergestellt werden kann, dass die Rotoren nicht zeitweise in Nachbargrundstücke hinüber 
ragen. 
Die bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen beziehen sich nur auf den Abstand zu Grundstücks-
grenzen und einzelnen baulichen Anlagen. Sie sind neben den immissionsschutzrechtlich erforder-
lichen Abständen zu beachten. 
 
5.6.3.2 Brandschutz 
Für Windenergieanlagen gelten insoweit nur Anforderungen, wenn diese im Einzelfall angeordnet 
werden (vgl. § 38 Abs. 2 Nr. 19 LBO). Beispielsweise kann bei erhöhter Wald- oder Moorbrandge-
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fahr eine Schaumlöscheinrichtung für die Gondel angeordnet werden, die nach Blitzschlag oder 
Getriebeschaden eine Brandentwicklung behindert. Von einer erhöhten Wald- oder Moorbrandge-
fahr ist nur auszugehen, wenn größere zusammenhängende Gebiete mit einer Bewuchsstruktur an 
den Standort angrenzen, die eine hohe Ausbreitungsgeschwindigkeit eines Brandes befürchten las-
sen. Solche Situationen sind in Baden-Württemberg wegen seiner nachhaltigen Waldbewirtschaf-
tung, der Laub- und Mischwaldanteile, dem stufigen Waldaufbau, aber auch der überwiegend 
kleinteilig strukturierten Wälder die große Ausnahme. 
 
5.6.3.3 Technische Baubestimmungen, Standsicherheit, Eisabwurf 
Die Liste der Technischen Baubestimmungen (LTB) enthält technische Regeln für die Planung, 
Bemessung und Konstruktion baulicher Anlagen und ihrer Teile, die aufgrund von § 3 Abs. 3 der 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) jährlich bekannt gemacht wird. Die "Richtlinie 
für Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Gründung" 
(Fassung März 2004) ist derzeit als Technische Baubestimmung nach § 3 Abs. 3 der LBO bauauf-
sichtlich eingeführt (lfd. Nr. 2.7.12 der LTB). Die ergänzenden Bestimmungen in Anlage 2.7/10 
der LTB sind zu beachten. Auf die Anlage 2.7/10 der LTB wird auch hinsichtlich der generell er-
forderlichen gutachtlichen Stellungnahmen eines Sachverständigen als Bestandteil der Bauvorlagen 
hingewiesen. Geeignete sachverständige Stellen sind dort benannt. 
 
Der Standsicherheitsnachweis umfasst auch die Überprüfung des gegenseitigen Einflusses benach-
barter Windenergieanlagen oder vergleichbar hoher Bauwerke infolge erhöhter Turbulenzintensität 
und weist zulässige Abstände der baulichen Anlagen untereinander entsprechend der Richtlinie für 
Windenergieanlagen nach. Bei Unterschreitung der Mindestabstände nach Abschnitt 6.3.3 der 
Richtlinie können standsicherheitsrelevante Auswirkungen in Betracht kommen. Sollen diese Ab-
stände unterschritten werden, ist entsprechend den Hinweisen in Anlage 2.7/10 Nr. 1 zu verfahren 
und vom Betreiber der neu hinzu kommenden baulichen Anlage nachzuweisen, dass Gefährdungen 
oder unzumutbare Belästigungen im Sinne § 13 Abs. 1 bzw. §14 Abs. 1 LBO nicht bestehen. 
 
Detaillierte Anforderungen zur Gefahrenabwehr bei zu unterstellendem Eisabwurf sind in Anlage 
2.7/10 Nr. 2 und Nr. 3.2 beschrieben. Demnach sind Abstände wegen der Gefahr des Eisabwurfs 
unbeschadet der Anforderungen aus anderen Rechtsbereichen zu Verkehrswegen und Gebäuden 
einzuhalten, soweit eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nicht auszuschließen ist. Abstände 
größer als 1,5 x (Rotordurchmesser plus Nabenhöhe) gelten im Allgemeinen als ausreichend.  
 
Soweit erforderliche Abstände wegen der Gefahr des Eisabwurfes nicht eingehalten werden, gehört 
zu den Bauvorlagen für Windenergieanlagen eine gutachtliche Stellungnahme eines Sachverständi-
gen zur Funktionssicherheit von Einrichtungen, durch die der Betrieb der Windenergieanlage bei 
Eisansatz sicher ausgeschlossen werden kann oder durch die ein Eisansatz verhindert werden kann 
(z.B. Rotorblattheizung). Dieses Gutachten muss auch eine Stellungnahme zur Gefährdung bei ab-
geschalteter Windenergieanlage enthalten. 
 
Im Aufenthaltsbereich unter den Rotorblättern einer Windenergieanlage, mit technischen Einrich-
tungen zur Außerbetriebnahme des Rotors bei Eisansatz, ist durch Hinweisschilder auf die verblei-










5.6.4 Berücksichtigung sonstiger öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
 




Die Errichtung von Windenergieanlagen ist ein Eingriff in Natur und Landschaft (§ 14 Abs. 1 
BNatSchG). Erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushalts durch Windenergieanlagen können 
u. a. auf Grund der Überbauung des Bodens durch Fundamente für die Anlage als solche, durch 
Erschließungsanlagen und Wegebau erfolgen. Solche Maßnahmen können auch zur Beeinträchti-
gung von Lebensräumen und von Arten führen. Die Anlagen sind so zu planen und zu errichten, 
dass vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft unterlassen werden (§ 15 Abs. 1 
BNatSchG).  
 
Soweit dies nicht möglich ist, können solche Beeinträchtigungen des Naturhaushalts im Regelfall 
ausgeglichen oder ersetzt werden (§ 15 Abs. 2 BNatSchG). Bei der Auswahl der Flächen für Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ist auf agrarstrukturelle Belange Rücksicht zu nehmen. Für die 
landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Böden dürfen nur im notwendigen Umfang in 
Anspruch genommen werden (§ 15 Abs. 3 BNatSchG). Der naturschutzrechtliche Ausgleich des 
Eingriffs in das Schutzgut Boden sollte bevorzugt durch Aufwertungen von bereits bestehenden 
Biotopen oder durch Aufwertung des Schutzguts Boden an anderer Stelle z.B. durch Bodenauftrag 
als Aufwertung von landwirtschaftlichen Flächen erfolgen um eine weitere Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen zu vermeiden. 
 
Im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sollte zur Bewertung des Schutzguts Bo-
den das Bewertungssystem der Ökokonto-Verordnung (ÖKVO) herangezogen werden.  
 
Windenergieanlagen haben ferner Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaftsbild, das im Hin-
blick auf seine Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie im Hinblick auf seinen Erholungswert be-
wahrt werden soll (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 4 BNatSchG). Eine erhebliche Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes liegt vor, wenn das Vorhaben als Fremdkörper in Erscheinung tritt und einen 
negativ prägenden Einfluss auf das Landschaftsbild hat (VGH Mannheim, Urteil vom 19.04.2000 - 
8 S 318/99; OVG Lüneburg, Urteil von 16.12.2009, 4 LC 730/07). Zu berücksichtigen sind bei der 
Beurteilung von Standorten für Windenergieanlagen insbesondere die Bedeutung als Naturland-
schaft (vom menschlichen Einfluss unbeeinflusst gebliebene Landschaften) und als historische ge-
wachsene Kulturlandschaft, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern. Ferner zu berück-
sichtigen sind die Sichtbarkeit der Anlage in der Landschaft im Hinblick auf ihre Nah- und Fern-
wirkung, einschließlich der Beeinträchtigung der Geomorphologie, die Minderung des Erholungs-
werts sowie die Unberührtheit der Landschaft oder Vorbelastungen durch technische Infrastruktur. 
Bei Windenergieanlagen ist auf Grund von deren Größe, Gestalt, Rotorbewegung und Beleuchtung 
in der Regel von einer erheblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes auszugehen. 
 
Im Unterschied zu Eingriffen in den Naturhaushalt durch Windenergieanlagen kann die Beein-
trächtigung des Landschaftsbildes durch landschaftsgestaltende Maßnahmen nur im Ausnahmefall 
kompensiert werden (z. B. Ersetzen von bestehenden Strommasten durch Erdkabel oder Abbau 
eines das Landschaftsbild beeinträchtigenden Bauwerks im gleichen Landschaftsraum). 
 
Da die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes somit in aller Regel nicht vermieden und in ange-
messener Frist ausgeglichen oder ersetzt werden kann, bedarf es im Rahmen der Eingriffsregelung 
einer Abwägung der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege mit den Belangen, die 
für das Vorhaben sprechen (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Bei der Abwägung hat die Zulassungsbehörde 
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die im Einzelfall betroffenen Belange zu ermitteln, sachgerecht zu gewichten und eine dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit entsprechende Entscheidung über die Bevorzugung eines Belangs und 
damit notwendigerweise mit der Zurückstellung anderer Belange zu treffen (BVerwG, Urteil vom 
27.09.1990 - 4 C 4474487). Bei den naturschutzfachlichen Belangen ist nicht allgemein auf das 
Integritätsinteresse von Natur und Landschaft abzustellen, sondern allein auf das verbleibende 
Kompensationsdefizit (BVerwG, Urteil vom 17.01.2007 - 9 C 1/06), zumeist also lediglich auf die 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. 
 
Im Rahmen der Abwägung werden die Belange des Landschaftbildes insbesondere geprägt von den 
Wirkungen der konkreten Windenergieanlage oder dem Windpark auf das Landschaftsbild. Inso-
weit wird auf die zur Frage der erheblichen Beeinträchtigung genannten Gesichtspunkte verwiesen.  
 
Bei den für das Vorhaben zu berücksichtigenden Belangen werden u. a. folgende Gesichtspunkte, 
die für die Errichtung von Windenergieanlagen sprechen, eine bedeutsame Rolle spielen: 
 
 Windenergieanlagen sind insoweit ortsgebunden, als sie wirtschaftlich nur auf Standorten 
betrieben werden können, die eine bestimmte Windhöffigkeit aufweisen. Eine hohe 
Windhöffigkeit am fraglichen Standort spricht in der Regel für das Vorhaben. 
 Die Nutzung der Windenergie ist vom Gesetzgeber nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB den pri-
vilegierten Vorhaben zugeordnet worden, weil Windenergieanlagen auf Grund ihrer Emis-
sionen im Wesentlichen nicht im Siedlungsbereich errichtet und betrieben werden können.  
 Nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG kommt dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversor-
gung, insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien, eine besondere Be-
deutung zu. Mit Windenergieanlagen wird klimafreundlich Energie erzeugt (insbesondere 
ohne Emissionen klimarelevanter Gase). Hinzu kommt, dass erneuerbare Energien dazu 
beitragen, die Folgeschäden der Klimaveränderungen in Natur und Landschaft zu mindern.  
 Die Notwendigkeit, den Anteil von regenerativen Energien generell und der Windenergie an 
der Stromerzeugung zu erhöhen, ist vor dem Hintergrund der Klimaänderung und dem be-
schlossenen Ausstieg aus der Kernkraft ein gesamtgesellschaftliches Ziel, das auch in der 
Novelle zum Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 30.06.2011 seinen Niederschlag gefunden 
hat. 
 
Die zu ermittelnden Belange sind im Einzelfall zu gewichten und die widerstreitenden Gesichts-
punkte sind in jedem Einzelfall abzuwägen. Wenn Windenergieanlagen zu einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung eines Landschaftsbildes von herausragender Vielfalt, Eigenart und Schönheit 
führen, überwiegen die Aspekte des Landschaftsschutzes in der Regel die mit der Errichtung von 
Windenergieanlagen verfolgten Belange. Dies gilt grundsätzlich auch, wenn keine ausreichende 
Windhöffigkeit (vgl. Kapitel 4.1 zur Mindestertragsschwelle) vorliegt.  
 
Sofern die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege (hier des Landschaftsbildes) den 
für das Vorhaben sprechenden Belangen im Range vorgehen, darf der Eingriff nicht zugelassen 
werden (§ 15 Abs. 5 BNatSchG).  
 
Bei der Zulassung einer Windenergieanlage, die das Landschaftsbild beeinträchtigt, hat der Verur-
sacher gemäß den Vorgaben des § 15 Abs. 6 BNatSchG Ersatz in Geld zu leisten. Die Höhe der 
Ersatzzahlung bemisst sich nach § 15 Abs. 6 S. 2 BNatSchG zwar grundsätzlich nach den durch-
schnittlichen Kosten der nicht durchführbaren Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Diese sind je-
doch bei Windenergieanlagen häufig nicht feststellbar, weil eine Realkompensation der Beeinträch-
tigung des Landschaftsbildes durch eine Windenergieanlage zumeist nicht möglich ist. Daher be-
misst sich die Ersatzzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild nach der Dauer und Schwere 
des Eingriffs unter Berücksichtigung der dem Verursacher daraus entstehenden Vorteile (§ 15 Abs. 
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6 S. 3 BNatSchG). Maßstab für die Berechnung der Ausgleichsabgabe ist die Ausgleichsabgabe-
verordnung (AAVO), die fort gilt, solange der Bund keine Verordnung zur Regelung der Höhe der 
Ersatzzahlung erlässt (§ 17 Abs. 7 BNatSchG). Die Höhe der Ausgleichsabgabe bemisst sich ge-
mäß § 2 Abs. 2 Nr. 3 AAVO nach den Baukosten und auf der Grundlage der in § 3 AAVO darge-
stellten Bemessungsgrundsätze. Bei den Baukosten sind die Kosten für Fundament, Turm und Ro-
torblätter, nicht jedoch für die maschinenbaulichen und elektrotechnischen Teile der Anlage zu 
berücksichtigen. Die Baukosten sind auf der Grundlage der DIN 276 zu berechnen. Die Ersatzzah-
lung ist an die Stiftung Naturschutzfonds beim Ministerium für Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz zu leisten (§ 21 Abs. 5 S. 4 NatSchG) und möglichst im betroffenen Naturraum zu ver-
wenden (§ 15 Abs. 6 S. 7 BNatSchG). 
 
Soweit die Errichtung einer Windenergieanlage im Wald die Umwandlung von Wald voraussetzt, 
erfordert dies neben dem Vorliegen der übrigen Zulässigkeitsvoraussetzungen Gestattungen nach 
§§ 9 ff. LWaldG, in der auch die besonderen Waldfunktionen gemäß Waldfunktionenkartierung zu 
berücksichtigen sind. Diese werden nicht von der Konzentrationswirkung der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung nach § 13 BImSchG erfasst. Die erforderlichen privatrechtliche Rege-
lungen (z.B. Zuwegung, Rand- und Folgeschäden, Verzicht auf Schadensersatz bei Schäden an der 
Anlage durch umfallende Bäume, Haftungsfreistellung des Waldbesitzers für Schäden, die sich aus 
der Errichtung oder dem Betrieb im Wald ergeben) bleiben von dieser Genehmigung unberührt. 
 
Das Umweltschadensgesetz i.V.m. § 19 BNatSchG sieht Sanktionen für die erhebliche nachteilige 
Auswirkung auf die Erreichung oder Beibehaltung eines günstigen Erhaltungszustands von Lebens-
raumtypen und Arten der FFH- und der Vogelschutzrichtlinie auch außerhalb der ausgewiesenen 
FFH- und Vogelschutzgebiete vor. Die zusätzliche Schutzwirkung betrifft insbesondere die in An-
hang I der FFH-Richtlinie aufgeführten Lebensraumtypen und die Arten des Anhangs II der FFH-
Richtlinie, die nicht zugleich in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgenommen wurden. Daher sollte 
entweder die Inanspruchnahme der Lebensraumtypen durch Windenergieanlagen vermieden oder 
bei der Genehmigung der Anlage im Rahmen der Eingriffsregelung ein Ausgleich für die nachteili-
gen Auswirkungen vorgesehen werden. Auch erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die genann-
ten Anhang II-Arten sollten vermieden oder ausgeglichen werden. 
 
5.6.4.1.2 Tabubereiche und Gebiete mit besonderer Prüfungspflicht 
Die unter dem Kapitel "Naturschutzbelange in der Regional- und Bauleitplanung" unter Kapitel 
4.2.1 bis 4.2.3 dargestellten Beschränkungen (Tabubereiche, Abstände und Prüfflächen) gelten für 
die Zulassungsentscheidung über Windenergieanlagen entsprechend. Auf folgende Gesichtspunkte 
wird ergänzend hingewiesen: 
 
 Die Errichtung von Windenergieanlagen in gesetzlich geschützten Biotopen kann im Ein-
zelfall möglich sein, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden (§ 30 Abs. 3 
BNatSchG). Dies erfordert die Herstellung eines gleichartigen Biotops im beeinträchtigten 
Umfang, im funktionalen Zusammenhang mit der beeinträchtigten Fläche und in einem an-
gemessenen Zeitraum. Unter den Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 BNatSchG kann im 
Einzelfall eine Befreiung vom Beeinträchtigungsverbot erteilt werden. Letzteres gilt auch 
für Naturdenkmale. 
 Innerhalb der in Kapitel 4.2.2 genannten Abstände ist das Vorhaben genehmigungsfähig so-
fern im Einzelfall eine erhebliche Beeinträchtigung des jeweiligen Schutzzwecks und der 
geschützten Arten ausgeschlossen werden kann und keine planerische Ausschlusswirkung 
besteht.  
 Sofern die geplante Windenergieanlage gegen die Bestimmungen einer Landschaftsschutz-
gebietsverordnung oder gegen die Bestimmungen zur Pflegezone eines Biosphärengebiets 
verstößt, bedarf es einer Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatSchG oder einer Änderung der 
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Schutzgebietsverordnung. Die Befreiung wird von der Konzentrationswirkung der immissi-
onsschutzrechtlichen Entscheidung umfasst. Sofern die Änderung einer Schutzgebietsver-
ordnung erforderlich ist, muss diese vor Erteilung der Zulassung vorliegen. 
 In Europäischen Vogelschutzgebieten, die nicht bereits nach Kapitel 4.2.1 als Tabubereiche 
anzusehen sind, und in FFH-Gebieten können Windenergieanlagen nur unter den Voraus-
setzungen von § 34 BNatSchG zugelassen werden.  
 Anlagen in Europäischen Vogelschutzgebieten mit Vorkommen windenergieempfindlicher 
Vogelarten, insbesondere solcher Arten, für die Windenergieanlagen gemäß der VSG-VO 
des MLR vom 05.02.2010 (GBl. S. 37) Gefahrenquellen darstellen, können im Einzelfall 
zugelassen werden, wenn eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzzwecks und der Er-
haltungsziele des Gebiets auf Grund einer Verträglichkeitsprüfung ausgeschlossen werden 
kann. Dies kommt insbesondere in Betracht, wenn der für die Realisierung der Anlage vor-
gesehene Teilbereich des Gebiets für die Erhaltung der geschützten Art nicht relevant ist. 
 Auch außerhalb der Natura 2000-Gebiete geplante Windenergieanlagen erfordern eine Prü-
fung der Voraussetzungen von § 34 BNatSchG, sofern diese Anlagen geeignet sind, die Er-
haltungs- und Entwicklungsziele dieser Gebiete erheblich zu beeinträchtigen 
 
5.6.4.1.3 Naturparke 
Auf Flächen der Naturparke, die keinen anderen Schutzgebietsregelungen unterworfen sind und für 
die keine Erschließungszonen festgelegt sind, gilt für die Errichtung von Windenergieanlagen ein 
Erlaubnisvorbehalt nach den Naturparkverordnungen. Hiernach ist die Erlaubnis zu erteilen, wenn 
die Handlung weder den naturschutzrechtlichen Vorschriften noch dem Zweck des Naturparks oder 
den Feststellungen des Naturparkplans zuwiderläuft oder wenn nachhaltige Wirkungen durch Auf-
lagen oder Bedingungen abgewendet werden können. Sofern eine Erlaubnis nicht erteilt werden 
kann, kommt eine Befreiung von den Vorschriften der Naturparkverordnung nach § 67 Abs. 1 
BNatSchG in Betracht. Die Befreiung von der Schutzgebietsverordnung erfordert eine Abwägung 
des öffentlichen Interesses am Natur- und Landschaftsschutz sowie der Erholungsvorsorge mit dem 
öffentlichen Interesse am Klimaschutz im Einzelfall. Erlaubnis und Befreiung werden von der im-
missionsschutzrechtlichen Entscheidung umfasst. Bei nicht nur singulärer Betroffenheit oder der 
teilweisen Funktionslosigkeit des Gebiets durch die Realisierung der Planung ist eine Änderung 
(teilweise oder vollständige Aufhebung) der Schutzgebietsverordnung erforderlich, bevor eine Ge-
nehmigung erteilt wird.  
 
5.6.4.2 Artenschutzrechtliche Verbote 
Bei der Genehmigung von Windenergieanlagen sind die besonderen artenschutzrechtlichen Verbo-
te nach § 44 Abs. 1 BNatSchG hinsichtlich der Anhang-IV-Arten der FFH-Richtlinie und der Eu-
ropäischen Vogelarten zu beachten und eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung durchzuführen 
(saP). Die Ausführungen in Kapitel 4.2.5.2 gelten entsprechend.  
 
5.6.4.2.1 Verbotstatbestände (Zugriffsverbote) 
An Windenergieanlagen können insbesondere Greifvögel (z. B. der Rotmilan) und verschiedene 
Fledermausarten verunfallen. Hierdurch kann gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot des § 44 
Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verstoßen werden. Da eine Kollision von einzelnen Exemplaren mit einer 
Windenergieanlage nie völlig auszuschließen ist, verlangt die Rechtsprechung für die Erfüllung des 
Verbotstatbestands, dass sich das Tötungs- oder Verletzungsrisiko durch das Vorhaben im Ver-
gleich zum allgemeinen Risiko in signifikanter Weise erhöht. Gegen das Verbot wird daher nicht 
verstoßen, wenn das Vorhaben nach naturschutzfachlicher Einschätzung kein signifikant erhöhtes 
Risiko kollisionsbedingter Verluste von Einzelexemplaren verursacht, mithin unter der Gefahren-
schwelle in einem Risikobereich bleibt, der mit dem Vorhaben im Naturraum immer verbunden ist, 
vergleichbar dem ebenfalls stets gegebenen Risiko, dass einzelnen Exemplare einer Art im Rahmen 
des Naturgeschehens Opfer einer anderen Art werden (BVerwG Urt. vom 09.07.2008 - 9 A 14.07, 
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Rn. 91). Für die Erfüllung des Verbotstatbestands genügt es nicht, dass im Eingriffsbereich über-
haupt Tiere der fraglichen Art angetroffen werden oder einzelne Exemplare zu Tode kommen, er-
forderlich sind vielmehr Anhaltspunkte dafür, dass sich das Tötungsrisiko deutlich erhöht 
(BVerwG, Urt. vom 09.07.2009 - 4 C 12.07, Rn. 99). Umstände, die für die Beurteilung der Signi-
fikanz eine Rolle spielen, sind insbesondere spezifische Verhaltensweisen, häufige Frequentierung 
des Einflussbereichs der Anlage und die Maßnahmen, mit deren Hilfe die Kollisionen vermieden 
werden sollen (BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10, Rn. 99). Da für die Beurteilung der 
signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos keine standardisierten Maßstäbe vorliegen, bleibt der 
zuständigen Behörde eine naturschutzfachliche Entscheidungsprärogative, bei der die gerichtliche 
Prüfung grundsätzlich auf eine Vertretbarkeitskontrolle beschränkt ist (BVerwG, Urt. vom 
09.07.2008 - 9 A 14.07, Rn. 64ff). 
 
Der Auffassung, wonach im Hinblick auf die signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos auf die 
Auswirkungen auf die lokale Population abzustellen ist (OVG Münster, Urt. vom 30.07.2001 - 8 A 
2357/08, Rn. 148ff), folgte das BVerwG nicht. Auch wenn stabile Vorkommen einer Art entstehen 
(oder bestehen bleiben), lässt dies den individuenbezogen gefassten Tötungstatbestand nicht entfal-
len (BVerwG, Urt. vom 14.07.2011 - 9 A 12.10, Rn. 116). 
 
Das Störungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann durch von der Windenergieanlage aus-
gehenden Beunruhigungen und Scheuchwirkungen (z. B. durch Bewegung und Lärm) verwirklicht 
werden, sofern sich der Erhaltungszustand der lokalen Population der betroffenen Art hierdurch 
verschlechtert. Denkbar ist auch eine erhebliche Störung durch eine von einer oder mehreren Anla-
gen ausgehenden Barrierewirkung,  
 
Das Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders 
geschützter Arten nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kann vor allem bei Beeinträchtigungen durch 
bauliche Anlagen (wie Fundament, Zuwegung oder Nebenanlagen) relevant werden. Bei Aufrecht-
erhaltung der ökologischen Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumli-
chen Zusammenhang liegt auch bei Anhang-IV-Arten (FFH-RL) und Vögeln keine Verwirklichung 
dieses Tatbestandes vor, gegebenenfalls können hierzu vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(„CEF“) durchgeführt werden (§ 44 Abs. 5 S. 2 und 3 BNatSchG).  
 
Die artenschutzrechtliche Zulässigkeit von Anlagen wird bei bestimmten Vogelarten auf Grund 
von (Mindest-) Abständen von Windenergieanlagen zu Brut- und Nahrungsplätzen beurteilt. Für 
Abstände zu Brutplätzen und Nahrungshabitaten sind die "Abstandsregelungen für Windenergiean-
lagen zu bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten" der Län-
derarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten in der jeweils geltenden Fassung heranzuziehen, 
solange die fachlichen Hinweise der LUBW für das Land Baden-Württemberg noch nicht vorliegen 
(vgl. Kapitel 5.6.4.2.4). Bei Beachtung der Abstandsregelungen werden die Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG in der Regel nicht erfüllt. 
 
Anders als im Zusammenhang mit dem Verschlechterungsverbot in Natura-2000-Gebieten, wo 
bereits die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung ("… führen können“) nach § 33 Abs. 1 
BNatSchG unzulässig ist, verbieten die besonderen artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 
BNatSchG nur solche Handlungen, die die einschlägigen Tatbestandsmerkmale verwirklichen oder 
zu der dargestellten signifikanten Erhöhung des Tötungsrisikos führen. 
 
5.6.4.2.2 Ausnahmen von den Zugriffsverboten 
Sofern von einem Verstoß gegen ein Verbot des § 44 Abs. 1 BNatSchG auszugehen ist, kann eine 
Realisierung der Windenergieanlage bei Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 
BNatSchG möglich sein. Da am Ausbau der Windenergie ein erhebliches öffentliches Interesse 
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besteht, kommt als Ausnahmegrund in erster Linie § 45 Abs. 7 S. 1 Nr. 5 BNatSchG in Betracht. 
Da aber auch die Schutzziele des Artenschutzes im öffentlichen Interesse stehen, ist bei der Frage, 
ob das für die Realisierung der Anlage sprechende öffentliche Interesse „überwiegt“, eine bilanzie-
rende Gesamtbetrachtung erforderlich. Hierbei sind z.B. die Gefährdung der betroffenen Art, das 
Ausmaß der zu erwartenden Beeinträchtigungen oder die besondere Windhöffigkeit des Standortes 
zu berücksichtigen. Zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses liegen grund-
sätzlich nicht vor, wenn an dem vorgesehenen Standort keine ausreichende Windhöffigkeit (vgl. 
Kapitel 4.1 zur Mindestertragsschwelle) erreicht wird. 
 
Eine Ausnahme setzt voraus, dass zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. Bei der Planung von 
Windenergieanlagen in für Arten besonders sensiblen Lebensräumen (z.B. im Bereich von Brut-
stätten oder Nahrungshabitaten besonders störempfindlicher oder durch Windenergieanlagen ge-
fährdeter Arten) wird eine „zumutbare Alternative“ im Sinne von § 45 Abs. 7 S. 2 BNatSchG au-
ßerhalb dieses Lebensraumes häufig in Betracht kommen. Eine Ausnahme ist dann nicht möglich. 
Außerhalb von besonders sensiblen Lebensräumen kann ein Verweis auf einen alternativen Stand-
ort wegen der flächendeckenden Geltung der artenschutzrechtlichen Verbote jedoch „unzumutbar“ 
und eine Ausnahme daher grundsätzlich möglich sein, weil ansonsten keine oder nur wenige Stan-
dorte für die Windenergienutzung in Frage kämen.  
 
Eine Ausnahme ist nicht zulässig, wenn die Möglichkeit besteht, Vermeidungs- und Minderungs-
maßnahmen durchzuführen, um bspw. das Kollisionsrisiko von Fledermausarten mit Windenergie-
anlagen und damit die Erfüllung des Tötungstatbestandes (§ 42 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG) auszu-
schließen oder maßgeblich zu verringern. Beim Vorkommen kollisionsgefährdeter Fledermausarten 
kommen Abschaltregelungen in Betracht, die insbesondere in Abhängigkeit von Windstärke, Tem-
peratur, Tageszeit und Fledermauspräsenz festgelegt werden. 
 
Um die weitere Ausnahmevoraussetzung „keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 
Population“ erfüllen zu können, kommen insbesondere populationsstützende Maßnahmen für die 
betroffene Art, auch außerhalb des betroffenen Naturraumes, in Betracht (sog. FCS-Maßnahmen). 
Befindet sich die Art bereits in einem ungünstigen Erhaltungszustand, ist eine Ausnahme nach der 
Rechtsprechung auch dann möglich, wenn das Vorhaben nicht zu einer zusätzlichen Verschlechte-
rung des Erhaltungszustandes führt und die Möglichkeit der Wiederherstellung eines günstigen 
Erhaltungszustandes nicht beeinträchtigt wird. 
 
5.6.4.2.3 Besonders und streng geschützte Arten 
Die allein nach nationalem Recht besonders und streng geschützten Arten sind im Rahmen der 
Eingriffsregelung zu berücksichtigen (§ 44 Abs. 5 S. 5 BNatSchG). 
 
5.6.4.2.4 Formblatt und weitergehende Hinweise 
Das "Formblatt zur speziellen artenschutzrechtlichen Überprüfung" (http://www.mlr.baden-
wuerttemberg.de/Formblaetter_Natura/100391.html ) kann als Grundlage angewandt werden. 
 
Die LUBW wird fachliche Hinweise zu artenschutzfachlichen Fragen bei der Planung und Geneh-
migung von Windenergieanlagen erarbeiten (insbesondere eine Liste der windenergieempfindli-
chen Arten, die Kartiermethodik, Standortbewertung aus Artenschutzsicht, Maßnahmen zur Ver-
meidung von Kollisionen und erforderliche Monitoringmaßnahmen). Diese fachlichen Hinweise 








Bei der Ausführung der Baumaßnahmen, die sowohl die Errichtung der Anlagen als auch die 
Zuwegung betreffen, sind die Belange des Bodenschutzes gemäß § 4 Abs. 1 und 2 i.V.m. § 1 
BBodSchG zu berücksichtigen. Es wird empfohlen, dass die Anlagen möglichst am Feldrand und 
nicht in der Feldmitte platziert werden. Damit könnte auch bei der Zuwegung regelmäßig auf be-
reits vorhandene Wege zurückgegriffen und diese ausgebaut werden und somit der Flächenentzug 
und der Eingriff in das Schutzgut Boden gering gehalten werden. Bei allen Bodenarbeiten, die der 
Sicherung, der Zwischenlagerung und der Wiederverwertung (einschließlich der Aufnahme aus der 
Zwischenlagerung) von Oberbodenmaterial dienen, sind die entsprechenden Vorgaben der DIN 
18915 und der DIN 19731 (insbesondere Nr. 7.2 und 7.3) einzuhalten (vgl. § 12 BBodSchV).  
 
5.6.4.4 Wasserwirtschaft 
An den 10 Meter breiten Gewässerrandstreifen im Außenbereich (§ 35 BauGB) dürfen aufgrund 
der besonderen wasserwirtschaftlichen Bedeutung und Schutzbedürftigkeit nach § 68b WG keine 
Windenergieanlagen errichtet werden. Hat die Wasserbehörde durch Rechtsverordnung einen brei-
teren Gewässerrandstreifen festgesetzt, so gilt das Verbot für diese Breite. Ausnahmen nach § 68b 
Abs. 7 WG kommen nicht in Betracht. 
 
In der Schutzzone I von Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten dürfen keine Wind-
energieanlagen oder andere bauliche Anlagen sowie Anlagen, in denen wassergefährdende Stoffe 
verwendet werden, errichtet und betrieben werden. 
 
In der Schutzzone II von Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten ist die Errichtung 
und der Betrieb von Wasserkraftanlagen oder anderen baulichen Anlagen, in denen wassergefähr-
dende Stoffe verwendet werden, grundsätzlich verboten. Eine Befreiung von diesem Verbot gemäß 
§ 52 Abs. 1 WHG kommt nur in Betracht, wenn eine Einzelfallprüfung der Wasserbehörde zum 
Ergebnis führt, dass das Vorhaben den Schutzzweck der Gebietsfestsetzung nicht gefährdet und im 
Einklang mit den Schutzbestimmungen für die Schutzzone der jeweiligen Schutzgebietsverordnung 
steht. Verunreinigungen und sonstige nachteilige Veränderungen der Grundwasserbeschaffenheit 
dürfen nicht zu besorgen sein. 
 
In der Schutzzone III von Wasserschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten sind Windenergie-
anlagen zulässig, wenn eine Verunreinigung des Grundwassers oder sonstige nachteilige Verände-
rungen seiner Beschaffenheit nicht zu besorgen sind. 
 
In Überschwemmungsgebieten (§ 77 WG) und in vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebie-
ten (§§ 78 Abs. 6, 76 Abs. 3 WHG) kann die Planung und Errichtung von Windenergieanlagen 
unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 Abs. 6 WHG als Ausnahmeentscheidung zulässig sein. 
Im Übrigen gilt § 78 WG. 
 
Wenn die Errichtung einer Windenergieanlage mit Arbeiten verbunden ist, die so tief in den Boden 
eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Beschaffenheit des Grundwassers aus-
wirken können, besteht eine wasserrechtliche Anzeige- oder Erlaubnispflicht gemäß § 49 WHG. 
 
5.6.4.5 Denkmalschutz 
Gegenstand des Denkmalschutzes sind nach § 2 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG): 
 
 Kulturdenkmale (§ 2 Abs. 1 DSchG), 
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 bei Kulturdenkmalen von besonderer Bedeutung (§§ 12, 28 DSchG) auch die Umgebung 
soweit sie für deren Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung ist (§ 15 Abs. 3 DSchG) 
sowie 
 Gesamtanlagen (§ 19 DSchG). 
 
Weiterhin sind nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 ROG gewachsene Kulturlandschaften in ihren prägenden 
Merkmalen sowie mit ihren Kultur- und Naturdenkmälern zu erhalten. 
 
Sofern die geplante Windenergieanlage oder die mit dieser im Zusammenhang stehenden Maß-
nahmen (Zuwegung, Baustelleneinrichtung etc.) zur Zerstörung oder Beseitigung eines Kultur-
denkmals führt oder dessen Erscheinungsbild beeinträchtigt, ist nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 2 
DSchG eine Genehmigung der Denkmalschutzbehörde erforderlich, welche im immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsverfahren gemäß § 7 Abs. 3 DSchG durch eine Zustimmung der Denk-
malschutzbehörde ersetzt wird. 
 
 Bei Vorliegen eines Kulturdenkmals von besonderer Bedeutung, das nach §§ 12, bzw. 28 DSchG 
in das Denkmalbuch eingetragen ist, ist ferner zu berücksichtigen, dass ein solches Objekt nach § 
15 Abs. 3 DSchG Umgebungsschutz genießt. Bauliche Anlagen in der Umgebung des Denkmals 
bedürfen im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren der Zustimmung der Denkmal-
schutzbehörde, soweit die Umgebung für dessen Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung ist. 
Dies ist z. B. der Fall, wenn es sich um ein Kulturdenkmal in landschaftlich exponierter Lage han-
delt bzw. der Bezug des Kulturdenkmals zur umgebenden Landschaft wesentlich zur Ablesbarkeit 
des historischen räumlichen und funktionalen Zusammenhangs beiträgt. Die Zustimmung ist dabei 
zu erteilen, wenn das Vorhaben das Erscheinungsbild des Denkmals nur unerheblich oder nur vo-
rübergehend beeinträchtigen würde oder wenn überwiegende Gründe des Gemeinwohls unaus-
weichlich Berücksichtigung verlangen. Veränderungen an dem geschützten Bild der Gesamtanlage 
(nach § 19 DSchG) bedürfen im missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren der Zustim-
mung der Denkmalschutzbehörde. 
 
Ob und inwiefern Gründe des Denkmalschutzes der Errichtung von Windenergieanlagen entgegen-
stehen, ist stets unter Berücksichtigung der Besonderheiten des zur Entscheidung anstehenden kon-
kreten Falles und unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im pflichtgemäßen 
Ermessen zu entscheiden. 
 
5.6.4.6 Straßenrecht  
Im Umfeld von Straßen ergeben sich Mindestabstände vor allem aus Gründen der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs. Bei Bundesfern-, Landes- und Kreisstraßen sind zunächst die straßen-
rechtlichen Anbauverbote (§ 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 FStrG, § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 StrG) und Anbaube-
schränkungen (§ 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 FStrG, § 22 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 StrG) zu beachten. Die Anbau-
verbotszone und grundsätzlich auch die Anbaubeschränkungszone sind von der Windenergieanlage 
einschließlich ihres Rotors freizuhalten (bei Bundesautobahnen ein Bereich von 100 m ab Fahr-
bahnrand, bei Bundesstraßen von 40 m, bei Landesstraßen von 40 m und bei Kreisstraßen von 30 
m). Auch bei Gemeindestraßen, für die keine gesetzlichen Anbauverbote oder Anbaubeschränkun-
gen gelten, sind die Belange der Straße in Planungs- und Genehmigungsverfahren für Windener-
gieanlagen stets mit abzuwägen. 
 
5.6.4.7 Eisenbahn- und Seilbahnrecht  
a.) Anbauverbote 
Längs der Strecken von Eisenbahnen dürfen bei gerader Streckenführung bauliche Anlagen in einer 
Entfernung bis zu 50 m und bei gekrümmter Streckenführung in einer Entfernung bis zu 500 m von 
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der Mitte des nächstgelegenen Gleises nicht errichtet oder geändert werden, wenn die Betriebssi-
cherheit der Eisenbahn dadurch beeinträchtigt wird. Bei Bauvorhaben innerhalb dieser Abstände ist 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine Stellungnahme der Landeseisenbahnaufsicht als 
zuständiger Aufsichtsbehörde einzuholen (§ 4 Abs. 1 Landeseisenbahngesetz Baden-Württemberg; 
ggf. Entschädigung nach Abs. 4).  
 
b.) Schwingungsschutz 
Zu Trag- und Zugseilen von Seilschwebebahnen sind folgende Abstände einzuhalten: 
 mit Schwingungsschutzmaßnahen: 1 x Rotordurchmesser, 
 ohne Schwingungsschutzmaßnahmen: 3 x Rotordurchmesser. 
Im Einvernehmen mit den Betreibern der Seilschwebebahnen können im Genehmigungsverfahren 
auch abweichende Regelungen vereinbart werden bzw. durch gutachterlichen Nachweis festgelegt 
werden, sofern unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse keine Gefährdung des Betriebs zu 
befürchten ist. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist in diesen Fällen eine Stellungnahme 
der Landesbergdirektion als zuständiger Aufsichtsbehörde einzuholen. 
 
5.6.4.8 Freileitungen 
Für die Nachrüstung und den Neubau von Freileitungen zur Nutzung des von Windenergieanlagen 
erzeugten Stroms sind die Bestimmungen von § 41 BNatSchG und die am 1. August 2011 in Kraft 
getretene Anwendungsregel des Verbands der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e.V. 
(VDE) VDE-AR-N 4210-11 "Vogelschutz an Freileitungen" zu beachten.  
Die Abstände zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen sowie das Erfordernis von Schwin-
gungsschutzmaßnahmen sind in den jeweils aktuellen Normen nach DIN EN 50341-3-4 (VDE 
0210-12) und DIN EN 50423-3-4 (VDE 0210-3) geregelt. Die Anforderungen der jeweils gültigen 
Norm sind zu erfüllen. Nach der derzeit gültigen Fassung der DIN EN 50341-3-4 (VDE 0210-12) 
vom Januar 2011 ist zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen ein horizontaler Mindestab-
stand zwischen Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und äußerstem ruhenden Leiter für Frei-
leitungen ohne Schwingungsschutzmaßnahmen ≥ 3 x Rotordurchmesser und für Freileitungen mit 
Schwingungsschutzmaßnahmen > 1 x Rotordurchmesser einzuhalten. 
 
Wenn sichergestellt ist, dass die Freileitung außerhalb der Nachlaufströmung der Windenergiean-
lage liegt und der Mindestabstand zwischen Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und dem 
äußeren ruhenden Leiter > 1 x Rotordurchmesser beträgt, kann auf die schwingungsdämpfenden 
Maßnahmen verzichtet werden. 
 
Aufwendungen für Schwingungsschutzmaßnahmen (Dämpfungseinrichtungen) sind nach dem 
Verursacherprinzip zu tragen. 
 
Für Freileitungen aller Spannungsebenen gilt, dass bei ungünstiger Stellung des Rotors die Blatt-
spitze nicht in den Schutzstreifen der Freileitung ragen darf. 
 
5.6.4.9 Maschinenrichtlinie 
Bezogen auf Konstruktion und Bau fallen Windenergieanlagen in den Anwendungsbereich der 
Maschinenrichtlinie 2006/42/EG (umgesetzt in deutsches Recht als 9. Verordnung zum Produkt-
sicherheitsgesetzt). Die Maschinenrichtlinie verfolgt ein doppeltes Ziel: Sie soll den freien Verkehr 
von Maschinen innerhalb des Binnenmarktes ermöglichen und zugleich ein hohes Maß an Sicher-
heit und Gesundheitsschutz gewährleisten. 
 
Als Maschinen müssen Windenergieanlagen beim Inverkehrbringen den Anforderungen der Ma-
schinenrichtlinie 2006/42/EG entsprechen. Hierbei handelt es sich sowohl um technische als auch 
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um formale Anforderungen, die sich an den Hersteller von Windenergieanlagen richten. Die Her-
steller von Windenergieanlagen müssen z. B. sicherstellen, dass eine Risikobeurteilung vorge-
nommen wird, um die für die Windenergieanlage geltenden Sicherheits- und Gesundheitsschutzan-
forderungen des Anhangs I der Maschinenrichtlinie zu ermitteln. Die Windenergieanlage muss 
dann u. a. unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Risikobeurteilung konstruiert und gebaut 
werden. Hat der Hersteller alle relevanten Anforderungen der Maschinenrichtline erfüllt, stellt er 
eine EG-Konformitätserklärung für seine Anlage aus und befestigt das CE-Zeichen an der Wind-
energieanlage.  
 
Für den Anwender bzw. Betreiber von Windenergieanlagen ist in diesen Zusammenhang wichtig 
zu prüfen, dass für die Anlage eine EG-Konformitätserklärung vorliegt, das CE-Zeichen ange-
bracht ist und eine Betriebsanleitung in deutscher Sprache vorliegt. Für weitere Auskünfte und Fra-
gen zur Anwendung der Maschinenrichtlinie auf Windenergieanlagen sollten die örtlich zuständi-
gen Marktüberwachungsbehörden angesprochen werden.  
 
5.6.4.10 Wasserstraßenrecht 
Nach § 31 des Bundeswasserstraßengesetzes ist die Errichtung, die Veränderung oder der Betrieb 
einer Windenergieanlage am Ufer einer Bundeswasserstraße dem Wasser- und Schifffahrtsamt an-
zuzeigen. Eine strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigung des Wasser- und Schifffahrtsam-
tes ist erforderlich, wenn durch die beabsichtigte Maßnahme eine Beeinträchtigung des für die 
Schifffahrt erforderlichen Zustands der Bundeswasserstraße oder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs zu erwarten ist und das Wasser- und Schifffahrtsamt binnen eines Monats nach Ein-
gang der Anzeige die Genehmigung für erforderlich erklärt. 
 
5.6.4.11 Luftverkehrsrecht – Zivile Flugplätze und Einrichtungen 
Bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen sind mit Blick auf den zivilen Luft-
verkehr folgende Punkte zu beachten: 
 
c.) Beschränkungen durch Bauschutzbereiche 
Nach §§ 12 und 17 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) ist im Bauschutzbereich eines Flugplatzes 
für die Errichtung von Bauwerken und Anlagen, d.h. auch Windenergieanlagen, die Zustimmung 
der Luftfahrtbehörde erforderlich. Der Bauschutzbereich besteht aus einem je nach Flugplatz unter-
schiedlich großen Radius um den sog. Flugplatzbezugspunkt und den An- und Abflugsektoren.  
 
Bauschutzbereiche sind eingerichtet für die Verkehrsflughäfen: 
 
 Stuttgart, 
 Karlsruhe/Baden-Baden und 
 Friedrichshafen. 
 
Darüber hinaus ragt der Bauschutzbereich des in Bayern gelegenen Verkehrsflughafens Memmin-
gen nach Baden-Württemberg. 
 
Außerdem gibt es Bauschutzbereiche für folgende andere Flugplätze: 
 




 Niederstetten und 
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 Schwäbisch Hall-Hessental. 
 
im Regierungsbezirk Karlsruhe: 
 Baden-Oos, 
 Mannheim-City und 
 Walldürn. 
 










 Neuhausen ob Eck, 
 Offenburg, 
 Radolfzell-Stahringen, 
 Schwenningen und 
 Winzeln-Schramberg. 
 
im Regierungsbezirk Tübingen: 
 Heiligenberg und 
 Mengen-Hohentengen. 
 
Schließlich gibt es Bauschutzbereiche für zahlreiche Hubschrauberlandeplätze. 
 
Die Luftfahrtbehörde hat jede vorgesehene Errichtung von Bauwerken und Anlagen im Bauschutz-
bereich insbesondere anhand konkreter Höhenvorgaben darauf hin zu überprüfen, ob das sichere 
Starten und Landen von Flugzeugen durch diese Bauten nicht gefährdet ist. 
 
d.) Schutz von Flugsicherungseinrichtungen 
Nach § 18a LuftVG dürfen Bauwerke, d.h. auch Windenergieanlagen, nicht errichtet werden, wenn 
dadurch Flugsicherungseinrichtungen gestört werden können. Flugsicherungseinrichtungen, z.B. 
Radar- und Navigationsanlagen, dienen der Sicherheit im Luftverkehr. Das Bundesaufsichtsamt für 
Flugsicherung entscheidet auf der Grundlage eines Gutachtens der DFS Deutsche Flugsicherung 
GmbH (DFS), ob eine solche Störung möglich ist. 
 
e.) Weitere Beschränkungen/Hinweise  
Nach § 14 LuftVG ist außerhalb des Bauschutzbereichs für die Errichtung von Bauwerken, d.h. 
auch Windenergieanlagen, die eine Höhe von 100 Meter über der Erdoberfläche überschreiten, die 
Zustimmung der Luftfahrtbehörde erforderlich. Dies gilt auch für Anlagen von mehr als 30 Meter 
Höhe auf Bodenerhebungen, sofern die Spitze dieser Anlage um mehr als 100 Meter (Höhe der 
Anlage von ihrem Fuß bis zu ihrem obersten Ende (Rotorspritze)) die Höhe der höchsten Bodener-
hebung im Umkreis von 1,6 Kilometer Halbmesser um die für die Anlage vorgesehene Bodenerhe-




Bei Verkehrslandeplätzen mit Instrumentenan- und –abflugverfahren, wie z.B. dem Verkehrslan-
deplatz Mannheim-City, gibt es weiterhin Bauüberwachungsbereiche nach § 18b LuftVG innerhalb 
derer auch die Errichtung von Windenergieanlagen mit einer Höhe von weniger als 100 Meter den 
Luftfahrtbehörden angezeigt werden muss.  
 
f.) Kennzeichnung von Hindernissen 
Bauwerke, d.h. auch Windenergieanlagen, sind in geeigneter Weise zu kennzeichnen, wenn und 
insoweit dies zur Sicherheit des Luftverkehrs erforderlich ist. Über die konkrete Ausgestaltung 
entscheidet die Luftfahrtbehörde. Hinsichtlich der Sicherheit des militärischen Flugverkehrs ent-
scheiden darüber die Dienststellen der Bundeswehr (s. Kap 5.6.4.12). 
 
g.) Zuständige Behörden 
Luftfahrtbehörde für die Bauschutzbereiche der Flughäfen Stuttgart, Karlsruhe/Baden-Baden und 
Friedrichshafen sowie für den Schutz von Flugsicherungseinrichtungen nach § 18a LuftVG im Um-
feld dieser Flughäfen ist das Ministerium für Verkehr und Infrastruktur. In allen anderen für Wind-
energieanlagen relevanten Belangen nehmen die Regierungspräsidien die Aufgaben der Luftfahrt-
behörden wahr.  
 
5.6.4.12 Militärische Belange 
Bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen sind neben den unter 5.6.4.11 genann-
ten zivilen Belangen auch Belange des militärischen Flugbetriebs zu beachten. Neben der Zustän-
digkeit nach § 30 Abs. 2 LuftVG für Windenergieanlagen, die innerhalb von Bauschutzbereichen 
militärischer Flugplätze geplant werden, muss die Bundeswehr zusätzlich ihre verfassungsgemäße 
Aufgabenwahrnehmung sicherstellen. Dies schließt den Betrieb des Nachttiefflugsystems, der 
Hubschraubertiefflugstrecken, die Nutzung der Sonderlufträume für militärischen Übungsflugbe-
trieb sowie die Luftraumüberwachung mit ein.  
 
Das Spannungsfeld zwischen der Windenergienutzung und militärischen Belangen gliedert sich in 
drei Hauptkonfliktfelder. Das sind im Einzelnen: 
 
 Radaranlagen der militärischen Flugsicherung 
 Radaranlagen zur Luftverteidigung 
 Übungsräume- und Stecken einschließlich der Nachttiefflugkorridore und Hubschraubertief-
flugstrecken 
 
Die Störungswirkung von Windenergieanlagen auf die verteidigungspolitischen Belange sind 
durchaus unterschiedlich zu bewerten. Insofern ist eine differenzierte Bewertung der einzelnen 
Sachverhalte durch die Bundeswehr unumgänglich. 
 
Die Wehrbereichsverwaltung Süd ist nach § 30 LuftVG für den Bereich Baden-Württemberg die 
militärische Luftfahrtbehörde. Sie ist damit zuständig für die Ausweisung und Überwachung von 
Bauhöhenbeschränkungen in der Umgebung militärischer Flugplätze. Innerhalb dieses Bereichs 
müssen Luftfahrthindernisse, wie Windkraftanlagen, durch die Wehrbereichsverwaltung genehmigt 
werden (§§ 12 ff LuftVG). Sie stellt darüber hinaus sicher, dass der Flugbetrieb, die Flugsicherheit 
und flugsicherungstechnische Einrichtungen nicht gestört werden. Bauwerke, die flugsicherungs-
technische Einrichtungen oder Verfahren stören, dürfen gemäß §§ 18 a, 18b LuftVG nicht errichtet 
werden. Demzufolge muss eine Beteiligung der Wehrbereichsverwaltung als Trägerin öffentlicher 
Belange der Landesverteidigung in der Regionalplanung nach § 12 Abs. 2 LplG, im Bauleitpla-
nungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB und im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren nach § 10 Abs. 5 BImSchG erfolgen.  
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Folgende Bauschutzbereiche für die militärischen Flugplätze in Baden-Württemberg sind vom 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) angeordnet: 
 
Laupheim, Niederstetten, Mannheim-Sandhofen, Heidelberg und Renningen-Malmsheim. 
 
a.) Radaranlagen der militärischen Flugsicherung 
Radaranlagen werden anhand der zu messenden Koordinaten in zwei Kategorien gefasst. Flugsi-
cherungsradare messen Entfernung und Seitenwinkel eines Objektes und fallen daher unter die Ka-
tegorie der zweidimensionalen oder 2D-Radargeräte. Durch den Betrieb von Windenergieanlagen 
kann es im Erfassungsbereich dieser Anlagen zu Einschränkungen der Radarabdeckung des Luft-
raums kommen. Dabei können zum Beispiel Positionsungenauigkeiten der Flugzieldarstellung und 
temporäre Verluste von Flugzielen auftreten. Ob und in welchem Umfang eine Störung auftritt, ist 
unter anderem abhängig von der Art der Radaranlage und ihrer technischen Auslegung, der Entfer-
nung zu einer Windenergieanlage, der Höhe, der Größe, der Bauart und der Anzahl der Windener-
gieanlagen sowie von topographischen Gegebenheiten und Wetterlagen. 
 
Die Bundeswehr ist unter Wahrung ihres verfassungsgemäßen Auftrags bestrebt, dieses doch rela-
tiv große Konfliktfeld weitestgehend dauerhaft zu entschärfen. So führt die Bundeswehr neben 
zahlreichen prozeduralen Lösungen seit Ende 2011 flächendeckend das neue, digitale Flugsiche-
rungsradar „ASR-S“ an ihren Flugplätzen ein, welches das veraltete und auf analoger Technik ba-
sierende Radar ASR 910 ersetzen wird. Im Rahmen erster Flugerprobungen wurde festgestellt, dass 
die Störungen durch Windenergieanlagen auch bei diesem neuen Radar vorhanden waren. Daher 
wurden in einer umfangreichen Studie technische Möglichkeiten untersucht, die Störungen zu mi-
nimieren. 
 
Die digitale Radartechnik soll es ermöglichen, die durch Windenergieanlagen generierten Störsig-
nale auf elektronischem Weg aus der Radardarstellung heraus zu rechnen und damit eine weitge-
hend störungsfreie Darstellung der gewünschten Daten zu gewährleisten. Erste Erkenntnisse konn-
ten zwischenzeitlich in Rahmen von Simulationen und Versuchsmodellen erlangt werden, die es 
aber noch im operationellen Betrieb an einem windhöffigen Standort zu validieren gilt. Davon los-
gelöst ist die Zuständigkeit der Finanzierung dieser technischen Anpassung zu betrachten, die au-
ßerhalb des Zuständigkeitsbereichs des BMVg gesehen wird.  
 
b.) Radaranlagen zur Luftverteidigung 
Die Radaranlagen zur Luftverteidigung sind Geräte, die neben der Entfernung und dem Seitenwin-
kel auch die Höhe messen. Man bezeichnet sie daher als dreidimensionale oder 3D-Radargeräte. 
Diese Anlagen werden auch im Rahmen der Bündnisverpflichtungen betrieben und sind daher von 
besonderer Bedeutung. Beeinträchtigungen des Anlagenbetriebs durch Windenergieanlagen sind 
deshalb nur bei untergeordnetem Einfluss hinnehmbar. 
 
c.) Übungsräume einschließlich der Nachtflugkorridore  
Wesentliche Beeinflussungen des militärischen Betriebs durch Windenergieanlagen können auch in 
den Nachttiefflugkorridoren und auf Übungsplätzen entstehen. Auf diesem Sektor ist die Bundes-
wehr dabei, die eigenen Erfordernisse im Interesse einer besseren Windenergienutzung neu zu be-
werten. 
 
Zur Überwindung möglicher Konflikte hat die Bundeswehr eine Arbeitsgruppe Bundeswehr und 
Windenergie gegründet, die sich für Kompromisslösungen einsetzt. Hier werden flugbetriebliche, 
flugsicherungs- und flugsicherheitsrelevante Aspekte ganzheitlich bewertet um im Sinne der Förde-
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rung der Windenergie vertretbare Lösungen zu finden. Ein Austausch von Daten mit den Ländern 
ist dort ausdrücklich erwünscht. In vielen festgefahrenen Genehmigungsverfahren hat die AG be-
reits Lösungswege aufzeigen können, die für Bundeswehr und Windparkplaner akzeptabel waren.  
 
Grundsätzlich wird empfohlen, etwaige Probleme oder Fragen in diesen Zusammenhängen mit der 
zuständigen Wehrbereichsverwaltung zu diskutieren. Die Wehrbereichsverwaltungen als Träger 
öffentlicher Belange sind inzwischen generell für Fragestellungen in Zusammenhang mit der 
Windenergienutzung sensibilisiert worden.  
 
Die Ansprechstelle für Angelegenheiten der zuständigen militärischen Luftfahrtbehörde, Schutzbe-
reichsbehörde nach dem Schutzbereichsgesetz sowie für Belange der Bundeswehr in Baden-
Württemberg ist die Wehrbereichsverwaltung Süd, Postfach 10 52 61, 70045 Stuttgart, 
wbvsuediuw4@bundeswehr.org.  
 
5.6.4.13 Behördlicher und privater Richtfunk 
Im Genehmigungsverfahren sind behördliche sowie private Richtfunkstrecken zu berücksichtigen, 
da diese durch Windenergieanlagen nicht beeinträchtigt werden dürfen und ggf. über Mindestab-
stände geschützt werden müssen.  
 
Hinsichtlich des behördlichen Richtfunks wird derzeit in Baden-Württemberg ein Digitalfunknetz 
für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) aufgebaut.  
 
Im Genehmigungsverfahren sind daher für den Behördenrichtfunk das Innenministerium und für 
den privaten Richtfunk die Bundesnetzagentur zu beteiligen. 
 
Da die Richtfunkverläufe des BOS-Digitalfunknetzes aus Geheimschutzgründen nicht bekannt ge-
geben werden dürfen, wird das Innenministerium ohne Gebühr prüfen, ob eine Beeinträchtigung 
mit hoher Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann. Hierfür benötigt das Innenministerium 
die Standortkoordinaten jeder einzelnen Anlage im Gauß-Krüger Format Zone 3 (GK 3) und im 
Format World Geodetic System 1984 (WGS 84) sowie Angaben zur geplanten Anlage (Nabenhöhe 
und Rotordurchmesser). Zum Zweck der Überprüfung können vorstehende Daten auch im Vorfeld 
eines Genehmigungsverfahrens für die konkrete Standortplanung von Windenergieanlagen an die 
Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg (ASDBW) per Email an 
ASDBW@polizei.bwl.de übersandt werden. 
 
Kann durch die Prüfung eine Beeinträchtigung des Behördenrichtfunks nicht mit hoher Wahr-
scheinlichkeit ausgeschlossen werden, ist eine gutachtliche Betrachtung durch eine von der 
ASDBW benannte sicherheitsüberprüfte Firma auf Kosten des Vorhabenträgers erforderlich. Für 




Befinden sich Flächen für Windenergieanlagen im Umkreisradius von 15 km um die Wetterradar-
stationen des Deutschen Wetterdiensts in Türkheim oder auf dem Feldberg ist der Deutsche Wet-
terdienst im Genehmigungsverfahren zu beteiligen 
 
5.6.4.15 Flurbereinigung  
Die Flurbereinigungsbehörde hat die öffentlichen Interessen zu wahren und dabei den Erfordernis-
sen der Energieversorgung Rechnung zu tragen (§37 FlurbG). Dabei kann das Bodenmanagement 
der Flurbereinigung Unterstützung für Windenergieanlagen bieten, zum Beispiel bei der Zufahrts-
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erschließung, bei der dinglichen Sicherung der Leitungstrassen und der Abstandsflächen sowie bei 
Entschädigungsfragen. 
 
Für Flächen, die in ein laufendes Flurbereinigungsverfahren einbezogen sind, besteht bis zur Unan-
fechtbarkeit des Flurbereinigungsplanes eine Veränderungssperre nach § 34 FlurbG. Somit ist vor 
der Errichtung einer Windenergieanlage die Zustimmung der zuständigen Flurbereinigungsbehörde 
einzuholen. Diese Zustimmung ist dabei zusätzlich zu einer erteilten Baugenehmigung notwendig 
und wird durch die Baugenehmigung nicht entbehrlich. Im immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
wird die Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde von der Konzentrationswirkung der Genehmi-
gung erfasst. Die zuständige Immissionsschutzbehörde hat die zuständige Flurbereinigungsbehörde 
im Genehmigungsverfahren zu beteiligen. 
 
5.6.4.16 Arbeitsschutz 
Bei Errichtung, Inbetriebnahme und Betrieb der Windenergieanlage ist vom Genehmigungsinhaber 
sicherzustellen, dass die Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes in Verbindung mit den einschlägi-
gen Verordnungen (z. B. Arbeitsstättenverordnung) eingehalten werden und Gefährdungsbeurtei-
lungen erstellt werden. Sofern Beschäftigte anderer Arbeitgeber an der Windenergieanlage tätig 
werden, ist sicherzustellen, dass diese betriebsfremden Beschäftigten angemessen über die Gefah-
ren während der Tätigkeit an der Windenergieanlage unterwiesen werden. 
Der Genehmigungsinhaber hat die Maßnahmen zu treffen, die zur Ersten Hilfe, Brandbekämpfung 
und Evakuierung der Beschäftigten erforderlich sind. Er hat auch dafür zu sorgen, dass im Notfall 
die erforderlichen Verbindungen zu außerbetrieblichen Stellen, insbesondere in den Bereichen der 
Ersten Hilfe, der medizinischen Notversorgung, der Bergung und der Brandbekämpfung eingerich-
tet sind. 
 
Falls ein Aufzug eingebaut wird, ist dieser als überwachungsbedürftige Anlage nach der Betriebs-
sicherheitsverordnung in bestimmten Fristen wiederkehrend auf seinen ordnungsgemäßen Zustand 
hinsichtlich des Betriebs durch eine zugelassene Überwachungsstelle zu prüfen. Die Prüffristen 
sind vom Betreiber auf der Grundlage einer sicherheitstechnischen Bewertung festzulegen. Die 
Prüfungen im Betrieb müssen jedoch spätestens alle zwei Jahre durchgeführt werden. Zwischen der 
Inbetriebnahme und der ersten wiederkehrenden Prüfung sowie zwischen zwei wiederkehrenden 
Prüfungen sind Aufzugsanlagen daraufhin zu überprüfen, ob sie ordnungsgemäß betrieben werden 




Unter Kleinwindanlagen werden Anlagen bis zu einer Anlagengesamthöhe (bis zur Spitze des Ro-
torblattes) von 50 m Höhe verstanden, die entsprechend der Regelungen der 4. BImSchV nicht un-
ter die immissionsschutzrechtliche Genehmigungspflicht fallen. Kleinwindanlagen gelten als bauli-
che Anlagen i. S. d. § 2 LBO. Nach § 49 LBO ist daher für Windenergieanlagen bis 50 m Gesamt-
höhe ein Baugenehmigungsverfahren durchzuführen soweit sie nicht verfahrensfrei gestellt sind. 
Neben der Baugenehmigung sind ggf. weitere Genehmigungen/Erlaubnisse einzuholen. Die Bau-
aufsichtsbehörden haben im Genehmigungsverfahren weitere Fachbehörden, wie beispielsweise die 
unteren Immissionsschutzbehörden, Fachbehörden für Natur- und Umweltschutz und Luftver-
kehrsbehörden zu beteiligen. 
 
6.1 Kleinwindanlagen, Verfahren 
Nach Anhang Nr. 3 d zu § 50 Abs. 1 LBO sind Windenergieanlagen bis 10 m Höhe verfahrens-
frei gestellt. Daher erfordern Kleinwindanlagen bis zu dieser Höhe grundsätzlich kein baurechtli-
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ches Verfahren und damit insbesondere keine Baugenehmigung. Diese Verfahrensfreiheit gilt auch 
für solche Anlagen auf oder an Gebäuden, soweit nicht die Anlage auf Grund ihrer Größe mehr als 
nur unwesentliche Auswirkungen auf die Statik hat und so von einer genehmigungspflichtigen bau-
lichen Änderung des Gebäudes ausgegangen werden muss. Maßgebliche Höhe für diese Regelung 
ist die Nabenhöhe bzw. (bei Anlagen mit vertikaler Rotorachse) die Masthöhe. Unabhängig von der 
baurechtlichen Verfahrensfreiheit kann eine Genehmigung der unteren Naturschutzbehörde nach § 
17 Abs. 3 BNatSchG erforderlich sein. 
 
6.2 Kleinwindanlagen, Zulässigkeit 
Sowohl die verfahrenspflichtigen wie auch die verfahrensfreien Kleinwindanlagen müssen den 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechen. Daher sind auch in jedem Fall, also auch bei ver-
fahrensfreien Kleinwindanlagen bis 10 m Höhe, die bauordnungsrechtlichen und – soweit die An-
lagen planungsrechtlich relevant sind – die bauplanungsrechtlichen sowie die immissionsschutz- 
und naturschutzrechtlichen Vorschriften zu beachten. Dies hat der Bauherr in eigener Verantwor-
tung sicherzustellen. Um das Investitionsrisiko gering zu halten, kann er zur Überprüfung der bau-
rechtlichen Zulässigkeit seiner verfahrensfreien Anlage eine Entscheidung nach § 57 LBO beantra-
gen. 
 
6.2.1 Bauordnungsrechtliche Voraussetzungen  
Vorgaben des Bauordnungsrechts sind insbesondere: 
 
Nach § 11 LBO dürfen die Anlagen die Umgebung nicht verunstalten und selbst nicht verunstaltet 
wirken. 
 
Die Anlagen müssen die bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen nach § 5 Abs. 7 LBO einhalten. 
Für die Berechnung der Abstandsflächen ist nach § 5 Abs. 5 Nr. 3 LBO die Höhe der Rotorachse 
maßgeblich (vgl. Kapitel 5.6.3.1).  
 
Bei einer Kleinwindenergieanlage, die sich auf einem Gebäude befindet, ist die maßgebliche 
Wandhöhe unter Einbeziehung der Höhe des Gebäudes zu berechnen. Die Bemessung nach der 
Höhe der Rotorachse kann sinnvoll nur auf Anlagen mit horizontaler Rotorachse angewendet wer-
den. Bei Kleinwindenergieanlagen mit vertikaler Rotorachse ist daher insoweit die Höhe der Anla-
ge von ihrem Fuß bis zum obersten Ende (Mastspitze) anzusetzen. Auch bei diesen Anlagen blei-
ben die beweglichen Teile als Maschinenteile unberücksichtigt, da sie nicht Teil der baulichen An-
lage im Sinne der Landesbauordnung sind. Auf die Abstandsregelungen unter 5.6.3.3, 5.6.4.6 und 
5.6.4.7 wird verwiesen. 
 
6.2.2 Immissionsschutzrechtliche Voraussetzungen 
Kleinwindanlagen sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen nach § 22 BImSchG. Die Einhal-
tung der immissionsschutzrechtlichen Anforderungen muss vom Betreiber sichergestellt werden. 
Das bedeutet insbesondere, dass Kleinwindanlagen die gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte 
nach Nr. 6.1 TA Lärm und sonstigen immissionsschutzrechtlichen Anforderungen einhalten müs-
sen. Werden Kleinwindanlagen an Gebäuden befestigt, sind aufgrund der baulichen Verbundenheit 
auch die Immissionsrichtwerte für Immissionsorte innerhalb von Gebäuden nach Nr. 6.2 TA Lärm 
zu berücksichtigen, sofern im Gebäude nicht nur der Anlagenbetreiber wohnt. 
 
Für Kleinwindanlagen, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, wird die Einhaltung der im-





Insbesondere bei Anlagen im Innenbereich sollen im baurechtlichen Genehmigungsverfahren aus-
sagekräftige Unterlagen (z.B. gesicherte Datenblätter, in denen unabhängige Institute das Ge-
räuschverhalten der Anlage in allen regulären Betriebszuständen mindestens bis zum Erreichen der 
Nennleistung) vorgelegt werden, die eine Prüfung der immissionsschutzrechtlichen Zulässigkeit 
des Betriebs ermöglichen. 
 
Auch Kleinwindanlagen können im Außenbereich Eingriffe in Natur und Landschaft darstellen; die 
Ausführungen unter 5.6.4.1.2 sind daher auch für diese Anlagen anzuwenden. Es gelten ferner die 
Vorschriften zu Beschränkungen in Schutzgebieten (5.6.4.1.2) und Naturparken (5.6.4.1.3). Klein-
windanlagen können Kollisionen oder erhebliche Störungen von Vogel- und Fledermausarten so-
wie die Beschädigungen von Lebensstätten verursachen. Dabei werden häufig auch andere als die 
"windenergieempfindlichen" Arten betroffen, insbesondere gebäudebewohnende Vogel- und Fle-
dermausarten. Daher sind die artenschutzrechtlichen Verbote zu beachten (vgl. Kapitel 5.6.4.2). 
 
6.2.3 Bauplanungsrechtliche Voraussetzungen für Kleinwindanlagen 
 
6.2.3.1 Im beplanten und unbeplanten Innenbereich (§§ 30, 34 BauGB): 
Kleinwindanlagen können als untergeordnete Nebenanlagen in allen ausgewiesenen oder fakti-
schen Baugebieten (§§ 30 Abs. 1, 34 Abs. 2 BauGB) zulässig sein, wenn sie dem Nutzungszweck 
des betreffenden Grundstücks dienen, d.h. wenn sie überwiegend (mehr als 50 %) für das jeweilige 
Grundstück selbst Energie erzeugen (funktionale Unterordnung); vgl. § 14 Abs. 1 BauNVO. Ferner 
müssen sie der Hauptanlage räumlich-gegenständlich („optisch“) untergeordnet sein und dürfen der 
Eigenart des Baugebiets nicht widersprechen. Maßgeblich für die Eigenart des Baugebiets sind 
insoweit vor allem Lage, Größe und Zuschnitt des Baugrundstücks sowie der übrigen Grundstücke 
des Baugebiets. Schließlich darf die Anlage nicht gegen das Rücksichtnahmegebot verstoßen. Es 
dürfen somit keine Belästigungen (durch Lärm, Drehbewegungen der Rotoren, Schattenwurf, „Dis-
coeffekt“ etc.) von ihr ausgehen, die der unmittelbaren Nachbarschaft nicht zugemutet werden 
können. 
 
Wegen der übrigen Zulässigkeitsvoraussetzungen im Innenbereich sowie der Zulässigkeit als selb-
ständige Anlage wird auf die Ausführungen in Kapitel 5.6.2.1 und 5.6.2.2 verwiesen. 
 
6.2.3.2 Im Außenbereich(§ 35 BauGB): 
Kleinwindanlagen im Außenbereich können als „mitgezogene“, untergeordnete Nebenanlagen zu 
privilegierten Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB zulässig sein, wenn sie dieses privilegierte Vor-
haben mit Strom versorgen sollen. Die Teilnahme an der Privilegierung setzt voraus, dass die 
Kleinwindanlage im Verhältnis zur Hauptanlage eine bodenrechtliche Nebensache und der Haupt-
anlage unmittelbar (funktional) zu- und untergeordnet ist sowie durch diese Zu- und Unterordnung 
auch äußerlich erkennbar geprägt wird (vgl. auch Ausführungen in Kapitel 5.6.2.3). 
 
Kleinwindanlagen, die nicht als „mitgezogene“ Nebenanlagen zu privilegierten Vorhaben zulässig 
sind, sind als selbständige Windenergieanlagen nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zu beurteilen. Sie 
sind zulässig, wenn eine ausreichende Erschließung gesichert ist und öffentliche Belange nicht ent-
gegenstehen. 
 
Soweit der Planvorbehalt des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB nicht von vorneherein ausscheidet (bei Vor-
haben nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) muss im Einzelfall geprüft werden, ob er sich auch auf 
Kleinwindanlagen erstreckt. Ferner ist (insbesondere bei Nebenanlagen zu anderen Anlagen) zu 
prüfen, ob ein atypischer Fall vorliegt, der typischerweise nicht Zielrichtung des Planvorbehalts ist 




Im Übrigen wird auf die Ausführungen in Kapitel 5.6.2.3 verwiesen. 
 
7 Schlussvorschriften 




Sie sind hier: Startseite - Klimanet > Infos Energie > Erneuerbare Energien > Windkraft
Beschreibungen von Windmühlen und windgetriebenen Schöpfwerken in
chinesischen, japanischen und babylonischen Quellen weisen darauf hin, dass die
Nutzung der Windkraft als Ergänzung der menschlichen und tierischen Muskelkraft
bis in das 2. Jahrtausend vor Christus zurückreicht. In den windreichen Gegenden
Europas gehörten seit dem 12. Jahrhundert Windmühlen zunehmend zum
Landschaftsbild. Im 19. Jahrhundert gab es in Europa mehr als 200.000
Windmühlen. Mit der Entwicklung von Generatoren zur Stromerzeugung gewannen
Windräder Ende des 19. Jhdts. eine völlig neue Bedeutung. Die wesentlich
rentableren Wärme- und Wasserkraftwerke verhinderten jedoch, dass
Windgeneratoren einen nennenswerten Anteil an der Stromerzeugung behalten
konnten. Erst in den 20er und 30er Jahren gab es einen Neubeginn: In Europa und
Amerika wurden große Windgeneratoren mit Leistungen zwischen 100 Kilowatt und
1.000 Kilowatt geplant. Der Bau erster Anlagen wurde durch den 2. Weltkrieg
gestoppt. Die Ölpreiskrise in den 70er Jahren gab dann endgültig den Anstoß zur weiteren Entwicklung dieser
Technologie. Forschungsanstrengungen und energiepolitische Förderung haben dazu geführt, dass die
Bundesrepublik bis Ende 2011 mit einer installierten Leistung von ca. 29.000 MW weltweit das Windenergieland
Nummer 3 - nach China und den USA -  ist.
Nutzung der Windenergie
Windenergie lässt sich nutzen, indem Flächen, Flügel und Blätter dem bewegten Luftstrom einen Widerstand
entgegensetzen und so die kinetische Energie der Luftströmung aufnehmen. Die Leistung einer derartigen
"Windturbine" hängt von der 3. Potenz der Windgeschwindigkeit ab. Die Nutzung der Windenergie ist demnach
extrem standortabhängig. Erst ab Windgeschwindigkeiten im Jahresmittel von 4,5 m/s ist die Nutzung der
Windenergie zur Elektrizitätserzeugung sinnvoll. Dies zeigt, wie wichtig der richtige Standort für die
Wirtschaftlichkeit einer Windkraftanlage ist.
Situation in Deutschland
Seit 1991 hat die Zahl der Windkraftanlagen zur Stromerzeugung in Deutschland sprunghaft zugenommen. Den
entscheidenen Anstoß gab das Stromeinspeisungsgesetz von 1990. Mit der Einführung des Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) im Jahre 2000 erfuhr die Windkraft einen weiteren Aufschwung. Ausdruck dessen: Von
2011 auf 2012 stieg der Anteil der Windkraft am Endenergieverbrauch um 23 Prozent - von 37,8 auf 46,5 Mrd
kWh.
 
Die Vergütung nach dem EEG [Stand Oktober 2008 inklusive der Novelle von August 2010] verhält sich wie
folgt:
Windkraft an Land
Erhöhte Vergütung --- Basisvergütung
9,2 cent / kWh          --- 5,02 cent / kWh
* Die erhöhte Vergütung ist die Anfangsvergütung und wird ab der Inbetriebnahme wird mind. 5 Jahre lang
bezahlt
* Degression: 1% ab 2011
* Repowering-Regelung bei Ersatz alter Anlagen (Alter mindestens 10 Jahre), mindestens 2-fache und maximal
das 5-fache der Leistung der ersetzten Anlagen.
* "60%-Klausel": Keine Vergütung für Anlagen, für die vor der Inbetriebnahme nicht nachgewiesen wurde, dass
sie an dem geplanten Standort mindestens 60% des Referenzertages erzielen können.
Windkraft Offshore
Windkraft ( Startseite - Klimanet > Infos Energie > Erneuerbare Energien ) http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44284/
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Erhöhte Vergütung --- Basisvergütung
15 cent / kWh          --- 3,5 cent / kWh 
* Die erhöhte Vergütung ist die Anfangsvergütung und wird ab der Inbetriebnahme 12 Jahre lang gezahlt. 15
cent/kWh für Anlagen die vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen werden (sogenannter
"Schnellstarterbonus" von 2 cent/kWh); 13 cent/kWh für Anlagen die nach dem 1. Januar 2016 in Betrieb
genommen werden.
* Degression: 5% ab 1.1. 2015
Mit einem Stromertrag von 46,5 TWh (46,5 Terawattstunden = 46.500 Gigawattstunden = 46.500.000
Megawattstunden) im Jahr 2011, was einem Anteil von 6 % am deutschen Bruttostromverbrauch entspricht, ist
die Windenergie größter Stromlieferant der erneuerbaren Energien. Damit hat sie die Wasserkraft vom 1. Platz
verdrängt, die bis zum Jahr 2003 den meisten Strom aus erneuerbaren Energien erzeugte.
Im Offshore-Markt schlummern riesige Potenziale. Bis zum Jahr 2030 sollen, in den Augen der
Bundesregierung, vor deutschen Küsten die Installation von bis zu 25.000 MW Windleistung möglich sein.
Derzeit werden in einem Testfeld vor der Küste Niedersachsens die Voraussetzungen für einen weiteren
Ausbau untersucht.
Vorteile der Windenergie
Wesentlicher Vorteil der Windenergie ist die völlige Emissionsfreiheit des Umwandlungsprozesses von
Windenergie in elektrische Energie. Eine Umweltbelastung durch Abgase, Abwärme usw. findet nicht statt. Die
Windenergie ist nicht nur eine saubere Energie, sondern ihre Nutzung ist auch - neben der Wasserkraft - unter
allen erneuerbaren Energien technisch am weitesten fortgeschritten. Die meisten Windkraftanlagen
Deutschlands gibt es dort, wo der Wind fast immer weht: in den Küstengebieten. Bundes- und Landes-
Förderprogramme und die Verabschiedung des Stromeinspeisungsgesetzes haben es jedoch auch für
attraktive Lagen in den Mittelgebirgen wirtschaftlich gemacht, Windenergie zu nutzen.
Funktionsweise und Wirkungsgrad
Windenergie ist eine indirekte Form der Sonnenenergie. Durch die
unterschiedliche Erwärmung der Erdoberfläche entstehen in der
Atmosphäre Hoch- und Tiefdruckgebiete. Der Druckausgleich erfolgt über
Luftströmungen, die von der Rotation der Erde und der Beschaffenheit
der Erdoberfläche  beeinflusst werden. Wind ist eine Bewegung von
Luftmassen und damit Träger kinetischer Energie. Ein
Windenergiekonverter überträgt einen Teil dieser kinetischen Energie mit
Hilfe von Rotorblättern auf eine Antriebswelle. Könnte man die gesamte
Energie des auf einen Konverter treffenden Windes nutzen, was einem
Wirkungsgrad von 100 Prozent entspräche, so müsste hinter ihm die verbleibende Bewegungsenergie der Luft
gleich Null sein. Die abgebremsten Luftmassen müssen jedoch abgeführt werden, was ohne einen
verbleibenden Teil der Windleistung nicht möglich ist. Der aerodynamisch bedingte, theoretisch erreichbare
höchste Wirkungsgrad beträgt etwa 59%. Die nutzbare elektrische Leistung ergibt sich nach Abzug der
Getriebe- und Generatorverluste. Einschließlich dieser Verluste erreichen moderne Windenergieanlagen einen
Wirkungsgrad von 50%. Sie sind damit schon sehr nahe am Maximum der möglichen Energieausbeute
angelangt.
Literaturhinweis
Das 4-seitige BINE-Infoblatt "basisEnergie - Windenergie" erklärt Grundlagen und Technik der Windenergie.
Zudem wird auf die Wirtschaftlichkeit sowie auf Natur- und Landschaftsschutzaspekte eingegangen, die in der
aktuellen Debatte über den breiten Einsatz von Windenergieanlagen neuerdings eine Rolle spielen. Eine
pdf-Version finden Sie hier: BINE_Windenergie.pdf
Windkraft ( Startseite - Klimanet > Infos Energie > Erneuerbare Energien ) http://www.um.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/44284/
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Nach dem IPPC-Report der Vereinten Nationen ist es unbestreitbar: Kli-
mawandel und vor allem die globale Erderwärmung schreiten immer 
schneller voran. Auch in der Region Stuttgart haben wir einen ersten 
Vorgeschmack erhalten, was uns in einigen Jahrzehnten erwarten könn-
te. Wir erleben mehr so genannte „Starkwetter-Ereignisse“ mit heftigen 
Gewittern, lokalen Überschwemmungen und kräftigen Stürmen. Insbe-
sondere die Winterniederschläge werden laut dem Klimaszenario des 
Landes Baden-Württemberg bis 2050 erheblich zunehmen. 
Auf der anderen Seite klagt die Landwirtschaft im Sommer über Wasser-
mangel. Hitzewellen machen uns immer wieder zu schaffen. Zum Ende 
dieses Jahrhunderts werden sich die Tage mit Wärmebelastung verdop-
peln, so die Erkenntnis einer Prognose aus dem vorliegenden Klimaatlas. 
Weite Teile der Region Stuttgart, genauer 57 Prozent der Fläche, müssten 
sich auf mehr als 30 Tage mit Temperaturen über 30 Grad Celsius ein-
stellen. Die Auswirkungen des Klimawandels werden also weitreichende 
Folgen, nicht nur für die Umwelt, sondern für alle unsere Lebensbereiche 
haben. 
Diese und weitere Erkenntnisse des erstmals für die komplette Region 
Stuttgart vorgelegten Klimaatlas zeigen uns die Herausforderungen für 
die Raumplanung sehr deutlich auf. Wir müssen klimatische Ausgleichs-
flächen sichern, auf denen Frisch- und Kaltluft produziert werden kann.
Wir müssen ausreichende Möglichkeiten für die Durchlüftung der Region 
gewährleisten. Dies macht der Regionalplan, indem er Grünzüge und 
Grünzäsuren ausweist, also Freiflächen vor Bebauung schützt. Doch der 
Regionalplan hat weitere Ansatzpunkte im Sinne von Umwelt- und Kli-
mafreundlichkeit. Die regionalen Vorgaben dienen dazu, den Flächenver-
brauch zu verringern und umweltgerechte Mobilität zu fördern. Durch 
eine auf den öffentlichen Verkehr ausgerichtete und kompakte Sied-
lungsentwicklung trägt Regionalplanung aktiv zur CO2-Minderung bei.
Im Zuge der Fortschreibung des Regionalplans sind wir verpflichtet, die 
Auswirkungen unserer Planungen auf das Klima zu berücksichtigen. Für 
die Arbeit des Verbands Region Stuttgart ist der Klimaatlas darüber hi-
naus ein wichtiges Werk. 
Mit seinen Aussagen zu Wind, Temperatur und Niederschlag sowie den 
darauf basierenden siedlungsklimatischen Zusammenhängen in der Re-
gion Stuttgart bekommen wir erstmals ein umfassendes Bild. Denn die 
letzten Klimauntersuchungen aus dem Jahr 1992 lagen nur für einen Teil 
der Region Stuttgart vor.
 
Neben der Verwendung in der Regionalplanung, steht mit dem nun 
vorgelegten Klimaatlas eine wertvolle Handreichung für die kommunale 
Bauleitplanung aller Städte und Gemeinden in der Region zur Verfü-
gung. 
Die Erkenntnisse zur klimatischen Situation und die Prognosen werden 
uns helfen, die wirtschaftsstarke Region Stuttgart vorausschauend, sorg-







Der Klimaatlas Region Stuttgart umfasst den Bereich der Region Stutt-
gart mit einem Gebiet von 3654 km². Er stellt eine raumbezogene Be-
standsaufnahme des heutigen Klimas dar. 
Im Grundlagenteil wird das Klima und die Luft als Planungsfaktor behan-
delt sowie das regionale Klima beschrieben. In diesem Kapitel wird auch 
auf die angewandte Methodik bei der Erstellung der Klimakarten etc. 
näher eingegangen.
Der Kartenteil gliedert sich in Grundlagen-, Ergebnis- und Analysekarten.
In den Grundlagenkarten werden Karten dargestellt, die für die Beur-
teilung und Bewertung des Klimas relevant sind, wie z. B. die Höhe, die 
Landnutzung und die Lage der Messstationen. In diesen Teil wurden 
auch Karten zum Straßenverkehrslärm (Tag, Nacht) sowie eine Karte mit 
ruhigen Gebieten aufgenommen.
Die Ergebniskarten geben Auskunft über die Oberflächentemperaturen, 
die mittleren jährlichen Temperaturverhältnisse, Kaltluftentstehung, Kalt-
luftmächtigkeit und die nächtlichen Kaltluftströme. Des Weiteren gibt es 
Karten zu den durch das Relief geprägten Windverhältnissen. 
Karten mit typischen Tagen wie z.B. Heiße Tage, Sommertage, Frosttage, 
Eistage oder Tage mit Schneebedeckung wurden aus dem Klimaatlas Ba-
den-Württemberg abgeleitet, während die Karten zur Luftbelastung (NOx 
und PM10) aus dem Emissionskataster 2004 der LUBW erzeugt wurden.
In den Analysekarten werden unterschiedliche Ergebnisse miteinander 
verknüpft und bewertet. Beispiele hierzu sind Karten zur bioklimatischen 
Belastung auch im Hinblick auf die zukünftige Entwicklung. Bereiche 
mit Potenzieller Luftbelastung sind ebenso kartiert wie Gebiete mit un-
terschiedlichen Erholungseignungen. In den Klimaanalysekarten sind die 
wichtigsten Ergebnisse zusammengefasst, die dann zu den Planungshin-
weiskarten führen.
ABSTRACT
The Climate Atlas of the Region Stuttgart includes the total area of the 
Region of Stuttgart in a size of 3654 km². It presents a spatial overview 
of the actual climate situation.
In the basic part climate and air quality are discussed as planning factors. 
Additionally the regional climate is described. In this chapter also the 
used methods for developing the climate maps are presented. The part 
with the maps is arranged in basic maps, maps with results and climate 
analysis maps.
In the basic maps facts are presented which are important for the exa-
mination and valuation of the climate, for example the height level, the 
land use and the position of measuring points. Maps concerning traffic 
noise (day and night) and a map with calm areas can also be found. 
The maps with the results give information on the surface temperature, 
the mean annual air temperature, the nocturnal production of cold air, 
the thickness of cold air layer and the velocity and volumes of cold air 
flow. Further on maps of the local wind situation influenced by the relief 
can be found.
Maps with typical days, such as “hot days”, “summer days”, “frost 
days”,”ice days” or days with a snow cover were developed on the basis 
of the “Climate Atlas Baden-Württemberg”, whereas the maps concer-
ning air pollution (NOx and PM10) were developed on the basis of the 
emission grid data (1km² grid)  2004 of the LUBW.
In the analysis maps different results are combined and valuated. Examp-
les are maps showing the bioclimatic stress also concerned to the future 
development of climate change. Areas with the potential air pollution 
are shown as well as areas with different quality for recreation. 
The most important results are summarized in the climate analysis maps, 
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Zweck des Klimaatlasses ist es, die für eine fehlerfreie Abwägung klima-
tischer und lufthygienischer Belange benötigten Grundlagenmaterialien 
zu erarbeiten und für die Planungen des Verbandes bzw. der Städte und 
Gemeinden in der Region Stuttgart aufzubereiten. Die Maßstäblichkeit 
der Untersuchungen ist dabei auf die Ebene der Regionalplanung bzw. 
Flächennutzungsplanung abgestimmt, speziell auf die Zuordnung von 
bebauten und nicht bebauten Flächen. 
Daraus folgt jedoch, dass diesen Kartierungen des örtlichen Klimas keine 
parzellenscharfen Aussagen zu entnehmen sind. Die kartierten Sachver-
halte bedürfen schon in einzelnen Bebauungsplanverfahren, erst recht 
auf der Ebene des Einzelprojektes einer ergänzenden Untersuchung, zu-
mindest aber einer sachgerechten Interpretation.
Für die Untersuchung wurde ein digitales Höhenmodell verwendet, was 
Grundlage verschiedener EDV gestützter Kartierungen ist.
Abb. 1-2: Baden-Württemberg mit Grenzen von Region und Stadt Stuttgart
GRUNDLAGENTEIL
1. EINLEITUNG
Eine nachhaltige Raumentwicklung zielt darauf ab, wichtige ökolo-
gische Schutzgüter und Ausgleichsfunktionen dauerhaft zu sichern um 
eine umweltverträgliche Entwicklung von Siedlung und Infrastruktur zu 
gewährleisten. Klima und Luft sind als wichtiger Belang der räumlichen 
Planung im Rahmen der Abwägung fester Bestandteil der Regionalpla-
nung, der Bauleitplanung, von Umweltverträglichkeitsprüfungen und 
Standortuntersuchungen. Für eine sachgerechte Berücksichtigung dieser 
Belange werden flächenbezogene Informationen benötigt. 
Abb. 1-1: Raumordnungssystem der Bundesrepublik
Der Klimaatlas Region Stuttgart umfasst die gesamte Region Stuttgart 
und basiert auf einem Geographischen Informationssystem (ArcGIS 9.1), 




gen, Gruibingen, Hattenhofen, Heiningen, Hohenstadt, Kuchen, Lauter-
stein, Mühlhausen im Täle, Ottenbach, Rechberghausen, Salach, Schlat, 
Schlierbach, Süßen, Uhingen, Wangen, Wäschenbeuren, Wiesensteig, 
Zell unter Aichelberg
Landkreis Ludwigsburg (Gemarkungsfläche: 68 682 ha)
Affalterbach, Asperg, Benningen a. Neckar, Besigheim, Bietigheim-Bis-
singen, Bönnigheim, Ditzingen, Eberdingen, Erdmannhausen, Erligheim, 
Freiberg a. Neckar, Freudental, Gemmrigheim, Gerlingen, Großbottwar, 
Hemmingen, Hessigheim, Ingersheim, Kirchheim a. Neckar, Korntal-
Münchingen, Kornwestheim, Löchgau, Ludwigsburg, Marbach a. Neck-
ar, Markgröningen, Möglingen, Mundelsheim, Murr, Oberriexingen, 
Oberstenfeld, Pleidelsheim, Remseck a. Neckar, Sachsenheim, Schwie-
berdingen, Sersheim, Steinheim a. d. Murr, Tamm, Vaihingen a. d. Enz, 
Walheim
Rems-Murr-Kreis  (Germarkungsfläche: 85 814 ha)
Alfdorf, Allmersbach im Tal, Althütte, Aspach, Auenwald, Backnang, 
Berglen, Burgstetten, Fellbach, Großerlach, Kaisersbach, Kernen im Rem-
stal, Kirchberg a. d. Murr, Korb, Leutenbach, Murrhardt, Oppenweiler, 
Plüderhausen, Remshalden, Rudersberg, Schorndorf, Schwaikheim, Spie-
gelberg, Sulzach a. d. Murr, Urbach, Waiblingen, Weinstadt, Weissach im 
Tal, Welzheim, Winnenden, Winterbach
 
 
Stadt Stuttgart (Germarkungsfläche: 20 736 ha)
2. UNTERSUCHUNGSRAUM
Das Untersuchungsgebiet umfasst die Gemarkungsfläche der Region 
Stuttgart (3654 km²; 365 400 ha) mit den im Folgenden in alphabe-
tischer Reihenfolge genannten Landkreisen, Gemeinden und Städten 
(s.Abb 2-1).
Landkreis Böblingen (Gemarkungsfläche: 61 783 ha) 
 
Aidlingen, Altdorf, Böblingen, Bondorf, Deckenpfronn, Ehningen, Gär-
tringen, Gäufelden, Grafenau, Herrenberg, Hildrizhausen, Holzgerlingen, 
Jettingen, Leonberg, Magstadt, Mötzingen, Nufringen, Renningen, Ru-
tesheim, Schönaich, Sindelfingen, Steinenbronn, Waldenbuch, Weil der 
Stadt, Weil im Schönbuch, Weissach
Landkreis Esslingen  (Gemarkungsfläche: 64 149 ha)
Aichtal, Aichwald, Altbach, Altdorf, Altenriet, Baltmannsweiler, Bempf-
lingen, Beuren, Bissingen a. d. Teck, Deizisau, Denkendorf, Dettingen u. 
Teck, Erkenbrechtsweiler, Esslingen a. Neckar, Filderstadt, Frickenhausen, 
Großbettlingen, Hochdorf, Holzmaden, Kirchheim u. Teck, Kohlberg, 
Köngen, Leinfelden-Echterdingen, Lenningen, Lichtenwald, Neckartail-
fingen, Neckartenzlingen, Neidlingen, Neuffen, Neuhausen a. d. Fildern, 
Notzingen, Nürtingen, Oberboihingen, Ohmden, Ostfildern, Owen, Plo-
chingen, Reichenbach a.d. Fils, Schlaitdorf, Unterensingen, Weilheim a. 
d. Teck, Wendlingen a. Neckar, Wernau a. Neckar, Wolfschlugen
 
Landkreis Göppingen (Gemarkungsfläche: 64 236 ha)
Adelberg, Aichelberg, Albershausen, Bad Ditzenbach, Bad Überkingen, 
Birenbach, Böhmenkirch, Bad Boll, Börtlingen, Deggingen, Donzdorf, 
Drackenstein, Dürnau, Ebersbach a. d. Fils, Eislingen a. d. Fils, Eschen-
bach, Gammelshausen, Geislingen a. d. Steige, Gingen a. d. Fils, Göppin-
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Abb. 2-1: Verwaltungsgrenzen der Region Stuttgart
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Abb. 2-2: Naturräumliche Gliederung der Region Stuttgart
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Abb. 2-3: Stuttgarter Talkessel
Abb. 2-4: Autobahnkreuz Stuttgart-Vaihingen




Abb. 2-9: Nürtingen am Neckar
Abb. 2-6: Ludwigsburg
Abb. 2-7: Bei Besigheim
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3. KLIMA UND LUFT ALS PLANUNGSFAKTOREN
Die Bewertung des Klimas, insbesondere des Stadtklimas, ist schwierig 
gegenüber anderen Planungsbelangen (z.B. Luft und Lärm), für die es 
im Gegensatz zum Klima verschiedene, sogar rechtlich relevante Grenz- 
oder Richt werte gibt.
Oft stellt sich aber auch nicht die Frage einer absoluten Bewertung, son-
dern die einer ver gleichenden Beurteilung. Ungeachtet dieser Schwierig-
keiten hat das Klima jedoch auf die Planung von Gebäuden, Siedlungen 
und Städten stets einen großen Einfluss ausgeübt.
Bei der Berücksichtigung witterungsbedingter Einflüsse im Bauwesen 
kommt insbesondere den Windverhältnissen eine große Bedeutung zu: 
so beeinflusst der Wind zum einen die Bauwerke und ihre Standfestig-
keit zum anderen aber auch die Siedlungsdurchlüftung und damit die 
lufthygienischen Verhältnisse. 
Im Hinblick auf die bauphysikalisch und luft hygienisch bedeutsamen 
Transporteigen schaften des Windes erlangt vor allem die Windrichtung 
Bedeutung, während bzgl. mechanischer Krafteinwirkungen und für die 
Verdünnung von Luftschadstoffen die Wind geschwindigkeit (Windstärke) 
eine wichtige Rolle spielt.
Die wichtigsten Klimaunterschiede der Städte gegenüber ihrem Umland 
sind in der nachfolgenden Tabelle 3-1 zusammengestellt.
Diese Klimaveränderungen sind nicht alle negativ zu beurteilen. Als we-
sentlicher Gesichtspunkt kommt jedoch hinzu, dass die klimatischen Be-
dingungen meist einen unmit telbaren Einfluss auf die Luftschadstoffsitu-
ation haben und somit die lufthygienischen Verhält nisse mitbestimmen.
Im Gegensatz zum aktuellen Wettergeschehen bzw. Witterungsablauf 
geben Klimadaten Aus kunft über den vieljährigen Zustand der ein zelnen 
Klimaelemente. Für das Klima selbst gibt es keine feste Maß zahl, es wird 
durch das Zusammenwirken der einzelnen Klimaelemente beschrieben, 
wobei als international üblicher Bezugszeitraum eine Periode von 30 
Jahren herangezogen wird.
Einige Klimaelemente und abgeleitete Kenn größen werden hier auch 
im Zusammenhang mit ihrer Relevanz für die Luftverschmutzung kurz 
vorgestellt. Besondere Bedeutung gewinnen Klima elemente im Zu-
sammenhang mit der Bauleit planung bei der Aufstellung von Flächen-
nutzungsplänen und Bebauungsplänen, da die Belange des Klimas nach 
§ 1 (6) (7a) des Baugesetz buches in der Planung zu berücksichtigen sind.
In den VDI Richtlinien 3786 Bl.2 bis Bl.9 sind die Messmethoden der me-
teorologischen Größen bezüglich der Luftreinhaltung darge stellt.
Die vom Deutschen Wetterdienst unterhalte nen Klimamessnetze sind 
recht grobmaschig und lassen deshalb nur eine Auflösung im regionalen 
Maßstab zu. Für klein räumige Fragestellungen sind daher z.T. spe zielle 
Detailuntersuchungen und Auswer tungen notwendig.
In der Klimatologie greift man bei der Aus wertung auf statistische Me-
thoden zurück und stellt so neben Mittelwerten auch Extremwerte, Häu-
figkeitsverteilungen und Korrelationen zu anderen Größen dar.
3.1 Lufttemperatur 
Das Klimaelement Lufttemperatur bezieht sich auf eine Messhöhe von in 
der Regel 2 m über Grund, wobei Strahlungseinflüsse durch die Verwen-
dung einer meist weißen Messhütte ausgeschlossen werden.
Neben der Mitteltemperatur für einen Ort wird auch die mittlere jährli-
che Anzahl von Tagen angegeben, an denen bestimmte Schwellen werte 
über-  oder unterschritten sind.
Eistage   (Tagesmaximum  <   0,0   °C )
Frosttage  (Tagesminimum  <   0,0   °C )
Sommertage  (Tagesmaximum  >   25,0 °C )









bis 20 % weniger
So: bis -5 %; Wi: bis -30 %






bis 1,5 K höher
bis 12 K höher
bis 10 % weniger
bis 25 % kürzer
kaum  im Stadtbereich 
Feuchte Jahresmittel  
(rel. Feuchte)
Wi: bis -2 %; So: bis -10 %






bis 30 % niedriger
bis 20 % niedriger
bis 20 % häufiger 
Bewölkung Bedeckungsgrad bis 10 % höher 
Sichtweite Nebelhäufigkeit




Tage mit mehr als 5 mm
Tage mit Schneefall
Tau
bis 10 % größer
bis 10 % häufiger
bis   5 % weniger




Tab. 3-1: Klimaunterschiede Stadt-Umland
Abb. 3-1: Dichte Stadtbebauung am Beispiel Stuttgart
Abb. 3-2: Umland mit Wald und Landwirtschaft
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Typisch für Städte ist der Wärmeinseleffekt (VDI KOMMISSION,1988), 
d.h. die gegenüber der Umgebung höhere Temperatur. Dieser Effekt 
ist schon seit langem bekannt und stellt eine Erscheinung dar, die nicht 
nur auf Groß städte beschränkt ist. Die größten Unter schiede gegenüber 
dem Umland ergeben sich jeweils bei den Minimumtemperaturen in der 
Nacht. Sie können für Millionenstädte bis zu 12 °C ausmachen. 
Dieser Wärmeinseleffekt ist im Sommer besonders in der Nacht, infolge 
der erhöhten Wärmebelastung des Menschen, negativ zu beurteilen. 
Im Winter hingegen kommt es durch diesen Effekt zu einer Einsparung 
von Heizenergie und somit zu einer Verminderung der Emissionen. 
Das verstärkte Auftreten von abgehobenen Inversionen infolge des 
Wärmeinseleffektes im Stadtgebiet hat den Vorteil, dass der Raum zur 
Durchmischung der Luft vergrößert wird. Andererseits werden durch die 
Anhebung der Inversionsuntergrenze höher liegende Abgasfahnen mit in 
die Durchmischung einbezogen, was sich nach teilig auf die Luftqualität 
auswirkt.
Abb. 3-3: Energiebilanz der Stadt
3.2 Luftfeuchte
Für die Feuchte gibt es in der Klimatologie je nach Anwendungszweck 
unterschiedliche Maßzahlen.
Die absolute Feuchte gibt an, wieviel Gramm Wasserdampf sich in einem 
Kubikmeter Luft befindet. Die Möglichkeit der Luft, Wasser dampf aufzu-
nehmen, hängt jedoch stark von der Lufttemperatur ab. So kann 1 m³
Luft bei 40 °C  51 g Wasserdampf maximal aufnehmen, bei  -20 °C je-
doch nur 1,1 g.
Aus diesem Grund hat es sich als günstig erwiesen, die relative Feuchte 
zu verwenden, die das Verhältnis des wahren Wasserdampf gehaltes der 
Luft zu dem maximal möglichen in Prozent (bei der jeweils herrschenden 
Luft temperatur) angibt. Die relative Luftfeuchte steht in einer engen Be-
ziehung zu beispielsweise der Verdunstung und wird deshalb häufig als 
Messgröße in der Stadtklimatologie benutzt.
Vor allem in der Bauphysik kommt der Feuchte der Luft eine große Be-
deutung zu (z.B. Schwitzwasserbildung, Schimmelbildung an Innenwän-
den). In Verbindung mit der Luft temperatur hat die Feuchte zudem einen 
großen Einfluss auf das Wohlbefinden des Menschen, da bei hohen 
Feuchten in Verbin dung mit höheren Temperaturen der Wärme haushalt 
des Menschen erheblich gestört werden kann (Schwüleempfinden).
3.3 Niederschlag
Ein Maß für den Niederschlag ist die Nieder schlagshöhe in mm. Dabei 
entspricht 1 mm Niederschlagshöhe der Wassermenge von 1 Liter pro  
1 m² Bodenfläche.
Die mittlere Niederschlagshöhe, aber auch die Extremregenmengen sind 
bei der Dimensio nierung von Kanalnetzen, Regenrückhalte becken sowie 
bei der Stadtplanung von Bedeutung. 
In diesem Zusammenhang ist auf die sehr unterschiedlichen Abflussei-
genschaften verschiedener Oberflächen hinzuweisen. Überschwemmun-
gen sind häufig dadurch bedingt, dass der Versiegelungsgrad von Ober-




Zur Charakterisierung des Windes sind Anga ben über die Windge-
schwindigkeit und die Windrichtung erforderlich.
Im Gegensatz zu Temperaturmessungen soll zur Bestimmung der Wind-
verhältnisse in Bodennähe die Messhöhe 10 m über ebenem, ungestör-
tem Gelände betragen (VDI Richtlinie 3786, Bl. 2, 1988). Für klimatologi-
sche Untersuchungen sind auch Messhöhen von 6 m üblich.
In der Bundesrepublik Deutschland werden an ca. 200 Stationen die 
Windverhältnisse kontinuierlich aufgezeichnet, was die Erstellung von 
Windstatistiken ermöglicht. 
Gleichbedeutend mit dem Begriff der Windgeschwindigkeit ist der Be-
griff „Windstärke“, der bevorzugt im Zusammenhang mit der 12-teiligen 
Beaufort Skala zur Beschreibung der Windgeschwindigkeit benutzt wird. 
Als Jahresmittelwert der norddeutschen Küstengegend kann man von 
etwa 6 m/s ausgehen. Für flaches Binnenland ist ein Jahresmittelwert von 
ca. 4 m/s repräsentativ. In Süddeutschland beträgt der Jahresmittelwert 
der Windgeschwindigkeit ungefähr 2-3 m/s. In den Zentren der Städte 
liegt er noch deutlich darunter.
Die Windrose gibt die Häufigkeit des Auftretens der einzelnen Windrich-
tungen an, aus denen der Wind kommt.
Die Einbeziehung der Windgeschwindigkeit vervollständigt die Informati-
on über die mittleren Windverhältnisse. So wird in der Häufigkeits-Stärke 
Windrose (Stärkewindrose) die Häufigkeit des Auftretens bestimmter 
Windgeschwindigkeitsbereiche (Stärkebereiche) für jede einzelne Wind-
richtung gesondert dargestellt.
Für viele Anwendungen ist es zweckmäßig, Stärkewindrosen nach Mo-
naten und Jahreszeiten differenziert zu betrachten. So sind für Fragen 
des Heizwärmebedarfs oder der Wärmedämmung eines Gebäudes vor 
allem die Verhältnisse im Winterhalbjahr von Interesse.
Von besonderer Bedeutung in der Planung sind lokale Windsysteme, die 
sich aufgrund der Oberflächenstruktur und des Reliefs einstellen können. 
Diese Windsysteme, wie Berg- und Talwind oder Hangwinde und Flur-
winde, können von überregionalen Winden teilweise völlig entkoppelt 
sein. Sie sind für die Flächennutzungsplanung im Zusammenhang mit 
Wärmeinseln und Kenntnissen über Luftleitbahnen und Luftbelastungs-
situationen bedeutend. Da diese Winde in der Regel nur bodennah auf-
treten, werden sie durch Baumaßnahmen in hohem Maße beeinflusst. In 
Bezug auf die thermische Behaglichkeit in den Städten und hinsichtlich 
der Luftverschmutzung sind Kenntnisse über solche Windsysteme sehr 
wichtig. Häufig sind hierzu spezielle Messungen durchzuführen. Zum 
Nachweis genügen oft aber auch schon Nebelkerzenversuche.
3.5 Strahlung
Die meteorologische Messgröße, welche den gesamten kurzwelligen 
Strahlungsfluss der Sonne gegen eine horizontale Fläche angibt, nennt 
man Globalstrahlung. Sie ist die Summe aus der direkten Sonnenstrah-
lung und dem diffusen Anteil des Sonnenlichts, das vom blauen Himmel 
und den Wolken kommt.
An verschiedenen Klimastationen wird die Globalstrahlung in der Einheit 
W/m² laufend registriert. Die Daten sind z.B. im Atlas über die Sonnen-
strahlung Europas (1984) zusammengestellt. Für die Bundesrepublik cha-
rakteristische Strahlungsdaten sind nachfolgend aufgelistet.
Maximale Strahlungsleistung auf senkrecht bestrahlter Fläche :  
1000 W/m²
Strahlungsleistung bei sehr dichter Bewölkung: ca. 20 W/m²
Jährliche Einstrahlung auf horizontale bzw. 45° nach Süden geneigte 
Fläche: 900-1200 kWh/m²




Minimalwert der täglichen Einstrahlung (sehr trübes Winterwetter):  
ca. 0,1 kWh/m²
Jährliche Sonnenscheindauer:    1300-1900 h
Sonnenscheindauer (April-September) :  1000-1400 h
Sonnenscheindauer (Oktober-März ) :   300 - 500 h
Eine im Hinblick auf Sonnenexposition bzw. Verschattung zweckmäßige 
Bebauungsgeometrie ist erforderlich für optimale Besonnungsverhältnis-
se und einen entsprechenden Energiegewinn.
Außer der Globalstrahlung kommt auch der atmosphärischen Gegen-
strahlung eine wichtige Bedeutung zu. Als Gegenstrahlung bezeichnet 
man die von der Atmosphäre auf die Erde auftreffende langwellige Wär-
mestrahlung. Diese Gegenstrahlung wird stark durch den Verschmut-
zungsgrad der Luft beeinflusst. So bewirkt eine hohe Luftverschmut-
zung einen hohen Anteil an Gegenstrahlung. 70% der Gegenstrahlung 
werden in den ersten 100 m der Atmosphäre erzeugt, dabei liefert die 
Gegenstrahlung etwa gleich viel Energie, wie die Sonnenstrahlung an 
einem heiteren Tag.
3.6 Komplexe klimatische Wirkungen
Wie schon teilweise angesprochen, wirken auf den Menschen die me-
teorologischen Elemente nicht isoliert ein, so dass eine kombinierte Be-
wertung notwendig wird. Dabei unterscheidet man üblicherweise den 
„aktinischen“ und „thermischen“ Wirkungskomplex.
Während im aktinischen Wirkungskomplex alle biologisch wirksamen 
Komponenten der Sonnenstrahlung zusammengefasst werden, spielen 
beim thermischen Wirkungskomplex alle Elemente eine Rolle, die den 
Wärmehaushalt des Menschen direkt beeinflussen. In diesem Zusam-
menhang wurden komplexe Größen wie Schwüle, Behaglichkeit, emp-
fundene Temperatur,  Äquivalenttemperatur u.ä. eingeführt, wobei das 
subjektive Empfinden der Menschen recht unterschiedlich sein kann und 
auch ein Mensch je nach Konstitution und Alter unterschiedlich auf die 
Umgebungsbedingungen reagiert. Zudem spielen die Kleidung und die 
jeweilige körperliche Aktivität eine große Rolle.
3.7 Luftzusammensetzung
Unter Luft versteht man das die Erde umgebende Gasgemisch. Die Zu-
sammensetzung der unter normalen Bedingungen stabilen chemischen 
Bestandteile der Luft in der Atmosphäre ist bis in eine Höhe von ca. 100 
km, bedingt durch die vorhandene Konvektion, relativ konstant (Homos-
phäre).
Die wichtigsten Gase der Luft sind der Stickstoff mit ca. 78 Vol.% und 
der Sauerstoff mit ca. 21 Vol.%. Diese beiden Gase machen schon 99% 
aller atmosphärischen Gase aus. 
Neben den natürlichen Bestandteilen der Luft, zu denen auch einige 
Edelgase und Spurengase gehören, gibt es eine große Vielzahl durch 
anthropogene Tätigkeiten in die Atmosphäre verbrachter Stoffe, die als 
potenzielle Schadstoffe zu betrachten sind. In Großstadtatmosphären 
wurden beispielsweise schon über 1 000 verschiedene Spurenstoffe ge-
funden.
Durch menschliche Aktivitäten wird in den letzten Jahrzehnten die Luft 
vermehrt mit großen Stoffmengen belastet. Die emittierten Mengen 
überschreiten bei einigen Stoffen erheblich die natürlichen Emissionen.
Bei den langlebigen Spurenstoffen (Treibhausgase) sind globale Klimaän-
derungen erheblichen Umfangs zu befürchten. Da die durch den Men-
schen in die Atmosphäre eingebrachten Stoffe nicht gleichmäßig auf der 
Erde anfallen, kommt es in Ballungsgebieten außerdem zu hohen Belas-





Die VDI Richtlinie 2450 definiert zwei Gruppen luftverunreinigender 
Stoffe: Primäre luftverunreinigende Stoffe, die direkt aus Anlagen oder 
anderen Vorgängen in die Atmosphäre gelangen (z.B. Schwefeldioxid 
(SO2 )) und sekundäre luftverunreinigende Stoffe, die erst in der Atmos-
phäre aus den primären Stoffen entstehen (z.B. Ozon (O3 )).
Als weitere Einteilung bietet sich bei Verbrennungsprozessen die Auf-
teilung in brennstoffabhängige luftverunreinigende Stoffe und prozess-
abhängige luftverunreinigende Stoffe an. Zur ersten Gruppe gehören 
Stoffe wie SO2 und CO2, die auch bei optimaler Verbrennung nicht 
vermeidbar sind, da die Ausgangsstoffe im Brennstoff enthalten sind. 
Zur zweiten Gruppe gehören z.B. Stickstoffoxide, Kohlenstoffmonoxide, 
deren Entstehen stark von der Feuerungstechnik abhängt und die somit 
in ihren Mengen durch entsprechende Feuerungstechniken beeinfluss-
bar sind.
Um einen Überblick über die Luftverunreinigung zu bekommen und den 
Messaufwand in Grenzen zu halten, hat man sich in der Bundesrepublik 
bei regelmäßigen Messungen gemäß der 4. BImSchVwV (1993) auf we-
nige „Leitschadstoffe“ beschränkt.
Als wichtige Leitschadstoffe werden betrachtet:
  Schwefeldioxid (SO2)
  Kohlenstoffmonoxid (CO)
  Stickstoffoxide (NO + NO2 )
  Organische Verbindungen (CH)
  Ozon (O3 )
  Staub als PM10
Die Belastung der Luft mit Schadstoffen kann von Ort zu Ort sehr unter-
schiedlich sein. Die höchsten Belastungen finden sich in der Regel in den 
Ballungsgebieten mit dem dort vorhandenen hohen Emissionspotenzial. 
Diese Aussage gilt jedoch nicht unbedingt für sekundäre Schadstoffe, 
die sich erst auf dem Transportweg bilden.
Karten zu den Schadstoffkomponenten CO2, NOx und PM10 finden sich 
bei den Ergebniskarten 3.1-3.5.
3.9 Zusammenhänge zwischen Klima und Luftbelastung
Zwischen einzelnen Klimaelementen und der Luftverschmutzung beste-
hen teilweise erhebliche Abhängigkeiten, die hier vereinfacht wiederge-
geben sind:
Direkte Beeinflussung der Emission:
Temperatur  Heiztätigkeit, Klimatisierung
Wind   Staubaufwirbelung
Niederschlag  bindet Staub am Boden
Schnee, Glatteis  Autos fahren langsamer, weniger Verkehr
Schönes Wetter  Ausflugsverkehr
Strahlung  Heiztätigkeit, Klimatisierung
Beeinflussung des Abtransportes und der Verdünnung:
Wind   bestimmt Richtung, Transport, Geschwindigkeit  
   und Verdünnung
Inversion  verhindert Luftaustausch nach oben
Strahlung  Abbau von Inversionen, Erhöhung der  
   Advektion und Konvektion
Bildung und Abbau von Luftverunreinigungen:
Strahlung  Bildung und Umwandlung von Luftschadstof- 
 fen (z.B. Ozon und andere Photooxidantien)
Regen   Auswaschung von Staub und Schadgasen
Schnee   chemische Reaktionen an der Oberfläche
Nebel, Reif  Abscheiden über die Nebelphase
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4. ALLGEMEINE KLIMATISCHE EINORDNUNG  
    DER REGION STUTTGART
Das Klima eines Ortes wird bestimmt durch seine geographische Breite, 
die Höhenlage, die Art des Untergrundes, die Orographie sowie anthro-
pogene Veränderungen der Landschaft. 
Deutschland liegt nach der Systematik von Köppen in der warm-gemä-
ßigten Klimazone und gehört mit 12 humiden Monaten zu den feucht-
gemäßigten Klimatypen.
Die Bundesrepublik liegt außerdem im Wirkungsbereich der außertro-
pischen Westwindzone. Dieser Strömungsgürtel mit seinen Hoch- und 
Tiefdruckgebieten umspannt auf dieser geographischen Breite die ge-
samte Erde und bringt Luftmassen vom Atlantik nach Deutschland. Das 
Bundesgebiet kann also grob in einen maritimen Teil im Westen und 
einen kontinentalen östlichen Teil unterschieden werden. Dabei gibt es 
jedoch regionale Unterschiede in der Ausprägung. 
Baden-Württemberg liegt im submaritimen bis subkontinentalen Bereich, 
wird klimatisch aber vor allem durch das bewegte Relief mit seinen star-
ken Höhenunterschieden bestimmt. Durch die Mittelgebirge Schwarz-
wald und Schwäbische Alb entstehen prägnante Luv-Lee-Effekte, die sich 
auf alle Klimaelemente, wie Strahlung, Lufttemperatur, Luftfeuchtigkeit, 
Niederschlag und Wind auswirken. Vor allem Hanglagen mit südlicher 
und südwestlicher Ausrichtung sind strahlungsbegünstigt.
Die Region Stuttgart liegt größtenteils im Neckarbecken, eingebettet 
zwischen Schwarzwald im Südwesten, Schwäbischer Alb im Südosten, 
Schurwald und Schwäbischer Wald im Osten, dem Strom- und Heuchel-
berggebiet im Nordwesten bzw. dem Schwäbisch-Fränkischen Wald im 
Nordosten. Südliche Teilgebiete der Landkreise Esslingen und Göppingen 
befinden sich jedoch schon auf den Höhenzügen der Schwäbischen Alb.
Während im Neckartal im Landkreis Ludwigsburg Höhenlagen von 100 
bis 200 m vorkommen, befinden sich Teilgebiete des Landkreises Göp-
pingen bereits auf 750 bis knapp 1000 m Höhe. Im Landkreis Göppingen 
herrschen also durchschnittlich niedrigere Lufttemperaturen, höhere 
Niederschlagssummen und Windgeschwindigkeiten als im Landkreis 
Ludwigsburg. In Stuttgart gibt es aufgrund der Kessellage, mit Höhen-
unterschieden von ca. 260 m zwischen Talboden und Höhenkranz, der 
Bebauung, dem Versiegelungsgrad und der verwendeten Baustoffe ein 
eigenes Stadtklima (Nationalatlas, 2003).




Das Gebietsmittel der Jahresdurchschnittstemperatur im Bundesland  
Baden-Württemberg liegt bei 8,1 °C (LUBW, 2006). 
In einem Gebiet mit großen Höhenunterschieden, wie der süddeutsche 
Raum sie hat, können die Durchschnittstemperaturen jedoch regional 
und lokal sehr verschieden sein.
Während die Jahresmitteltemperatur auf dem Feldberg unter 4°C liegt, 
beträgt sie im Rheintal und Neckartal über 10°C (Karlsruhe 10,3 °C, 
Freiburg 10,4 °C). Die Temperaturabnahme mit der Höhe liegt in Baden-
Württemberg bei 0,5°C pro 100m (Klimaatlas NBV, 1992). 
Abb.4-2: Höhenabhängigkeit der mittleren jährlichen Lufttemperatur in 
der Region Stuttgart (Quelle: Deutscher Wetterdienst)
Die Innenstadt von Stuttgart weist außerdem wegen ihrer Kessellage und 
Bebauung ein eigenes Stadtklima auf, wobei die Temperaturen maximal 
um 7 Grad höher sein können als im Umland. Diese maximalen Tempera-
turunterschiede treten üblicherweise in den Morgenstunden vor Sonnen-
aufgang auf.
Der kälteste Monat ist Januar, mit durchschnittlichen Temperaturen von 
über 0°C in den Tiefebenen des Neckars und unter -3°C in höheren La-
gen. 
Der wärmste Monat in der Region Stuttgart ist der Juli. Die Mitteltem-
peraturen schwanken jedoch zwischen 20°C (Stuttgart-Neckartal) und 
15°C in den Höhenlagen der Schwäbischen Alb.
 
Abb.4-3: Mittlere Jahresgänge der Temperaturen. Station Stuttgart-Flughafen 
(1971-2000)











Frosttage pro Jahr 80 (Tage)
Eistage pro Jahr 20 (Tage)




Jan 0.4 8 22 0
Feb 1 5 18 0
März 4.5 1 13 0
April 8.3 0 5 0
Mai 12.7 0 1 2
Juni 16 0 0 6
Juli 17.7 0 0 9
August 17 0 0 8
Sept. 14.1 0 0 3
Okt. 9.2 0 3 0
Nov. 4.1 1 12 0
Dez 0.8 7 20 0
Jahr 8.7 22 93 30
Tabelle 4-2: Mittlere Temperaturverhältnisse in Stuttgart Echterdingen (1951-
1980)  Quelle: Deutscher Wetterdienst
Gemäß den Messungen des Deutschen Wetterdienstes ergeben sich in 
Echterdingen (373 m ü NN) bzw. in Stuttgart Mitte (286 m ü. NN) die in 
der Tabelle 4-2 und 4-3 aufgelisteten Temperaturverhältnisse.
Nach den BIOKLIMAKARTEN (1987) des Deutschen Wetterdienstes ist die 
Region mit 4 bis 16 Tagen Kältereiz im Januar belastet. Im Juli liegt die 





Jan. 1.3 6 16 0
Feb. 2.4 3 13 0
März 5.7 1 9 0
April 9.5 0 2 1
Mai 13.7 0 0 3
Juni 17.1 0 0 8
Juli 18.8 0 0 12
August 18.1 0 0 10
Sept. 15 0 0 4
Okt. 10.2 0 1 0
Nov. 5.4 1 6 0
Dez. 2.3 4 15 0
Jahr 10 15 62 39
 
Tab. 4-3: Mittlere Temperaturverhältnisse in Stuttgart Mitte (1951-1980)
Quelle: Deutscher Wetterdienst 
Auch die Zahl der Frosttage schwankt in den verschiedenen Landestei-
len der Planungsregion. Da Stuttgart und der Kreis Ludwigsburg zu den 
durchschnittlich wärmeren Gebieten der Region gehören, treten vor al-
lem im Neckartal oft nur bis zu 50 Frosttage im Jahr auf.
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In den Höhenlagen der Landkreise Esslingen und Göppingen können es 
bis zu 130 Tage im Jahr sein. Aus diesem Grund sind in diesen beiden 
Landkreisen die Menschen auch häufiger durch Kältereiz belastet. Die 
maßgebenden Faktoren hierfür sind die niedrigeren Lufttemperaturen 
und stärkeren Windgeschwindigkeiten. Im Neckartal tritt hingegen häu-
figer Hitzestress auf. Dieses Bioklima wird vor allem durch die hohen 




Da Deutschland zur außertropischen Westwindzone gehört, bewegen 
sich die durchziehenden Tief- und Hochdruckgebiete auf einer Bahn 
von Südwesten nach Nordosten über das Land. Die vorherrschende 
Windrichtung ist also West bis Südwest. Die Windgeschwindigkeiten 
sind an der Küste und auf Ebenen sehr homogen, während sie in Baden-
Württemberg mit seinen prägnanten Mittelgebirgen sehr unterschiedlich 
sein können. Täler, Mulden und Höhenrücken können die Hauptwind-
richtung um 180° umlenken und die Windgeschwindigkeiten entweder 
durch Kanalisierung stark erhöhen oder als Hindernisse abbremsen. 
Beispiele dafür sind Pforzheim und Stuttgart. In Pforzheim ist die Haupt-
windrichtung nicht West-Süd-West sondern Ost, mit einem sekundä-
ren Maximum aus West. Stuttgart ist mit Windgeschwindigkeiten von 
manchmal weniger als 1,7 m/s eine der windschwächsten Städte in ganz 
Deutschland. (Nationalatlas, 2003)  
Die Windverhältnisse der Region Stuttgart sind folglich durch das be-
wegte Relief und die großen Höhenunterschiede lokal stark differenziert. 
Sowohl bei Windrichtung als auch Windgeschwindigkeit kann es zu gro-
ßen Abweichungen von den Mittelwerten kommen. Vor allem durch den 
Abschattungseffekt der Höhenzüge von Schwäbischer Alb und Schwarz-
wald entstehen an Hängen und in Tälern der Region lokale Windsyste-
me, die das überregionale Windsystem beeinflussen.
Die dargestellte Windrose der Station Stuttgart-Flughafen zeigt, dass 
dort die häufigsten und zugleich stärksten Winde aus West bis Südwest 
wehen. Ein kleines sekundäres Maximum stellen Winde aus Ost dar. 
 
Abb. 4-4: Mittlere Häufigkeit der Windrichtung in % für die Station Stuttgart-
Flughafen (1961-1980) 
Die Windgeschwindigkeiten der Region sind ebenfalls sehr verschieden. 
Während im Talkessel von Stuttgart oft mittlere jährliche Windgeschwin-
digkeiten unter 1,5 m/s herrschen, kommen auf der Schwäbischen Alb 
auf den Gemarkungen Lenningen oder Geislingen a. d. Steige Geschwin-
digkeiten von bis zu 5,5 m/s vor. Hier herrschen wieder ähnliche Wind-
geschwindigkeiten wie an der Deutschen Nordseeküste, da die Zunahme 
der Windgeschwindigkeit mit der Höhe die landeinwärts gerichtete Ge-
schwindigkeitsabnahme übersteigt. Hier sind deshalb auch Windkraftan-
lagen wirtschaftlich möglich. (LUBW, 2006)
Südost und Ost sind als ausgesprochene re gionale Schwachwindrichtun-
gen bekannt und repräsentieren somit den Begriff der „aus tauscharmen 
Wetterlage“. (Die mittlere Ge schwindigkeit der Südostwinde beträgt 
ent sprechend nur 1,6 m/s gegenüber 3,6 m/s als Mittelwert bei Südwest-
winden).
Die schon angesprochenen Schwachwindsituationen mit Windgeschwin-
digkeiten bis 1,5 m/s (einschließlich der Fälle mit Windstille) ereignen sich 
mit etwa 44% mittlerer jährlicher Häufigkeit. Im Winterhalbjahr steigt 
die Schwachwindhäufigkeit noch geringfügig auf 46% an. Die Landkrei-
se Rems-Murr und Böblingen sowie die Stadt Stuttgart gehören zu den 




Die Jahressummen der Globalstrahlung und die durchschnittliche Son-
nenscheindauer ergeben sich für Deutschland aus seiner geographischen 
Breite und den verschiedenen Höhenlagen. Durch die Lage von Baden-
Württemberg und der Region Stuttgart im Süden von Deutschland resul-
tiern hier automatisch über das gesamte Jahr höhere Werte der Global-
strahlung. Baden-Württemberg ist damit, neben Bayern, das Bundesland 
mit den höchsten mittleren Jahressummen der Globalstrahlung und der 
längsten mittleren jahreszeitlichen Sonnenscheindauer (Nationalatlas, 
2003). Entsprechend dem Sonnenstand zu den verschiedenen Jahreszei-
ten werden im Dezember die niedrigsten und im Juni, Juli die höchsten 
Einstrahlungswerte der Globalstrahlung erreicht. Die Region Stuttgart 
hat aufgrund ihrer Lage im Lee von Schwarzwald und Schwäbischer Alb 
eine hohe mittlere Jahressumme der Globalstrahlung von 1075 bis 1125 
kWh/m².
Abb.4-5: Sonnenbahnen in der Region Stuttgart in den einzelnen Monaten und 
Sonnwenden 
Durch das Abregnen der Niederschlagsfronten an Alb und Schwarzwald 
herrscht an den Leeseiten eine geringere Bewölkung und somit ein hö-
herer Strahlungseintrag. 
Die Sonnenscheindauer eines Ortes ergibt sich aus Längen- und Breiten-
grad, Grad der Kontinentalität, Exposition, der Höhenlage und dem den 
Ort umgebenden Relief. Diese Faktoren werden jedoch stark durch die 
aktuelle Wetterlage beeinflusst.  
Durch die Leelage der Region ergeben sich auch bei der mittleren jähr-
lichen Sonnenscheindauer hohe Werte. 1600 bis 1700 Stunden scheint 
die Sonne hier im jährlichen Durchschnitt. In den Monaten Juni bis Au-
gust gibt es ca. 621 Sonnenscheinstunden, während es im Winter, in 
den Monaten Dezember bis Februar  oft nur noch 140 Stunden gibt. In 
Stuttgart werden, wegen der Bewölkung, nur ca. 39% der möglichen 
jährlichen Sonnenscheindauer erreicht (Städtebauliche Klimafibel, 2008). 
Abb. 4-6: Durchschnittliche jährliche Sonnenscheindauer und Globalstrahlung in 
der Bundesrepublik, Quelle: Erneuerbare Energien in Bayern, Bayerisches Staats-

















Tab. 4-4: Globalstrahlung (W/m2), Stuttgart Hohenheim (1951-1980), Quelle: 
Institut für Physik und Meteorologie, Universität Hohenheim
Messungen der Sonnenstrahlung werden im Raum Stuttgart u. a. an der 
Universität Hohenheim durchgeführt. Für den Zeitraum 1951 bis 1980 
ergaben sich die Werte der Globalstrahlung der Tabelle 4-4.
Entsprechend des Sonnenstandes werden im Dezember die niedrigsten 
und im Juni/Juli die höchsten Einstrahlungswerte erreicht. Auch 
scheint die Sonne im Juli am längsten (ca. 16 Stunden pro Tag) und im 
Dezember am wenigsten (ca. 8 Stunden pro Tag) (Tab. 4-5).
4.4 Niederschlag
Auch bei den mittleren jährlichen Niederschlagssummen lässt sich für 
Deutschland eine starke regionale Differenzierung erkennen. Während 
im Hochschwarzwald und an der Nordseite der Alpen Summen von bis 














Tab. 4-5: mittlere Sonnenscheindauer in Stuttgart Mitte (1951-1980)
Quelle: Deutscher Wetterdienst 
zu 2000 mm pro Jahr vorkommen, verzeichnen die trockensten Gebiete 
in Ostdeutschland im Mittel weniger als 500 mm Niederschlag im Jahr. 
An den Luvseiten von Schwarzwald und Schwäbischer Alb werden, 
durch die erzwungene Hebung der Luftmassen, verstärkt Wolkenbildung 
und Niederschlag ausgelöst, während auf der Leeseite, durch das 
Absinken der Luft,niederschlagsarme Gebiete liegen.  
Aus diesem Grund sind vor allem die Landkreise Böblingen, Ludwigsburg 
und die Stadt Stuttgart trockener als der mittlere jährliche Durchschnitt 
in Baden-Württemberg. In der Stuttgarter Stadtmitte liegt die jährliche 
mittlere Niederschlagsmenge bei nur 679 mm. 
Göppingen und Bereiche des Landkreises Esslingen verzeichnen jedoch 
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Abb. 4-7: Mittlere jährliche Niederschlagssummen in Baden-Württemberg 
(Klimaatlas Baden-Württemberg, 2006)
aufgrund ihrer Höhenlage schon wieder höhere Niederschlagssummen 
von bis zu 1100 mm pro Jahr. Der Durchschnitt in der gesamten Region 
liegt bei ca. 990 mm (Liter/m²). 
Im Sommer sinken die Werte im Neckartal in Stuttgart und Ludwigsburg 
sogar auf unter 350 mm, während im südöstlichen Teil von Göppingen 
noch immer durchschnittlich bis zu 700 mm Niederschlag niedergehen. 
Im Winter tritt der Leeeffekt noch deutlicher zutage als im Sommer, da 
im Sommer die Niederschläge weniger durch Frontalregen sondern häu-
figer durch lokale Niederschläge entstehen. 
Die mittlere jährliche Anzahl der Tage mit einer Schneehöhe von über  






















4.5 Häufigkeit bodennaher Temperaturinver sionen
Normalerweise nimmt die Temperatur mit der Höhe ab.  In Bodennähe 
kommt es jedoch häufiger zu einer Temperaturumkehr. Speziell in der 
Nacht bildet sich durch die Ausstrahlung kalte und schwere Luft.
Die zur Ausbildung lokaler Luftaustauschpro zesse erforderliche Aus-
tauscharmut geht aus der großen Häufigkeit bodennaher Temperaturin-
versionen hervor. In den Abbildungen 4-8 und 4-9 wird auf der Daten-
grundlage der für die Klimaregion repräsentativen aerologischen Station 
des Deutschen Wetterdienstes (Stuttgart Schnarrenberg) das Auftreten 
der lufthygienisch relevanten Inversionen bis 700 m Höhe über dem Erd-
boden nach Höhenstufen und Jahreszeit dargestellt. 
Unterschieden wird in den Abbildungen ferner nach den Beobachtungs-
terminen Mittag und Mitternacht (Aufstiegstermine der Ballonsonden).
Aus der Statistik geht hervor, dass Inversionen, welche dem Erdboden 
unmittelbar aufliegen (sog. Bodeninversionen) und eine stabile Tempera-
turschichtung der bodennahen Luftschicht mit unten lagernder Kaltluft 
repräsentieren (0-200 m), in 70% aller Nächte des Jahres zu erwarten 
sind.
Bis 700 m Höhe beträgt die Häufigkeit sogar 83%. Doch auch am Tage 
(12 Uhr) kommen noch in 40% aller Fälle solche Inversionen vor.
Bodeninversionen treten am Tage bevorzugt in den Herbst- und Winter-
monaten auf, da die Sonneneinstrahlung und somit die Erwärmung der 
bodennahen Luftschichten gering ist.
Die nächtlichen Inversionen haben ihre größte Häufigkeit in der Zeit von 
Mai bis Oktober, wobei ihre Mächtigkeit meist nur sehr gering ist und 
üblicherweise eine Auflösung am Tage durch die intensive Sonnenein-
strahlung eintritt.
Abb. 4-8: Häufigkeit der Inversionen in % der Monatssummen,  
0 Uhr GMT (1964-1973), Quelle: Deutscher Wetterdienst
Abb. 4-9: Häufigkeit der Inversionen in % der Monatssummen,  
12 Uhr GMT (1964-1973), Quelle: Deutscher Wetterdienst
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5. REGIONALE LUFTSITUATION IN DER REGION STUTTGART
In der Region Stuttgart befinden sich neun Luftmessstationen aus dem 
Messnetz der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz 
(LUBW) sowie weitere Straßenmessstationen aus dem temporären Spot-
Messprogramm. Eine weitere Messstation wird von der Landeshaupt-
stadt Stuttgart betrieben (S-Zentrum). Die genaue Lage der Stationen 
kann der Übersichtskarte Messstationen (A1.1) entnommen werden.
 
Die nebenstehende Tabelle für das Jahr 2006 verdeutlicht die gegen-
wärtige Luftsituation in der Region. Erkennbar sind die sehr niedrigen 
Schwefeldioxidwerte (SO2). Mit 3 bis 7 Mikrogramm je Kubikmeter liegen 
sie weit unterhalb des Grenzwertes von 50 µg/m³. Die SO2-Konzentrati-
onen haben in den vergangenen Jahren gegenüber den Werten in den 
Siebziger und Achtziger Jahren durch technische Maßnahmen und Redu-
zierung des Schwefelgehalts im Heizöl sehr stark abgenommen.
Ungünstiger stellt sich die Situation für Stickstoffdioxid (NO2) und Fein-
staub (PM10) dar. Auch bei Ozon ist das Potenzial für tageweise hohe 
Konzentrationen gegeben. Der NO2 Jahreswert liegt zwischen 19 und 83 
µg/m³ und überschreitet an den Stationen Stuttgart-Zuffenhausen, Stutt-
gart-Zentrum und Stuttgart-Mitte Straße den Jahresgrenzwert von 40 
µg/m³. Der Jahresgrenzwert von 40 µg/m³ ist bei Feinstaub eingehalten. 
Insgesamt kann die Luftqualität anhand des Langzeitindexes als befrie-
digend bis ausreichend charakterisiert werden. An der Station Stuttgart-
Zuffenhausen ist die Luftqualität schlecht.
An einigen stark befahrenen Straßen in der Region Stuttgart ist die Luft 
gemäß dem Spotmessprogramm schlecht und überschreitet teilweise die 
Schadstoffgrenzwerte. Entsprechend der Rechtsgrundlagen müssen für 
diese Gebiete, bei Grenzwertüberschreitungen, Luftreinhalte- bzw. Akti-
onspläne mit geeigneten Minderungsmaßnahmen aufgestellt werden. 
Luftreinhalte- und Aktionspläne wegen Überschreitung der PM10-und 
NO2-Grenzwerte existieren in der Region Stuttgart für die Stadt Stuttgart, 
Leonberg, Ludwigsburg und Pleidelsheim. Für Herrenberg ist ein Luft-
Station SO2 NO2 Ozon PM10 Langzeitindex
µg/m³ µg/m³ µg/m³ µg/m³ (LaQx)
Bernhausen 6 32 39 28 3,9
Gärtringen 3 19 48 22 3,0
Ludwigsburg 4 34 45 25 3,9
Plochingen 3 37 32 25 4,1
Reutlingen 3 29 47 27 3,6
Schwäbische Alb - 7 68 16 2,6




- 46 37 29 4,5
Stuttgart-Mitte 
(Straße)
- 83 - 37 -
Stuttgart-Mitte (S-
Zentrum, AfU)
7 53 32 25 -
Tübingen - 24 40 23 3,4
Waiblingen 4 32 41 24 3,8
Welzheimer Wald 3 11 64 18 2,9
Grenzwert 50 40 - 40 -
Tab. 5-1: Jahresmittelwerte von ausgesuchten Luftschadstoffen an den LUBW-
Stationen in der Region Stuttgart und Umgebung im Jahr 2006
reinhalte- und Aktionsplan in Arbeit. Für Möglingen wird ein Luftreinhal-
teplan wegen Überschreitung des NO2 Grenzwertes erarbeitet. Weitere 
Pläne können aufgrund noch nicht abgeschlossener Messungen in ande-
ren Orten später folgen.
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6. GRUNDLAGEN ZUM KARTENTEIL
6. 1  Thermalkartierung
6.1.1 Allgemeines 
Durch die Infrarot Thermographie ist die Möglichkeit gegeben, während 
eines Tages Momentaufnahmen der Temperaturverteilung zu gewinnen 
und damit siedlungsbedingte Unterschiede von Temperaturstrukturen in 
einem Stadtgebiet zu erkennen.
Das Ziel der Auswertung ist dabei, mit den Gesetzmäßigkeiten der Ge-
ländeklimatologie Hinweise auf lokale Abkühlungs- und Luftaustausch-
prozesse zu erhalten bzw. auf Gebiete der Stadtlandschaft, die für die 
Ausbildung lokaler Windsysteme eine wichtige Funktion haben.
Mit der Infrarot Thermographie erhält man ein Bild der momentanen 
Strahlungstemperaturverteilung an der Erdoberfläche. Es handelt sich 
dabei um eine messtechnisch perfektionierte, großflächige und trotzdem 
beinahe gleichzeitig vorgenommene Temperaturmessung der Erdober-
fläche mit hohem Auflösungsvermögen bzw. großer Informationsdich-
te, wie sie mit keinem stationären Messnetz zu erreichen wäre. Auch 
Temperaturmessfahrten mit dem Kraftfahrzeug nach herkömmlicher Art 
führen nicht immer zum gewünschten Erfolg, weil die Messpunkte zeit-
lich verzögert aufgesucht werden, und durch die Benutzung eines Kraft-
wagens und seine Bindung an Straßen vielfältige Fehlermöglichkeiten 
entstehen. Aber auch die mit dem Messflugzeug vorgenommene Infrarot 
Thermographie ist in ihrer Aussagekraft nicht in jeder Hinsicht unprob-
lematisch. Einzelne Infrarot Wärmeaufnahmen vermitteln keine fertigen 
Aussagen zum Klima als vielschichtigem Problem. Die gemessenen Ober-
flächentemperaturen sind vor allem nicht identisch mit den örtlichen 
Lufttemperaturen, die sich bei meteorologischen Messungen auf eine 
einheitliche Höhe von 2 m über Grund beziehen.
Solche Schlussfolgerungen erfordern jedoch eine realistische Vorstellung 
vom Zusammenwirken der meteorologischen Parameter in der boden-
nahen Luftschicht. Auch lassen sich Infrarot Messflüge nur bei Kenntnis 
der örtlichen Geländeverhältnisse und im Zusammenhang mit anderen 
meteorologischen Informationen (Klimakarten), sozusagen als Bestand-
teil einer "Indizienkette", sinnvoll auswerten. Dabei bedeuten Windar-
mut und ausgeprägtes Geländerelief des Untersuchungsgebietes eine 
wichtige Voraussetzung für die Erfolg versprechende Anwendung der 
Infrarot Thermographie; denn nur unter diesen Bedingungen ist mit der 
Ausbildung planungsrelevanter lokaler Windsysteme zu rechnen.
Mit zunehmender Windgeschwindigkeit, die von der geographischen 
Lage eines Ortes und von den Großwetterlagen bestimmt wird, verwi-
schen die rein lokalen, geländeklimatischen Vorgänge, bis sie schließlich 
ganz vom großräumigen Wettergeschehen überlagert werden.
Bei der häufig geringen Ventilation im Untersuchungsgebiet (s.a.  Karte 
B2-22; B2-23) mit gleichzeitig großen Beträgen der Sonneneinstrahlung 
können sich auf räumlich engem Gebiet erhebliche Temperaturunter-
schiede ausbilden. Im Zusammenhang mit den ausgeprägten vielfältigen 
Reliefstrukturen im Untersuchungsgebiet wird auf diese Weise der lokale 
Luftaustausch angeregt, welcher die Bemühungen zur Luftreinhaltung 
und zur Verbesserung des Behaglichkeitsklimas nachhaltig unterstützt. 
6.1.2 Physikalische Grundlagen 
Die Atmosphäre ist für Strahlungen verschiedener Wellenlängen nicht 
gleichmäßig durchlässig, sondern weist "Absorptionsbanden" auf, die 
vor allem von den in der Atmosphäre vorhandenen Gasen herrühren. 
Einen hohen Durchlässigkeitsgrad findet man, außer in dem sichtbaren 
Spektralbereich, auch im "infrarot" Bereich, und zwar bei 2 µm - 5,5 µm 
sowie bei 7 µm – 15 µm Wellenlänge.
 
Man spricht in diesem Zusammenhang von "Fenstern" in der Atmosphä-
re, da in diesen Spektralbereichen die Erde vom Weltall aus "eingese-
hen" werden kann und umgekehrt auch ein Blick ins Weltall möglich ist.
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Die Infrarot Thermographie macht sich die physikalische Eigenschaft der 
Körper zunutze, die gemäß ihrer Oberflächentemperatur Wärmestrah-
lung abgeben. Bei dieser Wärmestrahlung wird Energie durch räumliche, 
elektromagnetische Wellen transportiert, wobei die Strahlung der Fluss 
der elektromagnetischen Wellen pro Zeit und Fläche ist. Die physikali-
schen Zusammenhänge werden durch das Gesetz von „Stefan Boltz-
mann“ bzw. das „Plancksche Strahlungsgesetz“ beschrieben.
Die im Verhältnis zur Solarstrahlung geringe Wärmeabstrahlung des Erd-
bodens war der Grund, weshalb radiometrische Messungen früher in der 
Meteorologie zur Bestimmung von Erdbodentemperaturen nicht prak-
tikabel waren. Erst in den letzten Jahren wurden Halbleiter-Detektoren 
entwickelt, die im infraroten Wellenlängenbereich bei diesen geringen 
Intensitäten empfindlich genug sind.
Oberflächenbeschaffenheit Reflexionsanteil in %
schwarze Erde, trocken 14
schwarze Erde, feucht 8
heller Sand 30 - 40
Schnee, sauber 99
Wasserflächen 5   15
grünes Gras 26
Weizen 10  - 25
Beton 14 -  22
Mauer, weiß 65  - 80
Mauer, gelb 35   50
Mauer, grau 20 -  45
Asphalt 12 -  25
Schotter 5  - 10
mittlerer Wert der Erdoberfläche 35
Tab. 6-1: Albedo (Reflexion) verschiedener Oberflächen in %
Für die Erwärmung des Erdbodens ist das Reflexionsvermögen des Unter-
grundes neben der Wärmeleitfähigkeit und Wärmekapazität wesentlich 
(Tabelle 6-1).
Je nach Art und Beschaffenheit von Oberflächen ergeben sich deshalb 
bei gleichen Einstrahlungsbedingungen erhebliche Unterschiede in ihren 
Temperaturen. Dies zeigen z.B. Messungen an einem heiteren Sommer-
tag  für verschiedene Oberflächen. So erreicht der Asphalt zum Beispiel 
Temperaturen von über 55 °C am Tage, während eine besonnte Rasen-
fläche mit 36 °C ver hältnismäßig kühl bleibt. Mit 25 °C ist der Asphalt 
in der Nacht immer noch um 5-7 Grad wärmer als der Rasen bzw. der 
Ackerboden.
Schon am späten Nachmittag, d.h. vor Son nenuntergang, sinkt die 
Rasentem peratur unter die Lufttemperatur ab und beginnt somit boden-
nah Kaltluft zu erzeugen.
Oberflächentemperaturen werden jedoch nicht ausschließlich durch 
Strahlungseinflüsse bestimmt, sondern sind vielmehr das Ergebnis des 
Zusammenspiels verschiedener Energieumsätze durch Strahlung, Ver-
dunstung und Kondensation von Wasser bzw. Wasserdampf, anthropo-
gener Einflüsse (Verbrennungsprozesse) sowie der Energieumsätze im 
Boden und durch Advektion (atmosphärischer Wärmetransport).
6.1.3 Aufnahmetechnik
Radiometrische Oberflächenmessungen aus dem Flugzeug werden in 
der Meteorologie nur in Spektralbereichen mit geringer atmosphärischer 
Absorption, sog. "Fenstern", durchgeführt. Für die Messung bieten sich 
3 µm -  5 µm und 8 µm -14  µm an.
Durch eine Messung der Wärmestrahlung ausgehend vom Erdboden ist 
es möglich, seine Temperatur zu bestimmen. Benutzt man zu dieser Mes-
sung ein Flugzeug mit einem Line Scanner, erhält man eine flächenhafte 
Verteilung der Oberflächentemperaturen. 
Im vorliegenden Fall des "Wärmebildes" der Region Stuttgart basiert die 
Aufnahme auf Messungen im Spektralbereich von 8 µm bis 14 µm. 
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Abb. 6-1: Geometrie des Line Scanners
Um maßstabsgetreue Bilder zu erhalten, ist es mit der digitale Bildverar-
beitung zusätzlich notwendig, eine Entzerrung mit Hilfe von vielen Pass-
punkten durchzuführen.
6.1.4 Aufnahmedaten
Die Infrarot-Thermographie Messflüge der Firma Spacetec fanden am 
29.8. 2005 und in der Nacht vom 29. zum 30.8.2005 statt. 
Das Untersuchungsgebiet wurde am Mittag des 29.8.2005 um 14:04- 
18:45 MESZ, am Abend 29.8.2005 um 20:24-00:55 MESZ und am Mor-
gen des 30.8.2005 von 02:24-06:24 MESZ überflogen. Bei der gewähl-
ten Flughöhe wurde eine Bodenauflösung im Nadir von ca. 10 m mal  
10 m erzielt (s. Abb. 6-1).
Die Thermalkartierung wurde aus praktischen Gründen in Temperatur-
stufen von 2 Grad bzw. 1,3 Grad ausgewertet, welche den Bereich von  
6 °C bis 44 °C umfassen. 
6.1.5 Meteorologische Bedingungen
In Bodennähe war es in der Nacht nur schwachwindig. Im o.g. Mess-
zeitraum lagen die an den maßgeblichen Wetterstationen registrierten 
Windgeschwindigkeiten zwischen 1,0 und 2,0 m/s bei östlicher Wind-
richtung; auch kann man in der Nacht vom örtlichen Auftreten völliger 
Windstille (Calme) bzw. von Kaltluftflüssen ausgehen. Der Himmel war 
weitgehend wolkenfrei.
Der beim Wetteramt Stuttgart (Schnarrenberg (315 m ü. NN)) gegen  
0 Uhr GMT durchgeführte Radiosondenaufstieg (Abb.6-2) lässt eine auf 
dem Erdboden aufliegende deutliche Temperaturinversion (sog. Bodenin-
version) erkennen.




Die Bioklimakarten für die Region Stuttgart wurden mit dem mesoskali-
gen Bioklimamodell des Deutschen Wetterdienstes erstellt. 
Es ist ein statistisches Modell, das auf den 30-jährigen Mess- und Beo-
bachtungsdaten (Zeitraum: 1971 – 2000)  der synoptischen Stationen 
des Deutschen Wetterdienstes aufbaut. Dabei wurden die physiologisch 
relevanten meteorologischen Daten Lufttemperatur, Feuchte, Windge-
schwindigkeit und Bewölkung mit einem Wärmehaushaltsmodell für 
den Menschen, dem Klima-Michel-Modell, analysiert und anschließend 
ausgewertet, wie häufig an jeder Station im Mittel Wärmebelastung im 
Sommerhalbjahr bzw. Kältereiz im Winterhalbjahr auftraten. 
Die Übertragung auf jeden beliebigen Punkt in Deutschland wurde über 
einen Regressionsansatz realisiert.  Da einerseits das Bioklima eines Ortes 
durch die natürlichen, klimatologischen Wirkfaktoren (Klimafaktoren) 
insbesondere geographische Breite, Kontinentalität/ Maritimität, Höhe 
über NN., Geländeform sowie Flächennutzung festgelegt ist, andererseits 
in digitalen Höhen- und Flächennutzungsdaten diese Informationen ent-
halten sind, eignen sich die Klimafaktoren bestens als Prädiktoren, um 
über Regressionsgleichungen die thermische Belastung flächendeckend 
zu errechnen. Da die so gewonnenen Regressionsmodelle für Wärmebe-
lastung und Kältereiz an den Daten der synoptischen Stationen geeicht 
wurden, die prinzipiell unbeeinflusst von der Umgebung sind, wurden 
zusätzlich landnutzungsabhängige Korrekturterme hinzugefügt. Diese 
konnten ermittelt werden, indem für einige Stationen den meteorologi-
schen Ausgangsdaten die Effekte verschiedener Landnutzungen aufge-
prägt und die Daten anschließend nachanalysiert wurden.
Für die Berechnung des Bioklimas der Region Stuttgart wurde als Flä-
chennutzungsinput im Wesentlichen ATKIS-Daten verwendet, die ledig-
lich zur weiteren Unterteilung des Nutzungstyps Siedlung mit der Corine-
Daten verschnitten wurden. Zusammen mit dem übermittelten digitalen 
Höhenmodell wurde nach dem oben beschriebenen Ansatz pixelweise 
die Zahl der Tage mit Wärmebelastung bzw. mit Kältereiz bestimmt. Die 
Grenze für die Wärmebelastung wurde bei einer gefühlten Temperatur 
von ca. 28 °C angesetzt, die für Kältereiz bei einer mittleren Temperatur 
tagsüber (6 bis 18 Uhr) von ca. -8 °C (C2.1 u. C2.2)
M-W  Wärmeproduktion durch Energiestoffwechsel
Id  Wärmeisolation durch Bekleidung 
Qh  turbulenter Fluß fühlbarer Wärme (Konvektion)
Qsw  turbulenter Fluß latenter Wärme (Schweißverd.)
Qre  Wärmefluß über Atmung (fühlbar und latent)
E  Wärmestrahlung der Oberflächen
R  Reflexstrahlung (kurzwellig)
A  Wärmestrahlung der Atmosphäre
D  Diffuse Sonnenstrahlung
I  Direkte Sonnenstrahlung
EKM  Wärmestrahlung des Menschen




Im Rahmen eines einjährigen Bodenmessprogramms des Deutschen 
Wetterdienstes vom 1.5.1988 bis 30.4.1989 wurden an zwölf temporä-
ren Messstationen im Untersuchungsraum Daten über Lufttemperatur, 
Luftfeuchte, Windgeschwindigkeit und Windrichtungshäufigkeit aufge-
zeichnet. Zudem waren Informationen von neun Dauermesseinrichtun-
gen des Deutschen Wetterdienstes innerhalb bzw. in der näheren Umge-
bung des Untersuchungsgebietes verfügbar, die als Freilandstationen die 
regionalen Klimaverhältnisse repräsentieren.
Die zwölf temporären Messstationen wurden in unterschiedlichen Nut-
zungen wie z.B. Waldlichtungen, Bebauung oder Freiland als auch nach 
Höhenlagen und speziellen topographischen Situationen wie z.B. Talzü-
ge, Hangbereiche und Hochlagen ausgewählt. In Verbindung mit einem 
digitalen Höhenmodell und einer aktuellen klimatisch relevanten Nut-
zungskarte erfolgte eine Umsetzung der ausgewerteten Informationen 
dieser einjährigen Messreihe durch Modellberechnungen und statistische 
Aufbereitungen in themenspezifischen Klimakarten.
Aus der einjährigen Messreihe leitet sich die in der Abbildung 4-2 dar-
gestellte Höhenabhängigkeit der Jahresmitteltemperaturen über Freiflä-
chen ab.
Demnach beträgt die Temperaturabnahme mit zunehmender Höhe 
ü.NN. im Untersuchungsgebiet rund 0,3 - 0,5 °C pro 100 m. Diese ver-
tikale Temperaturverteilung wurde rechnerisch unter Verwendung des 
digitalen Höhenmodells auf das gesamte Untersuchungsgebiet flächen-
haft übertragen. 
Bei diesem Rechenmodell sind siedlungsbedingte thermische Effekte 
(Wärmeinsel) durch einen Temperaturzuschlag, Wälder und enge Tal-
lagen durch geringe Temperaturabschläge berücksichtigt.
Die hochgelegenen Gebiete, wie z.B. der Alb, des Keuperberglandes 
(z.B. Glemswald, Schurwald, Welzheimer Wald, Buocher Höhe etc.) und 
der Filderhochebene  sind durch relativ niedrige Jahresmitteltempera-
turen gekennzeichnet. Die tiefgelegene Gäulandschaft im Norden und 
insbesondere die breiten Talbereiche von Neckar, Rems, Enz und Glems 
sind dagegen wärmer. Der Wärmeinseleffekt der großen Siedlungen ist 
deutlich erkennbar (s. Karte B2.1).
Die Höhenverteilung der mittleren täglichen Minima der Lufttemperatur 
zeigt bei ca. 300 m ein Maximum auf. Dies ist dadurch zu erklären, dass 
sich die kalten und relativ schweren Luftmassen in den Tälern und Mul-
den während der Nacht sammeln (s. Karte B2.3).  Somit bildet sich das 
Relief des Untersuchungsgebietes durch die Temperaturbereiche bei den 
Minimumtemperaturen noch detaillierter ab als bei den Jahresmitteltem-
peraturen. 
Die hochgelegenen Bereiche der Alb, des Keuperberglandes (z.B. Glems-
wald, Schurwald, Welzheimer Wald, Buocher Höhe etc.) und der Filder-
hochebene sind durch niedrige Minimumtemperaturen gekennzeichnet.
 
Die tiefer gelegenen Bereiche wie die Gäulandschaft im Norden, das 
Neckarbecken, die niederen Bereiche der Filderebene und die breiten 
Talzonen weisen im allgemeinen höhere Minimumtemperaturen auf. In 
den tiefliegenden Gebieten fallen auch schmale und relativ stark einge-
schnittene Täler und Mulden durch tiefe Temperaturen auf, da dort die 
Ansammlung der Kaltluft zu tiefen Minimumtemperaturen führt.
6.4  Windkarten 
Anhand der Freilandstationen wurde eine Höhenverteilung der Klimada-
ten der relativ unbeeinflussten Flächen ermittelt und mit Hilfe des digi-
talen Höhenmodells auf das gesamte Untersuchungsgebiet übertragen. 
Bei solch einer generellen Verteilung der Klimaparameter ist jedoch eine 
Modifikation durch lokale Einflüsse wie Tal-, Stadt- und Waldeffekte zu 
beachten. Die gemessene mittlere Abweichung der lokalspezifischen 
Einflüsse von der generellen höhenbedingten Verteilungssituation fand 
wiederum unter Verwendung der Landnutzungskarte Berücksichtigung 
in den Klimakarten. 
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Eine Auswahl dieser Klimakarten für die Themenkomplexe Temperatur 
und Wind wird im Folgenden vorgestellt.
Auf Basis der Messdaten für Freilandverhältnisse in der Region Stuttgart 














Abb. 6-4: Höhenabhängigkeit der mittleren Windgeschwindigkeit 
Die temporären Messstationen, an denen Windmessungen stattfanden, 
sind hingegen durch Nutzungen bzw. besondere topographische Lagen 
gekennzeichnet und weisen somit wesentliche Abweichungen gegenü-
ber der mittleren Höhenabhängigkeit der Freilandwindgeschwindigkeit 
auf.
Für die Darstellung der mittleren bodennahen Windgeschwindigkeit, d.h. 
in diesem Fall 6 m über Grund, wurden nutzungsbedingte und lagebe-
dingte Abschläge angenommen, nachdem die Rauhigkeit der Erdoberflä-
che, bedingt durch Gebäude, Pflanzen und bewegtes Relief, verschieden 
starke Windfeldveränderungen nach sich ziehen. Dementsprechend wur-
den Korrekturen angebracht (Gerth 1986).
Die höchsten Windgeschwindigkeiten im Untersuchungsgebiet findet 
man in den hochgelegenen Gebieten der Alb. Zudem weisen alle Kup-
penlagen gegenüber der direkten Umgebung relativ höhere Geschwin-
digkeiten auf. In eingeschnittenen Tälern, im Neckartal sowie im Stutt-
garter Talkessel sind die geringsten Windgeschwindigkeiten anzutreffen.
Abb. 6-5: Windmessmast des DWD, Stuttgart-Schnarrenberg
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6.5  Karten zum Kaltluftfluss
Zur Berechnung der Kaltluftflüsse in der Region Stuttgart wurde das 
Kaltluftabflussmodell KALM verwendet.
Allgemeines
Unter bestimmten meteorologischen Bedingungen können sich nachts 
über geneigtem Gelände sogenannte Kaltluftabflüsse bilden; dabei fließt 
in Bodennähe gebildete kalte Luft hangabwärts. Die Dicke solcher Kalt-
luftschichten beträgt i.a. zwischen 1 m und 50 m. In sog. Kaltluftseen, in 
denen sich die Kaltluft staut, kann die Schicht auf über 100 m anwach-
sen. Die typische Fließgeschwindigkeit der Kaltluft liegt in der Größen-
ordnung von 1 m/s bis 3 m/s. Die folgenden beiden meteorologischen 
Bedingungen müssen für die Ausbildung von Kaltluftabflüssen erfüllt 
sein:
i) wolkenarme Nächte: dadurch kann die Erdoberfläche kräftig auskühlen 
und die darüberliegende Luft abkühlen
ii) großräumig windschwache Situation: dadurch kann sich die Tendenz 
der Kaltluft, auf geneigten Flächen abzufließen, gegenüber dem Umge-
bungswind durchsetzen.
Die Produktionsrate von Kaltluft hängt stark vom Untergrund ab: Frei-
landflächen weisen die höchste Kaltluftproduktion auf (etwa 10 m³/
(m²h)). Die Literaturwerte für Wald streuen; der Deutsche Wetterdienst 
gibt einen Wert von 1 m³/(m²h) an. Besiedelte Gebiete verhalten sich 
bezüglich der Kaltluftproduktion neutral bis kontraproduktiv (städtische 
Wärmeinsel).
Unter Umweltgesichtspunkten hat Kaltluft eine doppelte Bedeutung: 
zum einen kann Kaltluft nachts für Belüftung und damit Abkühlung ther-
misch belasteter Siedlungsgebiete sorgen. Zum anderen sorgt Kaltluft, 
die aus Reinluftgebieten kommt, für die nächtliche Belüftung schad-
stoffbelasteter Siedlungsräume. Kaltluft kann aber auch auf ihrem Weg 
Luftbeimengungen (Autoabgase, Geruchsstoffe etc.) aufnehmen und 
transportieren. Nimmt sie zu viele Schadstoffe auf, kann ihr Zufluss von 
Schaden sein. Vom regionalplanerischen Standpunkt her ist es daher von 
großer Bedeutung, eventuelle Kaltluftabflüsse in einem Gebiet qualitativ 
und auch quantitativ bestimmen zu können. Als Hilfsmittel dazu ist das 
im Folgenden beschriebene Modell erstellt worden.
Modellbeschreibung
Das Modell KALM verwendet die sog. Flachwassergleichungen, eine 
vereinfachte (vertikal integrierte) Form der Grundgleichungen der Strö-
mungsmechanik. Durch diese Vereinfachung ist es möglich, das Modell 
mit relativ geringem Rechenzeit- und Speicherbedarf auch auf Personal 
Computern zu betreiben.
Die Bezeichnung „Flachwassergleichungen“ hat sich eingebürgert; die 
Gleichungen eignen sich jedoch genauso zur Beschreibung jedes relativ 
zur Umgebung schweren Fluids, z. B. von Wasser oder von kalter Luft. 
Eine solche Strömung hat folgende Charakteristika:
- Abfluss über geneigtem Gelände entsprechend der Hangneigung
- Weiterbewegen der „Kaltluftfront“ auch über ebenem Gelände
- Auffüllen von Becken (Kaltluftseen)
- Einfluss der Schichtdicke auf Strömungsrichtung und -geschwindigkeit
  (Druckgradienten).
Angetrieben wird die Strömung durch auftriebskorrigierte Erdbeschleuni-
gung. Innerhalb der Flachwassergleichungen werden folgende Einflüsse 
auf die Strömung berücksichtigt:
- Modifikation der lokalen Strömungsverhältnisse durch die Strömungs- 
  verhältnisse in der Umgebung (Advektion)
- Reibung zwischen Erdoberfläche und Luft: diese Reibung variiert mit  
  der Landnutzung (Freiland: niedrige Reibung, Bebauung: hohe Reibung)
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- Beschleunigung oder Abbremsen der Strömung durch Änderung der 
  Geländehöhe und/oder der Kaltluftschichtdicke
- von der Landnutzung abhängige Kaltluftproduktion.
Das Lösungsverfahren ist ein Differenzenverfahren mit variabler Gitter-
punktzahl und Gitterweite, d. h. Topographie und Landnutzung müs-
sen an den einzelnen Gitterpunkten digitalisiert werden; es wird ein 
versetztes Gitter verwendet. Um großskalige Einflüsse (z. B. Flusstäler) 
bei gleichzeitiger hoher Auflösung im Untersuchungsgebiet zu berück-
sichtigen, kann das Modell auf einem geschachtelten Gitter („Nesting“) 
betrieben werden.
Falls keine Kaltluftseebildung auftritt, wird die Rechnung nach etwa 1 h 
simulierter Zeit stationär, d. h. die berechneten Werte ändern sich dann 
nicht mehr. Im allgemeinen Fall ist es sinnvoll, etwa 3 h bis 6 h zu simu-
lieren; dies entspricht den Verhältnissen in der Natur. 
Eingabedaten und Ergebnisse des Modells
Vorausgesetzt wird die im Abschnitt „Allgemeines“genannte für Kalt-
luftabflüsse optimale Situation, d. h. eine klare und windstille Nacht. 
Das Modell berechnet die zeitliche Entwicklung der Kaltluftströmung, 
ausgehend vom Ruhestand (keine Strömung) bei gegebener zeitlich 
konstanter Kaltluftproduktionsrate. Diese, ebenso wie die Reibungskoef-
fizienten, werden über die Art der Landnutzung gesteuert. Zur Zeit wer-
den fünf Landnutzungsklassen berücksichtigt: dichte Bebauung, lockere 
Bebauung, Wald, Freiland und Wasser. Für die Kaltluftproduktionsraten, 
Reibungskoeffizienten und Nullpunktverschiebungen sieht das Modell 
Standartwerte vor, welche aber bei Bedarf geändert werden können. 
Weiterhin benötigt das Modell die Topographie in digitalisierter Form. 
Die Skala des Modells ist beliebig (i. a. etwa 10 km x 10 km).
Berechnet wird die Dicke der Kaltluftschicht sowie die beiden horizonta-
len Geschwindigkeitskomponenten (West-Ost und Süd-Nord), gemittelt 
über die Dicke der Kaltluftschicht. Aus diesen Größen kann dann auch 
der Kaltluftvolumenstrom berechnet werden.
Zur Weiterverarbeitung der Modellergebnisse stehen Postprozesse u.a.  
zur graphischen Darstellung der berechneten Felder (Vektor- und Ras-
terdarstellung), zur Berechnung und Darstellung von Kaltluftvolumen-
strömen durch wählbare Querschnitte, zur Visualisierung der Strömung 
durch Vorwärts- und Rückwärtstrajektorien und zur Darstellung von Zeit-
reihen an ausgewählten Punkten zur Verfügung.
Durch Kopplung der von KALM berechneten Windfelder mit „Euler-
schen“ oder „Lagrangeschen“ Ausbreitungsmodellen, wie z. B. LASAT, 
kann die Schadstoffausbreitung in Kaltluftabflüssen berechnet und z. B. 
in Immissionsstatistiken eingearbeitet werden.
Die Gitterweite und damit die räumliche Auflösung für die Berechnung 
lag bei 50 Meter.
Für das Geographische Informationssystem (ArcGIS 9.1) wurde ein Mo-
dul entwickelt, das es erlaubt Kaltluftflüsse für einen Ort zu simulieren 
und als Trajektorie in der Karte einzuzeichnen (s. Karte B2.11).
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6.6  Karten zur Luftbelastung
In Emissionskatastern werden Luftverunreinigungen aller wesentlichen 
anthropogenen Quellen getrennt nach Quellengruppen systematisch 
zusammengestellt. Emissionskataster sind eine wesentliche Grundlage 
für die Analyse der Ursachen von Luftverschmutzungen, die auch im 
Rahmen der Erstellung von Luftreinhalteplänen vorzunehmen ist.
Aufgrund von § 46 Bundes-Immissionsschutzgesetz hat die Bundesre-
gierung mit Zustimmung des Bundesrates in der 5. Allgemeinen Verwal-
tungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz (Emissionskataster 
in Belastungsgebieten)   5. BImSchVwV   vom 30.1.79 Regeln über die 
Aufstellung von Emissionskatastern erlassen. Nach diesen Vorschriften 
sind die Emissionen aus industriellen und gewerblichen Anlagen sowie 
die Emissionen durch Hausbrand und Verkehr zu erfassen.
Im Rahmen des Emissionskatasters Baden-Württemberg 2004 (LUBW, 
2007) wurden die Emissionen für alle wesentlichen Quellen natürlichen 
und anthropogenen Ursprungs erfasst. Getrennt nach einzelnen Quellen-
gruppen wurden die Jahresemissionen der relevanten Stoffe bzw. Stoff-
gruppen räumlich differenziert untersucht.
Das Emissionskataster basiert auf dem Betrachtungszeitraum 2004 und 
berücksichtigt die folgenden Quellengruppen:
- Verkehr (Straßenverkehr, Schienen-, Schiff- und bodennaher Flugver 
  kehr, Motorsport), 
- Kleine und mittlere Feuerungsanlagen gemäß 1. BImSchV, 
- Industrie und Gewerbe (Bereich Industrie: erklärungspflichtige Anlagen  
  gemäß 11. BImSchV, Bereich Gewerbe: nicht erklärungspflichtige Anla- 
  gen), 
- Biogene Systeme (Landwirtschaft, Nutztierhaltung, Böden, Vegetation,  
  Gewässer),
- Sonstige Technische Einrichtungen (Abfallwirtschaft, Abwasserreini- 
gung, Produktanwendung, Gasverteilung, Geräte und Maschinen).
Schadstoffe
Erhoben werden im wesentlichen die Emissionen der Stoffe bzw. Stoff-
gruppen Schwefeldioxid (SO2), Stickoxide (NOx), Kohlenmonoxid (CO), 
organische Verbindungen und Stäube, insbesondere Feinstaub.
Schwefeldioxid lässt sich fast ausschließlich Verbrennungsprozessen zu-
rechnen, bei denen fossile Energieträger wie Heizöl und Kohle eingesetzt 
werden. Schwefeldioxid ist ein farbloses Gas, das ab Konzentrationen 
von 0,8 bis 2,6 mg/m3 vom Menschen gerochen bzw. geschmeckt wird. 
Durch seine hohe Wasserlöslichkeit wird es in der Luft sehr rasch zu 
schwefliger Säure umgewandelt.
Stickstoffoxide entstehen bei fast allen Verbrennungsprozessen, einer-
seits durch die Oxidation des in der Luft vorhandenen Stickstoffs bei den 
hohen Verbrennungstemperaturen, andererseits auch aus den in fossilen 
Brennstoffen enthaltenen organischen Stickstoffverbindungen. Bei die-
sem Schadstoff hat der Verkehr einen erheblichen Anteil. Stickstoffmo-
noxid (NO) und Stickstoffdioxid (NO2) werden zusammen als Stickoxide 
(NOx) bezeichnet. Über 90% aller NOx entsteht als NO, einem farb-, 
geruch  und geschmacklosen Gas, das in der Luft rasch zu NO2 oxidiert 
wird. NO2 ist ein rötlich braunes Gas mit stechend reizendem Geruch.
Kohlenmonoxid ist ein anderes charakteristisches Schadgas des Autover-
kehrs, da ca. 2/3 der Gesamtemissionen an CO bei der Verbrennung von 
Benzin in den Automotoren entsteht. Kohlenmonoxid ist farb-, geruch- 
und geschmacklos, es entsteht bei der unvollständigen Verbrennung von 
Kohlenstoff und seinen Verbindungen.
Die Staubbelastung wird in hohem Maße durch den Verkehr, durch Koh-
lefeuerungen aber auch durch die Industrie (Bereich Eisen und Stahl) und 
den Umschlag staubiger Güter beeinflusst. Unter Staub versteht man 




Die organischen Verbindungen stellen den Oberbegriff einer Vielzahl von 
Stoffen dar (Kohlenwasserstoffe und andere Kohlenstoffverbindungen), 
so dass eine Zuordnung zu einer bestimmten Quellengruppe nicht mög-
lich ist. Während Kraftwerke nur gering an diesen Emissionen beteiligt 
sind, verteilen sich die Belastungen in Städten im groben gleichrangig 
auf die Quellen Industrie, Gewerbe und Hausbrand sowie den Verkehr. 
Der Bereich der Lösungsmittel aller Art spielt bei dieser Schadstoffgruppe 
eine sehr wichtige Rolle. Im ländlichen Raum dürfen Belastungen durch 
die Landwirtschaft jedoch  nicht außer Betracht bleiben. Die Zahl der 
Kohlenwasserstoffe ist sehr groß, so dass die Erfassung nur durch Sensi-
bilität und Selektivität der Analysenmethode begrenzt ist.
Die Gesamtemissionen in der Region Stuttgart sind für die wichtigsten 
Stoffe in Tabelle 6-2 zusammengefasst.
Quelle CO2 PM10 CO NOx SO2 VOC
Verkehr 4.571.192 1.234 62.347 16.574 76 4.925
Industrie und 
Gewerbe
5.332.853 550 2.127 2.935 1.471 8.253
Kleine und 
mittlere Anlagen




556.241 675 45.217 7.618 33 14.797
Summe 15.459.137 2.688 116.288 30.285 3.932 28.525
Tabelle 6-2: Gesamtemissionen (2004) in der Region Stuttgart in Tonnen pro Jahr; 
Quelle: LUBW, 2007
Man erkennt, dass der Kraftfahrzeugverkehr bei den Kohlenmonoxid- 
und Stickstoffoxid-Emissionen sowie bei den Emissionen von Feinstaub 
Hauptverursacher ist.
Bei sehr viel niedrigeren Emissionen insgesamt dominieren Industrie und 
Gewerbe beim Schwefeldioxid.
Flächenhafte Verteilung der Emissionen
Die flächenhafte Verteilung der Emissionen ist für drei wesentliche Stoffe 
CO2, NOx und PM10 dargestellt (Karten B3.1 - B3.5)  
Sie sind für jede Quadratkilometerfläche des Gauß-Krüger-Koordinaten-
netzes angegeben in kg pro Jahr (kg/a). Deutlich wird der starke Anteil 
des Autoverkehrs an den Emissionen
Abb. 6-6: Der Verkehr als Hauptschadstoffquelle für NOx und PM10
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6.7   Karten zur Windsituation
Die durch das komplexe Gebiet der Region Stuttgart geprägten Windfel-
der wurden bei zwölf verschiedenen großräumigen Anströmungen mit 
dem Programm METRAS-PC simuliert.
METRAS-PC ist ein nicht-hydrostatisches mesoskaliges Modell. Es ist in
Deutschland eingeführt und für den operationellen Einsatz vielfach er-
probt. Das nicht-hydrostatische Mesoskala-Modell METRAS PC erlaubt 
die Berechnung des Windes (Geschwindigkeit und Richtung) unabhängig 
von bodennahen Windmessungen, die insbesondere in komplexem Ge-
lände oder abgelegenen Gebieten häufig nicht den geforderten Quali-
tätsansprüchen genügen. Das Modell ist geeignet, lokal vorherrschende 
Strömungsverhältnisse hinreichend genau zu modellieren.
 
Im verwendeten Modell wurde das Rechengebiet mit einem dreidimensi-
onalen Maschennetz von Gitterpunkten überzogen. An jedem der Gitter-
punkte werden die grundlegenden atmosphärischen Zustandsgleichun-
gen (Bewegungsgleichungen, erster Hauptsatz, Kontinuitätsgleichung 
u. a.) numerisch gelöst. In das Modell gehen der Druckgradient bzw. 
der geostrophische Wind und die atmosphärische Stabilität, die Gelän-
dehöhe und Flächennutzung sowie die geographische Lage und weitere 
Eingangsdaten ein. Daraus berechnet METRAS PC die Windverhältnisse, 
wie sie sich unter den großräumigen meteorologischen Einflussgrößen in 
dem Modellgebiet einstellen.
Für den engeren Bereich (Region Stuttgart) wurde eine horizontale Git-
terweite von 400 m gewählt bei 30 Höhenschichten bis zu einer Höhe 
von 5000 m. Für den Bereich außerhalb der Regionsgrenze lag die Ma-
schenweite mit bis zu 5000 m höher.
Für einen Tag im Frühjahr und Sommer wurde für eine autochthone 
Wetterlage eine Berechnung von jeweils 24 h Dauer durchgeführt um 
Hangauf- und Hangabwinde zu erhalten.
Die synthetischen Windstatistiken basieren ebenfalls auf Modellrechnun-
gen mit dem prognostischen nicht-hydrostatischen Strömungsmodell 
METRAS PC. Zur Berechnung der synthetischen Windrosen wurden drei 
atmosphärische Stabilitäten, zwei Anströmgeschwindigkeiten (3 m/s und 
10 m/s) für ebenfalls zwölf Ansströmrichtungen gerechnet.
Für die GIS-Anwendung wurde ein Modul entwickelt, das es erlaubt, für 
jeden Ort in der Region eine synthetische Windrose zu berechnen und in 
die Karte einzuzeichnen (s. Karte B2.18).
Das Modell METRAS wurde an der Universität Hamburg entwickelt 
(Schlünzen H. et al, 2001) und erfüllt bereits weitgehend die nach der in 
Arbeit befindlichen VDI-Richtlinie 3783, Blatt 7 zu erwartenden Anforde-
rungen an evaluierte mesoskalige prognostische Modelle.




Die Planungshinweisekarten sind im GIS ebenfalls mit der TK 25 hinter-
legt. Sie geben Hinweise über die Klimasensibilität der Gebiete, sowohl 
im Freiland als auch im Siedlungsraum. Auch hier liegt die Genauigkeit 
im Maßstab von ca. 1:10 000.
Je heller die Farben sind, desto weniger empfindlich ist das Gebiet ge-
genüber Nutzungsänderungen insbesondere Bebauung.
Die genauen Angaben über die Inhalte der Karten finden sich unter C7.1 
und C7.2 Planungshinweise.
Abb. 6-9: Planungshinweiskarte aus dem Gebiet Fellbach, Kornwestheim
6.8   Klimaanalysekarten
Die Klimaanalysekarten sind im GIS mit der TK 25 hinterlegt. In ihnen 
sind sie wichtigsten Klimainformationen eines Gebiets zusammenge-
fasst. Die Genauigkeit dieser Karten liegt jedoch im Maßstab von ca. 
1:10 000. In Verbindung mit den Klimahinweiskarten ergibt sich ein ra-
scher Überblick über die lokale Klimasituation und eventuell notwendige 
vertiefende Betrachtungen.
Die genauen Angaben über die Inhalte dieser Karten finden sich unter 
C6.1 und C6.2 Klimaanalysekarte.
Abb. 6-8: Klimaanalysekarte aus dem Gebiet Fellbach, Kornwestheim
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Kaltluftmodellierung, Windfeldmodellierung; Büro Lohmeyer, Karlsruhe, 2007.
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Freiflächen mit bedeutender Klimaaktivität:
Klimaaktive Freiflächen in direktem Bezug zum Siedlungsraum.
Hohe Empfindlichkeit gegenüber nutzungändernden Eingriffen.
Freiflächen mit geringer Klimaaktivität:
Geringer Einfluss auf besiedelte Wirkungsräume oder Freiflächen innerhalb eines
ausgedehnten Klimapotenzials.
Relativ unempfindlich gegnüber begrenzten nutzungsänderden Eingriffen.
Freiflächen mit weniger bedeutender Klimaaktivität:
Keine direkte Zuordnung zu besiedelten Wirkungsräumen.
Geringere Empfindlichkeit gegenüber nutzungsändernden Eingriffen.
Bebaute Gebiete mit geringer klimarelevanter Funktion:
Keine nennenswerte klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit
gegenüber Nutzungsintensivieung und Bebauungsverdichtung.
Bebaute Gebiete mit klimarelevanter Funktion:
Geringe klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit gegenüber
Nutzungsintensivieung z.B. Arrondierung, Schließen von Baulücken.
Bebaute Gebiete mit bedeutender klimarelevanter Funktion:
Erhebliche klimatisch-lufthygienische Empfindlichkeit
gegenüber Nutzungsintensivieung.
Bebaute Gebiete mit klimatisch-lufthygienischen Nachteilen:
Verdichtete Siedlungsräume bzw. störende Bauwerke.
Unter stadtklimatischen Gesichtspunkten sanierungsbedürftig.
Siedlungsflächen
Belastung durch Emissionen
Straße mit extremer Verkehrsbelastung: extreme Luft-/Lärmbelastung.
Straße mit sehr hoher Verkehrsbelastung: sehr hohe Luft-/Lärmbelastung.
Straße mit hoher Verkehrsbelastung: hohe Luft-/Lärmbelastung.
Bei Planungen im Einwirkungsbereich dieser Straßen sind ggf. Immissionsprognosen erforderlich.
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Datengrundlage:
T.Nagel, Büro Lohmeyer, Karlsruhe; J.Baumüller, Abteilung Stadtklimatologie, Amt für Umwelt, Stadt Stuttgart, 2007.
ATKIS-DTK25 @ Landesvermessungsamt Baden-Württermberg (www.lv-bw.de) Az: 2851.9-1/19, 2005.

















Thermalbefliegung; Firma Spacetec, 29./30. August 2005.
Kaltluftmodellierung, Windfeldmodellierung; Büro Lohmeyer, Karlsruhe, 2007.
Luftbildplan; ATKIS-DOP@ Landesvermessungsamt Baden-Württermberg (www.lv-bw.de) Az: 2851.9-1/19, 2002/2003
Klimaelementekarten; DWD, Büro Lohmeyer, Karlsruhe, 2007.
Verkehrsdaten; Wirtschaftsverkehrsmodell, PTV, Karlsruhe, im Auftrag des Verband Region Stuttgart, 2007.






Luftleitbahn unbelastet: Täler, Sattellagen.
Luftleitbahn belastet: Emittenten in Tälern, Sattellagen.
Bahnanlagen-Klimatop:
extremer Termperaturtagesgang, trocken, windoffen, Luftleitbahn.
Gewerbe-Klimatop:
starke Veränderung aller Klimaelemente, Ausbildung des
Wärmeinseleffektes, teilweise hohe Luftschadstoffbelastung.
Industrie-Klimatop:
intensiver Wärmeinseleffekt, z.T. starke Windfeldstörung, problematischer
Luftaustausch, hohe Luftschadstoffbelastung (großräumig bedeutend).
Stadtkern-Klimatop:
intensiver Wärmeinseleffekt, geringe Feuchte, starke Windfeldstörung,
problematischer Luftaustausch, Luftschadstoffbelastung.
Stadt-Klimatop:
starke Veränderung aller Klimaelemente gegenüber dem Freiland,
Ausbildung einer Wärmeinsel, Luftschadstoffbelastung.
Stadtrand-Klimatop:
wesentliche Beeinflussung von Temperatur, Feuchte und Wind;
Störung lokaler Windsysteme.
Gartenstadt-Klimatop:
geringer Einfluss auf Temperatur, Feuchte und Wind.
Grünanlagen-Klimatop:
ausgeprägter Tagesgang der Temperatur und Feuchte,
klimatische Ausgleichsfläche in der Bebauung.
Wald-Klimatop:
stark gedämpfter Tagesgang von Temperatur und Feuchte,
Frisch-/Kaltluftproduktion, Filterfunktion.
Freiland-Klimatop:
ungestörter stark ausgeprägter Tagesgang von Temperatur und
Feuchte, windoffen,starke Frisch-/Kaltluftproduktion.
Gewässer-Klimatop:





Kaltluftsammlung in relativen Tieflagen, Kaltlufttransportbahnen.
Kaltluftproduktionsgebiete:
nächtliche Kalt-/Frischluftproduktion auf Freiflächen.
Belastung durch Emissionen
Straße mit extremer Verkehrsbelastung: extreme Luft-/Lärmbelastung.
Straße mit sehr hoher Verkehrsbelastung: sehr hohe Luft-/Lärmbelastung.
Straße mit hoher Verkehrsbelastung: hohe Luft-/Lärmbelastung.
Gewerbe und Industrie: relativ hohe Schadstoffemissionen.
Wohnen: relativ hohe Hausbrandemissionen.
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Abb. 7-2: Globale Temperaturanomalie 2004 ; Anomalie (1880 -2004) (NASA)
Die global zehn wärmsten Jahre lagen alle nach 1990. Die Gletscher der 
Alpen schmelzen, und der Meerespiegel steigt an. Große Veränderungen 
sind außer bei den Temperaturen auch bei den Niederschlägen zu erwar-
ten. Komplexe Klimamodelle lassen es zu, die Entwicklung in den näch-
sten Jahrzehnten zu berechnen, wobei man von verschiedenen Szenarien 
mit unterschiedlichen CO2-Emissionen ausgeht. Dabei wird heute als die 
wahrscheinlichste Entwicklung das Szenario A1B zugrundegelegt.
7. AUSBLICK  
Unser Klima befindet sich im Wandel. Dies ist in den letzten Jahren allen 
klar geworden, die bewusst durch das Leben gehen. Im neuesten Bericht 
des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC, 2007) wird infol-
ge der Zunahme von Treibhausgasen, insbesondere dem Kohlendioxid, 
eine globale Temperaturerhöhung von 1,5 bis 4,5 Grad prognostiziert. 
Dabei wird in diesem Bericht deutlich, dass diese globale Temperaturer-
höhung überwiegend vom Menschen verursacht wird. Die Erwärmung 
der Atmosphäre und der Ozeane mit all den Folgewirkungen wird nicht 
überall auf der Erde gleich ausfallen.
Der Winter 2006/2007 war weltweit der wärmste Winter seit es Wetter-
aufzeichnungen gibt (Abb. 7-1) dabei waren die Abweichungen in den 
nördlichen Breiten am größten.
Abb. 7-1: Temperaturabweichungen im Winter 2006/2007
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Abb. 7-3: Globale Temperaturentwicklungen für verschiedene Szenarien
Global wird mit einer Temperaturerhöhung bis 2100 von 1,5 bis 4,5 Grad 
gerechnet (Abb. 7-3), dabei ist zu beachten, dass die Temperaturzunah-
men in den nördlichen Breiten teilweise noch deutlich höher ausfallen 
können (Abb. 7-4).
Die Abbildung 7-5 zeigt die Veränderung der maximalen Trockenperio-
den in der Zukunft. Vor allem im Mittelmeerraum aber auch in Frankreich 
und der Bundesrepublik werden die Trockenperioden zunehmen. Einen 
Vorgeschmack zeigte der April 2007, in dem es in weiten Gegenden von 
Deutschland keinen oder nur extrem wenig Niederschlag gab.
Diese globalen Veränderungen haben zwangsläufig auch Auswirkungen 
auf das Klima in der Bundesrepublik und unsere Region zur Folge.
Abb. 7-4: Temperaturtrend 1976 bis 2000 (Quelle: IPCC-TAR 2001)
Abb.7-5: Extreme Trockenheit: Prozentuale Änderung der maximalen Trockenpe-
rioden für den Zeitraum 2071 - 2100 im Vergleich mit  
1961 - 1990. Szenario A1B.  © MPI Met
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7.1 Auswirkungen des Klimawandels auf die Region Stuttgart
Auch in der Region Stuttgart ist die Klimaveränderung schon bemerk-
bar. Bei der Betrachtung der Temperaturentwicklung an der Station 
Stuttgart-Hohenheim, der längsten Messreihe in der Region, kann man 
erkennen, dass seit 1878 bis heute die Jahresmitteltemperatur um ca. 2 
Grad zugenommen hat, mit einem verstärkten Anstieg seit Anfang der 
70er Jahre.
Abb. 7-6: Entwicklung der mittleren jährlichen Lufttemperaturen in Stuttgart-
Hohenheim seit 1878 (Institut für Physik, Universität Hohenheim)
Durch die Entwicklung neuer Computerprogramme und leistungsfähiger 
Rechner lassen sich nun auch die Auswirkungen des Klimawandels auf 
der Maßstabsebene der Bundesrepublik und einzelner Bundesländer 
insbesondere für die Lufttemperaturen und die Niederschlagsverhältnis-
se abschätzen (REMO (2006), WETTREG (2006)) (Abb.7-7). 
Die bisherigen Aussagen über Klimaveränderungen wie z. B. des IPCC 
(Intergovernmental Panel on Climate Change) beziehen sich im Wesent-
lichen auf globale bzw. großskalige Bereiche (z.B. Nordeuropa). Verläss-
liche Aussagen über Auswirkungen im regionalen Bereich, d.h. in den 
einzelnen unterschiedlich strukturierten Gebieten oder Mittelgebirgs-
landschaften, liegen derzeit nicht vor. 
Für Baden-Württemberg wurde mit den Projekten KLARA (LUBW, 2005) 
und KLIWA (LUBW,2007) die besondere Situation in Baden-Württemberg 
untersucht. Für den Bereich Wasserwirtschaft wurde gemeinsam mit dem 
Land Bayern und dem Deutschen Wetterdienst das Projekt KLIWA – Kli-
maänderung und Konsequenzen für die Wasserwirtschaft – entwickelt.
Zusätzlich wurde das Verbundprojekt KLARA initiiert, das sich mit den 
Auswirkungen des Klimawandels befasst, für die das Land außerdem 
besonders anfällig ist. 
Beide Untersuchungen lassen deutliche Änderungen des Klimas und der 
klimatischen Wasserbilanz im Referenzzeitraum 1951-2000 erkennen. 
Die Jahresmitteltemperatur steigt um 2 Grad und die Jahressummen der 
Niederschläge nehmen durchweg zu, stellenweise bis 250 mm. Die An-
zahl der Starkregentage nimmt im Mittel um 11 zu, die Sommertage um 
20, während die Zahl der Frosttage im Mittel um 30 abnimmt. 
Für die Abschätzung von zukünftigen Klimabedingungen wird auf Ergeb-
nisse aus dem Vorhaben KLIWA zurückgegriffen, wobei die Berechnun-
gen des Potsdam Institutes für Klimafolgenforschung hierzu nochmals 
optimiert wurden. 
Die Ergebnisse der Szenarienberechnungen lassen bis zum Jahr 2050 
nochmals ein Ansteigen der Jahresmitteltemperatur und der Jahressum-
men der Niederschläge erwarten. Zunehmen sollen demnach aber auch 
die Anzahl der Sommer- und Hitzetage, wobei gleichzeitig die Anzahl 
der Frost- und Eistage abnimmt (LUBW, 2007). Die Abbildung 7-7 zeigt 
den Vergleich verschiedener Regional-Klimamodelle für die Entwicklung 
der Anzahl heißer Tage.
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                                                     Abb. 7-7: Temperaturzunahmen  
                                                                in den Jahren 2071-2100 
                                                                Quelle: UBA, 2006; Stern 6, 2007
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Abb. 7-7: Entwicklung der Anzahl heißer Tage nach verschiedenen Regional-Klimamodellen, Quelle der Abbildung DWD, 2008
Liste von Windkraftanlagen in Baden-Württemberg
aus Wikipedia, der freien Enzyklopädie
Die Liste von Windkraftanlagen in Baden-Württemberg enthält die Windkraftanlagen mit einer Gesamthöhe von mindestens 100 Metern mit ihren
wichtigsten technischen Daten. Anlagen mit Stahlfachwerkturm sind durch Kursivdruck gekennzeichnet.
Einzelne Windkraftanlagen







Aalen-Dewangen 48° 52′ 17″ N,10° 2′ 10″ O 1 Seewind 110 110 1998 31 20 42
Aichstrut/Welzheim 48° 53′ 36″ N,9° 39′ 32″ O 1
Fuhrländer
FL 1000/54 1000 2004 70 54 96,5
Alpirsbach-Römlinsdorf 48° 20′ 0″ N,8° 28′ 56″ O 1
Fuhrländer
FL 300 300 1999 50 29,5 64,75
Amstetten-Dorf 48° 34′ 6″ N,9° 50′ 20″ O 1 1300 2002 113
Amstetten-Dorf 48° 34′ 6″ N,9° 50′ 20″ O 1 1300 2002 113
Amstetten-Schalkstetten 48° 37′ 37″ N,9° 55′ 20″ O 1 1300 2000/2001 111
Amstetten-Schalkstetten 48° 37′ 35″ N,9° 55′ 37″ O 1 1300 2000/2001 111
Auingen 48° 24′ 8″ N,9° 31′ 44″ O 2 Vestas 750 2000 60
Bad Peterstal/Bad
Griesbach
48° 28′ 37″ N,
8° 16′ 11″ O 1 1500 80 70 115
Berghülen 48° 26′ 45″ N,9° 44′ 47″ O 1 2000 2009 139,3
Bonndorf 47° 49′ 30″ N,8° 20′ 52″ O 1 600 2001 85
Bopfingen-Unterriffingen
48° 50′ 4″ N,
10° 18′ 47″ O 1
Enercon
E-40 600 2000 78 44 100
Bopfingen-Unterriffingen
48° 50′ 11″ N,
10° 18′ 42″ O 1
Enercon
E-58 1000 2003 90 58,6 119,3
Buchen-
Hettingen/Segerland
49° 31′ 47″ N,
9° 22′ 15″ O 1
Fuhrländer
MD 77 1500 2002 85 77 123,50
Buchen-
Hettingen/Segerland
49° 31′ 47″ N,
9° 22′ 15″ O 1
Fuhrländer
MD 77 1500 2002 85 77 123,50
Crailsheim 49° 7′ 6″ N,10° 8′ 29″ O 1
Fuhrländer
MD 77 1500 2006 100 77 138,5
Creglingen/Niederrimbach 49° 28′ 49″ N,9° 58′ 39″ O 1
Enercon
E-70 E4 2000 2004 98 70 133,8
Dornhan 48° 21′ 50″ N,8° 33′ 1″ O 1
Neg Micon
NM82/1500 1500 2003 109 82 147,75
Dornhan 48° 21′ 50″ N,8° 33′ 1″ O 147,75





1500 2004 114 72 149,6
Dornstetten 48° 28′ 1″ N,8° 31′ 25″ O 1
Dunningen 48° 13′ 16″ N,8° 31′ 22″ O 1 600 2000 87
Dunningen 48° 13′ 17″ N,8° 31′ 55″ O 1
Enercon
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Dürrenmettstetten 48° 23′ 43″ N,8° 34′ 32″ O 1 Vestas V 44 600 65 44 87
Dürrenmettstetten 48° 23′ 49″ N,8° 34′ 33″ O 1 Vestas V 44 600 65 47 89
Dürrenmettstetten 48° 23′ 51″ N,8° 35′ 6″ O 1
Ellenberg
49° 0′ 19″ N,
10° 12′ 25″ O 1
Enercon
E-58 1000 2001 68 59 97,5
Ellwangen-Pfahlheim
bei Buchhausen
48° 57′ 27″ N,
10° 18′ 8″ O 1
Enercon
E-40 600 2004 78 44 100
Ellwangen-Pfahlheim
bei Buchhausen
48° 57′ 31″ N,
10° 18′ 8″ O 1
Enercon
E-48 600 2006 76 48 100
Ettenheim-Mahlberg 48° 15′ 57″ N,7° 52′ 33″ O 1
Südwind S
77 90 77 128,5
Fischerbach/Brandenkopf 48° 20′ 23″ N,8° 9′ 18″ O 1
Enercon
E-58 1000 2002 70 29,6 99,6
Fischerbach/Brandenkopf 48° 20′ 21″ N,8° 8′ 55″ O Nordex N 43 43 99,6
Flourn-Winzeln 48° 18′ 6″ N,8° 30′ 25″ O 2
Repower
MD77 1500 2003 85 77 123,50
Fluorn-Winzeln 48° 18′ 14″ N,8° 30′ 18″ O 125,25
Frankenhardt/Honhardt-
Appensee
49° 3′ 54″ N,
10° 3′ 37″ O 1
REpower
MM92 2000 2007 80 92 126,5
Freudenberg ( Dürrhof) 49° 44′ 44″ N,9° 21′ 32″ O 2
REpower
MM82 2000 2007 100 82 141
Freudenstadt,
Untermusbach
48° 31′ 31″ N,
8° 26′ 2″ O 1500 2002 100 77 138,5
Froehnd 47° 45′ 53″ N,7° 51′ 17″ O 2
Enercon
E-70 – E 4 2000 85 70 121,02
Geislingen-Steige 48° 39′ 48″ N,9° 51′ 29″ O 2 Vestas V90 2000 2006 105 90 150
Gerabronn 49° 16′ 5″ N,9° 55′ 35″ O 1 1000 2001 100
Gerabronn 49° 15′ 52″ N,9° 56′ 23″ O 1 800 93
Gerabronn 49° 15′ 52″ N,9° 56′ 23″ O 1 Dewind D4 600 1998 60 48 84
Gerabronn 49° 14′ 12″ N,9° 52′ 3″ O 1 800 93
Gerchsheim 1 EnerconE-40 800 2001 78 40 98
Glatten 48° 26′ 42″ N,8° 31′ 48″ O 1 600 77,5 44 99,5
Großrinderfeld/Gerchsheim 49° 42′ 32″ N,9° 46′ 1″ O 1 1000 2003 118
Hardheim-Erfeld 49° 33′ 18″ N,9° 30′ 55″ O 2
AN-Bonus
62/1,3 1300 2003/2007 80 62 111
Heckfeld 2 EnerconE-58 1000 2001 70 58 99
Herbolzheim 48° 13′ 38″ N,7° 45′ 11″ O 1 Tacke 77 46 100
Heroldstatt 48° 26′ 50″ N,9° 38′ 17″ O 1
Enercon
E-17 80 1989 28 17 36,5
Hochsträß 48° 39′ 18″ N,9° 56′ 10″ O 4
Vestas
V47-660/200 660 2000 76 47 99,5
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Hornberg 48° 14′ 20″ N,8° 14′ 50″ O 2
Enercon
E-82 2000 2009 98 82 139
Hornberg-Reichenbach
(Steigers Eck)
48° 11′ 27″ N,
8° 18′ 29″ O 1 Vestas V90 2000 2011 125 90 170
Hüfingen-Fürstenberg 47° 53′ 21″ N,8° 34′ 59″ O 1
REpower
MD 77 1500 2001 90 77 128,50
Illmensee 47° 53′ 14″ N,9° 21′ 16″ O 3 Nordex N 54 1000 1997 60 54
Ingelfingen\Stachenhausen 49° 20′ 36″ N,9° 41′ 59″ O 1
REPower
MD77 1500 2003 100 77 138,5
Ilshofen-Ruppertshofen 49° 11′ 35″ N,9° 53′ 42″ O 1
Fuhrländer
MD-77 1500 2006 100 77 138,5
Ilshofen-Ruppertshofen 49° 10′ 59″ N,9° 54′ 8″ O 1
REpower
MM92 2000 2007 80 92 126,25
Ingersheim 48° 58′ 28″ N,9° 10′ 18″ O 1
Enercon
E-82 2000 2011 138 82 179
Kippenheim/Schmieheim 48° 16′ 14″ N,7° 53′ 31″ O 1
Südwind
S77 1500 2001 90 77 128,5
Kirchberg an der Jagst 49° 11′ 6″ N,9° 57′ 15″ O 2
Enercon
E82/2000 2000 2006 108 82 149
Kirchheim 49° 40′ 19″ N,9° 50′ 54″ O 2
Enercon
E-40 600 2002 78 40 98
Kirchheim 49° 40′ 19″ N,9° 50′ 54″ O 1
Enercon
E-48 600 2002 78 48 102
Königheim-Gissigheim 49° 35′ 1″ N,9° 35′ 42″ O 1
Enercon
E-58 1000 2001 70 58 98
Lahr-Sulz und Seelbach 48° 17′ 53″ N,7° 53′ 56″ O 2 Nordex S-77 1500 2005 90 77 128,5
Langenbrand 48° 48′ 18″ N,8° 37′ 27″ O 1
Seewind
52-750-75 750 1998 74 52 100
Leibertingen 49° 35′ 47″ N,9° 31′ 10″ O 1 600 50
Leipferdingen 47° 52′ 10″ N,8° 41′ 15″ O 3 Vestas V44 600 1996 63 44 85
Lonsee 48° 34′ 9″ N,9° 56′ 31″ O 1 170
Loßburg 48° 23′ 36″ N,8° 26′ 45″ O 2
Vestas
V52-850kW 800 74,5 50 99,5
Mahlberg-Orschweier 48° 16′ 1″ N,7° 52′ 33″ O 2
Nordex
N80/2500 2500 2000 80 80 120
Maxau 49° 2′ 3″ N,8° 18′ 18″ O 1
Seewind
20/110 110 1997 34,2 20 44,2
Melchingen 48° 22′ 11″ N,9° 9′ 4″ O 3 Micon 600 1995
Mudau, Steinbach,
Sohläcker
49° 33′ 29″ N,
9° 15′ 17″ O 3
REpower
MM92 2000 2010 100 92 146,3
Mulfingen 49° 24′ 22″ N,9° 47′ 58″ O 1
Enercon
E-82 2006 100 82 141
Nellingen 48° 32′ 10″ N,9° 48′ 57″ O 1
Nellingen 48° 32′ 7″ N,9° 49′ 9″ O 1 1200 1999 92
Neresheim 48° 47′ 46″ N,10° 21′ 2″ O 3
Repower
MM92 2000 2007 100 92,5 146,3
Neueck 48° 2′ 51″ N,8° 10′ 7″ O 2
Enercon E
40 78 44 100
Oberjettingen 48° 34′ 28″ N,8° 45′ 6″ O 1 Seewind 20 110 1995 31,2 22 42,2
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49° 35′ 40″ N,
9° 31′ 19″ O 4
Enercon
E-40 600 2002 78 40 98
Pülfringen und Erfeld 49° 33′ 29″ N,9° 30′ 54″ O 7
Bonus 1,3
MW / 62 1300 80 62 111
Ravenstein-Erlenbach 49° 23′ 39″ N,9° 32′ 9″ O 1
Fuhrländer
MD 77 1500 2007 100 77 138,5
Ravenstein-Erlenbach 49° 23′ 39″ N,9° 32′ 9″ O 1
REpower
MM 92 2000 2007 100 92 146
Ravenstein-Merchingen 49° 23′ 39″ N,9° 32′ 9″ O 2
REpower
MD77 1500 2004 100 77 138,5
Renquishausen 48° 5′ 30″ N,8° 52′ 54″ O 4
Enercon
E-40 500 1996 65 40,5 85,25
Rohrhardsberg 48° 8′ 12″ N,8° 7′ 24″ O 1
Enercon
E-66 2004 78 66 111
Rosenberg-Hirschlanden 49° 27′ 36″ N,9° 30′ 11″ O 2
REpower
MM 82 2000 2004 100 82 141
Schonach 48° 8′ 14″ N,8° 10′ 35″ O 1 Nordex S77 1500 2001 90 77 128,5
Schonach 48° 9′ 4″ N,8° 11′ 49″ O 1
Südwind S
77 1500 2002 96,5 77 135
Schonach 48° 7′ 45″ N,8° 11′ 52″ O 1
Enercon
E-70 2000 2006 98 70 133
Schopfloch 48° 24′ 14″ N,8° 33′ 31″ O 1
Enercon
E-82 2000 2011 138.4 82 179,4
Schwäbisch Hall 49° 8′ 41″ N,9° 47′ 22″ O 2
Enercon
E-40 500 1996 65 40,5 85,25
Schweighausen 48° 13′ 58″ N,7° 58′ 51″ O 1 Seewind 750 65 52 91
Schweighausen 48° 13′ 58″ N,7° 58′ 45″ O 1
Seewind
20/110 1997 33 20 43
Seckach-Großeicholzheim 49° 27′ 17″ N,9° 16′ 19″ O 2
REpower
MM92 2000 2008 100 92 146







48° 39′ 47″ N,





48° 39′ 47″ N,
9° 51′ 48″ O 2 Vestas V90 2000 2006 105 90 150
St. Peter, Brosihof 48° 3′ 22″ N,8° 4′ 2″ O 1 2000 2006 149
St. Peter/Schönhöfe 48° 3′ 13″ N,8° 4′ 15″ O 1
Enercon
E-70 E4 2006 85 70 120,5






1 x 800 2009 99 / 73,25 82 / 52,9 140,4 / 99
Streuberg, Kressberg-
Bergertshofen
49° 9′ 46″ N,
10° 13′ 1″ O 1
Enercon
E-70 E4 2000 2006 98,2 71 133,7
Stödtlen
48° 59′ 4″ N,
10° 17′ 47″ O 3
Repower
MM92 2000 2006 100 92,5 146,3
Stuttgart (Grüner Heiner) 48° 49′ 51″ N,9° 5′ 50″ O 1
Enercon E
40 500 1999 46 44 68
Tauberbischofsheim-
Dittwar
49° 34′ 14″ N,
9° 38′ 8″ O 1
Enercon
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Tennenbronn ( Windkapf) 48° 11′ 16″ N,8° 18′ 22″ O 1
Enercon
E-66/18,70 1800 2006 98 70 133
Tennenbronn 48° 10′ 58″ N,8° 17′ 53″ O 1
RePower
MD77 1500 100 77 138,5
Tennenbronn 48° 10′ 52″ N,8° 17′ 51″ O 2
Repower
MD77 1500 2004 100 77 138,5
Tennenbronn 48° 10′ 19″ N,8° 22′ 4″ O 1 Vestas V90 2000 105 90 150
Vaihingen/Enz-Gündelbach 48° 59′ 38″ N,8° 57′ 15″ O 1
Inventus
Wenus 5 1994 19 7 22,5
Vöhrenbach-Fernhöhe 47° 59′ 49″ N,8° 10′ 27″ O 1 Nordex N29 250 1996 51,5 29,5 66,25
Villingen-Schwenningen 48° 5′ 16″ N,8° 29′ 50″ O 1 Nordex N-62 69 62 100
Villingen-Schwenningen 48° 5′ 11″ N,8° 30′ 25″ O 1
Enercon
E-44 600 65 44 87
Waldmössingen 48° 15′ 46″ N,8° 30′ 27″ O 4 NEG-Micon 900 2001 72 52 98
Walzbachtal 49° 0′ 16″ N,8° 37′ 6″ O 1 110 24 19,2 33,6
Weikersheim 49° 28′ 42″ N,9° 57′ 47″ O 1 2000
Weikersheim 49° 28′ 54″ N,9° 57′ 54″ O 1 2000 100
Weikersheim, Neubronn 49° 28′ 44″ N,9° 58′ 4″ O 148,4
Weikersheim, Neubronn 49° 28′ 44″ N,9° 58′ 4″ O 1
REPower
MM92 2050 2010 100 92 146
Weitingen 48° 28′ 8″ N,8° 48′ 23″ O 1 Nordex N 43 600 1998 60 43 82,5
Welzheim 48° 53′ 36″ N,9° 39′ 34″ O 1
Fuhrländer
FL-1000 1000 70 54 97
Wolpertshausen 49° 9′ 30″ N,9° 51′ 34″ O 2 Dewind D4 600 2001 70 48 94
Wurmberg ( Einflügler) 48° 51′ 56″ N,8° 48′ 50″ O 1 5 13,7 8 17,7
Zimmern-Stetten 48° 10′ 48″ N,8° 33′ 25″ O 1 800 2000 95
Windparks
Als Windparks gelten Gruppen von drei und mehr Windkraftanlagen an einem Standort.








48° 50′ 13″ N,
10° 12′ 40″ O 7
RePower
MM92 2000 2006 100 92 146,3
Altheim 49° 32′ 10″ N,9° 28′ 41″ O 3
Fuhrländer
FL 1000 1000 2000 70 54 97
Amstetten 48° 33′ 59″ N,9° 50′ 31″ O 4 Dewind 48 1998 70 48 94
Bad Rippoldsau-
Schapbach
48° 24′ 2″ N,
8° 17′ 10″ O 3
Vestas
V90/2000 2000 2006 105 90 150
Böttingen 48° 24′ 12″ N,9° 33′ 6″ O 5
Neg Micon
NM48/750 750 2000 70 48 94
Boxberg-Uiffingen 49° 30′ 42″ N,9° 34′ 20″ O 5
Vestas
V90/2000 2000 2004 105 45 150
Böhmenkirch 48° 41′ 51″ N,9° 56′ 53″ O 3
REpower
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Creglingen 49° 30′ 34″ N,10° 5′ 27″ O 3
Repower
MD77 1500 2005 100 77 138,5
Eschach 48° 53′ 1″ N,9° 50′ 8″ O 3
Enercon
E-82 2000 2009 98,3 82 139,3
Essingen-Lauterburg 48° 46′ 19″ N,10° 0′ 10″ O 5
Repower
MM92 2000 2006 100 92,5 146,3
Ettenheim-Brudergarten 48° 15′ 27″ N,7° 52′ 23″ O 3
Nordex N
62 1300 2000 69 62 100








2001 85 70 120/1x 133,79
Freiburg 47° 55′ 1″ N,7° 52′ 38″ O 2
Enercon
E-66/18,70 1800 2003 98 70 133
Freiburg-Ebnet und
Gundelfingen
48° 0′ 44″ N,
7° 54′ 13″ O 4
Enercon
E-66/18,70 1800 2003 98 70 133

















Gosbach 48° 33′ 8″ N,9° 42′ 16″ O 3 Vestas V 52 850 2002 52



















4000 20042009 100 80 140
Karlsruhe, Mülldeponie
West
49° 1′ 11″ N,
























49° 20′ 38″ N,
9° 41′ 37″ O 4
REpower
MM92 2000 2007 100 92 146,25
Krensheim 49° 37′ 54″ N,9° 46′ 14″ O 3
Enercon
E-40 600 2004 65 40 85
Külsheim 49° 40′ 48″ N,9° 29′ 18″ O 4
Enercon
E-40 600 2004 78 40 98
Langenau ( Holzkirch/
Neenstetten)
48° 31′ 59″ N,
10° 0′ 29″ O 3
Repower
MM92 2000 2007 100 92 146,3













Schelklingen 48° 23′ 32″ N,9° 37′ 32″ O 5
Neg Micon
NM44/750 750 2000 70 44 92
Schrozberg/Lindlein 49° 18′ 38″ N,10° 0′ 5″ O 3
NEG Micon
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Weikersheim/Neubronn 49° 28′ 43″ N,9° 58′ 19″ O 4 1800 2002 133,8
Werbach 49° 42′ 52″ N,9° 41′ 11″ O 9
Vestas
V80/2000 2000 2007 95 80 135
Wertheim-Höhefeld 49° 43′ 54″ N,9° 36′ 33″ O 5 3600 2001/2002 98-120













Wiesensteig 48° 33′ 9″ N,9° 37′ 18″ O 6
NEG Micon
NM 48/750 750 2000 70 48 94
Weblinks
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Verteilhinweis:
Diese Veröffentlichung wird von der Landesregierung Baden-
Württemberg im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Verpflichtung
zur Unterrichtung der Öffentlichkeit herausgegeben. Sie darf we-
der von Parteien noch von deren Kandidaten oder Helfern
während eines Wahlkampfs zum Zweck der Wahlwerbung ver-
wendet werden.
Missbräuchlich sind insbesondere die Verteilung auf Wahlveran-
staltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen,
Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder
Werbemittel.
Untersagt ist auch die Weitergabe an Dritte zur Verwendung bei
der Wahlwerbung. Auch ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorste-
henden Wahl darf die vorliegende Druckschrift nicht so verwendet
werden, dass dies als Parteinahme der Herausgeberin zugunsten
einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. Diese
Beschränkungen gelten unabhängig vom Vertriebsweg, also un-
abhängig davon, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese
Informationsschrift dem Empfänger zugegangen ist.
Erlaubt ist es jedoch den Parteien, diese Veröffentlichung zur 
Unterrichtung ihrer Mitglieder zu verwenden.
Landesentwicklungsplan 2002
Baden-Württemberg




Die Landesregierung hat mit dem Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 ein neues Kursbuch für die räum-
liche Entwicklung Baden-Württembergs beschlossen. Zugleich wird damit das 1998 novellierte Raumord-
nungsgesetz umgesetzt. Der LEP 2002 verbindet wesentliche neue Akzente mit bewährten Zielsetzungen
des Landesentwicklungsplans 1983, der für fast 20 Jahre Leitschnur der Raumentwicklung in Baden-
Württemberg gewesen ist. Die Landesregierung unterstreicht hiermit den langfristigen Charakter landes-
planerischer Vorgaben und die Notwendigkeit der Kontinuität räumlicher Ordnung und Entwicklung. 
Im Vordergrund des neuen, vom Wirtschaftsministerium unter Beteiligung der berührten Fachressorts er-
stellten Entwicklungskonzepts steht die nachhaltige Sicherung von Lebensqualität und Wohlstand. Einen
besonderen Stellenwert haben der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, die Sicherung der Wett-
bewerbsfähigkeit des Landes als Wirtschafts- und Wohnstandort, der Erhalt der Primärfunktionen von
Land- und Forstwirtschaft sowie die Offenhaltung angemessener Gestaltungsmöglichkeiten für kommende
Generationen. 
Der neue Landesentwicklungsplan wirkt gezielt darauf hin, die Inanspruchnahme freier Flächen für Sied-
lungs- und Verkehrszwecke und den Verbrauch von Rohstoffen, Energie und Wasser auf das für eine lang-
fristig ausgewogene Entwicklung notwendige Maß zu begrenzen. Gleichzeitig zielt er darauf ab, die 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Bedürfnisse angemessen zu berücksichtigen, die regionale Vielfalt
zu bewahren und in allen Landesteilen räumliche Voraussetzungen für gleichwertige Lebensverhältnisse,
günstige wirtschaftliche Entwicklungsperspektiven und gesunde Umweltbedingungen zu erreichen.
Die landesplanerischen Zielsetzungen sollen vor allem durch eine Weiterentwicklung der dezentralen
Siedlungsstruktur und eine flächendeckende Versorgung mit moderner Infrastruktur sowie durch Stär-
kung der regionalen Eigenkräfte, Förderung regionaler Kooperation und Zuweisung besonderer regiona-
ler Entwicklungsaufgaben unterstützt werden. 
Um einen breiten Konsens mit den regionalen, kommunalen und fachplanerischen Entwicklungsvorstel-
lungen zu erreichen, hatte das Wirtschaftsministerium in einem breit angelegten Anhörungsverfahren
mehr als 1500 Planungsträger beteiligt: Landtag, Regionalverbände, Landkreise, Städte und Gemeinden,
Wirtschaftsorganisationen, Naturschutzverbände und viele andere Institutionen. Fast 5000 Anregungen,
Wünsche und Forderungen wurden bewertet und soweit möglich in den Plan integriert. Ich gehe deshalb
davon aus, dass der Landesentwicklungsplan 2002 von einer breiten Zustimmung getragen wird. Seine
Zielsetzungen sollen die regionale Selbstverantwortung und Planungskompetenz stärken und im Sinn 
einer nachhaltigen Entwicklung des Landes und seiner Teilräume ausgeformt und vor Ort umgesetzt 
werden.
Stuttgart, im September 2002
Dr. Walter Döring, MdL








Auf Grund von § 6 Abs. 1 des Landesplanungsgesetzes (LplG) in der Fassung vom 8. April 1992 (GBl. S.
229) wird verordnet:
§ 1
(1) Der Landesentwicklungsplan 2002 Baden-Württemberg (LEP 2002) wird für verbindlich erklärt.
(2) Der Textteil des LEP 2002 ist dieser Verordnung als Anlage angeschlossen. Textteil und Kartenteil des
LEP 2002 werden auf die Dauer eines Monats bei den Raumordnungsbehörden – Wirtschaftsministerium
und Regierungspräsidien – sowie bei den Regionalverbänden zur kostenlosen Einsicht durch jedermann
während der Sprechzeiten öffentlich ausgelegt.
(3) Der LEP 2002, Textteil und Kartenteil, ist im Anschluss an die öffentliche Auslegung bei den Raumord-
nungsbehörden – Wirtschaftsministerium und Regierungspräsidien – sowie bei den Regionalverbänden
niedergelegt; dort kann ihn jedermann während der Sprechzeiten kostenlos einsehen.
§ 2
Der LEP 2002 gilt, auch wenn bei seiner Aufstellung Verfahrens- oder Formvorschriften des Landespla-
nungsgesetzes verletzt worden sein sollten, gemäß § 7 LplG als von Anfang an gültig zustande gekommen,
wenn die Verletzung dieser Vorschriften nicht innerhalb eines Jahrs nach Verkündung dieser Verordnung
schriftlich gegenüber dem Wirtschaftsministerium unter Darlegung des Sachverhalts, der die Verletzung
begründen soll, geltend gemacht worden ist.
§ 3
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft*. Gleichzeitig tritt die Verordnung der Lan-
desregierung über die Verbindlicherklärung des Landesentwicklungsplans 1983 vom 12. Dezember 1983
(GBl. 1984 S. 37, ber. S. 324), geändert durch Artikel 97 der Verordnung vom 23. Juli 1993 (GBl. S. 533),
außer Kraft.
STUTTGART, den 23.07.2002
Die Regierung des Landes Baden-Württemberg
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Der tief greifende politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche Wandel, die fortschreitende Internatio-
nalisierung und Globalisierung sowie die Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen haben die 
Rahmenbedingungen für die Entwicklung Baden-Württembergs stark verändert. Die Landesregierung
trägt den damit verbundenen Herausforderungen und Zukunftsaufgaben durch Fortschreibung des Lan-
desentwicklungsplans Rechnung. Der neue Landesentwicklungsplan knüpft an die im Landesentwick-
lungsbericht 1994 aufgezeigten raumbedeutsamen Entwicklungen und Perspektiven an. 
Leitvorstellung ist eine nachhaltige, an sozialer Gerechtigkeit, wirtschaftlicher Effizienz und sparsamer 
Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen ausgerichtete Siedlungs- und Freiraumentwicklung, die die 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in
Einklang bringt und das Land als europäischen Lebens-, Kultur- und Wirtschaftsraum stärkt. 
Der Landesentwicklungsplan stellt das rahmensetzende, integrierende Gesamtkonzept für die räumliche
Ordnung und Entwicklung des Landes dar. Er legt im Rahmen der bundes- und landesrechtlichen Rege-
lungen die Ziele und Grundsätze der Raumordnung für die Landesentwicklung sowie für die Abstimmung
und Koordination raumbedeutsamer Planungen fest. 
Am Landesentwicklungsplan sind alle räumlichen Planungen, insbesondere die Regionalplanung, die
kommunale Bauleitplanung und die fachlichen Einzelplanungen, sowie raumbezogene Förderprogramme
auszurichten. Als übergeordneter Gesamtplan enthält der Landesentwicklungsplan keine parzellen-
scharfen Festlegungen.
Die Ziele (Z) des Landesentwicklungsplans sind von allen öffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen als rechtsverbindliche Vorgaben zu beachten. Sie lassen je nach Konkretisie-
rungsgrad nachfolgenden Planungen Spielräume zur Ausfüllung und Verfeinerung, können jedoch durch
planerische Abwägung oder Ermessensausübung nicht überwunden werden. Die Ziele sind auch für Per-
sonen des Privatrechts bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben verbindlich, wenn an ihnen die 
öffentliche Hand mehrheitlich beteiligt ist oder wenn die Planungen und Maßnahmen überwiegend mit 
öffentlichen Mitteln finanziert werden. Ziele, die die Bauleitplanung betreffen, begründen darüber hinaus
eine Anpassungspflicht.
Die Grundsätze (G) enthalten allgemeine Aussagen, die bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen










LEP 2002 Leitbild der räumlichen Entwicklung
1. Leitbild der räumlichen Entwicklung
1.1 G Die Entwicklung des Landes ist am Prinzip der Nachhaltigkeit auszurichten. Bei der Be-
friedigung der sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum sind die natürlichen
Lebensgrundlagen zu schützen, ein hohes Maß an Lebens- und Umweltqualität anzustre-
ben und angemessene Gestaltungsmöglichkeiten für künftige Generationen offen zu halten. 
1.2 G In allen Teilräumen des Landes ist unter Berücksichtigung der weiteren Bevölkerungs-
entwicklung auf gleichwertige Lebensverhältnisse und eine tragfähige Sozialstruktur
hinzuwirken. Dazu sind eine ausreichende Bereitstellung von Wohnraum, gesunde Um-
weltbedingungen, ein breites Angebot an Arbeitsplätzen unterschiedlicher Anforderun-
gen, eine bedarfsgerechte Ausstattung mit Infrastruktureinrichtungen und eine wohnort-
nahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen anzustreben. Die unterschiedlichen 
Bedürfnisse der verschiedenen demografischen und sozialen Gruppen der Gesellschaft
sowie die besondere Situation von Frauen, Familien und Kindern, älteren Menschen so-
wie Menschen mit Behinderungen sind zu berücksichtigen.
1.3 G Zur Sicherung einer ausgewogenen räumlichen Entwicklung ist die dezentrale Sied-
lungsstruktur des Landes zu festigen und weiterzuentwickeln. Dazu sind die Zentralen
Orte als Entwicklungsschwerpunkte und regionale Entwicklungsmotoren in ihrer Leis-
tungskraft zu stärken, die Siedlungsentwicklung am Netz der Zentralen Orte und Ent-
wicklungsachsen auszurichten und die Siedlungstätigkeit vorrangig in Siedlungsberei-
chen und Siedlungsschwerpunkten zu konzentrieren. 
1.4 G Zur Sicherung der Standortattraktivität der Städte und Gemeinden und zur
Gewährleistung einer angemessenen Versorgung mit Wohnraum für alle Teile der Be-
völkerung sind Wohnungsbau und städtebauliche Erneuerung und Entwicklung an den
voraussehbaren Bedürfnissen und Aufgaben der Gemeinden auszurichten. Dabei sind ge-
wachsene Siedlungsstrukturen durch Bestandspflege, Modernisierung, Revitalisierung,
Flächenrecycling und Nachverdichtung weiterzuentwickeln, städtische und gemeindliche
Zentren in ihrer Urbanität und Vitalität zu stärken, Kulturdenkmale als prägende Elemen-
te der Lebensumwelt und Kulturlandschaft zu erhalten und innerörtliche Freiräume zu be-
wahren. Notwendige Siedlungserweiterungen sollen sich in Siedlungsstruktur und Land-
schaft einfügen und in Flächen sparender Form verwirklicht werden.
1.5 G Das Land ist als Wirtschaftsstandort und Tourismusregion in seiner Wettbewerbsfähig-
keit und Attraktivität zu stärken. Dazu ist die Wirtschaft des Landes durch Erschließung
von Wachstumsfeldern, Einsatz neuer Schlüsseltechnologien, Einrichtung zukunftsorien-
tierter Ausbildungsgänge und Vorhaltung geeigneter Standorte für Ansiedlungen und Er-
weiterungen in ihrem Strukturwandel und in ihrer räumlichen und sektoralen Entwicklung
zu unterstützen. 
1.6 G Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit des Landes ist eine flächendeckende Versorgung
mit moderner Infrastruktur sicherzustellen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft
und die Motorfunktion der Zentralen Orte stärkt, die räumliche Kooperation und den Leis-
tungsaustausch fördert und die großräumige Einbindung des Landes gewährleistet. Dazu
sind die infrastrukturellen Einrichtungen unter Beachtung von Leistungsfähigkeit, Nach-
haltigkeit und Tragfähigkeit bedarfsgerecht und zukunftsorientiert auszubauen und zu ver-
netzen.
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1.7 G Siedlungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur sind so aufeinander abzustimmen, dass
eine bedarfsgerechte Anbindung, Erschließung und Verflechtung aller Teilräume des
Landes und eine Verminderung der verkehrsbedingten Immissionsbelastungen erreicht wer-
den. Dazu ist das Gesamtverkehrsnetz im Rahmen integrierter Verkehrskonzepte weiterzu-
entwickeln und vor allem in den verkehrlich hoch belasteten Räumen auf eine Verbesse-
rung der Leistungsfähigkeit des Verkehrssystems, eine Verlagerung auf umweltverträgliche
Verkehrsträger und eine Vermeidung zusätzlichen motorisierten Verkehrs hinzuwirken. 
1.8 G Die Versorgung des Landes mit Rohstoffen, Wasser und Energie und eine umweltver-
trägliche Entsorgung von Abfällen sind sicherzustellen; die Bedürfnisse und Gestal-
tungsmöglichkeiten künftiger Generationen sind angemessen zu berücksichtigen. Dazu
sind eine verantwortungsvolle Nutzung und ein an der Regenerations- und Substitutions-
fähigkeit ausgerichteter Verbrauch von Naturgütern anzustreben, abbauwürdige Vorkom-
men zu sichern sowie die Wiedernutzung von Altstoffen, der Anbau nachwachsender Roh-
stoffe und der Einsatz Energie sparender Technologien zu fördern.
1.9 G Die natürlichen Lebensgrundlagen sind dauerhaft zu sichern. Die Naturgüter Boden,
Wasser, Luft und Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt sind zu bewahren und die Land-
schaft in ihrer Vielfalt und Eigenart zu schützen und weiterzuentwickeln. Dazu sind die
Nutzung von Freiräumen für Siedlungen, Verkehrswege und Infrastruktureinrichtungen
durch Konzentration, Bündelung, Ausbau vor Neubau sowie Wiedernutzung von Brach-
flächen auf das für die weitere Entwicklung notwendige Maß zu begrenzen, Beeinträchti-
gungen ökologischer Funktionen zu minimieren und nachteilige Folgen nicht vermeidba-
rer Eingriffe auszugleichen. Zur langfristigen Sicherung von Entwicklungsmöglichkeiten
ist anzustreben, die Inanspruchnahme bislang unbebauter Flächen für Siedlungs- und
Verkehrszwecke deutlich zurückzuführen. Für den Naturhaushalt und das Landschafts-
bild bedeutsame Freiräume sind zu sichern und zu einem großräumigen Freiraumver-
bund zu entwickeln. Im Bereich des Umwelt- und Naturschutzes sind die Umweltqualitäts-
und Handlungsziele des Umweltplans Baden-Württemberg zu berücksichtigen. 
1.10 G Zur Sicherung der Ernährungs- und Rohstoffbasis, zur Erhaltung und Pflege der Kultur-
landschaft und zur Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen ist die Land- und
Forstwirtschaft als leistungsfähiger Wirtschaftszweig zu erhalten und in ihrer Wettbe-
werbsfähigkeit zu stärken. 
1.11 G Die Teilräume des Landes sind als Handlungsebene zu stärken. Bei der Entwicklung
der Teilräume sind raumspezifische Gegebenheiten und Erfordernisse zu berücksichti-
gen, die regionale und lokale Vielfalt zu erhalten und besondere regionale Entwicklungs-
aufgaben zu unterstützen. Dazu sind spezifische Entwicklungspotenziale zu nutzen, struk-
turelle Defizite und Überlastungen zu verhindern und abzubauen, regionale Eigenkräfte zu
mobilisieren und die Kooperation mit Nachbarräumen zu intensivieren. 
1.12 G Die Entwicklung des Landes soll der fortschreitenden Integration Europas und der zuneh-
menden Globalisierung räumlicher Verflechtungen Rechnung tragen und zu einer nach-
haltigen Raum- und Siedlungsentwicklung sowie einem wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenhalt in Europa beitragen. Dazu sind die Infrastruktureinrichtungen des Landes zu leis-
tungsfähigen Teilen transeuropäischer Netze weiterzuentwickeln, Stellung und Bedeutung
des Landes durch grenzübergreifende Kooperationen zu festigen sowie die Europäische Me-
tropolregion Stuttgart und der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein als Wirtschafts-




2.1.1 G Den besonderen raumordnerischen Erfordernissen der unterschiedlich strukturierten
Räume des Landes soll durch spezifische Zielsetzungen Rechnung getragen werden.
Z Entsprechend den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten werden hierzu folgende Raum-
kategorien ausgewiesen:
Verdichtungsräume als großflächige Gebiete mit stark überdurchschnittlicher Sied-
lungsverdichtung und intensiver innerer Verflechtung,
Randzonen um die Verdichtungsräume als an Verdichtungsräume angrenzende 
Gebiete mit erheblicher Siedlungsverdichtung,
Ländlicher Raum, untergliedert in
Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum als Stadt-Umland-Bereiche mit engen 
Verflechtungen und erheblicher Siedlungsverdichtung,
Ländlicher Raum im engeren Sinne als großflächige Gebiete mit zumeist deutlich 
unterdurchschnittlicher Siedlungsverdichtung und hohem Freiraumanteil.
Z Zu den einzelnen Raumkategorien gehören die im Anhang (Seite A3 - A13) aufgeführten
und in Karte 1 dargestellten Gemeinden.
2.1.2 G Verdichtungsräume, Randzonen um Verdichtungsräume und Ländlicher Raum sollen sich
in ihren Funktionen ergänzen und gemeinsam zur Entwicklung des Landes beitragen. 
Alle Raumkategorien sollen an der Entwicklung gleichwertig teilhaben.
G Innerhalb der Raumkategorien bestehende Unterschiede in den naturräumlichen, infra-
strukturellen und wirtschaftlichen Entwicklungsbedingungen sollen bei allen raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen berücksichtigt werden.
2.2 Verdichtungsräume
2.2.1 Z Als Verdichtungsräume werden ausgewiesen:
– der Verdichtungsraum Stuttgart (einschließlich der Räume um Heilbronn und um Reut-
lingen/Tübingen),
– der baden-württembergische Teil des grenzüberschreitenden Verdichtungsraums
Rhein-Neckar,
– der Verdichtungsraum Karlsruhe/Pforzheim,
– der Verdichtungsraum Freiburg,
– der Verdichtungsraum Lörrach/Weil als baden-württembergischer Teil des grenzüber-
schreitenden Verdichtungsraums um Basel,
– der baden-württembergische Teil des grenzüberschreitenden Verdichtungsraums
Ulm/Neu-Ulm,




2.2.2 G Die Verdichtungsräume sind als Wohn-, Produktions- und Dienstleistungsschwerpunkte
mit hochwertigem Infrastruktur- und Arbeitsplatzangebot zu sichern und so weiterzuent-
wickeln, dass sie ihre übergeordneten Funktionen für die wirtschaftliche, kulturelle und
soziale Entwicklung des Landes erfüllen und als leistungsfähige Wirtschaftsstandorte im
internationalen Wettbewerb bestehen können.
2.2.2.1 G Die Verdichtungsräume sind angemessen in nationale und internationale Verkehrs-, Energie-
und Kommunikationsnetze einzubinden. Der Leistungsaustausch mit benachbarten Räumen
ist zu sichern. Die Funktionsfähigkeit der Verdichtungskerne als Verknüpfungsknoten zwi-
schen regionalen und überregionalen Netzen ist zu stärken.
2.2.2.2 G Die nationale und internationale Standortpräsentation der Verdichtungsräume soll durch
ein überörtlich abgestimmtes Standortmarketing verbessert werden.
2.2.2.3 G Ein ausreichendes Angebot an attraktiven Gewerbe- und Dienstleistungsstandorten ist be-
reitzuhalten, insbesondere für Betriebe und Einrichtungen, die auf die Standortbedingun-
gen und Fühlungsvorteile der Verdichtungsräume angewiesen sind und zur Vermehrung
wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze und höherwertiger Dienstleistungen beitragen können.
2.2.3 G In den Verdichtungsräumen ist auf eine geordnete und Ressourcen schonende Sied-
lungsentwicklung, eine umwelt- und gesundheitsverträgliche Bewältigung des hohen Ver-
kehrsaufkommens und eine Verminderung verdichtungs- und verkehrsbedingter Umwelt-
belastungen und Standortbeeinträchtigungen hinzuwirken.
2.2.3.1 Z Die Inanspruchnahme von Freiräumen für Siedlungszwecke ist auf das unbedingt not-
wendige Maß zu beschränken. Bei der Siedlungsentwicklung sind vorrangig die im Sied-
lungsbestand vorhandenen Potenziale an Brach- und Konversionsflächen, Baulücken und
Baulandreserven zu nutzen.
2.2.3.2 Z Siedlungsentwicklung und Städtebau sind auf die Erfordernisse einer günstigen Er-
schließung und Bedienung durch öffentliche Verkehrsmittel auszurichten.
Z Neubauflächen sind vorrangig in Entwicklungsachsen auszuweisen und auf Siedlungs-
bereiche und Siedlungsschwerpunkte mit guter Anbindung an den öffentlichen Nahver-
kehr, insbesondere mit Anschluss an ein leistungsfähiges Schienennahverkehrssystem,
zu konzentrieren. 
G Die Bauflächenausweisung soll so bemessen und gelenkt werden, dass weitere Überlas-
tungen und ein ungegliedert bandartiges und flächenhaft ausgreifendes Siedlungs-
wachstum vermieden werden.
2.2.3.3 Z Auf Flächen und Energie sparende Bau- und Erschließungsformen bei angemessen dich-
ter Bebauung, insbesondere an Haltepunkten des öffentlichen Nahverkehrs, sowie auf 
eine ausgewogene Mischung verschiedener Nutzungen und eine verkehrsgünstige und
wohnortnahe Zuordnung von Wohn- und Arbeitsstätten, Infrastruktur- und Erholungsein-
richtungen ist hinzuwirken.
2.2.3.4 G Die Wohnbedingungen sind insbesondere in stärker belasteten Gebieten durch städte-




2.2.3.5 G Das Gesamtverkehrsnetz ist im Rahmen von integrierten Verkehrskonzepten funktions-
und umweltgerecht auszubauen. Durch ein erweitertes Verkehrsangebot und den weite-
ren Ausbau der Infrastruktur soll der öffentliche Personennahverkehr einen möglichst ho-
hen Anteil am motorisierten Verkehr übernehmen. Das Straßennetz ist so zu verbessern,
dass eine ausreichend leistungsfähige Grundausstattung gewährleistet wird.
2.2.3.6 G Der nicht motorisierte Verkehr ist durch Ausweitung und Aufwertung des Rad- und Fußwe-
genetzes zu stärken. Beim Ausbau eines engmaschigen überörtlichen Radwegenetzes
sind die Verdichtungskerne einzubeziehen und die Eignung für den wohnortnahen Frei-
zeitverkehr zu berücksichtigen.
2.2.3.7 Z Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.
G Die Freiräume sollen auf der Basis eines mit der Fach- und Bauleitplanung abgestimmten
regionalen Freiraumkonzepts, das die Belange der verschiedenen Freiraumfunktionen
und Freiraumnutzungen berücksichtigt, weiterentwickelt werden.
G Ökologisch besonders bedeutsame Teile von Freiräumen sind vor Beeinträchtigungen zu
schützen, in ökologisch wirksamen Zusammenhängen zu erhalten und in ihrer Funk-
tionsfähigkeit zu stärken.
G Für die Erholung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind mit innerörtlichen Grün-
flächen zu einem zusammenhängenden System ortsnaher Erholungsräume zu verknüp-
fen und durch landschaftsgestalterische Maßnahmen und attraktive Angebote für natur-
nahe Freizeitaktivitäten in ihrem Erholungs-, Erlebnis- und Freizeitwert zu verbessern.
G Für eine landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind vor
Beeinträchtigungen zu schützen. Insbesondere ertragreiche Böden sind zu sichern. Mög-
lichkeiten, mit Planungen auf Flächen geringerer Bodengüte auszuweichen, sind zu nut-
zen. 
2.2.4 G Den engen Verflechtungen und wechselseitigen Abhängigkeiten in den Verdichtungsräu-
men ist bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen durch eine verstärkte inter-
kommunale und regionale Zusammenarbeit und eine an überörtlichen Erfordernissen ori-
entierte Abstimmung bei der Wohnbau- und Gewerbeflächenausweisung und bei der Ver-
kehrs- und Freiraumentwicklung Rechnung zu tragen.
2.3 Randzonen um die Verdichtungsräume
2.3.1 G Die Randzonen um die Verdichtungsräume sind so zu entwickeln, dass eine Zersiedlung
der Landschaft und Beeinträchtigungen der Wohn- und Umweltqualität vermieden,
Freiräume und Freiraumfunktionen gesichert, Entlastungsaufgaben für Verdichtungsräu-
me wahrgenommen und Entwicklungsimpulse in den Ländlichen Raum vermittelt werden.
2.3.1.1 Z Die Siedlungsentwicklung soll sich an den Entwicklungsachsen orientieren und in Sied-
lungsbereichen und Siedlungsschwerpunkten mit guter Anbindung an den öffentlichen




2.3.1.2 Z Bei der Ausweisung von Neubauflächen ist auf eine umweltschonende, Flächen und 
Energie sparende Bebauung und eine verkehrsgünstige und wohnortnahe Zuordnung von 
Versorgungseinrichtungen, Wohnbau- und Gewerbeflächen hinzuwirken.
2.3.1.3 G Die Zentralen Orte sind als Versorgungs- und Arbeitsplatzzentren zu stärken und durch
Bereitstellung qualifizierter Infrastruktur- und Flächenangebote auch als Standorte zur
Wahrnehmung von Entlastungsfunktionen für Verdichtungsräume zu entwickeln.
2.3.1.4 Z Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.
G Für eine landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind vor
Beeinträchtigungen zu schützen. Insbesondere ertragreiche Böden sind zu sichern. Mög-
lichkeiten, mit Planungen auf Flächen geringerer Bodengüte auszuweichen, sind zu nutzen.
G Ökologisch bedeutsame Teile sowie für die Erholung besonders geeignete Teile von
Freiräumen sind vor Beeinträchtigungen zu schützen, zu vernetzen und mit entsprechen-
den Flächen benachbarter Räume zu verknüpfen.
2.4 Ländlicher Raum
(Ländlicher Raum insgesamt)
2.4.1 G Der Ländliche Raum ist als Lebens- und Wirtschaftsraum mit eigenständiger Bedeutung
zu stärken und so weiterzuentwickeln, dass sich seine Teilräume funktional ergänzen und
seine landschaftliche Vielfalt und kulturelle Eigenart bewahrt bleiben. Günstige Wohn-
standortbedingungen sollen gesichert und Ressourcen schonend genutzt sowie ausrei-
chende und attraktive Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote wohnortnah be-
reitgestellt werden. Großflächige Freiräume mit bedeutsamen ökologischen Funktionen
sind zu erhalten. Grundlage dafür sind eine flächendeckende, leistungsfähige, ordnungs-
gemäß und nachhaltig wirtschaftende Landwirtschaft sowie eine nachhaltig betriebene,
naturnahe Forstwirtschaft.
2.4.1.1 G Die Zentralen Orte sind als Versorgungs- und Arbeitsplatzzentren sowie als Siedlungs-
schwerpunkte zu sichern, die Nahverkehrsverbindungen mit ihren Verflechtungsbereichen
bedarfsgerecht auszubauen und die höheren Zentralen Orte als Verknüpfungsknoten zu
überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsnetzen zu stärken. 
G Größere Neubauflächen sollen dort ausgewiesen werden, wo sie an den öffentlichen Per-
sonennahverkehr angebunden werden können.
2.4.1.2 G Die für die Versorgung der Bevölkerung notwendige Infrastruktur ist zu erhalten oder aus-
zubauen. Eine bedarfsgerechte Ausstattung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen
ist auch bei schwächerer Auslastung anzustreben.
2.4.1.3 G Die Standortvoraussetzungen für die weitere Entwicklung von Industrie, Gewerbe und
Dienstleistungen sollen durch geeignete Flächenangebote, angemessene Verkehrs- und
Kommunikationsverbindungen und einen bedarfsgerechten Ausbau der sonstigen Infra-
struktur verbessert werden. In Gebieten, die für die Nah-, Ferien- und Kurerholung 
geeignet sind, soll der Tourismus insbesondere durch entsprechende Infrastrukturange-
bote gefördert werden.
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(Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum)
2.4.2 G Die Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum sind als Siedlungs-, Wirtschafts- und Ver-
sorgungsschwerpunkte zu festigen und so weiterzuentwickeln, dass die Standortbedin-
gungen zur Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels verbessert, Entwicklungs-
impulse in den benachbarten Ländlichen Raum vermittelt und Beeinträchtigungen der
Wohn- und Umweltqualität vermieden werden.
2.4.2.1 G Die Arbeitsplatz-, Bildungs- und Versorgungsangebote sind zu sichern und bedarfsge-
recht auszubauen. Die aus der gebündelten Infrastrukturausstattung resultierenden Füh-
lungsvorteile sollen zur Stärkung des Ländlichen Raums genutzt werden.
2.4.2.2 G Das Gesamtverkehrsnetz für den Personen- und Güterverkehr ist so auszubauen, dass
die Erschließung innerhalb des Ländlichen Raums und die Erreichbarkeit der Verdichtungs-
räume gewährleistet sind. Auf eine angemessene Einbindung in überregionale Energie- und
Kommunikationsnetze ist hinzuwirken.
2.4.2.3 G Geeignete Standortangebote für Gewerbe und zur Ausweitung des Dienstleistungsbe-
reichs, auch im Zug möglicher Behördenverlagerungen aus Verdichtungsräumen, sind be-
reitzuhalten.
2.4.2.4 G Die Wohn- und Umweltbedingungen sind durch Planungen und Maßnahmen zur Frei-
raumsicherung und Freiraumgestaltung, zur Verkehrsberuhigung und Verkehrsreduzie-
rung, zur Förderung des nicht motorisierten Verkehrs und zur Stärkung des öffentlichen
Nahverkehrs zu verbessern.
2.4.2.5 Z Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.
G Für eine landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Teile von Freiräumen sind vor
Beeinträchtigungen zu schützen. Insbesondere ertragreiche Böden sind zu sichern. Mög-
lichkeiten, mit Planungen auf Flächen geringerer Bodengüte auszuweichen, sind zu nutzen.
2.4.2.6 G Siedlungs-, Freiraum- und Infrastrukturentwicklung sind aufgrund der engen Stadt-Um-
land-Verflechtungen gemeindeübergreifend abzustimmen.
G In den Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum sind Möglichkeiten der Aufgabentei-
lung und gegenseitigen Ergänzung zwischen höheren Zentralen Orten verstärkt zu nutzen.
(Ländlicher Raum im engeren Sinne)
2.4.3 G Der Ländliche Raum im engeren Sinne ist so zu entwickeln, dass günstige Wohnstand-
ortbedingungen Ressourcen schonend genutzt, ausreichende und attraktive Arbeitsplatz-,
Bildungs- und Versorgungsangebote in angemessener Nähe zum Wohnort bereitgehalten,
der agrar- und wirtschaftsstrukturelle Wandel sozial verträglich bewältigt und großflächige,
funktionsfähige Freiräume gesichert werden.
2.4.3.1 G Die durch hohe Erholungs-, Freizeit- und Umweltqualität vielerorts gegebenen günstigen
Wohnstandortbedingungen sind zu sichern, für die weitere Siedlungsentwicklung Flächen





2.4.3.2 G Die Standortvoraussetzungen zur Erhaltung und Erweiterung des Arbeitsplatzangebots
sind durch die Bereitstellung ausreichender Gewerbeflächen, die Sicherung angemesse-
ner Verkehrsanbindungen, eine flächendeckende Erschließung mit leitungsgebundenen
Energien und neuen Informations- und Kommunikationstechnologien und durch eine
Stärkung der Technologiebasis zu verbessern.
2.4.3.3 G Günstige Voraussetzungen für die Erholung und den Tourismus sollen genutzt und dafür
erforderliche Infrastrukturangebote bereitgestellt werden.
2.4.3.4 G Auf eine wohnortnahe Grundversorgung mit Waren und Dienstleistungen des täglichen
und häufig wiederkehrenden Bedarfs ist hinzuwirken.
2.4.3.5 Z Die Land- und die Forstwirtschaft sollen als leistungsfähige Wirtschaftszweige so fortent-
wickelt werden, dass sie für den Wettbewerb gestärkt werden und ihre Funktionen für die
Ernährungs- und Rohstoffsicherung sowie ihre naturschutzrelevanten und landschafts-
pflegerischen Aufgaben auf Dauer erfüllen können.
2.4.3.6 Z Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.
2.4.3.7 G Großflächige Freiräume sollen als Grundlage für eine leistungsfähige und ihre Funktionen
erfüllende Land- und Forstwirtschaft erhalten werden; Flächen mit land- oder forstwirt-
schaftlich gut geeigneten Böden sind zu sichern.
2.4.3.8 G Ökologisch bedeutsame Teile von Freiräumen sind vor Beeinträchtigungen zu schützen
und in ökologisch wirksamen, großräumig übergreifenden Zusammenhängen zu sichern.
2.4.3.9 G Teile von Freiräumen, die für Naherholung, Freizeit und Tourismus besonders geeignet
sind, sollen in ihrer landschaftlichen Attraktivität bewahrt und im Freizeit- und Erholungs-
wert verbessert werden.
2.5 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche
2.5.1 G Die zentralörtliche Gliederung in Oberzentren und Mittelzentren mit Mittelbereichen (im
Anhang in Karte 2 dargestellt) sowie in den Regionalplänen festgelegte Unterzentren und
Kleinzentren soll die dezentrale Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur des Landes festigen
und die angestrebte Siedlungsentwicklung unterstützen und koordinieren.
2.5.2 G Zentrale Orte sind als Standorte von Einrichtungen zur überörtlichen Versorgung der Be-
völkerung mit Gütern und Dienstleistungen sowie als Schwerpunkte von Arbeitsplätzen zu
erhalten, in ihrer Leistungsfähigkeit weiterzuentwickeln und als Ziel- und Verknüpfungs-
punkte des Verkehrs zu sichern und auszubauen. Hierbei sind die siedlungsstrukturellen
Gegebenheiten zu beachten. Als Zentrale Orte werden Gemeinden ausgewiesen.
2.5.3 G Zentralörtliche Einrichtungen sollen in den als Zentrale Orte ausgewiesenen Gemeinden
grundsätzlich in den Siedlungs- und Versorgungskernen mit günstiger Anbindung an den
Nahverkehr gebündelt angeboten werden. 
G Zur Unterstützung ihrer Auslastung soll die Siedlungstätigkeit auf die Zentralen Orte kon-
zentriert werden, insbesondere durch verstärkte Ausweisung von Wohnbauflächen.
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2.5.4 G Die Zentralen Orte sollen aus den Wohnorten ihrer Verflechtungsbereiche mit öffentlichen
Verkehrsmitteln und durch eine verbesserte Straßeninfrastruktur zeitgünstig, kostenge-
recht und umweltschonend erreichbar sein.
2.5.5 G Im Ländlichen Raum ist darauf hinzuwirken, dass die Zentralen Orte durch Stabilisierung
ihrer Versorgungsfunktionen gestärkt werden. Im Ländlichen Raum im engeren Sinne soll
im Interesse der Daseinsvorsorge der Sicherstellung einer wohnortnahen zentralörtlichen
Versorgung ein Vorrang vor den Erfordernissen der Tragfähigkeit und der Auslastung der
Infrastruktur eingeräumt werden.
2.5.6 G Die zentralörtlichen Verflechtungsbereiche sollen nach der überwiegenden Orientie-
rungsrichtung der Bevölkerung bei der Inanspruchnahme der zentralörtlichen Einrichtun-
gen sowie nach zumutbaren Entfernungen und ausreichenden Tragfähigkeiten flächen-
deckend abgegrenzt werden. Grenzüberschreitende Verflechtungen sind zu berücksich-
tigen.
2.5.7 G Einrichtungen der örtlichen Versorgung sollen überall dort erhalten und ausgebaut wer-
den, wo sie auch bei vorhandenen zentralörtlichen Einrichtungen ausgelastet werden kön-
nen, die Funktion des Zentralen Orts nicht beeinträchtigen und zur Deckung des Bedarfs
der wohnortnahen Versorgung unentbehrlich sind.
2.5.8 Z Oberzentren sollen als Standorte großstädtischer Prägung die Versorgung eines 
Verflechtungsbereichs von mehreren hunderttausend Einwohnern (in der Regel die Re-
gion) mit hoch qualifizierten und spezialisierten Einrichtungen und Arbeitsplätzen ge-
währleisten.
Z Oberzentren sind die Landeshauptstadt Stuttgart sowie die Städte Heilbronn, Karlsruhe,
Heidelberg, Mannheim(/Ludwigshafen am Rhein), Pforzheim, Freiburg im Breisgau, Of-
fenburg, Villingen-Schwenningen, Konstanz, Lörrach/Weil am Rhein, Reutlingen/Tübin-
gen, Ulm(/Neu-Ulm) und Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten.
Z Für den Verflechtungsbereich Region Ostwürttemberg sollen die Mittelzentren Aalen, Ell-
wangen (Jagst), Heidenheim an der Brenz und Schwäbisch Gmünd gemeinsam den Be-
darf an oberzentralen Funktionen decken.
Z Das Mittelzentrum Baden-Baden soll oberzentrale Teilfunktionen in den Bereichen Tou-
rismus (Kur- und Bäderwesen), Kultur, Kongresse und Medien wahrnehmen. Dabei soll ei-
ne enge Abstimmung mit dem Oberzentrum Karlsruhe und benachbarten Mittelzentren er-
folgen. 
2.5.9 Z Mittelzentren sollen als Standorte eines vielfältigen Angebots an höherwertigen Einrich-
tungen und Arbeitsplätzen so entwickelt werden, dass sie den gehobenen, spezialisierten
Bedarf decken können. Mittelbereiche sollen im Ländlichen Raum mindestens 35.000 Ein-
wohner umfassen.
G Einzelne mittelzentrale Funktionen können in den Verdichtungsräumen auch von dem Mit-
telzentrum unmittelbar benachbarten Standorten wahrgenommen werden, wenn die Vor-
aussetzungen dafür durch entsprechende Ausstattungsmerkmale gegeben sind, die mit-
telzentralen Einrichtungen in günstiger Lage gebündelt und die Funktionen des Mittel-
zentrums nicht beeinträchtigt werden.
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G Zur Stärkung und Unterstützung ihrer zentralörtlichen Aufgaben sind die Mittelzentren in
ein leistungsfähiges Straßennetz einzubinden und als Verknüpfungspunkte im öffentlichen
Personennahverkehr auszugestalten. Sie sollen auch im Ländlichen Raum mehrmals täg-
lich mit öffentlichen Verkehrsmitteln aus ihren Verflechtungsbereichen erreichbar sein.
G In den Mittelbereichen ist auf eine mit den Versorgungs-, Arbeitsplatz- und Verkehrsan-
geboten abgestimmte Verteilung von Wohn- und Arbeitsstätten sowie auf ausgewogene
Raumfunktionen hinzuwirken.
Z Die Mittelzentren und die zu den Mittelbereichen gehörenden Gemeinden werden im An-
hang (Seite A14 - A24) ausgewiesen.
2.5.10 Z Unterzentren sollen als Standorte von Einrichtungen und Arbeitsplätzen so entwickelt
werden, dass sie auch den qualifizierten, häufig wiederkehrenden Bedarf eines Verflech-
tungsbereichs der Grundversorgung decken können. Die Verflechtungsbereiche sollen im
Ländlichen Raum mindestens 10.000 Einwohner umfassen.
2.5.11 Z Kleinzentren sollen als Standorte von zentralörtlichen Einrichtungen der Grundversorgung
so entwickelt werden, dass sie den häufig wiederkehrenden überörtlichen Bedarf ihres
Verflechtungsbereichs decken können. Die Verflechtungsbereiche sollen in der Regel
mindestens 8.000 Einwohner umfassen. 
G In Verdichtungsräumen kann auf die Ausweisung von Kleinzentren wegen der engeren
Netzdichte der Versorgungsstandorte und der daraus resultierenden Funktionsüberlage-
rungen verzichtet werden, wenn die Deckung des häufig wiederkehrenden überörtlichen
Bedarfs ausreichend sichergestellt ist.
2.6 Entwicklungsachsen
2.6.1 G Das System der Entwicklungsachsen soll als Netz leistungsfähiger, gebündelter Verkehrs-
und Versorgungsinfrastruktur das zentralörtliche System ergänzen und durch die Förde-
rung der räumlichen Verflechtungen und des Leistungsaustauschs zur Festigung der de-
zentralen Siedlungsstruktur und zu einer ausgewogenen Raumentwicklung beitragen.
2.6.2 Z Die landesbedeutsamen Entwicklungsachsen zur Förderung des großräumigen Leis-
tungsaustauschs innerhalb des Landes und über die Landesgrenzen hinweg werden als
Landesentwicklungsachsen im Anhang (Seite A25 - A27) ausgewiesen und in Karte 3
dargestellt.
G In den Regionalplänen können zusätzlich regionale Entwicklungsachsen ausgewiesen
werden für Bereiche, in denen die Siedlungsentwicklung eine hohe Verdichtung erreicht
hat und der Ausbau der Verkehrs- und Versorgungsinfrastrukturen weit fortgeschritten ist
oder ein leistungsfähiger Ausbau angestrebt wird; dies gilt insbesondere für Verdich-
tungsräume und ihre Randzonen in Verbindung mit schienengebundenen Nahschnellver-
kehren.
2.6.3 G In den Landesentwicklungsachsen sollen die für den großräumigen Leistungsaustausch
notwendigen Infrastrukturen gebündelt und so ausgebaut werden, dass zwischen den Ver-
dichtungsräumen sowie den Oberzentren unter Einbeziehung von Mittelzentren leis-
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tungsfähige Verbindungen gewährleistet sind, der Anschluss und die Entwicklung des
Ländlichen Raums und der großen Erholungsräume gesichert sind und eine angemessene
Einbindung des Landes und seiner Teilräume in die nationalen und transeuropäischen
Netze erreicht wird.
2.6.4 Z Zur Sicherung einer ausgewogenen Raumstruktur und zur Vermeidung einer flächenhaf-
ten Ausbreitung der Verdichtung soll die Siedlungsentwicklung in den Zentralen Orten und
den Siedlungsbereichen der Entwicklungsachsen konzentriert werden. Zwischen den Ent-
wicklungsachsen sollen ausreichende Freiräume erhalten werden.
2.6.4.1 Z In den Verdichtungsräumen und den Randzonen um die Verdichtungsräume soll die Sied-
lungsentwicklung so konzentriert und geordnet werden, dass in den Entwicklungsachsen
kleinräumig abgestimmte Zuordnungen von Wohn- und Arbeitsstätten, Verkehrs- und Ver-
sorgungsinfrastrukturen und wohnortnahen Freiflächen erreicht sowie Überlastungser-
scheinungen abgebaut werden. Bandartige Siedlungsentwicklungen sollen durch eine 
gegliederte Folge von Siedlungen und Freiräumen vermieden werden.
2.6.4.2 Z Im Ländlichen Raum sollen zur Förderung des Leistungsaustauschs zwischen den höhe-
ren Zentralen Orten und ihrer Stärkung als Versorgungs- und Arbeitsplatzzentren die 
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3. Siedlungsentwicklung und Flächenvorsorge
3.1 Siedlungsentwicklung
3.1.1 G Die Siedlungstätigkeit soll sich in die dezentrale Siedlungsstruktur des Landes einfügen
und diese durch Bildung von Schwerpunkten bei der Wohnbau- und Gewerbeentwicklung
erhalten und weiterentwickeln.
3.1.2 Z Die Siedlungstätigkeit ist vorrangig auf Siedlungsbereiche sowie Schwerpunkte des Woh-
nungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen
zu konzentrieren.
3.1.3 Z Gemeinden und Gemeindeteile, in denen sich die Siedlungstätigkeit verstärkt vollziehen
soll, sind in den Regionalplänen als Siedlungsbereiche auszuweisen, soweit dies für die
Entwicklung der regionalen Siedlungsstruktur erforderlich ist.
3.1.4 Z Regionalbedeutsame Schwerpunkte des Wohnungsbaus und regionalbedeutsame
Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen werden in der Re-
gion Stuttgart gebietsscharf ausgewiesen. In den anderen Regionen können regionalbe-
deutsame Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen und in
begründeten Fällen auch regionalbedeutsame Schwerpunkte des Wohnungsbaus ge-
bietsscharf ausgewiesen werden.
3.1.5 Z Gemeinden, in denen aus besonderen Gründen, insbesondere aus Rücksicht auf Na-
turgüter, keine über die Eigenentwicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit statt-
finden soll, werden in den Regionalplänen ausgewiesen. Der Rahmen der Eigenentwick-
lung soll es den Gemeinden ermöglichen, ihre gewachsene Struktur zu erhalten und
angemessen weiterzuentwickeln. Zur Eigenentwicklung einer Gemeinde gehört die
Schaffung von Wohnraum und Arbeitsplätzen für den Bedarf aus der natürlichen Bevöl-
kerungsentwicklung und für den inneren Bedarf sowie für die Aufnahme von Spätaus-
siedlern.
3.1.6 Z Die Siedlungsentwicklung ist durch kleinräumige Zuordnungen von Raumnutzungen, ins-
besondere der Funktionen Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten, dass verkehrsbedingte
Belastungen zurückgehen und zusätzlicher motorisierter Verkehr möglichst vermieden
wird. Größere Neubauflächen sollen nur dann ausgewiesen werden, wenn dabei ein aus-
gewogenes Verhältnis zwischen Wohnbauflächen und gewerblichen Flächen in derselben
Gemeinde oder in Abstimmung mit Nachbargemeinden gewährleistet wird.
3.1.7 G Flächenausweisungen für Wohnungsbau und Arbeitsstätten sollen verstärkt Belangen der
Nachhaltigkeit Rechnung tragen, insbesondere durch Nutzung von Entsiegelungspoten-
zialen und von Möglichkeiten zur Energieeinsparung, zur aktiven und passiven Sonnen-
energienutzung und zum Einsatz nachwachsender Rohstoffe. 
3.1.8 G Dem wachsenden Koordinierungsbedarf bei den Stadt-Umland-Verflechtungen ist durch
eine an den überörtlichen Erfordernissen orientierte Abstimmung vor allem bei der Wohn-
und Gewerbeflächenausweisung sowie der Infrastruktur- und Freiraumentwicklung Rech-
nung zu tragen.
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3.1.9 Z Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind Möglichkei-
ten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und Baulandreserven zu
berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlastenflächen neuen Nutzungen zu-
zuführen. Die Inanspruchnahme von Böden mit besonderer Bedeutung für den Natur-
haushalt und die Landwirtschaft ist auf das Unvermeidbare zu beschränken.
3.1.10 G Den Belangen des Hochwasserschutzes muss bei der Siedlungstätigkeit angemessen
Rechnung getragen werden. In hochwassergefährdeten Bereichen soll keine Siedlungs-
entwicklung stattfinden.
3.2 Städtebau, Wohnungsbau
3.2.1 G Die städtebauliche Erneuerung und Entwicklung soll sich an den voraussehbaren 
Bedürfnissen und Aufgaben der Gemeinden ausrichten; sie soll für alle Teile der Bevöl-
kerung eine ausreichende und angemessene Versorgung mit Wohnraum gewährleisten
und die Standort-, Umwelt- und Lebensqualität in innerörtlichen Bestandsgebieten ver-
bessern. Die Situation von Frauen, Familien und Kindern, älteren Menschen und Men-
schen mit Behinderungen sowie sich wandelnde gesellschaftliche Rahmenbedingungen
und kriminalpräventive Aspekte sind in der Stadtplanung und beim Wohnungsbau zu
berücksichtigen. Bauliche, soziale und altersstrukturelle Durchmischungen sind anzu-
streben.
G Die städtebauliche Entwicklung soll die Belange der baulichen Sanierung, der Ortsbild-
pflege und des Denkmalschutzes sowie des Natur- und Landschaftsschutzes berück-
sichtigen.
3.2.2 G Zur Deckung des Wohnraumbedarfs sind vorrangig vorhandene Wohngebiete funktions-
fähig zu halten und weiterzuentwickeln sowie innerörtliche Möglichkeiten der Wohnraum-
schaffung auszuschöpfen.
3.2.3 G Örtliche und städtische Zentren sind durch städtebauliche Maßnahmen, Einrichtungen
des Gemeinbedarfs sowie durch Erhaltung und Rückgewinnung der Wohnfunktion in 
ihrer Wohnqualität zu sichern und zu stärken.
3.2.4 G Baumaßnahmen sollen sich hinsichtlich Art und Umfang in die Siedlungsstruktur und die
Landschaft einfügen. Auf Flächen sparende Siedlungs- und Erschließungsformen und ein
belastungsarmes Wohnumfeld ist zu achten.
3.2.5 Z Neue Bauflächen sind auf eine Bedienung durch öffentliche Verkehre auszurichten. Ins-
besondere in den Verdichtungsräumen und ihren Randzonen sind regionalbedeutsame
Schwerpunkte des Wohnungsbaus und Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungseinrichtungen grundsätzlich an den öffentlichen Schienenverkehr anzubinden.
Im Bereich der Haltestellen des Schienenverkehrs ist vor allem in dichter besiedelten Räu-
men sowie in größeren Zentralen Orten auf eine Verdichtung der Bebauung, insbesonde-
re durch Mindestwerte für die Siedlungsdichte, hinzuwirken.
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3.3 Wirtschaftsentwicklung, Standortbedingungen
3.3.1 G Die Wirtschaft des Landes ist in ihrer räumlichen Struktur und beim Ausbau ihrer inter-
nationalen Wettbewerbsfähigkeit so zu fördern, dass ein angemessenes Wirtschafts-
wachstum unter Wahrung ökologischer Belange erreicht wird und für die Bevölkerung
aller Landesteile vielseitige und krisenfeste Erwerbsgrundlagen bestehen.
3.3.2 G Forschung, Innovation und Technologietransfer sowie Möglichkeiten der Aus-, Fort- und
Weiterbildung sind zur Stabilisierung von Wirtschaft und Beschäftigung und zur Siche-
rung der Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Baden-Württemberg zu fördern. Die
Leistungsfähigkeit der Forschungseinrichtungen sowie der Technologieberatung und
-vermittlung ist zu sichern und bei Bedarf weiter auszubauen.
3.3.3 G Für den Aufbau und die Sicherung zukunftsfähiger Unternehmen sind geeignete Rah-
menbedingungen zu schaffen und in regionaler Kooperation, insbesondere mit der 
Wirtschaft und ihren Einrichtungen, die wirtschaftsnahe Infrastruktur zu stärken. Dazu ist
unter Berücksichtigung der zentralörtlichen Gliederung, insbesondere im Ländlichen
Raum, das Netz der Technologie- und Gründerzentren bedarfsgerecht auszubauen.
G Der Messeplatz Baden-Württemberg ist in seiner Konkurrenzfähigkeit zu stärken. In Er-
gänzung der Messeplätze mit internationaler Ausstrahlung sind die Regionalmessen als
Standorte zu sichern und zu entwickeln, in ihrer Attraktivität zu steigern und in ihrer wirt-
schaftlichen Bedeutung für die Standorträume zu nutzen.
3.3.4 G Durch eine frühzeitige planerische Vorbereitung von Flächen für Industrie und Gewerbe,
Dienstleistungs- und Infrastruktureinrichtungen sind Ansiedlungs- und Erweiterungsmög-
lichkeiten offen zu halten. 
3.3.5 G Die Bedarfsanalyse und die Festlegung der Standortmerkmale sollten in regionaler Zu-
sammenarbeit aller berührter Stellen und Organisationen, insbesondere der Wirtschaft,
erfolgen, um der zu erwartenden Nachfrage optimal entsprechen zu können. 
3.3.6 Z Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen sind an solchen
Standorten zu erweitern und im Anschluss an bestehende Siedlungsflächen neu vorzu-
sehen, wo aus infrastruktureller Sicht und unter Beachtung der Umweltbelange die bes-
ten Ansiedlungsbedingungen gegeben sind. Flächen mit Anschluss an das Schienennetz
oder an einen Wasserweg sind vorrangig zu berücksichtigen.
G Die Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete soll intensiviert werden, auch über die
Landesgrenze hinweg. Die Erschließung und die Belegung der Flächen sollen so erfolgen,
dass eine hochwertige und intensive Nutzung des Geländes gewährleistet ist und Umnut-
zungen möglich sind.
3.3.7 Z Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Handels-
betriebe für Endverbraucher (Einzelhandelsgroßprojekte) sollen sich in das zentralörtli-
che Versorgungssystem einfügen; sie dürfen in der Regel nur in Ober-, Mittel- und Unter-
zentren ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Hiervon abweichend kommen auch
Standorte in Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion in Betracht, wenn
– dies nach den raumstrukturellen Gegebenheiten zur Sicherung der Grundversorgung
geboten ist oder
– diese in Verdichtungsräumen liegen und mit Siedlungsbereichen benachbarter Ober-,
Mittel- oder Unterzentren zusammengewachsen sind.
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Z Hersteller-Direktverkaufszentren als besondere Form des großflächigen Einzelhandels
sind grundsätzlich nur in Oberzentren zulässig.
3.3.7.1 Z Die Verkaufsfläche der Einzelhandelsgroßprojekte soll so bemessen sein, dass deren Ein-
zugsbereich den zentralörtlichen Verflechtungsbereich nicht wesentlich überschreitet. Die
verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung im Einzugsbereich und die Funktions-
fähigkeit anderer Zentraler Orte dürfen nicht wesentlich beeinträchtigt werden.
3.3.7.2 Z Einzelhandelsgroßprojekte dürfen weder durch ihre Lage und Größe noch durch ihre 
Folgewirkungen die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemeinde
wesentlich beeinträchtigen. Einzelhandelsgroßprojekte sollen vorrangig an städtebaulich
integrierten Standorten ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Für nicht zentren-
relevante Warensortimente kommen auch städtebauliche Randlagen in Frage.
3.3.7.3 G Neue Einzelhandelsgroßprojekte sollen nur an Standorten realisiert werden, wo sie zeit-
nah an den öffentlichen Personennahverkehr angeschlossen werden können.
3.3.7.4 G Die Festlegung von Standorten für regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte in den
Regionalplänen soll vor allem auf Grund eines regionalen Entwicklungskonzepts vorge-
nommen werden. Als Teil einer integrierten städtebaulichen Gesamtplanung soll auf der
Grundlage von regional abgestimmten Einzelhandelskonzepten eine ausgewogene Ein-
zelhandelsstruktur erhalten oder angestrebt werden.
3.4 Verteidigungseinrichtungen, Konversion
3.4.1 G Die Erfordernisse der zivilen und militärischen Verteidigung sind zu berücksichtigen.
Z Verdichtete Räume, insbesondere Verdichtungsräume und deren Randzonen, sollen nach
Möglichkeit von militärischen Anlagen größeren Umfangs freigehalten und entlastet werden.
3.4.2 G Bei der Konversion militärischer Einrichtungen sind raumstrukturell verträgliche und ent-
wicklungsfördernde Folgenutzungen vorzusehen. Abrüstungsbedingte wirtschaftliche,
städtebauliche und infrastrukturelle Nachteile sind auszugleichen, mindestens zu mildern.
G Beim Abbau von Standorten der Bundeswehr werden die Konzepte für eine zivile Folge-
nutzung durch Koordinierungskreise der Regierungspräsidien begleitet; sie sind unter
Einbeziehung raumordnerischer Belange fortzuentwickeln.
3.4.3 G Der Bedarf an Bauflächen ist vorrangig auf ehemaligen oder frei werdenden militärischen
Liegenschaften zu decken, sofern diese grundsätzlich für eine Bebauung oder Nachver-
dichtung geeignet sind.
3.4.4 G Konversionsflächen, die für den Wohnungsbau genutzt werden, sind in ihrer städtebauli-
chen Konzeption und infrastrukturellen Ausstattung an den sozialen Bedürfnissen aller
Generationen auszurichten.
G Größere Konversionsflächen, die sich für eine gewerbliche Folgenutzung eignen, sind vor-
rangig interkommunal zu nutzen.
3.4.5 G Konversionsflächen mit bedeutsamen oder entwicklungsfähigen ökologischen Funktionen
sollen in den Freiraumverbund einbezogen werden.
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4. Weiterentwicklung der Infrastruktur
4.1 Verkehr
(Grundsätzliches)
4.1.1 G Das Verkehrswesen ist so zu gestalten, dass es zu der angestrebten Entwicklung des Lan-
des und seiner Teilräume sowie zur Festigung des Netzes der Zentralen Orte und zur Aus-
gestaltung der Entwicklungsachsen beiträgt. Dabei ist den unterschiedlichen regionalen
Gegebenheiten und Erfordernissen Rechnung zu tragen.
G Auf eine sachgerechte und umweltschonende Aufgabenverteilung und Verknüpfung der
Verkehrssysteme ist hinzuwirken. Durch raumordnerische Festlegungen soll im Perso-
nenverkehr die Nutzung der Schiene und des öffentlichen Personenverkehrs, im Güter-
verkehr eine Verlagerung auf Schiene und Wasserstraße gefördert werden. Überregiona-
le Güterverkehrszentren und regionale logistische Zentren sollen ein integratives Ver-
kehrssystem unterstützen.
G Durch eine stärkere Berücksichtigung der Wechselwirkungen zwischen Siedlungsent-
wicklung und Verkehr sollen die verkehrsbedingten Belastungen verringert und eine um-
weltverträgliche Mobilität gefördert werden. Zuordnung und Mischung der verkehrsrele-
vanten Raumnutzungen und Raumfunktionen sollen regional und lokal das Prinzip der 
kurzen Wege verfolgen.
4.1.2 G Dem Ausbau vorhandener Verkehrswege ist Vorrang vor dem Neubau einzuräumen. Die
Flächeninanspruchnahme ist gering zu halten, wertvolle Böden sind zu schonen und die
Zerschneidung großer zusammenhängender Freiflächen ist zu vermeiden. Nicht vermeid-
bare Eingriffe in die Landschaft sind möglichst vor Ort auszugleichen, vorzugsweise durch
Reduzierung versiegelter Flächen.
(Fernverkehr)
4.1.3 G Das Land ist bedarfsgerecht in die nationalen und transeuropäischen Verkehrsnetze für
den Personen- und Gütertransport einzubinden. Dabei sind insbesondere die Europäi-
sche Metropolregion Stuttgart, der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein und ande-
re wirtschaftlich bedeutende Räume angemessen zu berücksichtigen.
4.1.4 Z Innerhalb der Fernverkehrsnetze sind der Schienenverkehr und die Binnenschifffahrt ent-
sprechend ihrer großen Transportkapazität, relativen Umweltfreundlichkeit und möglichen
Entlastungswirkung für hoch belastete Verkehrskorridore nachdrücklich zu stärken.
4.1.5 G Als Ergänzung der Fernverkehrsnetze sind leistungsfähige West-Ost-Verbindungen auf
Schiene und Straße vor allem auch im Süden des Landes zu entwickeln.
4.1.6 G Das Fernstraßennetz, insbesondere das Netz der Bundesautobahnen, ist funktionsgerecht
zu erhalten und auszubauen. Dabei ist insbesondere dem Ausbaubedarf der Rheintal-
autobahn bis zur schweizerischen Grenze sowie der West-Ost-Verbindungen als Folge
der politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen in Europa Rechnung zu tragen.
4.1.7 Z Der Fernverkehr der Bahn ist durch Ausbau und Neubau weiterer Strecken und Strecken-
abschnitte zu verbessern, insbesondere in den hoch belasteten Verkehrskorridoren des
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Oberrheingrabens und der Verbindungen von Karlsruhe und Frankfurt/Mannheim über
Stuttgart in Richtung München. Dazu ist auf folgende Maßnahmen hinzuwirken:
– die Verwirklichung der Hochgeschwindigkeitsstrecke der Bahn von Mannheim nach
Frankfurt unter vollwertiger Einbindung des Hauptbahnhofs Mannheim, 
– den Aus- und Neubau der Strecke Karlsruhe – Offenburg – Freiburg – Basel als wich-
tigste Zulaufstrecke aus Deutschland zu den Schweizer Alpenübergängen,
– die Anbindungen an das französische Hochgeschwindigkeitsnetz über Mannheim/
Saarbrücken (Nordast des TGV Est), über Strasbourg – Kehl – Appenweier (Südast des
TGV Est) sowie über Basel (TGV Rhin-Rhône),
– die Realisierung der Hochgeschwindigkeitsstrecke Stuttgart – Ulm mit Fortsetzung in
Richtung München,
– die Attraktivitätssteigerung der Strecken Stuttgart – Singen – Zürich und Ulm – Fried-
richshafen – Lindau als weitere Zulaufstrecken zur Neuen Eisenbahnalpentransversale
der Schweiz.
4.1.8 G Der Schienenfernverkehr auf den zum transeuropäischen Netz zählenden Strecken Stutt-
gart – Crailsheim – Nürnberg und Stuttgart – Heilbronn – Würzburg soll angemessen aus-
gestaltet werden.
4.1.9 Z Die Verwirklichung des Projekts Stuttgart 21 ist weiter voranzutreiben. Die zu erwartenden
positiven verkehrlichen, wirtschaftlichen und städtebaulichen Wirkungen für die Stadt, die
Region und weitere Teile des Landes sind durch flankierende Maßnahmen und Planun-
gen zu unterstützen, insbesondere durch die zügige Verwirklichung der Neubaustrecke
der Bahn über den Landesflughafen Stuttgart nach Ulm.
G Die große Verkehrsgunst von Bahnhöfen des Hochgeschwindigkeitsnetzes soll durch die
Entwicklung ihrer Umgebung zu hochwertigen Standorten für Dienstleistungseinrichtun-
gen und Wohnen verstärkt genutzt werden. Dies gilt neben dem Vorhaben Stuttgart 21 ins-
besondere für die Projekte Mannheim 21 und Ulm 21.
4.1.10 G Der Wasserweg Neckar ist durch geeignete betriebliche und bauliche Maßnahmen für zu-
kunftsfähige Transportgüter weiterzuentwickeln. Die Ausweitung der Containerschifffahrt
auf dem Neckar ist durch infrastrukturelle und organisatorische Maßnahmen zu erleich-
tern.
4.1.11 G Die Häfen an Rhein, Neckar und Main sind im Sinn eines integrativen Verkehrssystems in
die Gütertransportkette verstärkt einzubeziehen und mit dem Transport auf Straße und
Schiene zu vernetzen. Die Verknüpfung mit den anderen Verkehrsträgern ist so zu er-
möglichen, dass Gütertransporte in größtmöglichem Umfang mit dem Binnenschiff und auf
der Schiene durchgeführt werden können.
4.1.12 G Der Luftverkehr ist so weiterzuentwickeln, dass die Einbindung des Landes in ein Netz na-
tionaler, europäischer und interkontinentaler Verbindungen in angemessener Bedie-
nungsqualität gesichert ist. Auf eine enge Zusammenarbeit zwischen den Flughäfen in-
nerhalb des Landes, möglichst unter Einbeziehung von Flughäfen in den Nachbarräumen,
ist hinzuwirken. Eine Verknüpfung der Flughäfen mit dem Bahnnetz ist anzustreben.
G Dem Schutz der Bevölkerung vor Fluglärm sowie der Sicherung der Funktion und Ent-
wicklung der Verkehrsflughäfen und Verkehrslandeplätze soll bei der Festlegung von
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Siedlungsbereichen und Siedlungsschwerpunkten in den Regionalplänen durch ausrei-
chende Abstände zwischen diesen Verkehrseinrichtungen und der Wohnbebauung sowie
sonstigen lärmempfindlichen Nutzungen Rechnung getragen werden.
4.1.13 G Der Landesflughafen Stuttgart ist in seiner Funktionsfähigkeit so weiterzuentwickeln, dass
er die Entwicklung des Landes, insbesondere die der Europäischen Metropolregion Stutt-
gart, unterstützt. Seine Bedeutung im internationalen Luftverkehrsnetz ist zu stärken und
für die Standortqualität des Landes zu nutzen.
4.1.14 G Regionalflughäfen und Verkehrslandeplätze sollen die Anbindung an das nationale und
internationale Luftverkehrsnetz sichern und sind dementsprechend weiterzuentwickeln.
Der Ausbau bestehender Anlagen oder ein Neubau ist als Teil des Gesamtverkehrsnetzes
zu beurteilen. Dabei kommt den Flughäfen Friedrichshafen und Karlsruhe/Baden-Baden
als den größten Flughäfen nach Stuttgart eine besondere Stellung zu, die eine Weiterent-
wicklung der beiden Flughäfen zur Gewährleistung einer guten luftverkehrlichen Infra-
struktur innerhalb des Landes notwendig macht.
(Regional- und Nahverkehr)
4.1.15 G Die Bedeutung des Nahverkehrs auf der Schiene ist insbesondere nach der Regionali-
sierung des Schienenpersonenverkehrs der Eisenbahnen des Bundes durch verbesser-
te Abstimmung auf die regionalen Verkehrsbedürfnisse sowie mit den anderen Nahver-
kehrsmitteln zu steigern.
G Zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit und der Angebotsqualität des Schienenpersonen-
verkehrs ist der geplante Integrale Taktverkehr zügig in allen Teilen des Landes einzu-
führen.
4.1.16 Z Beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur in den verkehrlich hoch belasteten Verdichtungs-
räumen ist den Verkehrsträgern mit hoher Kapazität im Personen- und Gütertransport Vor-
rang einzuräumen.
G In den verdichteten Räumen ist der öffentliche Personennahverkehr auf Schiene und
Straße weiter auszubauen, um einen möglichst hohen Anteil am Gesamtaufkommen des
motorisierten Verkehrs zu erreichen.
G In den schwächer besiedelten Landesteilen soll ein Grundangebot im öffentlichen Perso-
nennahverkehr auf Schiene und Straße gewährleistet sein und durch die Siedlungspolitik
unterstützt werden. Auf die Bereitstellung eines leistungsfähigen Straßennetzes ist hinzu-
wirken. Eine auch Umweltgesichtspunkte einschließende Funktionsteilung zwischen 
öffentlichem Personennahverkehr und motorisiertem Individualverkehr ist zu berücksich-
tigen.
(Fahrrad- und Fußgängerverkehr)
4.1.17 G Das Land soll durch ein zusammenhängendes, großräumiges Radwegenetz erschlos-
sen werden, das durch kleinräumige Verbindungen bedarfsgerecht zu ergänzen ist. Die
Erreichbarkeit von Arbeits- und Ausbildungsstätten, zentralörtlichen Versorgungsstand-
orten und Freizeiteinrichtungen über Rad- und Fußwege sowie die Verknüpfung des
Rad- und Fußwegenetzes mit Haltestellen des öffentlichen Personenverkehrs sind zu 
verbessern. Überörtlich ist ein vom motorisierten Verkehr getrenntes Wegenetz anzu-
streben.
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(Großstandorte)
4.1.18 Z Anlagen und Einrichtungen mit großem Verkehrsaufkommen sollen den Verkehrswegen
der Entwicklungsachsen zugeordnet werden. Sie sind durch den öffentlichen Perso-
nennahverkehr und möglichst auch durch den Güterverkehr auf der Schiene zu er-
schließen.
Z Für Standorte logistischer Einrichtungen wie Güterverkehrszentren und regionale logisti-
sche Zentren sind Flächen für Umschlaganlagen für einen Verkehrsträgerwechsel sowie
Anschlussmöglichkeiten an das großräumige Verkehrsnetz von Schiene und Straße, ge-
gebenenfalls auch an das Wasserstraßennetz, vorzusehen.
G Bei der Planung von Flächen für Güterverteilzentren und Verkehrsgewerbeflächen ohne
Einrichtungen für einen Verkehrsträgerwechsel soll berücksichtigt werden, dass ein wirt-
schaftlicher Betrieb von Umschlaganlagen in vorhandenen oder geplanten Güterver-
kehrszentren und regionalen logistischen Zentren nicht gefährdet wird.
4.2 Energieversorgung
(Grundsätzliches)
4.2.1 G Die Energieversorgung des Landes ist so auszubauen, dass landesweit ein ausgewoge-
nes, bedarfsgerechtes und langfristig gesichertes Energieangebot zur Verfügung steht.
Auch kleinere regionale Energiequellen sind zu nutzen.
4.2.2 Z Zur langfristigen Sicherung der Energieversorgung ist auf einen sparsamen Verbrauch
fossiler Energieträger, eine verstärkte Nutzung regenerativer Energien sowie auf den Ein-
satz moderner Anlagen und Technologien mit hohem Wirkungsgrad hinzuwirken. Eine um-
weltverträgliche Energiegewinnung, eine preisgünstige und umweltgerechte Versorgung
der Bevölkerung und die energiewirtschaftlichen Voraussetzungen für die Wettbewerbs-
fähigkeit der heimischen Wirtschaft sind sicherzustellen.
4.2.3 G Die Energieerzeugung des Landes ist in ihrer Leistungsfähigkeit zu sichern. Der Ersatz-
und Erweiterungsbedarf an Kraftwerken soll grundsätzlich durch Erzeugungsanlagen im
Land gedeckt werden. Dazu sind geeignete Standorte zu sichern.
4.2.4 G Das Netz der Transportleitungen ist bedarfsgerecht auszubauen. Hierzu erforderliche
Trassen sind zu sichern. Belange der Siedlungsentwicklung und des Städtebaus sowie
des Natur- und Landschaftsschutzes sind zu berücksichtigen, Möglichkeiten der Bünde-
lung mit anderen Leitungen und Verkehrswegen zu nutzen.
(Stromerzeugung)
4.2.5 G Für die Stromerzeugung sollen verstärkt regenerierbare Energien wie Wasserkraft, Wind-
kraft und Solarenergie, Biomasse, Biogas und Holz sowie die Erdwärme genutzt werden.
Der Einsatz moderner, leistungsstarker Technologien zur Nutzung regenerierbarer Ener-
gien soll gefördert werden.
(Wasserkraft)
4.2.6 G Die Energiegewinnung durch Wasserkraft ist auszubauen. Geeignete Standorte für weitere
Wasserkraftwerke sind insbesondere unter Berücksichtigung ökologischer Belange zu 
sichern. 
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(Windkraft)
4.2.7 Z Zur Steuerung der Windkraftnutzung sind in den Regionalplänen Gebiete auszuweisen, in
denen regionalbedeutsame Windkraftanlagen Vorrang vor entgegenstehenden Raumnut-
zungen haben, und Gebiete festzulegen, in denen regionalbedeutsame Windkraftanlagen
unzulässig sind. 
G Bei der Standortwahl für Windkraftanlagen ist insbesondere Rücksicht auf benachbarte
Siedlungen, den Luftverkehr, das Landschaftsbild und ökologische Belange zu nehmen.
(Mineralölversorgung)
4.2.8 G Zur Sicherung der Mineralölversorgung sind die für Rohöl und Mineralölprodukte erfor-
derlichen Transportleitungen vorzuhalten. Der Ausbau des Leitungsnetzes soll unter
Berücksichtigung ökologischer Gesichtspunkte mit anderen Transportmöglichkeiten und
Verkehrswegen koordiniert werden.
Z Das Raffineriezentrum in Karlsruhe ist zu erhalten.
(Gasversorgung)
4.2.9 G Das Leitungsnetz für Erdgas ist bedarfsgerecht weiter auszubauen. Eine räumlich ausge-
wogene Zuführung von Erdgas aus verschiedenen Quellen und Einspeisepunkten ist 
sicherzustellen.
G Zur Vermeidung von Versorgungsengpässen und zum Ausgleich von Bedarfsschwankun-
gen sind in geologisch geeigneten Strukturen Gasspeicher anzulegen.
(Fern- und Nahwärmeversorgung)
4.2.10 G In Gebieten mit hohem Strom- und Wärmebedarf sind die Vorteile der Kraft-Wärme-Kopp-
lung zu nutzen und bei hoher Verbrauchsdichte die Erstellung von Kraft-Wärme-Kopp-
lungsanlagen und der Ausbau von Wärmeleitungsnetzen zu fördern. In Wohngebieten ist
bei hohem Strom- und Wärmebedarf auf die Erstellung von kleinen Anlagen (Blockheiz-
kraftwerken) und Nahwärmenetzen hinzuwirken.
4.3 Wasserwirtschaft
(Wasserversorgung)
4.3.1 Z In allen Teilräumen des Landes ist eine ausreichende Versorgung mit Trink- und Nutz-
wasser sicherzustellen. Nutzungswürdige Vorkommen sind planerisch zu sichern und
sparsam zu bewirtschaften, Trinkwassereinzugsgebiete großräumig zu schützen und für
die Versorgung geeignete ortsnahe Vorkommen vorrangig zu nutzen. 
Z Zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung sind in den Regionalplänen im erfor-
derlichen Umfang Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen auszuweisen. 
(Grundwasserschutz)
4.3.2 Z Grundwasser ist als natürliche Ressource flächendeckend vor nachteiliger Beeinflussung
zu sichern. Grundwasserempfindliche Gebiete sind durch standortangepasste Nutzungen
und weitergehende Auflagen besonders zu schützen. Zur Sicherung des Wasserschatzes
ist Grundwasser so zu nutzen, dass seine ökologische Funktion erhalten bleibt und die
Neubildung nicht überschritten wird.
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Z Wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Wasserversorgung des Landes sind insbe-
sondere die großen Grundwasservorkommen in der Rheinebene, im Illertal und in Ober-
schwaben nachhaltig zu schützen und zu sichern.
G Der Nutzwasserbedarf ist durch Wasser sparende Maßnahmen zu reduzieren und unter
Berücksichtigung ökologischer Belange möglichst aus oberirdischen Gewässern zu
decken.
(Schutz oberirdischer Gewässer)
4.3.3 G Naturnahe Gewässer sind zu erhalten, ausgebaute Gewässer naturnah zu entwickeln.
Durchgängigkeit, Strukturvielfalt sowie ökologisch gute Qualität und Funktionalität der 
Gewässer und Gewässerrandstreifen sind anzustreben. 
Z Wegen seiner besonderen Bedeutung für die Wasserversorgung des Landes ist insbe-
sondere der Bodensee als Trinkwasserspeicher nachhaltig zu schützen und zu sichern.
(Abwasserbeseitigung)
4.3.4 G Zum Schutz und zur weiteren Verbesserung der Qualität des Grundwassers und der ober-
irdischen Gewässer sind Abwässer zu sammeln und zu reinigen und der weitere Ausbau
von Abwasser- und Regenwasser-Behandlungsanlagen anzustreben. In den Siedlungen
sind verstärkt modifizierte Entwässerungsverfahren anzuwenden und Entsiegelungspo-
tenziale zu nutzen. Im Ländlichen Raum ist die Abwasserbeseitigung durch eine weitge-
hend zentrale Abwasserbeseitigung weiter zu verbessern. 
(Altlastenbeseitigung)
4.3.5 G Von Altlasten ausgehende Gefährdungen sind zu beseitigen. 
(Vorbeugender Hochwasserschutz)
4.3.6 Z Zur Sicherung und Rückgewinnung natürlicher Überschwemmungsflächen, zur Risiko-
vorsorge in potenziell überflutungsgefährdeten Bereichen sowie zum Rückhalt des 
Wassers in seinen Einzugsbereichen sind in den Regionalplänen Gebiete für den vor-
beugenden Hochwasserschutz festzulegen. 
Z Die Abgrenzung der Gebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz soll sich an einem
Bemessungshochwasser mit einem Wiederkehrintervall von 100, am Oberrhein von 200
Jahren orientieren. 
4.3.6.1 Z In hochwassergefährdeten Bereichen im Freiraum sind zur Vermeidung zusätzlicher
Schadensrisiken, zur Erhaltung und Aktivierung natürlicher Überschwemmungsflächen
oder zur Gewässerentwicklung und Auenrenaturierung Gebiete für den vorbeugenden
Hochwasserschutz als Vorranggebiete festzulegen. Auch Flächen für Anlagen und Maß-
nahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes, insbesondere Polder, Rückhaltebecken
und Deichrückverlegungen, sollen als Vorranggebiete gesichert werden. In den Vorrang-
gebieten haben die Belange des Hochwasserschutzes Vorrang, insbesondere sind sie
grundsätzlich von weiterer Bebauung freizuhalten.
4.3.6.2 G In den Regionalplänen können weitere hochwassergefährdete Bereiche zur Vermeidung
von Verschärfungen des Hochwasserabflusses und zur Minderung von Schadensrisiken
als Vorbehaltsgebiete festgelegt werden. Dabei ist vor allem die latente Gefährdung hin-
ter und unterhalb von Hochwasserschutzanlagen (potenzielle Überflutungsbereiche) zu
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berücksichtigen. In diesen Gebieten kommt dem vorbeugenden Hochwasserschutz bei 
allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen besonderes Gewicht zu; eine Sied-
lungstätigkeit soll grundsätzlich unterbleiben.
4.3.7 Z Durch zusätzliche abflusshemmende und landschaftsökologische Maßnahmen, insbesonde-
re durch Rückverlegung von Deichen, Rückbau von Gewässerausbauten, naturnahe Gewäs-
serentwicklung und Bau von Rückhaltebecken, sollen Hochwasserspitzen reduziert werden.
4.4 Abfallwirtschaft
4.4.1 G Die Abfallwirtschaft des Landes ist so auszurichten, dass Abfallmenge und Gefahrenpo-
tenzial möglichst gering gehalten, verwertbare Abfälle in den Kreislauf zurückgeführt oder
energetisch verwertet und nicht verwertbare Abfälle vorrangig durch thermische Behand-
lung umweltverträglich beseitigt werden.
4.4.2 G Für die Beseitigung nicht verwertbarer Abfälle sind in ausreichendem Umfang und in sach-
gerechter räumlicher Verteilung Behandlungsanlagen und Deponiekapazitäten vorzuhalten.
4.4.3 Z Geeignete Entsorgungsstandorte sind frühzeitig im Rahmen der Regionalplanung zu si-
chern. Die Wirtschaftlichkeit der Abfallentsorgung ist durch regionale Kooperation und
Optimierung der Einzugsgebiete sicherzustellen.
4.5 Bildungswesen
4.5.1 G Das Bildungswesen des Landes ist in seiner Leistungs- und Zukunftsfähigkeit unter
Berücksichtigung gesellschaftlicher, fachlicher und qualifikatorischer Erfordernisse wei-
terzuentwickeln.
4.5.2 G Die verschiedenen Bildungseinrichtungen sind unter Berücksichtigung der zentralörtli-
chen Gliederung so auszubauen und anzupassen, dass in allen Landesteilen umfassen-
de Möglichkeiten der Aus- und Fortbildung in zumutbarer Entfernung angeboten werden.
Auch Einrichtungen der Familienbildung sind zu fördern.
4.5.3 G Die Leistungsfähigkeit der Hochschulen und anderer Lehr- und Forschungseinrichtungen
ist unter Berücksichtigung der zentralörtlichen Gliederung sowie fachlicher und regionaler
Schwerpunkte auszubauen.
4.5.4 G Vorhandene Ausbildungs- und Forschungsprofile sowie fachliche Schwerpunkte sind als
regionale Entwicklungspotenziale zu stärken. Interdisziplinäre und regionale Koopera-
tionsmöglichkeiten sind zu intensivieren und für die räumliche Entwicklung zu nutzen. 
4.6 Information und Kommunikation
4.6.1 G Die Informations- und Kommunikationsinfrastruktur ist an die wachsenden Bedürfnisse
der Volkswirtschaft und die sich ändernden Interessen der Bevölkerung anzupassen und
zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit im Rahmen des technischen Fortschritts weiter-
zuentwickeln.
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4.6.2 G Der Ausbau der Informations- und Kommunikationsinfrastruktur soll den raumordneri-
schen Erfordernissen Rechnung tragen, die regionalen Besonderheiten berücksichtigen
und die Entwicklung peripherer Gebiete fördern. 
4.6.3 G Ausbau und Weiterentwicklung der Informations-  und Kommunikationsinfrastruktur sol-
len die Nutzungsmöglichkeiten und Chancen orts- und zeitunabhängiger Information und
Kommunikation für Gesellschaft und Wirtschaft fördern. In allen Teilräumen sind eine
flächendeckende Grundversorgung und ein angemessener Zugang zum neuen Dienstleis-
tungsmarkt sicherzustellen. Post- und Telefondienste, Multimedia-Techniken und interak-
tive Medienangebote sind zu leistungsfähigen, zukunftsorientierten Kommunikationsnet-
zen auszubauen.
4.6.4 G Trassen und Einrichtungen für Kabelverbindungen sowie drahtlose Verbindungen und Netze
sind weitestgehend zu bündeln und auf gemeinsame Standorte zu konzentrieren. Bauli-
che Gegebenheiten und Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind zu berücksichtigen.
Z Bestehende und geplante Richtfunkstrecken sind von störender Bebauung freizuhalten.
4.7 Sozialwesen, Gesundheitswesen
4.7.1 G Die Dienste und Einrichtungen des Sozialwesens und des Gesundheitswesens sind in 
ihrer fachlichen Gliederung und räumlichen Verteilung am Netz der Zentralen Orte aus-
zurichten. Sie sind so auszubauen und in ihrem Bestand zu sichern, dass in allen Lan-
desteilen die sozialen und gesundheitlichen Bedürfnisse der Bevölkerung durch ein breites,
gleichwertiges Angebot befriedigt werden können und eine wohnortnahe Grundversor-
gung gewährleistet ist.
4.7.2 G Die Einrichtungen des Sozialwesens und des Gesundheitswesens sollen aus ihrem Ein-
zugsgebiet mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar sein.
4.7.3 G Die Heilbäder und Kurorte des Landes sind in ihrer Bedeutung für die gesundheitliche
Versorgung der Bevölkerung und das regionale Arbeitsplatzangebot als regionale Ge-
sundheitszentren zu stärken. Die Anpassung der Infrastruktur an die spezifischen Be-
dürfnisse von Heilbädern und Kurorten ist zu fördern. Heilquellen und nutzungswürdige
Heilmittel des Bodens sind zu schützen und planerisch zu sichern.  
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5. Freiraumsicherung, Freiraumnutzung
5.1 Freiraumverbund und Landschaftsentwicklung
5.1.1 G Die natürlichen Lebensgrundlagen sind zu schützen. Die Naturgüter Boden, Wasser, Luft
und Klima sowie die Tier- und Pflanzenwelt sind in Bestand, Regenerationsfähigkeit, Funk-
tion und Zusammenwirken dauerhaft zu sichern oder wiederherzustellen.
Z Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu sichern.
G Für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild bedeutsame Freiräume sollen vom Land,
den Regionen und den Gemeinden nach Möglichkeit miteinander verbunden werden.
5.1.2 Z Als Bestandteile zur Entwicklung eines ökologisch wirksamen großräumigen Freiraum-
verbunds werden folgende überregional bedeutsame naturnahe Landschaftsräume
festgelegt:
– Gebiete, die Teil des künftigen europaweiten, kohärenten Schutzgebietsnetzes "NATURA
2000" sind,
– Gebiete, die sich durch eine überdurchschnittliche Dichte schutzwürdiger Biotope oder
überdurchschnittliche Vorkommen landesweit gefährdeter Arten auszeichnen und die eine
besondere Bedeutung für die Entwicklung eines ökologisch wirksamen Freiraumverbunds
und im Hinblick auf die Kohärenz des europäischen Schutzgebietsnetzes besitzen,
– unzerschnittene Räume mit hohem Wald- und Biotopanteil und einer Größe über 100 km2,
– Gewässer mit besonderer Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz, die bereits lange
natürliche und naturnahe Fließstrecken und Auen aufweisen.
Die derzeit vorhandenen Gebiete und Landschaftsräume sind im Anhang in Karte 4 dar-
gestellt.
5.1.2.1 Z In den überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen ist die Funktions- und
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und zu verbessern. Planungen und
Maßnahmen, die diese Landschaftsräume erheblich beeinträchtigen, sollen unterbleiben
oder, soweit unvermeidbar, ausgeglichen werden.
G Wild lebende Tiere und wild wachsende Pflanzen sowie ihre Lebensgemeinschaften sind
als Teil des Naturhaushalts in ihrer natürlich und historisch gewachsenen Artenvielfalt zu
schützen; ihre Lebensräume sowie ihre Lebensbedingungen sind zu erhalten, zu pflegen,
zu entwickeln oder wiederherzustellen.
5.1.2.2 G In den überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen sind Sport-, Erho-
lungs- und Tourismuseinrichtungen möglichst innerhalb von Siedlungen, als Siedlungs-
erweiterungen oder als Ergänzung vorhandener Anlagen zu realisieren; sie dürfen den
Naturhaushalt und das Landschaftsbild nicht beeinträchtigen und sollen mit öffentlichen
Verkehrsmitteln erreichbar sein.
Z Die überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräume sollen möglichst unzer-
schnitten in ihrem landschaftlichen Zusammenhang erhalten und untereinander vernetzt
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werden. In großen unzerschnittenen Räumen sind Eingriffe mit Trennwirkung auf das Un-
vermeidbare zu beschränken. Unabweisbare linienförmige Infrastruktureinrichtungen sind
nach Möglichkeit mit bestehenden zu bündeln. Überregional bedeutsame Ver- und Ent-
sorgungseinrichtungen sind grundsätzlich zu vermeiden. 
5.1.2.3 Z In den überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen sind eine standort-
gemäße landwirtschaftliche Nutzung und eine naturnahe Forstwirtschaft als wesentlicher
Beitrag zur Erhaltung der Kulturlandschaft und wegen ihrer ökologischen Wirkungen zu
sichern.
G Biotope sollen ihrer Biotop-Funktion angepasst weiter bewirtschaftet werden.
G Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen, die im Rahmen eines ökologisch wirksa-
men Freiraumverbunds in ihrer Nutzungsintensität eingeschränkt, extensiv genutzt oder
gepflegt werden, sollen bevorzugt in Förderprogramme der Landwirtschaft, der Forstwirt-
schaft und des Naturschutzes einbezogen werden.
5.1.2.4 G In den überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen sollen bestehende 
Abbaustätten einen Beitrag zur Erhaltung und Erhöhung der Artenvielfalt leisten. Die Ab-
baustätten sind durch Renaturierung und Folgenutzung so anzulegen, dass sie die Funk-
tion dieser Landschaftsräume unterstützen.
5.1.2.5 Z Die Naturparke ergänzen den großräumigen Freiraumverbund räumlich. Sie sollen als 
Instrumente für eine naturnahe, nachhaltige Entwicklung größerer Landschaftsräume ein-
gesetzt werden.
5.1.3 Z Zum Schutz von Naturgütern, naturbezogenen Nutzungen und ökologischen Funktionen
vor anderen Nutzungsarten oder Flächeninanspruchnahmen werden in den Regionalplä-
nen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige Bereiche ausgewie-
sen. Sie konkretisieren und ergänzen die überregional bedeutsamen naturnahen Land-
schaftsräume im Freiraumverbund.
Z Regionale Grünzüge sind größere zusammenhängende Freiräume für unterschiedliche
ökologische Funktionen, für naturschonende, nachhaltige Nutzungen oder für die Erho-
lung; sie sollen von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nutzungen freigehalten
werden.
Z Grünzäsuren sind kleinere Freiräume zur Vermeidung des Zusammenwachsens von Sied-
lungen und für siedlungsnahe Ausgleichs- und Erholungsfunktionen; sie sollen von Be-
siedlung und anderen funktionswidrigen Nutzungen freigehalten werden.
Z In den Schutzbedürftigen Bereichen für Naturschutz und Landschaftspflege, für die Land-
wirtschaft, für Waldfunktionen und Forstwirtschaft, für den Bodenschutz, für die Wasser-
wirtschaft und für die Erholung haben naturbezogene Nutzungen und die Erfüllung öko-
logischer Funktionen Vorrang vor anderen, vor allem baulichen Nutzungen.
5.1.3.1 G Die Träger der Fachplanungen berücksichtigen bei der Ausweisung fachplanerischer
Schutzgebiete die in den Regionalplänen ausgewiesenen Schutzbedürftigen Bereiche.
Fachplanerische Schutzgebiete ergänzen den Freiraumverbund.
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5.1.4 G Die Gemeinden ergänzen die landes- und regionalplanerisch ausgewiesenen Bereiche
des Freiraumverbunds im Rahmen der Bauleitplanung durch die Ausweisung von Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Gewässer, Natur
und Landschaft.
5.2 Rohstoffsicherung
5.2.1 G Der Versorgung mit oberflächennahen mineralischen Rohstoffen kommt bei allen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen besondere Bedeutung zu. Insbesondere soll,
auch im Interesse künftiger Generationen, die Möglichkeit des Abbaus bedeutsamer Vor-
kommen langfristig grundsätzlich offen gehalten werden.
Die derzeit bekannten bedeutsamen Rohstoffvorkommen sind im Anhang in Karte 5 
dargestellt.
5.2.2 G Die Bodenschätze des Landes sind zu erfassen. Abbauwürdige Bodenschätze sind für die
Rohstoffversorgung zu sichern.
G Nach Maßgabe der jeweils geltenden Vorschriften sind die landesweite Erfassung, das
Aufsuchen, der Abbau und die Sicherung von Rohstoffvorkommen für einen späteren Ab-
bau zu unterstützen.
5.2.3 Z In den Regionalplänen sind regionalbedeutsame Abbaustätten, aktivierbare Reserven
und Rohstoffvorkommen als Bereiche für den Abbau von Rohstoffen (Abbaubereiche)
und als Bereiche zur Sicherung von Rohstoffvorkommen (Sicherungsbereiche) festzu-
legen.
Z Als Abbaubereiche sind Bereiche auszuweisen, in denen der Rohstoffabbau unter
überörtlichen Gesichtspunkten Vorrang vor anderen Nutzungen hat und zeitnah vorgese-
hen ist.
Z Als Sicherungsbereiche sind Bereiche auszuweisen, die von Nutzungen freigehalten wer-
den sollen, die einem späteren Rohstoffabbau entgegenstehen.
5.2.4 G Die Regionalpläne können festlegen, dass ein Abbau von regionalbedeutsamen Rohstoff-
vorkommen außerhalb der ausgewiesenen Abbaubereiche in der gesamten Region
grundsätzlich ausgeschlossen ist.
G Bei der Ausweisung von Abbaubereichen und Sicherungsbereichen sind die Belange der
Rohstoffsicherung und Rohstoffversorgung mit anderen raumbedeutsamen Nutzungen
und Vorhaben sowie vor allem mit den Erfordernissen des Natur- und Umweltschutzes,
der Landschaftserhaltung, der Land- und Forstwirtschaft, des Bodenschutzes, der Was-
serwirtschaft, der Erholung, sonstiger ökologischer Belange und der Siedlungsentwick-
lung mit dem ihnen jeweils zukommenden Gewicht abzustimmen und abzuwägen.
G In Nutzung befindliche Lagerstätten sind möglichst vollständig abzubauen, ehe ein neues
Vorkommen erschlossen wird. Im Übrigen sind durch Entwicklung und Förderung der
Kreislaufwirtschaft die Rohstoffvorkommen im Interesse späterer Generationen zu scho-
nen. Die Ansätze zur Kreislaufwirtschaft sind landesweit zu stärken.
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5.2.5 G Beim Abbau von Lagerstätten sind die Rekultivierung oder Renaturierung sowie die 
Einbindung in die Landschaft sicherzustellen.
5.3 Landwirtschaft, Forstwirtschaft
5.3.1 G Die ökonomische, ökologische und soziale Bedeutung der Land- und Forstwirtschaft, ins-
besondere aufgrund ihrer Funktionen für die Ernährung, die Holzversorgung, die Erhal-
tung und Pflege der Kulturlandschaft und die Sicherung der natürlichen Lebensgrundla-
gen, ist zu erhalten und zu entwickeln.
5.3.2 Z Die für eine land- und forstwirtschaftliche Nutzung gut geeigneten Böden und Standorte,
die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion ermöglichen, sollen als zen-
trale Produktionsgrundlage geschont werden; sie dürfen nur in unabweisbar notwendi-
gem Umfang für andere Nutzungen vorgesehen werden. Die Bodengüte ist dauerhaft zu
bewahren.
G Der Anbau nachwachsender Rohstoffe ist aus Gründen der Ressourcenschonung und des
Umweltschutzes sowie als Einstieg in die Kreislaufwirtschaft zu fördern. 
5.3.3 G Die Betriebs- und Flurstrukturen sind so zu erhalten und zu entwickeln, dass eine lang-
fristige, funktionsgerechte und wettbewerbsfähige Landbewirtschaftung möglich ist. Ins-
besondere in Räumen mit starkem Siedlungsdruck sind die Fluren in den Freiräumen so
auszuwählen, zu bemessen, zu sichern und zu entwickeln, dass eine rationelle landwirt-
schaftliche Bodennutzung möglich ist. Insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft
wertvolle Böden sind zu schonen.
G Die Möglichkeiten einer Flurneuordnung sind zu nutzen, um die für Infrastrukturmaßnah-
men der öffentlichen Hand benötigten Flächen sozial verträglich bereitzustellen, die Be-
wirtschaftungsstrukturen in der Landwirtschaft zu verbessern, den strukturellen Wandel
in der Landwirtschaft zu flankieren und landschaftsökologische Aufwertungsmaßnahmen
zu unterstützen.
5.3.4 Z Der Wald ist wegen seiner Bedeutung als Ökosystem, für die Umwelt, das Landschafts-
bild und die Erholung und wegen seines wirtschaftlichen Nutzens im Rahmen einer na-
turnahen und nachhaltigen Bewirtschaftung zu erhalten, zu schützen und zu pflegen. 
G Eine naturnahe Waldbewirtschaftung mit standortgerechten Baumarten ist anzustreben;
der Anteil von Bann- und Schonwäldern ist zu erhöhen. Waldbiotope sind ihrer Biotop-
Funktion angepasst zu bewirtschaften.
G In waldarmen Gebieten sind Möglichkeiten der Erhöhung des Waldflächenanteils in 
Abstimmung mit den übrigen Freiraumfunktionen und unter Berücksichtigung der Belange
des Naturschutzes und der Landwirtschaft wahrzunehmen.
5.3.5 Z Eingriffe in den Bestand des Walds in Verdichtungsräumen und in Wälder mit besonde-
ren Schutz- und Erholungsfunktionen sind auf das Unvermeidbare zu beschränken. Sol-
che Waldverluste sollen möglichst in der Nähe der Eingriffe in Abstimmung mit den Be-
langen des Naturschutzes und der Landwirtschaft durch Aufforstung von geeigneten
Flächen ausgeglichen werden. 
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5.4 Freizeit und Erholung
5.4.1 G Den gestiegenen Ansprüchen der Bevölkerung an Freizeit und Erholung ist durch eine 
bedarfsgerechte Ausweisung und Gestaltung geeigneter Flächen Rechnung zu tragen.
Dabei sind die landschaftliche Eigenart und die Tragfähigkeit des Naturhaushalts zu be-
wahren, das Naturerlebnis zu fördern sowie eine bedarfsgerechte Anbindung und Er-
schließung durch öffentliche Verkehrsmittel sicherzustellen.
5.4.2 G Heilbäder, Kurorte und Tourismusorte sind in ihrer Bedeutung für Erholung und Touris-
mus zu stärken. Ausbau und Weiterentwicklung der Infrastruktur für die spezifischen Be-
dürfnisse von Erholung und Tourismus sind zu fördern. 
5.4.3 G Freizeiteinrichtungen sind möglichst in bestehende Siedlungen zu integrieren oder in 
Anlehnung an diese zu errichten. In der Nähe größerer Siedlungen sind für die ortsnahe
Freizeitgestaltung und Erholung leicht zugängliche Bereiche freizuhalten und zu gestalten.
5.4.4 G Einrichtungen für Freizeitaktivitäten und Erholung sollen sich in die Landschaft einfügen,
das Landschaftsbild möglichst wenig beeinträchtigen und insbesondere in naturnahen
Landschaftsräumen naturverträglich sein.
5.4.5 G Zur Befriedigung der Nachfrage nach Möglichkeiten für sportliche Aktivitäten und erhol-
same Vergnügungen in großflächigen Freizeiteinrichtungen sind geeignete Räume und
Standorte zu sichern und raum- und umweltverträglich auszugestalten. Dabei sind die
Lage im Raum- und Siedlungsgefüge sowie die Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege sowie der sparsamen Bodennutzung zu berücksichtigen.
5.4.6 G Freizeiteinrichtungen mit starkem Besucherverkehr sollen an öffentliche Verkehrsmittel
und ortsdurchfahrtsfreie Straßen angeschlossen sein. Wohnsiedlungen und Kurorte sind
vor störenden Einwirkungen zu schützen.
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6. Stärkung der regionalen Eigenkräfte
6.1 Regionalplanung, Umsetzung der Regionalplanung
6.1.1 Z Die in diesem Plan festgelegten Grundsätze und Ziele der Raumordnung zur Entwicklung
der Siedlungs-, Freiraum- und Infrastruktur sowie die Grundsätze und Ziele der fachlichen
Entwicklungspläne sind zur Sicherung einer nachhaltigen, gleichwertigen und zukunfts-
fähigen Entwicklung der Teilräume des Landes in den Regionalplänen räumlich und sach-
lich auszuformen; dies gilt auch für die Grundsätze der Raumordnung im Raumord-
nungsgesetz.
6.1.2 Z Die Regionalverbände wirken im Rahmen ihrer Beratungs-, Moderations- und Koordina-
tionsfunktion auf die inhaltliche Umsetzung der Regionalpläne hin; sie wirken als Träger
der Regionalplanung an den raumbedeutsamen Fachplanungen mit und geben Anstöße
für regionale und teilräumliche Entwicklungsprozesse.
Z Die höheren Raumordnungsbehörden und die Regionalverbände unterrichten und bera-
ten die Träger der Bauleitplanung, die anderen öffentlichen und die sonstigen Planungs-
träger über die Erfordernisse der Raumordnung.
6.1.3 Z Öffentliche Stellen und Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 3 des Raumordnungs-
gesetzes haben die Grundsätze für die räumliche Ordnung und Entwicklung der Regio-
nen zu berücksichtigen und die Ziele zu beachten. Abstimmung und Verwirklichung der
Entwicklungsziele sind seitens der Regionalverbände im Benehmen mit anderen regiona-
len Akteuren durch regionales Management zu unterstützen.
6.1.4 G Der zunehmenden Regionaldynamik, den räumlichen Verflechtungen und den wachsen-
den Abstimmungs- und Handlungserfordernissen auf regionaler Ebene soll durch Stär-
kung der regionalen Kooperation Rechnung getragen werden. Die für die Umsetzung der
Regionalpläne maßgeblichen öffentlichen Stellen und privaten Akteure sind einzubezie-
hen.
6.1.5 G Interkommunale, regionale und grenzübergreifende Kooperationen wie Städtenetze, Re-
gionalkonferenzen, regionale Allianzen sowie regionale Entwicklungs- und Handlungs-
konzepte unter Einbeziehung der Wirtschaft und anderer regionaler Akteure sollen regio-
nale Eigenkräfte freisetzen, regionale Defizite beseitigen, Standortfaktoren verbessern
und Synergieeffekte nutzen. Diese Zusammenarbeit soll in Initiative und Verantwortung
der regionalen Akteure entfaltet, durchgeführt und umgesetzt werden.
6.1.6 G Durch die Bündelung höherwertiger Einrichtungen, Förderung funktionaler Spezialisie-
rung und Nutzung der Möglichkeiten gegenseitiger infrastruktureller Ergänzung und Auf-
gabenteilung zwischen den Aufgabenträgern in den Regionen sind die Standortbedin-
gungen dauerhaft zu verbessern und die Leistungskraft insbesondere in struktur-
schwächeren Räumen zu stärken.
6.1.7 Z Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich des Einsatzes der
hierfür vorgesehenen Finanzmittel sind die Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung zu berücksichtigen und die Ziele zu beachten.
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G Der Einsatz von fachlichen Förderprogrammen für regionalbedeutsame Vorhaben sollte
auf der Grundlage von regionalen Entwicklungskonzepten oder auf andere geeignete Weise
abgestimmt werden.
6.2 Besondere regionale Entwicklungsaufgaben
6.2.1 Z Zur Stärkung der Leistungskraft des Landes, insbesondere zur Förderung seiner natio-
nalen und internationalen Einbindung, zur Intensivierung der regionalen und grenzüber-
schreitenden Kooperation und zur Unterstützung des wirtschaftlichen Strukturwandels
werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für folgende großräumige Landesteile
festgelegt:
– Europäische Metropolregion Stuttgart,
– Europäischer Verflechtungsraum Oberrhein,
– Bodenseeraum.
Z Zur Stärkung bestehender Entwicklungsansätze im Ländlichen Raum, zur Bewältigung
des regionalen Strukturwandels, zur Entwicklung schwach und einseitig strukturierter 
Gebiete, zur Entlastung stark verdichteter Räume, zur Überwindung hemmender Verwal-
tungsgrenzen und zur Unterstützung anderer landesbedeutsamer Raumplanungen sollen
besondere regionale Entwicklungsaufgaben insbesondere in den Räumen Ulm, Ostwürt-
temberg, Villingen-Schwenningen und Oberes Gäu und den Räumen mit Struktur-
schwächen wahrgenommen werden.
Z Öffentliche Stellen und Personen des Privatrechts nach § 4 Abs. 3 des Raumordnungs-
gesetzes haben die für die Räume mit besonderen regionalen Entwicklungsaufgaben fest-
gelegten Grundsätze zu berücksichtigen, die Ziele zu beachten und ihre Verwirklichung
zu fördern. Die Regionalverbände streben dabei im Rahmen ihrer Planungs-, Beratungs-,
Moderations- und Kooperationsfunktion frühzeitig eine Abstimmung zwischen den Pla-
nungsträgern und gesellschaftlichen Gruppen im Raum an.
(Europäische Metropolregion Stuttgart)
6.2.2 Z Wegen ihrer herausragenden Funktionen im internationalen Maßstab und ihrer besonde-
ren Bedeutung für die gesellschaftliche, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung
des Landes ist die Europäische Metropolregion Stuttgart in ihrer Leistungs- und Konkur-
renzfähigkeit weiterzuentwickeln und zu stärken. Die Europäische Metropolregion Stutt-
gart umfasst insbesondere den Verdichtungsraum Stuttgart einschließlich der Räume um
Heilbronn (Plansatz 6.2.2.2) und um Reutlingen/Tübingen (Plansatz 6.2.2.3) und seine
Randzone.
G Die Entwicklung der Europäischen Metropolregion Stuttgart soll sich auf dezentrale räum-
liche und organisatorische Strukturen stützen und diese stärken. Durch eine Vernetzung
mit anderen Landesteilen ist die Wechselwirkung zwischen den Entwicklungszielen der Eu-
ropäischen Metropolregion Stuttgart und der anderen Regionen des Landes, insbesonde-
re der angrenzenden Regionen, zu optimieren. Die Vernetzung innerhalb des Landes ist
durch leistungsfähige Verkehrs- und Kommunikationsinfrastrukturen zu fördern. Dabei sind
insbesondere die Räume um Heilbronn und Reutlingen/Tübingen in ihrer Eigenständigkeit
innerhalb der Europäischen Metropolregion Stuttgart sowie in ihrer Mittlerrolle und ober-
zentralen Funktion für die Regionen Franken und Neckar-Alb zu unterstützen. 
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6.2.2.1 Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für die Europäische Metropolregion Stuttgart
sind
– die Verbesserung der Erreichbarkeit anderer Europäischer Metropolregionen in
Deutschland und vergleichbarer Regionen in Europa durch den Ausbau der Fern-
straßen und des Hochgeschwindigkeitsverkehrs der Bahn, insbesondere durch die
Realisierung der Projekte Stuttgart 21 und der Magistrale Paris - Stuttgart - Budapest,
und durch deren Verknüpfung mit den regionalbedeutsamen Netzen,
– die Erhaltung, der Ausbau und die Ansiedlung von Institutionen und Infrastrukturen mit
internationaler und nationaler Bedeutung,
– die Weiterentwicklung der Funktionsfähigkeit des Landesflughafens Stuttgart im Ge-
samtverkehrsnetz, insbesondere durch die Einbindung in das Hochgeschwindigkeits-
netz und den Regionalverkehr der Bahn,
– die Errichtung und der Betrieb der Landesmesse mit leistungsfähigen Anschlüssen an
das Schienen- und Straßennetz und in räumlicher Nähe zum Landesflughafen Stuttgart
als zukunftsfähige Dienstleistungseinrichtung mit Bedeutung für den Wirtschaftsstan-
dort Baden-Württemberg, 
– die Erhaltung und Steigerung der Attraktivität als Lebens- und Wirtschaftsraum und
Wirtschaftsstandort, insbesondere durch Bewahrung der dezentralen Siedlungsstruk-
tur, Vernetzung der Freiraumfunktionen und Weiterentwicklung des Verkehrssystems
mit dem Ziel einer nachhaltigen sozial- und umweltverträglichen Mobilität.
6.2.2.2 Z Die besondere Bedeutung des Raums um das Oberzentrum Heilbronn innerhalb der Eu-
ropäischen Metropolregion Stuttgart und für die Mittlerrolle in andere Teile der Region
Franken ist zu wahren und zu nutzen. Besondere regionale Entwicklungsaufgaben dazu
sind
– die Stärkung des Oberzentrums Heilbronn als leistungsfähiger wirtschaftlicher, wis-
senschaftlicher und kultureller Mittelpunkt, 
– die Weiterentwicklung des überregionalen Verkehrsknotens Heilbronn zur Unterstüt-
zung und Entlastung zentraler Teile der Europäischen Metropolregion Stuttgart, insbe-
sondere durch die Stärkung der Landesentwicklungsachse nach Stuttgart, den Aus-
bau der Autobahn A6, eine angemessene Bedienung durch die Bahn und die Weiter-
entwicklung des kombinierten Ladeverkehrs unter Einbeziehung der Hafenstandorte,
– die Stärkung des Raums Heilbronn in seiner Rolle als Bindeglied zwischen dem Ver-
dichtungsraum um die Landeshauptstadt Stuttgart und dem Ländlichen Raum der Re-
gion, insbesondere entlang der Entwicklungsachsen als Leitlinien der Vernetzung und
der Schwerpunktsetzung,
– der Aufbau neuer Cluster, der Ausbau touristischer Ansätze und die Vernetzung der
vielfältigen Kulturangebote in der gesamten Region.
6.2.2.3 Z Die besondere Bedeutung des Raums um das Oberzentrum Reutlingen/Tübingen inner-
halb der Europäischen Metropolregion Stuttgart und für die Mittlerrolle in andere Teile der
Region Neckar-Alb ist zu wahren und zu nutzen. Besondere regionale Entwicklungsauf-
gaben dazu sind
– die Stärkung der oberzentralen Funktionen von Reutlingen/Tübingen, insbesondere
durch den Ausbau in den Bereichen Kultur, Wissenschaft und Forschung, Technologie
und Dienstleistung sowie durch die Ausgestaltung der Landesentwicklungsachse nach
Stuttgart,
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– die Stärkung des Raums Reutlingen/Tübingen in seiner Rolle als Bindeglied zwischen
dem Verdichtungsraum um die Landeshauptstadt Stuttgart und dem Ländlichen Raum
der Schwäbischen Alb und des Donauraums, insbesondere entlang der Entwicklungs-
achsen als Leitlinien der Vernetzung und der Schwerpunktsetzung,
– die Unterstützung beim wirtschaftlichen Strukturwandel und bei der Folgenutzung 
militärischer Konversionsflächen, 
– das Hinwirken auf die künftige Zuordnung des Verdichtungsbereichs Albstadt/Balingen/
Hechingen zur Europäischen Metropolregion Stuttgart.
(Europäischer Verflechtungsraum Oberrhein)
6.2.3 Z Wegen der zentralen Lage in Europa, der Verkehrsgunst, der zukunftsweisenden wirt-
schaftlichen Entwicklungsansätze, der besonderen landschaftlichen und ökologischen
Bedeutung und der vielfältigen, sich ergänzenden Potenziale des deutsch-französisch-
schweizerischen Grenzraums ist der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein grenz-
übergreifend durch Intensivierung der Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen seinen
Teilräumen als Siedlungs- und Wirtschaftsraum und Kulturlandschaft von europäischer
Bedeutung weiterzuentwickeln. Der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein umfasst in
Baden-Württemberg den Rhein-Neckar-Raum (Plansatz 6.2.3.1), den Raum Karlsruhe/
Pforzheim (Plansatz 6.2.3.2), den Raum Offenburg (Plansatz 6.2.3.3), den Raum Freiburg
(Plansatz 6.2.3.4) und den Raum Dreiländereck (Plansatz 6.2.3.5).
Z Der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein ist im Sinn einer Europäischen Metropol-
region zu behandeln. Dazu ist er insgesamt nachhaltig, vernetzt und grenzübergreifend
als Zukunftsregion zu entwickeln. Besondere regionale Entwicklungsaufgaben dazu sind
– die Intensivierung der grenzüberschreitenden Abstimmung und die Harmonisierung von
Planungen und Maßnahmen,
– der Ausbau der regionalen und grenzüberschreitenden Kooperationen und Vernetzungen
sowie die Stärkung der Städte und Gemeinden mit grenzüberschreitenden Verflechtungen,
– die qualitative Weiterentwicklung des Gesamtraums unter Berücksichtigung der Ab-
hängigkeiten zwischen Siedlungsentwicklung, Wirtschaft, Verkehr, Ökologie, Land-
schaft, Tourismus, Erholung und Sport,
– die Entwicklung als europäischer Wirtschafts- und Forschungsstandort unter Nutzung
der hohen wirtschaftlichen, technologischen und wissenschaftlichen Potenziale,
– die Erhaltung, der Ausbau und die Ansiedlung von Institutionen und Infrastrukturen mit
internationaler und nationaler Bedeutung,
– die umweltgerechte Ausgestaltung der Straßen-, Schienen-, Wasser- und Luftver-
kehrsnetze am Oberrhein als europäischer Verkehrsdrehscheibe,
– die Entwicklung einer grenzüberschreitend abgestimmten Angebotsstruktur der Flughäfen,
– die Sicherung, Renaturierung und Weiterentwicklung der Rheinauen als wichtiges 
Regenerationsgebiet für das überregional bedeutsame Grundwasservorkommen im
Oberrheingraben und als Natur- und Erholungslandschaft,
– geeignete und ausreichende Maßnahmen zur Gewährleistung einer angemessenen
Hochwassersicherheit,
– die zügige Fortführung und Umsetzung des Projekts "Integriertes Rheinprogramm".
(Rhein-Neckar-Raum)
6.2.3.1 Z Wegen seiner Bedeutung für die weitere Entwicklung im Nordwesten des Landes und für
die benachbarten Länder, seiner tragenden Rolle als großer Verdichtungsraum, seiner
Aufgabe als Wachstumsmotor mit nationaler Ausstrahlung und zur Bewältigung des wirt-
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schaftlichen Strukturwandels werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den
Rhein-Neckar-Raum festgelegt. Dieser Raum umfasst insbesondere das baden-württem-
bergische Gebiet des Raumordnungsverbands Rhein-Neckar.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Rhein-Neckar-Raum sind
– die Sicherung der Funktionsfähigkeit und Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des
grenzüberschreitenden Verdichtungsraums, 
– die Weiterentwicklung der Raumstruktur durch Intensivierung der regionalen Koopera-
tion, insbesondere in den Bereichen Verkehr, Abfallwirtschaft, Medien und Naherho-
lung, unter Berücksichtigung der engen Verflechtungen mit den angrenzenden Teilen
der Region Unterer Neckar, von Hessen und von Rheinland-Pfalz,
– der Ausbau der Standortattraktivität in den Bereichen Wissenschaft, Kultur, Bildung,
Medizin und Medien, die Mobilisierung von Entwicklungsreserven zur Schaffung von
Arbeitsplätzen und die Weiterentwicklung der Bioregion Rhein-Neckar,
– die Erarbeitung und Umsetzung regionaler Entwicklungskonzepte wie des grenzüber-
schreitenden Landschaftsparks Rhein-Neckar-Pfalz,
– die Nutzung der Standortchancen und Entwicklungsmöglichkeiten als Knotenpunkt 
europäischer Infrastrukturen,
– die Verwirklichung der Hochgeschwindigkeitsstrecke der Bahn von Mannheim nach
Frankfurt unter vollwertiger Einbindung des Hauptbahnhofs Mannheim in das heutige
und künftige Hochgeschwindigkeitsnetz,
– die zügige Realisierung der Rhein-Neckar-S-Bahn und des Projekts Mannheim 21,
– die Sicherung des Luftverkehrsstandorts Mannheim City.
(Raum Karlsruhe/Pforzheim)
6.2.3.2 Z Wegen seiner Bedeutung für die Entwicklung des Europäischen Verflechtungsraums Ober-
rhein, seiner verkehrsgünstigen Lage, seiner Brückenfunktion nach Rheinland-Pfalz und Frank-
reich einerseits und zur Europäischen Metropolregion Stuttgart andererseits und seiner hohen
wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und kulturellen Entwicklungspotenziale werden besonde-
re regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Karlsruhe/Pforzheim festgelegt. Dieser
Raum umfasst insbesondere den Verdichtungsraum Karlsruhe/Pforzheim und seine Randzone.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Karlsruhe/Pforzheim sind 
– die Sicherung der Funktionsfähigkeit des Verdichtungsraums Karlsruhe/Pforzheim und
seiner Wettbewerbsfähigkeit als bedeutsamer Wirtschaftsraum unter Berücksichtigung
der engen Verflechtungen mit den angrenzenden Teilen der Region Mittlerer Oberrhein,
der Region Nordschwarzwald, der Südpfalz und des Nord-Elsass, 
– der weitere Ausbau der grenzüberschreitenden Kooperationen im deutsch-französi-
schen Grenzraum, insbesondere die Verwirklichung des Raumentwicklungskonzepts
im PAMINA-Raum Mittlerer Oberrhein/Südpfalz/Nord-Elsass,
– die weitere Stärkung der wissenschaftlich-technologischen Potenziale,
– die Realisierung des Projekts Neue Messe Karlsruhe,
– die weitere Umsetzung des Konversionsprojekts Baden-Airport und Baden-Airpark,
– die Erarbeitung und Umsetzung eines Integrierten Verkehrskonzepts für den Verdichtungs-
raum Karlsruhe/Pforzheim unter Berücksichtigung angrenzender Teile der Regionen Mitt-
lerer Oberrhein und Nordschwarzwald sowie verdichteter Gebiete westlich des Rheins,
– die Weiterentwicklung der Fernverkehrsinfrastruktur zur angemessenen Bewältigung
des Nord-Süd- und West-Ost-Verkehrs.
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(Raum Offenburg)
6.2.3.3 Z Wegen seiner Entwicklungsfunktion innerhalb des Europäischen Verflechtungsraums
Oberrhein, seiner Nachbarschaft zur Europastadt Strasbourg und zur Unterstützung von
Offenburg als Oberzentrum werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den
Raum Offenburg festgelegt. Dieser Raum umfasst insbesondere den Verdichtungsbereich
im Ländlichen Raum Offenburg/Lahr/Kehl.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Offenburg sind
– die Ausgestaltung einer grenzüberschreitenden Partnerschaft zum Raum Strasbourg,
insbesondere durch die Städte Kehl und Offenburg,
– der Ausbau der oberzentralen Funktionen von Offenburg, 
– die Intensivierung der Kooperation und Arbeitsteilung innerhalb des Raums unter
Berücksichtigung der engen Verflechtungen mit den anschließenden Teilen des Länd-
lichen Raums und mit dem Elsass,
– die Nutzung der verkehrlichen Standortgunst durch den Ausbau der grenzüberschrei-
tenden Fern- und Regionalverbindungen im Schienen- und Straßenverkehr.
(Raum Freiburg)
6.2.3.4 Z Wegen der besonderen Bedeutung für den Südwesten des Landes, der starken wirt-
schaftlichen und kulturellen Beziehungen zum Elsass und der Bedeutung als Tourismus-
gebiet mit internationaler Geltung werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für
den Raum Freiburg festgelegt. Dieser Raum umfasst im Wesentlichen den südlichen Teil
der Region Südlicher Oberrhein.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Freiburg sind 
– die Sicherung der Bedeutung des Verdichtungsraums Freiburg für den südlichen Teil
des Europäischen Verflechtungsraums Oberrhein,
– die Stärkung der Funktions- und Wettbewerbsfähigkeit des  Oberzentrums Frei-
burg,
– die Pflege und Weiterentwicklung der institutionalisierten und informellen grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit,
– der Ausbau der mittelzentralen Funktionen von Breisach am Rhein unter besonderer
Berücksichtigung der Rolle als Brückenkopf zum Elsass,
– die weitere verkehrsinfrastrukturelle Ausgestaltung, insbesondere durch die Verbesse-
rung des grenzüberschreitenden Schienenverkehrs, den Ausbau der Fernverbindun-
gen im Straßenverkehr und eine bessere Anbindung an den EuroAirport, 
– der Ausbau der wirtschaftlichen und wissenschaftlich-technologischen Potenziale, ins-
besondere die Weiterentwicklung der Bioregion und der Solarregion Freiburg.
(Raum Dreiländereck)
6.2.3.5 Z Wegen der Bedeutung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Frankreich und
der Schweiz in der Trinationalen Agglomeration Basel TAB und am Hochrhein und der ver-
kehrlichen Knotenpunktsfunktion im Süden des Europäischen Verflechtungsraums Ober-
rhein werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Dreiländereck
festgelegt. Dieser Raum umfasst insbesondere den Verdichtungsraum Lörrach/Weil(/
Basel) und seine Randzone.
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Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Dreiländereck sind
– die Pflege und Weiterentwicklung institutionalisierter und informeller grenzüberschrei-
tender Zusammenarbeit, insbesondere in der Trinationalen Agglomeration Basel und
der Hochrhein-Kommission, 
– der Ausbau der oberzentralen Funktionen von Lörrach/Weil am Rhein in Abstimmung
und Kooperation mit Basel,
– die Entwicklung grenzübergreifender interkommunaler Gewerbegebiete,
– die weitere verkehrsinfrastrukturelle Ausgestaltung, insbesondere durch den viergleisigen
Ausbau der Schiene am Oberrhein und die Verknüpfung von ICE und TGV Rhin-Rhône in
Basel, den Weiterbau der Hochrhein-Autobahn, den Ausbau des schiffbaren Rheins bis zum
Mittelzentrum Rheinfelden sowie die Einbindung des EuroAirports in das Gesamtverkehrsnetz.
(Bodenseeraum)
6.2.4 Z Wegen seiner einzigartigen funktionalen Vielfalt als Siedlungs-, Wirtschafts- und Kulturraum
und als Freizeit-, Erholungs- und Tourismusgebiet, wegen seiner Bedeutung als Ökosystem
und seiner herausgehobenen Funktion für die Wasserwirtschaft werden besondere regio-
nale Entwicklungsaufgaben für den Bodenseeraum festgelegt. Der Bodenseeraum umfasst
insbesondere den Verdichtungsraum und dessen Randzone sowie angrenzende Teile des
Ländlichen Raums in den Regionen Bodensee-Oberschwaben und Hochrhein-Bodensee.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Bodenseeraum sind
– die dauerhafte Bewahrung der europäisch bedeutsamen Kultur- und Naturlandschaft,
– die Weiterentwicklung der Standortqualität insbesondere für innovative, zukunftssichere
und umweltverträgliche Forschungs- und Dienstleistungsbetriebe und forschungsin-
tensive Industrie unter Einbindung der Hochschul- und Forschungseinrichtungen,
– die interkommunale Zusammenarbeit und Funktionsteilung des Oberzentrums Fried-
richshafen/Ravensburg/Weingarten,
– die Weiterentwicklung des Bodensee-Uferbereichs als Freizeit-, Erholungs- und Tou-
rismusraum unter Bewahrung der Kultur- und Naturlandschaft und unter Beachtung
limnologischer und naturschutzfachlicher Erfordernisse,
– die Fortführung und Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Sinn
des Bodenseeleitbilds und der Bodenseeagenda 21 der Internationalen Bodenseekonferenz,
– der Aufbau und die Unterstützung der interkommunalen Zusammenarbeit zwischen
Seeufer- und Hinterlandgemeinden bei der Siedlungs- und Verkehrsplanung,
– die Stärkung des Hinterlands durch den Ausbau der zentralörtlichen Funktionen in den
Mittelzentren Pfullendorf und Stockach,
– die Lenkung der Siedlungsentwicklung vorrangig in das angrenzende Hinterland zur
Milderung des Siedlungsdrucks im Uferbereich,
– die Lenkung der Siedlungsentwicklung innerhalb des Uferbereichs auf geeignete see-
abgewandte Standorte,
– die Freihaltung der engeren Uferzone von weiterer Bebauung und Verdichtung,
– die Verbesserung der Angebote im öffentlichen Personenverkehr zur Minderung von In-
dividualfahrten in Seenähe,
– der Aufbau einer schnellen Schiffsverbindung zwischen Friedrichshafen und Konstanz
im Zug der Landesentwicklungsachse,
– die bessere Anbindung des Bodenseeraums an den Fernverkehr, insbesondere durch
Attraktivitätssteigerungen auf den Bahnstrecken Stuttgart - Singen - Konstanz, Offen-
burg - Singen - Konstanz, Ulm - Friedrichshafen - Lindau und der Bodensee-Gürtel-
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bahn sowie durch die angemessene Fortentwicklung des Fernstraßennetzes und des
Flughafens Friedrichshafen.
(Raum Ulm)
6.2.5 Z Wegen seiner besonderen Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung des baden-würt-
tembergisch-bayerischen Grenzraums, seiner Stellung als Wissenschaftsstadt und seiner
Ausstrahlung in die benachbarten Regionen Bodensee-Oberschwaben und Ostwürttem-
berg werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Ulm festgelegt.
Der Raum umfasst baden-württembergische Teile der Region Donau-Iller, insbesondere
den Verdichtungsraum Ulm/Neu-Ulm.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Ulm sind
– die Stärkung der oberzentralen Funktionen von Ulm in Abstimmung mit Neu-Ulm und
seiner Ausstrahlung auf das regionale Umfeld,
– die Stärkung von Ulm als Wissenschaftsstadt durch Kooperation von Hochschul- und
Wissenschaftseinrichtungen untereinander und mit der Wirtschaft,
– die Nutzung innovativer Impulse für neue Dienstleistungen, für Forschung und Techno-
logie, für den wirtschaftlichen Strukturwandel und zur Verbesserung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Region Donau-Iller,
– die Weiterentwicklung der Knotenpunktsfunktion von Ulm im Netz der transeuropäi-
schen Verkehrswege, insbesondere durch die Realisierung der Hochgeschwindig-
keitsstrecke der Bahn von Stuttgart nach Ulm, die Umsetzung des Projekts Ulm 21 so-
wie die Attraktivitätssteigerung auf der Strecke Ulm - Friedrichshafen.
(Raum Ostwürttemberg)
6.2.6 Z Zur Unterstützung des Zusammenwachsens und der Eigenständigkeit des Raums, zur
Stärkung der endogenen Potenziale und zur Förderung der Zusammenarbeit mit den
Nachbarräumen werden besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Ost-
württemberg festgelegt. Der Raum umfasst im Wesentlichen die Mittelbereiche Aalen, Ell-
wangen, Heidenheim und Schwäbisch Gmünd.
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Ostwürttemberg sind
– die gemeinsame Wahrnehmung oberzentraler Funktionen durch die vier Mittelzentren,
– die Intensivierung der Vernetzung dieser Mittelzentren, insbesondere in den Bereichen
Wirtschaft, Kultur und Tourismus,
– der Ausbau der Bildungs- und Forschungseinrichtungen zu einem regionalen Netzwerk,
– die Unterstützung des im Aufbau befindlichen Clusters für Fotonik und Optoelektronik,
– die Verbesserung der verkehrlichen Einbindung und Erschließung zur Unterstützung
der vorgenannten Entwicklungsaufgaben,
– die Intensivierung der Kooperation, insbesondere mit der Europäischen Metropolregion
Stuttgart, dem Raum Ulm und den bayerischen Nachbarräumen.
(Raum Villingen-Schwenningen)
6.2.7 Z Zur Unterstützung des wirtschaftlichen Strukturwandels in der Region Schwarzwald-Baar-
Heuberg sowie zur Festigung der dezentralen Siedlungsstruktur des Landes und zur
strukturpolitisch erwünschten Entlastung der Europäischen Metropolregion Stuttgart wer-
den besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Villingen-Schwenningen
festgelegt. Der Raum umfasst im Wesentlichen die Mittelbereiche Donaueschingen, Rott-
weil, Schramberg, Tuttlingen und Villingen-Schwenningen.
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Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Villingen-Schwenningen sind
– die dauerhafte Stärkung der Leistungskraft des Oberzentrums und seiner zentralörtli-
chen Funktionen,
– die Festigung der Vernetzung des Oberzentrums mit den Mittelzentren Donaueschin-
gen, Rottweil, Schramberg und Tuttlingen unter Einbeziehung der Wirtschaft und an-
derer regionaler Akteure,
– die Verbesserung der Standortbedingungen für die Wirtschaft und der Voraussetzun-
gen für den Tourismus,
– der Aufbau eines Regionalen Logistikzentrums,
– die regionale Standortvorsorge und Flächensicherung für landesbedeutsame Indus-
trieansiedlungen durch Ausweisung eines großflächigen Gewerbegebiets,
– die Stärkung der Knotenpunktsfunktion im überregionalen Schienen- und Straßenverkehr,
– die Mitwirkung beim Aufbau eines flächendeckenden ÖPNV-Verbunds,
– die Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit.
(Raum Oberes Gäu)
6.2.8 Z Wegen seiner Standortgunst an der Nahtstelle zwischen der Europäischen Metropolregion
Stuttgart und den bedeutenden Erholungslandschaften des Schwarzwalds und der
Schwäbischen Alb, wegen des starken Siedlungsdrucks, der notwendigen Abstimmung
im Infrastrukturbereich und zur Schonung der landschaftlichen und ökologischen Gege-
benheiten sowie wegen des besonderen Koordinationsbedarfs im Zuständigkeitsbereich
von vier Regierungsbezirken und vier Regionen werden besondere regionale Entwick-
lungsaufgaben für den Raum Oberes Gäu festgelegt. Der Raum umfasst im Wesentlichen
die Mittelbereiche Herrenberg (Region Stuttgart), Rottenburg (Region Neckar-Alb), Nagold
und Horb (Region Nordschwarzwald).
Z Besondere regionale Entwicklungsaufgaben für den Raum Oberes Gäu sind
– die Intensivierung der räumlichen Kooperation und die Abstimmung bei größeren 
Planungsvorhaben auf regionaler und kommunaler Ebene,
– die Erstellung eines grenzübergreifenden räumlichen Entwicklungskonzepts unter
Berücksichtigung der Verflechtungen mit angrenzenden Räumen,
– die Ausformung der Landesentwicklungsachsen, insbesondere zwischen Nagold und
Herrenberg sowie zwischen Rottenburg und Horb mit Weiterführung nach Freudenstadt,
– die Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf die verkehrliche Erschließung durch den
öffentlichen Personenverkehr,
– die Erhaltung größerer zusammenhängender Freiflächen und der Böden mit hoher
natürlicher Ertragsfähigkeit,
– die Vereinbarung regionaler Leitziele für ein eigenständiges Entwicklungsprofil unter
Einbeziehung weiterer Akteure im Raum und Intensivierung der Vernetzung mit den be-
nachbarten Großräumen.
6.3  Räume mit Strukturschwächen
6.3.1 G Die Räume mit Strukturschwächen in der jeweils gültigen Abgrenzung sollen so gefördert
werden, dass sie aus eigener Kraft ihre Wettbewerbsfähigkeit verbessern können. Gleich-
zeitig sollen durch Schaffung von Arbeitsplätzen, Verbesserung der Ausbildungs- und
Weiterbildungsmöglichkeiten, Ausbau des Nahverkehrs, erweiterte Angebote an Versor-
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gungs- und sozialen Infrastruktureinrichtungen die Entwicklungsreserven in diesen Räu-
men mobilisiert werden.
6.3.2 G In den Räumen mit Strukturschwächen soll insbesondere die gewerbliche Wirtschaft 
gefördert werden. Maßnahmen der Wirtschaftsförderung sollen durch strukturpolitisch
sinnvolle Einrichtungen und Projekte im Rahmen der Infrastrukturförderung ergänzt werden.
Z Die Grundsätze für Raumkategorien sind dabei zu berücksichtigen, die Ziele zu beachten.
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LEP 2002 Anhang (Verdichtungsräume)
Zu 2.1.1 Raumkategorien
Verdichtungsräume
1. Zum Verdichtungsraum Stuttgart gehören
in der Region Stuttgart
der Stadtkreis Stuttgart;
vom Landkreis Böblingen die Gemeinden:
Aidlingen, Altdorf, Böblingen, Ehningen, Gärtringen, Gäufelden, Grafenau, Herrenberg, Hildriz-
hausen, Holzgerlingen, Leonberg, Magstadt, Nufringen, Renningen, Rutesheim, Schönaich,
Sindelfingen, Steinenbronn, Waldenbuch, Weil der Stadt, Weil im Schönbuch;
vom Landkreis Esslingen die Gemeinden:
Aichtal, Aichwald, Altbach, Altdorf, Altenriet, Baltmannsweiler, Bempflingen, Deizisau, Den-
kendorf, Dettingen unter Teck, Esslingen am Neckar, Filderstadt, Frickenhausen, Großbettlin-
gen, Hochdorf, Holzmaden, Kirchheim unter Teck, Köngen, Kohlberg, Leinfelden-Echterdin-
gen, Lichtenwald, Neckartailfingen, Neckartenzlingen, Neuhausen auf den Fildern, Notzingen,
Nürtingen, Oberboihingen, Ostfildern, Owen, Plochingen, Reichenbach an der Fils, Schlait-
dorf, Unterensingen, Weilheim an der Teck, Wendlingen am Neckar, Wernau (Neckar), Wolf-
schlugen;
vom Landkreis Göppingen die Gemeinden:
Albershausen, Ebersbach an der Fils, Eislingen/Fils, Geislingen an der Steige, Gingen an der
Fils, Göppingen, Kuchen, Salach, Süßen, Uhingen;
vom Landkreis Ludwigsburg die Gemeinden:
Affalterbach, Asperg, Benningen am Neckar, Besigheim, Bietigheim-Bissingen, Bönnigheim,
Ditzingen, Erdmannhausen, Erligheim, Freiberg am Neckar, Freudental, Gemmrigheim, Gerlin-
gen, Hemmingen, Hessigheim, Ingersheim, Kirchheim am Neckar, Korntal-Münchingen, Korn-
westheim, Löchgau, Ludwigsburg, Marbach am Neckar, Markgröningen, Möglingen, Mun-
delsheim, Murr, Pleidelsheim, Remseck am Neckar, Schwieberdingen, Sersheim, Steinheim an
der Murr, Tamm, Vaihingen an der Enz, Walheim;
vom Rems-Murr-Kreis die Gemeinden:
Backnang, Fellbach, Kernen im Remstal, Korb, Leutenbach, Plüderhausen, Remshalden,
Schorndorf, Schwaikheim, Urbach, Waiblingen, Weinstadt, Weissach im Tal, Winnenden, Win-
terbach;
in der Region Franken
der Stadtkreis Heilbronn;
vom Landkreis Heilbronn die Gemeinden:
Bad Friedrichshall, Bad Wimpfen, Ellhofen, Erlenbach, Flein, Lauffen am Neckar, Leingarten,
Neckarsulm, Nordheim, Untereisesheim, Weinsberg;
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in der Region Nordschwarzwald
vom Enzkreis die Gemeinde:
Heimsheim;
in der Region Neckar-Alb
vom Landkreis Reutlingen die Gemeinden:
Eningen unter Achalm, Grafenberg, Metzingen, Pfullingen, Pliezhausen, Reutlingen, Riederich,
Walddorfhäslach, Wannweil;
vom Landkreis Tübingen die Gemeinden:
Dettenhausen, Kirchentellinsfurt, Kusterdingen, Tübingen.
2. Zum baden-württembergischen Teil des grenzüberschreitenden Verdichtungsraums Rhein-
Neckar gehören
in der Region Unterer Neckar
der Stadtkreis Heidelberg;
der Stadtkreis Mannheim;
vom Rhein-Neckar-Kreis die Gemeinden:
Bammental, Brühl, Dossenheim, Edingen-Neckarhausen, Eppelheim, Gaiberg, Heddesheim,
Hemsbach, Hirschberg an der Bergstraße, Hockenheim, Ilvesheim, Ketsch, Ladenburg, Lauden-
bach, Leimen, Mauer, Neckargemünd, Nußloch, Oftersheim, Plankstadt, Rauenberg, Sandhausen,
St. Leon-Rot, Schriesheim, Schwetzingen, Walldorf, Weinheim, Wiesloch, Wilhelmsfeld.
3. Zum Verdichtungsraum Karlsruhe/Pforzheim gehören
in der Region Mittlerer Oberrhein
der Stadtkreis Karlsruhe;
vom Landkreis Karlsruhe die Gemeinden:
Bruchsal, Eggenstein-Leopoldshafen, Ettlingen, Forst, Karlsbad, Karlsdorf-Neuthard, Linken-
heim-Hochstetten, Pfinztal, Rheinstetten, Stutensee, Waldbronn;
vom Landkreis Rastatt die Gemeinde:
Durmersheim;
in der Region Nordschwarzwald
der Stadtkreis Pforzheim;
vom Enzkreis die Gemeinden:
Birkenfeld, Eisingen, Ispringen, Kämpfelbach, Königsbach-Stein, Mühlacker, Niefern-Öschel-
bronn, Remchingen.
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4. Zum Verdichtungsraum Freiburg gehören
in der Region Südlicher Oberrhein
der Stadtkreis Freiburg im Breisgau;
vom Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald die Gemeinden:
Au, Bötzingen, Gundelfingen, Kirchzarten, March, Merzhausen, Umkirch; 
vom Landkreis Emmendingen die Gemeinden:
Denzlingen, Emmendingen, Waldkirch.
5. Zum Verdichtungsraum Lörrach/Weil als baden-württembergischer Teil des Verdichtungs-
raums um Basel gehören
in der Region Hochrhein-Bodensee
vom Landkreis Lörrach die Gemeinden:
Binzen, Eimeldingen, Grenzach-Wyhlen, Inzlingen, Lörrach, Rheinfelden (Baden), Weil am Rhein.
6. Zum baden-württembergischen Teil des grenzüberschreitenden Verdichtungsraums Ulm/
Neu-Ulm gehören
in der Region Donau-Iller
der Stadtkreis Ulm;
vom Alb-Donau-Kreis die Gemeinden:
Blaustein, Dornstadt, Erbach, Illerkirchberg, Staig.
7. Zum Verdichtungsraum Bodenseeraum mit besonderer struktureller Prägung gehören
in der Region Hochrhein-Bodensee
vom Landkreis Konstanz die Gemeinden:
Allensbach, Konstanz, Radolfzell am Bodensee, Rielasingen-Worblingen, Singen (Hohentwiel);
in der Region Bodensee-Oberschwaben
vom Bodenseekreis die Gemeinden:
Friedrichshafen, Meckenbeuren; 
vom Landkreis Ravensburg die Gemeinden:
Ravensburg, Weingarten.
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Randzonen um die Verdichtungsräume
1. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Stuttgart gehören
in der Region Stuttgart
vom Landkreis Böblingen die Gemeinden:
Bondorf, Deckenpfronn, Jettingen, Mötzingen, Weissach;
vom Landkreis Esslingen die Gemeinden:
Beuren, Bissingen an der Teck, Erkenbrechtsweiler, Lenningen, Neuffen, Ohmden;
vom Landkreis Göppingen die Gemeinden:
Adelberg, Aichelberg, Bad Überkingen, Birenbach, Börtlingen, Boll, Donzdorf, Dürnau, 
Eschenbach, Gammelshausen, Hattenhofen, Heiningen, Ottenbach, Rechberghausen, Schlat,
Schlierbach, Wäschenbeuren, Wangen, Zell unter Aichelberg;
vom Landkreis Ludwigsburg die Gemeinden:
Eberdingen, Großbottwar, Oberriexingen, Oberstenfeld, Sachsenheim;
vom Rems-Murr-Kreis die Gemeinden:
Allmersbach im Tal, Burgstetten, Kirchberg an der Murr; 
in der Region Franken
vom Landkreis Heilbronn die Gemeinden:
Abstatt, Bad Rappenau, Beilstein, Brackenheim, Cleebronn, Eberstadt, Güglingen, Gundels-
heim, Ilsfeld, Kirchardt, Lehrensteinsfeld, Massenbachhausen, Neckarwestheim, Neudenau,
Neuenstadt am Kocher, Obersulm, Oedheim, Offenau, Schwaigern, Siegelsbach, Talheim, Un-
tergruppenbach;
in der Region Ostwürttemberg
vom Ostalbkreis die Gemeinden:
Böbingen an der Rems, Heubach, Iggingen, Leinzell, Lorch, Mögglingen, Mutlangen, Schwä-
bisch Gmünd, Waldstetten;
in der Region Nordschwarzwald
vom Landkreis Calw die Gemeinden:
Althengstett, Bad Liebenzell, Calw, Gechingen, Nagold, Ostelsheim, Simmozheim, Wildberg;
vom Enzkreis die Gemeinden:
Friolzheim, Mönsheim;
vom Landkreis Freudenstadt die Gemeinde:
Eutingen im Gäu;
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in der Region Neckar-Alb
vom Landkreis Reutlingen die Gemeinden:
Bad Urach, Dettingen an der Erms, Hülben, Lichtenstein;
vom Landkreis Tübingen die Gemeinden:
Ammerbuch, Bodelshausen, Dußlingen, Gomaringen, Mössingen, Nehren, Neustetten, Ofter-
dingen, Rottenburg am Neckar.
2. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Rhein-Neckar gehören
in der Region Unterer Neckar
vom Rhein-Neckar-Kreis die Gemeinden:
Altlußheim, Dielheim, Eschelbronn, Malsch, Meckesheim, Mühlhausen, Neulußheim, Reilingen,
Schönau, Wiesenbach.
3. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Karlsruhe/Pforzheim gehören
in der Region Mittlerer Oberrhein
der Stadtkreis Baden-Baden;
vom Landkreis Karlsruhe die Gemeinden:
Bad Schönborn, Bretten, Dettenheim, Gondelsheim, Graben-Neudorf, Hambrücken, Kronau,
Malsch, Marxzell, Oberderdingen, Oberhausen-Rheinhausen, Philippsburg, Ubstadt-Weiher,
Waghäusel, Walzbachtal, Weingarten (Baden);
vom Landkreis Rastatt die Gemeinden:
Au am Rhein, Bietigheim, Bischweier, Bühl, Bühlertal, Elchesheim-Illingen, Gaggenau, Gerns-
bach, Hügelsheim, Iffezheim, Kuppenheim, Loffenau, Muggensturm, Ötigheim, Ottersweier, 
Rastatt, Rheinmünster, Sinzheim, Steinmauern, Weisenbach;
in der Region Nordschwarzwald
vom Landkreis Calw die Gemeinden:
Bad Herrenalb, Bad Wildbad, Dobel, Höfen an der Enz, Schömberg, Unterreichenbach;
vom Enzkreis die Gemeinden:
Engelsbrand, Illingen, Keltern, Kieselbronn, Knittlingen, Maulbronn, Neuenbürg, Neuhausen,
Neulingen, Ölbronn-Dürrn, Ötisheim, Straubenhardt, Tiefenbronn, Wiernsheim, Wimsheim,
Wurmberg.
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4. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Freiburg gehören
in der Region Südlicher Oberrhein
vom Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald die Gemeinden:
Bad Krozingen, Breisach am Rhein, Ebringen, Eichstetten am Kaiserstuhl, Gottenheim, Hart-
heim, Heuweiler, Ihringen, Merdingen, Pfaffenweiler, Schallstadt, Sölden, Staufen im Breisgau,
Wittnau;
vom Landkreis Emmendingen die Gemeinden:
Bahlingen am Kaiserstuhl, Herbolzheim, Kenzingen, Malterdingen, Reute, Teningen, Vörstetten.
5. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Lörrach/Weil(/Basel) gehören
in der Region Hochrhein-Bodensee
vom Landkreis Lörrach die Gemeinden:
Efringen-Kirchen, Fischingen, Hasel, Hausen im Wiesental, Maulburg, Rümmingen, Schall-
bach, Schopfheim, Schwörstadt, Steinen, Wittlingen;
vom Landkreis Waldshut die Gemeinden:
Bad Säckingen, Laufenburg (Baden), Murg, Wehr.
6. Zur Randzone um den Verdichtungsraum Bodenseeraum mit besonderer struktureller
Prägung gehören
in der Region Hochrhein-Bodensee
vom Landkreis Konstanz die Gemeinden:
Aach, Engen, Gottmadingen, Hilzingen, Mühlhausen-Ehingen, Reichenau, Steißlingen,
Volkertshausen;
in der Region Bodensee-Oberschwaben
vom Bodenseekreis die Gemeinden:
Eriskirch, Immenstaad am Bodensee, Kressbronn am Bodensee, Langenargen, Markdorf,
Oberteuringen, Tettnang;
vom Landkreis Ravensburg die Gemeinden:
Baienfurt, Baindt, Berg. 
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Ländlicher Raum
Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum
1. Zum Verdichtungsbereich Schwäbisch Hall/Crailsheim gehören
in der Region Franken
vom Landkreis Schwäbisch Hall die Gemeinden:
Crailsheim, Michelbach an der Bilz, Michelfeld, Rosengarten, Satteldorf, Schwäbisch Hall, 
Untermünkheim, Vellberg.
2. Zum Verdichtungsbereich Aalen/Heidenheim/Ellwangen gehören
in der Region Ostwürttemberg
vom Landkreis Heidenheim die Gemeinden:
Giengen an der Brenz, Heidenheim an der Brenz, Herbrechtingen, Königsbronn, Nattheim,
Steinheim am Albuch;
vom Ostalbkreis die Gemeinden:
Aalen, Ellwangen (Jagst), Essingen, Hüttlingen, Oberkochen, Rainau, Westhausen.
3. Zum Verdichtungsbereich Offenburg/Lahr/Kehl gehören
in der Region Südlicher Oberrhein
vom Ortenaukreis die Gemeinden:
Appenweier, Durbach, Friesenheim, Hohberg, Kehl, Lahr/Schwarzwald, Offenburg, Ohlsbach,
Ortenberg, Schutterwald, Willstätt.
4. Zum Verdichtungsbereich Villingen-Schwenningen/Tuttlingen/Rottweil gehören
in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg
vom Landkreis Rottweil die Gemeinden:
Deißlingen, Rottweil, Zimmern ob Rottweil;
vom Schwarzwald-Baar-Kreis die Gemeinden:
Bad Dürrheim, Brigachtal, Dauchingen, Mönchweiler, Niedereschach, Tuningen, Unterkirnach,
Villingen-Schwenningen;
vom Landkreis Tuttlingen die Gemeinden:
Aldingen, Rietheim-Weilheim, Spaichingen, Trossingen, Tuttlingen, Wurmlingen.
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5. Zum Verdichtungsbereich Albstadt/Balingen/Hechingen gehören
in der Region Neckar-Alb
vom Zollernalbkreis die Gemeinden:
Albstadt, Balingen, Bisingen, Bitz, Geislingen, Hechingen, Jungingen, Rangendingen.
Ländlicher Raum im engeren Sinne 
Zum Ländlichen Raum im engeren Sinne gehören
in der Region Stuttgart
vom Landkreis Esslingen die Gemeinde:
Neidlingen;
vom Landkreis Göppingen die Gemeinden:
Bad Ditzenbach, Böhmenkirch, Deggingen, Drackenstein, Gruibingen, Hohenstadt, Lauter-
stein, Mühlhausen im Täle, Wiesensteig;
vom Rems-Murr-Kreis die Gemeinden:
Alfdorf, Althütte, Aspach, Auenwald, Berglen, Großerlach, Kaisersbach, Murrhardt, Oppen-
weiler, Rudersberg, Spiegelberg, Sulzbach an der Murr, Welzheim;
in der Region Franken
vom Landkreis Heilbronn die Gemeinden:
Eppingen, Gemmingen, Hardthausen am Kocher, Ittlingen, Jagsthausen, Langenbrettach,
Löwenstein, Möckmühl, Pfaffenhofen, Roigheim, Widdern, Wüstenrot, Zaberfeld;
vom Hohenlohekreis alle Gemeinden:
Bretzfeld, Dörzbach, Forchtenberg, Ingelfingen, Krautheim, Künzelsau, Kupferzell, Mulfingen,
Neuenstein, Niedernhall, Öhringen, Pfedelbach, Schöntal, Waldenburg, Weißbach, Zweiflingen;
vom Landkreis Schwäbisch Hall die Gemeinden:
Blaufelden, Braunsbach, Bühlertann, Bühlerzell, Fichtenau, Fichtenberg, Frankenhardt, 
Gaildorf, Gerabronn, Ilshofen, Kirchberg an der Jagst, Kreßberg, Langenburg, Mainhardt,
Oberrot, Obersontheim, Rot am See, Schrozberg, Stimpfach, Sulzbach-Laufen, Wallhausen,
Wolpertshausen;
vom Main-Tauber-Kreis alle Gemeinden:
Ahorn, Assamstadt, Bad Mergentheim, Boxberg, Creglingen, Freudenberg, Großrinderfeld,
Grünsfeld, Igersheim, Königheim, Külsheim, Lauda-Königshofen, Niederstetten, Tauberbi-
schofsheim, Weikersheim, Werbach, Wertheim, Wittighausen;
in der Region Ostwürttemberg
vom Landkreis Heidenheim die Gemeinden:
Dischingen, Gerstetten, Hermaringen, Niederstotzingen, Sontheim an der Brenz;
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vom Ostalbkreis die Gemeinden:
Abtsgmünd, Adelmannsfelden, Bartholomä, Bopfingen, Durlangen, Ellenberg, Eschach, Gög-
gingen, Gschwend, Heuchlingen, Jagstzell, Kirchheim am Ries, Lauchheim, Neresheim, Neuler,
Obergröningen, Riesbürg, Rosenberg, Ruppertshofen, Schechingen, Spraitbach, Stödtlen,
Täferrot, Tannhausen, Unterschneidheim, Wört;
in der Region Mittlerer Oberrhein
vom Landkreis Karlsruhe die Gemeinden:
Kraichtal, Kürnbach, Östringen, Sulzfeld, Zaisenhausen;
vom Landkreis Rastatt die Gemeinden:
Forbach, Lichtenau; 
in der Region Unterer Neckar
vom Neckar-Odenwald-Kreis alle Gemeinden:
Adelsheim, Aglasterhausen, Billigheim, Binau, Buchen (Odenwald), Elztal, Fahrenbach, Hard-
heim, Haßmersheim, Höpfingen, Hüffenhardt, Limbach, Mosbach, Mudau, Neckargerach,
Neckarzimmern, Neunkirchen, Obrigheim, Osterburken, Ravenstein, Rosenberg, Schwarzach,
Schefflenz, Seckach, Waldbrunn, Walldürn, Zwingenberg;
vom Rhein-Neckar-Kreis die Gemeinden:
Angelbachtal, Eberbach, Epfenbach, Heddesbach, Heiligkreuzsteinach, Helmstadt-Bargen,
Lobbach, Neckarbischofsheim, Neidenstein, Reichartshausen, Schönbrunn, Sinsheim,
Spechbach, Waibstadt, Zuzenhausen;
in der Region Nordschwarzwald
vom Landkreis Calw die Gemeinden:
Altensteig, Bad Teinach-Zavelstein, Ebhausen, Egenhausen, Enzklösterle, Haiterbach, Neu-
bulach, Neuweiler, Oberreichenbach, Rohrdorf, Simmersfeld;
vom Enzkreis die Gemeinde:
Sternenfels;
vom Landkreis Freudenstadt die Gemeinden:
Alpirsbach, Bad Rippoldsau-Schapbach, Baiersbronn, Betzweiler-Wälde, Dornstetten, Emp-
fingen, Freudenstadt, Glatten, Grömbach, Horb am Neckar, Loßburg, Pfalzgrafenweiler,
Schopfloch, Seewald, Waldachtal, Wörnersberg;
in der Region Südlicher Oberrhein
vom Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald die Gemeinden:
Auggen, Badenweiler, Ballrechten-Dottingen, Bollschweil, Breitnau, Buchenbach, Buggingen,
Ehrenkirchen, Eisenbach (Hochschwarzwald), Eschbach, Feldberg (Schwarzwald), Frieden-
weiler, Glottertal, Heitersheim, Hinterzarten, Horben, Lenzkirch, Löffingen, Müllheim, Münster-
tal/Schwarzwald, Neuenburg am Rhein, Oberried, St. Märgen, St. Peter, Schluchsee, Stegen,
Sulzburg, Titisee-Neustadt, Vogtsburg im Kaiserstuhl;
A12
Anhang (Ländlicher Raum) LEP 2002
vom Landkreis Emmendingen die Gemeinden:
Biederbach, Elzach, Endingen am Kaiserstuhl, Forchheim, Freiamt, Gutach im Breisgau,
Rheinhausen, Riegel am Kaiserstuhl, Sasbach am Kaiserstuhl, Sexau, Simonswald, Weisweil,
Winden im Elztal, Wyhl am Kaiserstuhl;
vom Ortenaukreis die Gemeinden:
Achern, Bad Peterstal-Griesbach, Berghaupten, Biberach, Ettenheim, Fischerbach, Gengen-
bach, Gutach (Schwarzwaldbahn), Haslach im Kinzigtal, Hausach, Hofstetten, Hornberg, Kap-
pelrodeck, Kappel-Grafenhausen, Kippenheim, Lauf, Lautenbach, Mahlberg, Meißenheim,
Mühlenbach, Neuried, Nordrach, Oberharmersbach, Oberkirch, Oberwolfach, Oppenau, Ot-
tenhöfen im Schwarzwald, Renchen, Rheinau, Ringsheim, Rust, Sasbach, Sasbachwalden,
Schuttertal, Schwanau, Seebach, Seelbach, Steinach, Wolfach, Zell am Harmersbach;
in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg
vom Landkreis Rottweil die Gemeinden:
Aichhalden, Bösingen, Dietingen, Dornhan, Dunningen, Epfendorf, Eschbronn, Fluorn-Win-
zeln, Hardt, Lauterbach, Oberndorf am Neckar, Schenkenzell, Schiltach, Schramberg, Sulz am
Neckar, Tennenbronn, Villingendorf, Vöhringen, Wellendingen;
vom Schwarzwald-Baar-Kreis die Gemeinden:
Blumberg, Bräunlingen, Donaueschingen, Furtwangen im Schwarzwald, Gütenbach, Hüfingen,
Königsfeld im Schwarzwald, Schönwald im Schwarzwald, Schonach im Schwarzwald, St. Ge-
orgen im Schwarzwald, Triberg im Schwarzwald, Vöhrenbach;
vom Landkreis Tuttlingen die Gemeinden:
Bärenthal, Balgheim, Böttingen, Bubsheim, Buchheim, Deilingen, Denkingen, Dürbheim,
Durchhausen, Egesheim, Emmingen-Liptingen, Fridingen an der Donau, Frittlingen, Geisingen,
Gosheim, Gunningen, Hausen ob Verena, Immendingen, Irndorf, Königsheim, Kolbingen, Mahl-
stetten, Mühlheim an der Donau, Neuhausen ob Eck, Reichenbach am Heuberg, Renquis-
hausen, Seitingen-Oberflacht, Talheim, Wehingen;
in der Region Hochrhein-Bodensee
vom Landkreis Konstanz die Gemeinden:
Bodman-Ludwigshafen, Büsingen am Hochrhein, Eigeltingen, Gaienhofen, Gailingen am
Hochrhein, Hohenfels, Moos, Mühlingen, Öhningen, Orsingen-Nenzingen, Stockach, Tengen;
vom Landkreis Lörrach die Gemeinden:
Aitern, Bad Bellingen, Böllen, Bürchau, Elbenschwand, Fröhnd, Häg-Ehrsberg, Kandern, 
Malsburg-Marzell, Neuenweg, Raich, Sallneck, Schliengen, Schönau im Schwarzwald, Schö-
nenberg, Tegernau, Todtnau, Tunau, Utzenfeld, Wembach, Wieden, Wies, Wieslet, Zell im 
Wiesental;
vom Landkreis Waldshut die Gemeinden:
Albbruck, Bernau im Schwarzwald, Bonndorf im Schwarzwald, Dachsberg (Südschwarzwald),
Dettighofen, Dogern, Eggingen, Görwihl, Grafenhausen, Häusern, Herrischried, Höchen-
schwand, Hohentengen am Hochrhein, Ibach, Jestetten, Klettgau, Küssaberg, Lauchringen,
Lottstetten, Rickenbach, St. Blasien, Stühlingen, Todtmoos, Ühlingen-Birkendorf, Waldshut-
Tiengen, Weilheim, Wutach, Wutöschingen;
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in der Region Neckar-Alb
vom Landkreis Reutlingen die Gemeinden:
Engstingen, Gomadingen, Grabenstetten, Hayingen, Hohenstein, Mehrstetten, Münsingen,
Pfronstetten, Römerstein, St. Johann, Sonnenbühl, Trochtelfingen, Zwiefalten; das gemeinde-
freie Gebiet Gutsbezirk Münsingen;
vom Landkreis Tübingen die Gemeinden:
Hirrlingen, Starzach;
vom Zollernalbkreis die Gemeinden:
Burladingen, Dautmergen, Dormettingen, Dotternhausen, Grosselfingen, Haigerloch, Hausen
am Tann, Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, Ratshausen, Rosenfeld, Schömberg, Straßberg,
Weilen unter den Rinnen, Winterlingen, Zimmern unter der Burg;
in der Region Donau-Iller
vom Alb-Donau-Kreis die Gemeinden:
Allmendingen, Altheim, Altheim (Alb), Amstetten, Asselfingen, Ballendorf, Balzheim, Beimerstet-
ten, Berghülen, Bernstadt, Blaubeuren, Börslingen, Breitingen, Dietenheim, Ehingen (Donau),
Emeringen, Emerkingen, Griesingen, Grundsheim, Hausen am Bussen, Heroldstatt, Holzkirch,
Hüttisheim, Illerrieden, Laichingen, Langenau, Lauterach, Lonsee, Merklingen, Munderkingen,
Neenstetten, Nellingen, Nerenstetten, Oberdischingen, Obermarchtal, Oberstadion, Öllingen,
Öpfingen, Rammingen, Rechtenstein, Rottenacker, Schelklingen, Setzingen, Schnürpflingen, 
Untermarchtal, Unterstadion, Unterwachingen, Weidenstetten, Westerheim, Westerstetten;
vom Landkreis Biberach alle Gemeinden:
Achstetten, Alleshausen, Allmannsweiler, Altheim, Attenweiler, Bad Buchau, Bad Schussen-
ried, Berkheim, Betzenweiler, Biberach an der Riß, Burgrieden, Dettingen an der Iller, Dür-
mentingen, Dürnau, Eberhardzell, Erlenmoos, Erolzheim, Ertingen, Gutenzell-Hürbel, Hoch-
dorf, Ingoldingen, Kanzach, Kirchberg an der Iller, Kirchdorf an der Iller, Langenenslingen,
Laupheim, Maselheim, Mietingen, Mittelbiberach, Moosburg, Ochsenhausen, Oggelshausen,
Riedlingen, Rot an der Rot, Schemmerhofen, Schwendi, Seekirch, Steinhausen an der Rot-
tum, Tannheim, Tiefenbach, Ummendorf, Unlingen, Uttenweiler, Wain, Warthausen;
in der Region Bodensee-Oberschwaben
vom Bodenseekreis die Gemeinden:
Bermatingen, Daisendorf, Deggenhausertal, Frickingen, Hagnau am Bodensee, Heiligenberg,
Meersburg, Neukirch, Owingen, Salem, Sipplingen, Stetten, Überlingen, Uhldingen-Mühlhofen;
vom Landkreis Ravensburg die Gemeinden:
Achberg, Aichstetten, Aitrach, Altshausen, Amtzell, Argenbühl, Aulendorf, Bad Waldsee, Bad
Wurzach, Bergatreute, Bodnegg, Boms, Ebenweiler, Ebersbach-Musbach, Eichstegen,
Fleischwangen, Fronreute, Guggenhausen, Grünkraut, Horgenzell, Hoßkirch, Isny im Allgäu,
Kißlegg, Königseggwald, Leutkirch im Allgäu, Riedhausen, Schlier, Unterwaldhausen, Vogt,
Waldburg, Wangen im Allgäu, Wilhelmsdorf, Wolfegg, Wolpertswende;
vom Landkreis Sigmaringen alle Gemeinden:
Bad Saulgau, Beuron, Bingen, Gammertingen, Herbertingen, Herdwangen-Schönach, Hettin-
gen, Hohentengen, Illmensee, Inzigkofen, Krauchenwies, Leibertingen, Mengen, Meßkirch,
Neufra, Ostrach, Pfullendorf, Sauldorf, Scheer, Schwenningen, Sigmaringen, Sigmaringen-
dorf, Stetten am kalten Markt, Veringenstadt, Wald.
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Zu 2.5 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche
Mittelzentren
Als Mittelzentren werden ausgewiesen
in der Region Stuttgart
Backnang, Bietigheim-Bissingen/Besigheim, Böblingen/Sindelfingen, Esslingen am Neckar, Geislingen 
an der Steige, Göppingen, Herrenberg, Kirchheim unter Teck, Leonberg, Ludwigsburg/Kornwestheim,
Nürtingen, Schorndorf, Vaihingen an der Enz, Waiblingen/Fellbach;
in der Region Franken
Bad Mergentheim, Crailsheim, Künzelsau, Neckarsulm, Öhringen, Schwäbisch Hall, Tauberbischofsheim,
Wertheim;
in der Region Ostwürttemberg
Aalen, Ellwangen (Jagst), Heidenheim an der Brenz, Schwäbisch Gmünd;
in der Region Mittlerer Oberrhein
Baden-Baden*, Bretten, Bruchsal, Bühl, Ettlingen, Gaggenau/Gernsbach, Rastatt;
in der Region Unterer Neckar
Buchen (Odenwald), Eberbach, Mosbach, Schwetzingen, Sinsheim, Weinheim, Wiesloch/Walldorf;
in der Region Nordschwarzwald
Bad Wildbad, Calw, Freudenstadt, Horb am Neckar, Mühlacker, Nagold;
in der Region Südlicher Oberrhein
Achern, Bad Krozingen/Staufen im Breisgau, Breisach am Rhein, Emmendingen, Haslach/Hausach/
Wolfach, Kehl, Lahr/Schwarzwald, Müllheim, Titisee-Neustadt, Waldkirch;
in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg
Donaueschingen, Rottweil, Schramberg, Tuttlingen;
in der Region Hochrhein-Bodensee
Bad Säckingen, Radolfzell am Bodensee, Rheinfelden (Baden), Schopfheim, Singen (Hohentwiel),
Stockach, Waldshut-Tiengen;
in der Region Neckar-Alb
Albstadt, Balingen, Hechingen, Metzingen, Münsingen, Rottenburg am Neckar;
in der Region Donau-Iller
Biberach an der Riß, Blaubeuren/Laichingen, Ehingen (Donau), Laupheim, Riedlingen;
in der Region Bodensee-Oberschwaben
Bad Saulgau, Bad Waldsee, Leutkirch im Allgäu, Pfullendorf, Sigmaringen, Überlingen, Wangen im Allgäu.
* Mittelzentrum mit oberzentralen Teilfunktionen
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Mittelbereiche
Zu den Mittelbereichen gehören folgende Gemeinden:
in der Region Stuttgart zum
Mittelbereich Backnang
Allmersbach im Tal, Althütte, Aspach, Auenwald, Backnang, Burgstetten, Großerlach, Kirchberg an der
Murr, Murrhardt, Oppenweiler, Spiegelberg, Sulzbach an der Murr, Weissach im Tal;
Mittelbereich Bietigheim-Bissingen/Besigheim
Besigheim, Bietigheim-Bissingen, Bönnigheim, Erligheim, Freudental, Gemmrigheim, Hessigheim, Ingers-
heim, Kirchheim am Neckar, Löchgau, Mundelsheim, Sachsenheim, Tamm, Walheim;
Mittelbereich Böblingen/Sindelfingen
Aidlingen, Altdorf, Böblingen, Ehningen, Gärtringen, Grafenau, Hildrizhausen, Holzgerlingen, Magstadt,
Schönaich, Sindelfingen, Steinenbronn, Waldenbuch, Weil im Schönbuch;
Mittelbereich Esslingen
Aichwald, Altbach, Baltmannsweiler, Deizisau, Denkendorf, Esslingen am Neckar, Hochdorf, Lichtenwald,
Neuhausen auf den Fildern, Ostfildern, Plochingen, Reichenbach an der Fils, Wernau (Neckar);
Mittelbereich Geislingen
Bad Ditzenbach, Bad Überkingen, Böhmenkirch, Deggingen, Drackenstein, Geislingen an der Steige, 
Gruibingen, Hohenstadt, Kuchen, Mühlhausen im Täle, Wiesensteig;
Mittelbereich Göppingen
Adelberg, Aichelberg, Albershausen, Birenbach, Börtlingen, Boll, Donzdorf, Dürnau, Ebersbach an der Fils,
Eislingen/Fils, Eschenbach, Gammelshausen, Gingen an der Fils, Göppingen, Hattenhofen, Heiningen,
Lauterstein, Ottenbach, Rechberghausen, Salach, Schlat, Schlierbach, Süßen, Uhingen, Wäschenbeuren,
Wangen, Zell unter Aichelberg;
Mittelbereich Herrenberg
Bondorf, Deckenpfronn, Gäufelden, Herrenberg, Jettingen, Mötzingen, Nufringen;
Mittelbereich Kirchheim
Bissingen an der Teck, Dettingen unter Teck, Erkenbrechtsweiler, Holzmaden, Kirchheim unter Teck, Köngen,
Lenningen, Neidlingen, Notzingen, Ohmden, Owen, Weilheim an der Teck, Wendlingen am Neckar;
Mittelbereich Leonberg
Leonberg, Renningen, Rutesheim, Weil der Stadt, Weissach;
Mittelbereich Ludwigsburg/Kornwestheim
Affalterbach, Asperg, Benningen am Neckar, Erdmannhausen, Freiberg am Neckar, Großbottwar, Hem-
mingen, Kornwestheim, Ludwigsburg, Marbach am Neckar, Markgröningen, Möglingen, Murr, Obersten-
feld, Pleidelsheim, Remseck am Neckar, Schwieberdingen, Steinheim an der Murr;
Mittelbereich Nürtingen
Aichtal, Altdorf, Altenriet, Bempflingen, Beuren, Frickenhausen, Großbettlingen, Kohlberg, Neckartailfin-
gen, Neckartenzlingen, Neuffen, Nürtingen, Oberboihingen, Schlaitdorf, Unterensingen, Wolfschlugen;
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Mittelbereich Schorndorf
Alfdorf, Kaisersbach, Plüderhausen, Remshalden, Rudersberg, Schorndorf, Urbach, Welzheim, Winterbach;
Mittelbereich Stuttgart
Ditzingen, Filderstadt, Gerlingen, Korntal-Münchingen, Leinfelden-Echterdingen, Stuttgart;
Mittelbereich Vaihingen
Eberdingen, Oberriexingen, Sersheim, Vaihingen an der Enz;
Mittelbereich Waiblingen/Fellbach
Berglen, Fellbach, Kernen im Remstal, Korb, Leutenbach, Schwaikheim, Waiblingen, Weinstadt, Winnenden;
in der Region Franken zum
Mittelbereich Bad Mergentheim
Ahorn, Assamstadt, Bad Mergentheim, Boxberg, Creglingen, Igersheim, Niederstetten, Weikersheim;
Mittelbereich Crailsheim
Blaufelden, Crailsheim, Fichtenau, Frankenhardt, Gerabronn, Kirchberg an der Jagst, Kreßberg, Langen-
burg, Rot am See, Satteldorf, Schrozberg, Stimpfach, Wallhausen;
Mittelbereich Heilbronn
Abstatt, Bad Rappenau, Bad Wimpfen, Beilstein, Brackenheim, Cleebronn, Eberstadt, Ellhofen, Eppingen,
Flein, Gemmingen, Güglingen, Heilbronn, Ilsfeld, Ittlingen, Kirchardt, Lauffen am Neckar, Lehrensteinsfeld,
Leingarten, Löwenstein, Massenbachhausen, Neckarwestheim, Nordheim, Obersulm, Pfaffenhofen,
Schwaigern, Siegelsbach, Talheim, Untergruppenbach, Weinsberg, Wüstenrot, Zaberfeld;
Mittelbereich Künzelsau 
Dörzbach, Forchtenberg, Ingelfingen, Krautheim, Künzelsau, Kupferzell, Mulfingen, Niedernhall, Schöntal,
Weißbach;
Mittelbereich Neckarsulm
Bad Friedrichshall, Erlenbach, Gundelsheim, Hardthausen am Kocher, Jagsthausen, Langenbrettach, Möck-
mühl, Neckarsulm, Neudenau, Neuenstadt am Kocher, Oedheim, Offenau, Roigheim, Untereisesheim, Widdern;
Mittelbereich Öhringen
Bretzfeld, Neuenstein, Öhringen, Pfedelbach, Waldenburg, Zweiflingen;
Mittelbereich Schwäbisch Hall
Braunsbach, Bühlertann, Bühlerzell, Fichtenberg, Gaildorf, Ilshofen, Mainhardt, Michelbach an der Bilz,
Michelfeld, Oberrot, Obersontheim, Rosengarten, Schwäbisch Hall, Sulzbach-Laufen, Untermünkheim,
Vellberg, Wolpertshausen;
Mittelbereich Tauberbischofsheim




Verflechtungen von Gemeinden in Bayern mit dem Mittelzentrum Wertheim sind zu berücksichtigen;
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in der Region Ostwürttemberg zum
Mittelbereich Aalen
Aalen, Abtsgmünd, Bopfingen, Essingen, Hüttlingen, Kirchheim am Ries, Lauchheim, Neresheim, Ober-
kochen, Riesbürg, Westhausen;
Verflechtungen von Gemeinden im Grenzraum zu Bayern mit dem Mittelzentrum Nördlingen sind zu
berücksichtigen;
Mittelbereich Ellwangen
Adelmannsfelden, Ellenberg, Ellwangen (Jagst), Jagstzell, Neuler, Rainau, Rosenberg, Stödtlen, Tannhau-
sen, Unterschneidheim, Wört;
Mittelbereich Heidenheim
Dischingen, Gerstetten, Giengen an der Brenz, Heidenheim an der Brenz, Herbrechtingen, Hermaringen,
Königsbronn, Nattheim, Niederstotzingen, Sontheim an der Brenz, Steinheim am Albuch;
Mittelbereich Schwäbisch Gmünd
Bartholomä, Böbingen an der Rems, Durlangen, Eschach, Göggingen, Gschwend, Heubach, Heuchlingen,
Iggingen, Leinzell, Lorch, Mögglingen, Mutlangen, Obergröningen, Ruppertshofen, Schechingen, Schwä-
bisch Gmünd, Spraitbach, Täferrot, Waldstetten;
in der Region Mittlerer Oberrhein zum
Mittelbereich Baden-Baden
Baden-Baden, Hügelsheim, Sinzheim;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Nord-Elsass sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Bretten
Bretten, Gondelsheim, Kürnbach, Oberderdingen, Sulzfeld, Zaisenhausen;
Mittelbereich Bruchsal
Bad Schönborn, Bruchsal, Forst, Hambrücken, Karlsdorf-Neuthard, Kraichtal, Kronau, Oberhausen-
Rheinhausen, Östringen, Philippsburg, Ubstadt-Weiher, Waghäusel;
Mittelbereich Bühl
Bühl, Bühlertal, Lichtenau, Ottersweier, Rheinmünster;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Nord-Elsass sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Ettlingen
Ettlingen, Karlsbad, Malsch, Marxzell, Waldbronn;
Mittelbereich Gaggenau/Gernsbach
Forbach, Gaggenau, Gernsbach, Loffenau, Weisenbach;
Mittelbereich Karlsruhe
Dettenheim, Eggenstein-Leopoldshafen, Graben-Neudorf, Karlsruhe, Linkenheim-Hochstetten, Pfinztal,
Rheinstetten, Stutensee, Walzbachtal, Weingarten (Baden);
Verflechtungen von Gemeinden in Rheinland-Pfalz und im Nord-Elsass mit dem Oberzentrum Karlsruhe
sind zu berücksichtigen;
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Mittelbereich Rastatt
Au am Rhein, Bietigheim, Bischweier, Durmersheim, Elchesheim-Illingen, Iffezheim, Kuppenheim, Mug-
gensturm, Ötigheim, Rastatt, Steinmauern;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Nord-Elsass sind zu berücksichtigen;
in der Region Unterer Neckar zum
Mittelbereich Buchen




Verflechtungen von Gemeinden in Hessen mit dem Mittelzentrum Eberbach sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Heidelberg
Bammental, Dossenheim, Eppelheim, Gaiberg, Heddesbach, Heidelberg, Heiligkreuzsteinach, Leimen,
Neckargemünd, Nußloch, Sandhausen, Schönau, Schriesheim, Wiesenbach, Wilhelmsfeld;
Verflechtungen von Gemeinden in Hessen mit dem Oberzentrum Heidelberg sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Mannheim
Edingen-Neckarhausen, Heddesheim, Ilvesheim, Ladenburg, Mannheim;
Verflechtungen von Gemeinden in Hessen, Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg mit dem Oberzen-
trum Mannheim(/Ludwigshafen am Rhein) sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Mosbach**
Aglasterhausen, Billigheim, Elztal, Fahrenbach, Haßmersheim, Hüffenhardt, Limbach, Mosbach, Neckar-
zimmern, Neunkirchen, Obrigheim, Schefflenz, Schwarzach;
Mittelbereich Schwetzingen
Altlußheim, Brühl, Hockenheim, Ketsch, Neulußheim, Oftersheim, Plankstadt, Reilingen, Schwetzingen;
Mittelbereich Sinsheim
Angelbachtal, Epfenbach, Eschelbronn, Helmstadt-Bargen, Lobbach, Mauer, Meckesheim, Neckarbi-
schofsheim, Neidenstein, Reichartshausen, Sinsheim, Spechbach, Waibstadt, Zuzenhausen;
Mittelbereich Weinheim
Hemsbach, Hirschberg an der Bergstraße, Laudenbach, Weinheim;
Verflechtungen von Gemeinden in Hessen mit dem Mittelzentrum Weinheim sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Wiesloch/Walldorf
Dielheim, Malsch, Mühlhausen, Rauenberg, St. Leon-Rot, Walldorf, Wiesloch;
** Die Grenze zwischen den Mittelbereichen Eberbach und Mosbach ist im Bereich der Gemeinden Binau, Neckargerach, Waldbrunn und Zwingenberg
(alle Neckar-Odenwald-Kreis) offen gelassen. Die beidseitigen Verflechtungen mit den Mittelzentren Eberbach und Mosbach sind zu berücksichtigen.
A19
LEP 2002 Anhang (Mittelbereiche)
in der Region Nordschwarzwald zum
Mittelbereich Bad Wildbad
Bad Herrenalb, Bad Wildbad, Dobel, Enzklösterle, Höfen an der Enz, Schömberg; 
Verflechtungen der Gemeinden Bad Herrenalb und Dobel mit dem Mittelzentrum Ettlingen (Region Mittle-
rer Oberrhein) sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Calw
Althengstett, Bad Liebenzell, Bad Teinach-Zavelstein, Calw, Gechingen, Neubulach, Neuweiler, Oberrei-
chenbach, Ostelsheim, Simmozheim, Unterreichenbach;
Mittelbereich Freudenstadt
Alpirsbach, Bad Rippoldsau-Schapbach, Baiersbronn, Betzweiler-Wälde, Dornstetten, Freudenstadt, 
Glatten, Grömbach, Loßburg, Pfalzgrafenweiler, Schopfloch, Seewald, Waldachtal, Wörnersberg;
Mittelbereich Horb
Empfingen, Eutingen im Gäu, Horb am Neckar;
Mittelbereich Mühlacker
Illingen, Knittlingen, Maulbronn, Mühlacker, Ötisheim, Sternenfels;
Verflechtungen der Gemeinde Knittlingen mit dem Mittelzentrum Bretten (Region Mittlerer Oberrhein) sind
zu berücksichtigen;
Mittelbereich Nagold
Altensteig, Ebhausen, Egenhausen, Haiterbach, Nagold, Rohrdorf, Simmersfeld, Wildberg;
Mittelbereich Pforzheim
Birkenfeld, Eisingen, Engelsbrand, Friolzheim, Heimsheim, Ispringen, Kämpfelbach, Keltern, Kieselbronn,
Königsbach-Stein, Mönsheim, Neuenbürg, Neuhausen, Neulingen, Niefern-Öschelbronn, Ölbronn-Dürrn,
Pforzheim, Remchingen, Straubenhardt, Tiefenbronn, Wiernsheim, Wimsheim, Wurmberg;
Verflechtungen der Gemeinde Neulingen mit dem Mittelzentrum Bretten (Region Mittlerer Oberrhein) sind
zu berücksichtigen;
in der Region Südlicher Oberrhein zum
Mittelbereich Achern
Achern, Kappelrodeck, Lauf, Ottenhöfen im Schwarzwald, Renchen, Sasbach, Sasbachwalden, Seebach;
Mittelbereich Bad Krozingen/Staufen
Bad Krozingen, Bollschweil, Ehrenkirchen, Hartheim, Münstertal/Schwarzwald, Pfaffenweiler, Staufen im Breisgau;
Mittelbereich Breisach
Breisach am Rhein, Ihringen, Merdingen, Vogtsburg im Kaiserstuhl;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Elsass sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Emmendingen
Bahlingen am Kaiserstuhl, Denzlingen, Emmendingen, Endingen am Kaiserstuhl, Forchheim, Freiamt, 
Herbolzheim, Kenzingen, Malterdingen, Reute, Rheinhausen, Riegel am Kaiserstuhl, Sasbach am Kaiser-
stuhl, Sexau, Teningen, Vörstetten, Weisweil, Wyhl am Kaiserstuhl;
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Mittelbereich Freiburg
Au, Bötzingen, Buchenbach, Ebringen, Eichstetten am Kaiserstuhl, Freiburg im Breisgau, Glottertal, 
Gottenheim, Gundelfingen, Heuweiler, Horben, Kirchzarten, March, Merzhausen, Oberried, St. Märgen, St.
Peter, Schallstadt, Sölden, Stegen, Umkirch, Wittnau;
Mittelbereich Haslach/Hausach/Wolfach
Fischerbach, Gutach (Schwarzwaldbahn), Haslach im Kinzigtal, Hausach, Hofstetten, Hornberg, Mühlen-
bach, Oberwolfach, Steinach, Wolfach;
Mittelbereich Kehl
Kehl, Rheinau, Willstätt;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Raum Strasbourg sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Lahr
Ettenheim, Friesenheim, Kappel-Grafenhausen, Kippenheim, Lahr/Schwarzwald, Mahlberg, Meißenheim,
Ringsheim, Rust, Schuttertal, Schwanau, Seelbach;
Mittelbereich Müllheim***
Auggen, Badenweiler, Ballrechten-Dottingen, Buggingen, Eschbach, Heitersheim, Müllheim, Neuenburg
am Rhein, Sulzburg;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Elsass sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Offenburg
Appenweier, Bad Peterstal-Griesbach, Berghaupten, Biberach, Durbach, Gengenbach, Hohberg, Lauten-
bach, Neuried, Nordrach, Oberharmersbach, Oberkirch, Offenburg, Ohlsbach, Oppenau, Ortenberg,
Schutterwald, Zell am Harmersbach;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Raum Strasbourg sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Titisee-Neustadt
Breitnau, Eisenbach (Hochschwarzwald), Feldberg (Schwarzwald), Friedenweiler, Hinterzarten, Lenzkirch,
Löffingen, Schluchsee, Titisee-Neustadt;
Mittelbereich Waldkirch
Biederbach, Elzach, Gutach im Breisgau, Simonswald, Waldkirch, Winden im Elztal;
in der Region Schwarzwald-Baar-Heuberg zum
Mittelbereich Donaueschingen
Blumberg, Bräunlingen, Donaueschingen, Hüfingen;
Mittelbereich Rottweil
Bösingen, Deißlingen, Dietingen, Dornhan, Epfendorf, Fluorn-Winzeln, Oberndorf am Neckar, Rottweil, Sulz
am Neckar, Villingendorf, Vöhringen, Wellendingen, Zimmern ob Rottweil;
*** Die Grenze zwischen den Mittelbereichen Müllheim (Region Südlicher Oberrhein) und Lörrach/Weil (Region Hochrhein-Bodensee) ist im Bereich der
Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen (beide Landkreis Lörrach) offen gelassen. Die ausgeprägten Verflechtungen beider Gemeinden mit dem Mit-
telzentrum Müllheim sind zu berücksichtigen.
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Mittelbereich Schramberg
Aichhalden, Dunningen, Eschbronn, Hardt, Lauterbach, Schenkenzell, Schiltach, Schramberg, Tennen-
bronn;
Mittelbereich Tuttlingen
Aldingen, Balgheim, Bärenthal, Böttingen, Bubsheim, Buchheim, Deilingen, Denkingen, Dürbheim, Durch-
hausen, Egesheim, Emmingen-Liptingen, Fridingen an der Donau, Frittlingen, Geisingen, Gosheim, Gun-
ningen, Hausen ob Verena, Immendingen, Irndorf, Königsheim, Kolbingen, Mahlstetten, Mühlheim an der
Donau, Neuhausen ob Eck, Reichenbach am Heuberg, Renquishausen, Rietheim-Weilheim, Seitingen-
Oberflacht, Spaichingen, Talheim, Trossingen, Tuttlingen, Wehingen, Wurmlingen;
Mittelbereich Villingen-Schwenningen
Bad Dürrheim, Brigachtal, Dauchingen, Furtwangen im Schwarzwald, Gütenbach, Königsfeld im Schwarz-
wald, Mönchweiler, Niedereschach, St. Georgen im Schwarzwald, Schönwald im Schwarzwald, Schonach
im Schwarzwald, Triberg im Schwarzwald, Tuningen, Unterkirnach, Villingen-Schwenningen, Vöhrenbach;
in der Region Hochrhein-Bodensee zum
Mittelbereich Bad Säckingen 
Bad Säckingen, Görwihl, Herrischried, Laufenburg (Baden), Murg, Rickenbach, Wehr;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Kanton Aargau sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Konstanz
Allensbach, Konstanz, Reichenau;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit dem Kanton Thurgau sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Lörrach/Weil***
Binzen, Efringen-Kirchen, Eimeldingen, Fischingen, Inzlingen, Kandern, Lörrach, Malsburg-Marzell, Rüm-
mingen, Schallbach, Steinen, Weil am Rhein, Wittlingen;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit den Kantonen Basel-Stadt und Basel-Landschaft sowie mit dem
Elsass sind zu berücksichtigen;
Mittelbereich Radolfzell
Gaienhofen, Moos, Öhningen, Radolfzell am Bodensee;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit den Kantonen Schaffhausen und Thurgau sind zu berücksich-
tigen; 
Mittelbereich Rheinfelden
Grenzach-Wyhlen, Rheinfelden (Baden), Schwörstadt;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit den Kantonen Aargau, Basel-Stadt und Basel-Landschaft sind
zu berücksichtigen;
Mittelbereich Schopfheim
Aitern, Böllen, Bürchau, Elbenschwand, Fröhnd, Häg-Ehrsberg, Hasel, Hausen im Wiesental, Maulburg,
Neuenweg, Raich, Sallneck, Schönau im Schwarzwald, Schönenberg, Schopfheim, Tegernau, Todtnau,
Tunau, Utzenfeld, Wembach, Wieden, Wies, Wieslet, Zell im Wiesental;
*** Die Grenze zwischen den Mittelbereichen Lörrach/Weil (Region Hochrhein-Bodensee) und Müllheim (Region Südlicher Oberrhein) ist im Bereich der
Gemeinden Bad Bellingen und Schliengen (beide Landkreis Lörrach) offen gelassen. Die ausgeprägten Verflechtungen beider Gemeinden mit dem Mit-
telzentrum Müllheim sind zu berücksichtigen.
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Mittelbereich Singen
Aach, Büsingen am Hochrhein, Engen, Gailingen am Hochrhein, Gottmadingen, Hilzingen, Mühlhausen-
Ehingen, Rielasingen-Worblingen, Singen (Hohentwiel), Steißlingen, Tengen, Volkertshausen;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit den Kantonen Schaffhausen und Thurgau sind zu berücksich-
tigen;
Mittelbereich Stockach
Bodman-Ludwigshafen, Eigeltingen, Hohenfels, Mühlingen, Orsingen-Nenzingen, Stockach;
Mittelbereich Waldshut-Tiengen
Albbruck, Bernau im Schwarzwald, Bonndorf im Schwarzwald, Dachsberg (Südschwarzwald), Dettighofen,
Dogern, Eggingen, Grafenhausen, Häusern, Höchenschwand, Hohentengen am Hochrhein, Ibach, Jestet-
ten, Klettgau, Küssaberg, Lauchringen, Lottstetten, St. Blasien, Stühlingen, Todtmoos, Ühlingen-Birken-
dorf, Waldshut-Tiengen, Weilheim, Wutach, Wutöschingen;
grenzüberschreitende Verflechtungen mit den Kantonen Aargau, Schaffhausen und Zürich sind zu
berücksichtigen;
in der Region Neckar-Alb zum
Mittelbereich Albstadt
Albstadt, Bitz, Meßstetten, Nusplingen, Obernheim, Straßberg, Winterlingen;
Mittelbereich Balingen
Balingen, Dautmergen, Dormettingen, Dotternhausen, Geislingen, Hausen am Tann, Ratshausen, Rosen-
feld, Schömberg, Weilen unter den Rinnen, Zimmern unter der Burg;
Mittelbereich Hechingen
Bisingen, Burladingen, Grosselfingen, Haigerloch, Hechingen, Jungingen, Rangendingen;
Mittelbereich Metzingen
Bad Urach, Dettingen an der Erms, Grabenstetten, Grafenberg, Hülben, Metzingen, Riederich, Römerstein;
Mittelbereich Münsingen
Engstingen, Gomadingen, Hayingen, Hohenstein, Mehrstetten, Münsingen, Pfronstetten, St. Johann,
Trochtelfingen, Zwiefalten, Gutsbezirk Münsingen;
Mittelbereich Reutlingen
Eningen unter Achalm, Lichtenstein, Pfullingen, Pliezhausen, Reutlingen, Sonnenbühl, Walddorfhäslach,
Wannweil;
Mittelbereich Rottenburg
Hirrlingen, Neustetten, Rottenburg am Neckar, Starzach;
Mittelbereich Tübingen
Ammerbuch, Bodelshausen, Dettenhausen, Dußlingen, Gomaringen, Kirchentellinsfurt, Kusterdingen,
Mössingen, Nehren, Ofterdingen, Tübingen;
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in der Region Donau-Iller zum
Mittelbereich Biberach
Attenweiler, Bad Schussenried, Berkheim, Biberach an der Riß, Dettingen an der Iller, Eberhardzell, Er-
lenmoos, Erolzheim, Gutenzell-Hürbel, Hochdorf, Ingoldingen, Kirchberg an der Iller, Kirchdorf an der Iller,
Maselheim, Mittelbiberach, Ochsenhausen, Rot an der Rot, Schemmerhofen, Steinhausen an der Rottum,
Tannheim, Ummendorf, Warthausen;
Verflechtungen von Gemeinden im östlichen Mittelbereich mit dem Oberzentrum Memmingen sind zu
berücksichtigen;
Mittelbereich Blaubeuren/Laichingen
Berghülen, Blaubeuren, Heroldstatt, Laichingen, Merklingen, Nellingen, Schelklingen, Westerheim;
Mittelbereich Ehingen
Allmendingen, Altheim, Ehingen (Donau), Emeringen, Emerkingen, Griesingen, Grundsheim, Hausen am
Bussen, Lauterach, Munderkingen, Oberdischingen, Obermarchtal, Oberstadion, Öpfingen, Rechtenstein,
Rottenacker, Untermarchtal, Unterstadion, Unterwachingen;
Mittelbereich Laupheim
Achstetten, Burgrieden, Laupheim, Mietingen, Schwendi, Wain;
Mittelbereich Riedlingen
Alleshausen, Allmannsweiler, Altheim, Bad Buchau, Betzenweiler, Dürmentingen, Dürnau, Ertingen, Kan-
zach, Langenenslingen, Moosburg, Oggelshausen, Riedlingen, Seekirch, Tiefenbach, Unlingen, Uttenweiler;
Mittelbereich Ulm
Altheim (Alb), Amstetten, Asselfingen, Ballendorf, Balzheim, Beimerstetten, Bernstadt, Blaustein, Börslin-
gen, Breitingen, Dietenheim, Dornstadt, Erbach, Holzkirch, Hüttisheim, Illerkirchberg, Illerrieden, Lange-
nau, Lonsee, Neenstetten, Nerenstetten, Öllingen, Rammingen, Schnürpflingen, Setzingen, Staig, Ulm,
Weidenstetten, Westerstetten;
Verflechtungen von Gemeinden in Bayern mit dem Oberzentrum Ulm/Neu-Ulm sind zu berücksichtigen;
in der Region Bodensee-Oberschwaben zum
Mittelbereich Bad Saulgau
Altshausen, Boms, Ebenweiler, Ebersbach-Musbach, Eichstegen, Fleischwangen, Guggenhausen, 
Herbertingen, Hoßkirch, Königseggwald, Ostrach, Riedhausen, Bad Saulgau, Unterwaldhausen;
Mittelbereich Bad Waldsee
Aulendorf, Bad Waldsee, Bergatreute;
Mittelbereich Friedrichshafen
Bermatingen, Deggenhausertal, Eriskirch, Friedrichshafen, Immenstaad am Bodensee, Kressbronn am
Bodensee, Langenargen, Markdorf, Meckenbeuren, Neukirch, Oberteuringen, Tettnang;
Mittelbereich Leutkirch
Aichstetten, Aitrach, Bad Wurzach, Isny im Allgäu, Leutkirch im Allgäu;
Verflechtungen von Gemeinden mit dem Oberzentrum Memmingen sind zu berücksichtigen;
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Mittelbereich Pfullendorf
Herdwangen-Schönach, Illmensee, Leibertingen, Meßkirch, Pfullendorf, Sauldorf, Wald;
Mittelbereich Ravensburg/Weingarten
Baienfurt, Baindt, Berg, Bodnegg, Fronreute, Grünkraut, Horgenzell, Ravensburg, Schlier, Vogt, Waldburg,
Weingarten, Wilhelmsdorf, Wolfegg, Wolpertswende;
Mittelbereich Sigmaringen
Beuron, Bingen, Gammertingen, Hettingen, Hohentengen, Inzigkofen, Krauchenwies, Mengen, Neufra,
Scheer, Schwenningen, Sigmaringen, Sigmaringendorf, Stetten am kalten Markt, Veringenstadt;
Mittelbereich Überlingen
Daisendorf, Frickingen, Hagnau am Bodensee, Heiligenberg, Meersburg, Owingen, Salem, Sipplingen,
Stetten, Überlingen, Uhldingen-Mühlhofen;
Mittelbereich Wangen
Achberg, Amtzell, Argenbühl, Kißlegg, Wangen im Allgäu;
Verflechtungen von Gemeinden in Bayern mit dem Mittelzentrum Wangen sind zu berücksichtigen.
A25




a) Stuttgart - Ludwigsburg/Kornwestheim – Bietigheim-Bissingen/Besigheim - Vaihingen an der Enz 
(- Mühlacker),
b) Stuttgart - Ludwigsburg/Kornwestheim – Bietigheim-Bissingen/Besigheim (- Heilbronn),
c) Stuttgart - Waiblingen/Fellbach - Backnang (- Schwäbisch Hall),
d) Stuttgart - Waiblingen/Fellbach - Schorndorf (- Schwäbisch Gmünd),
e) Stuttgart - Esslingen am Neckar - Plochingen - Göppingen - Geislingen an der Steige (- Ulm/Neu-Ulm),
f) Stuttgart - Esslingen am Neckar - Plochingen - Nürtingen (- Metzingen),
g) Stuttgart (- Reutlingen/Tübingen),
h) Stuttgart - Böblingen/Sindelfingen - Herrenberg (- Horb am Neckar),
i) Stuttgart - Leonberg (- Calw),
j) Herrenberg (- Nagold);
Region Franken
a) Heilbronn (- Sinsheim),
b) Heilbronn - Neckarsulm (- Mosbach),
c) Heilbronn - Neckarsulm (- Adelsheim/Osterburken) - Tauberbischofsheim (- Würzburg),
d) Heilbronn - Öhringen - Schwäbisch Hall - Crailsheim (- Feuchtwangen),
e) Heilbronn (- Bietigheim-Bissingen/Besigheim),
f) Heilbronn (- Bretten),
g) Tauberbischofsheim (- Walldürn/Hardheim),
h) (Marktheidenfeld -) Wertheim (- Miltenberg),
i) Wertheim - Tauberbischofsheim - Bad Mergentheim - Crailsheim (- Ellwangen [Jagst]),
j) Schwäbisch Hall (- Backnang);
Region Ostwürttemberg
a) (Schorndorf -) Schwäbisch Gmünd - Aalen (- Nördlingen),
b) (Crailsheim -) Ellwangen (Jagst) - Aalen - Heidenheim an der Brenz - Giengen an der Brenz (- Ulm/Neu-
Ulm),
c) Giengen an der Brenz (- Dillingen an der Donau);
Region Mittlerer Oberrhein
a) Karlsruhe (- Schwetzingen),
b) Karlsruhe - Bruchsal (- Wiesloch/Walldorf),
c) Karlsruhe - Bretten (- Heilbronn),
d) Karlsruhe (- Pforzheim),
e) Karlsruhe - Rastatt - Gaggenau/Gernsbach (- Freudenstadt),
f) Karlsruhe - Rastatt - Baden-Baden - Bühl (- Achern),
g) Karlsruhe (- Wörth am Rhein),
h) Bruchsal - Bretten (- Mühlacker);
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Region Unterer Neckar
a) (Ludwigshafen am Rhein/)Mannheim (- Darmstadt), 
b) (Ludwigshafen am Rhein/)Mannheim - Heidelberg,
c) (Ludwigshafen am Rhein/)Mannheim - Schwetzingen (- Karlsruhe),
d) Heidelberg - Weinheim (- Darmstadt),
e) Heidelberg - Neckargemünd - Eberbach - Mosbach (- Neckarsulm),
f) Heidelberg - Neckargemünd - Meckesheim - Sinsheim (- Heilbronn),
g) Heidelberg - Wiesloch/Walldorf (- Bruchsal), 
h) Meckesheim - Mosbach - Adelsheim/Osterburken - Buchen (Odenwald) - Walldürn/Hardheim (- Tauber-
bischofsheim),
i) Walldürn/Hardheim (- Miltenberg),
j) (Neckarsulm -) Adelsheim/Osterburken (- Tauberbischofsheim);
Region Nordschwarzwald
a) Pforzheim (- Karlsruhe),
b) Pforzheim - Mühlacker (- Vaihingen an der Enz),
c) Pforzheim - Calw - Nagold - Horb am Neckar,
d) Mühlacker (- Bretten),
e) Calw (- Leonberg - Stuttgart),
f) Nagold (- Herrenberg),
g) (Herrenberg -) Horb am Neckar (- Rottweil),
h) (Haslach im Kinzigtal/Hausach/Wolfach -) Freudenstadt - Horb am Neckar (- Rottenburg am Neckar),
i) Freudenstadt (- Gaggenau/Gernsbach);
Region Südlicher Oberrhein
a) Freiburg im Breisgau - Emmendingen – Lahr/Schwarzwald - Offenburg,
b) Freiburg im Breisgau - Waldkirch – Haslach im Kinzigtal/Hausach/Wolfach (- Freudenstadt),
c) Freiburg im Breisgau - Titisee-Neustadt (- Donaueschingen),
d) Freiburg im Breisgau - Bad Krozingen/Staufen im Breisgau - Müllheim (- Lörrach/ Weil am Rhein),
e) Freiburg im Breisgau - Breisach am Rhein (- Colmar),
f) Offenburg - Kehl (- Strasbourg),
g) Offenburg - Achern (- Bühl),
h) Offenburg – Haslach im Kinzigtal/Hausach/Wolfach (- Villingen-Schwenningen); 
Region Schwarzwald-Baar-Heuberg
a) Villingen-Schwenningen - Rottweil (- Horb am Neckar),
b) Villingen-Schwenningen - Rottweil (- Balingen),
c) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen - Geisingen/ Immendingen - Tuttlingen (- Meßkirch),
d) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen - Geisingen/Immendingen (- Singen [Hohentwiel]),
e) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen (- Schaffhausen),
f) Villingen-Schwenningen - Donaueschingen (- Titisee-Neustadt),
g) Villingen-Schwenningen (- Haslach im Kinzigtal/Hausach/Wolfach),
h) Rottweil - Tuttlingen;
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Region Hochrhein-Bodensee
a) Konstanz - Radolfzell am Bodensee - Singen (Hohentwiel) (- Geisingen/Immendingen),
b) Konstanz (- Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten),
c) Konstanz (- Zürich),
d) Lörrach/Weil am Rhein (- Müllheim),
e) Lörrach/Weil am Rhein - Rheinfelden (Baden) - Bad Säckingen – Waldshut-Tiengen (- Schaffhausen), 
f) Lörrach/Weil am Rhein (- Basel),
g) Singen (Hohentwiel) (- Schaffhausen - Zürich),
h) Singen (Hohentwiel) - Stockach (- Überlingen),
i) Stockach (- Meßkirch);
Region Neckar-Alb
a) Reutlingen/Tübingen (- Stuttgart),
b) Reutlingen/Tübingen - Metzingen (- Nürtingen), 
c) Reutlingen/Tübingen (- Riedlingen),
d) Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen - Albstadt (- Sigmaringen),
e) Reutlingen/Tübingen - Hechingen - Balingen (- Rottweil),
f) Reutlingen/Tübingen - Rottenburg am Neckar (- Horb am Neckar);
Region Donau-Iller
a) Ulm(/Neu-Ulm) (- Geislingen an der Steige),
b) Ulm(/Neu-Ulm) (- Giengen an der Brenz),
c) Ulm(/Neu-Ulm) (- Günzburg/Leipheim),
d) Ulm(/Neu-Ulm) (- Memmingen),
e) Ulm(/Neu-Ulm) - Laupheim - Biberach an der Riß (- Bad Waldsee),
f) Ulm(/Neu-Ulm) - Ehingen (Donau) - Riedlingen (- Herbertingen),
g) (Reutlingen/Tübingen -) Riedlingen - Biberach an der Riß (- Memmingen);
Region Bodensee-Oberschwaben
a) Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten - Bad Saulgau - Herbertingen - Mengen - Sigmaringen (- Albstadt),
b) Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten - Bad Waldsee (- Biberach an der Riß),
c) Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten (- Lindau [Bodensee]), 
d) Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten (- Konstanz - Zürich),
e) Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten - Überlingen (- Stockach),
f) (Lindau [Bodensee] -) Wangen im Allgäu - Leutkirch im Allgäu (- Memmingen),
g) (Tuttlingen -) Meßkirch - Mengen - Herbertingen (- Riedlingen),










Zu 2.5 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche




















Zu 5.2.1 Vorkommen oberflächennaher mineralischer Rohstoffe
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III. Begründung der Plansätze
des Landesentwicklungsplans 2002 Baden-Württemberg
B2
B3
1. Leitbild der räumlichen Entwicklung
Das dem Landesentwicklungsplan als Kapitel 1 vorangestellte Leitbild gibt die raumordnerischen Kern-
aussagen für die weitere Entwicklung des Landes und seiner Teilräume wieder und stellt einen Orientie-
rungsrahmen für seine Konkretisierung und Umsetzung dar. Es enthält sowohl bewährte Zielsetzungen,
die sich an der im Grundgesetz verankerten Forderung nach gleichwertigen Lebensverhältnissen und der
historisch gewachsenen räumlichen Struktur des Landes orientieren, als auch Akzente wie den notwen-
digen Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung, die not-
wendige Stärkung der Teilräume als raumordnerische Handlungsebene und die grenzüberschreitende
Kooperation im Zug der fortschreitenden Integration Europas, die den neuen Herausforderungen Rech-
nung tragen.
Das Leitbild richtet sich wie die folgenden Kapitel insbesondere an die Entscheidungsträger von Land,
Regionen und Kommunen. Es ist dem Prinzip der Subsidiarität verpflichtet und stellt die bestehende Zu-
ständigkeitsverteilung von Land, Regionen und Kommunen nicht in Frage. 
Zu 1.1
Die fortschreitende Verstädterung und die Gefährdung wichtiger Lebensgrundlagen durch die zuneh-
menden Belastungen der Umwelt und den wachsenden Verbrauch von Landschaft, Energie, Rohstoffen
und Wasser haben die Sicherung einer lebenswerten Zukunft in einer funktionsfähigen Umwelt zu einer
zentralen, übergeordneten Aufgabe der Raumordnung gemacht. Eine Raumentwicklung, die die sozialen
und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt, Fol-
gegenerationen angemessene Lebens- und Gestaltungsspielräume sichert und zu einer dauerhaften,
großräumig ausgewogenen Ordnung führt, wurde als Leitvorstellung sowohl im Raumordnungspolitischen
Orientierungs- und Handlungsrahmen des Bundes als auch im Raumordnungsgesetz verankert. Insbe-
sondere der 1992 auf der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro beschlossene Ak-
tionsplan "Agenda 21" und die 1996 auf der Weltsiedlungskonferenz "Habitat II" in Istanbul verabschie-
dete "Lokale Agenda" haben hierzu wichtige Anstöße gegeben. 
Zu 1.2
Im Vordergrund der räumlichen Entwicklung des Landes stehen weiterhin die Sicherung von Lebens-
qualität und Wohlstand und die Entfaltung der Persönlichkeit. Eines der wichtigsten Ziele der Landesent-
wicklung ergibt sich dabei aus der in Artikel 72 des Grundgesetzes verankerten Forderung nach gleich-
wertigen Lebensverhältnissen. Angestrebt wird eine ausgewogene räumliche Entwicklung, die alle Lan-
desteile angemessen am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Fortschritt teilhaben lässt und hilft,
großräumige Entwicklungsunterschiede abzubauen. 
Im Rahmen dieser Zielsetzung soll den unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen sozialen und
demografischen Gruppen der Bevölkerung Rechnung getragen und vor allem der Situation von Frauen,
Familien mit Kindern sowie Menschen mit Behinderungen stärker entsprochen werden. Die Sicherung ei-
ner wohnortnahen Versorgung, die Bewahrung wohnortnaher Erholungsräume, die Schaffung familien-
freundlicher  Wohn- und Wohnumfeldbedingungen sowie die Ausrichtung neuer Bauflächen auf eine Be-
dienung durch öffentliche Verkehre sind anzustreben. Auch die aus der deutlich gestiegenen Lebenser-
wartung und der stark zurückgegangenen Geburtenrate resultierenden altersstrukturellen Verschiebun-
gen sollen bei der weiteren räumlichen Entwicklung stärkere Berücksichtigung finden.
Zu 1.3 
Die weitere Siedlungsentwicklung soll sich zur Vermeidung einer einseitigen Belastung der verdichteten
Räume und zur Verbesserung der Entwicklungschancen ländlicher Gebiete stärker an der dezentralen
LEP 2002 Begründung (Leitbild der räumlichen Entwicklung)
B4
Raumstruktur des Landes orientieren. Dabei soll die Siedlungstätigkeit zur Sicherstellung einer ange-
messenen und wohnortnahen Versorgung mit Waren, Dienstleistungen und Arbeitsmöglichkeiten, zur Si-
cherung der Tragfähigkeit infrastruktureller Einrichtungen sowie zur Verhinderung einer ungeordneten
Zersiedlung der freien Landschaft am Netz der Zentralen Orte ausgerichtet werden und im Interesse ei-
nes sparsamen Umgangs mit der freien Landschaft vorrangig in Siedlungsbereichen und Siedlungs-
schwerpunkten konzentriert werden.
Zu 1.4
Die weitere bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden soll sich an ihren Aufgaben und dem vor-
aussehbaren Wohnraumbedarf der Bevölkerung orientieren. Ziel ist die Sicherung der Attraktivität der
Kommunen als Wohn- und Arbeitsstandort sowie die Stärkung ihrer Bedeutung und Anziehungskraft für
Erholung und Tourismus. Die städtebauliche Entwicklung soll an den gewachsenen Strukturen ausge-
richtet werden. Die Stadt- und Ortszentren sind in ihrer Urbanität, Vitalität und Ausstrahlung zu stärken.
In den innerstädtischen Bestandsgebieten gilt es, durch Maßnahmen der städtebaulichen Erneuerung und
Entwicklung, durch den Erhalt von Freiflächen für die Naherholung und andere Verbesserungen des Woh-
numfelds die Wohnnutzung zu erhalten und attraktive Lebensräume zu schaffen, die heutigen Wohnan-
sprüchen genügen. Dabei sollen Kulturdenkmale als prägende Elemente der Lebensumwelt des Men-
schen und der Kulturlandschaft so weit wie möglich erhalten und vor Beeinträchtigungen geschützt wer-
den. Bei notwendigen Siedlungserweiterungen sind Abrundungen vorhandener Siedlungsgebiete sowie
Flächen sparende Erschließungs- und Bauformen anzustreben. Im Rahmen dieser Zielsetzungen soll auch
den unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen sozialen und demografischen Gruppen der Be-
völkerung und den demografischen Entwicklungstendenzen Rechnung getragen werden.
Zu 1.5 und 1.6
Zur langfristigen Sicherung von Wohlstand und Beschäftigung sollen Wettbewerbsfähigkeit und Attrakti-
vität des Standorts Baden-Württemberg gestärkt und die wirtschaftliche Entwicklung gefördert werden.
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen sollen durch Bereitstellung moderner Infrastruktureinrichtun-
gen, eine bedarfsgerechte Anbindung, Erschließung und Verflechtung der Teilräume und durch Stärkung
„weicher“ Standortfaktoren unterstützt werden. Dabei sollen raumspezifische Bedürfnisse und Aufgaben
berücksichtigt und Motorfunktionen Zentraler Orte gestärkt werden sowie Vernetzungen und komple-
mentäre Ergänzungen angestrebt und Synergieeffekte genutzt werden. Zudem soll die Wirtschaft in ihrer
Anpassung an die rasante technologische Entwicklung und die veränderten Marktstrukturen unterstützt
und in ihrer Leistungsfähigkeit gestärkt werden. Wegen des Mangels an Bodenschätzen und der relativ
einseitig ausgerichteten Wirtschaftsstruktur des Landes soll auf eine Stärkung der Verarbeitung und Ver-
edlung sowie auf eine Weiterentwicklung des Dienstleistungsbereichs hingewirkt werden.
Zu 1.7
Die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen der 80er und 90er Jahre haben die Entwicklung des
Landes und die räumlichen Verflechtungen stark beeinflusst. Das Verkehrsaufkommen hat sich deutlich
erhöht; die Verkehrsbeziehungen und die Intensität der Verkehrsströme haben weiter zugenommen. Die
Leistungsfähigkeit des Verkehrsnetzes muss zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des Landes und der
Standortattraktivität der Städte und Gemeinden an diese Veränderungen angepasst werden. Dazu soll ins-
besondere in den verkehrlich hoch belasteten Räumen die Verkehrsinfrastruktur unter Berücksichtigung
der spezifischen Potenziale der verschiedenen Verkehrsträger bedarfsgerecht vernetzt und weiterent-
wickelt werden. Gleichzeitig ist auf eine Verminderung verkehrsbedingter Belastungen hinzuwirken und
bei Siedlungserweiterungen eine Bedienung durch öffentliche Verkehre anzustreben. 
Zu 1.8
Der Bedarf an Rohstoffen, Wasser und Energie wird trotz des Einsatzes Ressourcen sparender Techno-
logien weiter zunehmen. Der Sicherung nutzungswürdiger Rohstoff- und Wasservorkommen und der lang-
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fristigen Energieversorgung kommt daher für eine nachhaltige Entwicklung des Landes besondere 
Bedeutung zu. Zur Sicherung der Bedürfnisse künftiger Generationen gilt es auch, verstärkt darauf hin-
zuwirken, dass die Verwendung von Recycling-Material und der Anbau nachwachsender Rohstoffe wei-
ter gesteigert werden. Ressourcen sparende Technologien, Einrichtungen und Kooperationen und der
Einsatz von Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien sollen durch die räumliche Planung nach wie
vor gefördert werden. Beim Abbau und der Nutzung von Vorkommen, der Verwertung von Altstoffen und
der Beseitigung von Abfällen sind räumliche Voraussetzungen für umweltverträgliche Lösungen anzu-
streben.
Zu 1.9
Der Schutz von Natur und Umwelt, d.h. ein sensibler Umgang mit der Landschaft und eine verantwortli-
che, an der Regenerationsfähigkeit und den Möglichkeiten der Kreislaufwirtschaft ausgerichtete Nutzung
der Naturgüter, sollen oberstes Gebot aller räumlichen Planungen sein. Ziel ist es insbesondere, der In-
anspruchnahme und Zersiedelung freier Landschaft durch verstärkte Innenentwicklung und Arrondierung
entgegenzuwirken. Nicht vermeidbare Eingriffe sollen durch Konzentration, Bündelung, Ausbau statt Neu-
bau und Wiedernutzung von Brachflächen minimiert werden. Nicht mehr benötigte Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen sind zu renaturieren und belastete Freiräume dauerhaft aufzuwerten. Dabei sollen die im
Umweltplan des Landes verankerten Qualitäts- und Handlungsziele berücksichtigt werden.
Zu 1.10
Obwohl die Anzahl der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe im Zug des tiefgreifenden Strukturwan-
dels in den vergangenen Jahrzehnten stark zurückgegangen ist und im Landesdurchschnitt weniger als
3 % der Erwerbstätigen im primären Sektor beschäftigt sind, kommt der Land- und Forstwirtschaft in Ba-
den-Württemberg nach wie vor erhebliche Bedeutung zu. Sie besitzt durch die Produktion von Grund-
nahrungsmitteln, regionalen Spezialitäten und nachwachsenden Rohstoffen für die heimische Industrie
vor allem für den Ländlichen Raum ein hohes Gewicht und durch ihre landespflegerischen Aufgaben und
die wachsende Bedeutung einer nachhaltigen Bewirtschaftung ein erhebliches Entwicklungspotenzial. Sie
stützt durch ihre vielfältigen Verflechtungen mit anderen Wirtschaftsbereichen zudem das Handwerk und
das Dienstleistungsgewerbe und trägt damit auch zur Erhaltung außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze
bei. 
Zu 1.11
Bei der weiteren räumlichen Entwicklung des Landes sollen die wirtschaftlichen, landschaftlichen, in-
frastrukturellen und kulturellen Entwicklungspotenziale der Regionen, Landkreise, Städte und Gemein-
den genutzt und die Teilräume unter Einbeziehung der regionalen Akteure durch interkommunale und
regionale Kooperationen als Planungs-, Ordnungs- und Handlungsebene gestärkt werden. Die bewähr-
te historisch gewachsene Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur mit ihrer Vielzahl leistungsfähiger Zentren
und Stadtregionen soll in ihrer Vielfalt erhalten und in ihren spezifischen Entwicklungsmöglichkeiten ge-
fördert werden. Die regionalen Zentren sind weiterzuentwickeln und im Hinblick auf die gestiegenen 
Anforderungen im schärfer gewordenen Standortwettbewerb in ihrer infrastrukturellen Ausstattung so-
wie verkehrlichen Anbindung und Erschließung an die gestiegenen Anforderungen anzupassen. Auch
die Bildung regionaler Schwerpunkte mit komplementären Funktionen und sich ergänzenden Profilen
soll zur Stärkung der dezentralen Siedlungsstruktur und zur Entwicklung der Teilräume unterstützt 
werden.
Zu 1.12
Nach der Öffnung der Grenzen in Europa und der Vollendung des europäischen Binnenmarkts ist die
großräumige Einbindung Baden-Württembergs für die weitere Entwicklung des Landes von großer Be-
deutung. Die zentrale Lage in Europa und die Grenzlage zu Frankreich und der Schweiz, die starke Ex-
portabhängigkeit der heimischen Wirtschaft sowie die Motorfunktionen der Europäischen Metropolre-
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gion Stuttgart und des Europäischen Verflechtungsraums Oberrhein unterstreichen diese entwicklungs-
politische Zielsetzung. 
Durch eine Vielzahl grenzüberschreitender Projekte und die Arbeit in grenzüberschreitenden Gremien und
Institutionen wirkt das Land bereits aktiv den noch vorhandenen Nachteilen trennender Grenzen entge-
gen. Die Initiative der Europäischen Union und des Europarats für ein Europäisches Raumentwicklungs-
konzept, das den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt, eine nachhaltige Entwicklung und eine
ausgeglichene Wettbewerbsfähigkeit im europäischen Raum zum Ziel hat, wird daher aus baden-würt-
tembergischer Sicht einhellig begrüßt.





Das Landesplanungsgesetz (§ 3 Abs. 2 Nr. 1) sieht die Ausweisung von Raumkategorien im Landesent-
wicklungsplan vor. Die flächendeckende Gliederung des Landes in Raumkategorien nimmt auf großräu-
mige Unterschiede der Siedlungsstruktur Bezug und dient vorrangig landesplanerischen und raumord-
nerischen Zwecken. Die Raumkategorien bilden ein Gebietsraster für teilraumspezifische Zielsetzungen
des Landesentwicklungsplans zur jeweils anzustrebenden räumlichen Entwicklung und zur Bewältigung
der jeweiligen Ordnungs- und Entwicklungsaufgaben. Die Ziele und Grundsätze für die Raumkategorien
ergänzen die landesweit geltenden Zielsetzungen zur Siedlungs-, Freiraum- und Infrastrukturentwicklung.
Sie geben einen Entwicklungsrahmen vor, der auf der regionalen und kommunalen Ebene auszuformen
und zu konkretisieren ist (vgl. Plansatz 2.1.3).
Im Landesentwicklungsplan 1983 wurden die Raumkategorien Verdichtungsräume, Randzonen um die
Verdichtungsräume und Ländlicher Raum ausgewiesen und innerhalb des Ländlichen Raums die Ver-
dichtungsbereiche im Ländlichen Raum als Teilkategorie gesondert abgegrenzt. Der Ländliche Raum
außerhalb der Verdichtungsbereiche wurde im Landesentwicklungsplan 1983 nicht näher charakterisiert,
in der raumordnerischen Berichterstattung jedoch als Ländlicher Raum im engeren Sinn bezeichnet. Bei
der gemeindescharfen Ausweisung dieser Raumkategorien wurden die älteren Abgrenzungen des Lan-
desentwicklungsplans 1971 weitgehend übernommen und lediglich dem durch die Gemeindereform ver-
änderten Gebietsstand angepasst. Da die älteren Abgrenzungen anhand von Daten der sechziger Jahre
erfolgten, gründeten die Ausweisungen des Landesentwicklungsplans 1983 empirisch im Wesentlichen
noch auf den siedlungsstrukturellen Verhältnissen jener Zeit.
Seit den sechziger Jahren haben sich die raum- und siedlungsstrukturellen Verhältnisse erheblich ver-
ändert. Dazu trugen landesweite Entwicklungen wie die fortschreitende Motorisierung, der wirtschaftliche
Strukturwandel und das starke Siedlungswachstum ebenso bei wie Tendenzen der räumlichen Sied-
lungsentwicklung, die im Landesentwicklungsbericht 1994 detailliert dargestellt sind und sich wie folgt
zusammenfassen lassen:
– In allen Raumkategorien, im Ländlichen Raum aber schwächer ausgeprägt, besteht ein Trend zur Sub-
urbanisierung von Bevölkerung und Arbeitsplätzen aus den städtischen Zentren in deren Umlandbe-
reiche, der zu zentrifugalen Umschichtungen und zu einer kleinräumigen Dekonzentration führt. We-
sentliche Bestimmungsgründe der Suburbanisierung sind die Bauflächensituation, das Immobilien-
und Mietpreisniveau sowie die Umwelt- und Wohnumfeldqualität.
– In den großen Verdichtungsräumen, besonders im Großraum Stuttgart, treten neben kleinräumigen
Stadt-Umland-Verlagerungen auch räumlich weiter ausgreifende Randverlagerungen auf, die eine
Ausweitung der Verdichtungsräume und "Überschwappeffekte" der Siedlungsdynamik in die Randzo-
nen und in verdichtungsraumnahe Gebiete des Ländlichen Raums bewirken.
– Der Ländliche Raum weist außerhalb seiner Verdichtungsbereiche schon seit einiger Zeit eine über-
durchschnittlich günstige Bevölkerungs-, Wohnungs- und Arbeitsplatzentwicklung auf und hat als
Wohn- und Wirtschaftsstandort an Attraktivität gewonnen.
– Der räumliche und wirtschaftliche Strukturwandel geht mit einer Zunahme räumlicher Verflechtungen
und einem wachsenden Leistungsaustausch zwischen den Teilräumen einher. Dies ist mit weiterem
Verkehrswachstum und entsprechenden Umwelt- und Raumbeanspruchungen verbunden.
LEP 2002 Begründung (Raumstruktur)
B8
Die Zentrifugaleffekte der Suburbanisierung, die gestiegene Wohn- und Arbeitsplatzattraktivität des Länd-
lichen Raums, die Ausbreitung urbaner Lebensstile, die verbesserten Verkehrsverbindungen und inten-
siveren Verflechtungen und der wirtschaftliche Strukturwandel haben das Raumgefüge nachhaltig verän-
dert. Die traditionelle strukturräumliche Polarität zwischen Stadt und Land löst sich immer mehr auf und
das einstmals markante Gefälle zwischen "wachstumsdynamischen Verdichtungsräumen" und "entwick-
lungsschwachem Ländlichen Raum" flacht weiter ab.
Diesem raumstrukturellen Wandel und den veränderten raumordnerischen Anforderungen trägt der Lan-
desentwicklungsplan durch eine Neuabgrenzung der Raumkategorien und eine Anpassung der landes-
planerischen Zielsetzungen Rechnung.
Die Neuabgrenzung der Raumkategorien wurde auf Gemeindeebene in zwei Abgrenzungsschritten vor-
genommen. Für den in das Anhörungsverfahren nach § 5 Abs. 2 und 3 des Landesplanungsgesetzes ein-
gebrachten Fortschreibungsentwurf des Landesentwicklungsplans wurde zunächst eine Grobabgrenzung
anhand objektiver Merkmale vorgenommen, die von den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten ausgeht
und ergänzend auch funktionsräumliche Zusammenhänge in Stadt-Umland-Bereichen berücksichtigt. Zur
Vermeidung von „Flickenteppichen“ und zur Gewährleistung flächenhafter, raumordnerisch bedeutsamer
Gebietszusammenhänge wurden darüber hinaus planerische Gesichtspunkte sowie Aspekte der räumli-
chen Nähe und der Planungskonstanz zur Abgrenzung herangezogen.
Die siedlungsstrukturellen Gegebenheiten wurden dabei anhand eines Gesamtindikators der Siedlungs-
verdichtung erfasst, der sich aus folgenden Einzelmerkmalen zusammensetzt:
– Siedlungsflächenanteil (Gewichtung: 35 %): Anteil der Siedlungs- und Verkehrsfläche an der Gemar-
kungsfläche (Flächenerhebung 1997),
– Siedlungsdichte (Gewichtung: 35 %): Einwohner (31.12.1996) je km2 Siedlungsfläche ohne Verkehrs-
fläche,
– Einwohner-Arbeitsplatz-Dichte (15 %): Summe von Einwohnern (31.12.1996) und sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten (30.06.1996) je km2 Gemarkungsfläche,
– Baulandpreisniveau (15 %): Durchschnittlicher Kaufwert für baureifes Land in DM/m2 (Fünfjahresmit-
tel 1991 bis 1995).
Funktionsräumliche Zusammenhänge wurden bei der Abgrenzung der Verdichtungsräume, der Randzo-
nen um die Verdichtungsräume und der Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum durch die Einbezie-
hung von Umlandgemeinden berücksichtigt, die durch intensive Pendlerverflechtungen eng mit den kern-
städtischen Arbeitsplatzzentren der Verdichtungsräume oder Verdichtungsbereiche verbunden sind. Die
Verflechtungen wurden dabei anhand der zentrumsbezogenen Berufsauspendlerquote 1987 bestimmt
und entsprechend der Intensität abgestuft in besonders starke (Zielpendlerquote: 75 %), sehr starke (66,7
%) und starke Stadt-Umland-Verflechtungen (60 %).
Die Raumkategorienkulisse des Fortschreibungsentwurfs wurde im Anhörungsverfahren überprüft und
nachfolgend in einer Feinabgrenzung auf der Basis der Anhörungsergebnisse modifiziert. Dabei wurden
raumordnerisch begründete, landesweit vertretbare und überörtlich kohärente Änderungsanliegen zur
Raumkategorienzuordnung aus der Anhörung berücksichtigt. Entsprechend den in der Anhörung vorge-
tragenen Stellungnahmen der beteiligten Planungsträger und des Landtags von Baden-Württemberg
(Drucksache 13/527) kamen insbesondere regionalspezifische Gegebenheiten, örtliche Besonderheiten
sowie verwaltungsterritoriale und topografische Zuordnungsaspekte zum Tragen.
Auf der Basis der Neuabgrenzung weist der Landesentwicklungsplan - wie bislang - die Raumkategorien
Verdichtungsräume, Randzonen um die Verdichtungsräume und Ländlicher Raum mit den Teilkategorien
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Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum und Ländlicher Raum im engeren Sinne aus (vgl. Karte 1). Zu
diesen Kategorien gehören die im Anhang "Raumkategorien" aufgeführten Gemeinden. Die Gebietskulis-
se der Raumkategorien unterscheidet sich von der Kulisse des Landesentwicklungsplans 1983
hauptsächlich durch eine Gebietsvergrößerung der Verdichtungsräume und Gebietsveränderungen von
Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum.
Wesentliche Abgrenzungsbedingungen für Verdichtungsräume waren eine Mindestgröße von 150.000
Einwohnern und eine am Siedlungsstrukturindikator gemessene Siedlungsverdichtung von mindestens
120 % des Landesdurchschnitts in flächenhaft zusammenhängendem Gebiet. Darüber hinaus wurden
bei der Abgrenzung auch schwächer verdichtete Umlandgemeinden berücksichtigt, sofern sie durch
besonders starke Pendlerverflechtungen eng mit dem Arbeitsplatzzentrum eines Verdichtungsraums
verbunden sind und eine Mindestdichte von 75 % des Landeswerts aufweisen. Die gemäß diesen Kri-
terien sowie ergänzenden Zuordnungsaspekten der Anhörung in Plansatz 2.2.1 ausgewiesenen Ver-
dichtungsräume nehmen gegenüber der Kulisse des Landesentwicklungsplans 1983 einen deutlich
höheren Anteil an der Fläche und Bevölkerung des Landes ein. Ihre Vergrößerung geht auf die Zentri-
fugaleffekte der Suburbanisierung zurück und kam bereits bei der 1993 im Rahmen der Ministerkon-
ferenz für Raumordnung erfolgten Neubestimmung der Verdichtungsräume im Bundesgebiet zur Gel-
tung (vgl. Beschluss des Hauptausschusses der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 07.09.1993
"Verdichtungsräume in der Bundesrepublik Deutschland 1993"). Die dort für Baden-Württemberg 
ermittelten Verdichtungsräume werden durch die zeitnähere und unter Bezug auf landestypische 
Verhältnisse vorgenommene Neuabgrenzung grundsätzlich bestätigt, im Gebietszuschnitt modifiziert
und um einen neuen Verdichtungsraum am Bodensee ergänzt. Dieser umfasst die stark verdichteten
Gebiete im Schussenbecken und im Bereich Konstanz/Singen und wird zur Hervorhebung seiner 
spezifischen Strukturen und Funktionen als „Bodenseeraum mit besonderer struktureller Prägung“ 
bezeichnet. 
Der Abgrenzung der Randzonen um die Verdichtungsräume wurden im Allgemeinen Siedlungsstrukturin-
dikatorwerte zwischen 85 und 120 % des Landesdurchschnitts zu Grunde gelegt. Um den funktionalen
Verflechtungen und der Siedlungsdynamik im Einzugsbereich der Verdichtungsräume Rechnung zu tra-
gen, wurden ergänzend auch Gemeinden mit schwächerer Siedungsverdichtung berücksichtigt, sofern
sie eine starke Pendlerbindung zu einem Arbeitsplatzzentrum des Verdichtungsraums oder ein stark über-
durchschnittliches Bevölkerungswachstum 1993 bis 1998 von mindestens 8 % (Land: 1,9 %) aufweisen.
Die gemäß diesen strukturellen und funktionalen Kriterien sowie ergänzenden Zuordnungsaspekten der
Anhörung bestimmten Randzonen entsprechen im Gebietsumfang nicht ganz der Fläche der Randzonen-
kulisse des Landesentwicklungsplans 1983.
Der Ländliche Raum wird – wie schon im Landesentwicklungsplan 1983 – als eigenständige Raumkate-
gorie bestimmt und in zwei Teilkategorien unterschiedlicher siedlungsstruktureller Prägung untergliedert:
die Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum und den Ländlichen Raum im engeren Sinne.
Die Abgrenzung der Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum orientierte sich an den Dichtewerten für
die Abgrenzung der Randzonen um die Verdichtungsräume unter zusätzlicher Berücksichtigung beson-
ders starker Stadt-Umland-Verflechtungen. Den Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum wurden da-
her auch Umlandgemeinden mit schwächerer Siedlungsverdichtung zugeordnet, sofern sie eine beson-
ders starke Pendlerbindung zu einem Arbeitsplatzzentrum des Verdichtungsbereichs und eine Mindest-
dichte von 50% des Landeswerts aufweisen. Entsprechend diesen Kriterien sowie ergänzenden Zuord-
nungsaspekten der Anhörung weist der Landesentwicklungsplan die nicht an Verdichtungsräume an-
grenzenden Räume Schwäbisch Hall/Crailsheim, Aalen/Heidenheim/Ellwangen, Offenburg/Lahr/Kehl, 
Villingen-Schwenningen/Tuttlingen/ Rottweil und Albstadt/Balingen/Hechingen als Verdichtungsbereiche
im Ländlichen Raum aus.
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Der Abgrenzung des Ländlichen Raums im engeren Sinne (i.e.S.) wurden im Allgemeinen Siedlungs-
strukturindikatorwerte von weniger als 85 % des Landesdurchschnitts in flächenhaftem Gebietszusam-
menhang zu Grunde gelegt. Zur Vermeidung von Inselbildungen wurden solitäre Klein- und Mittelstädte
mit höherer Siedlungsverdichtung dem umgebenden Ländlichen Raum im engeren Sinne zugerechnet.
Der Ländliche Raum im engeren Sinne umfasst großflächige Gebiete im Schwarzwald, auf der Schwäbi-
schen Alb, im bodenseefernen Oberschwaben und im Nordosten des Landes.
Zu 2.1.2
Die Raumkategorien entwickeln sich nicht unabhängig voneinander, sondern sind auf vielfältige Weise mit-
einander verflochten und aufeinander angewiesen. Eine zukunftsfähige Landesentwicklung kann daher nicht
im isolierten Neben- oder Gegeneinander der Raumkategorien erfolgen, sondern nur in ihrem Miteinander.
Der Landesentwicklungsplan hebt deshalb den gemeinsamen Beitrag der Raumkategorien zur Gesamtent-
wicklung des Landes hervor und zielt auf eine wirkungsvolle Zusammenarbeit und einen intensiven Leis-
tungsaustausch zwischen den Raumkategorien. Für die Gesamtentwicklung des Landes entscheidend ist,
dass sich die Raumkategorien in ihren spezifischen Vorzügen und Funktionen gegenseitig ergänzen. Das
erfordert auch, dass die Raumkategorien solche Funktionen verstärkt wahrnehmen, die sie entsprechend
ihren jeweiligen Voraussetzungen am besten erfüllen können. Zur Sicherung einer ausgewogenen räumli-
chen Entwicklung, einer dezentralen Siedlungsstruktur und zur Herstellung gleichwertiger Lebensbedin-
gungen ist eine gleichwertige Teilhabe aller Raumkategorien an der Entwicklung des Landes erforderlich.
Zu 2.1.3
Die einzelnen Raumkategorien weisen zwar einen ähnlichen siedlungsstrukturellen Charakter und ver-
gleichbare raumordnerische Problemkonstellationen auf, sind aber dennoch keine völlig homogenen
Raumgebilde mit einer einheitlichen Bevölkerungs-, Siedlungs- und Wirtschaftsdynamik. Um diesbezüg-
liche Missverständnisse auszuschließen, stellt Plansatz 2.1.3 klar, dass auch innerhalb der einzelnen
Raumkategorien, also zwischen Teilgebieten einer Raumkategorie, "Unterschiede in den naturräumlichen,
infrastrukturellen und wirtschaftlichen Entwicklungsbedingungen" bestehen können. Dies trifft für alle
Raumkategorien zu und hängt wesentlich mit dem generalisierenden Charakter der für landesplanerische
Zwecke vorgenommenen und auf flächenhafte Gebietszusammenhänge achtenden Abgrenzung zusam-
men (vgl. Begründung zu Plansatz 2.1.1).
Derartige Unterschiede innerhalb einzelner Raumkategorien sollen bei allen raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen berücksichtigt werden. Die Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsplans für
die Raumkategorien stellen kein schematisches und starres Entwicklungskorsett dar, sondern einen Ent-
wicklungsrahmen, der auf der regionalen und kommunalen Ebene mit Blick auf die jeweiligen Standort-
verhältnisse und Entwicklungspotenziale auszuformen ist.
2.2 Verdichtungsräume
Zu 2.2.1
Für die in Plansatz 2.2.1 ausgewiesenen Verdichtungsräume bestehen spezifische raumordnerische und
entwicklungspolitische Handlungserfordernisse zum einen auf Grund ihrer für die Entwicklung des ge-
samten Landes bedeutsamen Funktionen, zum anderen auf Grund der mit der starken Siedlungsverdich-
tung und intensiven Raumbeanspruchung verbundenen Raumnutzungskonflikte und Überlastungser-
scheinungen. Die Intensität der raumordnerischen und entwicklungspolitischen Problemstellung nimmt
dabei innerhalb der Verdichtungsräume im Allgemeinen von den Verdichtungskernen nach außen hin ab.
Die auf diese Problemlage ausgerichtete Entwicklungskonzeption des Landesentwicklungsplans setzt -
wie bei den anderen Raumkategorien - bei den teilraumspezifischen Entwicklungspotenzialen an und zielt
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darauf ab, die Standortvorteile der Verdichtungsräume zu sichern und zu nutzen und ihre Standortnach-
teile abzubauen. Die dazu maßgeblichen landesentwicklungspolitischen Leitlinien werden gegliedert in
drei Ziel- und Maßnahmenbündel zur
– Sicherung der besonderen Aufgaben der Verdichtungsräume für die Entwicklung des gesamten Lan-
des (Plansatz 2.2.2),
– Verminderung verdichtungs- und verkehrsbedingter Belastungen und damit verbundene Ordnungs-
und Gestaltungsaufgaben (Plansatz 2.2.3) sowie
– besonders notwendigen überörtlich abgestimmten Entwicklung und zwischengemeindlichen Zusam-
menarbeit in Verdichtungsräumen (Plansatz 2.2.4).
Bedeutung und Zukunftschancen der Verdichtungsräume können langfristig nur bei gleichzeitiger 
Beachtung und gegenseitiger Ergänzung dieser Ziel- und Maßnahmenbündel gewahrt werden. Sie sind
daher nicht als alternative Entwicklungsmöglichkeiten zu verstehen, sondern als notwendige, einander er-
gänzende und sich gegenseitig bedingende Komponenten einer auf die Sicherung der Entwick-
lungschancen bedachten Entwicklungspolitik.
Zu 2.2.2 
Verdichtungsräume sind bedeutende Wohnschwerpunkte und herausragende Wirtschaftsstandorte ho-
her Standortqualität. Sie zeichnen sich durch eine hohe wirtschaftliche Leistungskraft, ein breit ge-
fächertes und hochwertiges Angebot an Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen, einen differenzier-
ten Arbeitsmarkt und eine Vielzahl hoch qualifizierter Arbeitsplätze aus. Auf Grund ihrer Angebotsvielfalt
und -qualität auf engem Raum, ihrer Ballung von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Aktivitäten und
ihrer günstigen Einbindung in regionale und überregionale Verkehrs- und Kommunikationsnetze nehmen
die Verdichtungsräume auch übergeordnete Funktionen wahr, die für die wirtschaftliche, kulturelle und
soziale Entwicklung des ganzen Landes und die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Baden-
Württemberg insgesamt von Bedeutung sind.
Die Verdichtungsräume, insbesondere deren kernstädtische Zentren, bieten spezifische Agglomerations-
vorteile und eine Vielzahl von Kontaktmöglichkeiten und Fühlungsvorteilen, die trotz der stürmischen Ent-
wicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie für viele Unternehmen und Einrichtungen
wichtig sind. Als Verknüpfungsbereiche von regionalen mit überregionalen Verkehrs- und Kommunika-
tionsnetzen sowie als Standort hochwertiger Bildungs- und Wissenschaftsinfrastruktur, hochrangiger For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen und zentraler Einrichtungen in Wirtschaft, Politik, Verwaltung,
Rechtsprechung und Kultur wirken sie darüber hinaus als wichtige Impulsgeber für die anderen Landesteile.
Deshalb sind die besonderen Standortvorteile und Lagequalitäten der Verdichtungsräume, die weder ubi-
quitär verfügbar noch beliebig vermehrbar sind, zu sichern und die Verdichtungsräume so weiterzuent-
wickeln, dass sie ihre zentralen Funktionen für die Gesamtentwicklung des Landes erfüllen und als lei-
stungsfähige Wirtschaftsstandorte im großräumigen Wettbewerb bestehen können.
Dies soll jedoch zu keiner übermäßigen Konzentration des Wirtschafts- und Entwicklungspotenzials in
den Verdichtungsräumen führen und die Entwicklungschancen der übrigen Landesteile nicht schmälern
(vgl. Plansatz 2.1.2). Die Verdichtungsräume sollen vielmehr nur in dem Umfang weiterentwickelt werden,
wie es zur Stärkung ihrer Wettbewerbsposition erforderlich, zur Erfüllung ihrer übergeordneten Aufgaben
zweckdienlich und für eine ausgewogene Gesamtentwicklung im Land verträglich ist.
Zur Sicherung der landesweit bedeutsamen Funktionen der Verdichtungsräume ist auf ihre angemesse-
ne Einbindung in großräumige Verkehrs- und  Kommunikationsnetze hinzuwirken und der Leistungsaus-
tausch mit anderen Landesteilen zu gewährleisten (Plansatz 2.2.2.1). Dies setzt eine gute Erreichbarkeit
der Verdichtungsräume aus benachbarten Räumen voraus.
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Die Verdichtungszentren, die die übergeordneten Aufgaben der Verdichtungsräume in besonderem Maß
erfüllen, sind als hochrangige Dienstleistungszentren mit überregional bedeutsamen Einrichtungen und
Angeboten zu sichern und in ihrer für die Gesamtentwicklung des Landes zentralen Funktion als Ver-
knüpfungspunkten zwischen regionalen und überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsnetzen zu
stärken.
Damit sich die Verdichtungsräume im großräumigen Standortwettbewerb behaupten und als leistungs-
fähige und attraktive Wirtschaftsstandorte hoher Standortqualität profilieren können, sollen ihre Präsen-
tation und ihr Bekanntheitsgrad durch ein überörtlich abgestimmtes Standortmarketing verbessert wer-
den (Plansatz 2.2.2.2).
Zur sozial verträglichen Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels und zur Sicherung und Ver-
mehrung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze ist trotz knapper Flächenreserven ein ausreichendes Angebot
an attraktiven Gewerbe- und Dienstleistungsstandorten bereitzuhalten (Plansatz 2.2.2.3). Angesichts der
bestehenden Raumbelastungen sind dabei jedoch übermäßige Gewerbeflächenausweisungen zu ver-
meiden und qualitative Aspekte verstärkt zu beachten. Anzustreben ist ein Angebot an hochwertigen Ge-
werbeflächen guter Lagequalität, das den Standortanforderungen moderner, zukunftsfähiger Industrie-
und Dienstleistungsunternehmen gerecht wird und gezielt auf solche Betriebe und Einrichtungen ausge-
richtet ist, die auf die Standortbedingungen und Fühlungsvorteile der Verdichtungsräume angewiesen
sind und zur Vermehrung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze beitragen können. Dabei sind verstärkt auch
Wachstumsmöglichkeiten im Dienstleistungsbereich zu nutzen und Standortangebote, insbesondere für
hochrangige Dienstleistungsfunktionen, bereitzuhalten, die eine besondere Standortpräferenz für Ver-
dichtungsräume aufweisen.
Zu 2.2.3
Auf Grund der hohen Siedlungsverdichtung und intensiven Raumnutzung wird die infrastrukturelle, öko-
logische und soziale Tragfähigkeit der Verdichtungsräume in starkem Maß beansprucht, vielfach sogar
überlastet. Dies äußert sich in hohen Verkehrs- und Umweltbelastungen, Engpässen bei der Bereitstel-
lung von Wohn- und Gewerbeflächen sowie hohen Miet- und Immobilienpreisen und führt im Ergebnis zu
Beeinträchtigungen der Wohnqualität und der Standortattraktivität.
Zentrale entwicklungspolitische Aufgabe in Verdichtungsräumen ist daher, eine weitere Verschärfung
nachteiliger Verdichtungsfolgen zu vermeiden, bestehende Belastungen zu verringern und die Voraus-
setzungen für eine zukunftsfähige Entwicklung zu erhalten bzw. zu verbessern. Diese Aufgabe kann nur
im Rahmen einer integrierten, fachübergreifenden Entwicklungsstrategie bewältigt werden, die regionale
und kommunale Aktivitäten miteinander verzahnt, den wechselseitigen Abhängigkeiten zwischen Sied-
lungsentwicklung, Umwelt, wirtschaftlicher Entwicklung und Verkehr Rechnung trägt und den Prinzipien
ökologischer, ökonomischer und sozialer Verträglichkeit verpflichtet ist.
Im Plansatz 2.2.3 werden eine Ressourcen schonende Siedlungsentwicklung, eine umwelt- und gesund-
heitsverträgliche Verkehrsbewältigung und eine Verminderung der verdichtungs- und verkehrsbedingten
Umweltbelastungen und Standortbeeinträchtigungen als wesentliche Ansatzpunkte einer Strategie zur 
Sicherung der Zukunftsfähigkeit hervorgehoben und diese dann in den Plansätzen 2.2.3.1 bis 2.2.3.7 nach
Maßnahmenbereichen aufgefächert.
Auf Grund der intensiven Raumbeanspruchung und der Knappheit von Freiräumen ist in Verdichtungs-
räumen ein besonders sparsamer Umgang mit dem verfügbaren Grund und Boden geboten und die wei-
tere Freirauminanspruchnahme für Siedlungszwecke auf das unbedingt notwendige Maß zu beschrän-
ken. Bei der Siedlungsentwicklung sind daher vorrangig die im Siedlungsbestand vorhandenen Flächen-
potenziale zu nutzen. Dies erfordert gezielte Maßnahmen zur Mobilisierung von Baulandreserven, zur
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Schließung von Baulücken sowie zur Umnutzung geeigneter gewerblicher Brachflächen und ehemaliger
militärischer Liegenschaften (Plansatz 2.2.3.1).
Soweit der künftige Siedlungsflächenbedarf nicht im Bestand gedeckt werden kann, soll die Ausweisung
von Neubauflächen grundsätzlich auf Siedlungsschwerpunkte und Siedlungsbereiche mit guter Anbin-
dung an den öffentlichen Nahverkehr, insbesondere  mit Anschluss an ein leistungsfähiges Schienen-
nahverkehrssystem, konzentriert werden. Trotz unverkennbarer Zentrifugal- und Dekonzentrationsten-
denzen im Zug der Suburbanisierung von Bevölkerung und Arbeitsplätzen wird eine am Leitbild der de-
zentralen Konzentration und am punkt-axialen Prinzip orientierte Siedlungsentwicklung als raumordne-
risch alternativlos und grundsätzlich angemessen angesehen - gerade auch mit Blick auf die angestrebte
Nachhaltigkeit. Dieses räumliche Ordnungsprinzip bietet am ehesten die Gewähr, eine flächenhafte Zer-
siedlung und eine übermäßige Inanspruchnahme von Freiräumen zu vermeiden und gleichzeitig zu einer
günstigen Erschließung und Bedienung mit öffentlichen Verkehrsmitteln und einer umwelt- und gesund-
heitsverträglichen Mobilität beizutragen (Plansatz 2.2.3.2). Hierauf zielen auch die Leitlinien für die klein-
räumige Siedlungsentwicklung und den Städtebau in Plansatz 2.2.3.3.
Zur Verminderung nachteiliger Verdichtungsfolgen, zum Abbau von Belastungen und zur Dämpfung sozi-
al selektiver Bevölkerungsabwanderungen sind gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der Wohnumfeld-
bedingungen und zur umweltverträglichen Bewältigung des Verkehrsaufkommens unerlässlich (Plansät-
ze 2.2.3.4 bis 2.2.3.6).
Die Wohnbedingungen in Verdichtungsräumen sind - vor allem in den Verdichtungskernen - vielfach durch
erhebliche Lärm- und Umweltbelastungen, unattraktive Wohnumfeldverhältnisse sowie Mängel in Umfang
und Qualität innerörtlicher Freiflächen und ortsnaher Freiräume geprägt. Zur Erhöhung der Wohnqualität
und -attraktivität sind Maßnahmen zur Wohnungsmodernisierung, Wohnumfeldverbesserung, städtebau-
lichen Erneuerung und zur Verkehrsberuhigung notwendig; dabei ist auf sozial verträgliche, kinder- und
familienfreundliche Lebensbedingungen hinzuwirken (Plansatz 2.2.3.4).
Die Verkehrverhältnisse in Verdichtungsräumen sind insbesondere in den Stoßzeiten des Berufsverkehrs
durch eine Überlastung des Straßennetzes und Kapazitätsengpässe im öffentlichen Schienennahverkehr ge-
kennzeichnet. Das hohe und weiter steigende Verkehrsaufkommen, vor allem aber die starke Belastung durch
den motorisierten Individualverkehr, führen zu erheblichen Umweltbelastungen und zu Beeinträchtigungen
der Wohnattraktivität. Daher ist in Verdichtungsräumen im Rahmen von integrierten Verkehrskonzepten auf
einen funktions- und umweltgerechten Ausbau des Gesamtverkehrsnetzes und eine Minderung der ver-
kehrsbedingten Belastungen hinzuwirken. Neben Planungen und Maßnahmen zur Entflechtung des Ver-
kehrsaufkommens und zur Verkehrsberuhigung sind dabei insbesondere auch solche zur Verkehrsvermei-
dung und zur Verkehrsverlagerung auf umweltfreundliche Verkehrsmittel erforderlich. Zur Dämpfung weite-
rer Zuwächse im motorisierten Individualverkehr sind die Leistungsfähigkeit und Attraktivität des öffentlichen
Personennahverkehrs zu steigern, der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs voranzutreiben und ein paralle-
ler Ausbau des Straßennetzes möglichst zu vermeiden (Plansatz 2.2.3.5). Darüber hinaus sind die Bedingun-
gen für den nichtmotorisierten Verkehr durch Ausweitung und Aufwertung des Fuß- und Radwegenetzes zu
verbessern. Anzustreben ist dabei ein attraktives, engmaschiges, die Verdichtungskerne einbeziehendes,
überörtliches Radwegenetz, das auch für den wohnortnahen Freizeitverkehr geeignet ist (Plansatz 2.2.3.6).
Auf Grund der hohen Siedlungsverdichtung, der intensiven Raumnutzung und der beträchtlichen Um-
weltbelastung stehen die Freiräume in Verdichtungsräumen chronisch "unter Druck". Durch den anhal-
tenden Flächenbedarf für Wohnen, Gewerbe und Infrastrukturanlagen nimmt ihr ohnehin schon relativ ge-
ringer Flächenanteil weiter ab. Dies beeinträchtigt die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts und die Um-
weltqualität der Verdichtungsräume und hat darüber hinaus erhebliche negative Auswirkungen auf den
Wohn- und Freizeitwert und die Standortattraktivität.
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Zur Wahrung langfristiger Entwicklungschancen bedarf es daher einer konsequenten Freiraumsicherung
und einer auf die Entwicklung der Freiräume und der Freiraumfunktionen ausgerichteten Konzeption, der
hinsichtlich der Zukunftsfähigkeit der Verdichtungsräume ein prinzipiell gleiches Gewicht beizumessen
ist wie der Siedlungskonzeption. Die regionale Freiraumkonzeption soll aus den Leitbildern der Materia-
lien zum Landschaftsrahmenprogramm entwickelt werden, mit der Fach- und Bauleitplanung abgestimmt
sein und die Belange der verschiedenen Freiraumfunktionen und -nutzungen sowie deren mögliche ge-
genseitige Beeinträchtigung berücksichtigen (Plansatz 2.2.3.7). Auf der Ebene der Regionalplanung kom-
men für die regionale Freiraumkonzeption neben dem Landschaftsrahmenplan auch die freiraumbezoge-
nen Planungsinstrumente des Landesplanungsgesetzes in Betracht.
Zur Sicherung einer leistungsfähigen Land- und Forstwirtschaft und ihrer landschaftspflegerischen Funk-
tionen sollen ausreichend Freiräume erhalten werden. Angesichts der starken Nutzungskonkurrenz in Ver-
dichtungsräumen sind insbesondere ertragreiche Böden zu sichern, namentlich durch die Regionalpla-
nung. 
Der Wald steht in Verdichtungsräumen wegen seiner Bedeutung als Erholungsraum für die Bevölkerung
und Lebensraum für die Tier- und Pflanzenwelt sowie wegen seiner klimaausgleichenden Leistungen und
seiner vielfältigen sonstigen ökologischen Funktionen unter besonderem Schutz. Daher sind nach Plan-
satz 5.3.5 Eingriffe in den Bestand des Walds in Verdichtungsräumen auf das Unvermeidbare zu be-
schränken.
Die Freiraumkonzeption soll sich nicht nur auf ordnungspolitische Schutzaufgaben beschränken, son-
dern auch den erheblichen entwicklungspolitischen Aufgaben der Freiraumgestaltung Rechnung tragen.
Wichtige Aufgaben der Freiraumentwicklung und Freiraumgestaltung bestehen in Verdichtungsräumen
insbesondere hinsichtlich der Verbesserung der ökologischen Leistungsfähigkeit der Freiräume durch
konsequenten Schutz und wirksame Vernetzung von ökologisch besonders bedeutsamen Freiraumbe-
reichen sowie hinsichtlich der Schaffung eines zusammenhängenden Systems ortsnaher Erholungsräu-
me und der Erhöhung ihres Erholungs-, Erlebnis- und Freizeitwerts. Bei der Aufwertung der Freiräume als
Erholungs- und Erlebnisräume, die im Rahmen von regionalen Landschaftsparkkonzepten erfolgen könn-
te, sind die auf Erleben und Aktivität ausgerichteten Erholungs- und Freizeitbedürfnisse ebenso zu
berücksichtigen wie die an Ruhe und Entspannung orientierten Interessen, um eine wirksame Erhöhung
des Freizeitwerts der Verdichtungsräume und eine spürbare Dämpfung des großräumigen Freizeitver-
kehrs erreichen zu können.
Zu 2.2.4
Bei starken Raumbeanspruchungen und Umweltbelastungen, knappen Flächenreserven, hohem Ver-
kehrsaufkommen und intensiven räumlichen Verflechtungen ergeben sich in Verdichtungsräumen in zu-
nehmendem Maß überörtliche Problemzusammenhänge und wechselseitige Abhängigkeiten zwischen
den Gemeinden und Teilräumen. Dadurch erhöht sich der zwischen- und übergemeindliche Koordinati-
onsbedarf bei raumwirksamen Planungen und Maßnahmen.
Auf Grund der engen Vernetzungen, funktionalen Abhängigkeiten und überörtlichen Wirkungszusam-
menhänge sind wesentliche raumordnerische und entwicklungspolitische Aufgabenstellungen in Ver-
dichtungsräumen nicht mehr ausschließlich auf kleinräumiger Ebene durch isolierte und lokal begrenzte
Aktivitäten lösbar. Zur Verbesserung der Voraussetzungen für eine nachhaltige und zukunftsfähige Ent-
wicklung der Verdichtungsräume, zur Sicherung ihrer landesweit bedeutsamen Funktionen und zu ihrer
Stärkung im großräumigen Standortwettbewerb bedarf es vielmehr einer verstärkten interkommunalen
und regionalen Zusammenarbeit und einer an überörtlichen Erfordernissen orientierten Abstimmung bei
der Wohnbau- und Gewerbeflächenausweisung und bei der Verkehrs- und Freiraumentwicklung. Dabei
ist auf eine regionalökonomisch, verkehrlich und ökologisch günstige Standortzuordnung von Infrastruk-
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tureinrichtungen, Wohn- und Arbeitsstätten hinzuwirken und eine ausgewogene Verteilung von Belastun-
gen und Vorteilen anzustreben, insbesondere auch im Verhältnis von kernstädtischen Zentren und Um-
landgemeinden.
2.3 Randzonen um die Verdichtungsräume
Zu 2.3.1
Die Randzonen um die Verdichtungsräume umfassen Gebiete mit erheblicher Siedlungsverdichtung im
Einzugsbereich der Verdichtungsräume. Sie zeichnen sich im Allgemeinen durch eine hohe Wohnattrak-
tivität und ein starkes Siedlungswachstum aus, das durch die Suburbanisierung angestoßen und durch
- gemessen an Verdichtungsräumen - vergleichsweise niedrige Bodenpreise begünstigt wird. Als Zielge-
biete von Wohnstandort- und Betriebsverlagerungen im Zug der Suburbanisierung nehmen die Randzo-
nen schon seit längerem Entlastungsfunktionen für Verdichtungsräume wahr.
Standortvorteile der Randzonen bestehen darin, dass sie in vielfach guter Anbindung an Verdichtungs-
räume und deren kernstädtische Zentren ausreichende Gewerbeflächenangebote und vielfältige Mög-
lichkeiten für einen noch relativ preisgünstigen Wohnungsbau in Verbindung mit beträchtlichen Umwelt-,
Wohnumfeld- und Erholungsqualitäten bieten.
Die raumordnerische Problemlage in den Randzonen wird wesentlich dadurch bestimmt, dass die für ihre
Wohnattraktivität bedeutsamen Standortqualitäten auf Grund der starken Siedlungsdynamik zunehmend 
unter Druck geraten und teilweise bereits beeinträchtigt werden. Denn bei anhaltendem Siedlungsdruck und
weiterer Ausdehnung der Aktionsräume der Bevölkerung wächst die Gefahr einer dispersen Siedlungsent-
wicklung und einer flächenhaften Zersiedlung mit der Folge eines fortschreitenden Freiraumverbrauchs und
einer entsprechenden Beeinträchtigung der Umwelt-, Wohnumfeld- und Erholungsbedingungen.
Um solche Beeinträchtigungen zu vermeiden und einer Verminderung der Standortqualitäten vorzubeu-
gen, ergeben sich für die Randzonen um die Verdichtungsräume ordnungspolitische Aufgaben zur Len-
kung der Siedlungsentwicklung und zum Freiraumschutz. Das Entwicklungsleitbild des Landesentwick-
lungsplans im Plansatz 2.3.1 hebt diese ordnungspolitischen Aufgaben zur Sicherung der langfristigen
Entwicklungschancen besonders hervor und weist außerdem auf die entwicklungspolitische Funktion der
Randzonen hin, auch Entlastungsaufgaben für Verdichtungsräume wahrzunehmen und Entwicklungsim-
pulse in den Ländlichen Raum zu vermitteln.
Zur Vermeidung einer flächenhaften Zersiedlung und zur Sicherung der Freiräume ist die Siedlungsent-
wicklung gemäß dem punkt-axialen Ordnungsprinzip an Entwicklungsachsen zu orientieren und auf ge-
eignete Standorte zu konzentrieren. Als solche gelten Siedlungsbereiche und Siedlungsschwerpunkte mit
guter Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr, vorzugsweise mit Anschluss an ein leistungsfähiges
Schienennahverkehrssystem (Plansatz 2.3.1.1). Eine dem Leitbild der dezentralen Konzentration folgen-
de Siedlungsentwicklung ist gerade bei den für Randzonen charakteristischen Dispersionstendenzen
wichtig, um den Siedlungsdruck umwelt- und sozial verträglich auffangen, zur Entlastung der Verdich-
tungsräume beitragen und die Wohn- und Umweltqualität bewahren zu können.
Eine Freirauminanspruchnahme für Siedlungszwecke soll grundsätzlich nur im erforderlichen Umfang er-
folgen. Bei der Ausweisung von Neubauflächen soll planerisch auf eine Flächen sparende und umwelt-
schonende Bebauung geachtet werden. Zur Dämpfung des Verkehrswachstums, insbesondere des mo-
torisierten Individualverkehrs ist ferner auf eine kleinräumige Funktionsmischung und eine verkehrsgün-
stige und wohnortnahe Zuordnung von Versorgungseinrichtungen, Wohnbau- und Gewerbeflächen hin-
zuwirken (Plansatz 2.3.1.2).
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Siedlungsentwicklung nach dem Leitbild der dezentralen Konzentration setzt insbesondere in den Rand-
zonen um größere Verdichtungsräume leistungsstarke Zentrale Orte voraus, die die Funktion eines ei-
genständigen Versorgungs- und Arbeitsplatzzentrums für ihren Verflechtungsbereich erfüllen können
(Plansatz 2.3.1.3). Dazu muss eine entsprechende Erreichbarkeit der Zentralen Orte, auch mit öffentlichen
Verkehrsmitteln, gegeben sein. Eine Stärkung der Zentralen Orte trägt auf Grund ihrer verkehrsdämpfen-
den und Flächen sparenden Effekte zu einer umweltverträglichen Siedlungsentwicklung bei. Sie verbes-
sert darüber hinaus die Möglichkeiten, dass die Zentralen Orte auch Versorgungs- und Impulsgeber-
funktionen für den angrenzenden Ländlichen Raum wahrnehmen können und ist eine wichtige Voraus-
setzung für wirksame Beiträge der Randzonen zur Entflechtung und Entlastung der Verdichtungsräume.
Wesentliche Entlastungsfunktionen können, insbesondere im gewerblichen Bereich, im Allgemeinen nur
von Zentralen Orten übernommen werden, die über geeignete Standort- und Flächenangebote, hinrei-
chende Aufnahmekapazitäten und eine qualifizierte Infrastrukturausstattung verfügen.
Zur Wahrung der landschaftlichen Attraktivität und zur Sicherung der Umwelt- und Wohnqualität sind in
den Randzonen um die Verdichtungsräume ausreichend Freiräume für unterschiedliche ökologische
Funktionen, für die Erholung und für umweltgerechte land- und forstwirtschaftliche Nutzungen zu erhal-
ten (Plansatz 2.3.1.4). Dabei sollen die ökologische Leistungsfähigkeit der Freiräume und ihr Erholungs-
wert durch gezielte Planungen und Maßnahmen gesichert und verbessert werden. Die ökologisch be-
sonders bedeutsamen Freiraumbereiche sollen möglichst unzerschnitten in ihrem landschaftlichen Zu-
sammenhang erhalten und untereinander sowie mit entsprechenden Flächen benachbarter Verdich-
tungsräume und ländlicher Teilräume vernetzt werden, damit sie ihre - auch für die Verdichtungsräume -
wichtigen Ausgleichsfunktionen erfüllen können. Die für die Erholung besonders geeigneten Freiraum-
bereiche sollen ebenfalls verknüpft und in der Erholungs-, Erlebnis- und Freizeitqualität aufgewertet werden.
2.4 Ländlicher Raum
Zu 2.4.1 (Ländlicher Raum insgesamt)
Der Ländliche Raum umfasst mit den Verdichtungsbereichen im Ländlichen Raum und dem Ländlichen
Raum im engeren Sinne zwei Teilkategorien unterschiedlicher siedlungsstruktureller Prägung, zwischen
denen vielfältige Verflechtungen und Abhängigkeiten bestehen. Die beiden Teilkategorien tragen daher ge-
meinsam die Entwicklung des Ländlichen Raums; ihr Zusammenwirken und ihre funktionale Ergänzung
sind für eine eigenständige Entwicklung des Ländlichen Raums von essenzieller Bedeutung.
Der Landesentwicklungsplan versteht den Ländlichen Raum weder als Restraum noch als reinen Aus-
gleichsraum für die Verdichtungsräume und Randzonen, sondern als Lebens- und Wirtschaftsraum mit
eigenständiger Bedeutung. Seine Entwicklung erfolgt zwar keineswegs isoliert von den anderen Raum-
kategorien, baut aber doch auf eigenständigen Entwicklungspotenzialen und besonderen Standortqua-
litäten auf.
Landesentwicklungspolitisches Leitziel ist, die spezifischen Potenziale und Qualitäten des Ländlichen
Raums so zu fördern und zu nutzen, dass sich der Ländliche Raum als eigenständige Kraft im großräu-
migen Standortwettbewerb behaupten und profilieren kann.
Die Voraussetzungen dafür sind insgesamt günstig. Der Ländliche Raum verzeichnete in den letzten zwei
Jahrzehnten eine überwiegend günstige Bevölkerungs-, Wohnungs- und Arbeitsplatzentwicklung. Die
Wohn- und Arbeitsplatzattraktivität des Ländlichen Raums ist deutlich gestiegen und seine Infrastruktu-
rausstattung hat sich weiter verbessert. Das einstmals krasse Standortwert- und Entwicklungsgefälle zwi-
schen städtisch-verdichteten Räumen und ländlichen Räumen hat sich erheblich verringert und die
Wachstumsdynamik betreffend zum Teil sogar nivelliert.
Begründung (Raumstruktur) LEP 2002
B17
Ungeachtet der in einigen ländlichen Teilgebieten nach wie vor gegebenen Strukturprobleme wird daher
die weit verbreitete Vorstellung vom Ländlichen Raum als einem vornehmlich durch Struktur- und Ent-
wicklungsschwächen geprägten Problemgebiet den Realitäten im Land nicht mehr gerecht. Der Ländli-
che Raum Baden-Württembergs ist in wesentlichen Teilen kein entwicklungsschwaches Problemgebiet
(mehr), sondern ein Wohn- und Wirtschaftsstandort mit beträchtlicher Wachstumsdynamik, spezifischen
Entwicklungsmöglichkeiten und guten Zukunftsperspektiven.
Die Bedeutungszunahme des Ländlichen Raums hängt zum einen mit Überlastungserscheinungen in Ver-
dichtungsräumen und davon ausgehenden Zentrifugaleffekten zusammen, zum anderen aber auch mit
den Standortqualitäten des Ländlichen Raums selbst: seine ausreichenden und preisgünstigen Wohn-
bauland- und Gewerbeflächenangebote, seine landschaftliche Attraktivität und seine hohen Wohn-, Um-
welt-, Erholungs- und Freizeitqualitäten. Hinsichtlich dieser "weichen" Standortfaktoren, die bei der 
Wohnortwahl wesentlich sind und bei unternehmerischen Standortentscheidungen zunehmend wichtiger
werden, weist der Ländliche Raum vielfach Vorteile gegenüber Verdichtungsräumen auf.
Eine zukunftsorientierte Politik hat mit diesen "Trümpfen" des Ländlichen Raums sorgsam umzugehen und
die Standortvorteile langfristig zu sichern. Der Landesentwicklungsplan hebt deshalb im Entwicklungs-
leitbild für den Ländlichen Raum (Plansatz 2.4.1) die konsequente Sicherung der Standortqualitäten als
Aufgabenschwerpunkt hervor. Dies schließt eine Sicherung der vielfach günstigen Wohnstandortbedin-
gungen ebenso ein wie die Bewahrung seiner landschaftlichen Vielfalt und Attraktivität, seiner kulturellen
Eigenart, seiner charakteristischen Ortsbilder und den Schutz von großflächigen Freiräumen für land- und
forstwirtschaftliche Nutzungen, für die Erholung und den Tourismus.
Um die Land- und die Forstwirtschaft als leistungsfähige Wirtschaftszweige und soziokulturell bedeutsame
Faktoren zu erhalten, sind die für ihre Wettbewerbsfähigkeit erforderlichen großflächigen Freiräume pla-
nerisch zu sichern und ihre Leistungen zur Erhaltung des Naturhaushalts und zur Pflege der Kulturland-
schaft zu stärken (Plansatz 2.4.1 und Kapitel 5.3). Die Land- und Forstwirtschaft und der ihr vor- und nach-
gelagerte Bereich bieten trotz starker Rückgänge bei den Erwerbstätigen in den vergangenen Jahrzehn-
ten nach wie vor wichtige Erwerbsgrundlagen im Ländlichen Raum. Eine standortgemäße Landbewirt-
schaftung leistet darüber hinaus wesentliche Beiträge zur Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft und
zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen. Sie nimmt damit eine maßgebliche Rolle bei der Siche-
rung der ökologischen Ausgleichsfunktionen von Freiräumen ein. Die naturnahe, nachhaltige und stand-
ortgerechte Bewirtschaftung der Wälder trägt wesentlich zu einem Waldaufbau bei, der die Schutz- und
Erholungsfunktionen des Walds gewährleistet.
Gemäß der Entwicklungskonzeption des Landesentwicklungsplans liegen die wesentlichen Ansatzpunk-
te für die weitere Entwicklung des Ländlichen Raums in seinen Qualitäten und Vorzügen selbst. Diese sol-
len nicht nur gesichert, sondern zur Stärkung des Ländlichen Raums auch genutzt werden. Dabei ist auch
im Ländlichen Raum auf eine umwelt- und Ressourcen schonende Bebauung und eine verkehrsgünstige
Zuordnung von Versorgungseinrichtungen, Wohnbau- und Gewerbeflächen hinzuwirken.
Zur Weiterentwicklung des Ländlichen Raums bedarf es gleichzeitig eines sukzessiven Abbaus von Stand-
ortnachteilen, z.B. hinsichtlich der Anbindung an die überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsnetze
oder der Qualifikations- und Weiterbildungsangebote. Hierbei können regionale Entwicklungskonzepte
ein wichtiges Instrument bilden. Wesentliche Entwicklungsaufgaben werden in den Plansätzen 2.4.1.1 bis
2.4.1.3 herausgestellt.
Plansatz 2.4.1.1 unterstreicht die Rolle der Zentralen Orte als Schwerpunkte der Siedlungsentwicklung
und betont die für den Ländlichen Raum besonders wichtigen Funktionen der (höheren) Zentralen Orte
als Versorgungszentren, Kristallisationspunkte wirtschaftlicher Entwicklung und als Verknüpfungsknoten
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zu überregionalen Verkehrs- und Kommunikationsnetzen. Funktionsfähige und leistungsstarke Zentrale
Orte gewährleisten eine angemessenen überörtliche Versorgung der Bevölkerung mit Gütern und Dienst-
leistungen und sind eine Grundvoraussetzung für eine eigenständige und gleichwertige Entwicklung des
Ländlichen Raums. Zur Sicherstellung einer wohnortnahen Grundversorgung ist im Ländlichen Raum
auch bei schwächerer Auslastung eine bedarfsgerechte Ausstattung mit öffentlichen und privaten Ein-
richtungen anzustreben (Plansätze 2.4.1.2 und 2.5.5). Zur Erweiterung des Arbeitsplatzangebots außer-
halb der Land- und Forstwirtschaft und zur Stärkung der Wirtschaftskraft des Ländlichen Raums sind die
Standortvoraussetzungen für nicht landwirtschaftliche Arbeitsplätze entsprechend den teilraumspezifi-
schen Erfordernissen zu sichern und zu verbessern (Plansatz 2.4.1.3). Die sich durch Erholung, Freizeit
und Tourismus eröffnenden Chancen für zusätzliche Erwerbsmöglichkeiten sollen genutzt und dafür er-
forderliche Infrastrukturangebote bereitgestellt werden. In ländlichen Teilgebieten mit Entwicklungspro-
blemen sind Maßnahmen zur Verbesserung der Standortvoraussetzungen durch integrierte Programme
der Regional- und Strukturförderung zu unterstützen (vgl. Kapitel 6.3).
Die generellen Entwicklungsvorstellungen für den Ländlichen Raum werden in den Plansätzen 2.4.2 und
2.4.3 für seine beiden Teilkategorien spezifiziert. Der Landesentwicklungsplan trägt damit unterschiedlich
gelagerten raumordnerischen Anforderungen in den Teilkategorien Rechnung, ohne das verbindende Ele-
ment ihrer gemeinsamen Zugehörigkeit zum Ländlichen Raum aufzulösen.
Zu 2.4.2 (Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum)
Die Verdichtungsbereiche im Ländlichen Raum bilden mit ihren gebündelten Arbeitsplatz-, Bildungs- und
Versorgungsangeboten bedeutsame Siedlungs-, Wirtschafts- und Versorgungsschwerpunkte mit wichti-
gen Funktionen für den benachbarten Ländlichen Raum. Sie sollen so weiterentwickelt werden, dass die
Standortbedingungen zur Bewältigung des wirtschaftlichen Strukturwandels verbessert, Entwicklungsim-
pulse in den benachbarten Ländlichen Raum vermittelt und Beeinträchtigungen der Wohn- und Umwelt-
qualität vermieden werden.
Zur Umsetzung dieses Leitbilds sollen die Bildungs- und Versorgungsangebote bedarfsgerecht ausgebaut
und die aus der gebündelten Infrastrukturausstattung resultierenden Fühlungsvorteile zur Stärkung des
Ländlichen Raums genutzt werden (Plansatz 2.4.2.1). Die Wahrnehmung dieser Impulsgeberfunktion setzt
günstige Verkehrsverbindungen zum benachbarten Ländlichen Raum sowie eine angemessene Einbindung
der Verdichtungsbereiche in überregionale Verkehrs-, Energie- und Kommunikationsnetze voraus (Plansatz
2.4.2.2). Zur Bewältigung des Strukturwandels und der zum Teil starken Einbrüche in traditionellen Indus-
triebranchen sind ausreichende und qualitativ geeignete Standortangebote für Gewerbe und Dienstleistun-
gen bereitzustellen. Für die insbesondere in industriegeprägten Verdichtungsbereichen anzustrebende 
Ausweitung des Dienstleistungsbereichs sind gegebenenfalls auch mögliche Behördenverlagerungen aus
Verdichtungsräumen in Betracht zu ziehen (Plansatz 2.4.2.3). Zur Vermeidung verdichtungsbedingter Stand-
ortbeeinträchtigungen sind Planungen und Maßnahmen zur Freiraumsicherung und Freiraumgestaltung so-
wie zur umweltverträglichen Bewältigung des Verkehrsaufkommens erforderlich (Plansätze 2.4.2.4 und
2.4.2.5). Den im Zug der Suburbanisierung gewachsenen Verflechtungen und Abhängigkeiten zwischen den
Gemeinden der Verdichtungsbereiche soll durch eine verstärkte gemeindeübergreifende Abstimmung bei
der Siedlungs-, Freiraum- und Infrastrukturentwicklung Rechnung getragen werden (Plansatz 2.4.2.6).
Zu 2.4.3 (Ländlicher Raum im engeren Sinne)
Der Ländliche Raum im engeren Sinne (i.e.S.) weist mit seinem hohen Freiraumanteil ein weithin agra-
risch geprägtes Landschaftsbild auf. Mit weit über dem Landesdurchschnitt liegenden Anteilen an der
Bruttowertschöpfung und der Erwerbstätigkeit trägt die Land- und Forstwirtschaft auch ökonomisch we-
sentlich zur Entwicklung des Ländlichen Raums i.e.S. bei. Gleichwohl bilden auch im Ländlichen Raum
i.e.S. der Sekundär- und Dienstleistungssektor die tragenden ökonomischen Fundamente hinsichtlich
Wertschöpfung und Erwerbsmöglichkeiten.
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Die Entwicklungskonzeption des Landesentwicklungsplans für den Ländlichen Raum i.e.S. ist darauf aus-
gerichtet, einerseits ein ausreichendes und qualitativ angemessenes Angebot an nichtlandwirtschaftli-
chen Arbeitsplätzen zu sichern oder zu schaffen, um den agrar- und wirtschaftsstrukturellen Wandel so-
zial verträglich bewältigen zu können, andererseits aber auch die Grundlagen für den Fortbestand einer
leistungsfähigen und umweltgerechten Land- und Forstwirtschaft zu sichern.
Wesentliche Ansatzpunkte dazu werden - wie beim Ländlichen Raum insgesamt - in den spezifischen
Standortqualitäten des Ländlichen Raums i.e.S. selbst gesehen: seinem Wohn- und Freizeitwert, seiner
Umweltqualität und seinen Baulandpotenzialen. Hervorgehoben wird dabei die entwicklungsstrategisch
wichtige Rolle günstiger Wohnstandortbedingungen, die es zu sichern, Ressourcen schonend und land-
schaftsgerecht zu nutzen und als Vorteil im Standortwettbewerb gezielt einzusetzen gilt (Plansatz 2.4.3.1).
Von Bedeutung sind darüber hinaus Maßnahmen zum Standortmarketing und zur Imageverbesserung, zu-
mal der Ländliche Raum i.e.S. oft noch einseitig mit Struktur- und Entwicklungsschwächen assoziiert wird
und dabei seine Entwicklungsmöglichkeiten und Standortqualitäten weithin unterschätzt werden.
Gleichzeitig sind im Ländlichen Raum i.e.S. auch Entwicklungsaufgaben besonders wichtig, die zur Ver-
besserung der Standortvoraussetzungen für die weitere Entwicklung von Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungsbereich beitragen (Plansatz 2.4.3.2). Zur Erweiterung der Erwerbsgrundlagen sollen außerdem
günstige Voraussetzungen für Erholung, Freizeit und Tourismus genutzt und dafür erforderliche Infra-
strukturangebote bereitgestellt werden (Plansatz 2.4.3.3). Natur und Landschaft sollen dabei bewahrt und
die naturräumlichen Voraussetzungen einer touristischen Entwicklung langfristig gesichert werden.
Eine wesentliche entwicklungspolitische Aufgabe im vielfach dünner besiedelten Ländlichen Raum i.e.S.
besteht darin, eine ausreichende Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen in angemessener Nähe zum
Wohnort zu gewährleisten. Im Interesse gleichwertiger Lebensverhältnisse soll dabei flächendeckend ei-
ne wohnortnahe Grundversorgung mit Waren und Dienstleistungen des häufig wiederkehrenden Bedarfs
angestrebt werden (Plansätze 2.4.3.4 und 2.5.5). Hierzu können gegebenenfalls auch neue Versorgungs-
formen - wie z.B. der ambulante Handel oder der Einzelhandel mit Zusatzfunktionen - beitragen.
Um die Land- und die Forstwirtschaft als leistungsfähige Wirtschaftszweige und als - gerade im Ländli-
chen Raum i.e.S. - auch soziokulturell bedeutsamen Faktor zu erhalten, sind die für eine wettbewerbs-
fähige Land- und Forstwirtschaft erforderlichen großflächigen Freiräume planerisch zu sichern und die
land- und forstwirtschaftlichen Leistungen zur Erhaltung des Naturhaushalts und zur Pflege der Kultur-
landschaft zu stärken. Land- oder forstwirtschaftlich gut geeignete Böden sind als zentrale Produktions-
grundlagen zu schützen (Plansätze 2.4.3.5 bis 2.4.3.7 sowie Kapitel 5.3).
Die ökologisch besonders bedeutsamen und für die Umweltqualität des gesamten Landes wichtigen Teile
der großflächigen Freiräume des Ländlichen Raums i.e.S. sollen vor Beeinträchtigungen geschützt und
planerisch in großräumigen, ökologisch wirksamen Zusammenhängen gesichert werden. Außerdem sol-
len die für Erholung und Tourismus besonders geeigneten Freiräume erhalten und ihre landschaftliche
Attraktivität als Grundlage der Erholungsfunktion und der wirtschaftlichen Entwicklung von Tourismus und
Erholungswesen langfristig bewahrt werden (Plansätze 2.4.3.8 und 2.4.3.9).
2.5 Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche
Zu 2.5.1
Die fortgeschrittene Siedlungsentwicklung hat sich auf das zentralörtliche System als traditionelles, die
Siedlungsstruktur maßgeblich prägendes raumordnerisches Instrument ausgewirkt. Das auf dem histori-
schen Städtenetz aufbauende zentralörtliche System greift nicht mehr auf allen Funktionsstufen im her-
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kömmlichen Verständnis einer klaren Gliederung in Zentrum und Verflechtungsbereich. Insbesondere in
verdichteten Gebieten haben die hohe Siedlungsverdichtung und die damit verbundene Entwicklung von
zahlreichen neuen "Versorgungszentren" sowohl zu einer gegenseitigen Überlagerung zentralörtlicher
Funktionen beigetragen als auch zu einer Mehrfachorientierung im Versorgungsverhalten der Bevölke-
rung geführt. Auf der Ebene der täglich wiederkehrenden zentralörtlichen Grundversorgung hat dies in
den Verdichtungsräumen in erheblichem Maß zu einer Erosion der bisherigen zentralörtlichen Bereichs-
gliederung auf der Stufe der Unter- und Kleinzentren beigetragen; selbst Mittelzentren sind vielfach in die-
sen Prozess mit einbezogen. Im Ländlichen Raum hingegen ist die zentralörtliche Gliederung noch weit-
gehend intakt.
Zahlreiche Zentrale Orte sind durch die Entstehung eines breiten Spektrums neuer Formen des Einzel-
handels beeinträchtigt und in ihren bisher relativ fest gefügten Bereichsstrukturen gestört worden. Daraus
und auch aus den verstärkt aufgetretenen Fragen der Genehmigungspraxis von großflächigen Einzel-
handelsprojekten sind Überlegungen zu einer Modifizierung bzw. Weiterentwicklung des Zentrale-Orte-
Konzepts hinsichtlich seiner inhaltlichen Ausgestaltung und vor allem seiner entwicklungspolitischen und
verwaltungspraktischen Handhabung erwachsen, die ihren Niederschlag insbesondere in den Ausnah-
meregelungen in Plansatz 3.3.7 gefunden haben (vgl. auch die dortige Begründung). 
Bei aller am Zentrale-Orte-Konzept geübten Kritik bleibt unbestritten, dass dieses - auch unter verän-
derten Bedingungen - wichtige Steuerungsfunktionen übernimmt und Orientierungsmaßstab für Investi-
tionen ist. Das Zentrale-Orte-Konzept ist zudem ein wesentliches raumordnerisches Instrument zur Um-
setzung der im Raumordnungsgesetz vorgegebenen Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung
und ihrer Teilkomponenten soziale, ökonomische und ökologische Nachhaltigkeit. Die Sicherstellung ei-
ner flächendeckenden Versorgung und die Gewährleistung von Mindeststandards der Versorgung dienen
der sozialen Gerechtigkeit. Die dezentrale Konzentration öffentlicher und privater Einrichtungen bewirkt
eine hohe ökonomische Effizienz. Das dem Zentrale-Orte-Konzept innewohnende Konzentrationsprinzip
trägt zu einer Flächen sparenden Raumnutzung sowie zur Verkehrsdämpfung und Verkehrsvermeidung
bei und ermöglicht zudem auch eine bessere Nutzung öffentlicher Verkehrsangebote (vgl. Entschließung
der Ministerkonferenz für Raumordnung „Leitlinien zur Anwendung des Zentrale-Orte-Konzepts als In-
strument einer nachhaltigen Raumentwicklung“ vom 03.12.2001).
Das zentralörtliche System ist deshalb als Grundgerüst der räumlichen Verflechtungen sowie als plane-
risches Konzept für eine nachhaltige Raumentwicklung unverzichtbar. Es soll vor allem folgende Aufga-
ben erfüllen: 
Die Zentralen Orte sollen als Standorte von Einrichtungen der öffentlichen Infrastruktur und privaten
Dienstleistungen auch künftig wesentliche Funktionen für eine wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung
wahrnehmen (vgl. Plansatz 2.5.2).
Darauf aufbauend kommt dem zentralörtlichen System besondere Bedeutung als Orientierungsrahmen
und Hilfsmittel zur Lenkung der Entwicklung des großflächigen Einzelhandels zu (vgl. Plansatz 3.3.7).
Auf Grund ihrer Bündelungsfunktionen in den Kreuzungspunkten des Verkehrs sind Zentrale Orte maß-
gebliche Verknüpfungs- und Knotenpunkte des Nah-, Regional- und oft auch Fernverkehrs und somit
wichtige Glieder des räumlichen Grundgerüsts für die Siedlungsentwicklung und für die Standortekoor-
dination (vgl. Plansätze 2.5.3 und 2.5.4).
Die Zentralen Orte sollen darüber hinaus als Arbeitsmarktzentren auch Funktionen wirtschaftlicher Ent-
wicklungspole erfüllen sowie Orientierungshilfe für unternehmerische Standort- und Investitionsent-
scheidungen sein.
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Im Wirkungszusammenhang der vorstehenden Aufgaben ergibt sich die Rolle der Zentralen Orte als Ord-
nungsprinzip einer nachhaltigen Raumentwicklung auf regionaler Ebene wie auf Landesebene. 
Mit dem Zentrale-Orte-Konzept soll sowohl auf eine dezentrale Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur hin-
gewirkt als auch zur Lenkung der Struktur- und Standortpolitik sowie zum konzentrierten Einsatz staatli-
cher Mittel beigetragen werden. Dabei soll durch eine differenzierte Handhabung des Konzepts auf sämt-
lichen Funktionsstufen den unterschiedlichen siedlungsstrukturellen Gegebenheiten Rechnung getragen
werden. Dies beinhaltet ein hohes Maß an Flexibilität, die eine siedlungsstrukturell angemessene, weder
von Schematismus noch von zentralörtlichen Standortmonopolen gekennzeichnete Anwendung des Kon-
zentrationsgrundsatzes gewährleisten soll.
Zu 2.5.2
Zentrale Orte weisen ein gebündeltes Angebot an Infrastruktureinrichtungen, Gütern und Dienstleistun-
gen auf, mit dem sie über den Bedarf der eigenen Bevölkerung hinaus auch die Bevölkerung ihres Ver-
flechtungsbereichs versorgen. Da zentralörtliche Einrichtungen im Interesse ihrer größtmöglichen Ausla-
stung einer ausreichenden Tragfähigkeit bedürfen und deshalb nicht in allen Orten vorgehalten werden
können, ist ihre Konzentration in geeigneten, zentral gelegenen Standorten notwendig.
Durch die Ausweisung von Zentralen Orten wird darauf hingewirkt, dass soziale, kulturelle und wirt-
schaftliche Einrichtungen, die der überörtlichen Versorgung dienen, insbesondere in den zentralen Sied-
lungs- und Versorgungskernen, die in der Regel auch die Ziel- und Verknüpfungspunkte des Verkehrs
sind, angesiedelt werden. Mit dem Ausbau und der Erhaltung des Zentralen Orts sowie mit der Verbes-
serung und Sicherung seiner Einrichtungen werden Voraussetzungen dafür geschaffen, dass der gesamte
Verflechtungsbereich des Zentralen Orts seine Entwicklungsmöglichkeiten wahren kann. Aus diesem
Grund ist der Erhaltung und Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Zentralen Orte insbesondere durch
ein zeitgemäßes und attraktives Angebot an Einrichtungen in Verbindung mit städtebaulichen Erneue-
rungen ein hoher Stellenwert einzuräumen.
Bei der Ausweisung der Zentralen Orte sind die jeweiligen siedlungsstrukturellen Gegebenheiten zu be-
achten, um den unterschiedlichen Bedürfnissen der verschiedenen Landesteile je nach ihrer verdichte-
ten oder ländlichen Struktur Rechnung tragen zu können. Dies erfordert eine differenzierte Handhabung
des zentralörtlichen Systems, die nicht nur der Differenzierung zentralörtlicher Ausweisungen in den Re-
gionalplänen zugute kommt, sondern auch der Konkretisierung durch die kommunale Selbstverwaltung
noch Spielraum lässt.
Der Landesentwicklungsplan weist die Gemeinden aus, die zentralörtliche Aufgaben zu erfüllen haben.
Dabei spielt eine wesentliche Rolle, dass Zentrale Orte besondere Versorgungsfunktionen haben, die in
vielen Fällen einen kommunalen Träger voraussetzen. In der landesplanerischen Anwendung des Zen-
trale-Orte-Konzepts werden daher Gemeinden mit der Funktion eines Zentralen Orts bestimmt.
Ungeachtet der zentralörtlichen Funktionszuweisung an Gemeinden gilt für alle zentralörtlichen Einrichtungen
und für alle als Zentrale Orte ausgewiesenen Gemeinden das dem Zentrale-Orte-Konzept innewohnende
Konzentrations- und Bündelungsprinzip, wonach zentralörtliche Einrichtungen grundsätzlich in Siedlungs-
und Versorgungskernen zentraler Lage gebündelt angeboten werden sollen (Plansätze 2.5.3 und 2.5.4). 
Eine räumliche Konkretisierung der zentralörtlichen Siedlungs- und Versorgungskerne ist im Rahmen der
Regionalplanung möglich. In dem durch die Landes- und Regionalplanung abgesteckten Rahmen ist es
darüber hinaus eine wesentliche Aufgabe der kommunalen Bauleitplanung, unter Beachtung des zen-
tralörtlichen Konzentrationsprinzips und des Gebots der verkehrlichen Erreichbarkeit (Plansätze 2.5.3 und
2.5.4) den Standort für die einzelnen zentralörtlichen Einrichtungen zu bestimmen. 
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Zu 2.5.3
Der erste Absatz dieses Plansatzes stellt den Grundsatz der zentralörtlichen Konzentration heraus (vgl.
Plansätze 2.5.2 und 2.5.4). Zentralörtliche Einrichtungen sollen in den als Zentrale Orte ausgewiesenen
Gemeinden grundsätzlich in den jeweiligen Siedlungs- und Versorgungskernen mit günstiger Anbindung
an den Nahverkehr gebündelt angeboten werden. Durch diese Fassung des Konzentrationsgrundsatzes
wird der mit der zentralörtlichen Funktionszuweisung an Gemeinden verbundenen Gefahr begegnet, dass
bei großen Flächengemeinden das dem Zentrale-Orte-Konzept innewohnende Konzentrationsprinzip auf-
gehoben werden könnte. Bei Flächengemeinden mit mehreren Teilorten steht das Konzentrationsprinzip
einer räumlichen Zersplitterung zentralörtlicher Einrichtungen klar entgegen. Auch im Sinn einer nach-
haltigen Raumentwicklung ist es erforderlich, dass innerhalb der als Zentrale Orte bestimmten Gemein-
den die zentralörtlichen Funktionen in der Regel von deren jeweiligen Siedlungs- und Versorgungsker-
nen wahrgenommen werden.
Mit dem Konzentrationsprinzip verbindet sich jedoch kein zentralörtliches Standortmonopol. Sowohl Un-
terschieden in der regionalen Siedlungs- und Versorgungsstruktur als auch spezifischen Standortvortei-
len und -anforderungen einzelner Einrichtungen soll dadurch Rechnung getragen werden, dass zen-
tralörtliche Einrichtungen ausnahmsweise auch an Standorten außerhalb von Zentralen Orten zulässig
sind, wenn der Standort aus planerischen Erwägungen der Bessere ist. Wesentliche Voraussetzung dafür
ist allerdings, dass zentralörtliche Einrichtungen am anderen Standort oder deren Verteilung auf mehre-
re Standorte die Funktionsfähigkeit des ausgewiesenen Zentralen Orts nicht beeinträchtigen.
Der zweite Absatz des Plansatzes hebt die Rolle der Zentralen Orte als Lenkungs- und Gestaltungsele-
ment der Siedlungsentwicklung hervor. Die Siedlungstätigkeit soll auf die Zentralen Orte konzentriert wer-
den, insbesondere durch verstärkte Ausweisung von Wohnbauflächen. Dies trägt nicht nur zur Auslastung
der zentralörtlichen Einrichtungen bei, sondern über deren Bündelungseffekt hinaus auch zu einer Dämp-
fung der Flächeninanspruchnahme (vgl. Plansatz 3.2.5).
Zu 2.5.4 
Das Bündelungsprinzip zentralörtlicher Einrichtungen an einem zentralen Standort soll vor allem deren
bestmögliche Inanspruchnahme durch die Bevölkerung des Verflechtungsbereichs fördern. Zentralörtli-
che Einrichtungen sollen in zumutbarer Entfernung vorgehalten werden und mit zumutbarem Zeit- und
Kostenaufwand sowie in angemessener Häufigkeit erreichbar sein. Hieraus resultiert eine besondere Auf-
gabe für den öffentlichen Nahverkehr.
Die Verknüpfung zwischen Verkehrsinfrastruktur und Verkehrsbedienung sowie der Wahrnehmung von
Versorgungsfunktionen durch Zentrale Orte in verkehrsgünstiger Lage zu den Wohnorten der Verflech-
tungsbereiche verdeutlicht die hohe Bedeutung des Zentrale-Orte-Konzepts für eine nachhaltige Raum-
entwicklung. Je näher die zentralörtlichen Einrichtungen durch Optimierung ihres Standorts zur Bevölke-
rung gelegen sind, desto wirksamer kann im Endeffekt auch der Verkehrsaufwand verringert werden. Dar-
aus kann gefolgert werden, dass das Zentrale-Orte-Konzept wesentlich zur Entwicklung und Gestaltung
verkehrsvermeidender und verkehrsreduzierender regionaler Siedlungsstrukturen und zur Umweltscho-
nung beiträgt (vgl. Plansatz 3.1.6).
Zu 2.5.5
Im Ländlichen Raum ist die zentralörtliche Gliederung auch heute noch am klarsten ausgeprägt. Die Aus-
weisung von Zentralen Orten ist für den Ländlichen Raum deshalb so bedeutungsvoll, weil die überörtli-
che Versorgung der dortigen Bevölkerung in der Regel nur durch Konzentration der Einrichtungen an zen-
tralen Standorten gesichert werden kann (vgl. Plansatz 2.4.1.1). Dabei handelt es sich grundsätzlich um
Einrichtungen, die mehr als die tägliche örtliche Versorgung übernehmen, einen größeren Benutzerkreis
voraussetzen und deshalb nicht in jeder Gemeinde vorgehalten werden können.
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Zentralörtliche Einrichtungen und Dienstleistungen erfordern aber gewisse Mindestgrößen, um leistungs-
fähig zu sein, ausgelastet zu werden sowie technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu genü-
gen. Erfahrungsgemäß erhöhen sich Wirtschaftlichkeit und Effizienz der einzelnen Einrichtungen dann,
wenn sie am gleichen Standort bei guter Erreichbarkeit und unter Berücksichtigung einer ausreichenden
Verkehrsanbindung mit anderen Einrichtungen gebündelt werden. Zur Gewährleistung einer größtmögli-
chen wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung im Ländlichen Raum ist - auch auf die Gefahr von Min-
derauslastungen - dennoch der Vorhaltung von Einrichtungen grundsätzlich der Vorrang vor Auslas-
tungserfordernissen einzuräumen. Gerade im Ländlichen Raum bestünde - insbesondere auf der Stufe
der überörtlichen Grundversorgung - ohne die Ausweisung Zentraler Orte die Gefahr, dass einige dieser
Einrichtungen nur noch in entfernteren Zentren höherer Stufe vorgehalten würden.
Der am zentralörtlichen System häufig geäußerten Kritik wegen etwaiger nachteiliger Auswirkungen auf
die Versorgungssituation in den Gemeinden des Ländlichen Raums, die keine zentralörtliche Bedeutung
haben, muss entgegengehalten werden, dass das zentralörtliche Prinzip gezielt auf die Konzentration und
Bündelung von Einrichtungen ausgelegt ist, weil zentralörtliche Einrichtungen eben gerade nicht in jedem
Ort vorgehalten werden können. Hierin sind weder Benachteiligungen noch Degradierungen von peripher
gelegenen Orten im Ländlichen Raum zu sehen, sondern häufig nur noch der letzte geeignete Ansatz für
die weitere Siedlungsentwicklung in der Fläche. Entscheidend ist, dass das zentralörtliche Konzentra-
tionsprinzip nicht als bürokratische Reglementierung, sondern als flexibles und praxisnahes Gestal-
tungsprinzip gehandhabt wird.
Zu 2.5.6
Das Komplementärelement zu den Zentralen Orten sind die Verflechtungsbereiche als räumlicher Aus-
druck von Ausstrahlung und Reichweite der zentralörtlichen Einrichtungen. Mit der Ausweisung eines Zen-
tralen Orts geht in der Regel die Abgrenzung des dazugehörigen Verflechtungsbereichs einher. Die Kon-
zentration der zentralörtlichen Versorgungseinrichtungen gewährleistet nicht nur deren Tragfähigkeit,
sondern dient gleichzeitig auch der flächendeckenden Sicherung angemessener Versorgungsmöglich-
keiten in einem zumutbaren Entfernungsbereich.
Die Abgrenzung der zentralörtlichen Verflechtungsbereiche basiert grundsätzlich auf einer Bestandsauf-
nahme der Ausstattung der Gemeinden mit zentralörtlichen Einrichtungen und deren Einzugsbereichen unter
Zugrundelegung der Erreichbarkeit in zumutbaren Entfernungen und der Tragfähigkeit in Form einer für die
Auslastung erforderlichen Mindesteinwohnerzahl. Die Zuordnung einer Gemeinde zu einem Verflech-
tungsbereich beruht in erster Linie auf ihrer vorherrschenden Orientierung. Überschneidungen der Ein-
zugsbereiche der einzelnen Versorgungseinrichtungen und Überlagerungen der darauf beruhenden 
Verflechtungsbeziehungen lassen sich dabei nicht vollständig vermeiden. Die äußere Umgrenzung eines
Verflechtungsbereichs entspricht eher einem „durchlässigen" Grenzsaum als einer stringenten Grenzlinie. 
Die Abgrenzung der zentralörtlichen Verflechtungsbereiche ist flächendeckend nach dem Prinzip der Ein-
räumigkeit angelegt. Die Bereiche - beginnend auf der Ebene der zentralörtlichen Grundversorgung - 
ordnen sich lückenlos und mosaikartig in die jeweils nächst höhere Bereichsstufe ein. Dies setzt voraus,
dass bei der zentralörtlichen Zuordnung einer Gemeinde bereits auf der Stufe der Grundversorgung de-
ren mittel- und oberzentrale Orientierung geprüft und berücksichtigt werden muss. Ambivalenzen einzel-
ner Gemeinden im Grenzbereich benachbarter Verflechtungsbereiche müssen in Kauf genommen wer-
den.
Aus planungspraktischen, verwaltungsorganisatorischen und statistischen Gründen und nicht zuletzt im
Vollzug der Ergebnisse der seinerzeitigen Verwaltungsgebietsreformen wurden die zentralörtlichen Ver-
flechtungsbereiche mit dem Ziel weitgehender Einräumigkeit auch mit den Verwaltungseinheiten abge-
stimmt. Auch hierbei kam es in Einzelfällen zu Bereichsüberlagerungen zwischen benachbarten Mittel-
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zentren, die zum Teil über Kreis- und Regionsgrenzen hinweg reichen. Auf besonders intensive partielle,
Verwaltungsgrenzen überschreitende zentralörtliche Verflechtungen wird im Anhang zu Kapitel 2.5 aus-
drücklich hingewiesen. 
In zwei Fällen werden die Mittelbereichsgrenzen auch weiterhin offen gehalten: 
– beim örtlichen Verwaltungsraum Neckargerach-Waldbrunn (Neckar-Odenwald-Kreis, Region Unterer
Neckar) zwischen den Mittelbereichen Mosbach und Eberbach (beide Region Unterer Neckar) wegen
der ausgeprägten Ambivalenz der Verflechtungen der einzelnen Gemeinden der Verwaltungsgemein-
schaft zwischen den beiden Mittelzentren sowie
– beim örtlichen Verwaltungsraum Schliengen/Bad Bellingen (Landkreis Lörrach, Region Hochrhein-
Bodensee) zwischen dem Mittelbereich Lörrach/Weil (Region Hochrhein-Bodensee) und dem Mittel-
bereich Müllheim (Region Südlicher Oberrhein) wegen der über die Kreis- und Regionsgrenze hinweg
bestehenden Verflechtungen der Verwaltungsgemeinschaft mit dem Mittelzentrum Müllheim.
Zentralörtliche Beziehungen reichen teilweise auch über die Landesgrenze hinweg. Im Landesentwick-
lungsplan werden in diesen Fällen dennoch keine grenzüberschreitenden Verflechtungsbereiche ausge-
wiesen, weil dem planungspraktische, hoheitsrechtliche und verwaltungsorganisatorische sowie statisti-
sche Hindernisse entgegenstehen. Deshalb wird nur eine pauschale Berücksichtigung grenzüberschrei-
tender Verflechtungen bei den verschiedenen Planungen und raumwirksamen Maßnahmen gefordert. Im
Verhältnis zu benachbarten Bundesländern kann sich dies insbesondere in grenzüberschreitend konzi-
pierten Planwerken (z.B. Raumordnungsplan Rhein-Neckar oder Regionalplan Donau-Iller) niederschla-
gen; auch auf derartige grenzüberschreitende zentralörtliche Verflechtungen wird im Anhang zu Kapitel
2.5 hingewiesen.
Etwas komplizierter ist die Feststellung grenzüberschreitender zentralörtlicher Verflechtungen gegenüber
dem benachbarten Ausland, weil häufig weder Umfang und Intensität der grenzüberschreitenden zen-
tralörtlichen Funktionsausübung noch die Reichweite der über die Staatsgrenze reichenden Verflechtun-
gen nach vergleichbaren Maßstäben hinreichend quantifiziert oder exakte Bereichsabgrenzungen vorge-
nommen werden können. Dennoch kommen grenzüberschreitende zentralörtliche Verflechtungen bei der
Formulierung grenzübergreifender Raumordnungskonzeptionen und Zielsetzungen (z.B. zum raumordne-
rischen Orientierungsrahmen für das Mandatsgebiet der Oberrheinkonferenz), in deren grenzüber-
schreitend fungierenden Gremien (z.B. Arbeitsgruppe „Raumordnung“) sowie bei der Umsetzung in 
zunehmendem Maß zum Tragen. Deshalb werden im Anhang zu Kapitel 2.5 bei den die Staatsgrenze 
unmittelbar berührenden zentralörtlichen Mittelbereichen im Zug des Oberrheingrabens und entlang des
Hochrheins pauschale Hinweise auf besonders enge grenzüberschreitende zentralörtliche Verflechtun-
gen gegeben.
Zu 2.5.7
Ziele zur Entwicklung der Zentralen Orte sollen dem Erhalt und dem Ausbau von tragfähigen Einrichtun-
gen der örtlichen Versorgung nicht entgegenstehen. Maßgeblich sind deren Auslastung trotz vorhande-
ner zentralörtlicher Einrichtungen sowie die Nichtbeeinträchtigung der Funktionen des ausgewiesenen
Zentralen Orts. Außer der wohnortnahen Versorgung der ortsansässigen Bevölkerung können Orte, die
nicht Zentrale Orte sind, beispielsweise spezifische Entwicklungsaufgaben im Tourismus oder bei der Ent-
wicklung des ortsansässigen Gewerbes wahrnehmen.
Zu 2.5.8 bis 2.5.11
Auf Grund ihrer quantitativ und qualitativ unterschiedlichen Versorgungsangebote und der damit verbun-
denen unterschiedlichen Reichweiten der Versorgungs- und Verflechtungsbeziehungen werden die Zen-
tralen Orte in Funktionsstufen gegliedert. 
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Der Landesentwicklungsplan legt die Stufen der Zentralen Orte fest und bestimmt die Aufgaben der 
Zentralen Orte der einzelnen Funktionsstufen. Hinsichtlich der Stufen der Zentralen Orte wird – wie im
Landesentwicklungsplan 1983 – eine vierstufige Gliederung in Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren zu
Grunde gelegt (vgl. Plansätze 2.5.8 bis 2.5.11). Oberzentren und Mittelzentren werden als höhere Zentrale
Orte im Landesentwicklungsplan ausgewiesen, Unterzentren und Kleinzentren werden als Zentrale Orte
der Grundversorgung in den Regionalplänen festgelegt. 
Den vier Stufen der Zentralen Orte stehen mit den Ober-, Mittel- und Nahbereichen drei Bereichsstufen
gegenüber. Oberbereiche werden nicht förmlich ausgewiesen (vgl. Plansatz 2.5.8), jedoch Mittelbereiche
als Verflechtungsbereiche der Mittelzentren (vgl. Plansatz 2.5.9). Gemäß Landesplanungsgesetz ist eine
verbindliche Ausweisung von Nahbereichen für Unterzentren und Kleinzentren in den Regionalplänen
nicht vorgesehen; Nahbereiche können jedoch für Analysezwecke herangezogen werden.
Zu 2.5.8
Oberzentren sind als Standorte großstädtischer Prägung mit einem Angebot an hoch qualifizierten und
spezialisierten Einrichtungen, Dienstleistungen und Arbeitsplätzen zur Deckung des höheren speziali-
sierten Bedarfs Schwerpunkte von regionaler, häufig auch überregionaler Bedeutung. Zu ihrer Ausstat-
tung gehören z.B. Fachschulen, Fachhochschulen, Hochschulen und Universitäten, zentrale Bibliotheken,
Theater, Konzerthäuser, Großraum- und Kongresshallen, Museen und Galerien, Sporthallen und Stadien,
Krankenhäuser der Zentral- und der Maximalversorgung, Niederlassungen von Kreditinstituten, Versi-
cherungen, Organisationen und Verbänden, umfassende Einkaufsmöglichkeiten in Spezial-Fachgeschäf-
ten und Großkaufhäusern, Haltepunkt des Eisenbahnfernverkehrs, internationaler Flughafen bzw. Ver-
kehrslandeplatz, Behörden und Gerichte. Die vorstehende Darstellung typischer oberzentraler Einrich-
tungen dient der beispielhaften Erläuterung der zentralörtlichen Funktionsstufe und stellt keinen ver-
bindlichen Ausstattungskatalog dar.
Die Oberzentren versorgen jeweils etwa das Gebiet einer Region mit hoch qualifizierten und spezialisier-
ten Leistungen; mit Ausnahme von Ostwürttemberg besitzt jede Region mindestens ein funktionsfähiges
Oberzentrum. Da zwischen den Oberzentren des Landes erhebliche Unterschiede in Größe und Aus-
strahlung bestehen, kommt es vielfach zu Überschneidungen ihrer Funktionsbereiche. Aus diesem Grund
wird auf die förmliche Abgrenzung von Oberbereichen verzichtet.
In verschiedenen Regionen ist die Versorgungsaufgabe durch relativ große Entfernungen des Oberzentrums
zu Teilen der Region erschwert. In diesen Regionen verfügen teilweise schon größere, überdurchschnittlich
ausgebaute Mittelzentren über einzelne oberzentrale Einrichtungen. Diese Ausstattung kann weiter ergänzt
werden, auch wenn ein voller Ausbau zum Oberzentrum nicht möglich ist. Auch kann statt einer Mehrfach-
ausstattung des Oberzentrums ein Mittelzentrum einzelne oberzentrale Funktionen übernehmen. 
In einzelnen Oberzentren können die oberzentralen Einrichtungen nicht in allen Fällen und in allen Be-
reichen dem Bedarf des Verflechtungsbereichs entsprechen; insoweit muss auch die Entwicklungspoli-
tik des Landes fördernd eingreifen. Dies gilt insbesondere für die neu ausgewiesenen und noch auszu-
bauenden Oberzentren Offenburg und Lörrach/Weil am Rhein, für das neue gemeinsame Oberzentrum
Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten und weiterhin auch für das noch zu stärkende Oberzentrum 
Villingen-Schwenningen.
Die Aufstufung der Stadt Offenburg zum Oberzentrum beruht auf ihrer wirtschaftlichen und kulturellen Be-
deutung für den nördlichen Teil der Region Südlicher Oberrhein sowie der regionalen Standortgunst für
die weitere Entwicklung im Oberrheingebiet. Außerdem kommt hierbei auch Offenburgs landespolitische
Rolle als Scharnier und Brückenkopf für die Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit
im Raum Ortenau/Europastadt Strasbourg zum Tragen (vgl. Plansatz 6.2.3.3).
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Die Aufstufung des Städtepaars Lörrach/Weil am Rhein zum Oberzentrum soll die durch die besondere
Grenzsituation bedingten Versorgungsdefizite im deutschen Teil des Dreiländerecks und entlang des
Hochrheins ausgleichen. Basel als zwar unbestrittenes, jedoch jenseits der Staatsgrenze gelegenes Ober-
zentrum kann für diese Räume oberzentrale Funktionen nur partiell wahrnehmen. 
Die Zusammenfassung des bisherigen Mittelzentrums Friedrichshafen mit dem Oberzentrum Ravens-
burg/Weingarten zu einem gemeinsamen Oberzentrum würdigt dessen hochrangige zentralörtliche Be-
deutung für den Bodenseeraum. Messestandort, Regionalflughafen und die in Friedrichshafen angesie-
delten Großbetriebe der Hochtechnologie dokumentieren eine funktionsspezifische Schwerpunktbildung,
die wichtige Ergänzungsfunktionen für das traditionelle Dienstleistungszentrum Ravensburg/Weingarten
mit Hochschulen, Behörden und mittelständischen Unternehmen hat. Das gemeinsame Oberzentrum
Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten bildet den mehrpoligen Kern des Verdichtungsraums am nörd-
lichen Bodenseeufer (vgl. Plansatz 2.2.1) und soll übergeordnete Raumfunktionen eines Städtenetzes (vgl.
Plansatz 6.1.5) bei der Regionalentwicklung wahrnehmen. Dies erfordert eine enge Abstimmung und 
Zusammenarbeit sowohl zwischen den drei Partnerstädten als auch mit benachbarten Gemeinden, vor 
allem zur Minderung von Konkurrenzsituationen.
Den im Regionalplan 2010 für die Region Ostwürttemberg dargelegten besonderen regionalen Verhält-
nissen bei der oberzentralen Versorgung trägt der Landesentwicklungsplan dadurch Rechnung, dass die
Mittelzentren der Region Aalen, Ellwangen, Heidenheim und Schwäbisch Gmünd gemeinsam die Aufga-
be der oberzentralen Bedarfsdeckung in Funktionsteilung wahrnehmen sollen.
Die Festlegung von oberzentralen Teil- und Spezialfunktionen für das Mittelzentrum  Baden-Baden wür-
digt den herausgehobenen Status der Stadt als Kur- und Touristikzentrum von Weltruf sowie als kulturel-
les Zentrum und Medienstandort von überregionaler Bedeutung. Die Wahrnehmung der oberzentralen
Teil- und Spezialfunktionen soll in enger Abstimmung mit dem Oberzentrum Karlsruhe und benachbarten
Mittelzentren erfolgen.
Weitere Ziele zu spezifischen oberzentralen Funktionen enthält das Kapitel 6.2 in Verbindung mit beson-
deren regionalen Entwicklungsaufgaben (vgl. Plansätze 6.2.2 bis 6.2.8).
Zu 2.5.9
Mittelzentren verkörpern jene Funktionsstufe, die durch ein breites Spektrum von höherwertigen Einrich-
tungen im Bereich öffentlicher und privater Dienstleistungen einschließlich übergemeindlich fungierender
Verwaltungsbehörden sowie durch ein reichhaltiges Arbeitsplatzangebot gekennzeichnet ist. Zu ihrer Aus-
stattung gehören z.B. mehrzügig geführte weiterführende allgemein bildende (Realschule, Gymnasium)
und berufsbildende Schulen, Fachschulen, Einrichtungen der Erwachsenenbildung (Volkshochschule)
und der Jugendarbeit, größere Bibliothek, Altenheim, ein Spektrum an Fachärzten, Krankenhaus der 
Regional- und der Zentralversorgung, Sport- und Großveranstaltungshalle, Stadion, mehrere Kreditinsti-
tute, Geschäftsstellen von Versicherungen, Handels- und Wirtschaftsorganisationen, vielseitige Einkaufs-
möglichkeiten des gehobenen Bedarfs und Kaufhäuser, freie Berufe und Dienstleistungen mit differen-
ziertem Angebot, Behörden und Gerichte. Die vorstehende Darstellung typischer mittelzentraler Einrich-
tungen dient der beispielhaften Erläuterung der zentralörtlichen Funktionsstufe und stellt keinen ver-
bindlichen Ausstattungskatalog dar.
Mittelzentren übernehmen die Bedarfsdeckung der gehobenen spezialisierten zentralörtlichen Versor-
gung und sind maßgebliche Kristallisationspunkte für wesentliche überörtliche Lebensbeziehungen der
Bevölkerung innerhalb ihrer Verflechtungsbereiche. Je nach den siedlungsstrukturellen Gegebenheiten
differieren die Mittelzentren nach Einwohnergröße und Ausstattung.
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Auch im Ländlichen Raum haben größere Mittelzentren vielfach eine spezialisierte Infrastrukturausstat-
tung und einen differenzierten Arbeitsmarkt, von denen Impulse für die weitere Entwicklung ihrer Ver-
flechtungsbereiche ausgehen.
Als Mindestgröße für die Tragfähigkeit eines Mittelbereichs im Ländlichen Raum werden 35.000 Einwoh-
ner als Orientierungswert beibehalten. In den Verdichtungsräumen und den Randzonen um die Verdich-
tungsräume wird dieser Schwellenwert in der Regel deutlich überschritten. Nur in wenigen Mittelberei-
chen in dünner besiedelten Teilen des Ländlichen Raums müssen unterhalb dieser Schwelle liegende
Einwohnerzahlen in Kauf genommen werden, um eine mittelzentrale Versorgung in zumutbarer Entfernung
nicht zu gefährden.
Infolge der fortgeschrittenen Siedlungsverdichtung haben sich bei zahlreichen Mittelzentren in Verdich-
tungsräumen die Verflechtungsstrukturen durch neu entstandene Versorgungsstandorte mit einzelnen
mittelzentralen Einrichtungen teilweise verwischt und die einst klar gegliederten Verflechtungsbereiche
überlagert. Die einzelnen Zentren und Versorgungsstandorte sind zunehmend durch funktionsteilige Ver-
flechtungen gekennzeichnet, wobei die mittelzentrale Versorgung nicht mehr ausschließlich durch Mittel-
zentren wahrgenommen wird. Sie kann partiell auch  von unmittelbar benachbarten Standorten über-
nommen werden, wenn die Bündelung der Einrichtungen in günstiger Lage gewährleistet ist und die Funk-
tionsfähigkeit des Mittelzentrums und die mittelzentrale Versorgung insgesamt nicht gefährdet werden.
Auch hier gilt der Grundsatz einer flexiblen Handhabung des zentralörtlichen Systems, das zwar Zentra-
le Orte als die am besten geeigneten Standorte präferiert, diesen aber kein Monopol bei Standortent-
scheidungen für zentralörtliche Einrichtungen einräumt.
Eine ausreichende Verkehrsinfrastruktur und -bedienung sind entscheidende Grundlagen einer funktio-
nierenden zentralörtlichen Versorgung und einer intakten regionalen Siedlungsstruktur (vgl. Plansatz
2.5.4). Sie sind nicht nur wesentliche Voraussetzungen für eine gute Erreichbarkeit der Zentralen Orte für
die Bevölkerung aus den Verflechtungsbereichen, sondern Grundvoraussetzung für Kontakte und Aufga-
benteilungen zwischen den Zentren. Darüber hinaus trägt eine gesicherte verkehrliche Anbindung der
Zentralen Orte untereinander zur Intensivierung des Leistungsaustauschs bei und vermittelt zugleich Ent-
wicklungsimpulse (vgl. Plansatz 2.6.3). Angesichts ihrer breit gefächerten Zentralitätsfunktionen der ge-
hobenen Bedarfsdeckung kommt vor allem den Mittelzentren hinsichtlich ihrer Ausgestaltung als 
Verkehrsknoten im öffentlichen Personennahverkehr sowie als Ziel- und Verknüpfungspunkt unter-
schiedlicher Verkehrsarten ein besonderer Stellenwert zu. Insbesondere im Ländlichen Raum soll eine
gute Verkehrsanbindung zur Stabilisierung der dortigen Versorgungsfunktionen und damit auch zur 
Sicherung und Förderung gleichwertiger Lebensbedingungen beitragen (vgl. Plansatz 2.5.5).
Korrespondierend mit der vorausgegangenen Funktionsbeschreibung der Mittelzentren wird im Plansatz
die besondere Bedeutung der zentralörtlichen Mittelbereiche herausgestrichen, die auf die günstige Kom-
bination aus Erreichbarkeit und Leistungsfähigkeit zurückzuführen ist. Auf Grund intensiver sozio-öko-
nomischer Verflechtungen stellen die Mittelbereiche wichtige Bezugsräume der Bevölkerung dar, in de-
nen sich ein Großteil der überörtlichen Lebensbeziehungen in den Funktionsfeldern Versorgung, Arbeit
und Bildung abspielt. Damit verbindet sich für den Mittelbereich zugleich eine wichtige Rolle als Raumein-
heit ausgeprägter Arbeits- und Pendlerbeziehungen sowie intensiver wirtschaftlicher und verkehrlicher
Verflechtungen mit der Maßgabe der Abstimmung einer derartigen Funktionenvielfalt. Im Zug solcher Ab-
stimmungsprozesse werden die Mittelbereiche als prädestinierte Bezugsräume für die Siedlungsent-
wicklung bestätigt.
Der letzte Absatz dieses Plansatzes stellt die Verbindung zur namentlichen Ausweisung der Mittelzentren
und Mittelbereiche im Anhang des Landesentwicklungsplans her. Das Netz der Mittelzentren wurde den
durch Siedlungswachstum und räumlichen Strukturwandel veränderten Gegebenheiten angepasst, so-
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weit dies aus Sicht des landesweit zu betrachtenden mittelzentralen Netzgefüges vertretbar war. Ge-
genüber dem Landesentwicklungsplan 1983 neu sind die Mittelzentren Achern, Bad Krozingen/Staufen
im Breisgau, Bad Waldsee, Bad Wildbad, Blaubeuren/Laichingen, Breisach am Rhein, Metzingen, Neck-
arsulm, Pfullendorf, Rheinfelden (Baden), Rottenburg am Neckar und Stockach sowie das Doppelzentrum
Wiesloch/Walldorf in Folge der Anbindung von Walldorf.
Die durch Aufstufungen neu abgegrenzten Mittelbereiche sind im Anhang zu Kapitel 2.5 und in Karte 2
Zentrale Orte und Verflechtungsbereiche dargestellt.
Zu 2.5.10
Unterzentren dienen der zentralörtlichen Grundversorgung zur Deckung des qualifizierten, häufig wie-
derkehrenden überörtlichen Grundbedarfs. Sie müssen eine gewisse Vielfalt in der Ausstattung mit
überörtlichen Einrichtungen und im Angebot von Dienstleistungen und Arbeitsplätzen aufweisen. Zur Aus-
stattung eines Unterzentrums gehören z.B. weiterführende allgemein bildende Schulen (Realschule, Gym-
nasium), Einrichtungen der Jugend- und Erwachsenenbildung, mehrere praktische Ärzte sowie Fachärz-
te und Zahnärzte, Krankenhaus der Ergänzungs- und der Grundversorgung, Sportplatz mit Leichtathle-
tikanlagen, Sport- und Festhalle, mehrere Kreditinstitute, Dienstleistungsbetriebe, Fachgeschäfte guter
Auswahlmöglichkeit. Die vorstehende Darstellung typischer unterzentraler Einrichtungen dient der bei-
spielhaften Erläuterung der zentralörtlichen Funktionsstufe und stellt keinen verbindlichen Ausstattungs-
katalog dar.
Von den Kleinzentren unterscheiden sie sich vor allem durch die qualifiziertere Ausstattung in der Grund-
versorgung und durch die damit verbundenen Ergänzungsfunktionen in Teilbereichen der mittelzentralen
Versorgung. Hieraus resultiert ein über die übliche Grundversorgung hinausreichender Verflechtungsbe-
reich, der häufig auch noch benachbarte Kleinzentren umfasst. Im Ländlichen Raum ist deshalb regel-
mäßig eine Einwohnerzahl von mehr als 10.000 Einwohnern im Verflechtungsbereich erforderlich, um die
Tragfähigkeit für die Ausstattung eines Unterzentrums zu gewährleisten. In Verdichtungsräumen muss die
Einwohnerzahl entsprechend höher liegen.
Zu 2.5.11
Kleinzentren sind Standorte von Einrichtungen zur Deckung des häufig wiederkehrenden überörtlichen
Bedarfs der zentralörtlichen Grundversorgung. Zu ihrer Ausstattung gehören z.B. Grund- und Haupt-
schule, Einrichtungen der Jugend- und Erwachsenenbildung, Bücherei, Sportplatz und Sporthalle, Ärzte
und Apotheke, Kreditinstitut bzw. -filialen, handwerkliche Dienstleistungsbetriebe, Einzelhandelsgeschäf-
te, Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr, ausreichendes Angebot an Arbeitsplätzen. Es handelt sich
grundsätzlich um Einrichtungen, die mehr als die tägliche örtliche Versorgung übernehmen, einen größe-
ren Benutzerkreis voraussetzen und deshalb nicht in jeder Gemeinde vorgehalten werden können. Die
vorstehende Darstellung typischer kleinzentraler Einrichtungen dient der beispielhaften Erläuterung der
zentralörtlichen Funktionsstufe und stellt keinen verbindlichen Ausstattungskatalog dar. 
Während die zentralörtliche Versorgung in den Verdichtungsräumen im Allgemeinen als gesichert anzu-
sehen ist, ist die Ausweisung von Kleinzentren besonders für den Ländlichen Raum von erheblicher Be-
deutung. Dort kann die überörtliche Versorgung in der Regel nur durch eine Konzentration der Einrich-
tungen in einem zentralen Standort gesichert werden. Im Interesse der Gewährleistung einer ausrei-
chenden zentralörtlichen Versorgung der Bevölkerung sollten im Ländlichen Raum selbst Minderausla-
stungen der Einrichtungen in Kauf genommen werden.
Die erforderliche Bevölkerungszahl im Verflechtungsbereich kann je nach den siedlungsstrukturellen Ge-
gebenheiten erheblich schwanken. Im Regelfall sollen die Verflechtungsbereiche von Kleinzentren im
Ländlichen Raum mehr als 8.000 Einwohner haben. Diese Größe kann in Ausnahmefällen bis zu einer
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Schwelle von 5.000 Einwohnern unterschritten werden, wenn der nächste Zentrale Ort unzumutbar ent-
fernt ist. In besonders dünn besiedelten Gebieten, z.B. in Mittelbereichen mit einer geringeren Bevölke-
rungsdichte als die Hälfte des Landesdurchschnitts, kann die Mindesteinwohnerzahl für einen Verflech-
tungsbereich bis auf 3.500 Einwohner sinken. Diese Staffelung der Orientierungswerte für Tragfähig-
keitsschwellen stellt keine Zielvorgabe dar, sondern verdeutlicht, wie den strukturräumlich bedingten Un-
terschieden zwischen Kleinzentren Rechnung getragen werden kann. 
Infolge hoher Siedlungsverdichtung, großer Angebotspalette auf engstem Raum und guter Auslastung ist
die zentralörtliche Versorgung in den Verdichtungsräumen im Allgemeinen gesichert. Zentralörtliche
Funktionen haben sich vielfach überlagert und zu Mehrfachorientierungen im Versorgungsverhalten der
Bevölkerung geführt. Da hier beim häufig wiederkehrenden Bedarf der Grundversorgung eine zentralört-
liche Bereichsgliederung auf Grund der zunehmenden Vernetzung benachbarter Versorgungsstandorte
kaum noch erkennbar ist, kann auf die Ausweisung von Kleinzentren in Verdichtungsräumen verzichtet
werden, wenn die Deckung des häufig wiederkehrenden überörtlichen Bedarfs ausreichend sichergestellt
ist. Absatz 2 des Plansatzes räumt damit – wie im Landesentwicklungsplan 1983 (Plansatz 1.5.44) - der Re-
gionalplanung einen Ermessensspielraum für die Ausweisung von Kleinzentren in Verdichtungsräumen ein. 
Im Interesse einer geordneten Siedlungsentwicklung ist ein Ausbau von Versorgungsstandorten dennoch
nach besonderen Grundsätzen angezeigt. Versorgungseinrichtungen, die über die übliche Grundversor-
gung hinausgehen, aber noch unterhalb der Stufe des Mittelzentrums liegen, sollen in günstiger Lage ge-
bündelt werden. In Verdichtungsräumen ist demgemäß auch ohne verbindliche zentralörtliche Festlegung
eine Bündelung der Einrichtungen anzustreben. Dabei sind vor allem solche Standorte zu wählen, die den




Nach § 3 Abs. 2 des Landesplanungsgesetzes sind im Landesentwicklungsplan Entwicklungsachsen aus-
zuweisen. In engem funktionalem Zusammenhang mit den in den vorhergehenden Kapiteln behandelten
flächen- und punktförmigen raumordnerischen Instrumenten der Raumkategorien und Zentralen Orte stel-
len die Entwicklungsachsen das linear angelegte Instrumentarium für die Ordnung und Entwicklung des
Landes und seiner Teilräume dar. Sie dienen der Bündelung der Bandinfrastruktur und unterstützen die
dezentrale Konzentration der Siedlungsentwicklung, tragen also zu der im Leitbild postulierten Raument-
wicklung bei. Angesichts der noch intensiver gewordenen großräumigen Verflechtungen innerhalb des
Landes und innerhalb Europas legt der Landesentwicklungsplan einen starken Akzent auf die Funktion
der Entwicklungsachsen als Infrastrukturleitlinien in Gestalt eines landesweiten grobmaschigen Netzes.
Die gleichwertige Entwicklung in allen Landesteilen wird dadurch unterstützt.
Zu 2.6.2
Die in diesem Plan textlich und zeichnerisch ausgewiesenen Landesentwicklungsachsen sind in ihrem
Verlauf schematisch dargestellt und orientieren sich in erster Linie an der räumlichen Lage von Zentra-
len Orten höherer Stufe. In den Regionalplänen werden die Landesentwicklungsachsen räumlich und
sachlich konkretisiert. Gegenüber dem Landesentwicklungsplan 1983 wurde die Zahl der zusätzlich aus-
gewiesenen Achsen in Anpassung an veränderte räumliche und planerische Gegebenheiten auf Einzel-
fälle beschränkt. Damit erscheint die Tragfähigkeit der Infrastrukturen gewährleistet.
Der Landesentwicklungsplan unterscheidet ausdrücklich zwischen Landesentwicklungsachsen und den
in Regionalplänen zusätzlich ausgewiesenen regionalen Entwicklungsachsen und legt deren unter-
LEP 2002 Begründung (Raumstruktur)
B30
schiedliche Funktionen fest. Funktional steht bei den regionalen Entwicklungsachsen die Siedlungsent-
wicklung in engem Bezug zu leistungsfähigen Massenverkehrsmitteln. Die Konzentration der Sied-
lungstätigkeit und ihre Zuordnung zu den Haltestellen des Öffentlichen Personennahverkehrs und wich-
tigen sonstigen Infrastruktureinrichtungen dient der Minderung der Flächeninanspruchnahme für Sied-
lungstätigkeit, der Minimierung von Individualfahrten durch Verlagerung auf öffentliche Verkehre sowie
der Sicherstellung kurzer Wege für Versorgung und Freizeitaktivitäten. Diese Notwendigkeit ist insbeson-
dere in den Verdichtungsräumen und ihren Randzonen gegeben, so dass vor allem hier mit den regiona-
len Entwicklungsachsen als sog. "Siedlungs- und Nahverkehrsachsen" durch die Regionalplanung ein
Leitbild der nachhaltigen Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung vorgegeben und gekennzeichnet 
werden kann. Regionale Entwicklungsachsen können dabei räumlich mit Abschnitten von Landesent-
wicklungsachsen zusammenfallen und in Anlehnung an das Schienennahverkehrsnetz im Raum enden.
Zu 2.6.3
Die Landesentwicklungsachsen orientieren sich schwerpunktmäßig an den „Bandinfrastrukturen“, deren
wichtigste Bestandteile vielfach gebündelte, leistungsfähige Straßen- und Schienenwege sind. Die Aus-
gestaltung der Landesentwicklungsachsen soll deshalb so erfolgen, dass der erforderliche Leistungs-
austausch über weite Entfernungen gesichert bleibt oder erreicht wird. Raumordnerische Kriterien für die
Ausweisung der Landesentwicklungsachsen sind eine angemessene Einbindung in transeuropäische
Netze und die Vernetzung der wirtschaftlichen Schwerpunkte im Land unter Einbeziehung des Ländlichen
Raums und der großen Erholungsräume bei Wahrung einer für großräumige Verbindungen angemesse-
nen Maschenweite des Netzes. Dem Bündelungseffekt kommt aus wirtschaftlichen und ökologischen
Gründen Bedeutung zu. Die Ausweisung einer Verbindung als Landesentwicklungsachse macht keine
Aussage über die Ausbaunotwendigkeit der Verkehrswege. Aus- und Neubau von Straßen und Schie-
nenwegen werden in erster Linie an Kriterien wie Verkehrsbelastung und -erwartung, baulicher Zustand
und Kosten ausgerichtet und z.B. im Bundesverkehrswegeplan oder Generalverkehrsplan des Landes
festgelegt.
Zu 2.6.4
Die Zielsetzungen für Entwicklungsachsen werden insbesondere im Hinblick auf die unterschiedliche
Siedlungsentwicklung im Bereich der Entwicklungsachsen und in den Achsenzwischenräumen konkreti-
siert und vor dem Hintergrund der differenzierten Gegebenheiten und Erfordernisse in den Raumkatego-
rien gesehen. Detailliertere Festlegungen enthalten die Plansätze in den Kapiteln 2.1 - 2.4 Raumkatego-
rien.
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3. Siedlungsentwicklung und Flächenvorsorge
3.1 Siedlungsentwicklung
Zu 3.1.1
Die Erhaltung und Festigung der dezentralen Siedlungsstruktur ist ein grundlegendes Ziel der Landes-
entwicklungspolitik. Nur auf diesem Weg sind wesentliche Teile des Leitbilds zur räumlichen Entwicklung
des Landes umsetzbar (vgl. Kapitel 1). Die räumliche Verteilung der großen Zentren und die günstige Ent-
wicklung der mittleren und kleinen Industrie- und Dienstleistungszentren haben in der Vergangenheit ge-
zeigt, dass diese "dezentrale Konzentration" in hohem Maß den Vorstellungen und Erfordernissen der Be-
völkerung und der Wirtschaft, gleichzeitig aber auch denen einer ausgeglichenen und effektiven Raum-
entwicklung entspricht. Mit dem System der Zentralen Orte wird die abgestufte Schwerpunktsetzung au-
genfällig unterstützt; an ihm und am Netz der Entwicklungsachsen orientiert sich die von der Regional-
planung durch Festlegung von Siedlungsbereichen sowie Schwerpunkten für Industrie, Gewerbe und
Dienstleistungseinrichtungen auszuformende schwerpunktmäßige Siedlungsentwicklung. Demgemäß gibt
es keine einseitige Unterstützung der Verdichtungsräume; vielmehr ist die dezentrale Siedlungsstruktur
geeignet, Entlastungsstandorte zu fördern. Im Ländlichen Raum, insbesondere in seinen dünner besie-
delten Teilen, hilft eine ausgeglichene Raum- und Siedlungsstruktur bei der Stärkung der regionalen Ei-
genkräfte, indem durch Bündelung von Angeboten und Infrastrukturen mindestens eine angemessene
Grundausstattung gewährleistet werden kann.
Zu 3.1.2
Die weitere Siedlungstätigkeit soll sich in Umfang und Standortwahl in die vorhandene dezentrale Sied-
lungsstruktur einfügen. Es soll eine Schwerpunktsetzung erfolgen, deren Instrumente im Landespla-
nungsgesetz festgelegt sind; hierzu zählen insbesondere die Ausweisung von Siedlungsbereichen als Be-
reichen für verstärkte Siedlungsentwicklung (§ 8 Abs. 2 Nr. 3) und Schwerpunkten für Industrie, Gewer-
be und Dienstleistungseinrichtungen (Abs. 2 Nr. 7). Für die Region Stuttgart bietet § 8 Abs. 3 das ent-
sprechende, aber detailliertere Instrumentarium.
Zu 3.1.3
Siedlungsbereiche sind Gemeinden oder Gemeindeteile, in denen eine verstärkte, über die Eigenent-
wicklung hinausgehende Siedlungstätigkeit stattfinden soll. Welche Gemeinden die dafür notwendigen
Wanderungsgewinne aufnehmen sollen oder für größere Gewerbeansiedlungen in Betracht kommen, er-
gibt sich aus der regionalen Siedlungskonzeption des Regionalplans. Wo es aus regionaler Sicht keiner
Vorgaben für die Siedlungstätigkeit bedarf, obliegt deren Steuerung ausschließlich der örtlichen Bauleit-
planung.
Ebenso ist die innergemeindliche Verteilung von Bauflächen grundsätzlich Aufgabe der Bauleitplanung.
Wo dies allerdings von überörtlicher Bedeutung für die Ordnung und Entwicklung der Siedlungs- und
Freiraumstruktur der Region ist, darf die Regionalplanung den Gemeindeteil bestimmen, der die Funkti-
on des Siedlungsbereichs wahrnehmen soll. Nach § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuchs muss sich die Bau-
leitplanung entsprechenden Zielen der Raumordnung im Regionalplan anpassen.
Siedlungsbereiche kennzeichnen auch bevorzugte Standorte für Bauflächen, wo in besonderen Fällen die
Eigenentwicklung einer Gemeinde, die aus mehreren Teilorten besteht, konzentriert werden soll.
Zu 3.1.4
Nach § 8 Abs. 3 des Landesplanungsgesetzes ist der Verband Region Stuttgart verpflichtet, im Regional-
plan regionalbedeutsame Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen und
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des Wohnungsbaus sowie Standorte für regionalbedeutsame Infrastrukturvorhaben auszuweisen, und
zwar gebietsscharf. Diese Verpflichtung besteht in den anderen Regionen nicht, wohl aber die Möglich-
keit, insbesondere wenn die gebietsscharfe Festlegung mit regionalen Erfordernissen begründet werden
kann.
Zu 3.1.5
Den sich für die Eigenentwicklung ergebenden Bedarf kann jede Gemeinde nach der Erforderlichkeit und
den voraussehbaren Bedürfnissen (§ 1 Abs. 3 und § 5 Abs. 1 des Baugesetzbuchs) geltend machen. Der
Bedarf wird durch zahlenmäßige Vorgaben der Landes- und Regionalplanung nicht beschränkt. Der Rah-
men der Eigenentwicklung soll es den Gemeinden ermöglichen, ihre gewachsene Struktur zu erhalten
und organisch weiterzuentwickeln. Dabei soll der natürlichen Entwicklung der Bevölkerung und dem in-
neren Bedarf Rechnung getragen werden, der sich insbesondere durch Verbesserungen der Wohn- und
Wohnumfeldverhältnisse, die Erweiterung ortsansässiger Betriebe und die Weiterentwicklung der techni-
schen und sozialen Infrastruktur ergeben kann. Auch der örtliche Bedarf, der sich aus der Aufnahme von
Spätaussiedlern ergibt, soll nach dem Willen des Landtags Berücksichtigung finden. Ein darüber hin-
ausgehender Bedarf für Wanderungsgewinne und für größere Gewerbeansiedlungen kann im Rahmen der
Eigenentwicklung jedoch nicht in Ansatz gebracht werden. Die Festlegung von Gemeinden, denen nur die
Eigenentwicklung zugestanden wird, erfolgt durch die Regionalplanung und erfordert den Nachweis be-
sonderer Gründe, insbesondere aus Rücksicht auf Naturgüter (vgl. § 8 Abs. 2 Nr. 4 des Landespla-
nungsgesetzes).
Zu 3.1.6
Die weitere Siedlungsentwicklung soll am Prinzip der kurzen Wege ausgerichtet werden. Soweit nicht Im-
missionsschutzbelange entgegenstehen, soll durch eine gezielte Ansiedlung von Gewerbe in der Nähe
von Wohngebieten, die Kopplung von Wohn- und Arbeitsstätten sowie die Ausstattung der Gewerbege-
biete mit bürgernaher Infrastruktur sowohl im Bestand als auch bei Neubaugebieten eine einseitige Aus-
richtung von Gemeinden und Gemeindeteilen auf Wohnen bzw. Gewerbe und Dienstleistungen vermieden
und eine kleinräumige Durchmischung der verschiedenen Raumnutzungen angestrebt werden. Auf diese
Weise sollen die Wege zwischen den Orten der täglichen Daseinsvorsorge minimiert, das Verkehrsauf-
kommen und die Umweltbelastung niedrig gehalten und damit insbesondere für Familien und ältere Men-
schen vielseitige Erleichterungen erreicht werden. Die Vernetzung von Wohnen und Arbeiten ist dabei we-
gen ihrer räumlichen und fachübergreifenden Wirkungen nicht nur von örtlicher Bedeutung. Vielfach er-
fordern planerische Überlegungen sowie Gesichtspunkte der verkehrlichen Entlastung und des Umwelt-
schutzes eine überörtliche Abstimmung.
Zu 3.1.7
Bei kaum einer anderen Ressource ist so offensichtlich wie beim Boden, dass eine ständig wachsende
Inanspruchnahme auf Dauer nicht möglich und damit nicht nachhaltig ist. In mehreren Gesetzen wurde
deshalb die Notwendigkeit verankert, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen, so z.B.
in den §§ 1 und 2 des Raumordnungsgesetzes (Leitvorstellung einer nachhaltigen Raumentwicklung,
Grundsätze der Raumordnung) und in § 1a Abs. 1 des Baugesetzbuchs. Dazu sieht der Landesentwick-
lungsplan die vorrangige Nutzung von Baulücken und Baulandreserven, Brach-, Konversions- und Altlas-
tenflächen vor. Notwendig ist es darüber hinaus, bei der Planung von neuen Wohn- und Gewerbegebie-
ten auf eine Flächen sparende Bauweise zu achten. Ebenso notwendig und zielführend ist auch, bei nicht
genutzten Flächen mit undurchlässiger (versiegelter) Oberfläche, diese zu entsiegeln, um damit Bewuchs
und Bodenbildung zu ermöglichen und den Wasserkreislauf zu fördern.
Bei der Ausweisung von Flächen für Wohnungsbau und Gewerbeansiedlung soll künftig auch den Ge-
sichtspunkten eines rationellen, sparsamen Energieeinsatzes mehr Beachtung geschenkt werden. Bau-
rechtliche und bautechnische Aspekte der Einsparung von Heizenergie müssen daher künftig mehr
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Berücksichtigung finden. Hinsichtlich Lage, Ausrichtung und Gestaltung baulicher Anlagen ist auf ener-
getisch günstige Lösungen hinzuwirken. Die Möglichkeiten effizienter Energieerzeugungs- und Wärme-
versorgungssysteme wie z. B. von Blockheizkraftwerken sind zu nutzen.
Zu 3.1.8
Die interkommunale Abstimmung ist insbesondere in den zunehmend komplexer werdenden Stadt-Um-
land-Bereichen von hoher Bedeutung. Hier ist die koordinierte Festlegung von Wohngebieten und Ar-
beitsplätzen regelmäßig durch eine überfachliche, integrierende Einbeziehung der technischen und so-
zialen Infrastruktur und der Freiraumentwicklung zu ergänzen.
Zu 3.1.9
Die Zielsetzung dieses Plansatzes dient in hohem Maß der Umsetzung des Nachhaltigkeitsprinzips. Der
Grundsatz Ausbau vor Neubau gilt sinngemäß auch für die Siedlungsentwicklung; die weitere
Flächeninanspruchnahme für Wohnungsbau, Gewerbe, Dienstleistungen und Infrastruktur muss möglichst
gering gehalten werden. Industrielle Brachflächen, stillgelegte Bahnanlagen, aufgegebene Militärflächen,
durch Altlasten belastete Areale sowie nur extensiv und unterwertig genutzte Grundstücke sind daher
nach Möglichkeit neuen, effizienteren Nutzungen zuzuführen. Durch Flächenrecycling und optimierte
Flächenausnutzung wird die Notwendigkeit der Ausweisung von neuen Bauflächen reduziert. Der Anteil
nicht oder suboptimal genutzter Flächen im Bestand ist vielfach sehr hoch. Neben einer Schonung wert-
voller Flächen außerhalb der Bebauung wird durch Ausbau vor Neubau eine bessere Ausnutzung vor-
handener Infrastruktur mit entsprechenden Kosteneinsparungen erreicht.
Zu 3.1.10
Zum Schutz von Personen, Gütern, Betriebsstätten und Infrastruktureinrichtungen soll in Überschwem-
mungsbereichen keine Siedlungsentwicklung stattfinden. In bereits besiedelten Gebieten soll Vorsorge
getroffen werden. Dies betrifft sowohl eine hochwasser- und risikobewusste Bauweise und Nutzung als
auch die Vorsorge in Form von Warn-, Einsatz- und Alarmplänen. Auf die latente Gefährdung z.B. hinter
Deichen und unterhalb von Staumauern wird hingewiesen. (Vgl. Plansätze 4.3.6 und 4.3.7 und Begrün-
dungen dazu.)
3.2 Städtebau, Wohnungsbau
Zu 3.2.1 bis 3.2.3 
Die städtebauliche Erneuerung und Entwicklung soll an den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemein-
den ausgerichtet werden, zur Erfüllung übergemeindlicher Aufgaben beitragen und die Funktionsfähig-
keit der Zentralen Orte stärken. Das Baugesetzbuch verlangt dabei für die Inanspruchnahme neuer Bau-
flächen den Nachweis des Bedarfs. Diese Beschränkung soll überdimensionierte Siedlungserweiterun-
gen verhindern und allen Gemeinden eine organische Entwicklung ermöglichen. Darüber hinaus soll sie
die raumordnerische Zielsetzung unterstützen, die Siedlungs- und Raumentwicklung stärker am Netz der
Zentralen Orte auszurichten und auf Siedlungsbereiche und -schwerpunkte zu konzentrieren. Ein weite-
res Ziel ist die Schaffung lebenswerter städtischer Räume durch Modernisierung, Bestandspflege, Revi-
talisierung, Flächenrecycling und gegebenenfalls Nachverdichtung.
Im Vordergrund stehen die Sicherung und Verbesserung der Wohnqualität vorhandener Wohngebiete, die
Stärkung der Funktionsfähigkeit, Urbanität und Wohnfunktion der Stadtzentren und Ortskerne sowie die
Anpassung der Standortbedingungen an die Bedürfnisse der Wirtschaft. Dabei soll zur Vermeidung ein-
seitig strukturierter Gebiete auf eine stärkere Durchmischung hingewirkt werden.
Neue Anforderungen an die städtischen Nutzungsmuster, die Siedlungskonzeption und die Grundrissge-
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staltung ergeben sich in der Hauptsache aus veränderten Familienstrukturen, dem Anwachsen der älte-
ren Bevölkerungsgruppen, der Verkleinerung, aber zahlenmäßigen Zunahme der Haushalte, der ver-
mehrten Berufstätigkeit von Frauen und der verstärkten Integration von Migranten. Das Wohnumfeld be-
darf besonderer Beachtung in Bezug auf Sicherheits-, Aufenthalts- und Umweltqualitäten, da es einen
wichtigen Teil des Aktionsraums vor allem für Kinder, Frauen und ältere Menschen darstellt. Maßnahmen
sollten unter Berücksichtigung von Beteiligungsmodellen zusammen mit den Betroffenen entwickelt wer-
den. Besondere Bedeutung für die städtebauliche Entwicklung misst die Landesregierung auch der bau-
lichen Sanierung, der Ortsbildpflege, dem Denkmalschutz und den Belangen des Natur- und Land-
schaftsschutzes bei.
Zu 3.2.4
Trotz des prognostizierten Rückgangs der Bevölkerungszahl werden für den Wohnungsbau, für neue Ar-
beitsplätze und für die technische und soziale Infrastruktur auch in Zukunft Flächen benötigt. Insbeson-
dere in den Verdichtungsräumen und ihren Randzonen sowie in den größeren Städten und ihren Um-
landgemeinden wird nach wie vor ein starker Siedlungsdruck zu verzeichnen sein. Steuernde Maßnah-
men zur Dämpfung der Inanspruchnahme des Freiraums sind deshalb zur Erhaltung landwirtschaftlich
gut nutzbarer Böden sowie ökologisch, klimatisch und für die Naherholung wertvoller Flächen unerläss-
lich. Diese Zielsetzungen sollen gleichzeitig zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes beitragen.
Flächen sparendes Bauen bedeutet nicht notwendigerweise eine Hochhaus- oder Blockbebauung. An-
gestrebt werden vielmehr Flächen sparende, attraktive Wohnformen, die sich in das Stadtbild einfügen
und gleichzeitig den verbreiteten Wunsch nach Wohnen im Eigenheim erfüllen. Auf diesem Aktionsfeld
sollte die Regionalplanung ihre Beratungsfunktion noch weiter verstärken.
Zu 3.2.5
Durch eine stärkere Berücksichtigung der wechselseitigen Beeinflussung von Siedlungsentwicklung und
Verkehr soll im Sinn der nachhaltigen Planung angestrebt werden, den Zuwachs an Individualverkehr
möglichst gering zu halten. Es ist deshalb notwendig, dass neue Baugebiete von vornherein so konzipiert
werden, dass sie durch öffentliche Verkehre gut erschlossen und angebunden werden können. Insbe-
sondere in Verdichtungsräumen und ihren Randzonen, die vielfach übermäßig stark durch Individualver-
kehr belastet sind, sollte kein zusätzlicher motorisierter Individualverkehr auf Grund mangelnder Bedie-
nungsmöglichkeiten durch öffentlichen Nahverkehr induziert werden. Eine integrative Planung ist vor 
allem zwingend und zielführend, wenn es sich um die Konzipierung von Schwerpunkten der Siedlungs-
entwicklung handelt. 
Zur Optimierung der Effektivität öffentlicher Verkehrsbedienung soll die Bebauung dort verdichtet wer-
den, wo Haltestellen für möglichst viele Benutzer zu Fuß erreichbar sind. Eine bauliche Verdichtung ist
vor allem in denjenigen größeren Zentralen Orten umzusetzen, die nicht nur Verkehrsknoten ihres Ver-
flechtungsbereichs, sondern auch Knotenpunkte im übergeordneten Verkehrsnetz sind - also auch im
Ländlichen Raum. 
Durch Vorgabe von Mindestwerten für die Siedlungsdichte ist in den Regionalplänen eine möglichst ho-
he bauliche Verdichtung anzustreben. Es bleibt dann Aufgabe der Bauleitplanung, durch entsprechende
Darstellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen eine angemessen hohe Bau- und Nutzungsdichte
zu erreichen. Neben der positiven verkehrlichen Wirkung unterstützt eine angemessene Verdichtung ge-
nerell die Leitvorstellung der Nachhaltigkeit. Gleichzeitig kann sie den Wohnansprüchen von Teilen der
Bevölkerung gut entsprechen; verdichtete Wohnbauformen, etwa in drei- bis viergeschossiger geschlos-
sener Bauweise, tragen zur Energieeinsparung, Verbesserung der Lebensqualität und zu niedrigen
Grundstückspreisen bei.
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3.3 Wirtschaftsentwicklung, Standortbedingungen
Zu 3.3.1 bis 3.3.3
Ende der neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts prosperierte die baden-württembergische Wirtschaft
dank ihres überdurchschnittlichen Wachstums mehr denn je, wobei auch die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit gesteigert werden konnte. Trotz dieses Erfolgs muss alles getan werden, um Wachstum
und Beschäftigung zu sichern und im gestiegenen Wettbewerb auch in Zukunft bestehen zu können. Hier-
zu wie auch zur Beseitigung regionaler Unterschiede in Wirtschaftskraft, Beschäftigung und Einkom-
mensniveau müssen regionale und sektorale Entwicklungspotenziale nutzbar gemacht und die für diesen
Prozess erforderlichen unternehmerischen Energien durch Verbesserungen der Standort- und Investitions-
bedingungen freigesetzt werden.
Vor allem ist es erforderlich, den Übergang von der Industriegesellschaft in die wissensorientierte Dienstleis-
tungs- und Informationsgesellschaft zu ebnen. Hierzu muss die Wirtschaft mit Produkt- und Verfahrensinno-
vationen an der Spitze des technischen Fortschritts bleiben und sich auf internationale Marktstrukturen um-
stellen. Im Zug der weltweiten Trends hat sich auch in Baden-Württemberg ein struktureller Wandel hin zu
den Dienstleistungen vollzogen. Dieser Trend wird nach wissenschaftlichen Untersuchungen und Prognosen
weiter anhalten. Auf Grund seiner starken, wettbewerbsfähigen Industriebasis hat gerade Baden-Württem-
berg günstige Ausgangsbedingungen für eine erfolgreiche Nutzung der Wachstums- und Beschäfti-
gungschancen innovativer und wissensintensiver Dienstleistungen.
Insbesondere im Bereich neuer Basistechnologien wie der Mikroelektronik, Lasertechnik und Biotechno-
logie müssen die wirtschaftsnahe Forschung intensiviert, zukunftsorientiertes Know-how aufgebaut und
unternehmerische Innovationen unterstützt werden.
Wegen der Grenzen der Belastbarkeit und Regenerationsfähigkeit von Natur und Umwelt und der be-
grenzten Verfügbarkeit fossiler Rohstoffe ist es für unser rohstoffarmes Land und für unsere hoch ent-
wickelte Industriegesellschaft zudem erforderlich, der Wirtschaft zur Sicherung einer langfristig stabilen
Entwicklung ein qualitatives Wachstum zu ermöglichen.
Die Stärkung des Messeplatzes Baden-Württemberg ist deshalb ein wichtiger Teil einer Zukunftsinitiative
im neuen Jahrhundert. Dabei ist von der bewährten Dreigliedrigkeit der Struktur des Messewesens im
Land auszugehen: 
– örtlichen Leistungsschauen, die überwiegend als unregelmäßige Verbraucherausstellungen fungieren, 
– Regionalmessen, meist als Publikumsveranstaltungen, und regionalen Fach- bzw. Mehrbranchenmessen/
-ausstellungen, die vor allem die mittelständische Wirtschaft auf dem heimischen Markt unterstützen,
sowie 
– Messeplätzen für internationale Veranstaltungen, die den Exportbemühungen und der Bearbeitung des
nationalen und internationalen Markts dienen und somit auch zum Messeplatz Deutschland zählen. 
Die Sicherung und Entwicklung der Standorte, d.h. die Bestandserhaltung, hat generellen Vorrang vor
Neugründungen. Neben der Stärkung der Messeplätze mit internationaler Ausstrahlung sind zusätzliche
Maßnahmen zur Förderung von Regionalmesseplätzen wegen ihrer günstigen Auswirkungen auf die
Wachstumskräfte von Industrie und Dienstleistungen sowie auf die Sicherung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen zu unterstützen.
Zu 3.3.4 bis 3.3.6
Voraussetzung für eine positive wirtschaftliche Entwicklung des Landes ist eine dauerhafte Anpassung
der Standort- und Ansiedlungsbedingungen an den Strukturwandel und die veränderten Bedürfnisse der
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Wirtschaft. Auch die Attraktivität einer Region oder einer Gemeinde auf Grund einer funktionsfähigen So-
zialinfrastruktur wird von vielen Wirtschaftsunternehmen als wichtiger "weicher" Standortfaktor begriffen
und muss deshalb in die Planungen einbezogen werden. Zur Stärkung der Position des Landes im inter-
nationalen Standortwettbewerb ist es erforderlich, landesweit geeignete Flächen für unternehmerische
Ansiedlungen und komplementäre wirtschaftsnahe Infrastruktureinrichtungen zu sichern. Schwerpunkte
für Industrie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen werden gemäß § 8 des Landesplanungsgeset-
zes in den Regionalplänen ausgewiesen.
Vor allem für im besonderen Interesse des Landes liegende Entwicklungsmöglichkeiten, die spezielle An-
forderungen an die Qualität und Verfügbarkeit von Standorten stellen, muss ein zukunftsorientiertes
Flächenmanagement betrieben werden. Hierzu sind zusammen mit den berührten Gemeinden Konzepte
zu erarbeiten. Ansonsten sollten sich Vorsorge und Sicherung an regionalen Bedarfsanalysen orientie-
ren, in die zur Vermeidung von Fehlplanungen auch die Wirtschaft und andere regionale Akteure einge-
bunden werden.
Durch die frühzeitige Einleitung der erforderlichen Planungsverfahren müssen die Voraussetzungen dafür
geschaffen werden, dass ansiedlungs- und erweiterungswilligen Unternehmen attraktive Flächen ange-
boten werden können und die notwendigen infrastrukturellen Rahmenbedingungen rechtzeitig zur Verfü-
gung stehen.
Generell muss sichergestellt werden, dass Standortvorsorge und Flächensicherung an den raumord-
nungs- und strukturpolitischen Zielsetzungen des Landes ausgerichtet werden. Auch Ansiedlungs-
schwerpunkte für die Wirtschaft sind so auszuweisen, dass sie der Festigung der dezentralen Sied-
lungsstruktur des Landes dienen. Sie sollen daher ebenfalls vorrangig auf das Netz der Zentralen Orte
konzentriert und verstärkt in interkommunaler Kooperation betrieben werden. Dabei sollen im Hinblick auf
Umweltbelastungen und Landschaftsverbrauch Standorterschließung und Flächenbelegung eine hoch-
wertige und intensive Nutzung des Geländes gewährleisten. Wachsende Bedeutung erlangen hierbei die
Nutzung und Wiedernutzung freier, brachliegender und unzureichend belegter Flächen.
Zu 3.3.7
Die genannten Einzelhandelsgroßprojekte entsprechen den in § 11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung
aufgeführten Vorhaben. Hierzu wird auf den Einzelhandelserlass vom 21.02.2001 (GABl. S. 290) verwie-
sen.
Einzelhandelsgroßprojekte können bei falscher Standortwahl und Größenordnung das zentralörtliche Ver-
sorgungssystem, die verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung und die Funktionsfähigkeit der Stadt-
und Ortskerne nachteilig beeinflussen. Deshalb ist es notwendig, durch landesplanerische Festlegungen
auf die Raumverträglichkeit derartiger Vorhaben hinzuwirken. Dazu dienen die Vorgaben für Standortge-
meinden entsprechend ihrer zentralörtlichen Versorgungsfunktion, zu den Auswirkungen eines Einzel-
handelsgroßprojekts und zum Standort innerhalb der Gemeinde. Die Kommunen sind gesetzlich ver-
pflichtet, ihre Bauleitpläne an diese Ziele der Raumordnung anzupassen.
Einzelhandelsgroßprojekte sind in der Regel nur in Ober-, Mittel- und Unterzentren zulässig. Von dieser
Regelung kann über die beiden ausdrücklich geregelten Ausnahmefälle hinaus nur in atypischen Fällen
abgewichen werden. 
Auf Grund der stetig rückläufigen Zahl von flächenmäßig kleineren Lebensmittelgeschäften müssen zu-
nehmend Lebensmittelsupermärkte mit Vollsortiment die Aufgabe der verbrauchernahen Grundversor-
gung übernehmen. Die ökonomische Entwicklung im Lebensmitteleinzelhandel führt jedoch zu einem er-
höhten Flächenbedarf, der bei Neuansiedlungen meist oberhalb der Regelvermutungsgrenze des § 11
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Abs. 3 der Baunutzungsverordnung liegt. Zur Sicherung einer verbrauchernahen Grundversorgung vor
allem mit Lebensmitteln ist es deshalb erforderlich, von der sonst geltenden Bindung an Zentralitätsstu-
fen abzuweichen und ausnahmsweise auch Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion
als Standorte für großflächige Einzelhandelsbetriebe vorzusehen.
Insbesondere im Verdichtungsraum haben die hohe Siedlungsdichte und die damit verbundene Entwick-
lung von zahlreichen neuen "Versorgungszentren" sowohl zu einer gegenseitigen Überlagerung zen-
tralörtlicher Funktionen beigetragen als auch zu einer Mehrfachorientierung im Versorgungsverhalten der
Bevölkerung geführt. Deshalb kommen im Verdichtungsraum ausnahmsweise auch Kleinzentren und Ge-
meinden ohne zentralörtliche Funktion als Standorte für großflächige Einzelhandelsbetriebe in Betracht,
wenn sie mit Siedlungsbereichen benachbarter Ober-, Mittel- und Unterzentren zusammengewachsen
sind. Die Standorte in den Kleinzentren und Gemeinden ohne zentralörtliche Funktion sollen dann in den
zusammengewachsenen Siedlungsbereichen liegen.
Auch Hersteller-Direktverkaufszentren (Factory-Outlet-Centers - FOC), d.h. Einkaufszentren, in denen 
eine Vielzahl von Herstellern - oder von ihnen Beauftragte - eigenproduzierte Markenwaren unter Aus-
schaltung des Groß- und Einzelhandels mit deutlichen Preisnachlässen direkt an den Endverbraucher ver-
äußern, werfen solche Probleme auf. Einrichtungen dieser Art sind grundsätzlich nur in Oberzentren zuläs-
sig. Bei einer Geschossfläche von weniger als 5000 m2 sind auch Standorte in Mittelzentren möglich. Die
im Einzelfall zu erwartenden Auswirkungen sind in der Regel in einem Raumordnungsverfahren zu prüfen.
Einzelhandelsgroßprojekte sollen vorrangig in städtebaulich integrierten Lagen innerhalb des Bebau-
ungszusammenhangs ausgewiesen, errichtet oder erweitert werden. Bei Vorhaben, die auf Grund ihres
Warenangebots nur geringe Auswirkungen auf die innerörtliche Einzelhandelsstruktur und damit auf die
Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne erwarten lassen oder auf Grund der Beschaffenheit der Wa-
ren für Stadt- und Ortskerne nicht geeignet sind, ist eine Ansiedlung in städtebaulichen Randlagen mög-
lich. Die Funktionsfähigkeit der Stadt- und Ortskerne der Standortgemeinde oder anderer Zentraler Orte
ist in der Regel als wesentlich beeinträchtigt anzusehen, wenn dort wegen des zu erwartenden Kauf-
kraftabflusses Geschäftsaufgaben drohen.
Nach § 8 Abs. 3 Satz 2 des Landesplanungsgesetzes sind in den Regionalplänen gebietsscharf Standorte
für Einzelhandelsgroßprojekte auszuweisen, so weit diese regionalbedeutsam sind. Dabei sollen regionale
und kommunale Entwicklungskonzepte für den Einzelhandel dazu beitragen, das Nebeneinander von
großflächigem Einzelhandel und Facheinzelhandel vorausschauend raum- und stadtverträglich zu steuern.
3.4 Verteidigungseinrichtungen, Konversion
Zu 3.4.1
Im Zug der Anpassung des NATO-Verteidigungskonzeptes an die veränderte politische Situation in Ost-
europa wurden in Baden-Württemberg in den letzten Jahren zahlreiche militärische Anlagen und Ein-
richtungen aufgegeben. Die Funktionsfähigkeit der verbliebenen Standorte ist zur Erhaltung der Verteidi-
gungsfähigkeit im Rahmen der Planungen zu gewährleisten. Dabei sind aus siedlungsstrukturellen Grün-
den, insbesondere zur Entlastung der verdichteten Räume, militärische Anlagen und Einrichtungen vor-
rangig in weniger verdichteten Teilen des Landes weiterzuentwickeln.
Zu 3.4.2
Zur Vermeidung von Militärbrachen und -ruinen sowie unbefriedigenden Folgenutzungen sollen die Be-
legenheitsgemeinden in ihren Bemühungen um eine sinnvolle Verwertung aufgegebener militärischer
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Standorte durch Hilfen und Maßnahmen des Landes unterstützt werden. Vor allem in den ländlich struk-
turierten Gebieten sind die mit dem Wegfall von Arbeitsplätzen und Kaufkraft verbundenen Nachteile durch
strukturell wirksame Maßnahmen auszugleichen oder wenigstens zu mildern. 
Den Regierungspräsidien kommt die wichtige Aufgabe zu, die Entwicklungsimpulse aus den Standortge-
meinden durch Bündelung der Zuständigkeiten aller berührten staatlichen Stellen und nichtstaatlichen
Organisationen zu stärken und zu verstetigen. Zivile Folgenutzungen sollen sich in die Ordnung und Ent-
wicklung der Regionen einfügen. Gegebenenfalls sind die Regionalpläne an die neuen Erfordernisse 
anzupassen.
Zu 3.4.3
Konversionsliegenschaften sind im Allgemeinen verkehrlich sowie wasser- und energiewirtschaftlich gut
erschlossen. Dieser Umstand sollte bei der Folgenutzung der Flächen und der vorhandenen baulichen
Anlagen berücksichtigt werden. Oft sind auch Teile der erforderlichen technischen Infrastruktur bereits
vorhanden, so dass eine nutzungsgerechte Erschließung dieser Areale kostengünstiger ist als ein "Neu-
bau auf der grünen Wiese".
Größere, für eine gewerbliche Nutzung geeignete Konversionsflächen bieten vielfach günstige Standort-
voraussetzungen für die Errichtung interkommunaler Gewerbegebiete. Konversionsflächen, die sich als
Wohngebiete eignen, sind in ihrer städtebaulichen Entwicklung und infrastrukturellen Ausstattung an den
sozialen Bedürfnissen auszurichten.
Zu 3.4.4
Insbesondere größere Konversionsflächen bieten Möglichkeiten zur Schaffung modellhafter arbeitsplatz-
naher und familienfreundlicher Wohngebiete. Dazu sind flexible, familienphasengerechte Wohnformen, die
Einrichtung von Stadtteil- oder Familienzentren sowie Tagesstätten für Kinder Grundvoraussetzung.
Bei größeren, vorrangig für eine gewerbliche Nutzung geeigneten Konversionsflächen sind die Standort-
gegebenheiten auch unter dem Gesichtspunkt der Verwendung als interkommunale Gewerbegebiete zu
prüfen. Dabei können die beteiligten Gemeinden einen Teil ihrer gewerblichen Bedarfsflächen auf die Kon-
versionsfläche konzentrieren und gleichzeitig auf eine entsprechende Ausweisung am einzelgemeindli-
chen Standort verzichten.
Zu 3.4.5
Auf Standortübungsplätzen sowie im Umfeld von Depots und anderen militärischen Einrichtungen haben
sich vielfach ökologisch wertvolle Biotope entwickelt, da derartige Gelände meist nicht bewirtschaftet, 
allenfalls extensiv beweidet wurden. Unabhängig von einer förmlichen Unterschutzstellung nach dem 
Landesnaturschutzgesetz bilden diese Flächen eine wertvolle Ergänzung benachbarter Freiräume.
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4. Weiterentwicklung der Infrastruktur
4.1 Verkehr
Zu 4.1.1 (Grundsätzliches)
Die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in Europa in den neunziger Jahren des vorigen Jahr-
hunderts haben zu neuen Intensitäten und Beziehungen der Verkehrsströme geführt, die für das Land zu
einer Überprüfung seiner europäischen Verflechtungen führen mussten. Wachstum und Dichte des Ver-
kehrs haben in dieser Zeit neue Dimensionen erreicht. Die Bedeutung des Verkehrs als Voraussetzung
für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung des Landes hat weiter zugenommen. Auf der an-
deren Seite werden die Begleiterscheinungen eines übermäßigen motorisierten Verkehrs zunehmend als
Belastung empfunden.
Diese Entwicklung und weitere den Verkehr betreffende veränderte Rahmenbedingungen bestätigen zwar
eine gewisse Konstanz der Probleme, erfordern aber Anpassungen bei einzelnen verkehrspolitischen Ziel-
setzungen und Strategien.
Stärker zu akzentuieren sind Ziele einer
– langfristigen Sicherung der Mobilität,
– Verringerung der verkehrsbedingten Umweltbelastungen,
– Entlastung der Städte und Gemeinden vom motorisierten Verkehr,
– Sicherung des notwendigen Wirtschaftsverkehrs, 
– Entlastung der Erholungsräume und -orte von Folgen eines stark angestiegenen und noch zuneh-
menden motorisierten Freizeitverkehrs.
Bei den Strategien zur Erreichung der Ziele zeichnet sich ein Wandel ab, der im Generalverkehrsplan 
Baden-Württemberg 1995 zum Ausdruck kommt. In diesem wird im Einzelnen dargelegt, mit welchen Maß-
nahmen eine nachhaltige, dauerhaft umweltverträgliche Mobilität in Baden-Württemberg erreicht werden
kann. Der bedarfsgerechte Ausbau der Verkehrswege als traditionelle Angebotsorientierung der Ver-
kehrspolitik wird nun ergänzt durch Ansätze, die auf eine Beeinflussung der Nachfrage nach Verkehrs-
leistungen abzielen. Auf diese Weise soll nicht nur den Verkehrserfordernissen, sondern auch anderen
gesellschaftlichen Aspekten, einer lebenswerten Umwelt, aber auch der Finanzierbarkeit von Verkehrs-
maßnahmen Rechnung getragen werden.
Die Lösung der Verkehrsprobleme allein durch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur ist inzwischen 
keine realistische Strategie mehr. Mit ihr werden zwar bessere Verkehrsabwicklung und Verkehrsentla-
stungen erreicht, auf lange Sicht jedoch Nachteile in anderen Fachbereichen bewirkt. Es ist des-
halb noch stärker als bisher auf eine integrative Verkehrsplanung hinzuwirken, die alle berührten Fach-
disziplinen und Akteure eines größeren Raums in die Erarbeitung von fachübergreifenden Konzepten
einbezieht. So ist die Nachhaltigkeit der geplanten Maßnahmen als Leitvorstellung am ehesten umzu-
setzen. 
Für die Region Stuttgart ist die Erstellung eines Regionalverkehrsplans gesetzlich festgeschrieben, wo-
durch die Integration der Verkehrsplanung in die regionale Raumentwicklung gewährleistet werden soll.
In anderen Landesteilen sind ähnliche Ansätze für eine integrative Planung durch engere Zusammenar-
beit der raumrelevanten Kräfte voranzutreiben. Wegen der hohen Raumwirksamkeit von verkehrlichen
Maßnahmen ist die Koordination auf regionaler Ebene unausweichlich, um verkehrliche und Umweltan-
forderungen aufeinander abzustimmen.
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Die Abstimmung auf regionaler Ebene soll auch den Gegebenheiten und Bedürfnissen der unterschied-
lich strukturierten Teilräume des Landes Rechnung tragen. Die Zielsetzungen der Raumordnung und der
Stadtentwicklung sind raumspezifisch auszuformen und die Fachplanungen in die Entwicklungskonzep-
tionen einzubinden. Der Landesentwicklungsplan muss sich auf rahmensetzende Vorgaben beschränken.
Raumspezifische Aussagen zum Verkehr sind deshalb auch in den Kapiteln 2 „Raumstruktur“ und 3 „Sied-
lungsentwicklung und Flächenvorsorge“ enthalten.
Zu 4.1.2
Insbesondere unter dem Aspekt des Landschafts- und Naturschutzes haben die Grundprinzipien für den
Bau von Verkehrswegen nach wie vor Gültigkeit: Ausbau vor Neubau, Flächen sparende Ausführung von
Maßnahmen und Urbarmachung von nicht benötigten versiegelten Flächen.
Zu 4.1.3 und 4.1.4 (Fernverkehr)
Die weiter zunehmenden Verflechtungen des Landes auf europäischer und globaler Ebene machen eine
angemessene Einbindung in internationale Verkehrsnetze notwendig. Gleichzeitig muss das Land seiner
wachsenden Bedeutung als Transitland gerecht werden. Wirtschaft und Bevölkerung Baden-Württem-
bergs können die Vorteile des freien Austauschs von Waren und die Freizügigkeit im Personen- und
Dienstleistungsverkehr nur dann in vollem Umfang nutzen, wenn die Verkehrsinfrastruktur diesen Mög-
lichkeiten und Herausforderungen angemessen, d.h. unter Berücksichtigung regionaler Gegebenheiten
und gesellschaftlicher Bedürfnisse, angepasst wird.
Entsprechend ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für das Land sind insbesondere die Europäische Metro-
polregion Stuttgart und der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein (vgl. Plansätze 6.2.2 und 6.2.3) so-
wie die Verdichtungsräume in das Netz der transeuropäischen Verkehre einzubeziehen. Damit sind wich-
tige Verkehrsbeziehungen innerhalb des Landes abgedeckt. Zusätzlich müssen die Anschlüsse an den
Landesgrenzen und die Transitbeziehungen durch das Land in die transeuropäischen Netze einbezogen
werden. Dazu sind klassische Nord-Süd-Verbindungen, insbesondere im Alpen querenden Verkehr, und
seit der Öffnung Mittel- und Osteuropas zusätzlich West-Ost-Korridore zu zählen.
Die Liberalisierung der Märkte, die stärkere Zusammenarbeit in Europa bei weiterhin herrschender Ar-
beitsteiligkeit in der Wirtschaft und der enorme Zuwachs im Freizeitverkehr werden die Verkehrsinfra-
struktur im Personen- und im Güterverkehr in zunehmendem Maß belasten und ohne konkrete Maßnah-
men das Ziel einer nachhaltigen, zukunftsfähigen Gesamtentwicklung konterkarieren. Das Land hat sich
verpflichtet, die in der Agenda 21 der Konferenz der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro 1992 festge-
legten Entwicklungsziele in seiner Zuständigkeit umzusetzen. Das Thema "Ressourcen sparende und um-
weltfreundliche Mobilität" ist ein wichtiger Sektor bei der Umsetzung der Agenda 21, da sie die System-
vorteile der einzelnen Verkehrsträger ausschöpft. Im transeuropäischen Verkehrsnetz, in dem der
großräumige Transport vorherrscht, ist insbesondere die Umweltverträglichkeit der Eisenbahn und des
Binnenschiffs zum Tragen zu bringen. Diese Zielrichtung kann durch weitere Verknüpfung der einzelnen
Verkehrsträger unter konsequenter Nutzung von Logistiksystemen sowohl im Güter- als auch im Perso-
nenverkehr unterstützt werden.
Zu 4.1.5
Der Beitritt mittel- und osteuropäischer Staaten zur Europäischen Union lässt einen weiteren Bedarf an
leistungsfähigen West-Ost-Verbindungen erwarten. Die stark belasteten Autobahnen E 50/A 6 Mannheim
- Heilbronn - Crailsheim und E 52/A 8 Karlsruhe - Stuttgart - Ulm sind den weiter steigenden Anforde-
rungen anzupassen. In der südlichen Landeshälfte fehlt eine durchgängige West-Ost-Verbindung, die die
Verkehrsqualität als Teil des transeuropäischen Netzes erfüllen könnte. Diese Funktion soll gemeinsam
von Straßen- und Schienenverbindungen wahrgenommen werden, die insoweit qualitativ weiterzuent-
wickeln sind. Im westlichen Abschnitt bezieht sich dieses langfristige Entwicklungsziel insbesondere auf
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die Verbindungen von Offenburg und Freiburg nach Donaueschingen sowie von Lörrach nach Singen, im
östlichen Abschnitt insbesondere auf die Verbindungen nach Ulm, Memmingen und Lindau.
Zu 4.1.6
Der Straßenverkehr wird auch in Zukunft eine wesentliche Rolle im Verkehrssystem spielen. Die Bemühun-
gen, insbesondere Fernverkehrsleistungen im Personen- und im Güterverkehr von der Straße auf ande-
re Verkehrsträger zu verlagern oder durch logistische und informationstechnische Maßnahmen zu redu-
zieren, können und sollen die Notwendigkeit eines funktionsfähigen Fernstraßennetzes nicht in Frage stel-
len. Die veränderten politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben zu zusätzlichen Anfor-
derungen an dieses Netz geführt. Nach wie vor gibt es Kapazitätsengpässe im Fernstraßennetz des Lan-
des; im grenzüberschreitenden Straßennetz nach Frankreich und in die Schweiz gibt es zusätzlich
Lücken.
Zu 4.1.7
Der Ausbau des transeuropäisch bedeutsamen Schienenverkehrs ist eine Grundvoraussetzung für die
Unterstützung einer nachhaltigen, umweltverträglichen Verkehrswelt. Die Hauptstrecken für den Hochge-
schwindigkeitsverkehr auf der Schiene verlaufen im Oberrheintal und in der Verbindung aus dem Ober-
rheintal über Stuttgart nach München. Im Güter- wie im Personentransport können in diesen beiden 
Korridoren zugleich die höchsten Entlastungseffekte im Bezug zum Straßenverkehr erzielt werden. Aus
Landessicht haben deshalb die Maßnahmen Aus- und Neubaustrecke Karlsruhe - Basel und Neu-
baustrecke Stuttgart – Ulm (die auch Teile der „Magistrale für Europa“ Paris – Budapest sind) sowie die
Verwirklichung der Hochgeschwindigkeitsstrecke von Mannheim nach Frankfurt unter vollwertiger Ein-
bindung des Hauptbahnhofs Mannheim hohe Priorität.
Zur Verwirklichung eines Schienennetzes europäischer Dimension ist auf leistungsfähige Verknüpfungen,
insbesondere mit den Netzen in den Nachbarstaaten Frankreich und Schweiz, hinzuwirken. Auf staatlicher
Ebene ist vereinbart worden, dass die Anbindung in Richtung Paris sowohl über Mannheim - Saarbrücken
- Metz als auch über Karlsruhe - Strasbourg erfolgen soll. Der Fernverkehr mit der Schweiz läuft über die
Strecken Karlsruhe - Basel, Stuttgart - Zürich und Ulm - Friedrichshafen - Bregenz. Alle drei Strecken
zählen nach Auffassung des Landes zum transeuropäischen Schienennetz und sollen deshalb entspre-
chend dieser Funktion sowohl für den Güter- als auch für den Personenverkehr ausgebaut bzw. aufge-
wertet werden. Die Verbindungen von Stuttgart und von Ulm sollen zumindest langfristig als Zulaufstrecken
zur Neuen Alpentransversale NEAT durch die Schweiz nach Italien zur Strecke Karlsruhe - Basel hinzu-
treten. Nachdem die Schweiz den Ausbau der Strecken durch den Gotthard und den Lötschberg in An-
griff genommen hat, sollte die Zulaufstrecke von Ulm in der Ostschweiz so geführt werden, dass der An-
schluss an die Gotthardroute gewährleistet wird.
Zu 4.1.8
Durch die Wiedervereinigung Deutschlands und die Öffnung Mittel- und Osteuropas ist auch die Bedeu-
tung der Verbindungen in Richtung Würzburg und Nürnberg, insbesondere im Personenfernverkehr, auf-
gewertet worden. Diese Strecken sind als Teile des transeuropäischen Netzes technisch und betrieblich
für den Fernverkehr kontinuierlich zu verbessern. Im Zusammenhang mit der Verwirklichung des „Projekts
Stuttgart 21" sollten Möglichkeiten einer Neuorientierung von Fernverkehrsverbindungen, z.B. durchge-
hende Verbindungen aus Richtung Zürich über Stuttgart hinaus nach Würzburg, auf der Schiene genutzt
werden.
Zu 4.1.9
Der an sich schon hohe Verkehrswert der Hochgeschwindigkeitsstrecken für den Personenverkehr wird
durch eine sinnvolle Verknüpfung mit dem übrigen Schienenverkehr im Interesse einer möglichst hohen
Auslastung noch verstärkt. Wegen der überragenden Bedeutung als Verkehrsknoten innerhalb des Hoch-
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geschwindigkeitsnetzes der Bahn unterstützt das Land den geplanten Umbau des Hauptbahnhofs Stutt-
gart im Rahmen des "Projekts Stuttgart 21" der Deutschen Bahn. Das Vorhaben stellt eine große ver-
kehrliche und für die Stadtentwicklung bedeutende Chance dar.
Das Land sieht auch in der Modernisierung anderer Bahnhofsareale, z.B. in Mannheim und Ulm, wichti-
ge Zukunftsinvestitionen der Bahn. Die Entwicklung der Stadtquartiere im Umfeld der Bahnhöfe ist zu-
gleich ein Beitrag zum Leitziel einer Stadt und Region der kurzen Wege (vgl. Plansatz 4.1.1, 3. Absatz).
Zu 4.1.10 und 4.1.11
Das Binnenschiff ist ein sehr sicherer und umweltfreundlicher Verkehrsträger mit beträchtlichen Kapa-
zitätsreserven sowohl auf den Wasserstraßen als auch beim Schiffsraum. Der Einsatz des Binnenschiffs
beim Gütertransport muss deshalb verstärkt werden. Die Rolle des Binnenschiffs für den Transport hoch-
wertiger Güter, z.B. in Containern, wird weiter zunehmen und muss durch landseitigen Ausbau von Anla-
gen unterstützt werden. Die Aufwertung von geeigneten Häfen zu Güterumschlagzentren ist stärker in die
kommunale und regionale Gesamtverkehrsplanung einzubeziehen, insbesondere wenn sich Möglichkei-
ten für den Kombinierten Verkehr von Schiff, Schiene und Straße ergeben.
Zu 4.1.12 bis 4.1.14
Die zukünftige Entwicklung der Luftverkehrsnachfrage in Baden-Württemberg wird von  gegenläufigen
Tendenzen geprägt sein. Der vom Land mit Nachdruck unterstützte Ausbau des transeuropäischen Schie-
nennetzes soll zu einem Rückgang des Luftverkehrs auf kurzen Strecken führen. Gleichzeitig wird die seit
Anfang der neunziger Jahre stark gestiegene Nachfrage im europäischen Mittelstreckenverkehr und bei
den interkontinentalen Verbindungen weiter zunehmen. Das Angebot im Luftverkehr stellt einen wichtigen
Standortfaktor für die exportorientierte Wirtschaft Baden-Württembergs dar. Die Einbindung in ein inter-
nationales Flughafensystem mit attraktiven Verkehrverbindungen ist deshalb zu sichern und weiterzuent-
wickeln. Durch eine Zusammenarbeit der Flughäfen auch über die Landesgrenze hinweg sollen Syner-
gieeffekte zur Unterstützung ökonomischer, aber auch ökologischer Erfordernisse erzielt werden. Dabei
ist eine möglichst enge, die jeweiligen Interessen berücksichtigende Kooperation bei den sich ergänzen-
den luftverkehrlichen Potenzialen des deutsch-französisch-schweizerischen Grenzraums wünschens-
wert. Die Nutzung grenznaher, ausländischer Flughäfen, z.B. im Oberrheingebiet, hat sich durch die Li-
beralisierung im EU-Luftverkehr für deutsche Fluggäste attraktiver gestaltet. Der Flugverkehr ist auch als
Teil des Gesamtverkehrsnetzes weiterzuentwickeln. Die Flughäfen im Land sollen insbesondere mit dem
Schienennetz verknüpft sein. Eine gute Erreichbarkeit der Flughäfen Strasbourg-Entzheim, Basel-Mul-
house-Freiburg und Zürich-Kloten aus den benachbarten Landesteilen Baden-Württembergs über Schie-
ne und Straße ist anzustreben.
Der zunehmende Luftverkehr bedeutet wachsende Umweltbelastungen. Es müssen daher im Interesse ei-
ner nachhaltigen Entwicklung weitere Anstrengungen unternommen werden, um den Luftverkehr mög-
lichst umweltschonend zu gestalten. So sind durch Kooperation zwischen den Verkehrsträgern neben
technischen Möglichkeiten auch Substitutionsmöglichkeiten auszuschöpfen. Durch Verknüpfung der
Flughäfen mit der Schiene und eine generelle Verbesserung des Bahnangebots soll eine Verringerung
des Kurzstrecken-Flugverkehrs unterstützt werden.
Die Regelungen zu baulichen Nutzungsbeschränkungen nach dem Fluglärmgesetz genügen nicht mehr
den heutigen Anforderungen des Immissionsschutzes bei der städtebaulichen Planung. Daher sollten die
Möglichkeiten von § 16 des Fluglärmgesetzes zur Berücksichtigung des Immissionsschutzes in der Pla-
nung genutzt werden und Eingang in die Regionalplanung finden. 
Die herausragende Bedeutung des Landesflughafens Stuttgart für nahezu alle Landesteile muss erhalten
und gestärkt werden. Seine verkehrswirtschaftliche Bedeutung reicht weit über die Landesmitte hinaus.
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In den neunziger Jahren stieg die Verkehrsleistung des Flughafens Stuttgart im Vergleich zu anderen na-
tionalen Flughäfen überdurchschnittlich an. Luftseitig sind mit Inbetriebnahme der verlängerten Start- und
Landebahn bestehende Nutzungsbeschränkungen weitgehend entfallen und mit dem Neubau von Abfer-
tigungsgebäuden sowie dem Anschluss an die S-Bahn weitere Attraktivitätssteigerungen vorgenommen
worden. Damit der Landesflughafen seiner Aufgabenstellung auch künftig gerecht werden kann, müssen
landseitige Engpässe bei den Fluggastanlagen beseitigt sowie planerisch Wachstumsreserven gesichert
werden. Mit der Einbeziehung des Flughafens in das Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn und damit zu-
sammenhängender regionaler Neuordnungen im Bahnangebot wird der Landesflughafen auch als Stand-
ort für wirtschaftsorientierte Einrichtungen weiter an Bedeutung gewinnen (vgl. Plansatz 6.2.2.1, 3. und 4.
Spiegelstrich).
Zur Sicherung und Stärkung der dezentralen Wirtschaftsstruktur Baden-Württembergs sind alle Landes-
teile angemessen in das Gesamtverkehrsnetz einzubeziehen. Der Regionalluftverkehr ist insbesondere
dort weiterzuentwickeln, wo Bedarfslücken weder durch eine verbesserte Anbindung an die internatio-
nalen Flughäfen noch durch den Ausbau des Hochgeschwindigkeitsnetzes der Bahnen geschlossen wer-
den können. Die im Bezug auf die Erreichbarkeit des Landesflughafens dezentralen Landesteile Ober-
schwaben und Oberrhein werden durch die Regionalflughäfen Friedrichshafen und Karlsruhe/Baden-Ba-
den im Zusammenwirken mit im Ausland liegenden Flughäfen gut abgedeckt. Zusätzlich zu vorhandenen
Verkehrslandeplätzen bieten die freigegebenen militärischen Flugplätze die Chance, wertvolle Infrastruk-
tur bedarfsbezogen in die zivile Nutzung zu integrieren (Beispiel: Lahr/Schwarzwald). Die Funktions-
fähigkeit der vorhandenen regionalen Luftverkehrsinfrastruktur soll erhalten bleiben. Wesentliche flächen-
mäßige oder betriebliche Erweiterungen und der Bau neuer, zusätzlicher Flugplätze sind unter den Ge-
sichtspunkten des Bedarfs im Gesamtverkehrssystem und der Erfordernisse eines nachhaltigen Umwelt-
schutzes zu prüfen.
Zu 4.1.15 und 4.1.16 (Regional- und Nahverkehr)
Auch beim Regional- und Nahverkehr sollen Angebot und Nachfrage im Schienenverkehr gesteigert und
ein möglichst hoher Anteil des öffentlichen Verkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen erreicht werden. Als
Teil der Umstrukturierungsmaßnahmen bei der Bahn und in Anpassung an das Recht der Europäischen
Union wurden 1996 sowohl der Schienenpersonennahverkehr als auch der übrige öffentliche Personen-
nahverkehr regionalisiert, so dass eine effizientere und attraktivere Ausgestaltung des Nahverkehrs durch
Entscheidungen "vor Ort" möglich ist. Das Land strebt, ausgerichtet an Ober- und Mittelzentren als den re-
gelmäßigen Nahverkehrsknoten, ein auch regional abgestimmtes, vertaktetes Verkehrsangebot an. Dieses
Netzkonzept wird das Land flächendeckend überspannen und stufenweise eingeführt. Der "Integrale Takt-
fahrplan" ist nahezu vollständig verwirklicht. Damit wird auch eine bessere Verknüpfung von Fernverkehr
und Regionalverkehr erreicht. Auf die grenzüberschreitende Koordination der Taktverkehre ist zu achten.
In Abhängigkeit von der Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur differieren Aufkommen, modale Verteilung so-
wie die Erwartungen an das Angebot und letztlich auch die Probleme des Verkehrs in den Landesteilen.
Der Landesentwicklungsplan strebt eine Entwicklung an, bei der in den einzelnen Raumkategorien die
unterschiedliche Versorgung mit Infrastruktureinrichtungen und die verschiedenartigen Bedürfnisse von
Wirtschaft und Gesellschaft berücksichtigt werden. In den in der Regel verkehrlich hochbelasteten Ver-
dichtungsräumen und ihren Randzonen soll sich die Siedlungsentwicklung schwerpunktmäßig im Zug von
Entwicklungsachsen vollziehen und durch Bündelung der Verkehrsströme ein gutes Angebot und eine
hohe Auslastung insbesondere bei den "Massenverkehrsmitteln" erreicht werden. Durch ein Zusammen-
wirken von Siedlungsentwicklung und Verkehrsplanung ist anzustreben, dass neben den Personenver-
kehrsströmen auch der Gütertransport so weit wie möglich über die Schiene abgewickelt werden kann.
Die in Plansatz 4.1.9 angesprochene Aufwertung von Bahnhöfen und ihrem Umfeld sollte auf Bahnhöfe
des Regional- und Nahverkehrs ausgedehnt werden, da mit einer Aufwertung sowohl städtebaulich als
auch verkehrlich positive Entwicklungseffekte verbunden sind.
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In den anderen Landesteilen, insbesondere im Ländlichen Raum i.e.S., muss sich das Angebot im öffent-
lichen Nahverkehr auch stark auf Omnibusse stützen, die die Bahnbedienung ergänzen und in Teilräu-
men ohne Bahnanschluss die Grundlast des öffentlichen Transports übernehmen. Inzwischen gewinnen
jedoch auch andere, flexiblere Bedienungsformen an Bedeutung, z.B. Anrufsammeltaxilinien, bei denen
die Fahrt vom Fahrgast bestellt werden kann und das Fahrzeug nur bei Bedarf eingesetzt wird, oder be-
darfsorientierte Betriebsformen mit Linienbussen, bei denen an den Wünschen der Fahrgäste orientierte
Abweichungen von bestehenden Linienwegen möglich sind. Im Ländlichen Raum kommt der verkehrli-
chen Anbindung der Orte des Verflechtungsbereichs an den zugehörigen Zentralen Ort durch den Om-
nibus und den Verbindungen zwischen den Zentralen Orten höherer Stufe, die in der Regel durch die
Bahn hergestellt sind, besondere Bedeutung zu. Bei insgesamt geringerer Bevölkerungsdichte sind Ent-
scheidungen zur Siedlungsentwicklung und die Festlegung von Standorten stets auch in Abwägung mit
den Belangen des öffentlichen Nahverkehrs zu treffen, damit mindestens eine Grundversorgung gewähr-
leistet und der Zwang zum Individualverkehr gemindert wird. Generell sind eine Siedlungsstruktur und 
eine soziale Infrastruktur anzustreben, die es auch Bevölkerungsteilen, die nicht über ein individuelles
motorisiertes Verkehrsmittel verfügen können oder wollen, ermöglicht, die mit dem Leben im Ländlichen
Raum verbundenen Vorteile zu nutzen.
Zu 4.1.17 (Fahrrad- und Fußgängerverkehr)
Der größte Teil der Verkehrsbewegungen entfällt auf kurze Wege; sie sollten überwiegend zu Fuß oder mit
dem Fahrrad zurückgelegt werden. Wo „fahrradfreundliche“ Siedlungsstrukturen und eine Konzentration
von Arbeitsplätzen und Versorgungseinrichtungen anzutreffen sind, liegt der Anteil des nicht motorisier-
ten Individualverkehrs entsprechend hoch. Diese Verhältnisse sind offenkundig in vielen mittelgroßen
Städten und vergleichbaren Stadtteilen größerer Städte vorhanden. In den Großstädten und im Ländli-
chen Raum außerhalb ihrer Zentren sind die Anteile des Fahrradverkehrs - aus unterschiedlichen Grün-
den - jedoch geringer. 
Fahrten mit dem Rad ersetzen vielfach Fahrten mit dem Auto oder Wege zu Fuß. Eine Förderung des Rad-
wegenetzes im Nahbereich dient damit vor allem der Verkehrs- und Umweltentlastung sowie der Unter-
stützung derjenigen Personenkreise, die kein Auto benutzen können oder wollen. Zu diesen Personen-
kreisen zählen neben Kindern besonders auch Frauen, die unter Benutzung des Fahrrads bei nahe bei-
einander liegenden Einrichtungen mehrere Erledigungen miteinander verbinden können. Infrastruktur-
einrichtungen sollten deshalb möglichst zentral gelegen und von den Wohngebieten auf Rad- oder Fußwe-
gen gut erreichbar sein.
Neben der Bedeutung des Fahrrads als Alltagsverkehrsmittel kommt ihm in steigendem Maß die Bedeu-
tung als Freizeitfortbewegungsmittel zu. Diesem Bedarf soll durch ein großräumiges Radwegesystem ent-
sprochen werden, das sinnvollerweise mit kleinräumigen Netzen zu verknüpfen ist.
Zu 4.1.18 (Großstandorte)
Gemäß Plansatz 2.6.1 sollen die im Landesentwicklungsplan und in den Regionalplänen festgelegten Ent-
wicklungsachsen als Netz leistungsfähiger, gebündelter Verkehrs- und Versorgungsinfrastrukturen zu ei-
ner ausgewogenen Raumentwicklung beitragen und den Leistungsaustausch innerhalb des Landes und
über die Landesgrenzen hinweg fördern. In den Verdichtungsräumen und den Randzonen um Verdich-
tungsräume sollen die Entwicklungsachsen zusätzlich eine abgestimmte schwerpunktmäßige Entwicklung
der Siedlung und der Nahverkehrslinien bewirken. Diese Bündelungs-, Konzentrations- und Verbin-
dungsfunktionen würden nicht unterstützt, sondern untergraben, wenn bedeutende Verkehrserzeuger, 
z.B. große Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsstandorte und Einzelobjekte mit starkem Güter- oder
Publikumsverkehr, nicht unmittelbar diesen Verkehrswegen zugeordnet würden. Durch verkehrslenkende
Maßnahmen kann zusätzlich darauf hingewirkt werden, dass die Verkehrsströme vom nachgeordneten
Verkehrsnetz und von Wohn- oder Erholungsgebieten ferngehalten werden. Durch den geforderten Schie-
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nenanschluss bzw. eine Erschließung durch den öffentlichen Personennahverkehr soll außerdem die Be-
lastung der Straßen verringert werden.
Dem Gütertransport in Baden-Württemberg muss eine zukunftsfähige Infrastruktur zur Verfügung stehen.
Dazu gehören ausreichend groß dimensionierte Standorte mit unmittelbarem Zugang zum großräumigen
Schienen- und Straßennetz, die die Wettbewerbsfähigkeit der Transportwirtschaft gewährleisten. Zu-
kunftsfähigkeit des Standorts heißt aber auch, dass die Umwelt durch den Betrieb wie auch bei Erweite-
rungen von Standorten möglichst wenig belastet wird.
Zur ökonomisch und ökologisch tragfähigen Bewältigung des zu erwartenden Güterverkehrs wurden im
Güterverkehrskonzept des Generalverkehrsplans Baden-Württemberg 1995 verkehrsträgerübergreifende
Lösungsansätze skizziert. Angesichts beschränkter Verkehrsträgerkapazitäten und begrenzter finanzieller
Spielräume für Kapazitätserweiterungen sowie nicht zuletzt auch aus Gründen des Umweltschutzes sol-
len Gütertransporte in größtmöglichem Umfang auf der Schiene und mit dem Binnenschiff durchgeführt
werden. Das Güterverkehrskonzept sieht hierzu den Aufbau eines flächendeckenden Netzes von überre-
gionalen Güterverkehrszentren und regionalen logistischen Zentren vor. In diesen Zentren sollen Trans-
porte zusammengeführt sowie optimale Übergänge von der Straße auf die Schiene und soweit möglich
auf das Binnenschiff angeboten werden. Um die Funktion eines logistischen Zentrums erfüllen zu kön-
nen, muss in jedem Standortraum eine allgemein zugängliche Umschlaganlage vorhanden sein, damit
tatsächlich ein Verkehrsträgerwechsel stattfinden kann.
4.2 Energieversorgung
Zu 4.2.1 bis 4.2.4 (Grundsätzliches)
Die Energieversorgung ist für die räumliche Entwicklung und das wirtschaftliche Wachstum des Landes
und seiner Teilräume von erheblicher Bedeutung. Aufbau und Sicherung einer leistungsfähigen, umwelt-
verträglichen Energieinfrastruktur sind wesentliche Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft, die Ansiedlung neuer Betriebe und eine ausreichende Versorgung mit Arbeitsplätzen. Eine Viel-
zahl von Anbietern unterschiedlicher Energieträger soll landesweit ein ausgewogenes Angebot gewähr-
leisten, das sich nach Art und Umfang am gegenwärtigen und künftigen Bedarf ausrichtet und am Prin-
zip der Nachhaltigkeit orientiert. Im Interesse der Ressourcenschonung und des Umweltschutzes müssen
die Anstrengungen verstärkt werden, den Verbrauch fossiler Energieträger durch Einsatz regenerativer
Energieträger zu reduzieren und die Energienachfrage durch technische Maßnahmen und Verhaltensän-
derungen zu senken.
Zu 4.2.5 (Stromerzeugung)
Die wirtschaftliche Entwicklung, der erhöhte Zwang zu rationeller Produktion und zur Automatisierung so-
wie die Anwendungsvorteile der Elektrizität und die erhöhten Umweltschutzanforderungen lassen einen
weiter steigenden Strombedarf erwarten. Der zusätzliche Strombedarf soll aus Gründen der Verbrau-
chernähe und Versorgungssicherheit sowie auch zur Vermeidung größerer Netzverluste grundsätzlich
durch weitere oder in ihrer Effizienz verbesserte Erzeugungsanlagen im Land gedeckt werden.
Dabei sind die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien und die Erhöhung ihres Anteils an der Ener-
gieversorgung des Landes wichtige energiepolitische Zielsetzungen zur Reduzierung des Verbrauchs
fossiler Energieträger und zur Minderung des anthropogenen Treibhauseffekts. Neben der Wasserkraft
bieten Windenergie und Fotovoltaik Möglichkeiten, ohne Schadstoffemissionen Strom zu erzeugen. Ei-
nen nennenswerten Beitrag zur Energieversorgung können neben der Wasserkraft vor allem Biomasse
und Holz leisten. Voraussetzung für die Nutzung erneuerbarer Energien ist jedoch eine positive Ener-
giebilanz.
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Zur besseren Ausnutzung der Primärenergie sollen vermehrt Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung
genutzt werden. Neue Kraftwerke sind in Form effizienter Kraftwerksblöcke zu bauen und auf wenige
Standorte zu konzentrieren. Standorte für den Bau neuer Kraftwerke und Trassen für erforderliche Trans-
portleitungen sind frühzeitig planerisch zu sichern. Die Kraftwerksstandorte sollen auf die geeigneten
Räume im Land verteilt, günstig zum Verbundnetz und zu gegenwärtigen und künftigen Verbrauchs-
schwerpunkten gelegen und für den Antransport der erforderlichen Brennstoffe geeignet sein, ausrei-
chende Kühlverfahren ermöglichen sowie die Belange des Umweltschutzes und die Sicherheit der Be-
völkerung berücksichtigen. Für die bestehenden und künftigen Kraftwerke ist eine ausreichende Menge
an Kühlwasser bereitzustellen und in Niedrigwasserzeiten ein Ausgleich für die Verdunstungsverluste
durch Wasser aus Speichern oder Überleitung aus anderen Wassereinzugsgebieten zu schaffen.
Zu 4.2.6 (Wasserkraft)
Zu den umweltfreundlichen, erneuerbaren Energieträgern gehört in Baden-Württemberg vor allem die
Wasserkraft. Der Reaktivierung stillgelegter und dem Ausbau bestehender Wasserkraftwerke kommen
deshalb im Rahmen der Energiepolitik des Landes besondere Bedeutung zu. Zudem sollen geeignete
Standorte für weitere Wasserkraftwerke gesichert werden. Dabei müssen die Belange des Naturschutzes,
der Wasserwirtschaft und der Fischerei berücksichtigt werden. Da die Wasserkraft der größeren Flüsse
schon weitgehend genutzt wird, setzen darüber hinaus auch Kosten-Nutzen-Überlegungen dem Neubau
von Wasserkraftwerken enge Grenzen.
Zu 4.2.7 (Windkraft)
Der Stromgewinnung aus Windkraft kommt in Baden-Württemberg bisher nur eine untergeordnete Bedeu-
tung zu. Gleichwohl kann die Windenergie in windhöffigen Gebieten einen merklichen Beitrag zur Deckung
des Energiebedarfs und zur Schonung fossiler Energieträger leisten. In den Regionalplänen sind zur Steue-
rung der Windkraftnutzung Vorrang- und Ausschlussgebiete festzulegen. In den Vorranggebieten  wird dem
Betrieb regionalbedeutsamer Windkraftanlagen Vorrang vor anderen Raumnutzungen eingeräumt, während
in den Ausschlussgebieten eine regionalbedeutsame Windkraftnutzung unterbleiben soll. Bei der regional-
planerischen Ausweisung sind neben den Belangen des Natur-, Umwelt- und Landschaftsschutzes sowie
des Luftverkehrs insbesondere auch die Interessen benachbarter Siedlungen zu berücksichtigen.
Zu 4.2.8 (Mineralölversorgung)
Das Mineralöl ist trotz erfolgreicher Sparmaßnahmen und Substitution durch andere Energieträger noch
immer der wichtigste Energieträger in Baden-Württemberg und wird es auch weiterhin bleiben. Für die
Rohölverarbeitung spielt das Raffineriezentrum in Karlsruhe eine bedeutende Rolle. Der Fortbestand der
Raffinerie und ein bedarfsgerechter, umweltschonender Ausbau der notwendigen Transportleitungen für
Rohöl und Mineralölprodukte sind daher von Wichtigkeit. Im Hinblick auf die hohe Importabhängigkeit sind
für die Versorgungssicherheit im Krisenfall regional ausgewogene Lagermöglichkeiten vorzuhalten.
Zu 4.2.9 (Gasversorgung)
Der Anteil des Erdgases am Primärenergieverbrauch hat sich in Baden-Württemberg in den letzten zwan-
zig Jahren verdoppelt. Er liegt jedoch weiterhin deutlich unter dem Durchschnittswert der alten Bundes-
länder. Vor allem wegen der relativen Umweltvorteile des Erdgases gegenüber anderen fossilen Energie-
trägern hält die Landesregierung eine weitere Erhöhung des Erdgasanteils am Primärenergieverbrauch
für erstrebenswert.
Zur Sicherung und Verstetigung der Gasversorgung werden eine räumlich ausgewogene Zuführung aus
verschiedenen Quellen und Einspeisepunkten sowie in geeigneten geologischen Formationen der Bau
unterirdischer Gasspeicher angestrebt. Die wachsende Bedeutung des Erdgases für die Energieversor-
gung des Landes erfordert zudem in Gebieten mit ausreichender Abnehmerdichte einen Ausbau der Erd-
gasinfrastruktur auf regionaler und lokaler Ebene.
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Zu 4.2.10 (Fern- und Nahwärmeversorgung)
Durch verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung sollen die Primärenergieträger energetisch effizien-
ter eingesetzt sowie die Abwärmebelastung der Umwelt reduziert werden. Durch die Verwendung koh-
lenstoffarmer Brennstoffe sollen die Schadstoff- und Kohlendioxid-Emissionen vermindert werden.
Wegen der hohen Investitions- und Betriebskosten der Wärmeverteilung wird insbesondere für Gebiete mit
hoher Wärmedichte und günstiger Abnahmestruktur ein Ausbau der Wärmeversorgung angestrebt. Hierzu
sollen die Wärmeleitungsnetze ausgebaut und Abwärme mit hohem Temperaturniveau genutzt werden.
4.3 Wasserwirtschaft
Zu 4.3.1 und 4.3.2 (Wasserversorgung, Grundwasserschutz)
Die Trinkwasserversorgung ist unverzichtbarer Bestandteil der Infrastruktur einer modernen Industriegesell-
schaft. Die bedarfsgerechte Bereitstellung von Trink- und Nutzwasser durch örtliche Wasserversorgungen so-
wie durch Gruppen- und Fernwasserversorgungen  ist Grundlage für Gesundheit, wirtschaftliche Entwicklung
und Wohlstand. Die Wasservorkommen des Landes müssen daher zur langfristigen Sicherung der Wasser-
versorgung sparsam bewirtschaftet und planerisch gesichert werden. Dabei trägt der Vorrang ortsnaher Was-
servorkommen wesentlich zu einem verantwortungsvollen Umgang mit dem Wasserschatz bei. Die Wasser-
vorkommen sind als natürliche Lebensgrundlage für künftige Generationen vor Verunreinigungen und ande-
ren nachteiligen Einwirkungen zu schützen, da diese meist lang anhaltende, vielfach sogar irreparable Folgen
nach sich ziehen. Entnahmen sollen an der Regenerationsfähigkeit ausgerichtet und der Nutzwasserbedarf der
gewerblichen Wirtschaft und der Landwirtschaft  möglichst aus Oberflächenwasser gedeckt werden. 
In Baugebieten ist auf eine Verbesserung der Grundwasserneubildung hinzuwirken. In den Bereichen zur
Sicherung von Wasservorkommen dürfen keine Maßnahmen ergriffen werden, die zu einer wesentlichen
Beeinträchtigung der Qualität und Quantität des Grundwassers führen. Diese  Bereiche sind zur Siche-
rung der Trinkwasserqualität insbesondere von neuen Abbaustätten für Kies und Sand freizuhalten. 
Zu 4.3.3 (Schutz oberirdischer Gewässer)
Die Oberflächengewässer des Landes, insbesondere der Bodensee, sollen in ihrer Durchgängigkeit und
Strukturvielfalt sowie in ihrer ökologischen Qualität und Funktionalität dauerhaft geschützt werden. Nut-
zungsansprüche müssen an der Tragfähigkeit und Belastbarkeit der Gewässer ausgerichtet werden. Dem-
entsprechend ist auf eine weitere Reduzierung der Stoffeinträge aus Punktquellen sowie auch auf eine
Verringerung der Belastung des Grundwassers und der Oberflächengewässer durch diffuse Stoffeinträge
aus Siedlung, Verkehr und der Landwirtschaft hinzuwirken. Unvermeidbare Eingriffe in den Naturhaushalt
und das Landschaftsbild sollen durch gestalterische Maßnahmen ausgeglichen oder zumindest gemildert
werden. Besonderes Augenmerk muss auf die Vernetzung des Gewässers mit dem Ufer und auf einen
durchgängigen Lebensraum am Gewässer gelegt werden. Ein Gewässerrandstreifen bietet einen reich-
haltigen Lebens- und Rückzugsraum für Flora und Fauna.
Landschaften mit natürlichen und naturnahen Fließgewässern besitzen ein hohes Wasserrückhaltever-
mögen. Sie dienen dadurch nicht nur dem Hochwasserschutz, sondern tragen auch in hohem Maß zur
Anreicherung des Grundwassers bei. Derzeit weisen rund 80 % der Fließgewässer in Baden-Württemberg
Defizite in der Gewässerstruktur auf. Daher sollen nicht naturnahe Fließgewässer im Rahmen einer Re-
naturierung, durch naturnahen Rückbau oder durch Förderung der eigendynamischen Entwicklung suk-
zessive wieder in einen naturnäheren Zustand gebracht werden. Hierbei sind die im Rahmen der Gewäs-
serentwicklungsplanung (Gewässerentwicklungskonzepte, Gewässerentwicklungspläne) erarbeiteten
Entwicklungsziele zu berücksichtigen. Bei Nutzungskonflikten bietet die Flurneuordnung Möglichkeiten,
im Einvernehmen mit den Grundstückseigentümern langfristige Lösungen zu erreichen.
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Künftige Konflikte zwischen Gewässer- und Siedlungsentwicklung lassen sich am wirksamsten dadurch
vermeiden, dass in den Bauleitplänen ausreichend breite Flächen für eine naturnahe Gewässerentwick-
lung entsprechend den Gewässerentwicklungskonzepten und -plänen freigehalten werden. Solange kei-
ne genaueren Erkenntnisse aus der Gewässerentwicklungsplanung vorliegen, soll der zehn Meter breite
Gewässerrandstreifen gemäß § 68 b Abs. 2 des Wassergesetzes zu Grunde gelegt werden.
Zu 4.3.4 (Abwasserbeseitigung)
Das Abwasseraufkommen hat sich im Zug der Entwicklung von Industrie und Gewerbe und durch die Ver-
besserung der sanitären Verhältnisse wesentlich erhöht. Der zielgerichtete Ausbau der Abwasseranlagen
hat bereits landesweit zu einem hohen Anschlussgrad an die Kanalisation und an kommunale Abwas-
serbehandlungsanlagen geführt. Bei noch nicht an mechanisch-biologische Kläranlagen angeschlosse-
nen Anwesen handelt es sich im Wesentlichen um sehr kleine Gemeinden, Gemeindeteile oder Einzella-
gen im Ländlichen Raum. Durch den Anschluss an zentrale Kläranlagen oder den Bau von dezentralen
Anlagen soll auch in diesen Teilräumen die Abwasserbeseitigung verbessert werden. Gleichzeitig muss
der Ausbau derjenigen Abwasserbehandlungsanlagen zügig weitergeführt werden, die den gesetzlichen
Anforderungen noch nicht entsprechen.
Um das Abwasseraufkommen zu reduzieren und eine langsamere Ableitung des Niederschlagswassers
zu erreichen, forciert das Land die Einführung modifizierter Entwässerungsverfahren wie getrennte Ab-
leitung von nicht behandlungsbedürftigem Abwasser, Regenwassernutzung, Minimierung der Versiege-
lung und dezentrale Versickerung. Dadurch sollen bereits bei der Planung und Erschließung die negati-
ven Auswirkungen der Siedlungsentwicklung auf den Wasserkreislauf minimiert werden. Zum Schutz der
Gewässer muss die Regenwasserbehandlung weiter ausgebaut werden.
Bei der Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben ist sicherzustellen, dass die Belastung der Ab-
wässer durch nicht und schwer abbaubare Schadstoffe über den Bau betrieblicher Vorbehandlungsan-
lagen auf ein nach dem Stand der Technik erreichbares Minimum beschränkt wird.
Zu 4.3.5 (Altlastenbeseitigung) 
Von kontaminierten Gewerbe- und Industrieflächen, militärisch genutzten Arealen und nicht gesicherten
ehemaligen Müllkippen gehen Gefahren für die Umwelt aus. Der Beseitigung dieser Gefahren ist für künf-
tige Nutzungsmöglichkeiten dieser Flächen und die weitere Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung der
betroffenen Räume große Bedeutung beizumessen. Die Kenntnis über altlastverdächtige Flächen ist da-
her eine wichtige Grundlage für die Bauleitplanung und die Baugenehmigungsverfahren. Sie hilft Kom-
munen, Betrieben und Grundstückseigentümern, Sanierungspflichten und Nutzungsbeschränkungen zu
erkennen und zu berücksichtigen.
4.3.6 und 4.3.7 (Vorbeugender Hochwasserschutz)
Die materiellen und finanziellen Schäden bei Hochwasserereignissen sind in den neunziger Jahren des
vorigen Jahrhunderts extrem gestiegen. Dies lag einerseits an Zahl und Ausmaß der aufgetretenen Hoch-
wasser, insbesondere aber an der Anhäufung von Schadenspotenzial in den hochwassergefährdeten Be-
reichen durch Industrie und Gewerbe sowie auch durch den privaten Bereich. Die natürlichen Über-
schwemmungsflächen der Fließgewässer sollen daher dem natürlichen Wasserrückhalt und dem schad-
losen Wasserabfluss und damit der Minimierung hochwasserbedingter Risiken und Gefahren dienen. Die
Sicherung und Rückgewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Überschwemmungsbereichen ist in § 2
Abs. 2 Nr. 8 des Raumordnungsgesetzes als raumordnerischer Grundsatz für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz verankert. Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat dazu für die Träger der Landes- und
Regionalplanung Handlungsempfehlungen verabschiedet, die die Grundlage für eine Leitlinie zum Um-
gang mit hochwassergefährdeten Flächen in Baden-Württemberg bilden.
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In den Regionalplänen sind als Vorgaben für die Bauleitplanung flächendeckend schutzbedürftige Ge-
biete für den vorbeugenden Hochwasserschutz festzulegen. Als Vorranggebiete sind Überschwem-
mungsflächen im Freiraum auszuweisen, soweit sie nach wasserwirtschaftlichen Erkenntnissen zur Ver-
meidung zusätzlicher Schadensrisiken, zur Erhaltung und Aktivierung natürlicher Überschwemmungs-
flächen oder zur Gewässerentwicklung und Auenrenaturierung von hochwassersensiblen oder den Ab-
fluss beeinträchtigenden Nutzungen freizuhalten sind oder zur raumordnerischen Sicherung von Flächen
für Anlagen und Maßnahmen des vorbeugenden Hochwasserschutzes benötigt werden. In den Vorrang-
gebieten sind andere raumbedeutsame Nutzungen ausgeschlossen, soweit sie mit dem Schutzziel nicht
vereinbar sind. Insbesondere soll in den Vorranggebieten zur Vermeidung zusätzlicher Hochwasserrisi-
ken keine weitere Siedlungsentwicklung stattfinden. Die Abgrenzung der Vorranggebiete soll sich an 
einem Bemessungshochwasser mit einem Wiederkehrintervall von 100 Jahren (am Oberrhein 200) orien-
tieren. Dazu sollen nach landeseinheitlichen Kriterien Hochwassergefahrenkarten erarbeitet werden.
Siedlungsnahe Teilflächen innerhalb hochwassergefährdeter Gebiete und im öffentlichen Interesse lie-
gende bauliche Nutzungen können im Einzelfall von der Ausweisung als Vorranggebiet ausgenommen
werden, sofern keine anderen zumutbaren Entwicklungsmöglichkeiten gegeben sind, kein Verlust an Re-
tentionsfläche eintritt und keine Verschärfung der Hochwassergefahr für Ober- und Unterlieger zu er-
warten ist.
Nicht mit Vorrang belegte Überschwemmungsflächen im Freiraum sind in den Regionalplänen als Vorbe-
haltsgebiete auszuweisen. In den Vorbehaltsgebieten ist dem vorbeugenden Hochwasserschutz bei der
Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen besonderes Gewicht beizumessen.
Auch Freiflächen hinter und unterhalb von Hochwasserschutzanlagen (potenzielle Überflutungsbereiche)
sind als Vorbehaltsgebiete für den vorbeugenden Hochwasserschutz auszuweisen, sofern sie für eine
wirksame Hochwasservorsorge benötigt werden oder außergewöhnliche Beeinträchtigungen auftreten
können, die durch bauliche Maßnahmen mit vertretbarem Aufwand nicht beherrschbar sind.
Die kartografische Darstellung dieser Bereiche soll auch das Bewusstsein für die mit einer Überflutung
verbundenen Gefahren schärfen und zu risikoangepassten Nutzungen, Planungen und Vorkehrungen bei-
tragen. Außerdem sollen die Karten verdeutlichen, dass zur Abwehr der Gefahren durch Hochwasser, zur
Verteidigung der Hochwasserschutzanlagen sowie zur Unterrichtung, Versorgung und Evakuierung der
Bevölkerung und schließlich zur Beseitigung von Hochwasserschäden enorme Mittel für Einsatzkräfte und
Material eingeplant werden müssten. Aus Gründen der Vorsorge soll angestrebt werden, überschwem-
mungsgefährdete Bereiche im Rahmen der Bauleitplanung in Gefahren- und Risikokarten zu erfassen.
4.4 Abfallwirtschaft
Zu 4.4.1 bis 4.4.3 
Bei Produktion, Dienstleistung und Konsum fallen Abfälle an, die verwertet oder beseitigt werden müssen.
Stofflich oder energetisch verwertbare Abfälle, schadstoffhaltige Abfälle und Restabfall werden landes-
weit weitgehend getrennt erfasst und behandelt. Bei Standortentscheidungen für Behandlungsanlagen
und Deponien ist zu gewährleisten, dass die Verkehrsinfrastruktur eine problemlose Rückführung der ge-
wonnenen Wertstoffe in den Wirtschaftskreislauf ermöglicht und vorbehandelter Restabfall umweltver-
träglich abgelagert werden kann. Für das längerfristig zu erwartende Abfallaufkommen sind durch die Re-
gionalplanung in hinreichendem Umfang ökologisch geeignete und wirtschaftlich realisierbare Standorte
zu sichern.
Auch abfallwirtschaftliche Kooperationen, z.B. länderübergreifend mit schweizerischen Kehrichtverbren-
nungsanlagen oder Müllheizkraftwerken in Bayern, dienen einer langfristigen Sicherung des Entsorgung.




Das Bildungswesen ist wesentlich mehr als die Summe der Bildungseinrichtungen. Zum Bildungswesen
gehören neben Vorgaben auf gesetzlicher und anderer Basis, Bildungsinhalten, finanziellen und anderen
staatlichen Hilfen auch die Aktivitäten von Einzelpersonen, Personengruppen, Firmen oder Organisatio-
nen, die - mindestens im engeren Sinn - nicht als Bildungseinrichtungen anzusehen sind. Ein wichtiger
und für den wirtschaftlichen Erfolg wesentlicher Teil des Bildungswesens ist z.B. die laufende Fortbildung
des Personals in allen Bereichen der Wirtschaft, auch wenn diese Fortbildung meist nicht über typische
Bildungseinrichtungen erfolgt.
Zu 4.5.2
Einrichtungen der Bildung und Ausbildung sowie der Fort- und Weiterbildung sind wesentliche Bestand-
teile Zentraler Orte. Sie kennzeichnen nicht nur die zentralörtliche Funktion, sondern sind vielfach gera-
dezu Teile ihrer Identität. Anpassungen im Bildungsbereich müssen daher unter Berücksichtigung der
zentralörtlichen Gliederung erfolgen. Vor allem in den Zentralen Orten verfügen die Bildungseinrichtun-
gen über die für ihre Effektivität nötige Nähe zu Fachkräften, Organisationen und Institutionen. Die ge-
meinsame Nutzung von Gebäuden, technischer Ausstattung und Hilfsmitteln, die Kooperation mit ande-
ren örtlichen Stellen sowie eine bessere Einbindung in den öffentlichen Personennahverkehr erhöhen die 
Effektivität der Bildungseinrichtungen.
Ausbau und Anpassung beinhalten nicht nur Erweiterungen und Verbesserungen, sondern aus Kostengrün-
den auch Verkleinerungen, Zusammenlegungen oder die Auflösung von Einrichtungen. Auch diese Formen der
Anpassung sind in Zentralen Orten und verdichteten Räumen leichter und sozial verträglicher durchzuführen.
Zu 4.5.3
Die Aussagen zu Plansatz 4.5.2 gelten im Prinzip auch für Hochschulen und andere Lehr- und For-
schungseinrichtungen. Im Unterschied zu den allgemeinen Bildungseinrichtungen sind hier auch fachli-
che und regionale Schwerpunkte zu berücksichtigen.
Zu 4.5.4
Der Plansatz hebt nicht nur auf einen einrichtungsspezifischen Ausbau unter Berücksichtigung der zen-
tralörtlichen Gliederung ab. Vor allem durch Intensivierung interdisziplinärer und regionaler Kooperati-
onsmöglichkeiten und durch Ausbau soll das regionale Entwicklungspotenzial gestärkt werden.
4.6 Information und Kommunikation
Zu 4.6.1 bis 4.6.3
Information und Kommunikation haben in den letzten Jahren stark an Bedeutung gewonnen. Hauptursa-
chen hierfür sind die zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtungen, auch mit dem Ausland, das über-
durchschnittliche Wachstum des Dienstleistungssektors und das durch Wohlstand, erhöhte Freizeit und
technischen Fortschritt geförderte stärkere Bedürfnis nach Information und Kommunikation.
Obwohl die entsprechenden Dienstleistungen nach der Postreform keine staatlichen Aufgaben mehr sind,
darf die weitere Entwicklung der Informations- und Telekommunikationsinfrastruktur nicht allein dem freien
Spiel der Kräfte und dem Zufall überlassen werden. Die öffentliche Hand hat eine Grundversorgung zu
gewährleisten, die dem technologischen Stand entspricht und den Bedürfnissen von Wirtschaft und Ge-
sellschaft Rechnung trägt. Benachteiligungen ländlicher Teilräume müssen durch einen gleichwertigen
Zugang zum neuen Dienstleistungsmarkt verhindert werden.
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Zur Erhaltung der Attraktivität des Landes als Wohn- und Wirtschaftsstandort muss nicht nur die Leis-
tungsfähigkeit der Post- und Telefondienste, sondern auch die der Multimedia-Techniken und interakti-
ven Medienangebote gewährleistet sein. Bereitstellung und Ausbau entsprechender Techniken sind auch
dann von der öffentlichen Hand zu fördern, wenn diese nicht selbst Träger der entsprechenden Einrich-
tungen ist.
Zu 4.6.4
Wegen der physikalischen Eigenschaften von Funkwellen müssen Richtfunktrassen zwischen Sende- und
Empfangsfunkanlagen durch eine Schutzzone beiderseits der Sichtlinie (Fresnel-Zone) gesichert und von
störender Bebauung freigehalten werden. Dies bedeutet in der Regel keine völlige Freihaltung von Be-
bauung, sondern lediglich eine Beschränkung in der Bauhöhe. Einzelheiten hierzu sind mit den Betrei-
bern der Richtfunkstrecken (z.B. Bundeswehr, Polizei, Telekom) abzustimmen. Eine Koordinierung der Ver-
sorgungsnetze von Fernmeldeanlagen der verschiedenen Betreiber sollte angestrebt werden. Anten-
nenträger im Außenbereich sollten von mehreren Betreibern gemeinsam genutzt werden.
4.7 Sozialwesen, Gesundheitswesen
Zu 4.7.1 und 4.7.2
Die sozialen Sicherungssysteme des Landes sollen so ausgestaltet und ausgebaut werden, dass eine
zeitgemäße, bürgernahe Versorgung gewährleistet ist, die den sozialen, erzieherischen und gesundheit-
lichen Bedürfnissen und Indikationen Rechnung trägt; dazu kann eine familiengerechte Infrastruktur maß-
geblich beitragen. Diese Zielsetzung entspricht dem im Raumordnungsgesetz verankerten Grundsatz, in
allen Teilräumen des Landes gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen.
Die entsprechenden Einrichtungen sind nach fachlichen und raumordnerischen Gesichtspunkten auf-
einander abzustimmen und an der Verteilung und Struktur der Bevölkerung auszurichten. Regionale und
insbesondere überregionale Einrichtungen sollen wegen ihrer großräumigen Versorgungsfunktion und
aus Gründen der Erreichbarkeit grundsätzlich in Zentralen Orten konzentriert werden. Bei Vorliegen be-
sonderer Gründe können derartige Einrichtungen auch künftig außerhalb der Zentralen Orte geschaffen
werden.
Zu 4.7.3
Die Heilbäder und Kurorte dienen der Wiederherstellung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit sowie der
Vorbeugung eines drohenden Gesundheits- und Leistungsverlustes. Sie sind als Gesundheitszentren und
Motoren für die regionale Wirtschaftsentwicklung zu erhalten und auszubauen. Dazu sind Kuranlagen und
Behandlungsmethoden an kurmedizinische Erfordernisse und bäderwissenschaftliche Erkenntnisse an-
zupassen, örtliche Heilmittel und Heilquellen zu schützen und die Infrastruktur an den spezifischen Be-
dürfnissen von Heilbädern und Kurorten auszurichten.
LEP 2002 Begründung (Weiterentwicklung der Infrastruktur)
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5. Freiraumsicherung, Freiraumnutzung
5.1 Freiraumverbund und Landschaftsentwicklung
Zu 5.1.1
Siedlungsentwicklung und Verstädterung haben zu einem wachsenden Verbrauch von Landschaft, Ener-
gie, Rohstoffen und Wasser sowie zu steigenden Belastungen der Umwelt und damit zu einer zunehmen-
den Gefährdung der natürlichen Lebensgrundlagen geführt. Die Sicherung einer lebenswerten Zukunft
und der Erhalt der Gestaltungsmöglichkeiten künftiger Generationen sowie der Erhalt der Lebensräume
und Lebensbedingungen für Flora und Fauna haben daher den Schutz der Naturgüter Boden, Wasser,
Luft und Klima und die Bewahrung des Freiraums zu einer zentralen Aufgabe der Raumordnung gemacht.
Ein pfleglicher Umgang mit den Naturgütern, eine sparsame Inanspruchnahme natürlicher Ressourcen
und eine Vernetzung der für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild bedeutsamen Freiräume sind
Leitziele im Rahmen der angestrebten nachhaltigen Entwicklung des Landes.
Durch die anhaltende Umwandlung von Natur in Siedlungs- und Verkehrsfläche sowie durch Rohstoffab-
bau und andere Abgrabungen, durch Deponiebau, unsachgemäße Auffüllungen und sonstige Flächen-
nutzungen geht täglich wertvoller Naturraum verloren. Dadurch wird nicht nur wichtiger Lebens- und Er-
holungsraum zerstört, sondern auch die Grundlage für land- und forstwirtschaftliche Nutzungen gefähr-
det und die Leistungsfähigkeit der Böden als Wasserspeicher und Filter geschädigt.
Zur langfristigen Sicherung der Bodenfunktionen sind ein nachhaltiger Umgang mit den begrenzten Bo-
denressourcen und eine Minimierung der weiteren Flächeninanspruchnahme im Sinn der Qualitäts- und
Handlungsziele des Umweltplans erforderlich. Zur Schonung noch funktionsfähiger Böden und Frei-
flächen sollen bereits in Anspruch genommene, aber nicht mehr genutzte Flächen verstärkt einer Wie-
dernutzung durch Industrie-, Gewerbe- und Wohnbebauung zugeführt werden. 
Das Naturgut Boden ist auch im weiteren Sinn zu verstehen, u.a. als Geosphäre sowie nach dem Boden-
schutzgesetz des Landes auch als „landschaftsgeschichtliche Urkunde“. Somit beinhaltet der Schutz des
Bodens i.w.S. auch den Schutz der Geotope, die als erdgeschichtliche Bildungen der unbelebten Natur
Erkenntnisse über die Entwicklung der Erde oder des Lebens vermitteln. Sie umfassen Aufschlüsse von
Gesteinen, Böden, Mineralien und Fossilien sowie einzelne Naturschöpfungen und natürliche Land-
schaftsteile.
Zu 5.1.2
Mit ihrer Entschließung zum "Aufbau eines ökologischen Verbundsystems in der räumlichen Planung" vom
27.11.1992 hat die Ministerkonferenz für Raumordnung (MKRO) die Weichen für ein bundesweites funk-
tional zusammenhängendes Netz ökologisch bedeutsamer Freiräume gestellt. Ein besonderer Stellenwert
kommt dabei den NATURA-2000-Gebieten (FFH- und Vogelschutzgebiete) der EU-Richtlinien zur Erhal-
tung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen und den Schutzgebieten
mit internationaler Bedeutung gemäß der Ramsar-Konvention vom 02.02.1971 zu. In ihrer ergänzenden
Entschließung vom 08.03.1995 fordert die MKRO die Integration des europäischen Netzes besonderer
Schutzgebiete gemäß Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Richtlinie in die ökologischen Verbundsysteme der Län-
der. Der Landesentwicklungsplan trägt dem Rechnung durch die Vorgabe von europäisch und national
sowie überregional und regional bedeutsamen Landschaftsteilen als Grobgerüst für einen ökologisch
wirksamen Freiraumverbund. Die aktive Freiraumpolitik des Landes wird damit fortgesetzt und konkretisiert.
Die Vorgaben der Ministerkonferenz für Raumordnung zur Ausweisung überregional bedeutsamer natur-
naher Landschaftsräume sollen auf der Grundlage der fachplanerischen Festlegungen eines Land-
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schaftsrahmenprogramms umgesetzt werden. Für den Bereich des südlichen Oberrheins existiert bereits
eine grenzübergreifende Freiraumkonzeption. Die zur Umsetzung von NATURA 2000 gemeldeten Gebiete
und die Gebiete, die sich durch eine überdurchschnittliche Dichte schutzwürdiger Biotope oder über-
durchschnittliche Vorkommen landesweit gefährdeter Arten auszeichnen, sind im Anhang in Karte 4 dar-
gestellt. Die Ausweisung umfasst darüber hinaus ökologisch wie raumplanerisch besonders wichtige
große unzerschnittene Freiräume und Fließgewässer mit ihren unbebauten Talauen. Letztere haben zu-
gleich große Bedeutung für den vorbeugenden Hochwasserschutz (vgl. Plansatz 4.3.6). 
Zu 5.1.2.1
Soweit überregional bedeutsame naturnahe Landschaftsräume fachplanerische Schutzgebiete umfassen,
gelten dort die Verbote und Erlaubnisvorbehalte der Schutzgebietsverordnungen. Durch das Ziel von
Raumordnung und Landesplanung sind auch außerhalb der Schutzgebiete keine Vorhaben zulässig, die
den Schutzzweck beeinträchtigen. Nur Vorhaben, die unvermeidbar sind, können zugelassen werden.
Derartige Eingriffe lösen jedoch eine Ausgleichspflicht aus.
Zu 5.1.2.2
In den überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen sollen zur Schonung des Naturhaus-
halts und des Landschaftsbilds Freizeiteinrichtungen im Siedlungszusammenhang errichtet werden.
Da Baden-Württemberg zu den dicht besiedelten Ländern zählt, sind größere Räume, die nicht von 
Verkehrswegen oder anderen Einrichtungen mit Trennwirkung zerschnitten werden, selten. Wegen der 
besonderen ökologischen Bedeutung dieser Räume für den großräumigen Freiraumverbund sollen tren-
nende Einrichtungen daher nur zugelassen werden, wenn sie unvermeidbar sind. Überregional bedeut-
same naturnahe Landschaftsräume sollen zudem grundsätzlich nicht mit Ver- und Entsorgungseinrich-
tungen belastet werden, die primär anderen Räumen dienen.
Zu 5.1.2.3
Zur Bewahrung der vielfältigen Kulturlandschaft sollen angepasste land- und forstwirtschaftliche Nutzun-
gen erhalten und landespflegerische Aufgaben unterstützt werden. Land- und Forstwirtschaft liefern da-
mit einen entscheidenden ökologischen Beitrag zur Erhaltung der Kulturlandschaft. 
Die weitere Liberalisierung der Agrarmärkte zwingt viele Landwirte zur Betriebsaufgabe oder zur Suche
nach alternativen Erwerbsquellen. Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaftsräume durch eine stand-
ortgemäße landwirtschaftliche Nutzung sind deshalb vielerorts nicht mehr gewährleistet. Es ist deshalb
auf ein Netz existenzfähiger landwirtschaftlicher Betriebe hinzuwirken, insbesondere durch Einbeziehung
in die Förderprogramme der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft und des Naturschutzes. 
Zu 5.1.2.4
Durch Renaturierung und Folgenutzung können Abbaustätten so angelegt werden, dass sie die Zielset-
zungen für überregional bedeutsame naturnahe Landschaftsräume unterstützen können. Die dabei ent-
stehenden, in ihrer Anlage  besonderen Biotope können einen Beitrag zur Erhaltung und Erhöhung der
Artenvielfalt leisten. Neue Abbaustätten sind aus Gründen des Landschaftsschutzes in den überregional
bedeutsamen naturnahen Landschaftsräumen grundsätzlich zu vermeiden.
Zu 5.1.2.5
Die Naturparke entsprechen der im Naturschutzgesetz verankerten Zielsetzung, größere Gebiete, die sich
durch Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft auszeichnen, zu vorbildhaften Erho-
lungslandschaften mit umwelt- und sozial verträglicher Wirtschaftsstruktur zu entwickeln. Der Land-
schaftscharakter soll in diesen Gebieten durch entsprechende Pflegemaßnahmen erhalten und der Er-
holungsverkehr durch Lenkungsmaßnahmen natur- und landschaftsverträglich gestaltet werden. Die Na-
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turparke sollen so als ein eigenständiges Instrument für die Entwicklung größerer Landschaftsräume ge-
nutzt werden, um die Interessen von Naturschutz, Landnutzung und Tourismus aufeinander abzustimmen
und umweltgerechte, nachhaltige Entwicklungen in den berührten Teilräumen voranzubringen.
Zu 5.1.3
Der mit den Vorgaben des Landesentwicklungsplans angestrebte Freiraumverbund ist hierarchisch ge-
stuft. Die ausgewiesenen überregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsräume bilden ein überwie-
gend inselhaftes Grobgerüst (vgl. Karte 4), das durch die Freirauminstrumente der Regionalplanung er-
gänzt werden soll.
Zu diesen Freirauminstrumenten zählen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige Berei-
che; in den Regionalplänen werden Schutzbedürftige Bereiche für Naturschutz und Landschaftspflege,
für die Landwirtschaft, für Waldfunktionen und die Forstwirtschaft, für den Bodenschutz, für die Wasser-
wirtschaft und für die Erholung ausgewiesen. Plansatz 5.1.3 des Landesentwicklungsplans dient auch 
einer einheitlichen Anwendung der regionalplanerischen Festlegungen.
Nutzungen, die mit den Funktionen der Regionalen Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftigen 
Bereiche vereinbar sind, sind zulässig. Die Vereinbarkeit von Infrastruktureinrichtungen hängt insbeson-
dere von deren Bedeutung für die Allgemeinheit, deren Erforderlichkeit und von der Abwägung mit den
Auswirkungen von Alternativlösungen ab.
Zu 5.1.3.1
Schutzbedürftige Bereiche in den Regionalplänen können in vielen Fällen von den Fachplanungen weiter
konkretisiert und durch Rechtsverordnung als Schutzgebiete ausgewiesen werden. Die Träger der Re-
gionalplanung prüfen die Einbeziehung von fachplanerischen Schutzgebieten in den Freiraumverbund.
Zu 5.1.4
Auf der Ebene der Bauleitplanung sind weitere Ergänzungen des Freiraumverbunds möglich. Das Bau-
gesetzbuch stellt den Gemeinden ein Instrumentarium zum Schutz von Freiflächen zur Verfügung, das es
ermöglicht, den Freiraumverbund bis in die Siedlungen hinein zu verästeln.
5.2 Rohstoffsicherung
Zu 5.2.1
Der Abbau oberflächennaher mineralischer Rohstoffe und die Sicherung künftiger Abbaumöglichkeiten
können nur an den natürlichen Lagerstätten erfolgen. Die Rohstoffversorgung für Baumaßnahmen aller
Art, insbesondere für Siedlungs- und Straßenbau und für die rohstoffverarbeitende Industrie, soll 
möglichst verbrauchsnah und bis zur Erschöpfung der Lagerstätte erfolgen. Die Abbauplanung der 
Rohstoffindustrie ist langfristig angelegt und konkurriert zwangsläufig mit anderen ortsgebundenen und
langfristigen Raumnutzungsansprüchen. Rohstoffabbau und Flächensicherung sind in der Regel mit er-
heblichen Eingriffen in Landschaft und Natur verbunden. Die Sicherstellung einer bedarfsgerechten und
verbrauchernahen Versorgung mit oberflächennahen Rohstoffen ist daher eine zentrale Aufgabe der Lan-
des- und Regionalplanung. Diese Aufgabe kann nur erfüllt werden, wenn der heimischen Rohstoffindus-
trie die Entwicklungsmöglichkeiten geboten werden, die einer realistischen Prognose der Rohstoffnach-
frage entsprechen.
Die bedeutsamen Rohstoffvorkommen sind entsprechend dem derzeitigen Kenntnisstand, also nicht ab-
schließend und nicht vollständig, im Anhang in Karte 5 dargestellt. Die Darstellung kann erste Hinweise
auf Raumnutzungskonflikte und entsprechenden Regelungsbedarf in den Regionalplänen geben.
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Zu 5.2.2
Rohstofferfassung und Rohstoffkartierung werden durch das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und
Bergbau (LGRB) fortlaufend aktualisiert und den Regionalverbänden zugänglich gemacht. Allen Pla-
nungsträgern wie auch den Unternehmen stehen die Lagerstättenpotenzialkarten für die Regionen zur
Verfügung. Darüber hinaus erstellt das LGRB ein landesweites Kartenwerk oberflächennaher Rohstoffe
im gleichen Maßstab und im üblichen Schnitt der topografischen Karten (KMR 50). Im Übrigen erfolgt die
Unterstützung von Rohstoffabbau und Rohstoffsicherung durch die öffentlichen Planungsträger im Rah-
men der Rechtsvorschriften und Zuständigkeiten.
Zu 5.2.3
In den Regionalplänen sind Abbaustätten, Erweiterungsflächen und sonstige möglicherweise abbauwür-
dige Rohstoffvorkommen als Abbaubereiche und Sicherungsbereiche für die Dauer des Planungszeit-
raums, der für die Regionalplanung maßgeblich ist, festzulegen; dieser beträgt derzeit rund 15 Jahre. Ab-
baubereiche und Sicherungsbereiche ergänzen einander. Ihre Kombination führt dazu, dass sich sowohl
Abbauunternehmen als auch Repräsentanten konkurrierender Nutzungsansprüche für einen Zeitraum von
rund 30 Jahren darauf einstellen können, dass in den ausgewiesenen Bereichen der Rohstoffabbau Vor-
rang vor anderen Nutzungen hat bzw. durch anderweitige Nutzungen nicht verhindert werden darf.
Abbaubereiche und Sicherungsbereiche werden als Ziele der Raumordnung festlegt. Die Ausweisung von
Abbaubereichen im Regionalplan enthält die verbindliche Aussage, dass aus Sicht der Regionalplanung
und vorbehaltlich des Ergebnisses des fachgesetzlichen Zulassungsverfahrens in solchen Bereichen ein
Rohstoffabbau innerhalb des Planungszeitraums möglich ist und deshalb der Abbau innerhalb des Pla-
nungszeitraums planerisch gegen anderweitige Raumnutzungsansprüche sichergestellt wird. Die Auswei-
sung von Sicherungsbereichen im Regionalplan enthält die verbindliche Aussage, dass ein eventueller spä-
terer Rohstoffabbau, über den zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht zu entscheiden ist, durch andere,
konkurrierende Raumnutzungsansprüche nicht verhindert werden darf, dass aber auch der Rohstoffabbau
vor dem Ende des Planungszeitraums nur ausnahmsweise möglich ist. Bei einer Regionalplanfortschrei-
bung auf der Grundlage eines regionalen Rohstoffkonzepts eignen sich Sicherungsbereiche in der Regel
für eine Umwandlung in Abbaubereiche. Durch die Anpassung des Landesplanungsgesetzes an das
Raumordnungsgesetz 1998 kann sich die Bezeichnung der Abbaubereiche und der Sicherungsbereiche
ändern. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. Die planerische Aussage, dass Rohstoffabbau
und Rohstoffsicherung gegenüber entgegenstehenden Raumnutzungen Vorrang haben, bleibt erhalten.
Zu 5.2.4
Es liegt im planerischen Ermessen der Regionalverbände, den Rohstoffabbau auf Grund einer regions-
weiten Prüfung in bestimmten Bereichen zu konzentrieren und zugleich in den übrigen Bereichen auszu-
schließen; dies gilt nicht für grundeigene Bodenschätze im Sinn des Bundesberggesetzes. Durch eine
solche Planung kann die Gestaltungsmöglichkeit genutzt werden, die § 35 Abs. 3 Satz 3 des Baugesetz-
buchs bietet.
Rohstoffabbau ist eine Raumnutzung, die im Verhältnis zu anderen Raumnutzungen grundsätzlich gleich-
wertig ist. Sie erhält ihr Gewicht erst durch die planerische Entscheidung über die Ausweisung eines Ab-
baubereichs oder eines Sicherungsbereichs. Gleichzeitig hat der Regionalverband abzuwägen, ob zur Er-
haltung der Landschaft, zur Schonung der Rohstoffreserven und zur Verringerung der Raumnutzungs-
konflikte eine regionale Konzentration auf wenige Abbaustätten, deren Erweiterung und ein möglichst voll-
ständiger Abbau angestrebt werden sollen. Dabei soll auch berücksichtigt werden, ob eine solche Kon-
zentration den Zielsetzungen des Mittelstandsförderungsgesetzes entspricht.
Die Entwicklung und Förderung der Kreislaufwirtschaft, insbesondere die Wiederverwertung von Bau-
stoffen, entspricht der zentralen Leitvorstellung der Raumordnung in § 1 Abs. 2 des Raumordnungsge-
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setzes. Diese Leitvorstellung zur Schonung der Rohstoffvorkommen im Interesse späterer Generationen
steht für eine nachhaltige Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Ansprüche an den Raum
mit seinen ökologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, großräumig ausgewo-
genen Ordnung führt. Sie verpflichtet nicht ausschließlich zur Bewahrung der Stoffe, die nach den jetzi-
gen gesellschaftlichen und rechtlichen Verhältnissen sowie nach dem jetzigen Stand der Technik als Roh-
stoffe gelten. Diese Leitvorstellung zwingt auch dazu, bei planerischen Entscheidungen zur Rohstoff-
sicherung die Entwicklung zu neuen Rohstoffen als reale Zukunftsalternative in Betracht zu ziehen und
mit vollem Gewicht zu berücksichtigen.
Zu 5.2.5
Auch der Folgenutzung von Abbaustätten kommt erhebliche Bedeutung zu. Nachdem der hohe Stellen-
wert aufgelassener Abbaustätten für den Arten- und Biotopschutz erkannt wurde, tritt Renaturierung 
gegenüber Wiedernutzung zunehmend in den Vordergrund. Bei der Renaturierung kommt der Schaffung
von Sekundärlebensräumen wachsende Bedeutung zu. Leitbilder für eine ökologisch orientierte Folge-
nutzung werden im Rahmen naturräumlicher Entwicklungsziele im Landschaftsrahmenprogramm darge-
stellt.
5.3 Landwirtschaft, Forstwirtschaft
Zu 5.3.1 bis 5.3.3
Die Land- und die Forstwirtschaft sollen als leistungsfähige Wirtschaftszweige so fortentwickelt werden,
dass sie für den Wettbewerb gestärkt werden und ihre Funktionen für die Ernährungs- und Rohstoffsi-
cherung sowie ihre naturschutzrelevanten und landschaftspflegerischen Aufgaben auf Dauer erfüllen 
können.
Obwohl die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe im Zug des tiefgreifenden wirtschaftlichen Struktur-
wandels in den vergangenen Jahrzehnten stark zurückging und im Landesdurchschnitt weniger als 3 %
der Erwerbstätigen im primären Sektor beschäftigt sind, kommt der Land- und Forstwirtschaft in Baden-
Württemberg nach wie vor erhebliche Bedeutung zu. Sie besitzt durch die Produktion von Grundnah-
rungsmitteln und regionalen Spezialitäten, aber auch und künftig vermehrt als Rohstofflieferant für die
heimische Industrie vor allem für den Ländlichen Raum ein hohes Gewicht und ein erhebliches Entwick-
lungspotenzial. Sie stützt zudem durch ihre vielfältigen Verflechtungen mit anderen Wirtschaftsbereichen
das im Ländlichen Raum angesiedelte mittelständische Handwerk und Dienstleistungsgewerbe und trägt
damit auch zur Erhaltung außerlandwirtschaftlicher Arbeitsplätze bei.
Die Ertragsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft ist durch Strukturverbesserungen, Beratung und Ho-
norierung nicht marktfähiger Leistungen sowie durch Förderung der Verwendung des umweltfreundlich
nachwachsenden Rohstoffs Holz zu sichern. Auf der landwirtschaftlichen Fläche werden wichtige Leis-
tungen für die Gesellschaft erbracht. Durch die Multifunktionalität der Landwirtschaft ist gewährleistet,
dass diese Flächen als Kulturlandschaft erhalten und genutzt werden. Damit ist die Landwirtschaft in Ba-
den-Württemberg auch ein Garant für die Erhaltung „weicher Standortfaktoren“, die in der heutigen 
globalen Konkurrenzsituation zunehmend an Bedeutung gewinnen. 
Jeweils knapp 40 % der Waldfläche Baden-Württembergs befinden sich in privatem oder kommunalem
Besitz. Auch dort werden wichtige Leistungen für die Gesellschaft erbracht, die letztlich die Standortfak-
toren des Landes mitbestimmen. Derzeit werden noch rund 80 % der Landesfläche land- und forstwirt-
schaftlich genutzt. Die land- und forstwirtschaftlich genutzte Fläche wird jedoch durch die Flächeninan-
spruchnahme für Wohnungsbau, Industrieansiedlung und Verkehrsinfrastruktur, aber auch durch Nut-
zungs- und Betriebsaufgaben weiter zurückgehen.
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Die Landwirtschaft kann ihre Aufgaben nur dann erfüllen, wenn entsprechende räumliche, bodenbezo-
gene, betriebs- und flurstrukturelle Voraussetzungen erhalten bzw. geschaffen werden. Die Begrenzung
des Produktionsmitteleinsatzes im Interesse des Umwelt- und Verbraucherschutzes bedarf in Zukunft
noch mehr als bisher einer Sicherung gut geeigneter Standorte. Für die land- und forstwirtschaftliche
Nutzung gut geeignete Böden und Standorte, die eine ökonomisch und ökologisch effiziente Produktion
ermöglichen, sollen als zentrale Produktionsgrundlage geschont und nur in unabweisbar notwendigem
Umfang für andere Nutzungsarten vorgesehen werden. Gerade auf Grund der in den Räumen mit starkem
Siedlungsdruck zu erkennenden Mehrfachansprüche an die Flur ist eine langfristig gesicherte, ökonomi-
sche Bewirtschaftung durch landwirtschaftliche Betriebe letztlich Voraussetzung für eine verbraucherna-
he Versorgung und die Sicherung der vielfältigen Funktionen. Dort, wo der Grundbesitz stark zersplittert
oder unzureichend erschlossen ist und die einzelnen Besitzstücke für eine zweckmäßige Bewirtschaftung
zu klein oder ungünstig geformt sind, sollen die Dorf-, Betriebs- und Flurstückverhältnisse durch Flur-
neuordnungen nach neuzeitlichen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten ausgerichtet werden. Die
Globalisierung der Agrarmärkte stellt zunehmend höhere Anforderungen an die Wettbewerbsfähigkeit der
heimischen Landwirtschaft, die auch in Krisensituationen einen wesentlichen Beitrag zur Ernährungs-
sicherheit gewährleisten soll. Gleichzeitig ist auf eine dauerhafte Bewahrung der Bodengüte hinzuwirken,
da Böden nicht vermehrbar und in menschlichen Lebens- und Planungszeiträumen nicht erneuerbar sind.
Zur Wahrung, Pflege und Gestaltung bevorzugter Erholungslandschaften sind in den Mittelgebirgsland-
schaften und Höhengebieten die erschwerten Produktionsbedingungen für Land- und Forstwirtschaft
durch geeignete Umstrukturierungen und Hilfen auszugleichen.
Während die klassische Produktionsfunktion durch die Globalisierung der Agrar- und Lebensmittelmärk-
te stark an Bedeutung verloren hat, haben sich für die Land- und Forstwirtschaft neue wichtige Aufgaben
für das Gemeinwohl ergeben. Die Produktion nachwachsender Rohstoffe und regenerativer Energieträ-
ger, der nachhaltige Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen Boden, Wasser und Luft sowie mit zu-
nehmendem Stellenwert die Pflege und Erhaltung der vielfältigen Natur- und Kulturlandschaften Baden-
Württembergs sind Aufgaben, auf die unsere Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft nicht verzichten
kann. Eine flächendeckende Land- und Forstbewirtschaftung durch leistungsfähige Haupt- und Neben-
erwerbsbetriebe soll daher gesichert werden.
Zu 5.3.4 und 5.3.5
Der Wald hat in der modernen Industriegesellschaft besondere Bedeutung. Er liefert Holz, sorgt für 
saubere Luft, frisches Wasser und ein ausgeglichenes Klima, schützt den Boden, bietet der Tier- und
Pflanzenwelt Lebensraum und dient als Erholungsraum. Zur Erfüllung dieser umfangreichen Anforde-
rungen wurde das Konzept einer "Naturnahen Waldwirtschaft" entwickelt. Dieses wird im Staatswald wei-
terhin verfolgt; es setzt auf die Ausnutzung natürlicher Abläufe und Steuerungsmechanismen und soll
gewährleisten, dass der Wald seine Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion auf Dauer erfüllen kann.
Hauptziel muss es deshalb sein, den Wald zu erhalten und funktionsgerecht, naturnah und nachhaltig
zu bewirtschaften.
Ausgedehnten Waldgebieten in den ländlich geprägten Mittelgebirgsräumen des Landes stehen waldar-
me Gebiete in den Verdichtungsräumen gegenüber. Hieraus ergibt sich ein besonderes Schutzbedürfnis
für Waldflächen in den Verdichtungsräumen. 
Aufforstungen sollten sich vorrangig auf weniger ertragreiche landwirtschaftliche Flächen und renaturierte
Areale wie Steinbrüche und Konversionsflächen konzentrieren und durch Anpflanzung standortgerech-
ter Laub- und Nadelbäume zu einer Ausdehnung der Mischwaldflächen beitragen. Die Aufforstungen soll-
ten so gesteuert werden, dass für den Naturschutz und die Landwirtschaft wichtige Flächen möglichst ge-
schont werden. Auch auf Grenzertragsflächen mit Biotop-Funktionen sollen keine Aufforstungen erfolgen.
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Eingriffe in den Waldbestand in Verdichtungsräumen und Eingriffe in Wälder mit besonderen Schutz- und
Erholungsfunktionen sind auf das Unvermeidbare zu beschränken. Angestrebt wird eine strukturelle Ver-
besserung der Waldausstattung in waldarmen Gebieten; bei der Umsetzung des Anliegens der Waldver-
mehrung in diesen Gebieten muss den Belangen des Naturschutzes und der Landwirtschaft Rechnung
getragen werden.
5.4 Freizeit und Erholung
Zu 5.4.1
Die Bereiche Freizeit und Erholung haben in den letzten Jahrzehnten stark an Bedeutung gewonnen. Ar-
beitszeitverkürzungen, steigende Einkommen und demografische Veränderungen sowie die sozialversi-
cherungsrechtlichen Regelungen zu Kur und Rehabilitation vor der Gesundheitsreform haben eine stär-
kere Frequentierung örtlicher und ortsnaher Anlagen und Einrichtungen wie auch einen Anstieg der Be-
suche und Aufenthalte in den Tourismus- und Erholungsregionen des Landes bewirkt.
Da auf Grund medizinischer Fortschritte mit einem weiteren Anstieg der durchschnittlichen Lebenser-
wartung zu rechnen ist, der Anteil älterer Menschen durch den signifikanten Geburtenrückgang weiter
deutlich zunehmen wird und zudem in hohem Maß von den Möglichkeiten des Vorruhestands Gebrauch
gemacht wird, müssen die Freizeit- und Erholungsangebote verstärkt auch auf die Bedürfnisse der älte-
ren Generation ausgerichtet werden.
Ausweisung, Gestaltung und verkehrliche Anbindung von Flächen für Freizeit und Erholung sollen sich
am Bedarf orientieren und bei Kur- und Erholungsorten sowie stark frequentierten Freizeiteinrichtungen
der besonderen Situation Rechnung tragen.
Zu 5.4.2 
Tourismusorte sowie Kurorte und Heilbäder sollen in ihrer Attraktivität als Reiseziele sowie als Standorte
einer speziellen Form der Ferien- und Langzeiterholung  gestärkt werden. Dazu sollen die infrastruktu-
relle Ausstattung sowie die verkehrliche Anbindung und Erschließung an die spezifischen Bedürfnisse
von Tourismus und Erholung angepasst und auf eine Verbesserung und Sicherung der Umweltqualität
hingewirkt werden. 
Zu 5.4.3 bis 5.4.6
Neue Freizeiteinrichtungen sollen zur Verbesserung des Wohnumfelds, zur Eindämmung des Land-
schaftsverbrauchs und zur Verminderung des Freizeitverkehrs künftig stärker an der Lage der Wohn-
siedlungen ausgerichtet und verkehrlich besser an diese angebunden werden.
In der Nähe größerer Siedlungen sind entsprechende Flächen planerisch zu sichern und von anderen
Nutzungen freizuhalten. Auch für großflächige Freizeiteinrichtungen sind frühzeitig geeignete Standorte
zu sichern.
Bei der Gestaltung und dem Betrieb der Einrichtungen sollen Belastungen der Umwelt und störende Ein-
wirkungen auf Wohnsiedlungen gering gehalten und Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds, z.B. durch
Errichtung großer offener Parkplätze, vermieden werden.
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6. Stärkung der regionalen Eigenkräfte
6.1 Regionalplanung, Umsetzung der Regionalplanung
Zu 6.1.1
Der Landesentwicklungsplan enthält gemäß § 3 Abs. 1 des Landesplanungsgesetzes Grundsätze und Ziele
der Raumordnung und Landesplanung für die räumliche Ordnung und Entwicklung des Landes sowie Zie-
le für einzelne raumwirksame Vorhaben mit Landesbedeutung. Er stellt eine landesweite raumordnerische
Gesamtkonzeption dar, die die raumbedeutsamen Fachbereiche integriert.
Die Vorgaben des Landesentwicklungsplans sind in den Regionalplänen räumlich und sachlich auszu-
formen. Die Bauleitplanung und die raumbedeutsamen fachlichen Einzelplanungen richten sich an die-
sen Planungen aus. Die Regionalpläne sind ebenso wie die staatlichen Entwicklungspläne Mittel der
Raumordnung und Landesplanung. Die Regionalplanung ist die vom Land den Regionalverbänden über-
tragene übergeordnete, überörtliche und zusammenfassende Planung in der Region, d.h. Landesplanung
für Teilräume des Landes. Die Regionalpläne sind somit regionale Entwicklungspläne.
Die Grundsätze und Ziele im Landesentwicklungsplan und in den Regionalplänen sind am Raumord-
nungsgesetz auszurichten; dies erfolgt nach der Novellierung des Raumordnungsgesetzes über die Aus-
gestaltung einer nachhaltigen Raumentwicklung als Leitvorstellung der Raumordnung auch für die Teil-
räume des Landes. Gleichwertigkeit und Zukunftsfähigkeit stellen wesentliche Aspekte dieser Leitvor-
stellung dar.
Zu 6.1.2 bis 6.1.5
Das Landesplanungsgesetz (LplG) legt als Aufgabenbereiche der Raumordnung und Landesplanung - 
neben der Planungsfunktion - auch eine Abstimmungs-, Koordinierungs- und Mitwirkungsfunktion zur
Umsetzung der Planung fest (§ 1 LplG). Dazu kommt nach § 12 des Landesplanungsgesetzes für die höhe-
ren Raumordnungsbehörden und die Regionalverbände zusätzlich die Beratung der Träger der Bauleit-
planung sowie der anderen öffentlichen und sonstigen Planungsträger. Auch können die Regionalver-
bände nach dem Gegenstromprinzip Vorschläge zu Fachplanungen des Landes machen oder vom Land
zur Mitwirkung an Fachplanungen beauftragt werden (§ 17 LplG).
Das Raumordnungsgesetz (ROG) stärkt die regionale Ebene. Die Träger der Landes- und Regionalpla-
nung sollen nach dieser rahmenrechtlichen Vorgabe des Bundes nicht nur die entsprechenden Pläne er-
stellen, sondern ausdrücklich auch auf die Verwirklichung der Pläne hinwirken und die Zusammenarbeit 
zwischen öffentlichen und privaten Stellen fördern (§ 13 ROG). Darüber hinaus können den Trägern der
Regionalplanung weitere Aufgaben übertragen werden (§ 9 Abs. 5 ROG). Das Landesplanungsgesetz 
wurde im März 2001 insoweit an das Raumordnungsgesetz angepasst. Die Modalitäten der Anpassung
richten sich an dem Ziel aus, die Zusammenarbeit der regionalen und kommunalen Entscheidungsträger
bei der Entwicklung der Regionen zu optimieren und alle öffentlichen und privaten Kräfte in den Regio-
nen zu bündeln (vgl. §§ 12 a bis c des Landesplanungsgesetzes).
Die Stärkung der regionalen Eigenkräfte ist notwendig. Es hat sich gezeigt, dass zur Bewältigung vieler
neuer Aufgabenfelder die Planungsebene der Kommunen zu klein und die des Landes zu groß ist. Hier
ist die Kooperation auf regionaler Ebene gefordert, wobei ausdrücklich die maßgeblichen öffentlichen
Stellen und privaten regionalen Akteure einzubeziehen sind. Die Regionalverbände unterstützen die Ent-
wicklung durch regionales Management, d.h. durch Abstimmung, Koordination und Einbringung von
Know-how. Diese Zusammenarbeit dient in erster Linie der Verwirklichung und Umsetzung der Regional-
planung, muss aber inzwischen wegen der vielfältigen räumlichen und funktionalen Interdependenzen
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auch andere als in  § 8 des Landesplanungsgesetzes genannte "klassische" Themenfelder einbeziehen.
Für den Verband Region Stuttgart sind erweiterte planerische Aufgaben und auch Trägerschaftsaufgaben
seit 1994 gesetzlich geregelt.
Das Landesplanungsgesetz benennt in § 12 a vor allem regionale Entwicklungskonzepte und Städtenetze
sowie vertragliche Vereinbarungen als Möglichkeiten, raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen in
Teilräumen – gerade auch über Verwaltungsgrenzen hinweg - zu verwirklichen. Dazu gehört auch die
Berücksichtigung der Situation von Frauen, Familien  und Kindern, älteren Menschen sowie Menschen
mit Behinderungen. Die Handlungsfreiheit der regionalen Akteure soll, so legt der Plansatz fest, möglichst
weitgehend erhalten werden, damit die nötige Flexibilität für eine befriedigende Erledigung regionalbe-
deutsamer Problemfelder gegeben ist. Die neuere Ausgestaltung der Naturparke in Baden-Württemberg
weist in diese Richtung. So konnte z.B. mit dem Naturpark Südschwarzwald eine regionsübergreifende
Entwicklungskonzeption zur Umsetzung der Intention des Gesetzes erarbeitet werden. Bei Flurneuord-
nungen ist es möglich, Maßnahmen finanziell und zeitlich zusammenzuführen und damit eine ganzheitliche
Entwicklung innerhalb der Flurneuordnungsgebiete herbeizuführen. Dabei können insbesondere unter-
schiedliche Interessen der Gemeinden, der Grundstückseigentümer sowie von Verbänden und Organi-
sationen berücksichtigt werden.
Zu 6.1.6
Neben der regionalen Zusammenarbeit zur Erledigung von speziellen oder akuten Entwicklungsaufgaben
ist die dauerhafte Zusammenarbeit innerhalb der Regionen und über deren Grenzen hinaus auf allen 
Feldern der Regionalentwicklung von Belang. Synergieeffekte durch Bündelung, Spezialisierung und 
Vernetzung können zu einer Verbesserung der Entwicklungschancen führen und die zur Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit des Landes notwendige Entwicklung regionaler Schwerpunkte (Cluster) unterstüt-
zen. Vielfach können so regionale Eigenkräfte auch ohne größeren Finanzbedarf oder finanzielle Förde-
rung mobilisiert werden.
Zu 6.1.7
Angesichts angespannter Haushaltssituationen in den Verwaltungen kann die mit Plansatz 6.1.6 gefor-
derte generelle Zusammenarbeit auch zu einem noch gezielteren und effektiveren Mitteleinsatz aus 
Förderprogrammen führen. Eine Konsequenz geringerer Finanzierungsspielräume ist zunehmend auch
die Forderung nach integrierten, abgestimmten Entwicklungskonzepten, die möglichst durch detaillierte
Bedarfs- und Finanzierungspläne transparent gemacht werden.
6.2 Besondere regionale Entwicklungsaufgaben
Zu 6.2.1
Die wachsenden Abstimmungs- und Handlungserfordernisse, die sich aus der Notwendigkeit ergeben,
Baden-Württemberg im nationalen und internationalen Rahmen wettbewerbsfähig und attraktiv zu halten,
zwingen dazu, für Teilräume des Landes Handlungsstrategien zu entwickeln und weiterzuführen. Dabei
kann die Festlegung von Entwicklungsaufgaben über die Abgrenzung einer Region hinausgehen und auch
landesgrenzenübergreifend wirksam werden. Gestützt auf § 3 Abs. 2 Nr. 4 des Landesplanungsgesetzes
und die neuere Raumordnungspolitik des Bundes (Raumordnungsgesetz, Raumordnungspolitischer Ori-
entierungs- bzw. -handlungsrahmen und Beschlüsse der Ministerkonferenz für Raumordnung) werden
wegen ihrer besonderen Landesbedeutung für drei großräumige Landesteile regionale Entwicklungsauf-
gaben festgelegt. Ihre Aufgaben werden in den Plansätzen 6.2.2 bis 6.2.4 im Einzelnen dargestellt.
Darüber hinaus werden auf Grund spezieller räumlicher Gegebenheiten für einige kleinere Landesteile
besondere regionale Entwicklungsaufgaben festgelegt. Der Landesentwicklungsplan benennt vier sehr
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unterschiedlich strukturierte weitere Räume als augenfällige Beispiele für eine sinnvolle regionale Ko-
operation und ordnet ihnen in den Plansätzen 6.2.5 bis 6.2.8 spezifische Entwicklungsaufgaben zu. Im
Kapitel 6.3 werden zudem für die Räume mit Strukturschwächen allgemein Entwicklungsaufgaben fest-
gelegt. Im Zusammenhang mit Kapitel 6.1 wird deutlich gemacht, dass alle Regionen und somit alle Lan-
desteile an der Entwicklung aktiv und kooperativ teilnehmen sollen. Eine Nennung weiterer oder aller Teil-
räume des Landes und ihrer (möglichen) Aufgaben im Sinn einer flächendeckenden Erfassung ist nicht
vorgesehen.
Der dritte Teil des Plansatzes 6.2.1 hat den Charakter einer Raumordnungsklausel, vergleichbar mit Plan-
satz 6.1.3. Die Regionalverbände, die in aller Regel eine Moderatorenfunktion unter den regionalen Ak-
teuren übernehmen können, werden verpflichtet, frühzeitig alle berührten Stellen und Organisationen im
Aktionsraum einzubeziehen.
Zu 6.2.2 (Europäische Metropolregien Stuttgart)
Europäische Metropolregionen (EMR) sind räumliche und funktionale Standorte, deren herausragende
Funktionen im internationalen Maßstab über die nationalen Grenzen hinweg ausstrahlen. Sie stellen we-
der eine neue Raumkategorie noch eine weitere Kategorie im Rahmen des Zentrale-Orte-Systems dar.
Die Ministerkonferenz für Raumordnung hat mit Beschluss vom 08.03.1995 mit dem Raumordnungspoli-
tischen Handlungsrahmen unter Zugrundelegung von verschiedenen Kriterien für Deutschland neben
sechs weiteren eine Europäische Metropolregion Stuttgart festgelegt, für die auf Landesebene Entwick-
lungsvorstellungen zu präzisieren sind. In den Leitvorstellungen hierzu wird ausgeführt, dass die Kon-
zeption der Europäischen Metropolregion die Möglichkeit der Verteilung und Vernetzung von Raumfunk-
tionen im regionalen Maßstab biete; es werde damit keine Konzentration auf ein Zentrum im Sinn einer
Eurometropole angestrebt. Daraus folge, dass eine feste äußere Abgrenzung einer Europäischen Metro-
polregion nicht möglich und nicht sinnvoll sei; eine Orientierung am betreffenden Verdichtungsraum und
dessen Randzone erscheine jedoch unerlässlich. Durch Einbeziehung von mehreren, untereinander gut
verbundenen Zentren in eine Europäische Metropolregion ließen sich beachtliche Synergieeffekte frei-
setzen und monozentrische Überlastungserscheinungen vermeiden.
Bei der Ausformung der Europäischen Metropolregion Stuttgart orientiert sich der Landesentwicklungs-
plan an dem Beschluss der Ministerkonferenz und seiner Begründung. Demgemäß wird die Abgrenzung
bewusst unscharf gelassen und grob mit der Mindestausdehnung entsprechend dem Verdichtungsraum
Stuttgart (der die Räume um Heilbronn und Reutlingen/Tübingen einschließt) und der zugehörigen Rand-
zone umrissen. Damit wird der Planungs- und Handlungsraum, innerhalb dessen im Sinn der Europäi-
schen Metropolregion Stuttgart agiert werden soll, beschrieben, gleichzeitig aber vermieden, durch ge-
meindescharfe Abgrenzung, Kommunen als Akteure zu verpflichten oder auszugrenzen.
Die EMR Stuttgart soll sich nicht nur in ihrer räumlichen Struktur, sondern auch organisatorisch auf 
ihre Dezentralität stützen. Kooperation, Arbeitsteilung, Erzielung von Synergien, Vermeidung von Über-
lastung sind einige der raumordnerischen Leitvorstellungen. Insbesondere die Räume um Heilbronn
(Plansatz 6.2.2.2) und Reutlingen/Tübingen (Plansatz 6.2.2.3) sind in ihrer Eigenständigkeit zu stärken,
auch im Hinblick auf ihre Mittlerrollen und oberzentralen Funktionen für die Regionen Franken bzw. 
Neckar-Alb. Damit soll von vornherein die in Plansatz 6.2.2 postulierte Vernetzung mit anderen Landes-
teilen gewährleistet werden. Eine auf breiter kommunaler Basis in der Region Neckar-Alb beschlossene
Resolution bringt beispielsweise zum Ausdruck, dass Entwicklungschancen, die sich aus der Zuordnung
von Teilen der Region zur EMR Stuttgart ergeben, so genutzt werden sollen, dass der Raum Neckar-
Alb seinen Beitrag zur Landesentwicklung erbringen kann. Darüber hinaus wird die künftige Zuordnung
des Verdichtungsbereichs im Ländlichen Raum Albstadt/Balingen/Hechingen zur EMR Stuttgart ge-
wünscht.
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Die Ausweisung der Europäischen Metropolregion Stuttgart durch die Ministerkonferenz bestätigt aus
bundesweiter Sicht die herausragende Funktion dieses Raums, dem aus Landessicht eine Führungsrol-
le mindestens in wirtschaftlicher und internationaler Sicht zukommt. Diese Funktionen sind zu erhalten
und weiterzuentwickeln. Dabei wird im Plansatz 6.2.2.1 eine Ausschließlichkeit im Hinblick auf bereits be-
stehende vergleichbare Funktionen in anderen Städten des Landes, die im Rahmen einer weitergehen-
den Vernetzung wirksam gemacht werden können, vermieden.
Die Ministerkonferenz hat in ihrem Beschluss zu den Europäischen Metropolregionen Handlungsschwer-
punkte zur Stärkung und Entwicklung dieser Räume vorgesehen. Der Landesentwicklungsplan sieht für
die EMR Stuttgart insbesondere auf den Gebieten der internationalen Anbindungsqualität und der Ver-
netzung zwischen den Europäischen Metropolregionen Maßnahmenbedarf. Deshalb wird im Plansatz auf
die Weiterentwicklung und Verknüpfung der transeuropäischen Verkehrsinfrastruktur abgehoben: Lan-
desflughafen, Hochgeschwindigkeitsverkehr auf der Schiene und leistungsfähige Fernverkehrsstraßen.
Ebenso bedeutsam für den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg ist die Erhaltung und Weiterentwick-
lung einer zukunftsfähigen Dienstleistungsinfrastruktur, wie sie von der Messe Stuttgart bereitgestellt wird.
Die Funktion einer Landesmesse kann der Messeplatz Stuttgart am derzeitigen Standort wegen einer 
Reihe von Infrastrukturmängeln nicht erfüllen. Vielmehr setzt dies voraus, dass die Landesmesse an 
einem attraktiven Standort in räumlicher Nähe zum Landesflughafen mit unmittelbarem Anschluss an das
transeuropäische Verkehrsnetz von Schiene und Straße neu erbaut wird.
Die Entwicklung im Großraum Stuttgart hatte bisher schon mehr oder weniger starke Auswirkungen auf
angrenzende und auch weiter entfernte Landesteile. Die im Plansatz postulierte Stärkung der Funktion als
Europäische Metropolregion stärkt insgesamt das Land, wenn es gelingt, vor allem durch eine leistungs-
fähige Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, aber auch durch Vernetzungen jedweder Art den Aus-
tausch von Leistungen und Informationen innerhalb Baden-Württembergs weiter zu verbessern. Insbe-
sondere sollte die Vernetzung mit dem Rhein-Neckar-Raum und dem Raum Karlsruhe, die vor allem im
wissenschaftlich-technologischen Bereich weit fortgeschritten ist, intensiviert werden.
Zu 6.2.3 (Europäischer Verflechtungsraum Oberrhein)
Das Oberrheingebiet stellt innerhalb des Landes, aber auch innerhalb Westeuropas einen landschaftlich,
siedlungsstrukturell und verkehrlich einzigartigen Großraum dar. Ein Charakteristikum der Oberrhein-
ebene und der anschließenden Gebirgsränder ist die Vielfalt und die Abwechslung ihrer Landschaften
und Städte. Besondere Entwicklungsmöglichkeiten im vereinten Europa ergeben sich für das Oberrhein-
gebiet aus seiner verbindenden Lage an der Schnittstelle von drei Staaten und einer Vielzahl von Ver-
waltungsräumen aller Ebenen. Zwischen den drei Anrainerstaaten Deutschland, Frankreich und der
Schweiz hat sich in den letzten Jahrzehnten bereits eine dynamische Zusammenarbeit entlang des Ober-
rheins herausgebildet. Herausragende Ergebnisse dieser Zusammenarbeit sind das 1999 auf der Grund-
lage der deutsch-französisch-schweizerischen Regierungsvereinbarung von 1975 unter dem institu-
tionellen Dach der Oberrheinkonferenz erarbeitete raumordnerische Leitbild für den Oberrhein sowie das
Raumentwicklungskonzept für den PAMINA-Raum, der das nördliche Elsass, die Südpfalz und die Regi-
on Mittlerer Oberrhein umfasst. Ziel ist eine regional ausgewogene polyzentrale Entwicklung des Grenz-
raums durch ein breites grenzüberschreitendes Zusammenwirken in vielen Fachbereichen auf unter-
schiedlichen funktionalen Stufen. Noch vorhandene Entwicklungshemmnisse und Schwierigkeiten bei der
Umsetzung der im Rahmen der grenzüberschreitenden Kooperation entwickelten Leitvorstellungen sollen
durch eine weitere Intensivierung und einen Ausbau der Zusammenarbeit abgebaut werden.
In Anlehnung an den bundesweit eingeführten Begriff der „Europäischen Metropolregion“ wird für das
Oberrheingebiet der Begriff „Europäischer Verflechtungsraum Oberrhein“ eingeführt. Zielsetzung ist, die-
sen Raum im Sinn einer Europäischen Metropolregion weiterzuentwickeln. Zielsetzungen, wie sie durch
die Beschlüsse der Ministerkonferenz für Raumordnung für Europäische Metropolregionen vorgegeben
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worden sind, sind damit, unter Beachtung der Besonderheiten dieses Verflechtungsraums, sinngemäß
auch auf das Oberrheingebiet (Plansatz 6.2.3) mit seinen Teilräumen (Plansätze 6.2.3.1 bis 6.2.3.5) anzu-
wenden und auszuformen. Die Vorteile der „Städte-Landschaft am Oberrhein“ mit ihrer vernetzten Struk-
tur ohne großflächige Agglomerationen bieten ideale Voraussetzungen für eine am Prinzip der Nachhal-
tigkeit ausgerichtete Planung und Entwicklung.
Die Zielsetzungen für den Europäischen Verflechtungsraum Oberrhein betreffen insbesondere die Wei-
terentwicklung als Wirtschaftsstandort mit europäischer Bedeutung in Anknüpfung an die vielfältigen vor-
handenen sowie durch Kooperationen und Innovationen erschließbaren wirtschaftlichen, technologischen
und wissenschaftlichen Potenziale, die behutsame Weiterentwicklung der typischen Siedlungs- und Frei-
raumstrukturen sowie die Sicherung und Wiederherstellung ökologischer Funktionen.
Besondere Vorbedingungen für eine zukunftsfähige, nachhaltige Umsetzung der Entwicklungsaufgaben
im Gesamtraum sind eine Harmonisierung der Planungskonzepte, ein Ausbau der Zusammenarbeit auf
baden-württembergischer Seite und eine möglichst enge Abstimmung und gegenseitige Information bei
Vorhaben und Maßnahmen beiderseits der Staats- und Landesgrenze. Insbesondere die Sicherung und
Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen sind nur noch in größeren Raumeinheiten mit oftmals
internationalen Dimensionen zu gewährleisten. Der Europäische Verflechtungsraum Oberrhein sollte ein
europäischer Modellraum für die grenzenübergreifende Bewältigung ökologischer und ökonomischer
Herausforderungen und einer Integration sozialer und kultureller Entwicklungen ohne Gleichmacherei
sein.
Im Sinn dieser Bewertung des Oberrheinraums umfasst der Plansatz übergeordnete Entwicklungsziele für
den gesamten in Baden-Württemberg gelegenen Teil sowie Zielsetzungen für die fünf großen (Teil-)Räume
Rhein-Neckar (Plansatz 6.2.3.1), Karlsruhe/Pforzheim (6.2.3.2), Offenburg (6.2.3.3), Freiburg (6.2.3.4) und
Dreiländereck (6.2.3.5).
Zu 6.2.4 (Bodenseeraum)
Schwerpunkt der Zielsetzungen für den Bodenseeraum ist eine ausgewogene Entwicklung als Siedlungs-,
Wirtschafts- und Kulturraum, wobei insbesondere im Uferbereich wegen des hohen Nutzungsdrucks der
Sicherung der ökologischen Funktionen und landschaftlichen Belange sowie der Aufgabe als bedeuten-
der Trinkwasserspeicher Rechnung getragen werden muss. 
Wegen der besonderen ökologischen Empfindlichkeit der Uferlandschaft, der limnologischen Bedeutung
der Flachwasserzone und der vielfältigen Nutzungsansprüche für Siedlung, gewerbliche Wirtschaft,
Dienstleistungseinrichtungen, Erholung und Verkehr wurde von den beiden berührten Regionalverbän-
den gemeinsam ein Teilregionalplan "Bodenseeufer" (Bodenseeuferplan) erstellt, der bei einer Aktuali-
sierung insbesondere eine Überprüfung und gegebenenfalls Neufestlegung des Uferbereichs und der en-
geren Uferzone erfahren sollte. Die Entwicklungsziele des Uferbereichs und der engeren Uferzone soll-
ten konform mit dem Bodenseeleitbild auf die ökologische und landschaftliche Tragfähigkeit ausgerich-
tet sein. Entwicklungsvorhaben im Uferbereich sollten grundsätzlich darauf überprüft werden, ob und wie
sie sich auf die engere Uferzone auswirken. Weitere Entwicklungszielsetzungen für den Bodenseeraum
sind in den Regionalplänen enthalten. Auch über die Landesgrenzen hinweg gibt es seit Jahren auf allen
Planungsebenen formell und informell Konsultationen mit den Bodenseeanrainern Bayern, Schweiz,
Österreich und Liechtenstein. 
Im Umweltplan Baden-Württemberg 2000 hat sich das Land dafür ausgesprochen, die strukturellen Be-
lastungen des Naturraums Bodensee durch eine nachhaltige Siedlungsentwicklung zu minimieren und
auf Vorgaben des Landesentwicklungsplans verwiesen. Unter dem Vorsitz des Landes Baden-Württem-
berg hat die Internationale Bodensee-Konferenz am 14.12.1994 ein Bodensee-Leitbild verabschiedet, das
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das Internationale Leitbild für das Bodenseegebiet der Deutsch-Schweizerischen und Deutsch-Öster-
reichischen Raumordnungskommission vom 18.11.1982 aktualisiert und ergänzt. Es stellt eine von allen
Bodenseeländern und -kantonen gemeinsam getragene Grundlage für eine ganzheitliche Entwicklung
dieses Raums dar. Darüber hinaus verdienen die vielen nicht-staatlichen und nicht-kommunalen Koope-
rationen besondere Erwähnung. Generell ist bemerkenswert, dass weniger die Nationalstaaten als viel-
mehr die Länder (vor allem über die Regierungspräsidien), Regionalverbände, Landkreise und Kommunen
die grenzübergreifende Zusammenarbeit maßgeblich prägen und gestalten.
Der Landesentwicklungsplan stützt diese vielfältige und vielgestaltige Zusammenarbeit im Gesamtraum
und bezieht die Aussagen und Leitsätze des Bodensee-Leitbilds in seine Entwicklungskonzeption ein. 
Dabei werden auf baden-württembergischer Seite insbesondere die regionale und kommunale Ebene ver-
pflichtet, die Zielsetzungen zur Siedlungs-, Freiraum- und wirtschaftlichen Entwicklung bei allen raum-
wirksamen Planungen zu beachten und durch kooperatives Handeln zu einer räumlichen und sachlichen
Ausformung und zu einer für diesen Raum angemessenen Umsetzung zu kommen.
Weite Teile des Bodenseeraums weisen infolge der starken Siedlungsdynamik der letzten Jahrzehnte 
eine überdurchschnittliche Siedlungsverdichtung auf, die die Kriterien eines Verdichtungsraums und 
einer Randzone um den Verdichtungsraum erfüllen (vgl. Plansatz 2.2.1, Anhang dazu sowie Karte 1). 
Die Erweiterung des Oberzentrums für die Region Bodensee-Oberschwaben um die Stadt Friedrichsha-
fen würdigt deren hochrangige zentralörtliche Bedeutung für den Bodenseeraum. Das mehrpolige Ober-
zentrum Friedrichshafen/Ravensburg/Weingarten erfordert eine Kooperation und Aufgabenverteilung. Mit
der Erklärung über die Zusammenarbeit im gemeinsamen Oberzentrum vom September 2001 haben sich
die drei Städte bereits frühzeitig auf Schwerpunkte gemeinsamer Standortpolitik verpflichtet.
Zur Unterstützung der angestrebten siedlungsstrukturellen Entwicklung im besonders beengten nördli-
chen Uferbereich des Bodensees sind Pfullendorf und Stockach als Mittelzentren mit der raumordneri-
schen Zielsetzung ausgewiesen, durch Aufnahme von nicht im Uferbereich anzusiedelnden Gewerbe- und
Dienstleistungsbetrieben den Nachfragedruck am See zu mindern. In den Ufergemeinden sollte die 
gewerbliche Entwicklung generell auf die Weiterentwicklung ansässiger Betriebe und die Flächen scho-
nende Neuansiedlung umweltverträglicher Betriebe beschränkt bleiben. Zur Stärkung der entwicklungs-
strategischen Aufgaben im seeferneren Raum wird eine Landesentwicklungsachse Stockach – Meßkirch
ausgewiesen, die einen Lückenschluss zwischen den Landesentwicklungsachsen am Hochrhein und im
Donautal bildet.
Zu 6.2.5 (Raum Ulm)
Das Oberzentrum Ulm hat den starken wirtschaftlichen Strukturwandel durch einen vom Land wesentlich
unterstützten Ausbau der Dienstleistungsfunktionen so vollziehen können, dass es seine großstädtische
Bedeutung auch über die Regions- und Landesgrenze hinaus erhalten und ausbauen konnte. Ein we-
sentlicher Entwicklungsschub für die Zukunftssicherung der Stadt und seines Umlands erfolgte durch die
Gründung des Forschungsparks auf dem Eselsberg, der Ulm den informellen Titel einer Wissenschafts-
stadt eintrug. Das Oberzentrum hat wichtige Funktionen für die östliche Flanke Baden-Württembergs; ne-
ben seiner Aufgabe als Oberzentrum besitzt Ulm eine ausgeprägte Knotenfunktion im Netz der transeu-
ropäischen Verkehrswege. Diese Funktion soll im Schienenfernverkehr durch den Bau der Hochge-
schwindigkeitsstrecke Stuttgart – München, die Verwirklichung des Projekts Ulm 21+ sowie eine Aufwer-
tung der Güterfernverbindung zum Bodensee und durch die Schweiz nach Italien gestärkt werden.
Angesichts der mit dem wirtschaftlichen Strukturwandel eng verknüpften dynamischen Siedlungsent-
wicklung ist um das gemeinsame Oberzentrum Ulm/(Neu-Ulm) ein grenzüberschreitender Verdichtungs-
raum abgegrenzt worden (vgl. Plansatz 2.2.1). Der baden-württembergische Teil dieses neuen und rela-
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tiv kleinen Verdichtungsraums ist von weit ausgreifenden ländlich strukturierten Gebieten umgeben. Als
Oberzentrum, als Wissenschaftsstadt und als bedeutender Gewerbe- und Industriestandort ist die Stadt
Ulm maßgeblicher Kristallisationskern des Verdichtungsraums Ulm/Neu-Ulm. In dieser Eigenschaft über-
nimmt sie wesentliche Aufgaben als Vermittlerin von Entwicklungsimpulsen in den Ländlichen Raum der
südöstlichen Landesteile. Diese Mittlerrolle sollte durch Vernetzung mit den benachbarten Regionen Ost-
württemberg und Bodensee-Oberschwaben, insbesondere im wissenschaftlich-technologischen Bereich,
ausgebaut werden. Darüber hinaus übernehmen das Oberzentrum und der Verdichtungsraum eine wich-
tige Brückenfunktion zwischen den Europäischen Metropolregionen Stuttgart und München. 
Zu 6.2.6 (Raum Ostwürttemberg)
Der Landesentwicklungsplan weist (nach wie vor) kein Oberzentrum für die Region Ostwürttemberg aus.
Dies entspricht auch dem politischen Willen der Region. Ostwürttemberg ist damit die einzige Region im
Land ohne Oberzentren. Die oberzentralen Funktionen werden – ganz im Sinn regionaler Kooperation –
in funktionaler Abstimmung und Ergänzung durch die vier Mittelzentren Aalen, Ellwangen, Heidenheim
und Schwäbisch Gmünd wahrgenommen. Diese Festlegung führt in der Praxis zu einer ausgewogenen
Versorgung aller Regionsteile. 
Aus regionaler Sicht sollen insbesondere die Bereiche Wirtschaft, Kultur und Tourismus in den vier Mit-
telzentren über die Versorgungsfunktion für den jeweiligen Mittelbereich hinaus eine aufeinander abge-
stimmte Intensivierung und weitere Vernetzung erfahren. Die vorhandenen Bildungs- und Forschungs-
einrichtungen, insbesondere der Hochschulbereich, sollen zu einem regionalen Netzwerk weiterentwickelt
werden. Hier gilt es, den Technologietransfer unter den Einrichtungen auszubauen und die Technologie-
und Gründerzentren stärker zu vernetzen. Hiervon werden nicht zuletzt für die Wirtschaft in der Region
unterstützende Synergien erwartet.
Fotonik und Optoelektronik sind als Technologien des 21. Jahrhunderts heute aus dem Informations- und
Kommunikationsbereich nicht mehr wegzudenken. Die Region Ostwürttemberg besitzt durch Studien-
gänge, Forschungseinrichtungen und einen hohen Besatz an Firmen in diesen zukunftsweisenden Berei-
chen sehr gute Ansätze zum Ausbau eines Clusters, was es zu unterstützen gilt.
Die Entwicklung der Region hängt auch vom Ausbau ihres überregionalen Leistungsaustauschs und ihren
Kontakten zu Nachbarräumen ab. Deshalb soll eine Intensivierung der Kooperation, insbesondere mit der
Europäischen Metropolregion Stuttgart, dem Raum Ulm und den bayerischen Nachbarräumen erfolgen.
Wichtige Grundlage für diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist ein gut ausgestattetes Ver-
kehrsnetz und eine zügige Umsetzung der Ausbauplanungen.
Zu 6.2.7 (Raum Villingen-Schwenningen)
Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg wurde durch den Struktureinbruch in der Uhren- und unterhal-
tungselektronischen Industrie in den achtziger und durch die Rezession in den neunziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts besonders stark getroffen.
Die wirtschaftsstrukturelle Situation des Raums Villingen-Schwenningen, die Bedeutung des Oberzen-
trums für die Entwicklung der Region und die Festigung der dezentralen Siedlungsstruktur haben dazu
beigetragen, dass die zwischen dem Oberzentrum und den Mittelzentren der Region vereinbarte Koope-
ration in das Forschungsfeld "Städtenetze" des Förderprogramms "Experimenteller Wohnungs- und Städ-
tebau" des Bundesministeriums für Raumordnung, Städtebau und Bauwesen als Projekt "Städteforum
Südwest" aufgenommen wurde.
Das Land sieht in einer modellhaften Förderung ein Beispiel für eine langfristige planerische und umset-
zungsorientierte Zusammenarbeit in Bereichen wie Wirtschaft, Verkehr, Städtebau, Umwelt und Kultur mit
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den notwendigen Impulsen, Synergie- und Ausgleicheffekten, die zu einer besseren Nutzung der vor-
handenen Potenziale und zur Optimierung des Ressourceneinsatzes führen.
Im Generalverkehrsplan Baden-Württemberg 1995 wird Villingen-Schwenningen als Standort für ein lo-
gistisches Zentrum ausgewiesen. Im Hinblick darauf, dass die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg vor al-
lem durch die Entwicklung ihres Oberzentrums zu einer ausgesprochen „industriedichten“ Region ge-
worden ist, leistet ein Logistikzentrum einen wesentlichen Beitrag zu einer dauerhaften Standortsicherung
für das produzierende Gewerbe.
Die Region Schwarzwald-Baar-Heuberg hat eine strategisch günstige Verkehrslage im Süden des Lan-
des; hier kreuzen sich die West-Ost-Verbindungen vom Oberrhein und Hochrhein in Richtung Bodensee
und Ulm mit der Nord-Süd-Achse Stuttgart – Bodensee / Schweiz. Diese Knotenfunktion ist weiter zu nutzen
und im überregionalen Schienen- und Straßenverkehr durch Verbesserungen im Fernverkehrsangebot
sowie beim Trassenausbau zu stärken (auf Kapitel 4.1, insbes. Plansätze 4.1.5 bis 4.1.7 wird hingewie-
sen). Bei der Ausgestaltung des öffentlichen Nahverkehrs auf regionaler Ebene hat die Region wichtige
konzeptionelle Arbeit geleistet. Kernstück eines flächendeckenden ÖPNV ist das mit den regionalen 
Akteuren entwickelte und abgestimmte Ringzugsystem.
Die im Rahmen der Randenkommission zwischen den Landkreisen Konstanz, Schwarzwald-Baar-Kreis
und Waldshut und dem Kanton Schaffhausen bestehende Kooperation soll nach dem Willen der Betei-
ligten in den Bereichen Bildung und Kultur, Verkehrswesen, Tourismus und Windkraft ausgebaut werden.
Zu 6.2.8 (Raum Oberes Gäu)
Der Raum Oberes Gäu ist ein typisches Beispiel für die Notwendigkeit interkommunaler überörtlicher Ab-
stimmung von Planungen. Angesichts der innerhalb Baden-Württembergs einmaligen verwaltungsmäßi-
gen Situation durch das Zusammentreffen aller vier Regierungsbezirke und von vier Regionen bei gleich-
zeitig starkem Siedlungsdruck besteht ganz besonderer Koordinierungsbedarf, da viele kommunalpoliti-
sche Aufgaben heute nicht mehr allein im Rahmen der Zuständigkeit einer einzelnen Kommune gelöst
werden können. Nach § 9 Abs. 4 des Landesplanungsgesetzes sind die Regionalpläne benachbarter Re-
gionalverbände aufeinander abzustimmen. Insbesondere die erhöhte Standortkonkurrenz zwingt im
Flächenmanagement und bei der Verkehrsplanung zu räumlich koordinierenden und integrierenden
Handlungsansätzen. Aufgabe des Raums muss auch sein, die gegenüber dem Landesentwicklungsplan
1983 zusätzlich aufgenommenen Landesentwicklungsachsen in die Konzeption einzubeziehen und für 
eine bessere Einbindung des Mittelbereichs Freudenstadt in gegenseitiger Abstimmung Lösungsmög-
lichkeiten zu erarbeiten.
Das Obere Gäu ist neben seiner Standortgunst auch durch Lössböden, die eine hohe natürliche Güte be-
sitzen, ausgezeichnet. Gerade wegen des starken Siedlungsdrucks ist es notwendig, diese landwirt-
schaftlich besonders wertvollen Böden zu schonen (vgl. u.a. Plansatz 5.3.2). Ebenso sind die regional- 
bedeutsamen und genutzten Vorkommen von Karstgrundwasser zu sichern.
Durch die Erarbeitung eines regionalen Entwicklungskonzepts können unterschiedliche Entwicklungsvor-
stellungen harmonisiert und eine gemeinsame Grundlage für das Handeln der regionalen Akteure ge-
schaffen werden. Ein regionales Städtenetz erscheint geeignet, die notwendigen regionalen Entwick-
lungsprozesse als raumordnerische Strategie zu beschreiben und die im Plansatz genannten Ziele umzu-
setzen. Trotz der Rahmensetzung durch die Landes- und Regionalplanung kann eine solche Vernetzung
aber nur dann erfolgreich sein, wenn sie auch von "unten", d.h. von den Städten und Gemeinden getragen
wird. 
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6.3 Räume mit Strukturschwächen
Zu 6.3.1 und 6.3.2
Die veränderten Rahmenbedingungen, insbesondere im wirtschaftlichen Bereich, und die strukturellen
Entwicklungstrends bringen für Räume mit Strukturschwächen zusätzliche Belastungen mit sich. Die Stär-
kung, Entwicklung und Umstrukturierung dieser in der Regel dünner besiedelten Räume ist deshalb seit
längerer Zeit ein Schwerpunkt der Raumordnung und der Strukturpolitik des Landes. Die Problemlage er-
fordert die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Gestaltung eines attraktiven Wohn- und Lebensraums, die
Erhaltung einer angemessenen technischen und sozialen Infrastruktur und - im Hinblick auf die Siche-
rung der natürlichen Lebensgrundlagen, die Pflege der Kulturlandschaft und die Entwicklung endogener
Potenziale - die Weiterentwicklung und Sicherung der Land- und Forstwirtschaft.
Die Entwicklungspotenziale der Räume mit Strukturschwächen sollen durch konkrete Ansätze sowie
überörtliche und regionale Initiativen zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen genutzt werden.
Durch die Kooperation der regionalen Akteure sollen die dazu notwendigen Eigenkräfte und Eigenver-
antwortlichkeiten gestärkt werden. Auch eine Förderung kann an gemeinsame Entwicklungsvorstellungen
wirksamer anknüpfen.
Die Abgrenzung der Räume mit Strukturschwächen ist nicht eigenständig im Landesentwicklungsplan ge-
regelt, sondern richtet sich nach der jeweils verbindlichen Festlegung der Fördergebiete. Diese umfasst
zur Zeit die Gebiete der einzelbetrieblichen Regionalförderung und die Gebiete der Infrastrukturförderung
nach dem Programm zur Förderung der wirtschaftlichen Infrastruktur (siehe Richtlinien des Wirtschafts-
ministeriums vom 09.12.1985, GABl. 1986, S. 60 [außer Kraft, 2002 in Überarbeitung], i.V.m. der Richtli-
nie zur Wirtschaftsförderung in Baden-Württemberg vom 01.09.1991).
Inhaltlich ergibt sich die Abgrenzung der Fördergebiete aus dem Ziel der Regionalförderung, in den 
Teilräumen des Landes gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen. Dabei sollen struk-
turschwache Regionen so gefördert werden, dass sie aus eigener Kraft zu wirtschaftlichem Wohlstand
kommen können (Ausgleichsziel). Gleichzeitig sollen durch die Schaffung von wettbewerbsfähigen 
Arbeitsplätzen die Wachstumsreserven in den Problemgebieten mobilisiert werden, damit sie einen höhe-
ren Beitrag zum gesamtwirtschaftlichen Wachstum leisten können (Wachstumsziel). Mit der Erschließung
von zusätzlichen Produktions- und Dienstleistungspotenzialen sowie der Auflockerung einseitiger Struk-
turen sollen die konjunkturelle oder strukturelle Anfälligkeit der einzelnen Räume reduziert und die 
Entwicklung stabilisiert werden (Stabilitätsziel).
In den Räumen mit Strukturschwächen leben derzeit fast 30 % der Landesbevölkerung; sie sind in der
derzeitigen Abgrenzung in der Regel schwächer besiedelt, überdurchschnittlich ländlich und landwirt-
schaftlich geprägt und zudem durch einen Mangel an qualifizierten Arbeitsplätzen und deutliche Ein-
kommensrückstände gekennzeichnet und damit nach wie vor als abwanderungsgefährdet anzusehen.
Die Gebietskulisse umfasst daneben jedoch auch dichter besiedelte Räume mit industrieller Tradition, die
besonders von den Auswirkungen der 1992 einsetzenden schwersten Rezession der Nachkriegszeit in
Mitleidenschaft gezogen wurden, erhebliche Rückschläge in ihrer wirtschaftlichen und strukturellen Ent-
wicklung hinnehmen mussten und durch die starken strukturellen Veränderungen auf dem Weltmarkt und
den rasanten technischen Fortschritt heute einem verstärkten Wettbewerbsdruck ausgesetzt sind. Starke
Umsatz- und Erlöseinbrüche in einzelnen Branchen führten in diesen Räumen zu steigender Arbeitslo-
sigkeit, nachlassender wirtschaftlicher Dynamik und sinkender Wirtschaftskraft. Strukturprobleme auf
dem Arbeitsmarkt müssen deshalb bei der Abgrenzung strukturschwacher Räume ebenso berücksichtigt
werden wie eine stark unter dem Landesdurchschnitt liegende Wirtschaftskraft.
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FUKUSHIMA-1
Explosion in japanischem Atomkraftwerk
Dach und Mauern des Reaktorgebäudes sind zerstört. Es
droht eine Umweltkatastrophe.
© NHK/CNN
Fernsehbilder deuten darauf hin, dass Teile der Gebäudehülle des Reaktors Fukushima-1
weggebrochen sind
In dem beschädigten Atomkraftwerk in Fukushima hat es eine gewaltige Explosion
gegeben. Mit ungeheurer Wucht wurden dabei am Samstag große Teile der Anlage
zerstört. Trümmer wurden in die Luft geschleudert. Es habe Knallgeräusche gegeben,
berichtete der japanische Fernsehsender NHK. Auf Fernsehbildern war zu sehen, wie
sich große Rauchwolken über der Anlage ausbreiteten. Zum Ausmaß der Zerstörung
gab es keine offiziellen Angaben. Unklar war auch, ob die Explosion mit einer
möglichen Kernschmelze zusammenhing.
Ein japanischer Regierungssprecher sprach nach der Explosion von einer
"vermutlich sehr ernsten Situation". Er rief die Bevölkerung auf, ruhig zu bleiben,
meldete der Fernsehsender NHK. Nach Angaben des Greenpeace-Atomexperten
Christoph von Lieven herrschte an der Unglücksstelle mäßiger Wind, der Richtung
Meer zieht.
Laut dem Betreiber Tokyo Electric Power (Tepco) gebe es mehrere Verletzte.
Inzwischen wurde ein Rettungsteam des nationalen Strahlenforschungsinstituts per
Hubschrauber in das Katastrophengebiet um Fukushima entsendet. Nach Berichten
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des britischen Nachrichtensenders Sky News sind die Bewohner, die in der Nähe des
Atomkraftwerkes leben, dazu aufgefordert worden, in ihren Häusern zu bleiben, kein
Leitungswasser zu trinken und die Klimaanlagen auszuschalten. Zuvor war gemeldet
worden, die Gegend sei im Umkreis von zehn Kilometern evakuiert worden. Unklar
ist, ob Fluchtwege nach der Zerstörung durch Tsunami-Wellen überhaupt nutzbar
waren.
Die Lage in dem Meiler hatte sich zuvor nach dem Ausfall des Kühlsystems
dramatisch zugespitzt. Die Anlage liegt im durch das Erdbeben vom Freitag
zerstörten Nordosten der japanischen Hauptinsel Honshu. Zunächst waren die
Nachrichten zur Lage am Atomkraftwerk widersprüchlich. Fest steht, dass die
Kühlsysteme in dem AKW nach dem Erdbeben ausfielen. Nachdem auch die
Notstromversorgung mit Dieselgeneratoren abbrach, überhitzte die Anlage. Danach
wurde eine gefährliche nukleare Kettenreaktion ausgelöst, die zu einer
Umweltkatastrophe führen kann.
Sollte radioaktive Strahlung in größeren Mengen frei werden, besteht große
Gesundheitsgefahr für die Menschen in der Umgebung des Kraftwerks und darüber
hinaus. Im Umkreis von zehn Kilometern soll das Gebiet bereits evakuiert worden
sein.
Nach Einschätzung von Wissenschaftlern der US-Organisation Union of Concerned
Scientists (UCS) habe der Stromausfall zu einer der gefährlichsten Situationen
geführt, die ein Atomkraftwerk treffen kann: "Ein Station-Blackout, bei dem sowohl
die Stromversorgung von außerhalb als auch die Notsysteme nicht mehr
funktionieren." Strom ist nötig, um Motoren, Ventile und andere Instrumente zu
betreiben, die den Reaktorkern mit Kühlwasser versorgen. Zusätzlich verfügte das
Atomkraftwerk über eine batteriebetriebene Notkühlung, die allerdings nur rund
acht Stunden überbrücken könne. Inzwischen sollen sechs Batteriesätze für
Fukushima-1 organisiert worden sein.
In der Nähe des beschädigten Atomkraftwerks wurden radioaktives Cäsium und Jod
festgestellt. Das lässt darauf schließen, dass die Metallhülle um die mit Uran gefüllte
Brennstäbe im Innern des Reaktors bereits schmelzen. Bei so einer unkontrollierten
Kettenreaktion würde Strahlung freigesetzt, deren Abbau aus der Umwelt wegen der
langen Halbwertzeit radioaktiver Elemente Jahrhunderte dauert.
Schon wenige Stunden nach dem heftigen Erdbeben vom Freitag hatte die Regierung
in Tokyo den atomaren Notstand ausgerufen. Es war das erste Mal, dass sich die
Regierung dazu genötigt sah, seit sie 2000 ein entsprechendes Gesetz zur atomaren
Sicherheit verabschiedet hatte. Es sieht vor, den Notstand zu erklären, wenn
Radioaktivität austritt oder das Kühlsystem eines Kernkraftwerks ausfällt. Insgesamt
sollen sich durch die Erdstöße mit einer Stärke bis 8,9 elf japanische Atomkraftwerke
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automatisch abgeschaltet haben.
TWITTER, BEHÖRDENSEITEN UND LIVESTREAMS
Erdbeben- und Wetterdienste: Meteorologischer Dienst Japans, Japanseite des Potsdamer
Geoforschungszentrums, Liveübersicht des Geoforschungszentrums über neue
Erdstöße,Tsunamiwarnzentrum der National Oceanic and Atmospheric Administration der USA,
Erdbebenvorhersage-Institut Tokyo, Erdbebenerforschungszentrum Tokyo
Reaktorsicherheit: japanische Atomaufsichtsbehörde, internationale Atomenergiebehörde IAEA,
Facebookseite der IAEA mit aktuellen Informationen, englischsprachige Seite des
AKW-Betreibers Tokyo Electric Power Company (Tepco)
Nachrichtenblogs: CNN, Wall Street Journal, japanische Nachrichtenagentur Kyodo (auf
englisch)
Livestream: öffentlich-rechtlicher japanischer Sender NHK
Notfallinformationen: Informationen über Evakuierungen in der Region Fukushima (englisch),
Google "Person Finder" auf japanisch, Google "Person Finder" auf englisch, Google-Seite mit
Nachrichten, aber auch Notfallhinweisen und Telefonnummern
Karten und Grafiken: Satellitenfotos vorher/nachher bei der New York Times, interaktive Grafik
eines Siedewasserreaktors bei der NYT, Erdbebenrisiko-Karte Japans bei U.S. Geological Survey
Premier Kan hatte alleridngs zunächst gesagt, dass in keiner der Atomanlagen
nukleares Material ausgetreten sei. Schon zwölf Stunden nach dem Unglück hatte es
erste Meldungen über erhöhte Werte im Turbinenhaus des Kernkraftwerks gegeben.
DAS ERDBEBEN VOM 11. MÄRZ
In fast 90 Prozent der Fälle werden Tsunamis durch Seebeben ausgelöst. Dabei brechen oder
reißen aufeinander stoßende Erdplatten und erschüttern den Untergrund des Ozeans. In Japan
taucht die Pazifische unter die Eurasische Platte.
Durch solche Erdverschiebungen können gewaltige Wassermassen in Bewegung gesetzt
werden. Einmal angestoßen, beginnt eine Kettenreaktion: So wie ein Dominostein den nächsten
anstößt, pflanzt sich die Bewegungsenergie im Wasser fort – mit einer Geschwindigkeit von bis zu
800 Kilometern in der Stunde.
In Japan ereignete sich am 11. März 2011 um 14.46 Uhr Ortszeit (06.46 Uhr MEZ) ein großes
Erdbeben der Stärke 9. Zahlreiche weitere Beben erschütterten die Region. Das Epizentrum lag
130 Kilometer östlich der Stadt Sendai und fast 400 Kilometer nordöstlich der Hauptstadt
Tokyo. Das Beben löste mehrere Flutwellen aus, die weite Landstriche verwüsteten.
Mehr als 15.800 Menschen starben durch die Naturkatastrophen, mehr als 3.200 gelten
weiterhin als vermisst. Rund 120.000 Gebäude wurden zerstört, Hunderttausende weitere zum
Teil erheblich beschädigt (Quelle: National Police Agency, Japan).
DER TSUNAMI
Eigentlich bedeutet das japanische Wort Tsunami "Hafenwelle". Meist ist es aber nicht eine
einzige Welle, die ausgelöst durch ein Erdbeben die Küsten trifft, sondern die Erschütterungen
lösen gleich eine ganze Serie von Flutwellen aus.
Treffen diese Wellen nach ihrer rasanten Ausbreitung über den offenen Ozean auf flachere
Gewässer, türmen sich die Wassermassen meterhoch auf. Als gewaltige Brecher schlagen die
Fluten an Land und können so kilometerweit ins Landesinnere vordringen.
Mit Beben muss man auf Japans Hauptinsel Honshu stets rechnen. Das Land liegt im Bereich
des Pazifischen Feuerrings. Damit ist ein Vulkangürtel gemeint, der den Pazifischen Ozean
umringt.
GAU IN FUKUSHIMA
Während des Bebens am 11. März 2011 wurde auch das an der Ostküste der Präfektur
Fukushima gelegene Atomkraftwerk Fukushima-1 beschädigt. Der anschließende Tsunami
zerstörte sowohl die Notstromversorgung als auch wichtige Kontrollmöglichkeiten der sechs
Reaktoren.
Nachdem das Kühlsystem ausfiel, kam es zu mehreren Explosionen durch entzündeten
Wasserstoff. Die Wände der Reaktoren 1, 2, 3 und 4 wurden teils schwer dadurch beschädigt.
Zudem ereigneten sich Kernschmelzen in den Reaktoren 1 bis 3. Radioaktivität trat in hohen
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Mengen in die Umwelt aus.
Das umliegende Gebiet musste evakuiert werden. Noch immer sind Städte und Dörfer in einem
Radius von 20 Kilometern um die Atomanlage gesperrt. Mindestens 60.000 Menschen mussten
ihre Heimat verlassen.
Der AKW-Betreiber Tepco versucht, die havarierten Reaktoren langfristig unter Kontrolle zu
halten. Die Regierung schätzt, dass eine sichere Demontage von Fukushima-Daiichi mindestens
40 Jahre dauern werde. Im Dezember verkündete sie die Kaltabschaltung des Kraftwerks,
allerdings ist umstritten, wie sicher die Lage dort wirklich ist.
Am Kernkraftwerk Onagawa im Nordosten Japans war außerdem nach dem Beben
am Freitagnachmittag ein Feuer ausgebrochen, das inzwischen gelöscht worden sein
soll, ohne dass Radioaktivität freigesetzt wurde.
Trotz der Erdbebengefahr setzt das rohstoffarme Japan bei der Energiegewinnung
auf die Kernkraft: Rund ein Drittel des Strombedarfs der Wirtschaftsnation stammt
aus den derzeit mehr als 50 Atomkraftwerken. Für sie gelten strenge
Bauvorschriften. Sie alle sind mit Erdbebenmessgeräten ausgerüstet, sodass bei
einem Beben automatisch die Reaktoren heruntergefahren werden.
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Um Erschütterungen gering zu halten, müssen alle japanischen Atommeiler zudem
auf felsigem Untergrund gebaut werden. Am Meer liegende Kraftwerke sind durch
Mauern gesichert, um sie vor etwaigen Tsunami-Wellen zu schützen. Nach dem
verheerenden Erdbeben in Kobe im Jahr 1995, bei dem mehr als 6400 Menschen
ums Leben kamen, wurden die Vorschriften noch einmal verschärft. Seitdem müssen
alle Reaktoren mindestens Erdstößen der Stärke 7,75 standhalten können. In
besonders gefährdeten Regionen müssen sie sogar Beben bis 8,25 aushalten können.
QUELLE: ZEIT ONLINE, AFP, Reuters, dpa
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